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53.043 


Nee 


Natural- und Geldunterffübung. 


Referat von 


Dr, Hanfer, 
Beigeorbnnetem in Worms. 


8 1. &inleitung. 


Diejen Bericht darf ich wohl mit der Verficherung beginnen, daß ich 
an die Prüfung der Natural- und Geldunterjtügung herangetreten bin, ohne 
diejen Gegenjtand viel näher zu fennen, als eine aufmerffame Ausübung 
der Armenpflege eben mit fich bringt, daß man aber dieſe beiden Unter— 
ftüßungsarten nicht ohne jteigendes Intereſſe bearbeiten kann. Nicht ein 
abgegrenzte® Gebiet fieht man vor fich, jondern man verlangt Aufichluß 
über die höchſten Ziele der Armenpflege, daneben über die Bekämpfung 
des Mißbrauchs und über wertvolle Eriahrungsjäße, die mit vielem Uns 
brauchbaren zu örtlichen Gewohnheiten verfteinert find. Aber nicht das 
Alte zu ergründen, konnte meine Aufgabe fein, fondern das Bejtehende 
unter Anerkennung feiner natürlichen Berechtigung hervorzuziehen. 

Wertvolle Dienjte leifteten mir die in den letzten Jahren erjchienenen 
Schriften des „Deutjchen Vereins für Armerpflege, und MWohlthätigkeit”, 
namentlich der Cunoſche Bericht über Art und Höhe’ der Unterſtützungen. 


Mit nicht minder großem Nutzen habe ich bei der Gentinfftelle. für: ° 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen, und zwar beider „neuen, „Arefflich 'ein- -"- 


gerichteten Abteilung jür Armenpflege und Wohlthätigteir,; „DaB geldıeiigelte, 
Material durchgejehen. j 
Die Bearbeitung eines jo wichtigen Themas darite -jed wicht er= 
folgen, ohne durch eine möglichjt ausgiebige Rundfruge "sörbereitek au“ ſein. 
So wenig der Abjender einer jo großen Fragelijte Veranlafjung hat, mit 
fich zufrieden zu fein, weil man, im Befi der Antworten, die Mängel 
der Tragen fieht, jo ift doch die Wiedergabe der lebteren nicht ju um« 
- gehen. — 
Schriften d. D. Ver. f. Wohlthätigteit. XLII. 1 
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Dr. Kayſer. 


Fragebogen. 


. Wird die Armenpflege geübt durch ehrenamtliche Pfleger? 

. Wie viele Pfleger bilden einen Bezirk? 

c. Bei welcher Stelle erfolgen regelmäßig die Bewilligungen 
(Armenverwaltung?® Bezirfsverfammlung ?) ? 


co» 


. a. Werden die Hauptbedürfniffe der Armen, insbejondere int Ge- 


biete der Ernährung, Bekleidung und Feuerung, in der Regel 
auf dem Wege der Geld» oder der Naturalunterjtügung be— 
friedigt ? 

b. Welche Gegenjtände des Bedarfs werden durch Naturalunter- 
ſtützung bejchaffen ? 

c. Wie hoch beläuft fich die Jahresausgabe an Geldunterjtügung, 
wie hoch zur Beichaffung der verjchiedenen Gegenjtände der 
Naturalunterjtüßung ? 


. In welcher Weije jorgt die Armenverwaltung für die Entrichtung 


des Mtietzinjes ? 


. a. Hat die Armenbehörde ſich darauf eingerichtet, beftimmte 


Nahrungsmittel, Kleidungsjtüde oder ſonſtige Mittel zur Be- 
friedigung der wichtigjten Lebensbedürfniſſe im Großen einzu= 
faufen oder felbjt herzujtellen ? 

b. Welches find dieſe Einrichtungen ? 


. a. Auf welche Weije erfolgt, joweit Naturalunterjtüßung jtatt- 


findet, die Abgabe an die Armen? 
b. Wie wird auf die Schonung des Ehrgefühls Bedacht ge: 
nommen? 


. In welchem Umfang iſt zur Ergänzung der Naturalunterftügung 


noch Geldunterftüßung notwendig? zuläffig? gebräuchlich ? 


. 2. Welche Mißbräuche Haben fich die Armen, ſoweit Geldunter- 


ſtützung jtattfand, zu Schulden fommen laſſen? 

b. Sind dieſe Mißbräuche durch die Naturalunterftüäßung nach— 
weisbar eingejchränft oder bejeitigt worden ? 

c, Haben Arme * Bezugsſcheine unter dem Koſtenpreiſe ver— 
kauft? a 


a. Hal die Auwindung der Naturalunterſtützung ſtatt Geld— 


unterſtützung Minderausgaben in beſtimmter Höhe auf Seiten 
der Armenverwaltuug herbeigeführt? 

.Sind Folds "Minderausgaben auf Seiten der Armen nach— 
"gewiejen? - 

Wöerden' diefe Vorteile aufgewogen einerfeits durch leichtere 
Verabſolgung, andererjeitd durch geringere Schonung der 
gelieferten Gegenjtände ? 


. a. Hat die Beobachtung und Vergleichung beitimmter Unter: 


ſtützungsfälle gezeigt, daß die Geldunterſtützung raſcher als die 
Naturalunterftügung die Armenpflege eutbehrlich macht? 


Natural- und Geldunterftügung. 3 


b. Wird der Geldunterjtügung (in Verbindung mit gewiſſen— 
hafter Pflegethätigfeit) eine günftige Einwirkung auf die wirt— 
Ichaftliche Selbjtändigkeit de Armen beigemefjen ? 

ec. Wird der Hierdurch und durch größere Schonung des Ehr— 
gefühls erreichte Vorteil Höher angejchlagen ala die Vorzüge 
der Naturalunterjtügung ? 


10. a. Soll das jeitherige Verhältnis von Natural- und Geldunter- 
jtüßung beibehalten werden ? 
b. Welche Gründe find dafür enticheidend ? 


11. Für welche der beiden Unterftüßungsarten macht fich der Wunsch 
der Armen dorwiegend geltend ? 


12. Darf der Arme zwifchen Geld» und Naturalunterftügung wählen? 


13. Wer hat zu bejtimmen, ob im einzelnen Fall die Regel verlaſſen 
und ſtatt Geld- Naturalunterftäßung oder ftatt Natural- Geld- 
unterftügung gegeben wird ? 


14. Wie find die Unterftügungsfälle geartet, in denen die Regel ver- 
laffen wird? | 


Diefer Tragebogen, welcher an die 268 Gemeinden Deutjchlands mit 
mehr ala 15000 Einwohnern und außerdem an 9 Eleinere Gemeinden 
überjandt wurde, hat in 223 Fällen zeitig feine Beantwortung gefunden. Diejen 
zum großen Zeil umfangreichen Mitteilungen verdanfe ich nicht bloß das 
thatfächliche Material, welches in dieſem Berichte faſt vollſtändig wieder: 
gegeben werden ſoll, fondern auch eine Reihe jehr beachtenswerter Geſichts⸗ 
punkte, welche ich mir nach Möglichkeit angeeignet habe. 

Außerdem ergingen über verſchiedene Punkte, welche bei Beantwortung 
der Fragebogen noch nicht erſchöpfend erledigt zu ſein ſchienen, beſondere 
Anfragen, welche zur erwünſchten Anfklärung geführt haben. 

In der nachfolgenden Überficht laſſe ich diejenigen Städte und Ort— 
ichaften folgen, welche meine Anfragen zu beantworten fo freundlich waren. 
Diefe Überficht enthält zugleich die Einwohnerzahl nach den Veröffent- 
lichungen des Ffaiferlichen Gefundheitsamtes Nr. 14 des Laufenden Jahr- 
ganges und ferner einige Mitteilungen über die Organijation der be= 
treffenden Armenbehörde im Anſchluß an Nr. 1 des obigen Fragebogens. 
Es war bezwedt, feftzuftellen, in welchem Umfange das jogenannte Elber- 
felder Syſtem Gingang gefunden hat, namentlich die Hauptgrundjäße, die 
Decentralifation in der Bewilligung und die Ausftattung des Bezirkes mit 
einer bejtimmten Anzahl von Pflegern. Der Buchjtabe E bedeutet die 
Verwendung ehrenamtlicher Organe, die Ziffer der nächiten Spalte die 
Anzahl der Pfleger innerhalb eines Bezirkes. Da das reine Elberfelder 
Syitem nur in einer größeren Stadt durchführbar it, jo mußten die 
Derhältniffe Eleinerer Pläße in der Anmerkung berüdfichtigt werden. 

1* 


4 Dr. Rayjer. 
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Magiſtratskollegium 
































18 Armendeputation 
46 293 E[10—15| Armenverwaltung ER 
Altenefien . . | 25844 |E) — | Armendeputation (O0E jeben Bezirk ift 1 Pfleger 
Altona . . . 1153025 E 15 | Bezirföverfammlung 
Annaberg . . | 15073 E]| 2 | Armenverwaltung 
Anzbah. . . | 17048 —| — | Armenpflegichaftsrat Befteht aus 18 — —— 
Apolda . . | 20741 1E| — Armenkommiſſion er — mn 
| —J— F Umformung nad) dem Elber⸗ 
Aſchersleben | eu I Felder Eoftem beabfichtigt 
Baden - [| 24650 — — | Armentommiffion je Bei Dei : ae 
Bauten. . . | 25226|E| — Armenausſchuß —— ——— 
Bayreuth . . | 29684 — — Armenpflegſchaftsrat oe iin nach Ban 
Bed... .| 23050 E 3 Armentommilfion 
Berlin . . . 1747903 E 5-20 —— 
Bernburg . .| 35277 /E| — Armendeputation || 38 Armenpfleger fürd. Stadt. 
Beuthen. . . || 43446 | —| 2 en 
Bielefeld . .| 42834 E 5-8 | Bezirföverjammlung 
Bocholt... .|| 18595 'E — Armenverwaltung u Pr Bezirke 
Bodum. . .| 58314 |E 110 —-15 Gentralverwaltung 
| | 13 er a un mit je 
Bonn. . . -| 47966 E) — | Bezirköverfammlung | — — ——— 
mit gleichen Rechten. 
| Es ift dem Armen überlafjen, 
Borbed . . .| 39186|E) — | Armenkommiffion | een in Enter 19 
| Bezirkzeinteilung. 
Bottrop. . .| 2113|E — Armendeputation || 23Urmenpfl. für d. Gemeinde. 
Brandenburg 45914 |E 3 Armendirektion 
er } 17701 |E) — | Armenverwaltung | Für jeden Bezirk 1 Pfleger. 
Braunfchweig [125536 E 8—15 — veejemlung | 
Bremen. . . 1149544 E = 10) Bezirköverfammlung | 
Bremerhaven. | 17763 E f — Jeder Bezirk 1 Pfleger. 
| ezirksarmen⸗ 
Breslau. . . 405 362 E30 | fommiffion 
| 10 Armenbez. m. jelBezirkös 
Brig. . . .| 22950 |E| — Armenbdirektion armenvater und 2 Armen: 
| ‚vätern zur — 
Brmben. | MOSE] — | — 
Dur... .| 19586|E| — | Armendeputation — in 6 Be: 
| 


Burg. - .» . || 20 705 E 4—9 Armendirektion 
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Ein- | Piieger Bewilligende | 
wohner | 5 | Bezirf Stelle 



























Bemerkungen 





13 Bez. mit zuf. 145 Pflegern 
und 14 Pflegerinnen. 


| 





fElberfelder Syftem foll ein- 
geführt werden. 


Bezirkzeinteilg. i. Vorbereitg. 
Bezirkövorfteher ohne Pfleger. 


ir Pfleger unterftehen nur 
ber Deputation. 


(Zu jebem Bezirk gehören 
\ 4 Herren und 2 Damen. 
24 Pfleger f. dad Stadtgebiet. 





Die Stadt ift in 14 Bezirke 
eingeteilt; jeder Bezirk in 
Reviere m. ſchwank. Zahl. 


| 





SHeder Pfleger ſtehtl Bezirk vor. 


[Die Gemeinde umfaßt 12 Be: 
\ zirfe mit je 1 ‘Pfleger. 


f Diefelbe wird unterftüßt durch 
| einen Armenboten. 
Diejelbe befteht aus jämtl. 


| Pflegern. 
| 


Gafiel. . . . | 89294 E — Bezirkskommiffion 
Gele... . 19 552 E| 4—8 | Armentommiffion | 
—— 172166 |E) 2—14| Armentommiſſion 
Chemnig . . 1176830 E 3—10 Armenamt 
Goblenz . . . || 41334 E —_ Armenverwaltung 
Coburg 19 820 E| — Armenkommiſfion 
GEöpenid 20 166ß6 — Armenverwaltung 
Göthen 20761 — — Armentommilfion 
Cottbus. . . || 40835 E 3—8 | Armenverwaltung 
Eüftrin. . . | 17204 E 5—6 | Bezirkäverfammlung 
Danzig . -. - 129378 E | 8—20 Armenamt 
Darmftadt. . | 68220 E| — Deputation 
Döbeln . . 17539|E 2 Armenausfhuß 
Dortmund. . 126 691 E 10-15 Bezirksverſammlung 
Duisburg . . | 78144 || 8—10 Bezirköverfammlung 
Düren 26538 |E 7—13 Armenbeputation 
Düffeldorf.. . 198 787|E 10-12 Deputation | 
Eberäwalde .| 19847)E) 6 | Armenverwaltung | 
Eisleben. . . | 22 430 | E — | Armendeputation 
Eifenad. . 26456 E}| — | Gemeindevorftand 
Elberfe 148969 |E| 14 | Bezirfäverfammlung 
Elbing . . .| 48906 EI — Bezirlsberſammlung 
Emden . . - | 15051)E 2 | ——— 
— rmenbezirks⸗ 
Erfurt... 82091 E 9—16 tommifhion 
Erlangen . . 23029 E 5-10 Armenpflegichaftsrat 
Eichweiler . .. 20386 |E| — Armendeputation 
Ellen. . . . 109012 |E) 4 | Bezirkiverfammlung 
Eklingen . .| 25317 E| 6 Armendeputation 
.| 43437 |E| — Armenverwaltung 
af it . 33177 — Armendeputation 
ranfenthal . | 15474 — — Armenpflegſchaftsrat 
rankfurta. O. 61616 E4-16 Armenverwaltung | 
eiberg i. S. 29523 | E110— 12 Diſtrittsverſammlung 
reiburg i. B. 55882 E 58 Armenrat | 
ulda ... .|| 15535 | E20—25 Bezirköverfammlung 
Geeftemünde . || 18866|E| — Armenvorftand 
Gelſenkirchen. 34108 E 7 | Armenverwaltung 
Gera. . . „|| 463711 | — Kommilfion 
Giebichenftein | 155111]E) — | Armentommilfion 
Gießen . . .|| 24006/E) 8—10 Armendeputation 
M.⸗Gladbach. 56554 JE) 10 | Bezirkäverfammlung 


| 
































6 Dr. Kayſer. 
Ein: E Pfleger Rewilligende 
s im : 8 Bemerkungen 
wohner | 5 Bezirk Stelle 
Me — 
Glauchau . 25 996 E Armenausſchuß Hr pr —* se 
ner —— f Berfammlung der | 
Sleiwitn — | \ Bezirkövorfteher | 
Sog... — | ————— 
Ömünd.. . .| 17336) EI 2 Ort3armenbehörde j 
Gneien -» - . I 22007 |--| — — 
rm. .| 1744 7 — Armendeputation 
Görlitz . 75652 E 2-10 Armenverwaltung 
Godlar . .1 15981|E 6 Armenkollegium 
Gotha 33 262 E 13-16 Bezirksverſammlung 
Goöttingen.27747 |E | Armenkommiſſion J 8 Armen» 
Greiz . | 23840 I— |) — | Armenverwaltung | 7 —— ———— 
| zezirks 
ri ie 20 273\E)0—30| Bezirksverwaltung 
Guben .ı 32511 E 10-20 Bezirksverſammlung 
Gützkow. — — — Armenverwaltung 
Hagenau.. 18413 — | Armenrat 
Halberftadt . | 44280 E 7—8 | Bezirfäverfammlung 
Halle a. ©. . 1126736 |E) 10 | Bezirkstommiffion | 
Hamburg . 663 073 | E110— 18! Bezirfäverfammlung 
ameln . 19685 E 1 Armenkollegium 
—— Gemeinderat 
(Rheinheſſen) 
Hamm i. W. 31181/E) 7 Armenverwaltung 
Hanau 29536!E: — Armenkommiſſion I ande Stadt find 
Hannober . 234 090 BE — Armenkonferenz I der Pfleger 
: an nr< : R Die Stadt umfaht 22 Be- 
BEDESFER: .|| 87662!E| — Armenverwaltung N zirte mit je 1 Pfleger. 
Heilbronn. . | 36263 B. 10 Bezirksverſammlung 
Herchenhain. — — — | Gemeindeverwaltung 
Hildesheim .| 43259, E: 5—8 | Urmenvermwaltung 
werben UN 17178 1E) 2-3 Armendeputation 
Hörde . . .| 20279/E| 2 | Armenverwaltung 
SIngolftadt. . | 22929 | E — | Armenpflegichaftsrat 
Inowrazlaw. 23426 E 2 Armendeputation A Re 
DEREN, : Die Stadt umfaht 35 Bes 
Inſterburg | 2>92|E - Armenvermwaltung ziefe mit je 1 Pfleger. 
— 26589 E 5 Ils >, Bezirfäverfammlung 
Sena. . .1 16968 'E 3 Armenkommiſſion 
Raierslanteen 43537 — — — 
183299 E 6—8 | Armendeputation 
J——— 91426 ‚E 2—4 Armenrat 
arm = Unter Mitwirkung von 15 
Kattowih . 27 233 ‚E — ARMS ERRANG Berirkövorftehern. 
ae 15496 |— — Armenpflegſchaftsrat 
Kiel 97487 E, 10 |! Bezirtöverfammlung 
Köln. 349 628 E 12— 16; Bezirläverfammlung 
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Ein- 3 — Bewilligende 
IS Bemerkungen 
wohner — wahet Stelle 
znigsberg J 181 047 E15—20) Bezirköverjammlung | 
olberg. . . || 19534 E | Urmendeputation || 
sslin . . 19741 E 1—3 | Wrmendeputation | 
reield . . . 1108 585 | E 14 | Bezirkäverfammlung | 
ceuznadh - - Becise 8 — | Armenverwaltung ae ber 
mdäberg a. || 39917 E 9 | Bezirfsverfammlung | 
— 13188 E, 4 | Gemeinbevertretung | 
ipzig - 40665 E 15 |Diftriftäverfammlung, 
eguiß . 55124 /Ei 2 Armenfonferenz | 
ibed. . . .| 74878 EI — Armenkollegium te a ——— 
ıdenwalde .| 20310 |E} 2 | Armentommilfion 
idenſcheid 22557|E| 5 ‚ Hauptverfammlung 
idwigsburg. 20094 |E) — | Armenverwaltung IS em, — ein Herr 
idwigshafen 44518 E 1223 far 
i ’ ezirksarmen 
tagbeburg . 1223160 E 4-15, tommiffion 
ainz . . 18 759 |E| 8—14| Bezirkeverfammlung | 
Amine N 274755 |E| 2 | Armentommiffion | 
'annheim .1115 386 | E 7—15| Bezirföverfammlung MDaneb > 
N < (Daneben ein Armenverrin 
'arburg . | 17 123 EI — Armentommijfion \ m. SPflegernf.jeden Bezirk. 
teerane . ., 23526 |E| 2—4 | Armenverwaltung 
'eiderich . 29 714 E 10—12| Bezirfäverfammlung | Rp 
teihen. . . | 19497 E| — Armenverein es vn. 
temel . . .| 19134 |E; — | Armenverwaltung —— ie 
'erfeburg. . | 19648 E rn Armenverwaltung Iys Bairt il 
A | 5 Bezirke, 5 eger, von 
etz. 59 065 |E — | AUrmenrat \ denen ri e. Gehilfen haben. 
saufen } 31960|E 3-8 | | Bezirföverfammlung | 
Alhaujſen 87 354 E, — | Armenverwaltung a umfaßt 45 Quar⸗ 
| | 
heim , 39588 E| 9 | Armendeputation | 
'üleim “ 33955 E 6 | Pegivtöverfammlung, 
tündhen . . 1447773 E| 7-28) Armenpflegſchaftsrat ln Arumbinianen 
fünfter. | 62456 E| 14 | Bezirfäverfammlung | en 
aumburg 2 22213 B — Armenkommiſſion — —7 
be. | 24 257 E — | Armendeputation yani 1. Sali toinb @iberfetb 
i uli wir erjelder 
umünfter . | 26 346 = — — Eyſtem eingeführt. 
— > — E — Arenpflegſchaftsrat 1 Pfleger 
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Neunkirchen . 
Neuruppin. . 


Neuß... . 
Neuftadt a. ei 


Neuftadt in ) 





O.Schl. 
Nidda . 
Nürnberg . 
Dberhaujen . 
Dffenbad . . | 
Ohligs . - - 
Dlbenburg. - | 
Oppeln. . . |) 
Paderborn. . 
Pirna. ... 


Plauen . . 


Pojen. . . .| 
Potsdam . .| 
Prenzlau . 
Quedlinburg . 
Rathenow. . 
Ratibor. 

Regensburg . 
— i. 


itngen 9 
Rheydt . . 
Rodlik . 
Saarbrüden . 
—— 


halte . 


Siam 
Schneidemühl 
Schönebed. 
Schöneberg . 


Schopfheim . 

















zent | 
Schwelm . .| 
Schwerin . . || 
Siegen . . . 
Sorau .. . 
Spandau . . 
Speier . . .| 
Stargardi. P. 
Stendal. 

Stettin. . . 
Stolp. . . . 


1213 190 


33 669 
42 477 
18.087 
24.009 
26 873 
22 541 
16 974 


64 073 
715 545 
61 558 


. | 20.654 


22 838 
19 900 
22 357 
44 391 


26 508 


20 739 
32 445 


19 145 


19 133 
24 813 
18 581 
19 119 
15 257 
83 080 
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Stelle 


Armentommilfion 
Armendirektion 
Armenpflege: 

| fommijfion 


j 


Urmenpflegichaftärat 


Armenbeputation 


Armentommijlion 
Armenpflegichaftsrat 
Armenverwaltung 
Direktion 
Armenverwaltung | 
Armentommilfion 
Armenbeputation 
Armendeputation 
Armenausſchuß 


Armenausſchuß 


14 -21 Bezirkskommiſſion 
6—16 Bezirköverfammlung 
5—6 | Armendireftion 

12 | Armenverwaltung 








Armentommiffion | 
AUrmencentralftelle | 
Armenpflegihaftsrat 


Urmenverwaltung 


Armendeputation 
Armenverwaltung 
Armenausſchuß 


Armenkommiſſion 


Armenausſchuß 
Armenkommiſſion 
Bezirksverſammlung 


3 


2 


12 


Armenkommiſſion 
Armendirektion 
| 
' Armenfommijjion 





Armendeputation 


15-8 | 


4-5 | Armenverwaltung 
Armendirektion 
Armendirektion 

Armenpflegichaftsrat 
Armendirektion 


2 


I 


5-6 
AUrmentommilfion | 
12— 13, Bezirkätommilfion 





\| 36 Armenpfleger. 


— — 


Armenverwaltung | 


Armendeputation | 


Bemerkungen 


6 Armenpfleger. 


[Derjelben gehören die Bor: 
N, fteher der 10 Stadtbez. an. 
1 Pfleger. 


17 Bezirkem. je Armenvater. 
| 11 Bezirke mit je 1 Pfleger. 


1 bejoldeter Armenpfleger u. 
100 Bezirkövorfteher. 





Zu jedem Bezirt 1 Dame. 


Hauptſächl. d. Frauenverein 
mit 4 bejold. Prlegerinnen. 
21 Bezirke mit je 1 Pfleger. 





20 Pfleger. 


Se 1 Pfleger und 1 vom 
Frauenverein beftimmte 


flegerin. 


22 Pfleger. 
Armenverwaltung || 
1415 Bezirköverfammlung || 





| 
10 Pfleger. 
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Straubing. . 16842 —— Armenpflegſchaftsrat 
Stuttgart . . |153195 |E — | Armenverwaltung 
om .. 32955 |E| 3 Armendireftorium 
ledendorf . 18244 Ei — Gejamttommilfion | 12 Pfleger. 
Dierien . . 23221 E 6—9 | Bezirkäverfammlung | 
— 17218 E —1 Armenverwaltung 
Wandsbek 22451/E 1 Armenverwaltung 
Wanne . . 18294 EI — Armentommiffion || 13 Pfleger. 
Wattenjcheid 16758iEi 2 Armenverwaltung | 10 Keahi n — 
ezahlte er un 
Weimar.. 27943 — — WVerwaltungsſitzung en ofen 
Weiel. . . .| 23359 |E)| 8 | Armenverwaltung 
Weißenfels 27557 Ei — Armenverwaltung 
Wiesbaden .ı 81273 Ei 11 | Bezirkäverfammlung 
Wismar . .| 18540 Ei 6 Direktorium | 
Witten . . .| 30532 E 7 Armendeputation 
Wittenberg . | 17417 E — | Armentommiffion 
Wittenberge . || 15977, — — | Armentommiifion | 14 Bezirkävorfteher. 
BWolfenbüttel.| 16236 E| 4—6 | Yrmentommiliion | Zu jedem Bezirk gehört ei 
k Zu jedem Bezirk gehört eine 
Worms. . .| 37347 IE) 6 | Armenverwaltung N Dame des Frauenvereind. 
Wurzen. . .|| 16419IE — Armenverwaltung | 
aborze. . .| 1993 |— | — Armenverband 
abrie . . . 1689 |— — — 
eib . || 27095 |E, 5—16| Armendeputation | 
erbft. .| 17556 ]E| — | Armenverwaltung | 
ittau . . .| 30378)E| 8-12 Nrmenausfhuß 
widau. . .|| 53344 | 


Ganz befonderd wertvoll waren mir die Mitteilungen über die Vor- 
züge des an den betreffenden Pläßen bejtehenden Verhältniſſes von Natural- 
und Geldunterjtügung. Die Antworten hoben das finanzielle Ergebnis, 
die erziehliche Einwirkung des feitherigen Verfahrens, feine Brauchbarfeit 
zur Befämpfung der Mißbräuche und zur außreichenden Unterjtügung 
der wirklich Bedürſtigen u. dergl. hervor und find je nach Inhalt an der 
entiprechenden Stelle dieſes Berichtes wiedergegeben worden. Alle Ant- 
worten haben das Beitehende ala das Beſte bezeichnet, es ſei denn, daß 
eine Reorganifation des Armenweſens vor der Thüre ſtand. Manches, was 
ich ſelbſt Hätte fagen können, teilte ich in der von den verjchiedenen 
Armenbehörden gegebenen Form mit, die mir lebendig wie gejprochenes 
Wort neben dem gejchriebenen erjchien. 

Selbjtredend iſt es feineswegs meine Abficht, der Naturalunterjtügung 
eine gründlichere Beiprechung zu widmen als der Geldunterftügung. Wenn 
troßdem die Naturalunterftügung fich weit häufiger erwähnt finden wird, 
fo ift eben über dieje mehr zu jagen und der Gegenjaß zur Geldunterftügung 
jo ftarf in die Augen jpringend, daß er feiner Hervorhebung bedarf. 
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8 2. Die Bekämpfung der Armut. 


Die Bedürfniffe des Armen und die Mittel zu deren Befriedigung 
erfcheinen unter einem bejonderen Gefichtspunft, weil fich der Arme diefe 
Mittel nicht jelber beichaffen fann. Die Armut ift daher ein Übel, fie 
ift e8 nicht nur für den Bedürftigen, jondern auch für die Allgemeinheit, 
weil diefe die Koften tragen muß, und weil die geleiftete Hilfe ein gefähr- 
liches Beispiel giebt. Zugleich legt uns jeder Fall der Armut die Trage 
vor, ob er nicht hätte vermieden werden fünnen. Darum jei, ehe wir an 
die Unterſtützung herantreten, ein Blick auf dag Rüftzeug geworfen, mit 
welchem wir die Armut verhüten oder doch heilen oder wenigiteng lindern 
wollen, 

Die Mittel zur Bekämpfung der Armut Tafjen ſich füglich danach 
einteilen, ob fie dem Armen mehr oder weniger mittelbar zu Gute 
fommen, mit anderen Worten, ob fie in größerem oder geringeren Grade 
jeine Mitarbeit vorausſetzen. Wenn wir von höheren Bedürfniffen oder 
von bejonderen Fällen abjehen, erhalten wir folgende Einteilung: 


1. Einrichtungen zur Hebung der allgemeinen wirtjchait- 
lihen Lage. 


Hier find dor allem die Sparfaffen hervorzuheben, die in mannig- 
facher Form, 3. B. als Mietiparfaffen, Baudereine und Schulfparkaffen 
neben der fünftigen Hilfe auch einen erzieherifchen Zmwed verfolgen. 


2. Einrihtungen zur Förderung des Berdienites. 


Hierher gehören in erjter Linie der Arbeitsnachweis und die Not— 
ftandsarbeiten, auch die Lieferung von Werkzeug; die Reifeunterjtüßung 
erleichtert die Verwertung der Arbeitskraft; die Einrichtung der Gewerbe: 
jteuer ermöglicht den Betrieb eines Kleinen Handwerks oder Handels; 
Krippen und Kindergärten jegen Frauen in den Stand, zur Arbeit aus— 
zugehen. 


3. Einrihtungen zur billigeren Beſchaffung der Bedürj- 
nijje des Haußftande®. 


Eine wejentliche Erjparnis wird erzielt durch den Einkauf in wohl— 
geleiteten Konjumvdereinen; manche Yamilien find in der Lage, aus den 
ihnen gelieferten Stoffen die nötigen Kleider herzuftellen; die Uberlafjung 
von Aderland, Wiejengelände, Saatjrucht u. dergl. erleichtert die Be— 
ichaffung von Lebensmitteln und von Futter für die Haustiere; je nach 
örtlichen Berhältnifjen wird im Walde Lejeholz gefammelt und auf den 
Veldern Futter geholt. 


4. Gewährung von Geld. 


Diefe Hilfe fann in verjchiedenen rechtlichen Formen jtattfinden, durch 
Schenkung, Darlehen, ferner durch Uberlaffung don Geldmitteln für einen 
beitimmten Zwed, Ginlöfung von Pfandſtücken, Schuldentilgung, Miet: 
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unterftüßnng, und die Erreichung des Zwedes kann derart ficher gejtellt 
werden, daß die freie Verfügung aufhört, und nur die Überlaffung eines 
bejtimmten Gegenjtandes unter Aufwendung eines Geldbetrages verbleibt. 


5. Gewährung der Bedürfnijfe, wie man fie für den Haus— 
ſtand fauft und mietet. 


Überlaffung einer Wohnung; Lieferung von Nahrungsmitteln (un- 
zubereitet), von fertigen Kleidungsſtücken, Mobiliar und Branditoff. 


6. Lieferung von Bedarfsgegenftänden, zum unmittelbaren 
Gebrauce bereit. 


Dies geihieht durch Aufnahme im Obdach, durch Wärmeftuben, 
Suppen- und Volksküchen und durch Reihenverpflegung. 
Durch Berbindung diefer Hilfen entfteht: . 


7. Die einheitliche Befriedigung der Lebensbedürfniſſe. 


Sie ift gegeben in der Yamilienpflege und in der Anftaltöpflege (ge— 
ſchloſſene Armenpflege). 


Eine befondere Gruppe von Mitteln dient der Gejundheitspflege, wie fie 
erforderlich ijt für alle Menjchen, insbejondere im jugendlichen Alter, bei 
Krankheiten und im Zuftande der Gebrechlichkeit: Arztlihe Behandlung, 
Arzeneien, Brillen, Bruchbänder, künſtliche Gliedmaßen und ähnliche 
Mittel, Geburtshilfe (durch Arzte und Hebammen), Wochenpflege, Kranken— 
pflege (im Haufe des Patienten), Hauspflege (Bejorgung des Haushalts 
bei Berhinderung der Hausfrau), Bäder für Gejunde und Kranke, Schul: 
bäder, Badefuren, diätetifche Heilmittel (Milh, Fleiſch, Eier, Wein), 
Speiſung von Schulfindern und Sommerpflege, Krankenkoſt, Begräbnis, 
Desinfektion. 

Außerordentlich groß ijt der Kreis derjenigen Einrichtungen, welche 
der Erziehung der Jugend, der beruflichen Ausbildung und der all 
gemeinen Volksbelehrung dienen. Es iſt jehr zu begrüßen, wenn die 
Schule den Anforderungen des Lebens einen Schritt näher gerückt iſt und, 
wie bie und da gejchehen, den Haushaltungsunterricht als obligatorifchen 
Gegenitand für die oberjte Mädchenklafje aufgenommen hat. Den höheren 
Aufgaben folgen aber auch die fleineren Sorgen für Schulgeld und 
fonftige Schulbedürfniffe, ferner der Abſchluß der Lehr, zum Teil au 
der Pflegeverträge. Als eine wichtige Hilfe auf geijtigem Gebiet dürfen 
wir aber auch nennen den Verkehr des Armenpflegerd mit feinen Schuß: 
beiohlenen. 

Wenn ich in diejer keineswegs vollftändigen Überficht eine Fülle von 
Mitteln zur Bekämpfung der Armut aufgeführt habe, jo wollte ich hier- 
mit andeuten, daß die Aufgabe derjenigen Armenpflege, welche zugleich 
vorbeugend wirken will, ein außerordentlich weites Gebiet umfaßt. Leider 
werden die Fälle jelten fein, in welchen man einem völlig Verarmten mit 
den oben unter 1—3 angeführten Mitteln zur Seite ftehen fann. Es 
fehlt aber auch nicht an Fällen — fie pflegen allerdings nicht zur Kennt: 
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nis der Armenbehörden zu fommen —, in welchen durch rechtzeitige Ab- 
bebung einer Sparkafjeneinlage, durch alsbaldigen Nachweis von Arbeit 
die unmittelbar bevorjtehende Hilfsbedürftigkeit abgewendet worden ijt. 

Für den Rahmen diejeg Berichtes müſſen allerdings die Wohlfahrts- 
einrichtungen ausſcheiden und die Werke der MWohlthätigfeit ſich mit einer 
gelegentlichen Erwähnung begnügen. Das jonach verbleibende Gebiet der 
Armenpflege braucht fich jedoch nicht zu beitimmen nach den durch die 
jeweilige Gejeßgebung gezogenen Grenzen. Das wichtige Gebiet der Er- 
ziehung und Ausbildung (im Gegenjag zum bloßen Unterhalt) ift nicht in 
allen deutjchen Landesgejeßgebungen Gegenjtand der Armenpflege. Es ift 
ausgefchloffen in Preußen, Helfen u. a.; einbegriffen dagegen in Bayern, 
welches auch als Aufgabe der Armenpflege bezeichnet, „Armen Kindern 
die erforderliche Erziehung und Ausbildung zu verjchaffen.” 


S 3. Die Interjtüßung. 


Überbliden wir die regelmäßigen Hilfsmittel der Armenpflege in 
ihren Beziehungen zur Natural- und Geldunterftügung, jo bemerken wir, 
daß ein großer Teil für unſere Zwede außer Betracht bleibt, weil es eine 
Auswahl zwijchen den beiden Unterſtützungsarten thatfächlich nicht giebt. 
Die befonderen Bebürfniffe der Kindererziehung und der Krankenpflege find 
Gegenjtand der Naturalunterftüßung., Es wird feine Verwaltung daran 
denken, jtatt einen Armenarzt anzunehmen, im Falle augenjcheinlicher Er- 
franfung die Geldipende zu erhöhen und den Armen zu überlaffen, ob fie 
einen Arzt zuziehen wollen oder nicht. Wenn demnach diejes Gebiet der 
Armenpflege feine weitere Berückfichtigung Hier finden fol, jo jei doc 
ausdrüdlich hervorgehoben, daß der Naturalunterjtügung thatjächlich ein 
weit größeres Gebiet zufteht, als der vorliegende, auf eine Vergleichung 
der Unterjtüßungsarten hinzielende Bericht zur Darftellung bringen ann. 

Die Naturalunterftügung im weiteren Sinne umfaßt auch die ge= 
ichlofjene Armenpflege, und da letztere ebenfalla zu einem Vergleiche mit 
der Geldunterjtügung feinen Anhalt bietet, ift auch von deren Behandlung 
abgejehen worden. Da die Aufgabe dieſes Berichtes eine praktifche fein 
fol, treten diejenigen Gebiete in den Vordergrund, auf denen von einer 
Auswahl zwifchen Natural-e und Geldunterftüßung wirklich die Rede fein 
fann. Immerhin jol zur Würdigung der Naturalunterftüßung nicht ver- 
geffen werden, daß eine gejchloffene Armenpflege nicht entbehrt werden 
kann. — 

Bei der Vorarbeit zu meinem Bericht habe ich verfucht, eine wejent- 
liche Unterfcheidung zwifchen Natural- und Geldunterjtügung zu finden, 
fodaß man auf den erſten Bli von jedem Fall jagen könnte, ob er nad 
der einen oder anderen Art behandelt jei. Die Betrachtung der zahlreichen 
Fälle zwijchen den Ertremen der Natural: und Geldunterftügung hat aber 
gezeigt, daß ein durchgreifender Unterjchied nicht bejteht, daß vielmehr in 
jedem Unterſtützungsfall die Gedanken der einen oder andern Unterjtügungs- 
arten vermiſcht auftreten können. 
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Man wird fi) damit begnügen müfjen, daß zwiſchen den beiden 
Unterftügungsarten nicht ein Gegenfaß, ſondern nur der einfache Unter- 
ſchied befteht, daß bei der reinen Geldunterftügung nur Geld und bei der 
reinen Naturalunterftüßung der Gegenjtand oder überhaupt die Yörderung, 
die dem Armen zugedacdht ift, ihm unmittelbar zukommt, ohne daß er 
jelbjt mit dem Erwerb zu thun hat. 

Diefem äußeren Unterjchiede, wie ihn die Bedeutung der Worte er— 
giebt, entjpricht zugleich ein innerer, nämlich die Beichränfung oder Nicht- 
bejchränfung des Armen in der Verfügung über die bemwilligten Mittel. 
Die Beichränkung ift ein Borgreifen in die Haushälterifchen Anordnungen 
und kann freilich ein ordnungswidriges Verfahren, 3. B. das Ausſchütten 
der Suppe, den Verkauf des Schwarzbrotes, nicht verhindern. 

Wir haben nicht mehr die reine Geldunterftügung, fobald über die 
Verwendung auch nur eines Teiles der Geldgabe von feiten der Armen 
pflege eine Beltimmung getroffen wird. Die Erfüllung der leßteren kann 
der Gewiſſenhaftigkeit des Unterjtügten überlaffen werden, fie kann aber 
auch ficher gejtellt werden durch eine Aufficht, welche fchließlich ein folches 
Übergewicht erreichen fann, daß nur ein Fall der Naturalunterftügung 
übrig bleibt. Die Nötigung des Armen, unter Verwendung feines 
Almojens einen bejtimmten Gegenitand zu faufen, kann thatjächlich den 
Grad erreichen, daß derjelbe Gegenftand ebenjo gut ohne jedes Zuthun des 
Armen in natura übermittelt werden fönnte. 

Unter dieſen PVerhältniffen wäre e8 nur in befchränttem Umfange 
richtig, von einem Syiten der Natural- oder Geldunterftügung zu jprechen. 
Beide Arten durchdringen fi) in ihrer Anwendung gegenfeitig, und was 
die Vorliebe für die eine oder die andere Art mit fich bringt, ift nicht 
ein Unterfchied in den Grundfäßen der leitenden Armenpflege, jondern nur 
der beiondere Zufchnitt, den die gefamte Berwaltung durch die Be- 
ihaffung, Verwahrung und Ausgabe der Naturalien erhält. Die aufmerf- 
ſame Pflegethätigkeit, welche den Mißbrauch des Geldes verhüten foll, und 
welche zugleich das Grundprincip einer guten Armenpflege bildet, Tann 
durch Naturalunterftügung niemals erjeßt werden. 

63 jolgt nunmehr eine Überficht, welche den Jahresbetrag der Natural: 
und Geldunterftüung, in Mark angegeben, mitteilt. Gleichzeitig ift durch 
Buchſtaben angedeutet, wie weit in der betreffenden Gemeinde Natural» 
unterftügung befteht. T bedeutet, daß Naturalunterftügung nur gewährt 
wird für ganz unzuverläffige Perfonen (Trinker). A foll melden, daß 
Naturalien als außerordentliche Unterftügung, gleichviel mit welchen 
Gegenitänden, gewährt werden. Die Buchftaben M (Miete), N (Nahrung), 
K (Kleidung) und F (Feuerung) weiſen hin auf die ordentliche Unter— 
ſtützung mit den betreffenden Naturalien, was nicht ausſchließt, daß die 
Gemeinde zugleich auf anderen Gebieten in außerordentlicheu Fällen 
oder bei Zrunffucht Naturalien verwendet. H (Hauptunterjtägung) ſoll 
andeuten, daß auf allen Gebieten in erſter Linie Naturalien geboten 
werden. 
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N|—|F|—-|—| 3700 
— _ Ei 3070 
—/—- I—j—[—1| 28553 
ut — 
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—K — A —| 17000| 190 000 
—|_1|-—|A|—1] 15567] 466 376 
—|-|F|A'—| 6000| 250 000 
—|-|-|-|-]| — 44 505 
NIE|IFI—|—| — = 
— 1 —-|1—-|—|— —— 25 000 
—I|K|—|-—- —J 2000] 23500 
— | —|- |-—|—|I — 20 766 
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Bemerkungen 


Daneben 7956 ME. 
Miete. 


Daneben 8633 ME. 
Miete. 

fUnterft. f. Fremde 
nicht mitgerechn. 

Daneben 2587 ME. 

Miete. 


Daneben 3259 ME. 
Miete. 


Daneben 8000 ME. 
Miete. 
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IT | [Summe | Summe | 
e 
Anne MIN|IK|IF|A|T —— ar Bemerkungen 
| ie M 
| | | 
Nub: --- - —!ıM|N|—|— A|— — 53 000 
Nidda - —'M N — — — — — — 
NRürnberg. J — — — — — [127338] 203 286 
Oberhauſen - - == || 4 = — 
Offenbach . — NKR— ——-1 7000 — 
hlis... Pu — Ra] 3100 10500 ek 
Oldenburg... H— — — — — — J 4000 727 | Daneben 1996 ME. 
Oppeln -. - -» » I—i— — — — | A| — 200] 30000 | Miete. 
Paderborn . — MA — — — A — 600 6 000 
Pirna — A— —— —7 6001 13000 
Plauen — — — — — A— 8101 27562 | Daneben ungefähr 
Polen. - - - - —!|—|—|—-|)—|A[—[ 11851] 106 632 | 270 Mt. Miete. 
Potsdam — — — — — — — — — 
Prenzlau... [| — — — — A— 2001 17700 
Quedlinburg.. J—|M ==>] A|l— 491] 22613 
Rathenow. - - — —/|FIA|I— _ 17 000 
Ratibor. . . -. |J-j— | N)Ki—|—|—| 2000) 36000 
Regensburg. |- | M/—/K/FI—|—| 7500| 63000 
Reihenbad 1.8. |— AM — — — — — — 20100 
Reutlingen — MA— — —|—|T 1000 2000 
Rheydt . -» - » J-1—|NI— | FI—|—| 8200| 43800 
Rodlik. . » -» J-— — — FIA|— 150] 12600 
Saarbrüden. -. JH I — — — — — | — — — 
Sankt Johann. — — N— PF— —1 1500] 17000 
Schale... .|—|MI—|—' — A— — 40 000 
Shlewig. . -. J-|M|— — — — — — 18 000 
Schneidemüfl . [-|MI— K FI—|— 1375| 18000 
Schönebed a. & I— I —|— K — — —1 2600| 26060 
Schöneberg . — — | — | —!—-|Ai— 200] 72500 
Schopfheim . . JH! — — — — — — — 6014 
Schweibnitz. J -—— N— — — — J 1290] 19643 
Schwelm . . ». J2æ— — — — — 7 500] 21750 
Schwerin . — | —1—|—|— | — |— — — 
Siegen ... — MNK— —|—| 387 30801Daneben9519 ME. 
Sorau ... il, — —— —— 9100 | Miete. 
Spandau . . » -— — — — A| —| 5000| 60000 
Speir ....|—- MN K — — — 900] 12000 
Stargard i. P.. I-|-|— — — — — — 21000 
Stendal. . 11-1 — A|- 568] 12638 
Stettin —|—|-ı-.!-/Al-I — _ 
Etolp. . . - » — — — — — 43 582 
GStraliund. . — M — A — J 22001 45000 
Straubing. . . J-'M/— KP— — 191] 23916 
Stuttgart. -. . JH —i—!—- — | — | — | 60722] 123890 
Thorn . ...1—-\—l—-—i— | F|IA|—| 2700| 28000 
Medendorf. -. -. — — — K — | —|—| 795] 10800 
Bierfen. - . . J— M|'N|— | FIi—|—| 10800] 32000 
Wald... .. — M — — — A — 3000| 25000 
Wandsbeck.. — — NKPFAA319051 1119 
Wanne....'!—'M — — ——1 10001 23000 
Wattenſcheid. —|M|i— —!_|—IT _ 30 000 
; | | 
Schriften df D. Ver. f. Wohlthätigkeit. XLII. 2 
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MN Summe Summe 

—— H|IM|INIK|F|A| T |*etual- “unter Bemerkungen 
der Stadt —J— ftigung ſtüßzung 
A 
Weißenfels B— — — — — —1 6065 | 15350 DarinMietsunter— 
Weimar . II—— —— —— = > ftüßg. enthalten. 
Meiel.....1—-|1—|—- K|—|— T 538 | 16.039 
Wiesbaden HBH — —— — — | —1 15778 | 26711 | Daneben 41083 
Wismar — A— — — A — 666 | 14181 Mt. Miete. 
Witten... IH — — — —!—!—-[ 5695 | 15001 | Daneben 3030 ME. 
Wittenberg . . [-IM—!'— Fi— — 500 7800 Miete. 
Wittenberge . . I— MI— — F A|—| 90| 8500 
MWolfenbüttell.. IH — | — — — — — 5000 4 000 
Worms . . I—/Al— _ 32 000 
Wurzen H|i—|—|- — — —J 5034 | 12325 
Zaborze -1-1-|-——-|4|— — 40 000 
Zabrze — — — — — —1206000 = j 
a —  M|i—-|K!'F,A:—| 4000 | 16400 | Daneben 4100 ME. 
Zerbſt — MN— F— — — 17 000 Miete. 
3ittau . . .». . 1—!—-|-|— | F/A!—| 5040 | 33840 
Bwidan. . - .I-!-1-1- 1 —|A| 128 | 45 578 
| 
8 4 Die örtlichen Unterjchiede. 


Der Wert einer Umfrage, 


wie ich fie an zahlxeiche deutſche Armen— 
behörden gerichtet habe, wird Leicht überſchätzt. 


Es iſt gewiß erfreulich 








und dankenswert, wenn man, ohne einen anderen Ort zu befuchen, Nach: _ 
richten über feine Einrichtungen erlangen und die dortigen Anfichten über 
allgemeine Fragen fennen lernen kann, aber eine lebenswarme Borftellung 
von dem Armenweſen der betreffenden Gemeinde, von feiner Entwidlung 
und feinen Erfolgen it damit nicht erwedt. Dazu fommt die in dem 
Deutichen Verein für Armenpflege und Wohlthätigkeit Häufig hervor— 
gehobene Verſchiedenheit der Statiftil. Wenn ich erwähne, daß die Miet- 
unterftügung bald zur Natural=, bald zur Geldunterjtügung gezählt wird, 
daß die Ausgaben für Pflegefinder in mehrere Hauptrubrifen verteilt 
werden, daß manche Pflegeverträge die Bekleidung umfafjen, manche fie 
ausfchließen, jo wird man nicht bezweifeln, daß die in den einzelnen Über- 
fichten gebrachten Zahlen fein getreues Bild liefern fünnen. 

Ob in einzelnen Zeilen unſeres Vaterlandes die Naturalien fich einer 
größeren Borliebe erfreuen, als in anderen, ijt ſchwer zu bejtimmen, ob- 
gleich die Antworten aus allen Zeilen gleich zahlreich eingegangen find. 
Ohne gehörige Berückſichtigung der Landorte iſt überhaupt nur unficher zu 
urteilen. Nach meinen Eindrüden ift mit Ausnahme des höheren Nordens, 
welcher darin zurüdjteht, die Naturalunterjtügung gleichmäßig verbreitet, 
Nur die thüringischen Städte fcheinen mir etwas ſtärker beteiligt zu fein. 
Für einzelne Gebiete iſt diefe Thatſache in der Gefeßgebung begründet, 
worüber Altenburg bemerkt: 


\ 
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Durch unfere Gefehgebung von 1833 ift Naturalunterftügung vor— 
geſchrieben; Barunterjtügung bildet die Ausnahme und wird nur gewährt, 
wo bejondere Gründe für fie jprechen. 

Es ijt nicht zum Ausdrud gekommen, in welchem Umfang in diefer 
oder jener Gemeinde die Privatwohlthätigkeit und Stiftungen die Armen 
pflege entlaften, bezw. inwieweit dieſe ihre Gaben vorzugsweiſe in 
Naturalien oder in Geld außteilen, jodaß die ftärfere Aufwendung don 
Gemeindemitteln für die eine oder andere Unterftüßungsart keineswegs ein 
Urteil über deren Verwendbarkeit enthalten muß. 

Die nachjtehende Überficht giebt, ähnlich wie die in $ 3, ein deut- 
liche Bild der großen Verjchiedenheit. Die Zahlen bedeuten die Jahres— 
ausgabe in Mark. Die Summe der Nahrungsmittelausgaben iſt nur da 
eingetragen, wo Einzelbeträge nicht angegeben worden find. 





Sonftige!| Summe 








Name 














Nah: der Nahe gleidun — 
rungs⸗ rungs⸗ g 
—— fen) | mittel | mittel  Rofl 
Altenburg — — — a — 757 
Altenefjen — — — — 318 115 — 
Altona 2843 — — — — — — 
Annaberg — — — — — — 782 
oda . . 155 — — — 1429 496 16 
Ajchersleben . — — — — 919 | 1450 — 
Bayreuth. — — — — | 1235 | 2460 
Bernburg. — — — — — 898 | 1031 
Beuthen . en BE > * =. 1 So 
Bochum 8337|! — _ — — J — — 
Bonn . . . _ 10976 | 4317 — — 5630 1108 
Braunſchweig — — — — = 3715 — 
Bremen = — — — 5219 27829 | 3056 
Breslau ee — 5000 — — 56 726 — 
a. —_ — + — — 1150 250 
Caſſe — 14546 | 3425 — — 1632 | 3396 
Gelle 789 1394 814 12 — 82 172 
Chemnitz — | — 17 166 — — 3658 4975 
Coburg — — — — 10800 — 1580 
Coepenick — — — — — 600 2000 
Danzig — — — — — 6 030 — 
Dortmund — — — — — 3870 — 
Duisburg . _ — — — — 200 — 
Eberäwalde . 740 _ _ _ — —— 
Giäleben . 5 000 — 1100 — 1235 —— 
Giberfeld . — — 5 488 — — ce — 
Elbing — — 1468 — — 327 — 
Emden — 668 — — — — — 
Erfurt. — 4889 3859 — — | 3067 | 1054 
Eichweiler — / 100 — — — 2700 — 
Eßlingen . . — = — — — 1000 
ens J 400 — — — — — 
orſt i. . — — — | — 277 ı 1825 
ranfenthal . 4500 — —— — — 550 
ranffurt a. O. RE Tr 650 | 4880 — 
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Suppe Sonftige) Summe 


Name Miet- Nah» der Nah-|nr.. Brenn: 
Brot (Mittag⸗ zum 7 Kleidun 
g8- | rungd= 
—— * mittel | mittel off 








Freiberg i. — — — 150 — — | — 450 
Gera . . j — 2800 — — — — 1100 
Gießen.. 12 985 | 2852 — 2459 — 1664 1736 
M.⸗Gladbach 28 129 — — — — — — 
Glaudhau . — 1008 — — — 14 95 
Gotha . 14296 | 5146 | 1445 — — 1269| 4027 
Güblom . . — — — — — _ 80 
— 10 049 376 75 52 — — 3609 
alle k _ — — — — — 21191 
amburg. Kork — — — b 283 — 107 755 30301 
ameln . . — 1500 — — — — 500 
amm i. MW. 3 2 500 — — 2000 400 
anau. . . 12 232 — — — — — — 
eilbronn — — — 620 — — 1875 
ilbesheim . . . an — 180 — — 1200 — 
örde . . i — — — — 176 620 12 
nowrazlaı. : — — — — — 600 — 
nſterburg. . . — — 861 — — 93 
Kaiſerslautern. . | 7956 | 1955 — — — 986 139 
Karlsruhe . . . — — — — 8276 8348| 6928 
Krefeld . . - 1 29 266 — — — 11 468 4230| 6357 
Landsberg a. W. — — — — — 2000 
Leipzig. ; — 64 177 | 17827 — — 15357| 6672 
Lübeck. .1 8633 | 5213 | 7416 — — 2250 2153 
Ludwigs zburg el 2387 — — — 884 2 — 
Mannheim i — 13000 | 10000 — — 3800 — 
Marburg . — 1651 _ — — 715 789 
Meerane . — 732 — — — — 221 
Memel.. — — — — — 2250 — 
Merſeburg — 1500 — — — 234 377 
Münfter . — — — — — — 314 
Naumburg 3259 — — — — — 675 
Neunkirchen. 8.000 — — — 5 000 800 700 
Nürnberg . — — — — 43 228 — — 
Oppeln — — — — — — 200 
Plauen — 78 — — — 623 109 
Poien . . — 2375 4163 — — 2469 235 
Quedlinburg. — 78 — — — — 413 
Rheydt . . — 5800 — — — — 2400 
St. Johann . — = 10 | — — * 500 
Schneidemühl — — — — — 1000 375 
Schöneberg . — — ai 200 — — 
Siegen. 9519 872 656 — — 2347 * 
Speyer . — — — — — 600 350 
Stralſund — — 50 — — 650 — 
Stuttgart — — — — 44 000 4856 | 10336 
Thorn . — — 600 — — 1050| 1050 
Weil... .. — — — — 538 — 
Miesbaden . . . | 41083 — — — —* — — 
Witten - » » .| 8080 — — _ 4442 | 1253 
Mittenberg . . . 830 — — — — J — 500 
Wittenberge . . _ — — — 50 250 600 
Zeitz. . . 11 4100 — — — 1500 | 1300! 1200 
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Die Unterjchiede find derartig, daß auch benachbarte Städte Hinficht- 
lich der Unterflüßungart verfchiedenen Anjchauungen Huldigen. Der Stand 
des Armenweſens unterliegt eben nicht der rajchen Entwidlung, wie der 
Verkehr von Ort zu Ort fie mit fich bringt. Wohl Hat das Elberfelder 
Syſtem ſich weit verbreitet und die Vorjchriften feiner Armenordnung in 
manche andere Stadt hineingetragen. Allein die thatfächliche Übung der 
Armenpflege, die feine Dienftanweifung erſchöpfend regeln kann, unterliegt 
nur jeher langjamen Veränderungen. Daher find auch in den meiften 
Gemeinden die Einrichtungen der Natural- und Geldunterftügung dag Er— 
gebnis einer allmählichen Umgeftaltung, welche mit den Volksgewohnheiten 
eng zufammmenhängt und den Stempel der an dem Drte herrichenden 
Anſchauungen über die Armenpflege trägt. Bon dieſer Seite gefehen, find 
die beiden Unterjtügungdarten ein anziehender Gegenjtand der Forſchung, 
enthalten aber nicht eine Aufforderung, fich unter VBerwerfung der einen für 
die andere zu entjcheiden. 

Die mehrfah auftretende Anficht, daß die Naturalunterjtüung aus 
der früher herrſchenden Naturalwirtichaft entſtanden fei, möchte ich nicht 
befämpfen, wohl aber dahin Kar ftellen, daß Heute jeder Zufammenhang 
zwifchen diejen beiden Dingen gelöjt ift, wie überhaupt manches, was 
geihichtlich auf einen gemeinfamen Urfprung zurüdzuführen ift, allmählich 
jede Beziehung verloren hat. Gewiß ift, daß, ala der Gebrauch des 
Geldes noch wenig verbreitet war, aljo Naturalwirtichaft beftand, auch die 
Armen auf diefe Art durch die Kirche oder ſonſtige Beſchützer unterftüßt 
worden find. ch faſſe jedoch den Übergang zur Geldunterjtügung, bezw. 
das Berbleiben bei der Naturalunterftühung nicht als ein Mitverſchwinden 
oder Meitverbleiben mit der Naturalwirtichaft auf, jondern ala den Aus— 
drud der an dem betreffenden Orte beitehenden Auffaffung von der Stellung 
des Armen, welche ihm entiweder größere Freiheit gewähren oder größere 
Beichränkung auferlegen wollte Die Naturalunterftügung iſt alfo nicht 
ein Überreft aus vergangenen Zagen, fondern gleich der Geldunterjtühung 
eine lebensfräftige und jeder weiteren Entwidlung fähige Einrichtung. 


8 53. Die ordentliche Unterjtiigung. 


Die Naturalunterftügung wird auch in denjenigen Städten, wo fie 
ihre regelmäßige Anwendung findet, je nach Beranlaffung in verfchiedenem 
Umfang bewilligt. Die nachfolgende Gruppierung läßt erkennen, wie bie 
Naturalunterftügung erit nur bei dringenden Anläffen, dann häufiger, bald ala 
Regel und dann in folchem Umfang angewendet wird, daß die Geld- 
unterftügung zur Ausnahme wird und nur in geringen Beträgen vor— 
fommt. 

Zunächſt Haben fih 31 Armenbehörden dahin ausgejprochen, daß fie 
nur dann Naturalien anwenden, wenn das Famlienhaupt dem Trunke 
zuneigt und daher die Ernährung der Angehörigen in Frage jtehen 
würde. 

29 Gtädte verwerten ebenfalld die Naturalunterftüäßung mit ihrer 
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Einſchränkung der freien Verfügung, falls es ſich um unzuderläffige Perſonen 
handelt. 

Beeck und Speier erwähnen ausdrüdlich die Unzuverläffigkeit ver- 
jchwenderifcher Frauen. 

Terner erflären Elbing, Poſen, Gützkow und Neuruppin: 

Die Speifung aus den Suppenküchen tritt hauptſächlich dann ein, 
wenn die Frau franf und am Kochen verhindert iſt. 

Stralfund: Die Naturalunterftügung tritt ein, wenn der Arme 
durch Förperliche oder geiftige Krankheit verhindert ift, das Geld zum Ein- 
fauf von Naturalien zu verwenden. 

Lübeck: Kranken und ſchwächlichen Perjonen wird im Winter wöchent- 
lich Holz gewährt. 

Hamm i. W.: In den wenigiten Fällen wird Naturalunterftügung 
allein gegeben. Die hauptjächlichite Unterſtützung bejteht in den wöchent— 
lichen Gaben. Sit die Familie groß, find namentlich mehrere Kinder da, 
fo wird vorwiegend Brot und weniger Geld, fonft, namentlich bei allein= 
ftegenden und älteren Perjonen, mehr Geld und weniger oder gar fein Brot 
bewilligt. 

Weißenfels, Zerbft und Pofen: Naturalunterftügung wird 
gewährt bei alten oder fränklichen Leuten und bei Einderreichen Familien. 

Elberfeld: Kinderreichen familien wird Suppe gewährt und im 
allgemeinen gern genommen. 

Kaijerslautern: Wer nicht als zuverläffig gilt, erhält von vorn— 
herein eine größere Natural- als Geldunterftügung, oder nur Naturalunter- 
ſtützung. Dieſe Fälle find nicht zahlreich. 

Siegen: Statt ded Brote und des Eſſens wird bei wirtjchaftlich 
zuderläffigen Armen Geldunterjtügung gewährt. 

Dldenburg: Die ausnahmsweiſe Bewilligung von Barunterftügung 
ift Iediglich davon abhängig, ob der Arme ein Vertrauen genießt, welches 
mißbräuchliche Verwendung der Unterftügung ausgeſchloſſen erjcheinen läßt. 

Nürnberg: Ausfchlaggebend ijt der moralijche Halt des Familien— 
oberhauptes, 

Baden, Mannheim, Ejhweiler und Weimar: Gtatt Brot 
und Suppe wird bares Geld demjenigen gewährt, der durch Alter oder 
Krankheit die Naturalunterftüßung nicht abholen oder nicht vertragen fann. 

Lübeck und ähnlih Chemnit: Geld wird gegeben, wenn die Armen 
von Verwandten u. ſ. w. Speife und Brot erhalten, oder wenn fie in fo 
entfernten Borftadtteilen wohnen, daß fie die Speifen nicht aus der Küche 
de Armenarbeitshaujes abholen fünnen. 

MWurzen: Es fommt vor, daß bejahrten Perjonen, die da® in natura 
gewährte Brot wegen jchwachen Magen? nicht mehr vertragen können, auf 
ihren Wunſch ftatt des Brote ein entiprechender Geldbetrag zur eigenen 
Beihaffung von Weißbrot gewährt wird. 

Ingolſtadt: Naturalunterftüßung — Holz, Kleidung — wird 
gewöhnlich bei eintretender dauernder Unterſtützungsbedürftigkeit gewährt, 
bei zunehmender Dürftigfeit werden dann monatliche Geldunterjtüägungen je 
nach Bedarf geleiftet. 
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Neunburg a W.: Eine Eleine Geldunterftügung iſt neben der 
Naturalverpflegung unerläßlich. 

Gotha: Wenn Unterjtüßte keinerlei oder doch nur ganz unbedeutenden 
eigenen Verdienſt haben, ift zur Beftreitung der Miete und jonftiger Bedürf- 
nijje, welche durch Gewährung der Naturalunterjtügungen nicht befriedigt 
werden fönnen, Geldunterftügung notwendig und gebräuchlich. 

In bejonderd gearteten Fällen (wenn 3. B. Unterftüßte von dritter 
Seite Nahrungsmittel oder Kleidung erhalten, oder wenn fie Brot und 
Suppen, wie fie von uns gewährt werden, nicht gut vertragen fönnen) 
wird Geldunterjtügung ausjchließlich oder vorzugsweiſe gewährt. 

Fulda: Geldunterftügung erhalten neben Naturalunterjtügung Perſonen, 
welche gänzlich arbeitsunfähig find, und Wamilien, in denen durch Krank— 
heit des Ernährers jeglicher Verdienſt fehlt. 

Lübed: Regelmäßige Geldunteritüßungen nur in ganz bejonderen 
Fällen, nachdem das Armenkollegium fich überzeugt hat, daß die Natural: 
unterjtüßungen nicht außreichen. 

Entjprechend dieſer Zufammenjtellung find auch die Armenordnungen 
mehr oder minder geneigt, die Geldunterftüßung zu bevorzugen. 

Kalk: Außer der in Krankheitsfällen zu gewährenden ärztlichen Hilie 
bejteht der Regel nach die Unterftügung in offener Armenpflege in Darreichung 
eines zur Beichaffung des Notwendigiten ausreichenden Geldbetragee. Nur 
in Ausnahmefällen ijt es zuläflig, an Stelle der Geldunterjtügung Naturalien 
zu verabfolgen, e3 darf diefes aber nur unter Mitwirkung des Bezirksvor— 
ſtehers geſchehen. Es bleibt den Bezirksverfammlungen nad) Lage de3 
einzelnen alles überlaffen zu bejtimmen, ob die Unterjtüßung in mwöchent- 
lichen oder monatlichen Beträgen gezahlt werden joll, Es ijt zuläjfig, aus 
den bewilligter Beträgen den zur Dedung der Wohnnngamiete erforderlichen 
Betrag einzuhalten und diejen direkt an den Vermieter zu zahlen; es foll 
diejeg aber nur ausnahmsweiſe bei nachweisbarer Unzuverläjfigfeit des 
Armen und ohne dem Vermieter gegenüber eine Verbindlichkeit zu über- 
nehmen, gejchehen. 

Münden: Wenn Gefahr beiteht, daB die dauernde Unterftüßung in 
Geld ſchlecht angewendet, insbeſondere wenn fie zur Anfchaffung von geiltigen - 
Getränten mißbraucht wird, jo iſt die Bezirföpflegefommijfton berechtigt, 
die Geldunterftügung in Naturalunterjtügung zu verwandeln. Die Natural- 
unterftügung bejteht in der Gewährung der zur Linderung der Not vorzugs- 
weije geeigneten Bedarfögegenjtände, insbejondere in der Anmeifung von 
Suppe bei den ftädtifchen Suppenanjtalten und in der unmittelbaren 
Bezahlung des Mietzinſes an den Mietgeber. 

Sehr verbreitet ijt folgende Faſſung, welche u. a. in Elberfeld, 
Düffeldorif, Neuß, Siegen, Thorn, Schwelm, Ohligs, 
Wattenſcheid, Meiderih und Wanne gilt: 

Gaben an Geld bilden die Regel; fie werden dem Armen niemals für 
mehr al eine Woche ausgehändigt. Solchen Perjonen jedoch, von welchen 
zu befürchten fteht oder befannt ift, daß fie die gewährte Geldgabe nicht 
zur Beichaffung des für fie und ihre Angehörigen zum Lebensunterhalt 
Notwendigen verwenden werden, find Naturalunterjtüßungen anzuweiſen. 
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Chemnitz: Welche von den vorjtehend erwähnten Arten von Unter: 
ſtützung einzutreten hat, in welcher Höhe namentlich die bare Unterjtügung 
zu erfolgen bat, hat das Armenamt nach genauer Erwägung der in jedem 
einzelnen Falle vorliegenden Berhältnifje zu beftimmen, nur darf hierbei 
nicht da8 Maß des unbedingt Notwendigen überjchritten werden. 

Heilbronn: Was fonjt an Unterftügungen nötig fein mag, ijt in 
Wochenbeträgen bei der Armenverwaltung anzumeiien. Wo es fih um 
Familien mit zahlreichen Kindern Handelt, ift zu empfehlen, einen entfprechen- 
den Zeil der Unterjtüßung in der Form von beſonders gehaltreichen 
Nahrungsmitteln zu beantragen wie Mil, Eier, Mehl und bei finder 
reichen Familien Hülfenfrüchte je in den Beträgen wie die einzelnen Artikel 
bei der Armenverwaltung erhältlich find. 

Hamm i. W.: Geldunterftüung wird nur inſoweit gewährt, als folche 
neben den Naturalleiftungen oder an Stelle derjelben angezeigt erjcheint. 

Die in meinem Rundfchreiben aufgeworjene Frage, ob der Arme 
zwiſchen Natural- und Geldunterftüßung die Wahl Habe, ift von den 
meilten Verwaltungen lediglich verneint worden. 

Altenejjen, Sorau und Zaborze erklärten, daß derartige Wünfche 
noch nicht laut geworden feien. 

In Bocholt, Chemnitz, Eoblenz, Eberswalde, Erlangen, 
Greiz, Hanau, Kaijerslautern, Wismar und Zerbit darf er 
in der Regel nicht wählen; in bejonderen fällen wird feinem Wunjche 
entjprochen. 

Sn Bremen, Dejjau, Eiſenach, Eflingen, Krefeld, Stutt- 
gart, Wanne und Weißenfels Liegt die Entjcheidung in Händen des 
Pflegerd, der thunlichjt die Wünfche berüdfichtigt. 

In Darmjtadt, Döbeln, Flensburg, Hörde ud Münden 
dürfen jtatt Geld Naturalien gewählt werben. 

In Gera und Münjter findet jorgiältige Prüfung jolcher Anträge jtatt. 

In Wiesbaden dürfen verichämte Arme wählen. 

Bejaht wurde die Frage von Braubauerihaft, Forſt, Hagenau 
(mit Einſchränkung), Königsberg (deögleichen), Neuruppin, Mal: 
ſtatt-Burbach und Wittenberge. 

Die obigen Mitteilungen der Armenbehörden, worin eine große Reihe 
von Fällen angeführt iſt, enthalten zugleich den Grund, welcher jeweilig 
zur Abgabe von Naturalien veranlaßt. Bei näherer Durchficht laffen fich 
3 Hauptgründe feitjtellen: 1. die Unzuverläffigfeit de8 Armen, 2. die 
Unmöglichkeit, fich die Lebensmittel u. ſ. w. in der zweckmäßigſten Weije 
zu verſchaffen, 3. die Erfparnig, welche vermöge der billigeren Einfaufs- 
quellen der Verwaltung erzielt wird. Während im Bereiche der außer: 
ordentlichen Unterftüßung von Naturalien ein weit größerer Gebraud) 
gemacht wird, der Arme fich dort auch gern damit zufrieden giebt, iſt bei 
der ordentlichen Unterjtügung die Rüdfichtnahme auf den Armen, welcher 
neben den Naturalien auch noch Geld ſehen möchte, in viel höherem Grade 
geboten. Namentlich follte davor gewarnt werden, in Überjchägung der 
Bedeutung einzelner Ausjchreitungen gegen Mißbräuche vorzugehen, wo fie 
nicht vorhanden find. 
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8 6. Die Berechnung der Raturalunterjtütgung. 


Die Naturalien, welche ala ordentliche Armenunterftügung ausgegeben 
werden, find rechneriſch auf eine von zwei entgegengefeßten Weifen zu 
behandeln. Sie werden entweder in Geldeswert oder in Gebrauchäwert 
berechnet. Im eriteren Falle follen von 3. B. 5 Mark Unterftügung 
3 Mark in Naturalien, 2 Mark in Geld verabfolgt werden; das Bedürf— 
nis iſt in Geld gejchäßt, und der bewilligte Wert kommt ganz oder teilweife 
in gleichgerechneten Naturalien zur Ausgabe. Im anderen Fall fol der 
Unterftüßte 3. B. 3 Piund Brot erhalten; das Bedürfnis ift nach dem 
erfahrungsgemäßen Brotverbrauch geichäßt, und das für notwendig befundene 
Maß fommt unabhängig don feinem Geldeswert zur Ausgabe. 

Die Berchnung nach Geldeswert Liegt nahe für diejenigen Städte, 
welche den Bedarf nach einer Ausſchlußtaxe prüfen; fie findet fich aber 
durchaus nicht weniger in Städten mit ausgedehnter Naturalunterftüßung. 
Über diefe Berechnungsweiſe liegen folgende ne vor: 

Wiesbaden: Zunächſt wird das Bedürfnis der erforderlichen Unter- 
ftügung auf Grund des Tarifs in bar feitgeftellt. Alsdann wird der Betrag 
der Miete, der Preis für Brot u. f. w. in Abzug gebracht und der ver: 
bleibende Reit ala Barunterftügung bewilligt. 

Zeipzig: Es beiteht bei uns ein Tarif für Bemeffung des laufenden 
Almoſens. Brotalmoſen ift Hierbei nach dem vom Armendireftorium feit« 
geſetzten Brotpreife zu berechnen ; joweit der Tarif hiermit noch nicht erreicht 
it, fann noch Geldalmofen bewilligt werden. 

Beihilfen an Kleidung, Bettzeug, Miete, Teuerung fommen bei 
Bemeilung des Almofens nicht in Anrechnung. 

Cottbus: Die Armendireftion bewilligt nur einen bejtimmten Betrag, 
der dem Pfleger zur Verfügung geftellt wird und nach dem er fich mit 
den Einfäufen zu richten hat. 

Mannheim: Bor Gewährung einer Barunterjtüßung wird ſtets 
Brot und Suppe bewilligt und die etwa noch nötige Geldunterjtügung im 
Rahmen des Ausichlußfages dazu gewährt. 

Aachen: Da die Höhe der Unterftüßung in Geldwert fejtgejett wird 
und es dem Ermeſſen der Armenpfleger überlafjen ift, ob und in welchem 
Umfange diejelbe in Naturalunterftügung umzuſetzen it, fann eine Angabe 
über deren Höhe nicht gemacht werden. 

Die entiprechende Regelung ift auch in den Armenordnungen vorgejehen, 
wie aus den nachfolgenden Auszügen fich ergiebt. 

Düffeldorf, Meiderih, Ohligs, zum Teil auch Elberfeld: 

Die Bezirksverfammlungen gewähren oder ergänzen das als unabweis— 
lich notwendig erfannte Maß der Unterftüßung in einem Feitzuftellenden 
Geldeswerte und beitimmen, ob der Arme denjelben in bar, in Kleidungs— 
jtüden, in Bettwerf oder in Lebensmitteln empfangen fol. 

Der Betrag der bewilligten Lebensmittel und Bekleidungs- und Bett- 
werfögegenftände, zu Gelde berechnet, ift ala ein Teil des als notwendig 
erfannten Betrages einer wöchentlichen regelmäßigen Unterſtützung zur 
Berechnung zu bringen. 
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Wenn demnach der Wert der bemilligten Bekleidungs- und Bettwerks— 
gegenftände die Höhe der Wochengabe mehr oder weniger überfteigt, jo iſt 
die Anrechnung auf eine angemefjene Zahl von Wochen zu verteilen. 

Köln und Münjter: Der Regel nach befteht die Unterjtügung in 
offener Armenpflege in Darreichung eines zur Beichaffung des Nötigften 
ausreichenden Geldbetrages. 

Nur in Ausnahmefällen und wenn der Arme vorausfichtlich von Geld- 
ipenden feinen richtigen Gebrauch machen wird, ift e8 zuläflig, aus der 
Geldipende die nötigen Lebensmittel, KHleidungsitüde und dergleichen für 
denjelben anzufchaffen. Es darf dies aber nur unter Mitwirkung des Vor— 
ſtehers gefchehen. 

Es iſt zugelaffen, aus den zur Auszahlung gelangenden Geldfpenden 
foviel einzubehalten, daß die Miete gededt werden kann; dies jedoch auch 
nur bei nachweisbarer Unzuverläffigkeit der Armen und ohne daß eine Ver- 
bindlichkeit dem Vermieter gegenüber übernommen werden darf. 

Erfurt: Es iſt in jedem einzelnen Falle gewiffenhaft zu prüfen, ob 
dag an den genannten Sätzen Tehlende ganz oder teilmeife zu bewilligen, 
ob es nach den BVerhältniffen des Armen (feiner Wirtjchaftlichkeit, feinem 
eigenen Gefundheitszuftande, demjenigen feiner Angehörigen) am zwedmäßigjten 
in Geld oder Naturalien zu gewähren fei. 

Heilbronn: Auch Kleider oder Bettfachen fünnen auf Antrag des 
Pfleger? in Natur von der Armenverwaltung angewiejen werden, foweit bie 
für 1 Monat gerechtfertigte Unterjtügung dafür außreicht. 

Wird, wie e8 in diefen Fällen gejchieht, die Geldipende dadurch 
berechnet, daß man von der bewilligten Unterſtützungsſumme den Wert der 
Naturalien abzieht, jo hängt die für den Armen ſehr wichtige Feſtſtellung 
dieſes Wertes in der Regel davon ab, auf welchem Wege die Naturalien 
beſchafft werden. Zuweilen beſorgt der Armenpfleger die nötigen Einkäufe 
und zieht von der Barſumme den jeweiligen Kaufpreis ab. Rührt die 
betreffende Ware von einem Lieferanten her, fo tit der Preis in der Regel 
durch den Vertrag genau bemeffen. Kommen eigne Magazine der Ver- 
waltung in Gebraudh, jo ift durch letztere der Preis allgemein bejtinmt, 
und es bejtehen fogar, ſoweit e8 fich um Kleidungsſtücke handelt, zu dieſem 
Zweck ausgedehnte Tarife, 

Einige Vereinfachung in der Berechnung, wodurch ein Stüd Arbeit 
von dem Pfleger auf die Beamten der Verwaltung abgejchoben wird, ergiebt 
fi) dadurch, daß die Geldbeträge dauernd in bejtimmten runden Summen 
ausgedrüdt werden, wodurch allerdings die entiprechenden Gewichtsmengen 
wechjelnd und ungerade werden müſſen. In Halberjtadt Hat man 
Kohlenmarken ausgegeben, die bei allen Kohlenhändlern der Stadt zu 
50 Pfennig gelten. 

Die Armenordnung von Hamburg beſtimmt: Die Feuerungszeichen 
im Werte von 30 Pf., denen bei beſonders kalter Witterung noch Zuſatz— 
zeichen im Werte von 15 Pf. oder doppelte Zeichen im Werte von 30 Pf. 
hinzugefügt werden, find bei jedem Kohlenhändler verwertbar. Etwaiger 


Natural: und Geldbunterftüßung. 27 


Mißbrauch, der durch Verwertung zu anderen Zweden damit getrieben 
wird, ijt dem Hauptbureau anzuzeigen. 

Bei anderen Armenbehörden ift es üblich, den Armen Gutjcheine zu 
geben, welche zum Bezug don Schuhwerk oder näher zu bezeichnenden 
Kleideritoffen in Höhe eines beftimmten Betrages, gewöhnlich in runder 
Summe, berechtigen. In den Lieferanten jet man das Bertrauen, daß er 
nicht8 unter diefem Preife oder von anderer Art abgiebt; etwaige Mehr: 
fojten zu tragen, bleibt dem Armen überlajien. 


Letzteres empfiehlt insbejondere die Armenordnung von Heilbronn: 
Im Intereſſe einer beſſeren Wertichäßung diefer Dinge ift darauf zu halten, 
daß, wo immer möglich, wenigſtens ein Zeil des Anjchaffungspreijes vom 
Empfänger felbft bezahlt wird. Bei der Bewilligung ijt der Betrag zu 
bezeichnen, welchen die Armenverwaltung vergüten foll. 

Die Verfügung zu treffen, ob eine Unterftüßung in Naturalien oder 
in Geld verabfolgt werden joll, ijt in der Regel Aufgabe derjenigen Behörde, 
welche die Bewilligung ausfpricht, und vollzieht fich mit Leterer in einem 
Beichluffe. Häufig jedoch kann, nachdem die Bewilligung einer Geldunter- 
ftügung erfolgt ift, der Bezirksvorjteher oder Armenpfleger die nachträgliche 
Umwandlung der Geldjpende, bezw. eine® Teiles derjelben in Naturalien 
anordnen. 

Die letztere Möglichkeit ergiebt fich au8 den Mitteilungen von Eſſen, 
Ehlingen, Fulda, Halle, Hildesheim, Kalt, München, 
Offenbach, Schwelm. 

In gleichem Sinne bejtimmt die Armenordnung von Aachen: Die 
laufenden Unterftügungen find in barem Gelde oder, nach Ermeſſen des 
Armenpflegers bezw. Bezirfsvorftehers, durch Anweiſung auf Lebensmittel 
u. ſ. w. zu bewilligen. 

Bezüglich der Berechnung der Naturalien nach dem Gebrauchöwert 
bejtehen ganz bedeutende Schwierigkeiten, da es einerjeits einen fo bequemen, 
offenfundigen Anhaltspunkt, wie der Einfaufspreis es ift, nicht giebt, und 
da die Zufammenftellung des Bedarf, welche bei der Geldunterftüßung nur 
einmal (in Geld) erfolgt, bier für jeden einzelnen Bedarfägegenftand ftatt- 
finden muß. Infolgedeſſen hat fich eine biß zum gewiſſen Grad anerkannte 
Lehre, wie fie für die Bildung und Behandlung der Ausſchlußtare beiteht, 
bier noch nicht entwideln können. Die Verwaltungen handeln nach den 
Erfahrungsfägen, wie fie fi an dem betreffenden Orte bewährt haben, und 
von welchen im folgenden einige Beijpiele gegeben werden follen. 

Lübeck: Die den Armenpfleglingen im Sommer viermal, im Winter 
jechgmal wöchentlich gewährte Speife beiteht abwechjelnd in Erbienjuppe 
mit Sped, Reisſuppe mit Fleifh und Kartoffeln, Grütze mit Pflaumen 
und Bohnenfuppe mit Fleisch und Kartoffeln. Nach der Praris werden für 
Erwachſene und größere Kinder je eine Portion (1"/a Liter) und für je 
zwei Eleinere Kinder ebenjall® eine Portion bewilligt. 

Die Roggenbröte, jog. Schwarzbröte, werden im Gewichte von 2 und 
4 Kilo verabreicht. In der Negel werden für jeden Erwachjenen 2 Kilo, 
für jedes Kind 1 Kilo Brot wöchentlich bewilligt. 
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Nürnberg teilt mit, daß fich bei Gewährung von Brot und Suppen- 
unterftügungen bejtimmte Normen nicht, wohl aber Erfahrungsſätze heraus: 
gebildet haben. Diefelben find bei Brotunterjtügungen: 1—1!s Kilo pro 
Woche für ein Kind im Alter von 6—13 Jahren, 2 Kilo für eine erwachjene 
Perfon. Die Mittagskoft beiteht aus 100 Gramm beinfreiem Ochjenfleifch 
I. Qualität — in rohem Zuftande — und ®4 Liter Suppe oder Gemüſe. 
Auch wird ein bis zweimal wöchentlich Schweinefleifch verfoht. Auf je 
eine Portion wird eine erwachjene Perfon, oder je nach dem Alter 2, 
höchſtens 3 Kinder gerechnet. 

Hamm i. W.: Die volle Brotration beträgt: für eine Perjon über 
12 Jahre pro Woche 1 Brot, für ein Kind von 4—12 Jahren Brot. 
Für noch nicht vier Jahre alte Kinder wird Brot nicht gewährt; es können 
ftatt deffen in bejonderen Fällen andere geeignete Nahrungsmittel (Milch 
u. ſ. mw.) geliefert werden. 

Wolfenbüttel: 1 Brot erhält alle 14 Tage eine alleinftehende 
ältere Perſon. 1 Brot wird abgegeben wöchentlich: a) an eine allein» 
ftehende, aber noch rüjtige Perfon, b) an ein älteres Ehepaar. 2 Brote 
werden gewährt wöchentlich an eine Witwe mit 1 bis 2 Kindern. 3 Brote 
erhält wöchentlich eine Witwe mit 3 bi8 5 Kindern. Sit die Familie 
noch größer, jo werden auch wohl 4 Brote wöchentlich neben einer ange= 
mefjenen Barunterjtügung gegeben. Es ſei noch bemerkt, daß 1 Brot 
2°4 kg wiegt, und daß dasjelbe vorzugsweiſe aus Roggenmehl herge— 
jtellt wird. 

Weimar bemerkt, daß eine einzelne Perſon wöchentlich 4 Pfd., Frauen 
mit Kindern je nach der Anzahl derjelben wöchentlich 6 bi8 20 Pi. 
erhalten. 

Fulda teilt mit, daß die Höhe der Brotunterjtügung fich nach der 
Kopizahl der Familie richtet. Für erwachjene Perfonen wird allgemein 
1 Pid. und für jedes Kind Vs Pid. täglich gerechnet. Die Brotausgabe 
findet alle 8 Tage jtatt. Jedes Brot wiegt 4 Pfd. Kohlen werden von 
Dftober bis einſchließlich März bis zu 3 tr. und Kartoffeln in derſelben 
Zeit bis zu 2 tr. monatlich bewilligt. 

Coburg: In der Regel werden für Einzelperfonen in der Woche 
1 Laib Brot zu 5 Pfd., für Familien je nach der Anzahl der Familien— 
glieder und dem Bedürfnis 2 bis 3 Brote in der Woche verabreicht. 

Die joeben erwähnte Stadt Hamm i. MW. befigt außer dem ange= 
führten Tarif fiir die Brotabgabe genaue Beftimmungen über die Lieferung 
von Kleidungsftüden, Bettwerf und Brennmaterial. Jedesmal iſt zugleich 
der Geldwert der betreffenden Gabe mit angeführt; und auf diefer Grund: 
lage ift folgende Jahresberechnung aufgeltellt: 

Nach den dÖrtlichen Berhältniffen ift anzunehmen, daß eine erwachiene, 
völlig arbeitunfähige, mittellofe und von feiner Seite unterſtützte Perjon 
zum notdürftigen Unterhalt außer freier ärztlicher Behandlung und Medizin 
etwa 11 ME. 80 Pf. pro Monat, glei 141 ME. 50 Pr. pro Jahr 
gebraucht, nämlich: 
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an Miete durchſchnittlih.. EM. — Pi. 
„ Brot (1 pro Wode) . .. ee BR ee 
„ Beuerung (17 Wochen & 50 Bi.) 8: 50, 
„ Kleidung und Bettwerk inkl. Reparatur der Schuhe etwa 22 — „ 
„Geldunterſtützung pro Woche 1 Mk. . . 52 — 


J 


Da nun bei allen Bewilligungen die Größe der Gabe im geraden 
Verhältnis zur Zeitdauer ſteht, bleibt für Naturalien von höherem Werte, 
die als Ganzes geliefert werden müflen, nur übrig, eine entjprechend lange 
Dauerzeit feitzufegen. Solches ift 3. B. gefchehen in einem Tarif für 
Bekleidungs- und Bettwerkägegenftände, jowie Hausratsſtücke von den 
Städten Düffeldorf, Meiderich und Ohligs. Erfurt und Halle 
bejtimmen, daß ein Anzug in der Regel ein Jahr ausreichen fol und daß 
bejtimmte Kleidungsjtüde eine Tragzeit von 1 bezw. 2 Jahren haben. 

In Siegen dürfen neue Schuhe in der Regel alle 11—12 Monate, 
und neue Sohlen nur alle 6 Monate bewilligt werden. 

In Kiel ijt folgendes beftimmt: Volle Bekleidung darf höchſtens 
einmal im Jahre bewilligt werden und hat der Pfleger, bevor ein Antrag 
geftellt wird, fich die im Vorjahre gelieferten Bekleidungsgegenftände vor— 
zeigen zu laffen. Dabei ijt beſonders darauf zu achten, daß jchadhafte 
Stellen ordentlich geflidt und geitopft find. Nachläffig zufammengenähte 
oder zerriffene Kleidung iſt ftrenge zu rügen. 

Die Berechnung der Naturalien nach Gebrauchawert läßt den Ver— 
waltungen freie Hand, in welcher Weiſe fie Natural- und Geldunterftügung 
in einem und demjelben Pflegefalle verbinden wollen. 

Es iſt jehr wohl möglih, eine Naturalunterftügung, die nicht in 
Geldeswert feftgefeßt it, jedenfall3 aber den größeren Teil der Hilfe aus— 
macht, durch bejtimmte Geldzuwendungen zu ergänzen. Lübed giebt zu 
diefem Zwede Geldzulagen von wöchentlich 30 Pi. bi8 A Mi. Mül— 
haufen i. €. giebt für folche Fälle monatlih 2—8 Mt. 

Der umgekehrte Fall, die Ergänzung einer verhältnismäßig Hohen 
Geldunterftügung durch Naturalien, deren Wert nicht auf den Geldbetrag 
angerechnet wird, ijt recht Häufig. Ich erinnere an die Abgabe von Milch 
und an die Lieferung von Brennmaterial, welche fich Lediglich nach der 
Strenge der Winterfälte richtet. Manche Verwaltungen gehen noch weiter 
und bringen auch Kleidungsſtücke, Schuhwerk, Bettjtüde u. dergl., welche 
regelmäßig don Zeit zu Zeit geliefert werden, nicht auf die Geldjpende in 
Anrechnung. 

Der Berechnungsweife, welche den Geldeswert einer jeden Naturalgabe 
zum Ausdrud bringt, möchte ich den Vorzug geben, weil fie eine gerechtere 
Abftufung der verjchieden Unterjtügten gegeneinander ermöglicht, und weil 
e8 für den Armen vorteilhaft ift, wenn ihm der Geldeswert feiner Gabe 
jederzeit zu Bewußtfein kommt. 


30 Dr. Rayjer. 


8 7. Die außerordentliche Unterſtützung. 


Eine ſtrenge Grenzlinie zwiſchen ordentlicher und außerordentlicher 
Unterſtützung iſt nicht feſtzuſtellen und ſoll auch hier nicht aufgeſucht werden. 
Wenn es auch überall Fälle giebt, in denen ein raſcheres Eingreifen und 
die Aufwendung größerer Mittel, als regelmäßig, notwendig iſt, ſo beſteht 
ein beſonderes Verfahren für ſolche Fälle nicht bei allen Armenbehörden 
und, wo es beſteht, in ganz verſchiedenem Umfange. Wird großer Wert 
darauf gelegt, jeden Unterſtützungsfall feiner Individualität nach zu erkennen 
und zu behandeln, jo wird die Erledigung wichtiger oder dringender Fälle 
äußerlich ſich kaum unterfcheiden. Wo fich da8 gewöhnliche Verfahren in 
eng begrenzten Formen bewegt, wird die außerordentliche Unterjtühung ein 
verhältnismäßig großes Gebiet in Anjpruch nehmen. 

Im allgemeinen iſt die Verteilung von Natural: und Geldunterjtügung 
in außerordentlichen Fällen eine andere. Die Naturalien finden hier, wie 
die Antworten beitätigt haben, eine reichlichere Verwendung ala bei der 
ordentlichen Unterftügung, was allerdings wejentlich damit zufammenhängt, 
daß die Krankenpflege vorzugsweiſe auf Naturalunterjtügung angewieſen ift, 
wie in $ 2 angedeutet ilt. 

Eine wichtige Veranlaffung zu außerordentlicher Abgabe von Naturalien 
bietet die ſtrenge Winterfältee In diefem Falle werden, wenn die Geld- 
fpende zum Ankauf von Brandjtoff nicht ausreicht, oder wenn die regel« 
mäßigen Lieferungen von Holz oder Kohlen aufgebraucht find, dieſe Natu- 
alien für eine größere oder fleinere Zahl von Unterjtügten außerordentlich 
bewilligt. Hierüber enthalten die Armenordnungen von Erfurt, Halle 
und anderen Städten folgendes: 

Dieſe Unterftügung ift nicht als eine regelmäßige, jeden eingezeichneten 
Armen ohne weiteres zu gewährende, zu betrachten. Sie ift nur dann zu 
bewilligen, wenn bejondere Umftände, wie Krankheit, DVerdienitlofigkeit ꝛc. 
die Gewährleiftung derjelben notwendig machen. 

Als Häufige Veranlaffung zur außerordentlichen Abgabe von Naturalien 
bezeichnen 9 Armenbehörden Unglüdsfälle und überhaupt dringende Not. 

Frankfurt a. D. giebt ald Fall der Naturalunterjtügung die vor— 
übergehende Abwejenheit de Ernährers infolge Verhaftung u. ſ. w. an. 

Ludwigshafen und Saarbrüden erwähnen die Notwendigkeit 
größerer Aufwendungen, wenn es gilt, durch Beichaffung von Handwerkszeug 
oder Ankauf von Materialien für einen Handel die Gründung eines 
Gejchäftes zu ermöglichen. Sie betrachten diefen Fall als Geldunterjtügung, 
und es dürfte in der That geeigneter fein, hier dem Unterſtützten Geld anzu— 
vertrauen, als der ihm naturgemäß zuftehenden Auswahl vorzugreifen. 

Die bereit8 früher erwähnte Übernahme der Gewerbefteuer ift enthalten 
in folgender Beitimmung der Armenordnung von Halle: Eine fernere Art 
der außerordentlichen Unteritütung beiteht darin, daß von der Bezirks— 
fommiffton zur Vermeidung einer laufenden Unterftüßung die Gemwerbejteuer 
für folche Perſonen aus der Armenkaſſe gezahlt werden fann, welche bemüht 
find, fich jelbitändig zu ernähren. 

Die Beichaffung von Kleidung tft, abgejehen von Krankheitsjällen, 
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Geburtsjällen u. dergl., in der Regel nicht fo dringend, um gerade dadurch 
zur Hingabe von Naturalien zu nötigen. Verbreitet ijt die Lieferung von 
Schuhwerk, zuweilen auch von fonjtigen Kleidungsſtücken zur Sicherung des 
Schulbeſuches. Noch häufiger werden den Kindern armer Eltern die Kon— 
firmationäfleider, ſei es aus MWohlthätigfeitsmitteln, ſei e8 durch die öffent- 
liche Armenpflege, geliefert. 

Auch für den Hausrat wird, wo es unumgänglich nötig ijt, meiſtens 
durch außerordentliche Naturallieferung gejorgt. 

Eine befondere Beitimmung hierüber befigen u. a. Meiderich und 
Ohligs: Die Armenverwaltung kann unter ausnahmameije jehr dringenden 
Umftänden einzelne Stüde des unentbehrlichiten Hausgeräts bewilligen ; 
diefe bleiben Gigentum der Armenverwaltung, was der Arme jchriftlich 
anzuerkennen bat. 

Eine bemerkenswerte Stellung nimmt München ein, welches ala 
laufende Unterftüßung Geldalmojen bevorzugt, jedoch daneben jogenannte 
einmalige (momentane) Unterftügungen fennt, über welche die Armenordnung 
folgende Grundfäße enthält: 

1. Die einmaligen Unterfiüßungen werden regelmäßig in Naturalien, 
wie fie dem jeweiligen Bedürfnis entiprechen, ausnahmsweiſe in Geld 
bewilligt. 

2. Ginmalige Unterjtüßungen werden von der Bezirköpflegefommijfion 
bewilligt, jomweit nicht die Bewilligung des Armenpflegichaftsrates in diejen 
Satungen oder durch bejonderen Beichluß vorbehalten wurde. 

Die Beitimmung über Yamilienunterjtügungen findet auch auf einmalige 
Unterftüßungen Anwendung. 

3. Das Maß der einmaligen Unterftügung wird innerhalb der jeweils 
bejtehenden Grenzen von Fall zu Fall beſtimmt. Das Höchit zuläffige 
Maß wird mit Rüdficht auf die Art und die jeweiligen Preife der Bedarfs— 
gegenitände von Zeit zu Zeit durch den Armenpflegichajtsrat bejtimmt. 

In Naturalien werden gewährt: 

a) Unterjftüßungen mit Brennmaterialien nach den alljährlich vom 
Armenpflegichaftsrate feſtgeſtellten Grundfäßen. 

b) Unterjtüßungen mit Kleidern, Wäfche, Bettfournituren. Diejelben 
werden nicht regelmäßig, jondern nur nach Maßgabe des Bedürfniffes von 
den Bezirköpflegefommiffionen gewährt. 

c) Unterjtüßung mit Suppe durch Anweifung von Suppe bei den 
ftädtifchen Suppenanitalten. 

d) Unterftügung mit Dah und Fach. Diejelbe darf nur auf kurze 
Zeit und jedenfalls nicht länger als 4 Wochen durch Einweifung in das 
Haus für Obdachloje erfolgen. 

e) Unterftügung armer Schulkinder mit Lehrmitteln. Schulkinder, 
welche nicht rechtzeitig im Beſitze der vorgejchriebenen Lehrmittel find, 
erhalten fie von der Gemeinde durch den Oberlehrer. 

f) Unterftügung in KrankHeitsfällen durch ärztliche Behandlung, 
Arzneien u. ſ. w. 

Sehr wichtig ift die auf eine Reihe von Wochen bemilligte Milchkur, 
oder gar die Beſchaffung von Kindermilch, für welche Bedürfniſſe ohne eine 
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gut beauffichtigte Naturallieferung nicht in der Regelmäßigfeit und in dem 
Maße, wie erforderlich, gejorgt werden könnte. 

Hierüber liegen Mitteilungen vor von Lübeck und ähnlich Poſen: 
Die Milchunterjtüßung wird nach der Beitimmung des Arztes für die 
Dauer von 1 bis 2 Monaten in Quantitäten von Ya bis zu 2 Litern 
pro Tag bewilligt. 

Verwandt hiermit ift die Fürforge um die Kinderpflege überhaupt, 
welche im Vergleich mit der Gejundheitspflege für Erwachfene und mit der 
Krankenpflege unendlich weit zurüdgeblieben if. Nur eine ausgiebige 
Pflegethätigkeit gefchulter weiblicher Kräfte kann Hier befjern. 

Bezüglich der bereits erwähnten außerordentlichen Hilfe zur Ermög- 
lihung des Schulbeſuchs enthält die Armenordnung für Hamburg 
folgende Vorſchriften: 

Kinder, die wegen Mangel an Bekleidung die Schule verfäumen und 
deren Eltern nach Maßgabe der allgemeinen Grundfäge nicht imitande find, 
aus eigenen Mitteln diejem Mangel abzuhelfen, erhalten außer Schuhen, 
Schulbekleidung, bejtehend für Knaben in Hemd, Jade, Hofe und Strümpfen, 
für Mädchen in Hemd, Hofe, Unterrod, Oberkleid und Strümpfen. 

Auch können von der Schulbefleidung einzelne Stüde, bezw. die 
Reparatur von Schuhen, joweit es fich um Erneuerung von Sohlen und 
Abjägen handelt, bewilligt werden. Kleinere Reparaturen an Schuhen find 
von den Unterftügten jelbjt zu bezahlen. 

In der Regel erhalten nur jolche Kinder Schulbefleidung und Schuhe 
ſeitens der Öffentlichen Armenpflege, deren Eltern weder Schulgeld noch eine 
Vergütung Für Schulutenfilien zahlen. Hierüber ift durch Bermittelung 
des Vorſtehers eine Beicheinigung des Hauptlehrers einzufordern, 

Auch diefe Bewilligungen find thunlicht einzufchränten ; die Gewährung 
von Bekleidung darf nur einmal im Jahre erfolgen, die Gewährung von 
Schuhen nur in dringenden Fällen mehr als einmal. 

Eine jtrengere Auffaſſung geht hervor aus folgenden Mitteilungen. 

Köln: Unzweifelhaft ift die Geldunterftühung das Richtige, da fie 
die wirtjchaftliche Selbitändigfeit der Armen in zuläffiger Weile jchont. 

Gerade bei der Schuhlieferung für Schulkinder zeigt ſich auch, daß 
ungerechtfertigte Anfprüche an die Öffentliche Armenpflege in zunehmendem 
Make erhoben werden. 

Selbjt der gewöhnliche Arbeiter verliert den Antrieb, ſelbſt für die 
Bekleidung feiner Kinder zu forgen, wenn er fieht, daß Andere diefe Kleider 
£oftenlo8 durch die Armenverwaltung erhalten. 

Potsdam: Der Grundjag der Geldunterftüßung it für Verhältniſſe 
wie die Hiefigen der einzig richtige. Je ftrenger die Grundfäße über die 
Mietzunterjtügungen eingehalten werden, deſto feltener treten Anträge auf 
Mietsunterjtügungen an ung heran. 

Die Schwierigkeiten, auf welche Köln und Potsdam mit Recht hin- 
gewiejen haben, liegen aber nicht in der gewählten Art und in dem Gegen: 
itand der Unterſtütung, fondern in jeder außerordentlichen Gabe und ihrer 
Veranlaffung überhaupt. Wer zweifelhaft ift, ob er mit feinem Geld» 
vorrat alle Ausgaben beftreiten kann, fängt gewiß an denjenigen Pojten 
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an, die er für wichtiger Hält, und der Unbemittelte handelt einfach Logifch, 
wenn er Ausgaben, für welche, wie er weiß, unter Umftänden die Armen 
verwaltung eintritt, bis zulegt aufſchiebt. Da paffiert es allerdings 
Manchem, der nach der Summe feines Einfommens nicht hilfsbedürftig ift, 
daß fein Geld zum Ankauf von Schuhwerk oder zur Bezahlung des Miet- 
zinſes nicht Hinreicht. Je leichter aber in folchen Fällen eine Armenbehörde 
geneigt ijt, eine Hilfe ala notwendig anzuerkennen, umſo raſcher wird die 
außerordentliche Unterftügung zur Blüte gelangen. 


SS. Die Erhaltung der Wohnung. 


Nachdem die Mietunterftügung erjt in Heft 31 der Vereinsſchriften 
eine bejondere Bearbeitung gefunden und bei der 17. Jahresverſammlung 
unter jehr zahlreicher und lebhafter Beteiligung bejprochen worden ift, er— 
übrigt e3 hier nur, fie der Bolljtändigfeit halber zu erwähnen und in ihrem 
Verhältnis zur ſonſtigen Unterjtügung darzuftellen. 

Die Mietunterjtügung ift eine von den zahlreichen Unterſtützungsformen, 
welche die Haupteigenjchaften der Natural» und der Geldunterftügung in 
fich vereinigen. Sie iſt Geldunterftüßung, weil Geld bewilligt wird, fie ift 
Naturalunterftügung, weil die freie Verfügung über dag Geld zu Gunjten 
des vorgejchriebenen Zwedes behindert ijt. Sie unterjcheidet fich nur wenig 
von der reinen Geldunterjtüßung, wenn fie dem Armen ala bejonderer Teil 
jeiner Geldfpende ausgehändigt wird; fie nimmt immer mehr die Art der 
Naturalunterftügung an, je nachdem die Zahlung des Mietzinfes nur über- 
wacht oder auch direkt an den Vermieter vollzogen wird. Sie ijt in letz— 
terem Sinne reine Naturalunterftüßung in Bezug auf den Mietzins; 
bezüglich der Wohnung jelbjt jegt die Naturalunterftügung die thatfäch- 
liche Uberlaffung derjelben voraus. 

Die Meietunterftüßung hat bereits in den zwei Tabellen zu $ 3 und 
$ 4, foweit die vorhandenen Mitteilungen reichen, Berüdfichtigung gefunden, 
und es dürfte Hierbei jchon die Verjchiedenheit des Sprachgebrauchs auf- 
allen, wodurch die für Mietzind aufgewandte Summe bald jelbjtändig, 
bald unter Natural-, bald unter Geldunterftügung angegeben ilt. 

Die thatjächliche Anwendung zeigt aber auch, daß die Mietunter- 
jtügung in ihrem Verhältnis zu den beiden Hauptunterjtügungsarten ver— 
ichieden beurteilt wird. Würde fie vorzugsweiſe als Naturalunterjtügung 
angejehen, jo müßte fie von den Städten, melche die Naturalunterjtügung 
empfehlen, durchweg angewandt, und von den Städten, welche dem Geld- 
almojen zuneigen, verworfen werden. 63 ijt die ebenjowenig der Wall, 
wie irgend eine andere Gleichmäßigfeit bezüglich der Bezahlung des Miet- 
zinſes und der fonjtigen Unterſtützung aufgefunden werden Eonnte. 

Auch Hinfichtlich der Höhe der Unterftügung waren Beziehungen zu 
der Größe der Stadt und ihren fonjtigen Einrichtungen nicht zu entdeden. 
Manche Städte gewähren offenbar bei Beginn der Hilfsbedürftigfeit zunächſt 
Mietunterftügung, dann Naturalien und zuleßt bares Geld, jo daß die 
Jahresausgabe für Miete weit Höher ift ala die für Geldipenden. 

Schriften d. D. Ber. f. Wohlthätigkeit. XLII. 3 
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Auch in Bezug auf die Verwendung in ordentlichen oder außerordent- 
lichen Fällen und in Bezug auf die größere oder geringere Neigung zur 
direften Entrichtung des Mietpreiſes bejteht große Verjchiedenheit, wie die 
Armenordnungen nachfolgender Städte zeigen. 

Düfjeldorj: Mietsunterftügungen fönnen entweder dem Armen direkt 
oder auch monatlich oder quartaliter an die Vermieter ausgezahlt werden. 


Köln und Münfter: Auch ift es bei Unguverläffigfeit des Armen, 
jedoch ohne daß eine Verbindlichkeit gegenüber dem Vermieter übernommen 
werden darf, zuläffig, aus den bewilligten Geldipenden zur Dedung der 
laufenden Miete das Erforderliche zurüdzubehalten und jeiner Zeit, geeigneten- 
falls ohne Bermittelung des Armen, direft an den Vermieter abzuführen. 


Erfurt und teilweife Halle: Eine bejondere Art der außerordent- 
lichen Unterftügung bilden die im Laufe des Jahres infonderheit am 
Schluffe des Monats zu gewährenden Mietsunterjtügnngen, 

Sie jollen nicht zur Tilgung rüdjtändiger Mietsſchulden, jondern 
lediglich zu dem Zwecke gewährt werden, um der Gefahr der Oddachlofig- 
feit vorzubeugen. Die Gewährung jeßt daher voraus, daß der Vermieter 
bereit ijt, den Unterjtüßten nach Zahlung des Mietszufchuffes noch längere 
Zeit wohnen zu laſſen. 

Regelmäßig wiederholen dürfen fich dieſe Unterftügungen nicht. 

Eine ausführliche Vorſchrift, welche in erjter Linie den Pfleger auf 
aufmerfjame Prüfung und erziehliche Einwirkung hinweiſt, enthält Heil: 
bronn: Von befonderer Bedeutung im Haushalt pflegt die Wohnungs 
miete zu fein, bei welcher das Augenmerk darauf zu richten iſt, daß ohne 
Not nicht Über ein richtiges Verhältnis der Ausgabe zum Umfang der 
Familie dauernd hinausgegangen wird, daß aber auch nicht geſundheits— 
ihädliche Wohnungen bewohnt werden, oder Zujtände Plat greifen, welche 
aus Gittlichkeitsgründen zu beanjtanden find. Zwedmäßig iſt ed, wenn 
der Pfleger durch Verftändigung mit dem MWohnungsvermieter bewirken 
fann, daß wöchentliche Bezahlung des Mietzinfes gejtattet wird, und wenn 
andererjeit3 der zu Unterjtügende durch gelegentliche Beihilfen zum Lebens— 
bedarf veranlaßt werden kann, daß er jelbit den Mietzins wöchentlich 
pünktlich bereinigt. 

At dies nicht zu erreichen, jo wird in der Kegel die erforderliche Unter: 
jtügung in erfter Linie zur Bezahlung des Mietzinfes bei der Armen- 
verwaltung anzumeijen jein. (Selbjtverjtändlich immer nur auf je einen 
Monat.) 


An Stuttgart erfolgt von dem Armenamt aus nach jeder Auf: 
nahme eines Unterftügungsgefuches eine Anfrage an den Pfleger, welche 
folgendes enthält: 

Falls der Herr Armenpfleger dafür Hält, daß die beantragte Unter: 
ftüßung ganz oder teilweife aus bejonderen Gründen an den Wohnungs— 
vermieter bezahlt werden jollte, bitten wir, gefälligift dem Gutachten einen 
hierauf bezüglichen Antrag unter Angabe der hierfür fprechenden Gründe 
beifügen zu wollen. 

Auch wird gebeten, in zweifelhaften Fällen durch Einfichtnahme des 
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Haugzingbüchleins ſich von der richtigen Verwendung des verwilligten 
Mitzinsbeitrags überzeugen zu wollen, 


Die Dienjtanweifung von Hamburg entiällt folgende Beſtimmung: 

Ausnahmsweiſe kann jedoch die Bewilligung von einmaligen Gaben 
zur Dedung von Mietrüdjtänden unter folgenden Boraugfegungen ſtatt— 
finden: 

1. Der Bedürftige muß der Zuwendung würdig fein; Müßiggänger, 
Truntenbolde find Lediglich den polizeilichen Zwangsmitteln zu 
unterwerfen. 

2. Der Bermieter muß in der Regel zu einem angemeffenen Nachlaf 
bereit fein und im alle der Zahlung Duittung über den gefamten 
Rückſtand erteilen. 

3. Der Wert des dem Mieter gehörigen Haugrate® muß den Betrag 
der rüdjtändigen Miete überſteigen. 

4. Die Dedung des Rüdjtandes hat fich in der Regel auf die lebte geſetz— 
liche Mietbezahlungsperiode zu bejchränfen. Zur Bewilligung eines 
Betrages zur Dedung älterer Rüditände ift, auch wenn die Höhe der 
Bewilligung dies ſonſt nicht erforderlich machen würde, die Ge— 
nehmigung der Kreisverfammlung erforderlich. 


Don befonderem Intereſſe find die von dev Armendirektion Potsdam 
unterm 22. November 1898 fejtgejtellten „Grundfäße Tür die Behandlung 
von Geſuchen um Unterftügung zur Tilgung der Mietzfchulden (Miets— 
unterftüßungen)”, nämlich: 

I. Anträge der laufend, d. h. an zwei aufeinanderfolgenden Monaten 
und länger unterftügten Armen auf bare Unterftügung zur Tilgung von 
Mietsſchulden find in der Regel ablehnend zu bejcheiden. 

Ausnahmen von diejer Regel find nur zuläffig, wern die Armenunter« 
ftüßung eine unzureichende gewejen ift und bejondere Notwendigkeit wie: 
Krankheit, Wochenbett, Arbeitslofigkeit u. j. w., welche während der Unter: 
jtügung eingetreten find, eine ftärfere Unterjtügung gerechtfertigt haben 
würden. 

II. Anträge bisher nicht unterftüßter Perfonen (im Sinne von I) auf 
außerordentliche bare Unterftügung zur Tilgung von Mietsſchulden find mit 
großer Vorficht zu behandeln und nur dann als ein Alt vorbeugender 
Armenpflege zur Berüdfichtigung der Armendirektion zu empfehlen, wenn 

a. die Antragjteller zweifellos würdig find, 

b. ein außerordentlicher Notitand hervorgegangen iſt und 

c. die Antragiteller zur ratenweifen Rüdzahlung der Unterftüßung fich 

verpflichten und zur Erfüllung diefer Berpflichtung jtreng ans 
gehalten werden, 

III. Die alleinige Befürchtung des Eintritt? der Obdachlofigfeit bei 
der Verſagung der fogenannten Mietsunterftügung iſt in den Fällen zu 
I und III fein ausreichender Grund der Unterjtügung. 

IV. Die Zahlung älterer Mietsrückſtände als für die laufende Miets— 
zahlungöperiode, und zwar in der Regel nur für einen Monat, ijt 
unzuläffig. 

3* 
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Es iſt dahin zu wirken, daß die Armen ihre Miete monatlich be— 
zahlen, und haben die Armenpflegeorgane in geeigneten Fällen durch Ein— 
fiht der Mietsquittungsbücher ſich von der regelmäßigen Zahlung der 
Miete zu Überzeugen. 

V. Die befondere Mietsunterftügung, welche dem Armen neben einer 
Unterftügung anderer Art, namentlich) der Geldunterjtüßung gewährt wird, 
und zwar bdergeitalt, daß die jtädtifche Armenverwaltung durch direkte 
Zahlung der Miete an den Vermieter oder durch Garantie der Miets— 
zahlung gegenüber dem Vermieter die Armen von der Fürforge für die 
Wohnung befreit, ift nur bei denjenigen Armen zuläffig, welche wirtjchaftlich 
unfelbjtändig oder unzuverläſſig find, 

Berichiedene Verwaltungen, 3. B. Gützkow, teilen mit, daß fie den 
Anträgen auf Zahlung rüdjtändiger Miete dadurch entgegentreten, daß fie . 
eine Wohnung zur Verfügung ftellen oder den Eintritt in das Armenhaus 
verlangen. Erſt dann, wenn eine folche Maßregel unthunlich oder wegen 
Raummangels unausführbat ift, wird an Dedung de Mietrüdjtandes ges 
dacht und zwar gewöhnlich unter der Bedingung, daß der Vermieter einen 
Zeil feiner Forderung nachlafje. 


8 9, Die Beihaffung der Naturalien. 


Sobald der Bedarf an Naturalien über ein geringes Maß hinausgeht, 
tritt an die Verwaltung die Trage heran, ob fie durch Verträge mit 
Lieferanten oder durch Einkäufe im Großen oder gar durch eigene Herjtellung 
den Vorteil einer billigen Anſchaffung genießen will. Die meiſten Armen— 
behörden find nicht in der Lage, eigene Magazine zu halten und eigene 
Anitalten zu errrichten. Sie können es aber erreichen, daß fie von den 
Verkäufern mit einer bejtimmten Ermäßigung des Ginfaufgpreifes, 2. 
Rabatt von einigen Prozenten oder Minderbetrag unter dem jeweiligen 
Kaufpreig, ihre Waren beziehen. 

Im folgenden wollen wir denjenigen Einrichtungen, welche einen 
billigen Bezug bezweden, einige Aufmerkſamkeit fchenken. 


1. Brot. 


Don befonderem Intereſſe find die von den Gemeinden in ihren Hoſpi— 
tälern, Armenhäufern u. ſ. w. betriebenen eigenen Bädereien. 

In Mek läßt der Armenrat durch einen feiner Angejtellten das zur 
Herſtellung von Brot nötige Getreide ankaufen und erfolgt die Erbadung 
durch einen bejoldeten Bäder. 

Ferner wird mitgeteilt au Gmünd: Das Mehl wird in monatlichen 
Bedarf zu den Stuttgarter Landesproduftenpreifen von hiefigen oder um: 
liegenden größeren Mühlen in bejter Qualität gefauft. Es wird täglich 
gebaden mit Preßhefe: 


— 25 am * 1 zu — 150 Stück ee u: 3 Br. } — | gebaden für 
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und für Arme außerhalb des Spitals. Lebtere erhalten hiervon je Mittwoch 
und Sonnabend ca. 200 Pfund Brot in verfchiedenen Portionen. Der 
Bäder befommt 6 Marl MWochenlohn, freie Kot, Wohnung und Wäſche. 
Der Aufenthalt in dem abgejchlofjenen Spital jagt den Bädern nicht recht 
zu, fo daß nach ca. ® Jahren ſtets ein Wechjel zu gewärtigen ift, welcher 
in der Regel nicht erwünfcht ift, was jedoch die Zweckmäßigkeit des Be— 
trieb3 nicht zu beeinträchtigen vermag. 

Hagenau: Die Bäderei dient nur zur Beforgung des Spital® und 
Berabfolgung an die von demfelben unterjtüßten Armen. 

Don einem dazu bejtimmten Mitgliede des Berwaltungsrats des 
Spitala wird der Weizen angefauft, welchen die Verwaltung nach Bedarf 
mahlen läßt. Für die Bäderei ift ein Bäder, welcher die Nahrung in der 
Anftalt erhält, mit einem Gehalt von ME. 1,60 pro Tag angejtellt. Als 
Hilfe ift dem Bäder ein Hofpitäler zugewiefen. Das von der Anjtalt 
während dem Laufe eines Jahres anzufertigende Brot beträgt durchjchnittlich 
50000 kg. Dadurch, daß die Anftalt ihr Brot felbit anfertigt, hat fie 
jtet3 gute Ware, welche pro kg zu ſtehen fam (einjchließlich aller Koften 
und Auslagen): pro 1895/96 auf 0,19 ME., pro 1896/97 auf 0,20,5 Mk., 
pro 1897/98 auf 0,24 ME. ch bemerfe, daß nur Weizen und zwar 
befiere Qualität angefauft wird. Die von der Mahlung herrührenden Ab— 
fälle, wie Rotmehl, Kleien, Kleinweizen, werden alljährlich durch öffent» 
lichen Verkauf verfteigert und durch die Anfteigerer nach jedesmaliger 
Mahlung abgeholt und an die Kaſſe bezahlt. Die Bäderei befteht ſchon 
feit langen Jahren und Hat fich bis Heute gut bewährt. 

Über den Betrieb der ftädtifchen Brotbäderei im Jahr 1897 Liegt 
folgender Bericht auß Leipzig vor: 

Ber den ſtets mwechjelnden Konjunkturen auf dem Getreidemarkte waren 
die Roggenpreife auch in dem Betriebsjahre größeren Schwankungen unter- 
worfen; fie bewegten fich zwijchen 120 und 152 ME. für den Wiſpel. 

Gekauft wurden insgefamt 468 Wiſpel Roggen, verbraucht jedoch 
476 Wiſpel. Das find 8 Wiſpel mehr, welche am Schlufje des Vorjahres 
als Vorrat in der Mühle verblieben waren. Gegen 484 Wifpel im Jahre 
1896, 516 Wiſpel im Jahre 1895, 496 Wiſpel im Jahre 1894, 520 
Wiſpel im Jahre 1893, 500 Wilpel im Jahre 1892, 440 Wifpel im Jahre 
1891 und 372 Wilpel im Jahre 1890. 

Die Gejamtausgabe für den Roggen, 468 Wifpel, betrug 63561 Mk., 
oder 135,8145 ME. durchfchnittlich pro Wilpel, gegen 132,7642 ME. im 
Jahre 1896, 129,479 ME. im Jahre 1895, 123,31 ME. im Jahre 1894, 
139,65 ME. im Jahre 1893, 185,292 ME. im Jahre 1892, 217,27 ME. 
im Jahre 1891, 181,527 ME. im Jahre 1890. 

Wenn auch die Qualität des Roggens als gut zu bezeichnen geweſen 
ift, jo war doch das Mehl nicht fo ergiebig ala wie in den Vorjahren. 

Die verbrauchten 476 Wiſpel Roggen ergaben: 

333200 kg badjähiges Mehl — 70,00 io, 
126140 „ Kleie — 26,500, 
16660 „ Flug = 3,500, 
476000 kg zujammen, oder 
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pro Wiſpel (1000 kg) 
700,0 kg badiähiges Mehl, 
265,0 „ Sleie, 

35,0 „ Flug, 
1000,0 kg zufammen. 


Der Mehlbeitand betrug am 1. Januar 1897 . . .„ 13506 ke. 
Dazu wurden vom 1. Jan. bis mit 31. Dez. 1897 geliefert 333200 


jujammen 346706 kg. 
Davon ab Mehlbeſtand am 31. Dezember 1897 . . 14465 „ 


Demnach wurden insgefamt 332241 kg 
Mehl verbaden, woraus erzeugt wurden 
436 804 kg Brod oder 
aus 100 kg Mehl 131,472 kg Brod, gegen 136,111 kg im Jahre 1896, 
134,225 kg im Jahre 1895, 137,372 kg im Jahre 1894, 138,931 kg 
im Sabre 1893, 136,455 kg im Jahre 1892, 135,83 kg im Jahre 1891 
und 135,167 kg im Jahre 1890. 
Gebaden wurden im Jahre 1897 436 804,0 kg Brot, 
„1896 4608820 „ „ 
»„ 113895 4746085 „ 
Fr „1894 4796845 „ = 
„nn. 18938 5032185 „ „ 
» „1892 4789700 „ 
— „13891 4127645 „ 
1890 3586660 „ „ 


Zur Verteilung gefommen find überhaupt 
435 708,0 kg, gegen 
460187,0 „ im Jahre 1896, mithin 
24 479,0 kg weniger. 


Merden von den zur Verteilung gefommenen. . . .„ 435708 kg 
abgerechnet die Lieferungen an: 

das Armenhaus Altskeipiig . . » » . 25776 kg 
s . Reipzig-Eutrifeh - . . 12884 „ 
” ö Reipzigekindenauu . . . 8688 „ 
„ Waifendaud. -. . 2 22. 5285 „” 
„ Grmittiertendfau . . 2 2020.20. .14560 „ 
den Balder » 2 2 2 2 2 1306, 
„ Sadpverftändigen . . >» 2 200. 84 „ 

das Martinitit -. » > 2 2 20200 1050, 69583 „ 

jo find 366125 kg 


Brot, gegen 395566 kg im Jahre 1396, durch die Diftrikte an die Armen 
gelangt. 

Das Brot für die Infaffen des Armenhaufes L.Connewitz, des Irren— 
Siechenhaujes und des Möchnerinnen» und Kinderaſyls in L.-Volkmarsdorf, 
jowie für die Armen der Diftrifte in den Stadtbezirken L.-Kleinzſchocher 
und 2.-Eutrigich wird von Privatbädern geliefert. 
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Es jtellt fich der Selbſtkoſtenpreis des Brotes, einschließlich aller 
Unfojten und Abjchreibungen nebit VBerzinfung des Grundftüdes und Betrieba- 
fapital3 auf rund 16Ys Pi. für das Kilogramm, gegen 16 Pf. im Jahre 
1896, 16 Bi. im Jahre 1895, 15 Pi. im Jahre 1894, 16 Pi. im Jahre 
1893, 20°; Pf. im Jahre 1892, 2344 Pf. im Jahre 1891, 20% Pf. 
im Jahre 1890. 

Die Beichaffenheit des von der Armenbrotbäderei in diefem Berichte- 
jahre gelieferten Brote war immer vorzüglich. 

Die Rechnung jchließt erfreulicherweife auch in dieſem Berichtsjahre 
wieder mit einem Minderzufchuß von 13207 ME. 65 Bi. ab. 


2. Suppe und Mittageijen. 


Anjtalten zu Ddiefem Zwecke, teild von den Gemeinden, teils von 
Stiftungen, teild von Bereinen unterhalten, beitehen, joweit mir bis jet 
befannt, in folgenden Städten: Berlin, Bonn, Bremen, Breslau 
(neuerdings erweitert), Caſſel, a Danzig, Darmjtadt, 
Eiſenach, Eisleben, Eriurt, Görliß, Greifswald, Halber- 
ſtadt, Halle, Königsberg, Krefeld, Ceipzig (ftädtifch), Magde: 
burg (4 ftädt. Küchen), Mannheim, Mülhauſen i. E., Münden 
(10 ftädt. Auftalten), Bojen, Potsdam, Straßburg i. G., Stutt- 
gart und Thorn. 

Die Leijtungen der Suppenküchen werden fehr verſchieden beurteilt. 
Nach einer früheren Mitteilung aus Wien beſteht dort eine allgemeine 
Abneigung gegen Volksküchen, die trotz vieler humanitärer Zuwendungen 
nicht imftande ſeien, ein gutes und billiges Mittageſſen zu liefern. 

In Berlin iſt in früheren Jahren der Suppenmarken unbenutzt 
geblieben, was die „Berliner Morgenzeitung“ damit erklärte, daß die 
„ſtändigen Kunden“ lieber Geld wollten. Der „Vorwärts“ erblickte darin 
den Widerwillen der Bevölkerung gegen „Armenſuppen“ und „Armen— 
küchen“, an deren Stelle die Volksküchen (Lina Morgenſtern) empfohlen 
wurden. 

An Hamburg find laut Verwaltungsbericht für 1894 die Suppen- 
füchen als nicht mehr zeitgemäß aufgehoben worden. 

Berfchiedene Armenverwaltungen, deren Bedarf an Armenjuppe die 
Errichtung einer bejonderen Anftalt nicht nötig macht, geben die Suppe, 
wie auch andere Naturalien aus ihren Hofpitälern u. j. w. ab. Die Her- 
jtellung der Suppe in dem Armen» bezw. Krankenhaus ijt mitgeteilt aus 
Dejjau, Frankfurt a. D., Lübeck und Remſcheid. 

Bis jegt in Deutichland wenig verbreitet ift die Rumfordſuppe, eine 
nahrhafte Sparfuppe aus Knochen, Blut und ähnlichen Beltandteilen, be= 
jchrieben in Charity Review 1897. 

In Wiesbaden fand früher eine Verteilung von Wurftbrühe jtatt, 
die bon einzelnen Mebgern unentgeltlich geliefert wurde. 

Als ein Hilfsmittel zur Suppenbereitung werden in verjchiedenen 
Städten an die Armen Suppentafeln verteilt, u. a. in Wiesbaden. 

In Memel ift die verſuchsweiſe Verwendung von Suppentafeln ein= 
geitellt worden, weil diejelben fich nicht als ſchmackhaft erwiefen haben. 
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Don jeher bejtanden in Wien in den DVerforgungshäufern jogenannte 
Zraiterien (Speijewirtichaiten), in denen fich jeder Inſaſſe an Speifen und 
Getränken faufte, was ihm beliebte; feit 1895 bejteht an deren Stelle 
Ntaturalverpflegung. 


3. Sonjtige Lebensmittel. 


Derhältnismäßig jelten jcheint der Ankauf von Kartoffeln für die 
Armen vorzukommen. Es liegen hierüber nur Mitteilungen aus Hamm 
1. W., Hanau und Halle vor. 

Aus Hagenau wird der Ankauf von Wein, aus Wiesbaden von 


Kognak erwähnt. 
4. Kleidung, 


Hier ijt die Fürforge, wie die nachfolgenden Mitteilungen zeigen, eine 
recht verjchiedenartige, wenn auch dadurch vereinfacht, daß die Aufbewahrung 
feine große Schwierigkeit verurjacht. 

Aus Leipzig, Naumburg und Erfurt ift das PVBorhandenfein 
eines Kleiderlagers mitgeteilt. 

In Danzig, Wolfenbüttel und Gera werden Kleidungsjtüde 
im Großen eingekauft. 

In Buer, Eijenah und Schwerin werden Kleiderjtoffe im 
Großen angefauft und im Armenhaufe verarbeitet. 

—In Hanau werden Kleideritoffe und Leder im Großen angefauft. 

Sn Gleiwiß befteht eine Bekleidungsfommiffion, die bei Beginn des 
Winters Kleidungsſtücke einfauft. 

Aus Hamburg werden folgende Mitteilungen gemacht: Die Armen 
anjtalt kauft im Wege öffentlicher Submijfion das Rohmaterial zu den 
berzuftellenden Hemden, Betttüchern, Unterröden, Snabenanzügen, Mädchen- 
Eleidern und Strümpfen und läßt durch Unterftügungsempfänger die einzelnen 
Gegenjtände anfertigen. Es wird beabfichtigt, die Herjtellung der einzelnen 
Gegenjtände den Frauenvereinen und der Ffirchlichen Armenpflege zu über: 
tragen, wobei hauptfächlich ind Gewicht fällt, daß auf diefe Weije zahl- 
reiche erwerbsfähige Yamilienhäupter durch Arbeitsverichaffung von der 
Armenpflege werden ferngehalten werden fünnen, während das bisherige 
Verfahren nur dazu diente, einer Anzahl alter, ohnehin hilfsbedürftiger 
Frauen, eine geringe Nebeneinnahme zu fichern. 

Sn Baden wird ein Teil des Schuhmwerfes im Großen angeichafft. 

Sn Heidelberg und Magdeburg wird Fußbefleidung in der 
Armen und Arbeitsanjtalt angefertigt. 

Darmjtadt Hält einen Vorrat von Schuhen Für fchulpflichtige 
Kinder. 

In Hamm i. W. wird zweimal mwöchentlih das Schuhwerk der 
Armen zur Ausbeilerung bezw. Erneuerung entgegengenommen. 

Ähnliche Einrichtungen beftehen in Siegen. 

Bei jeder Bewilligung von Kleidern, namentlich im alle der Be; 
nubßung eigener Magazine, dürfte im Antereffe der Armen darauf zu achten 
fein, daß nicht Stoff, Schnitt oder das Ausjehen überhaupt die Herkunft 
des Kleidungsſtückes kenntlich machen. 
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5. Bettwerf und Möbel, (Gebraudsjtüde.) 


In Hamburg beſteht für dieſe Zwecke ein ausgedehntes Magazin; 
ähnlich in Düſſeldorf. 

In Danzig und Stuttgart haben ſich Vereine dieſe Aufgabe 
geſtellt; in der letzteren Stadt wird insbeſondere Bettwerk verliehen. 


6. Breunmaterial. 


Coburg, Forſt, Gera, Mülhauſen i. E., Neuſtadt a. H., 
Wiesbaden und Wolfenbüttel erwähnen den Einkauf im Großen. 

Mühlhausen i. TH. unterhält ein Holgmagazin. 

In Allenftein wird der Torf in eigenem Betriebe hergeftellt. 

Au Gützkow wird gemeldet: Den geftochenen Torf haben die 
Armen jelbjt zu troden und, joweit möglich, auch ana Haus zu jchaffen; 
ebenfalls das Holz thunlichit jelbft aus dem Walde zu Holen. 

Speier gewinnt Wellen aus dem Stadtwald. 


Ein großer Teil der in diefem Paragraphen genannten Einrichtungen 
hat nicht den ausgejprochenen Zweck, nur den Hilfsbedürftigen zu dienen, 
fteht vielmehr nur gegen Entgelt zur Verfügung, wobei allerdings die zum 
Bezug berechtigende Marke ebenjfo gut aus den Mitteln der Armenpflege 
oder eines Vereines, wie auch des Empfängers felbjt bezahlt fein kann. 


Häufig werden von jeiten der Vereinsvorftände die Armenpfleger darauf 
aufmerffam gemacht, daß fie den Armen Anweiſungen auf die Gaben des 
Vereins verjchaffen möchten, wie e8 3. B. durch den Lokal-Wohlthätigkeits— 
verein in Stuttgart gejchieht. 

In Gotha wurden Halbireifohlenfarten ausgegeben an folche, die 
einen Zeil der Koſten tragen fünnen. 


Erwähnenswert find auch die Lieferungen zum Selbſttoſtenpreis, wie 
fie ſtattfinden in Bonn und Freiburg bezüglich der Kohlen, in Heil— 
bronn bezüglich des im Großen angefauften und während des Winters 
zerkleinerten Buchenholzes und in Darmjtadt Hinfichtlich des Garten» 
geländes. Letzteres wird in Eleinen, zur Gartenkultur geeigneten Stüden 
gegen Fahrespacht vergeben, namentlich an Einderreiche Yamilien, um zu— 
gleich der frau und den arbeitsfähigen Kindern eine lohnende Beichäftigung 
zu bieten. Bei einer Parzelle von 625 qm mit 3 ME. Jahrespacht beträgt 
der durchjchnittliche Yahresertrag ca. 500 kg SKartoffeln für 20 Mk., 
Erbſen, Bohnen und jonjtiges Gemüſe für 10 ME. 

Alle oben berührten Einrichtungen ſetzen eine genaue Kontrolle und 
eine eingehende, ſämtliche Unkoſten berüdjichtigende Verwaltung voraus. 
Diejenigen Anftalten, welche zugleich einen Bezug aus größeren bezw. aus— 
wärtigen Fabriken oder gar die Heritellung in eigenem Betriebe bezweden, 
haben, abgejehen von der Notwendigkeit eines ficheren Rentabilitätsnach- 
weijes, mit dem MWiderftreben der kleineren Handwerker zu rechnen, welches 
unter Umständen einen ausjchlaggebenden Einfluß erlangen kann. In diejer 
Beziehung wird angedeutet bon 

Bonn: Die fleinen Handwerker werden, ſoweit möglich, berüdjichtigt; 
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fürzlich ijt ein bezüglich des Schuhbezuges gemachter Berfuh, im Großen 
zu beziehen, wieder aufgegeben worden. 

Zeipzig: Es war vor einigen Jahren eine Erweiterung der Bäckerei 
von und in Ausficht genommen und dom Rate beichlofjen. Die betreffende 
Vorlage wurde jedoch von der Mehrheit der Stadtverordneten, welche in 
der Erweiterung der Bäderei eine Benachteiligung der Privatbäder erblidte, 
abgelehnt. 


$ 10. Die Berabjolgung der Interjtügung. 


Die Abgabe der Unterftüßung ift je nach Wert, Größe, äußeren 
Umfang, Haltbarkeit und Berwendung des Gegenjtandes eine verjchiedene. 

Die Abgabe jelbjt zerfällt oft in zwei Handlungen: die Übermittelung 
der Anweiſung (Bezugfchein, Marke) und den Empfang des Gegenjtandes. 
Diefe Form findet fich jogar zur Einhändigung der Geldjpende vor, und 
es ijt don zwei Armenbehörden darüber Klage geführt worden, daß jolche 
Geldanweifungen bei Ankauf von Waren verpfändet, bezw. an Zahlungsitatt 
gegeben worden jeien. 

In diefem Sinne meldet Bayreuth: E3 fommt mitunter vor, daß 
Empfänger ihr Wochenalmojen zur Vorſchußleiſtung anderweit abtreten oder 
fich Lebensmittel hierauf geben Lafjen. 

Einen bejonderen Vorteil diefer Gutjcheine erwähnt Meißen: Die 
Abholung der bewilligten Naturalien braucht nicht durch den Almojen- 
empfänger perjönlich zu erfolgen, jondern fann durch Angehörige desfelben 
gejchehen. 

Eine erhebliche Beſchränkung Hinfichtlich der Abholung, vielleicht auch 
hervorgegangen aus dem Bedürfnis, das Findliche Gefühl zu jchonen, ent— 
hält die Armenordnung von Neuß: Kinder unter 15 Jahren dürfen zur 
Abholung der Unterftüßungen nicht verwendet werden. Im Galle der 
Arme jeine Unterftüßung nicht ſelbſt erheben oder abholen laſſen kann, joll 
diejelbe ausnahmsweiſe durch den Armenverwaltungsdiener zugeitellt werden. 

Der Empfang gegen Anweifung erfolgt, fall eigene Einrichtungen der 
Verwaltung bejtehen, bei dem Verwalter, andernjall® bei dem Gewerbe: 
treibenden, der die Lieferung übernommen hat. Im letzteren Tall braucht 
außer dem Angeftellten, der die Anweifung in Empfang nimmt, niemand 
von der Thatfache der Unterjtügung zu willen. Im erjteren Fall kann eg 
auffällig fein, wenn man die Armen in das betreffende Lokal kommen und 
mit ihren Sachen weggehen fieht. Die gegenfeitige Berührung der Unter» 
jtüßungsempfänger kann vermindert werden, wenn zur Abholung der Sachen 
ein größerer Zeitraum zur Berfügung fteht. Günftig ift e8, wenn das 
Lokal zugleich von Perfonen betreten wird, welche das, was fie abholen, 
aus eigenen Mitteln erworben haben. 

Im letzteren Sinne äußert fih Stuttgart: In den Speifeanjtalten 
wird auch gegen Bezahlung Kot abgegeben; Perfonen außerhalb der Anftalt 
vermögen aljo nicht ficher zu beurteilen, daß die Armenpeife = Empfänger 
Unterftüßte find. Won den Brennmaterial-Lagerplägen erhalten nur Arme 
Gaben. Die Empfänger erjcheinen daher auch nach außen als Unterſtützte; 
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gleichwohl wird gerade diefe Unterftügungsform gerne beanfprucht. Die Ab— 
gabe bei dem Lieferanten mittel3 Anweifung jet voraus, daß nicht nur 
eine wohlwollende Behandlung und preiswürdige Bedienung jtattfindet, 
fondern daß der Lieferant allen Anträgen, welche auf Erlangung von 
barem Geld oder von einer andern, gar geringerwertigen Ware, ala in der 
Anweifung angegeben, Hinzielen, mit Entjchiedenheit entgegentritt. 

Zur Ergänzung der Ausgabe von Suppe befteht in einzelnen Städten, 
3.8. in Elberfeld, eine befondere Kontrolle darüber, an welchen Tagen 
und bon welchen Armen die bei der Küche im voraus angemeldete Suppe 
nicht abgeholt worden iſt. 

Eine ſehr wichtige Frage it, ob und in welchen Zwiſchenräumen die 
bewilligte Unterftügung zu verabfolgen jei. Cine große Reihe von Städten, 
3: B. Köln, laffen die Armenunterftüßung jeweilig für einen ganzen 
Monat auszahlen, ſofern nicht der einzelne Fall Ratenzahlungen notwendig 
macht. Sehr viele Städte muten dem Armen nicht zu, fich auf fo lange 
Zeit mit der Geldfpende einzuteilen und zahlen wöchentlich) aus. Bei 
Berbrauchsgegenftänden, welche nicht jo Leicht wie Geld der Vergeudung 
ausgeſetzt find, dürfte fich die Ausgabe in größeren Mengen empjeblen, 
wodurch jehr oft umftändliche und zeitraubende Abholung vermieden werden 
fann. 

In Worms werden aus diefem Grunde in letter Zeit die Winter- 
kohlen an dauernd Unterjtüßte auf mehrere Wochen ausgegeben und dabei 
gute Erfahrungen gemacht. 

Ahnliche Mitteilungen Liegen vor aus Forſt: Mljährlich zu Weih— 
nachten wird ein großes Quantum Holz angekauft, von dem jeder Almojen- 
empfänger einen Raummeter erhält. 

Lübed: Regelmäßige Berteilungen von Feuerungsmaterial (Torf) 
finden im Winter viermal jtatt. 

Eine Form der Übermittelung, die jedenfall® allen Ansprüchen hin— 
fichtlih der Schonung des Ehrgefühls genügt, melden: 

Magdeburg: Die Kohlen werden von den Lieferanten ins Haus 
geliefert. 

Saarbrüden: Verſchämte Arme erhalten die Unterjtüßungen durch 
die Pflegerinnen, unter Umftänden auch bar, alddann aber aus Mitteln 
des Frauenvereins. 

Marburg: m einzelnen Fällen, wo e3 ſich um verichämte Armen 
handelte, hat die betreffende Quartierfchweiter dafür gejorgt, daß die bes 
willigte Unterftügung dem Bezugsberechtigten in die Wohnung gebracht 
wurde. 

Neuſtadt a. H.: Verſchämten Armen werden die Kohlen entweder 
in die Wohnung verbracht oder fie erhalten zur Anichaffung von Kohlen 
die nötige Barunterftüßung. 

Es wird faum möglich fein, Naturalien in größerem Umfange zu ver- 
abfolgen, ohne daß den ehrenamtlichen Organen der Armenpflege durch die 
nötige Buchführung eine erhebliche Mehrarbeit erwächſt. Diefer Umſtand 
dürfte in der Beurteilung des Wertes der Naturalunterftügung nicht uns 
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berüdfichtigt bleiben, wie er auch in den nachfolgenden Auskünften feine 
Beachtung findet. 

Schleswig erwähnt die Einfachheit des Verfahrens bei der Geld- 
unterftüßung. 

Burg: Wir find für Geldunterftügung. Das ganze Unterjtügungs- 
verfahren ijt einfacher und läßt fich leichter durchführen. 

Krefeld verwendet ziemlich reichlich Naturalunterjtügung, bemerkt 
jedoh: Die bisherige Übung wird kaum angefochten. Wo es geichehen, 
war die für die Pfleger größere Bequemlichkeit der reinen Geldunterjtügung, 
foweit erinnerlich, der einzige Grund. 

Dhligs: Das jeither beobachtete Verfahren hat jich bewährt. Wird 
der Schwerpunkt auf Naturalunterftügung gelegt, jo wird die Thätigkeit 
der Armenverwaltung, namentlich in Kleinen Städten, wo es hierfür an 
erforderlichen Einrichtungen fehlt, erjchwert und es kann auch weniger 
Schonung des Ehrgefühls eintreten. 

Gleiwig: Wir find nicht für Erweiterung der Naturalunterftügung, 
weil fich bisher feine bejonderen Mißſtände ergeben haben, und weil die 
Gewährung der Naturalunterftügung die ehrenamtlichen Bezirksvorjteher zu 
ſehr in Anſpruch nehmen bezw. ihre Leiſtungsfähigkeit überfteigen würde. 

Schöneberg: Wir bleiben bei der feitherigen Übung, weil die Ge— 
währung von Barunterftügung für die Verwaltung bequemer und auch 
einfacher ilt. 

Zeit: Die Verteilung und Kontrolle der Naturalunterftüßung er- 
fordert viel Zeit und Arbeit und gewiſſenhafte Thätigkeit des Pflege: 
perjonalß. 

Wiesbaden: Die Berabreichung von Naturalien verurfacht eine 
erhebliche Mehrarbeit, bietet dagegen aber Garantie dafür, daß eine ordnungs— 
mäßige Beköjtigung u. ſ. w. der Armen und bezw. ihrer Angehörigen 
jtattfindet. 

Saarbrüden: Nach den gemachten Eriahrungen wird Naturals 
unterftüßung unbedingt empfohlen. Diefelbe feßt aber weibliche Pflegerinnen 
voraus. Letztere erkennen die Bedürfniffe u. j. w. der Armen beſſer und 
find weit befjer, als männliche, im jtande, die mühjame Arbeit der Ber- 
teilung bezw. Überweifung zu erledigen. 

Soviel mir befannt, find die ſoeben angeführten DBerwaltungen folche, 
bei welchen nach den Grundjäßen des Elberielder Syſtems der Pfleger die 
Geldunterftügung den Armen einhändigt. Die durch die Naturalien ver— 
urjachte Mehrarbeit würde aber um jo größer jein, wenn die Geldfpende 
von den Unterftügten an der Armenkaſſe abgeholt werden müßte, wie das 
3. B. in Neuß und Memel der Fall ift. Lebtereg macht übrigens zu 
Gunsten der verihämten Armen die Ausnahme, daß die Unterftügung an 
einem bejonderen Tage im Monat im Kaffenlofale ausgezahlt wird. 

berblickt man die umfangreichen Verzeichniffe der aus den Magazinen 
ausgegebenen Kleidungs- und Bettjtüde, welche 3. B. von den Verwaltungen 
Leipzig und Schwerin für beide Gejchlechter und für jedes Lebensalter 
aufgeftellt find, und in welchen von jedem der vielen Gegenftände der 
Kojtenpreiß bezw. die Unterlagen zur Berechnung angegeben find, betrachtet 
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man die Kontrollbücher der Armenpfleger, in welchen für jede Natural- 
lieferung eine Spalte zur Wertangabe vorgejehen ift, erwägt man endlich, 
daß manche Armenordnungen dem Armenpfleger zur Pflicht machen, die 
ſachgemäße Behandlung der Kleidungsftüde bei ihren Pflegebefohlenen zu 
beobachten, jo wird man nicht daran zweifeln können, daß die Natural- 
unterftügung für die ehrenamtlichen Organe der Armenpflege eine große 
Mehrarbeit bedeutet und die Gefahr in fich jchliekt, daß der Pfleger durch 
feine gewifjenhafte Buchführung und eine genaue Einhaltung des Geſchäfts— 
ganges von der twichtigeren Geite feines Berufeg und von den höheren 
Zielen abgelenkt werde. 


8 11. Das Merkmal der Hilfsbenürftigkeit. 


Die in dem Rundfchreiben gejtellte Frage nach der rafcheren Beendigung 
der Hilfsbedürftigfeit bei Geldunterftügung oder Naturalunterftüßung jollte 
zur Feſtſtellung führen, ob thatfächlich die Beachtung der wirtjchaftlichen 
Selbjtändigfeit, welche allerdings zu einem richtig verwendeten Geldalmojen 
gehört, nach den Anfichten der Armenbehörden ein greifbares Ergebnis 
aufzuweifen Hat. Die in demjelben Sinne erfolgende Bejahung diefer 
Frage findet im 8 16 ihre Beiprehung. Aus der DVerneinung diefer 
Stage und deren Begründung Habe ich eine neue Seite der Naturalunter- 
ſtützung, auf die die Praxis gelegentlich geführt Hat, beachten gelernt. 

Die Armenordnungen enthalten hierüber nichts. Wohl aber fprechen 
die Armenverwaltungen bejtimmt aus, daß fie der Naturalunterftügung, 
weil fie weniger beliebt, eine rafchere Beendigung der Hilfsbedürftigkeit oder 
doch einen früheren Verzicht auf Unterftügung zujchreiben. 

Reutlingen: Auf die Naturalunterjtügung wird immer bälder 
verzichtet. 

Hanau, Lübeck und Göppingen: Nach unjeren Erfahrungen 
macht die Naturalunterftügung die Armenpflege rajcher entbehrlich. 

Altendorf: Es iſt feitgeftellt worden, daß diejenigen Perſonen, 
denen nur Naturalunterftügung gewährt wurde, rajcher der Armenpflege 
tern blieben, als die, welche Geldunterftüung erhielten. 

Gmünd: Bei Berwilligung von Naturalunterftügung wird die Unter- 
ſtützung gewöhnlich nicht fo lange in Anjpruch genommen, Die Gewährung 
von Geldunterftüßung ift für die Armen verlodender und wird von diefen 
nah Möglichkeit auszunußen bezw. zu verlängern gejucht. 

Meiter gehen die Außerungen derjenigen Städte, welche die Natural— 
unterſtützung geradezu als einen Prüfftein der Hilfsbedürftigkeit anjehen. 
sch laſſe diefe Mitteilungen bei ihrer Wichtigkeit ohne Kürzung folgen: 

Elberfeld: Suppe wird in zweifelhaften Fällen auch wohl gewährt, 
um einen Maßjtab für die Bedürftigfeit zu gewinnen; wird die Suppe 
gar nicht oder nicht regelmäßig abgeholt, was kontrolliert wird, jo tft der 
Schluß berechtigt, daß große Not nicht obwaltet,; wird fie dagegen regel- 
mäßig geholt und genofjen, jo ift anzunehmen, daß Mangel vorhanden 
war. Täuſchungen find jelten und werden jchnell entdedt. 
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Freiburg i.B.: Der Hinweis von um Unterftügung Nachjuchenden 
auf die Empfangnahme der Armenfuppe Hatte manchmal die Zurüdziehung 
des Geſuchs zur Folge, da Manchen das Abholen zu Täftig ift. 

Hameln: Im Vergleich mit anderen Städten glauben wir durch 
Naturalunterftügung die Aufwendungen für Arme in befcheidenen Grenzen 
gehalten zu Haben. Manche Antragiteller Liegen ihre Anfprüche fallen, 
wenn fie nicht bares Geld erhielten, 

St. Johann: E ift Hier nur die Beobachtung öfter gemacht 
worden, daß die Verabreichung von Naturalunterftüßung ein Prüfjtein 
wirklicher Not war, indem fehr oft Geldunterftügung Beantragende ihren 
Antrag zurüdzogen, wenn ihnen die Möglichkeit des Suppenbezuges zunächit 
zugebilligt wurbe. 

Eberswalde: Sobald an Stelle des begehrten Geldes Natural: 
unterftüßung angewiefen wurde, etwas anderes auch jelbjt im Bejchwerde- 
wege nicht zu erreichen war, ift auf Yortgewährung der Unterjtüßung ver- 
zichtet worden, 

Lübeck: Die Naturalunterjtügung bildet in vielen Fällen, namentlich 
bei Gelegenheitsarbeitern, deren Einkommen nicht genau feitzuftellen ift, 
den Prüfſtein der Bedürftigfeit. Es kommt oft vor, daß Perfonen, denen 
an Stelle der beantragten Geldunterjtügung eine Naturalunterftügung bes 
willigt wird, dann auf jede Unterjtügung verzichten. 

Mannheim: Brot und Suppe werden wir auch weiter auäteilen. 
Neben dem Umftand, daß diefe Art der Unterjtüung in einem Haushalt, 
in welchem die Kinder in der Ernährung vernachläffigt werden, diejen 
letzteren unbedingt zu gute fommt, vermögen wir in den Fällen, im 
denen Brot und Suppe nicht oder nicht regelmäßig abgeholt werden, allzeit 
unſchwer zu erkennen, daß eine Bedürftigkeit nicht in dem von dem Unter: 
ſtützten gejchilderten Maße cxiſtiert. 

Gotha: Abgeſehen davon, daß Zweckmäßigkeitsgründe dafür ſprechen, 
einer Familie, die unterſtützt werden muß, Lebensmittel u. ſ. w., die ſie 
unbedingt aus Armenmitteln ſich beſchaffen müßte, zu beſonders billigen 
Preiſen, wie ſie nur die Armenverwaltung erwirken kann, zu beſchaffen, iſt 
uns in den mancherlei Fällen, in denen die Unterſtützungsbedürftigkeit nicht 
klar zu Tage liegt, die Anbietung der Naturalunterſtützung ein unentbehr— 
liches Mittel gegen Mißbrauch der Armenpflege geworden. Wiederholt 
haben wir die Erfahrung gemacht, daß in ſolchen Fällen Unterſtützte ohne 
triftigen Grund die angebotene Naturalunterſtützung abgelehnt haben, Geld— 
unterſtützung aber ſehr gern angenommen hätten. 

Einige Armenbehörden gehen noch weiter und ſcheinen anzunehmen, 
daß die Geldunterſtützung, weil ſie dieſes Prüfſteines entbehre, auf die . 
Arbeitſamkeit des Armen weniger günſtig einwirke. 

Karlsruhe: Die Almoſenempfänger wurden der Arbeit entwöhnt 
und verließen ſich auf die Unterſtützung. Wir geben Naturalunterſtützung, 
weil dadurch die Leute mehr zum Selbſterwerb angehalten werden. 

Kottbus: Unterſtützte verwitwete Frauen haben ihren arbeitsſcheuen 
erwachſenen Kindern die Faulheit geſtärkt, andere das Geld zum erheblichen 
Teile in Spirituoſen angelegt. 
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Welch große Mißbräuche, auch bei thätiger Armenpflege und auf- 
merfjamer Erkundigung, erwachjen fünnen, wenn die Unterſtützung nicht mit 
einer gewiſſen Abſchreckung umgeben ijt, zeigen folgende Außerungen: 

Freiberg i. ©: Das Almofen iſt troß ausreichenden Verdienſtes 
beanfprucht und in der Sparfafje angelegt worden. 

Stendal: mn den lebten Jahren find zwei Fälle vorgefommen, 
bei welchen in den Nachlaßjachen verjtorbener Unterftüßungsempfänger 
größere Geldbeträge (bi 2000 ME.) vorgefunden worden find. 

Kottbus: In einem Yale (innerhalb vier Jahren) Hat ein wegen 
Krankheit unterftüßtes Ehepaar ſich einen nicht unbedeutenden Spargroſchen 
zurückgelegt. 

Glauchau: In zwei Fällen iſt feſtgeſtellt worden, daß Empfänger 
von barem Almoſen das Geld ſparten, wobei in dem einen Falle die 
Mutter nicht einmal für ihre Kinder ſorgte. Im andern Falle wurden 
die Almoſen, über 2000 Mk., aus dem Nachlaſſe beigezogen. 


Der Gedanke, die Gabe ſelbſt und die Weiſe ihrer Austeilung zugleich 
als Merkmal für die Notwendigkeit zu benützen, iſt ſehr klar und wirkſam 
zum Ausdruck gekommen in den Grundjäßen der Geſellſchaft gegen Bettelei 
in Mailand. Diefelbe verteilt in einem bejtimmten Lokal Brot an 
Seden, der darum nachjucht, unter der Bedingung, daß dasjelbe ohne irgend 
welche Beilage jofort in dem Lokal verzehrt wird. 

Wie nicht ander zu erwarten, lauten die Beantwortungen Hinfichtlich 
der größeren Vorliebe der Armen für Geld» oder für Naturalunterjtüßung 
ganz überwiegend für die erjtere, und zwar iſt dies durch 161 Antworten 
beitätigt worden. Es erübrigt daher nur, diejenigen Mitteilungen anzu— 
7— welche eine gewiſſe Zufriedenheit mit Naturalunterſtützung bekundet 

aben: 

Weimar: Hier werden in der Regel nur Naturalunterſtützungen 
verlangt. 

Magdeburg: Klagen über die Naturallieferungen ſind nicht hervor— 
getreten, dieſelben werden, wie der Umfang zeigt, gern genommen. 

Gotha: Im allgemeinen wird an der Naturalunterſtützung kein 
Anſtoß genommen; doch würde wohl bei freier Wahl meiſtens Geldunter— 
ſtützung vorzugsweiſe begehrt werden. 

Welch große Bedeutung für die Armen das Feſthalten an dem UÜb— 
lichen und Hergebrachten hat, dürfte aus folgenden Außerungen hervorgehen: 

Wiesbaden: Der Wunſch der Armen macht fi in der Pegel 
nicht vorwiegend für eine der beiden Unterjtügungsarten geltend. Den 
Armen find unfere Einrichtungen bezüglich der Naturalunterjtügung befannt 
und wird fajt immer neben Barunterjtügung die Gewährung don Miete 
und Naturalien gewünſcht. 

Ludwigshafen: Bargeld würde vielfach Lieber genommen; die 
Naturalabgabe Hat fich aber völlig eingebürgert und ijt beliebt. 

Kaiferslautern: Die Leute, auch die neu anfallenden, find jo 
an die Hiefige Praris gewöhnt, daß ein gewiſſer Vorzug für die eine oder 
andere Unterftügung nicht zum Ausdruck fommt, 
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An Hagenau, Iſerlohn, Fort, Regensburg und Zerbit 
ift der Wunfch der Unterjtüßten auf gleichzeitige Verwendung von Geld 
und Naturalien gerichtet; in Weißenfels im Falle Kinder vor- 
handen find. 

Sn Freiburg i. B. und Charlottenburg ift der Wunjch neben 
der Geldunterjtüßung auch auf Kleidungsſtücke gerichtet, in leßterer Stadt 
namentlich für Kinder. 

In Neuſtadt a. d. 9. und Wittenberg wird neben Geldunter- 
ftüung gern Brennmaterial verlangt. 

Ingolſtadt teilt mit: Kleidung und Holz wird jehr gern verlangt, 
und während der Wintermonate wird die Suppenanftalt für Erwachfene 
mit großem Dank ſeitens armer Familien frequentiert. 

In Krankheitsfällen, von denen einige Städte Mitteilung gemacht 
haben, werden wohl regelmäßig Naturalien gern angenommen. 

Fragt man fich, wie es fommt, daß die Armen die Naturalunter- 
jtüßung bevorzugen oder zu bevorzugen jcheinen, jo wird man fich zunächit 
darüber klar fein müſſen, daß es fich in den Fällen, in denen die ab» 
ichredende Wirkung hervorgerufen wurde, wohl meijtens um ein Anbieten 
von Naturalien ohne jede Zulage von Geld gehandelt hat, alfo um eine 
Form, welche wir in $ 2 für vollitändig Erwerbaunfähige ala geradezu 
unmöglich kennen gelernt haben. Außerdem ift, wenn an einem Orte 
Naturalien regelmäßig nicht oder doch in anderer Form verabfolgt werden, 
die ausnahmsweiſe Behandlung jehr geeignet, den Empfänger ala einen 
Mann zu bezeichnen, der von der Verwaltung ala Armer zweiter Klaffe 
angejehen wird. Während es fich aljo bei vielen Städten um eine Neben- 
einanderbewilligung von Naturalien und Geld handelt, wir alfo eher danadı 
ſchauen, ob die Wagichale für Geld oder die für Naturalien Höher ift, 
wendet man in den genannten Fällen das außerordentliche Mittel an, daß 
man die Geldunterjtüäßung vollitändig weg läßt. Cs dürfte alfo bei einem 
Zeil der angeführten Fälle die abjchredende Wirkung nicht auf die Natural- 
unterjtügung als jolche, jondern auf die ungewöhnliche Behandlung zurück— 
zuführen fein. 

"Immerhin wird für eine große Gruppe von Fällen die Thatſache 
übrig bleiben, daß die Hilfefuchenden Geld erwartet, aber die angebotenen 
Naturalien ohne gerechtfertigten Grund zurüdgewiefen haben. Es iſt jeden» 
alla feine Härte, einem Manne, der fich bisher jelbjtändig ernährt Hat 
und nun wegen Vergrößerung feiner Familie oder wegen eines allmählichen 
Rückganges feiner Arbeitsfähigfeit Hilfsbedürftig wird, die erforderliche Kleine 
Unterftügung in Naturalien anzubieten. Schlägt er fie aus, jo ijt damit 
der Beweis geliefert, daß ihm die Naturalunterftügung unangenehm und 
jedenfalls unangenehmer als die Geldunterftüung. ift. 

Wenn num die abjchredende Wirkung der Naturalunterjtügung für alle 
Hilfefuchenden in dem Grade fühlbar wäre, daß der Hilisbedürftige fie an— 
nähme, der nicht Hilfgbedüritige dagegen fie ablehnte, jo wäre die Unfehl- 
barkeit dieſes Merkmal bewiefen und feine Anwendung allenthalben gerecht- 
fertigt. Es kann aber auch der Nichthilfsbedürftige Naturalien annehmen, 
und der wirklich Hilfebedüritige fie ablehnen. Wie oft dieſes bereits 
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geihieht, und wie oft es bei häufiger Anwendung diejes Prüffteing noch 
geichehen würde, ijt nicht befarint und bei der Unmöglichkeit, die Hilfs— 
bedürftigfeit und ihr Gegenteil in allen Fällen zu ermitteln, auch nicht 
tejtzuftellen; wir willen nur, daß der Schreden vor den Naturalien die 
Schar der Unterjtüßten um einige Häupter vermindert bat. 

Solange nicht entjchieden iſt, daß es feine Hilfäbedürftige giebt, welche 
Naturalien ablehnen, darf diefe Art der Unterjtügung nur mit großer Vor— 
ficht als Prüfjtein angewendet werden. 

Warum nun der Naturalunterftügung — abgejehen davon, daß fie ver- 
möge der Beichränfung des Armen in der freien Verfügung leicht unbeliebt 
wird? — eine abjchredende Wirkung innewohnt oder innewohnen fann, 
welche die Geldunterſtützung nicht beſitzt, iſt nicht ganz einfach zu beant- 
worten. 

Dieje Wirkung jcheint mir nicht unbedingt in der Naturalunterjtügung 
an fich zu liegen, jondern in der Form, in der fie dargeboten zu werden 
pflegt. Die Einrichtungen für den Empfang der Naturalien find meijtens, 
wenn fie auch dem Ehrgefühl des Armen nicht zu nahe treten, derart 
getroffen, daß fie dem Empfänger noch einige Arbeitäleiltung oder Unbequem- 
lichkeit zumuten, wie 3. B. das Abholen des Eſſens. Hiergegen dürfte 
aber umfo weniger etwas einzuwenden fein, als es der Arme doch nicht 
bejjer haben muß, wie mancher arbeitende Mann. 

Sollte aber die abjchredende Wirkung auf einer Empfindung beruhen, 
die in dem Ehrgefühl des Armen wurzelt, follte die Naturalunterjtügung 
ein jchärferer Dorn für die Selbjtachtung des Armen jein als die Geld- 
unterjtügung, jo wäre dies in meinen Augen ein Fehler dieſer Unterſtützungs— 
art und ihrer Anwendungsform, der jchleunigit zu verbejjern wäre. Denn 
auch das jcheinbar abgejtumpfte Ehrgefühl kann noch mehr herabfinten. 


8 12. Ser Mißbrauch der Unterſtützung. 


Erfahrungsgemäß iſt bei jeder Unterftügung die Möglichkeit des Miß— 
brauch von großer Bedeutung. Nicht als ob es fich immer um erhebliche 
Beträge handelte, jondern wegen der ungünftigen Rückwirkung des gegebenen 
Beijpiels auf die übrigen Unterjtüßten und jonjtige Arme und wegen des 
allgemeinen Argerniſſes überhaupt. 

Daß an diefer Gefahr die Geldunterftügung Hervorragend beteiligt iſt, 
und daß man bejtrebt iſt, diefen Schwierigkeiten teil durch Anordnung 
der Naturalunterftügung, teil durch ſchärfere Überwachung zu begegnen, 
bedarf feiner Erläuterung. 

Bemerkenswert iſt aber, daß diefe Nachteile von den einzelnen Ver— 
waltungen offenbar ſehr verjchieden gejchäßt werden, es fei denn, daß in 
unferm Deutjchen Reiche die Pläte mit zuverläffiger und unzuverläffiger 
Bevölkerung gar jonderbar gemifcht wären. 

Betrachten wir zunächit die mißbräuchliche Verwendung des Almofeng, 
jo iſt vorerſt die bedauerliche Thatſache feitzuftellen, daß 30 Armenver- 
waltungen über den gröbjten aller Mißbräuche, über die Verwendung des 
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Geldes zum Genuß don geiftigen Getränten, insbejondere von Branntwein, 
Klage führen mußten. 5 

Über den Beſuch von Tanzböden durch unterjtühte Frauensperſonen 

find as mitgeteilt au Rathenow, Saarbrüden, Worms, Zittau. 

ber unzmwedmäßige Verwendung des Geldes namentlich für Pub, 
Näfchereien, Luxus bejchweren ih Hanau, Gotha, Weißenfels, Heidel- 
berg, Hörde, Gera, Halberftadt, Leipzig, Neunfirchen, Pirna, 
Molfenbüttel. 

Nur vereinzeltes Vorkommen don Mißbräuchen in der Verwendung 
des Geldes erwähnen Ansbach, Altenburg, Apolda, Breslau, Frei— 
burg, Elberfeld, Chemniß, Charlottenburg, Schönebed. 

Eine Reihe von Städten erachten die zwedwidrige Verwendung des 
Geldes für jo bedenklich, daß fie hierin den Hauptgrund finden, die Natural- 
unterftügung zu bevorzugen; wir laſſen die Außerungen diefer Gtädte 
folgen. 

s Buer, Met, Schopfheim und Weimar erbliden in der Natural« 
unterftügung das einzige Mittel, den richtigen Gebrauch der Aufwendungen 
zu fichern. 

Stralfund ift nicht für Naturalien, weil fi) Mißſtände nicht heraus— 
geitellt Haben, und weil bei direkter Lieferung an die Bebürftigen die 
Gefahr unzweckmäßiger und nicht zeitgemäßer Verwendung vorliegt. 

Halberjtadt: Würde jtatt Kleidung in natura Geld gewährt, jo 
würde leßteres in den jeltenften Fällen zu dem bejtimmten Zwecke Ver— 
wendung finden, namentlich würden die Kinder in ihrer Kleidung, auch 
Reinlichkeit, fih im fchlechter Verfaflung befinden. Die Leute würden fich 
wegen Erlangung von Kleidung auch auf den Weg der Bettelei begeben. 

Würde Feuerungsmaterial nicht in natura gewährt, jo würde die 
Familie, namentlich” auch die Kinder, oft im falten Zimmer zubringen 
müſſen. 

Würde die Miete nicht direkt an die Wirte gezahlt, ſo würden öfter 
Exmiſſionen eintreten und die Armenverwaltung in die Lage kommen, 
Familien in das Armenhaus aufzunehmen. 

Regensburg: Würde anftatt Holy und Kleidung Geld gegeben, jo 
iände lehtereg in vielen Fällen feine Berwendung auf den Zweck. 

Wolfenbüttel: Die Naturalunterftüßung jchließt von vornherein eine 
unzwedmäßige Verwendung aus und fommt daher — Hauptfächlich bei der 
Brotlieferung — mehr den einzelnen Familiengliedern zu Gute. 

Coburg: Die Geldunterjtügung verleitet oft zur Beichaffung des zum 
Leben nicht unerläßlich Notwendigen, jondern des Angenehmen aber Ent— 
behrlichen. 

Ratibor: Erfahrungsgemäß wird gerade an Feuerung ſeitens der Armen 
geipart, um das dadurch erhaltene Geld zu andern Sweden zu verwenden. 
Zur Erwärmung dient Branntweingenuß. Der Befi von Kohle und 
Kartoffeln fichert daher bejonders die Frauen und Kinder vor der jchlimmiten 
Kälte und dem größten Hunger. 

Koblenz macht hierüber folgende allgemeine Bemerkung: Es wird 
vielfach über eine den Zweden einer geordneten Hauswirtichaft wideriprechende 
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Verwendung des Geldes geklagt, was zum Zeil wohl auf übertriebene 
Bergnügungs und Genußfucht zurüczuführen ift, Übelftände, die hauptſäch— 
lich als eine Begleiterfcheinung der allgemein gefteigerten Lebenshaltung der 
ärmeren Klafjen anzujehen find. 

Weniger jchwere Befürchtungen über Vergeudung des Almoſens bejtehen 
in Darmjtadt: Im allgemeinen hat die Geldunterftühung nicht zu fo 
ichweren Mißbräuchen gerührt, daß man daran hätte denfen müſſen, die 
Ntaturalunterftügung grundjäglich an deren Gtelle zu jeßen. 

Freiburg i. B.: Das bisherige Verfahren, wonach die Geldunter- 
ftüßungen die Regel bilden, Hat fich bemährt. Es ift das einjachite und 
bringt jedenfall nicht mehr Mißbrauch mit ſich ala die Naturalunter- 
ſtützungen. 

Schneidemühl: Bei der Naturalunterſtützung ſind, außer bei 
Gewährung derſelben an Trunkenbolde, Vorzüge nicht wahrgenommen worden. 

In meinem Rundſchreiben iſt die Frage aufgeſtellt, ob die bei der 
Geldunterſtützung hervorgetretenen Mißbräuche durch Naturalabgaben einge— 
ſchränkt, bezw. beſeitigt worden ſeien. Hierauf haben 25 Städte mit „Ja“ 
geantwortet. 

Hingegen hat Zittau die Erfahrung gemacht, daß auch Natural: 
unterftügung nur jehr geringen Schuß bietet, da die Naturalien verkauft 
und das Geld nach Gutdünfen angewandt wird. 

Menden wir und nun zu den zahlreichen Mikbräuchen, welchen die 
Naturalien ausgejegt find, jo fcheint Hier die Verfuchung lange nicht fo 
groß zu jein wie bei der Geldunterftüßung, und die vorlommenden Aus— 
fchreitungen werden mehr als vereinzelte gemeldet. 


Der Verkauf von Naturalien bezw. Anmeifungen wird ohne nähere 
Mitteilung gemeldet aus Chemnit, Döbeln, Ejchweiler, Krefeld 
und Zeitz; er wird ala höchſt felten gemeldet aus Düfjeldorf und 
Ludwigshafen. Er fommt in vereinzelten Fällen vor in Bonn, 
Baden, Coburg, Erlangen, Fulda, Halberjtadt, Hörde, Karls: 
rube, Leipzig, Memel, Mülhauſen i. €, Neunkirchen, Weimar. 

Beſonders verlodend iſt die anderweitige Verwendung von Suppen— 
marfen. 

Münfterberg („Die Armenpflege”) hat bei einer Umfrage wegen der 
in Hamburg früher unterhaltenen Suppenfüchen feitgejtellt, daß die Suppen— 
marken an 20 Stellen für 5 Pfennig zum Berkauf jtanden, während fie 
von der Armenverwaltung für 10 Pfennige ausgegeben wurden. 

Auh Aachen und Berlin erwähnen den Verkauf unter dem Preiſe, 
ähnlich Oldenburg. 

Freiburg i. B.: Bei Abgabe der Suppe iſt es ſchon vorgefommen, daß 
jolche verkauft, oder daß fie nach Empiangnahme weggejchüttet wurde, da 
oftmals die Abgabe von Barmitteln von dem Abholen der Suppe abhängig 
gemacht wird. 

Der Verkauf von Brot bezw. Gutjcheinen iſt vorgekommen in Gera, 
Eiſenach, Hanau und Köln. 

Milchlarten wurden verkauft in Freiburg und Poſen. 

4* 
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Bezüglich der Brennmaterialien äußern fich: 

Forft: ES ift vorgelommen, daß die Armen das ihnen zugeteilte 
Holz verkauft haben. 

Freiberg i. ©: Ab und zu haben Bedürftige Kohlenmarten nicht 
nur don der Armenbehörde, fondern auch von Mohlthätigfeitsvereinen 
erbeten und jo mehr erhalten, als fie felbjt bedurften. Die überflüffigen 
Kohlenmarken Haben fie dann an andere verkauft. 

Daß Arme bejtrebt find, fich ftatt der gelieferten Koſt beffere zuzulegen, 
zeigen folgende Mitteilungen. 

Siegen und ähnlich Eberswalde: Arme verfauften das Roggenbrot, 
um fic) Weißbrot zuzulegen. 

Zittau: Eine Frau gab 2 Suppenmarfen auf einmal ab und ver- 
langte dafür Braten, deögleichen verlangten fie jtatt Brot Kuchen u. ſ. w. 

Weniger ungünjtig werden die Berfehlungen von folgenden Städten 
beurteilt: 

Reutlingen: Hier find die in Unterftügung jtehenden Perfonen den 
Einwohnern befannt und werden don denjelben genau beobachtet. 

Mitten: Durch PVerabfolgung der Gutjcheine an zuverläffige Kauf: 
leute wird durch dieje eine Kontrolle geübt. 

Andere Verwaltungen legen den Ausfchreitungen in Verwendung der 
Naturalien Bedeutung genug bei, um deshalb von der Naturalunterftügung 
fich fern zu Halten. Hierüber äußern fih: 

Mülheim a/Rh.: Bei der Geldunterftügung haben fich feine Miß— 
bräuche gezeigt, wohl aber traten deren bei der Naturalunterftüßung jehr 
viel zu Tage. Deshalb ging die Armenverwaltung im Jahre 1894/95 
dazu über, die Naturalunterjtügung einzujchränten. 

Bei der Naturalunterftüßung fam es fehr oft vor, daß die Armen 
die ihnen übergebenen Scheine zum Bezuge von Brot, Kohlen u. f. w. weit 
unter dem SKoftenpreife verkauften. 

Döbeln: Es foll Geldunterftügung beibehalten werden. Die Auß- 
gabe von Speiſemarken bat zu Mißftänden geführt. (Verkauf, Weiter 
abgabe an Nichtbedürftige u. |. w.) _ 

Mie aus den oben angeführten Außerungen hervorgehen dürfte, haben 
die Armenbehörden feinen zu ftrengen Maßſtab angelegt und uicht jede 
Abweichung von der zu erwartenden Verwendung der Unterftüßung als 
Mikbrauch bezeichnet. Es ſei aber Hinzugefügt, daß auch aus dem Vor— 
gehen der Armenpfleger jelbjt die Ausschreitungen der Armen hervorgehen 
fönnen. Während Witten die wirkſame Kontrolle zuverläffiger Lieferanten 
hervorvorhebt, bemerkt eine andere Stadt, bei Naturalunterftügung ſeien 
die Armen dem Armenpfleger — Spezereihändler — anheimgegeben. Auch 
it mir befannt, daß man in einer Stadt von mehr ala 70000 Eine 
mwohnern gelegentlich der Reorganijation des Armenweſens die Entdedung 
gemacht hat, daß einzelne Armenpfleger, welche ein Spezereigefchäft betrieben, 
die Gepflogenheit Hatten, die gefamte Geldunterjtügung ſofort ihrer Laden— 
fajje einzuverleiben und dann den Armen durch Spezereien ſchadlos zu 
halten. 

Iſt die zweckwidrige Verwendung der Geldunterflüßung häufiger, jo 
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pflegt hingegen bei Augfchreitungen Hinfichtlich der Naturalien ein materieller 
Verluſt Hinzuzutreten, weil die Naturalien, welche der Arme abgiebt, regel- 
mäßig nicht mit ihrem vollen Tauſch- oder Kaufwert zur Verwendung kommen. 
Freunde der Geldunterftüung jagen daher jcherzweije, man jolle doch dem 
Armen nicht die Arbeit zumuten, daß er jeine Naturalien verkaufen müffe, 
das Geld jolle man ihm Lieber gleich geben. 

An Mitteln, welche zur Verhütung der mißbräuchlichen Verwendung 
von Geld oder Naturalien angewandt werden, find zwar verjchiedene name 
haft zu machen, der Erfolg ift jedoch überall ein unficherer. 

Um mit der Gejeßgebung zu beginnen, erwähnen wir hier eine Be— 
ftimmung des bayeriſchen Geſetzes über öffentliche Armen» und Krankenpflege: 

PVerfonen, welche öffentliche Armenunterftüßung genießen, werden mit 
Haft bis zu act Tagen, im Rückfalle bis zu dreißig QTagen beftraft, 
wenn fie 


2. Lebensmittel, Heigungsmaterial, Kleidungsſtücke, Heilmittel, Arbeits- 
stoffe, Werkzeuge und dergleichen, welche fie von der öffentlichen Armen- 
pflege oder von einer öffentlichen Wohlthätigkeitsanjtalt empfangen haben, 
unbefugt veräußern oder mutwillig unbrauchbar machen. 

Die Armenordnungen enthalten jajt durchweg die bereits in $ 5 im 
Wortlaut mitgeteilte Regel, daß unzuverläffigen Berjonen ftatt Geld 
Naturalien anzuweiſen feien. 

Hamburg, Meiderich und andere fordern bei gewifjen Naturalien 
Eigentumßvorbehalt, Eigentumszeichen und jogar Anerkennung durch den 
Hauswirt, wie folgt: 

Hamburg: Aus den in den Zagerräumen der allgemeinen Armen- 
anftalt vorhandenen Beitänden an Hausrat, Kleidern, Wäfche u. dgl. werden 
Stüde an Arme abgegeben, welche der Neuausftattung bedürfen, insbejondere 
an folche, welche unter Zurüdlaffung ihres Hausrats aus ihrer Wohnung 
ausgejeßt find. Die Gegenftände bleiben Eigentum der Armenanitalt und 
find mit einem Eigentumszeichen zu verjehen. Die Veräußerung iſt jtrafbar. 

Meiderich: Die Bezirksverfammlungen fönnen den Armen aus 
nahmsweiſe unter ſehr dringenden Umjtänden einzelne Stüde des unent— 
behrlichiten Hausrats bewilligen; aber dieſe bleiben Eigentum der ftädtifchen 
Armenverwaltung und müfjen ala jolches von dem Mietsheren des Armen 
durch jchriftliche Erklärung anerkannt werden. 

Gin Gebrauch), der in feiner Armenordnung fich findet, bejteht darin, 
daß bei Lieferung neuer Kleidungsſtücke ꝛc. in geeigneten Fällen die ab- 
gängigen Stüde eingezogen werden; mit dem Schuhwerk Hilfsbedüritiger 
Durchreifender dürfte jedenfall® nicht anders zu verfahren fein. 

Ein Mittel, welches wohl nur felten zur Ausführung fommen kann, 
empfehlen Düfjeldorf, Meiderih, Ohligs, Hameln: 

Um dem Mißbrauch, den die Armen Häufig mit folchen Gegenjtänden 
durch Verkauf oder Verpfändung treiben, vorzubeugen, ift nur das augen- 
jcheinlich Notwendigite und auch diefes nur nach und nach zu bewilligen. 
Auch ift daß Vorhandenjein und der Gebrauch der Gegenjtände zu über- 
wachen. 
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Dieſe ſtückweiſe Bewilligung des Notwendigen hat gewiß nur den 
Sinn, daß der Arme bei Gewährung einzelner, größerer Bedürfniſſe das 
Bewußtjein Haben foll, daß es mit Mühe erreicht ift, und daß auf eine 
Miederholung nicht jo bald zu rechnen ift. 

Eine Maßregel, die bei der gebräuchlichen, monatlichen Geldzahlung 
gewiß jehr notwendig ift, enthält die Armenordnung von Köln: 

Auch ift den Umftänden nach den Bezirken überlafjen anzuordnen, daß 
die Unterftügungen ratenweife, wöchentlich oder in fonftigen angemefjen er= 
jcheinenden Zeitabjchnitten, den Armen verabfolgt werden. 

Eine eingehendere Prüfung wird offenbar gewünjcht in Breslau: 

Bei Unfähigkeit des Unterftüßten zu eigener zwedmäßiger Verwendung 
fann ausnahmsweiſe eine direkte Verwendung des Geldes durch, bezw. eine 
Zahlung an Dritte (Pfleger, Verwandte, Wirtsleute) durch ausdrüdlichen 
motivierten Beichluß der Bezirkskommiſſion angeordnet werden, 

Berichiedene Armenbehörden haben die Mitteilung gemacht, daß danf 
einer gewiſſenhaften Aufficht durch die Organe der Armenpflege, ein vers 
fehrter Gebrauch der Unterjtügung, ſei e8 in Geld, fei e& in Naturalien, 
nur felten vorfomme, und daß da, wo jolches entdedt werde, durch Kür— 
zung oder Entziehung der Unterjtüßung, nötigenfall® durch Aufnahme in 
dag Armenhaus, jofortige Abhilfe gejchaffen werden müſſe. Auch ich möchte 
die Anficht aussprechen, daß eine wirkſame Bethätigung der Armenpflege 
mehr als jedes andere Mittel Mißbräuche verhüten wird, und daß auch 
der Erfolg, der in dem Übergang von der einen zur andern Unterftügungs- 
art liegen mag, verjchwindend it gegenüber den Leiftungen der Armenpflege, 
welche bei Naturale wie bei Geldunterftügung mit gleicher Aufmerkſamkeit 
zu arbeiten Hat. 


8 13. Die Anpajinng an das Bedürfnis. 


Zu viel oder zu wenig an Unterftüßung zu geben, — welches von 
beiden das Schlimmere ift, mag dahingejtellt bleiben. Die Aufgabe, das 
Richtige zu treffen, ift jo jchiwierig und fo verantwortungsvoll, daß an Ver— 
nehmungen, Erfundigungen und Beratungen nichts geſpart wird, und daß 
wir in der Fülle reicher Erfahrung nach Normen fuchen, an welchen die 
Schätzung einen Anhalt finden joll. Gewiß würde es ein hohes Lob be— 
deuten für die Art der Unterftügung, wenn wir jagen fünnten, in ihren 
Größen finden wir und leichter zurecht, hier können wir leichter das wahre 
Bedürfnis erkennen und zahlenmäßig ausdrüden. 

Nun ift zweifellos nicht daran zu denken, daß man einen in eigner 
Hauswirtichaft Lebenden Armen, der volljtändig erwerbaunfähig ift, aus— 
ichließlich mit Naturalien unterftügen wollte. Wer follte ihm die nötigen 
Streihhölger abzählen, wer an die vielen Kleinigkeiten denken, deren er zur 
Aufrechterhaltung eines häuslichen Lebens bedarf. Die Armenpflege wird 
aber auch faum mit Fällen zu thun Haben, in denen der Arme auf ihre 
Hilfe allein angewiefen ijt, und auch da, wo man feine Einkünfte entdeden 
fonnte und die Unterftüßung in Höhe der Ausſchlußtaxe bemeifen hat, wird 
der Arme in der Regel Eleine Vorteile befigen oder bald erreichen, die bei 
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der Bewilligung nicht in Rechnung geftellt werden konnten. Das gebräuch— 
liche Wort Unterftüung will eben feinen Unterhalt bedeuten, jondern nur 
Unterftüßung; die Stüße Hilft tragen, fie nimmt aber nicht die ganze Laſt. 

Wenn wir alfo Natural- und Geldunterjtügung vergleichen, wiſſen 
wir, daß erjtere, jo lange es nicht Familienpflege geworden ift, einer Er» 
gänzung bedarf, die entweder durch Geldunterftügung oder durch Zus 
mwendungen anderer Art geboten werden muß. Aber auch in diejer Be— 
ſchränkung bietet die Naturalunterftügung die Schwierigkeit, daß wir, jo 
viele Gattungen von Naturalien wir liefern, ebenſo viele Berechnungen 
anzuftellen und ebenjo viele Quellen des Irrtums zu befämpfen haben. 
Die Entjcheidung einer ganzen Reihe von Fragen über den Vorzug der 
Natural- oder der Geldunterftüßung hängt meines Erachtens davon ab, 
wie wir die Frage beantworten: Wie joll der Arme leben? Soll er feinen 
Haushalt führen, wie e8 in der Bevölkerungsklaſſe, der er angehört, üblich 
iſt, oder joll er nach einer Regel Leben, die Andere für ihn erdacht haben ? 
Dhne damit ausreichende Nahrung und Wohnung und vernünftige Lebens— 
weiſe als nebenjächlich anzujehen, erkläre ich mich für die größere Be— 
wegungsfreiheit. Erzwingen jollte man nur die äußere Ordnung, und dem 
Armenpfleger überlaffen, wieweit er durch Ermahnung und Belehrung feine 
Pflegebefohlenen zu bejjerer Einficht bringen und ihren guten Willen jtärfen 
fann, damit fie aus eigner Kraft ihre Lebensweiſe jparfamer, gejchieter und 
ſchöner einrichten können. Wie es in den Gefangenenantalten troß aller 
Bemühungen der Vorjteher und Geijtlichen nur gelingt, muſterhafte Sträf- 
linge zu erziehen, die, in das Leben zurückgekehrt, ihre Probe nicht bejtehen, 
fo dürften auch alle Anftrengungen, die mit dem Armen mehr erreichen 
wollen, ala es feinem Bildungsgrad und den Volksgewohnheiten entipricht, 
weiter nichts erzielen fönnen, ald den notgedrungenen Gehorfam während 
der Zeit der Unterftügung. Die Armen bilden feinen befonderen Stand, 
und es ift nicht abzufehen, warum ein Mann, der 30 Yahre lang allen 
Verpflichtungen nachgefommen und dann erwerbsunfähig geworden iſt, eine 
völlig veränderte Lebensweiſe einjchlagen joll, und warum der Unterftüßte 
und feine Familie befjere Nahrung beziehen und mancher Mühe und Sorge 
überhoben fein follen, welche dem arbeitenden, fich felbitändig ernährenden 
Familienvater nicht eripart bleiben. Die Lehren, welche auf dem Wege 
der Armenpflege übermittelt werden, haben lange nicht den Wert, als die— 
jenigen, welche durch öffentliche Wohliahrtseinrichtungen, ala Kochichule, 
Haushaltungsfchule zc. von der Bevölkerung aufgenommen und durch das 
praftifche Xeben beftätigt werden. Manche Einrichtung, welche nur für 
Arme bejtimmt ift, würde, in geeigneter Form der Allgemeinheit zugäng- 
lich gemacht, größeren Nußen ſtiften, und manches Geldſtück, welches hier 
nur der Flickarbeit dient, würde viel beffer einem größeren Zwede zur Ver— 
fügung ftehen. 

Mer der Anficht ift, daß man dem Armen in der Regel feine gewohnte 
Lebensweiſe laſſen foll, wird anerfennen, daß er fih die gewöhnlichen 
Bedarfsgegenitände mit Geld kaufen kann, wobei die Trage, wie er am 
billigiten dazu komme, bier außfcheiden mag, um in $ 15 behandelt zu 
werben. 
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In Beantwortung des Fragebogens haben fich eine Reihe von Behörden 
zu derjelben Meinung befannt. 

Eiſenach und Hamm in Rheinhefjen wollen die Geldunterjtügung 
beibehalten, weil der Arme ſelbſt am beiten wiſſe, was ihm nötig fei. 

Neujtadt O.-Schl.: Wir Halten im allgemeinen die Geldunter- 
ſtützung für vorteilhafter, da diejelbe eine befjere Befriedigung der wirt» 
Ichaftlichen Bedürfniſſe dev Unterjtügten ermöglicht. 

Kiel: Die Armen können fi) mit Geld nach ihren bisherigen Er» 
fahrungen und Gewohnheiten ganz anders einrichten und fommen weiter, 
als wenn ihnen bejtimmte Naturalien zugewieſen werden, welche doch nie= 
mals ein geſchloſſenes Ganzes bilden. In jolchen Fällen jedoch, wo Gefahr 
vorliegt, daß die Geldunterftüßung vertrunfen oder dverjchwendet wird, oder 
die Frau nicht zu wirtjchaften verjteht, dürfte nur Naturalunterftüßung am 
Platze fein. 

Borbed: Diesſeits wird die Naturalunterftügung immerhin nur für 
vereinzelte Fälle ala durchführbar betrachtet. Die Arbeitslaft für die Ver— 
waltung würde eine bedeutend größere werden, ohne daß ein Vorteil für 
diejelbe in finanzieller oder wirtjchaftlicher Hinficht jich ergeben würde. Die 
Bedürfniffe in den einzelnen Familien find Häufig ſehr verfchieden. Hier 
erfordern Krankheiten eine bejondere Ernährung, — dort jchwere Arbeiten 
jugendlicher, im Wachstum und der Entwidlung begriffener Arbeiter eine 
kräftige Koft u. |. w. u. ſ. w. All diefen Bedürfniſſen durch Überweifung 
von Naturalien Rechnung zu tragen, wird faum möglich fein; auch Liegt 
hierzu fein Bebürfnis vor, da ein großer und zwar der größte Teil der 
Almojenempfänger wohl mit dem Gelde umzugehen verjteht. 

Frankenthal: Das jeitherige Verhältnis von Geldunterftügung 
wird beibehalten werden, da Hierdurch, abgejehen von feiner Einfachheit, 
dem einzelnen Unterftügungsempfänger ermöglicht wird, mit dem Gelde 
eben das zu beichaffen, was ihm gerade am meisten notthut. Es fördert 
die Geldunterjtügung meiner Anficht nach nicht nur den Sparfinn des 
Einzelnen, jondern eö wird auch einem eventuellen Mißbrauche, wie er bei 
Naturalunterſtützung vorfommen kann und unfontrollierbar ift, vorgebeugt. 
Gejegt den Fall, eine arme Frau erhält wöchentlich 2 Laibe Brot, 1 Gentner 
Kohlen und Ya Pfund Kaffee. Sie braucht jedoch in einer Woche ausnahms— 
weile, da fie bei Jemandem bejchäftigt ift oder ſonſtiger Umftände halber, 
nur 1 Laib Brot und gar feine Kohlen. Was wird fie nun anderes thun, 
als die Grübrigungen ihrer Naturalunterftügung in Geld umjehen. 

Freiberg i. ©.: Die Geldunterftügung hat ſich durchaus bewährt. 
Sie zwingt die Armen, haushälteriſch und doc jelbjtändig zu wirtjchaiten 
und giebt ihnen zugleich die Möglichkeit, die verjchiedenen Lebensbedürfniffe 
je nach Veranlagung und Neigung verichieden zu befriedigen. Die Natural: 
unterftüäßung dient im wejentlichen nur dazu, den Armen in bejonderen 
Fällen außerordentliche Ausgaben zu erjparen: Speifemarfen in Kranfheit3- 
fällen, Kohlenmarken bei großer Kälte, Kleidungsftüde, Betten u. j. w. bei 
Familienzuwachs und dergleichen. 

München: Wir haben beobachtet, daß in den meijten Fällen, ins— 
befondere bei dauernder Hilfsbedürftigfeit mit Naturalunterftüßung den 
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wirklichen Bedürfniffen nicht abgeholfen werden kann, weshalb dahier die 
Naturalunterftügungen in der Regel nur ala vorübergehende Unterftügungen 
verabreicht werden. 

MWurzen: Hier ift man der Anficht, daß die Armen bei Geld- 
unterjtügung leichter in der Lage find, die augenblidlich für fie dringenditen 
Bedürfniffe zu befriedigen. Allerdings wird dabei eine jorgfältige Über: 
wachung durch die Pfleger vorausgeſetzt. 

Pirna: Der Armenausjchuß geht von der Anficht aus, daß es un— 
billig ift, abgefehen von Notfällen, die Armen in ihrer Lebensführung uns 
nötig zu überwachen und gewiljermaßen zu bevormunden, wie dies bei 
Gewährung von Naturalunterftüßung in der hier üblichen Art der Fall ift. 

Schöneberg: Wir geben der Geldunterftügung den Vorzug, weil 
viele Arme außer den notwendigjten Lebensmitteln noch andere Bedürfniffe 
zu befriedigen haben, die zur Wiederherftellung oder Stärkung ihrer wirt» 
ſchaftlichen Selbſtändigkeit dienen. 

Kottbus: Die hiefige Armenverwaltung giebt der Geldunterſtützung 
den Vorzug, weil bei ſcharfer Beobachtung durch die Pfleger und Bezirks— 
vorjteher das noch vorhandene Ehrgefühl gefräftigt, der Hilißbedürftige 
unter der Kontrolle Einteilung übt und er jreie Verfügung über das Geld 
behält und damit die vom Pfleger doch ab und zu falſch beurteilten Kleinen 
Bedürfnifje befriedigen fann. 

Wohl von der gegenteiligen Auffafjung geleitet, antwortet 

Straubing: 63 wird die Vermehrung der Naturalverpflegung in 
Erwägung gezogen, weil diefelbe den Bedürfniffen der Armen befjer entipricht. 

Hanau: Zur Bevorzugung der Naturalunterftügung veranlafjen ung 
nicht allein Hinfichten wirtichaftlicher Natur, jondern auch die Überzeugung, 
daß der Hilfsbebürftigen Familie, bejonderd den Kindern, mehr damit 
gedient ift, als mit reiner Geldunterjtüßung. 

Weißenfels: Wir unterjtügen durch gejunde warme Koſt, da die 
Arbeitsleute zum Kochen weder Zeit noch Geichi noch Luft haben, eine 
wirklich gejunde Koſt zu bereiten. 

Nicht aerade in Beantwortung einer darauf gerichteten Frage empfehlen 
einige Armenbehörden die Geldunterftügung als geeigneter, in dringenden 
Notjällen die Hilfebedürftigkeit bald zu befeitigen. Wie mir fcheint, waltet 
auch hier der Gedanke ob, daß die eigene Beurteilung der Verhältniſſe die 
richtigere jei, und daß die Sicherheit, durch Beltimmung einer Natural- 
Lieferung das Notwendigjte zu treffen, bei Notfällen jedenfall3 nicht größer fei. 

Bayreuth und Kottbus erklären, daß in vorübergehenden Not« 
fällen die Geldunterftügung die Armenpflege früher entlajte. 

Apolda: In nur jeltenen, meiftenteild® durch Krankheit herbei— 
geführten Fällen macht fich die Gewährung einer jofortigen Unterjtügung 
notwendig. In folchen Fällen ift durch Gewährung von entiprechenden 
Geldunterftügungen der Hilisbedürftigkeit rafcher Einhalt getan worden 
und die Armenpflege entbehrlich geworden. 

Brieg: Bei plößlich eintretenden Notfällen hat es fich gezeigt, daß 
die Geldunterftügung für den Armen vorteilhafter war, da er in die Lage 
fam, die allernotwendigjten Bedürfniffe fich fofort jelbft beichaffen zu können. 
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Stolp i. P.: Wir haben die Beobachtung gemacht, daß Geldunter- 
jtügung über alles am jchnelliten hinweghilft. 

Zur gerechten Beurteilung der Naturalunterjtüägung ijt zu erwähnen, 
daß es, abgejehen von den in $ 2 bezeichneten Gebieten, welche der Natural- 
unterftügung gänzlich vorbehalten find, noch manches Bedürfnis giebt, für 
welches der Arme mit Geld nur unvolllommen jorgen kann, weil ihm 
beijpiel3weife der Markt, fall® überhaupt vorhanden, verjchloffen iſt. Ich 
erinnere bier an die außerordentlich nüßliche Überlaffung von Ackergelände 
und Saatfrucht, welche in Berlin in Geitalt des 1897 eingegangenen 
Kartoffelbaues viele Jahre beitanden hatte, ferner an die Beichaffung von 
Kindermilh (Gewähr für richtige Fütterung), von Krankenkoſt und von 
Berköftigung überhaupt, wo der notwendigen Zubereitung Schwierigkeiten 
entgegenjtehen. In leßterer Beziehung jchreibt 

Erfurt: Einzelne Perfonen müſſen neben der Geldunterjtügung 
Naturalien erhalten, weil fie fich ihre Mittagskoft nicht allein heritellen 
fönnen. Entweder wohnen die Leute in Aitermiete und haben feine Koch— 
gelegenheit oder fie find durch Arbeitzleiftung für ihre Angehörigen außer 
itande, die Herſtellung jelbit zu bejorgen. 

Auch kann es Fälle geben, in welchen nicht bloß die Rüdficht auf 
die Armen die Veranlaſſung ift, auf einem einzelnen Gebiet den Mangel 
beſonders nachdrüdlich zu befämpfen, wie z. B. in 

Gbersmwalde: Holz und Kohlen werden in natura gewährt, um 
die Leute namentlich vom Holzdiebjtahl abzuhalten. 

Zu den menjchlichen Bedürfniffen gehört auch eine gewiſſe Abwechjelung 
in der Koft, und wenn auch bei einzelnen wichtigen Nahrungsmitteln, 3. B. 
Brot und Kartoffeln, eine Ermüdung bei täglichem Genuffe nicht Leicht ein— 
tritt, jo wird doch eine weitgehende Naturalunterjtüßung, ſei es, daß fie 
einzelne Nahrungsmittel, jei es, daß fie Suppe oder Mittagefjen Liefert, 
nicht imftande fein, dad Maß von Abmwechjelung, welches jedem Menſchen 
zufommen foll und welches er fich, joweit er nicht behindert wird, von 
jelber leicht beichafft, zu bieten. Und wenn wir ung die frage vorlegen, 
ob wir überhaupt durch Naturalunterftügung, mit welcher wir nun einmal 
dem Willen des Armen vorgreifen, in Auswahl und Maß eher das Richtige 
treffen können, ala e8 der Arme bei jelbjtändigem Einkauf vermag, jo werden 
wir hierauf mit „Nein“ antworten müſſen. 


8 14. Das Chrgefühl der Unterjtüßten. 


Wer Armenunterftügung in Anjpruch nimmt, entbehrt nicht nur dag 
Bewußtjein, aus eigener Kraft oder mit eigenem Vermögen die notwendigjten 
Lebensbedürfniffe bejtreiten zu können, fondern er nötigt auch andere zur 
unentgeltlichen Aufwendung jolcher Mittel, welche fie, nachdem fie den 
eigenen Verpflichtungen nachgefommen, erübrigt und zujammengeiteuert 
haben. Die thatfächliche Lage, ob verjchuldet oder unverſchuldet, läßt ihn 
der großen Mehrzahl feiner Mitmenfchen gegenüber ala minderwertig erfcheinen. 

Diefe Empfindung jollte genügen, um jeden, der e8. nicht durchaus 
nötig hat, von dem Verlangen nach Armenunterftügung abzuhalten, um 
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jeden Unterftüßungsempfänger anzufpornen, mit allen Kräften auf die Be— 
endigung dieſes Zuftandes hinzuwirken. In der Thatjache, daß dies nicht 
jo ijt, liegt der Keim zur Yortentwidlung des Armenweſens; die Armen— 
pflege ift deshalb nicht bloß Gemütsfache, fie ift ein Arbeitsfeld, auf dem 
wir die Erfahrungen unjerer Vorfahren und unjerer Nachbarn auszunügen 
Haben. Immerhin ijt nicht zu vderfennen, daß die Armenpflege weit mehr 
der Täufchung ausgeſetzt wäre und viel eher dem Gedanken der Abjchredung 
Raum geben müßte, wenn nicht ein großer Teil, vielleicht die Mehrzahl 
der Unbemittelten, durch das eigene Ehrgefühl abgehalten würde, die Armen— 
pflege über Gebühr in Anfpruch zu nehmen. Es dürfte daher gewiß von 
Bedeutung fein, in welcher Weiſe die eine oder andere Unterftüßungsart 
und die Form, in welcher die Abgabe erfolgt, auf das Ehrgefühl der 
Unterjtüßten wirkt. 

Die Antworten, welche in diejer Hinficht eingegangen find, zeigen eine 
große Mannigfaltigkeit und bilden eine Stufenfolge von der empfindlichiten 
NRüdfichtnahme bis zur völligen Verneinung. Um mit leßterer zu beginnen, 
führe ich zunächjt die Außerungen einer Eleineren und einer mittelgroßen 
Stadtgemeinde an nämlich: 


MWird in Ausnahmefällen Eſſen bewilligt, jo Haben dies die Armen 
ebenfall3 zu holen bezw. holen zu lafjen. Ehrgefühl haben wir bei unferen 
Armen bisher vergebens gejucht. Ferner: 

Schon bei einigermaßen Unguverläffigfeit wird Naturalunterjtügung 
abgegeben; bei jolchen Leuten wirft eine Schonung des Ehrgefühls oder 
ein jonjtige® Moment weder günjtiger noch bejjernd. 

Einen verwandten Standpunkt nehmen ein: 

Krefeld: Bei der hochgradigen Schonung des Ehrgefühls, die aus 
der Decentralifation des Elberjelder Syſtems naturgemäß hervorgeht, jteigen 
viel häufiger Bedenken auf, daß diefe Schonung zu weit gehe als umgekehrt. 

München: Die Rüdfichtnahme auf das Ehrgefühl fommt durch die 
ganze Organijation der Armenpflege zum Ausdrud, in&bejondere infofern, 
als die Verabreichung wie Anweijung der Unterftügungen an jede Perjon 
ohne Mitwiffen anderer erfolgt. 


In den drei folgenden Außerungen ift von der Annahme ausgegangen, 
daß allerdings die Naturalunterftügung das Ehrgefühl des Empfängers zu 
verlegen geeignet jet. R 

Meerane: An den hiefigen Einrichtungen werden Anderungen nicht 
beabfichtigt. Abgejehen davon, daß hierzu hierſeits irgend eine Veranlafjung 
nicht vorliegt, will man gerade durch die Geldunterjtügung den Armen der 
Öffentlichkeit gegenüber feine üble Lage weniger empfinden laſſen, indem 
man ihm die Beitimmung jeiner Bedürfniffe einräumt. 

Erfurt: Der Borteil, der durch Schonung des Ehrgefühls bei ein— 
zelnen Perſonen erreicht wird, ijt zwar erkennbar, erjtredt fich jedoch nur 
auf einen Kleinen Kreis der Unterjtüßungsempfänger. 

Gießen: Den Armen jteht frei, zur beliebigen Stunde des betreffenden 
Ausgabetagd die Unterjtügung abzuholen, jo daß es jelten vorkommt, 
daß mehrere Arme zu gleicher Zeit erjcheinen. 
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Poſen: Bei Perfonen mit ausgeprägterem Ehrgefühl wird die Ge- 
währung von Armenunterftüßung in Form der Naturalunterftügung jchneller 
zur Einjtellung der Armenpflege führen, ala wenn Geld gegeben wird. In 
anderen Fällen macht e8 feinen Unterjchied, ob Natural= oder Geldunter- 
ftüßung gegeben wird. 

Den gegenteiligen Standpunkt nehmen ein: 

Breslau: Wahrnehmungen, daß die Zuwendung von Naturals 
unterftüßung das Ehrgefühl der Armen verlegen könnte, find Hier noch nicht 
gemacht worden. 

Gajjel: Die teilweife Gewährung von Naturalien hat fich hier jo 
eingebürgert, daß darin bei den Armen eine Verlegung des Ehrgefühls 
nicht gefunden wird. 

Die beiden folgenden Städte haben ebenfalls hinfichtlich dev Abgabe 
von Naturalien fein Bedenken, indem fie befondere Vorkehrungen im einen 
Hal für nicht notwendig, im andern für zwecklos anjehen. 

Ingolſtadt: Bei der Größe der Einwohnerzahl (22000) fennt 
ohnehin die Bevölkerung die Bezugsberechtigten kaum. 

Meiderich: Die Armenpfleglinge find den jeßhaften Bürgern und 
Gejchäftsleuten fajt allgemein bekannt. 

Aus dem in den folgenden Städten mitgeteilten Verfahren ift ebenfalls 
zu erjehen, daß der Naturalunterftüßung eine für die Empfindung des 
Armen jchmerzende Wirkung zugefchrieben wird: 

Coburg und Ludwigshafen: Verſchämte Arme werden in der 
Regel mit Geld unterftüßt. 

Altenburg: Man ift auf Schonung des Ehrgefühls bedacht, indem 
man von jeder Regel abfieht, wo ihre Befolgung empfindliches Ehrgefühl 
ichädigen könnte und fich mit der Unterſtützung lediglich nach den Ver— 
hältniſſen richtet. 

Speier: Durch Gewährung von Geldunterftügung, nötigenfalls durch 
Bermittelung der Geijtlichen, juchen wir das Ehrgefühl zu jchonen. 

Wanne: Die Unterftüßungen, namentlich einmalige, werden möglichit 
geheim gehalten. 

Halberftadt: Befonderd verjchämte Arme empfangen nur bare 
Unterftügung (teild aus Stiftungen), und zwar nicht durch den Armen 
pfleger, fondern direft an der Armenkaſſe. 

Leipzig: Armen, welche in beijeren Verhältniſſen gelebt haben oder 
aus ſonſtigen berechtigten Gründen darum bitten, daß von Natural« 
unterjtügung abgejehen werde, wird nur Geldunterjtügung gewährt. 

Glauchau erblidt in der größeren Schonung des Ehrgefühls einen 
Hauptgrund, bei der Geldunterjtüßung zu bleiben. 

Es bedürfte bei der Fülle von widerjprechenden Hußerungen der Feſt⸗ 
ftellung, ob die ungünftige Einwirkung der Naturalunterftügung, welche, 
wo fie mitgeteilt wurde, offenbar auch vorliegt, in der Verwendung bon 
Naturalien an fich oder nicht vielmehr in der Form der Abgabe zu finden jei. 

In eriterer Hinficht fann ich mir wohl denken, daß viele Arme in 
der Zuweiſung don Naturalien eine gewifje Bevormundung erbliden, die 
ihnen unangenehm ift, fie auch verlegt, infofern fie darin ein Mißtrauen 
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zu erfennen glauben, Meine Erachtens iſt es aber fein Fehler der Natural- 
unterftügung, wenn fie unrichtig angewandt wird; etwas Verleßendes könnte 
in der ausnahmsweiſen Behandlung des Armen liegen, jedoch die Thatjache 
allein, daß Naturalien gegeben werden, kann ich nicht ala eine Verlegung 
des Ehrgefühls anfehen. 

Bor längerer Zeit hat ein Bericht der Zagesblätter au Poſen 
gemeldet, daß die Ortsarmen dreimal wöchentlich in der Volksküche eſſen 
jollten; bdiejelben Hätten fich auch infolge de& energifchen Auftretens der 
Behörden gefügt und jtänden fich wohl dabei. Es jteht mir fein Urteil 
darüber zu, ob nicht diefe Maßregel unter den obwaltenden Berhältnifjen 
durchaus zmwedentjprechend gewejen iſt, obgleih Poſen die Naturalunter- 
ſtützung inzwijchen wejentlich eingejchränft Hat; ich erwähne diefen Fall nur 
ala ein Beifpiel, wie die Form, in welcher die Naturalunterjtügung gegeben 
wird, auf das Gefühl der Armen, wie wir e8 uns wünfchen müffen, ala 
eine Härte einwirkt. In vielen Fällen ijt mit der Empfangnahme der 
Naturalien nicht nur eine weitere Arbeit, jondern ein Hervorfehren der 
Verhältniffe aus dem Kreiſe der Yamilie in die Außenwelt oder gar eine 
Anjammlung der Armen verbunden. Letztere halte ich wegen des fofortigen 
Meinungsaustaufches der Unterftüßten über die Maßregeln der Verwaltung 
nicht für zwedmäßig; fie hat aber noch die befondere Härte, daß fie Arme, 
die noch nicht auf den denkbar tiefjten Grad der Haltlofigkeit herabgejunfen 
find, mit der allergeringiten Sorte — denn fie bilden unmöglich eine unter: 
ſchiedsloſe Maſſe — auf eine Stufe ftellt. Das Ungemach der Hilfgbedürftig- 
feit verbirgt fi) am bejten im Kreife der Eingeweihten. Ich kann daher die 
in manchen Orten gebräuchliche Befanntgabe der Unterftüßten durch den Drud, 
auch wenn die fogenannten verſchämten Armen nicht genannt werden, und 
auch wenn fich die Mitteilung auf einen bejtimmten Kreis bejchränft, nicht 
förderlich finden. In dem Maße, wie der Arme feine Lage befannt werden 
fieht, wird der Wunſch nach Befeitigung dieſes Zuftandes abgejchwächt. 
63 wird Niemand daran zweifeln, daß eine arme Wittwe mit 6 fleineren 
Kindern Hilfsbedürftig ift; immerhin laſſe man ihr das Bemwußtjein, daß 
fein Unberufener von der Thatjache der Unterftügung weiß. 

Für jehr viele Menfchen ijt der Schritt zur Armenunterftügung ein 
ſehr jchwerer Entjchluß, und die bei diefer Gelegenheit fallenden Außerungen, 
„daß es jo weit fommen mußte,” „daß es mir jo gehen könnte,“ find 
gewiß meiſtens der Empfindung entjprechend. Oft iſt ein bemerkenswertes 
Anzeichen, womit das fprunghafte Eintreten in das Bereich der Armenpflege 
fich fennzeichnet, die Bezahlung der Schulden; da wird der foeben empfangene 
Betrag einer aufgelaufenen Unfallrente, von welchem die Familie 3 Wochen 
(eben fönnte, in einem Tage zur Schuldenzahlung verwendet, und dann tjt 
man für die Armenpflege bereit. 

Eine ähnliche Klage verlautet von Gmünd: Das Geld wird von 
Manchen unzweckmäßig verwendet, 3. B. zur Bezahlung von Schulden, 
Doktorrecfnungen u. ſ. w. (Hier bejtehen Armenärzte). Im übrigen fommen 
Mißbräuche von Unterftügungen nicht Häufig vor. 

Obgleich ſolche Ausjchreitungen vom Standpunkt der Armenpflege aus 
zu befämpfen find, fo ift e& doch fehwer, einem Manne, der bis dahin 
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feinen Verpflichtungen nachgefommen ijt und der lieber von der Gemeinde 
oder aus einer Stiftung Geld annehmen als eine verjprochene Summe 
einem Andern, vielleicht auch Unbemittelten, jchuldig bleiben möchte, nun 
Har zu machen, daß ihn von jet an feine Schulden nicht? mehr angehen. 

In der Regel find folche Arme, welche fi um ihre Schulden Sorgen 
machen, auch diejenigen, die ihr Ehrgefühl wie ein beftändiger Stachel 
dazu treibt, der Armenpflege möglichit bald nicht mehr zu bedürfen. Diejes 
Gefühl in dem Armen zu nähren, ift eine Hauptaufgabe des Pflegers, wie 
treffend ausgeführt wird von 

Gotha: Die Befürchtung, daß die Gewährung von Naturalunter- 
ftüßung an energieloje Arme auf deren Trieb zur MWiedererlangung wirtjchaft- 
licher Selbftändigkeit nachteilig einwirken könne, wollen wir nicht ohne 
weitere® als unbegründet bezeichnen. Aber die Urjache Liegt dann nicht 
hauptjächlich in der Art der Unterftügung, als in der mangelnden Energie 
des Armen. Wer den Trieb nicht hat, aus der Armenpflege wieder heraus- 
zukommen, erhält ihn auch nicht dadurch, daß ihm ftatt Naturalunterftügung 
Geldunterftügung gewährt wird; wer ihn aber hat, läßt fich auch durch 
die Naturalunterftügung nicht lähmen. 

Den fehlenden Trieb zur Selbjtunterhaltung durch Aufmunterung und 
im äußerjten Fall durch Androhung der Entziehung der Unterftüßung — 
ſei fie Geld- oder Naturalunterftüyung — wieder zu weden, ift aber vor- 
nehmijte Pflicht des Armenpflegers. 

Leipzig: Der Pfleger hat durch perfünliches Nahetreten die MWirt- 
Ichaftlichfeit der Armen zu weden und ihnen mit Anermahnung und gutem 
Rate beizuftehen, um dahin zu wirken, daß die Armenunterjtüßung entbehr— 
lich werde. 

Ohne Einfluß ift Hierbei, ob Geld» oder Naturalunterjtügung gewährt 
wird. 


8 15. Die finanzieflen Nüdjichten. 


Die Frage, ob Natural- oder Geldunterftügung die wenigjten Koſten 
verurfacht, wird nach verjchiedenen Richtungen zu prüfen jein. Zu einem 
Schlußergebnig können wir exit gelangen, wenn wir willen, ob nicht 
Eriparniffe auf einem Gebiete durch Mehrausgaben auf einem andern 
aufgewogen werden. 

Zunächſt dürften diejenigen Minderausgaben zu beachten fein, welche 
bereit beim Armen in die GEricheinung treten und auf die Verwaltung 
zurüdwirken. Wenn der Arme fein Brot um einige Pfennige teurer oder 
billiger fauft ala die Armenverwaltung es beichaffen fann, jo wird jchließ- 
lich dieſer Gewinn oder Verluft im allgemeinen an der Unterftüßung aus— 
geglichen werden müſſen. 

Wenn auch nicht zu bezweifeln ift, daß der Arme Lebensmittel von 
bejonderer Güte ſelbſt entweder garnicht (S 12) oder nur teurer fich 
beichaffen fönnte, al® die Armenverwaltung fie bereititellen kann, jo bejteht 
doch Hinsichtlich der Koften für Lebensmittel durchjchnittlicher Güte unter 
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den Verwaltungen, welche fich hierüber ausgefprochen haben, große Meinungs- 
verſchiedenheit. 

Eine Erſparnis glauben folgende Städte wahrzunehmen: 

Nürnberg: Wir find der Anſicht, daß auf dem Wege der Natural— 
unterftügung den Armen die Gegenftände beffer und billiger und rajcher 
bejchafft werden können. Geld würde doch nicht jo verwendet werden. 

Gatrjel, Elberfeld, Eberswalde, Wiesbaden: Die Minder- 
ausgaben auf feiten der Armen ergeben fich aus der Anrechnung des Selſt— 
fojtenpreifeg jeiten® der Armenverwaltung. Die Armen fönnten fi für 
Preife, die die Armenverwaltung zahlt, gleich gute Naturalien nicht 
beichaffen. 

Lübed: Durch die Naturalunterftügung wird für die Familie befjer 
gejorgt, ala dies durch eine dem Werte der Naturalunterjtügung entiprechende 
Geldunterftügung möglich ift. 

Mannheim: Schuhe für Kinder werden wir, nachdem wir unjern 
erzieheriſchen Einfluß vorerft dahin geltend gemacht haben, daß wir die 
Armen daran gewöhnt haben, zu bejtimmten Zeiten, nämlich im April und 
Oktober, unfere Schuhausgabe in Anfpruch zu nehmen, auch fernerhin geben, 
da wir die notwendigen Schuhe billiger und in befferer Qualität kaufen, ala 
die Armen dies können. 

Siegen: Das Brot, deifen Lieferung alle 3 Monate an einen 
Bäder übertragen wird, bezahlen wir erheblich billiger, ala wenn der Arme 
es einzelm erjtehen müßte. Ebenſo verhält es fich mit der Schubzeuglieferung, 
die alle 3 Jahre neu vergeben wird. 

Anderer Meinung über dieje Erjparnifje find 

Zwickau: Die Naturalien müſſen feiten der Armenkafjenverwaltung 
bedeutend teurer erfauit werden, als dies feiten der Armen ſelbſt gejchieht. 

Neu-Ruppin: Wird den Hilisbedürftigen Geldunterjtügung gewährt, 
jo find diefelben in der Lage, je nach Bedarf ihre verjchiedenartigen Unter: 
haltsbedürfniſſe in fleinen Mengen und von den billigiten Bezugsquellen 
jelbjt zu beichaffen, wodurch den meiſten Familien Borteile erwachjen, was 
bei Berabfolgung von Naturalunterjtügung nicht erzielt werden kann. 

Dhligs: Bei richtiger Verwendung des Geldes fommen vielleicht die 
Armen ſelbſt noch weiter damit, da fie an fich billiger einkaufen und leichter 
auch bejondere Gelegenheiten zu billigem Ginfauf ausüben können, 3. B. 
beim Bäder übriggebliebenes Brot, beim Schlachter gute Fleiſchabfälle und 
dergleichen. 

Memel: Lieferung der Bekleidung wird diesſeits für die Armen für 
vorteilhaft gehalten. 

Cottbus: Naturalunterftügung Hat fich für die Armen als billiger 
erwiefen, infofern fie durch Vermittlung des Pfleger® mit dem angeblich 
unausfömmlichen Betrage ausgekommen find, ohne Not zu leiden. 

Nicht zu unterfchägen ift das Bedenken, daß die Gaben der Natural: 
unterftüägung unter Umftänden von den Armen weniger geihäßt und daher 
tafcher aufgebraucht werden, worin allerdings ein Grund zur Verteuerung 
zu finden wäre. Hierüber äußern fich 
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Siegen: Die Neigung zu geringerer Schonung der gelieferten Schuhe 
it allerdings vorhanden. Wir fuchen diefer Neigung durch die Vorichrift 
zu begegnen, daß neue Schuhe höchjtens alle 11—12 Monate und Sohlen 
höchſtens alle 6 Donate bewilligt werden. 

Meißen: Man hat die Erfahrung gemacht, daß die Geldunterjtügung 
eine weit nachhaltigere Wirkung Hat, ald die Naturalunterftügung, auch 
jeiten der Armen weit höher gejchäßt wird. 

Köln: Die frühere Naturalunterftügung ift wegen fejtgeitellter Miß- 
bräuche verlafjen worden. Die gelieferten Schuhe werden fjehr jchlecht 
geichont, weshalb auch dieje ohnehin auch fonjtige Mißbräuche hervorrufende 
Urt der Unterftügung wejentlich eingefchräntt werden joll. 

Zittau: Es läßt fich nicht verfennen, daß ſeitens der Bezirke eine 
Neigung beiteht, Naturalien, bejonders Kleidungsftücte und Brot, leichter 
zu bewilligen, als bares Geld. Eine geringere Schonung der gelieferten 
Sachen ilt wahrzunehmen. 

Gotha: Wir haben nicht die Erfahrung gemacht, daß unjere Armen- 
pfleger bei Verwilligung von Anweifungen auf Brot, Suppen, Kohlen und 
Kleidungsſtücke freigebiger find als bei Berwilligung von Bargeld. 

Leichtfertiger Gebrauch der bemwilligten Gegenjtände jeitens der Armen 
ilt, joweit Brot, Suppen und Kohlen in Frage kommen, nicht fehr zu 
befürchten, kann auch durch ſparſame Verwilligung des Armenpflegers ein= 
gedämmt werden. 

Auch einem allzu rafchen Verbrauch der Kleidungsſtücke kann durch 
Zurückhaltung gegenüber vorzeitigen Gefuchen auf erneute Berwilligung 
begegnet werben. 

Ganz bejonder® gehen die Meinungen auseinander in der Trage, ob 
alles in allem Natural: oder Geldunterftügung den Gemeinden billiger zu 
jtehen kommt. Meine Anfrage, ob die Naturalunterftügung Minderausgaben 
herbeiführe, wurde von 52 Gemeinden verneint. Celle, Düjjeldorf 
und Schöneberg haben unbedeutende Minderausgaben wahrgenommen, 
die jedoch nicht näher anzugeben find. 

Don Minderausgaben jprechen jerner Hanau: Die Naturalunter- 
ftüßung it immer billiger ala die Geldunterjtügung, da die Naturalien in 
großen Mengen bezogen werden, während die Naturalien, welche der Arme 
in Kleinen Mengen faufen muß, denjelben immer viel teurer ftehen. 3. B. 
it der Vierpfund-Laib Brot, der der Armenverwaltung 35 Pig. fojtet, in 
derfelben Qualität nicht unter 40 Pig. zu Haben. Dasſelbe Verhältnis 
findet bei den Steinfohlen jtatt. 

Bei der Beichaffung der Stoffe, des Leder? ıc. wird auf Haltbarkeit 
und Dauerhaftigfeit gefehen. Die Gegenjtände, welche von den Armen ans 
geichafft werden, find erfahrungsgemäß geringwertig. 

Gmünd: Bei Gewährung von Naturalunterftügung ift der Aufwand 
nicht bloß ein geringerer, fondern e8 werden auch Mißbräuche und unzweck— 
mäßige Verwendung des Geldes eher verhütet, ala bei Geldunterjtüung. 

Siegen: Die Aufwendungen der Armenkaſſe find niedriger ala bei 
der reinen Geldunterftügung. 
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Apolda: Die Berabfolgung von Brotunterftüungen jtatt Geldunter: 
ſtützungen hat Minderausgabe ſeitens der Armenverwaltung herbeigeführt, 
doch ift es wejentlich nicht hervorgetreten und kann ziffernmäßig nicht nach- 
gewiejen werden. 

Magdeburg: Durch Naturallieferung erreichen wir: 

1. daß ein jeder Arme eine warme Stube und warme Nahrung hat; 

2. daß den Armen diefe Bebürfniffe in weit befjerer Qualität behändigt 
werden, wie wenn fie jelbit fich an Lieferanten wenden müſſen bezw. 
die Suppe jelbit fochen ; 

3. daß troßdem fih die Koften für die Armenverwaltung wohl noch 
etwas niedriger jtellen, wie wenn den Armen zur Beiriedigung diejer 
Bedürfniffe entiprechende Geldunterjtügungen gewährt würden; 

4. daß die Armen nicht in Verfuchung kommen, das Geld für etwas 
anderes auszugeben. 

Zerbit: In befonderen Fällen it ſowohl in wirtjchaftlicher wie auch 
in finanzieller Beziehung der Naturalunterjtügung entjchieden der Vorzug 
zu geben, und es ijt zweifellos, daß dadurch für die Armenkaſſe Minder- 
audgaben herbeigeführt werden. Die Höhe diefer Minderausgaben läßt fich 
in Grmangelung einer befonderen Gtatiftif nicht angeben. 

Den gegenteiligen Standpunkt vertreten: 

Sorau: Es empfiehlt fih für die hieſigen Verhältniſſe die Bei— 
behaltung der Geldunterftügung, da die Einführung der Naturalunterftügung 
einen größeren VBerwaltungsapparat erforderlich machen würde. Der Geld: 
betrag der Unterjtügungen muß bei der biefigen Bevölkerungszahl von 
15000 Einwohnern ala ein fehr mäßiger angejehen werden. 

Speier: In den Städten, welche vorwiegend Naturalunterjtügung 
geben, find nach den gemachten Wahrnehmungen die Ausgaben für Armen 
zwecke höher als hier, 

Köslin: Wir Halten Geldunterftüung für vorteilhaiter. 

Danzig: Die Naturalunterjtüägung dürfte fich vielmehr hierorts teurer 
jtellen als die Geldunterjtügung. 

Zaborze: Es wird hier an der Geldunterftüßung fejtgehalten, denn 
bei Naturalgewährung, jei e8 an Lebensmitteln, fei es an Kleidung 2c., ift 
undermeidbar ſtets Mehrausgabe geknüpft, als bei Geldgewährung im 
ganzen. 
Weißenfels: Die Naturalunterftügung bringt feine Erſparnis, im 
Gegenteil eine Mehrausgabe. 

Mülheim a/Rhein: Umgekehrt, feit der Einfchränfung der Natural— 
unterjtägung find Minderauggaben herbeigeführt. 

Sangenbielau: Eine Naturalunterftüßung würde wahrjcheinlich 
eine Ermäßigung nicht herbeiführen und die Verwaltungsfojten bedeutend 
erhöhen. J 

Gützkow: Der Übergang zum Naturalunterſtützungsſyſtem würde für 
ung eine erhebliche Mehrausgabe bedeuten, weil dann die Unterſtützungs— 
empfänger mit ihren Anträgen viel häufiger hervortreten würden; fie ab» 
zuweilen ift entjchieden leichter, wenn ihnen eine beſtimmte Monatsfumme 
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in bar bewilligt wird und weiter nichts. Bei der Naturalunterftügung 
fann eine Kontrolle nur jchwer geübt werden. 

Guben: Die Naturalunterftügung wird von allen Beteiligten als 
eine Beläjtigung empfunden. Den Armenpflegern verurfacht die Natural- 
unterjtüßung bedeutende Schreibereien und den armen Leuten viele Laufereien. 
Wir haben die Wahrnehmung gemacht, daß die armen Leute es als einen 
Drud empfinden, wenn ihnen über Entnahme von Naturalien bejtimmte 
Borichriiten gemacht werden. Der Geldunterjtüßung wird unbedingt eine 
günftige Einwirkung auf die wirtjchaftliche Selbjtändigkeit des Armen bei— 
gemeſſen. Wir glauben auch im Intereſſe der Steuerzahler zu handeln, 
wenn wir den armen Leuten die Beichaffung ihrer Bedürfniffe jelbit 
überlafjen. 

Die obigen Urteile beruhen großenteil® auf den Erfahrungen der bee 
treffenden Behörden. Es iſt aljo Thatjache, daß fich die Naturalunter- 
ſtützung in manchen Städten ala teuerer, in manchen als billiger erwieſen 
hat. Ich möchte ald Gründe für dieſe Verfchiedenheit folgende anführen: 

1. Die Beſchaffung der Naturalien durch die Verwaltung mag ver: 
möge der befjeren Bezugsquellen billiger jein. Immerhin entjtehen durch 
den Bezug bezw. die Zubereitung, die Aufbewahrung, die Kontrolle und 
die Ausgabe der Naturalien Unkoften, welche den erzielten Vorteil aufheben 
fönnen ($ 9). 

2. Wenn Naturalien in größerem Umfange den Armen zulommen, 
ala es letzteren erwünſcht ift, werden die Armen, auch wenn fie den Geld» 
wert diefer Naturalien jchwer entbehren, nicht jparjam fein. Auch wird 
der Arme, welcher ein geliefertes Hleidungsftük trägt, faum in gleichem 
Maße auf deſſen gute Erhaltung bedacht fein, wie wenn er mit Geldmitteln, 
die er unter Verzicht auf lodende Genüffe Hierfür beitimmt hat, die Anz 
ſchaffung beitreiten mußte. Cine aufmerfjame Pflegethätigkeit und nötigen= 
alla jtrenges Einfchreiten wird diefe Übelftände wohl eindämmen, aber nicht 
völlig bejeitigen können. 

. 3, Für diejenigen Armenbehörden, welche ihre Geldunterjtügungen 
nach Griahrungsfäßen bemefjen, aber nicht die Berechnung aufgejtellt haben, 
ob der Arme alles Notwendige mit der Spende einfaufen fann, dürfte die 
Naturalunterftügung zu einer Erhöhung der Ausgabe führen, weil das Maß 
der Naturalien, welches dem feitherigen Almoſen gleichwertig it, fich leicht 
als unzulänglich erweifen wird. 


8 16. Die wirtſchaftliche Selbjtändigfeit. 


Es iſt gewiß nicht bloß ein Wortſpiel, wenn man ſagt, daß, um 
ohne Armenunterſtützung zu leben, zwei Dinge nötig ſeien: das richtige Ein— 
fommen und das richtige Auskommen. Es kann nicht beſtritten werden, 
daß bei einem völlig unzureichenden Verdienſt auch die beſte Wirtſchaft die 
Armenpflege nicht abwenden kann, wie auch andererſeits eine ſchlechte Ein— 
teilung nicht ſofort und nicht immer dauernd die Hilfsbedürftigkeit herbei— 
führt. Allein bei dem Einkommen, wie die große Maſſe unſeres Volkes 
es beſitzt, ſind die Wechſelwirkungen zwiſchen dem Verdienſt und der Haus— 
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wirtichaft außerordentlich innig.e Manche tüchtige Frau kann durch ihre 
Umficht erjegen, was an dem Verdienſte fehlt; fie kann vielleicht bei ge— 
mwöhnlichem Verdienſte jo viel erübrigen, daß eine Zeit der Not ohne fremde 
Hilfe überitanden werden fann. Wenn, wie e8 in verjchiedenen Städten 
der Tall ift, der ortsübliche Tagelohn eines gewöhnlichen Arbeiter die 
Grenze nicht überfchreitet, innerhalb deren nach der Ausſchlußtaxe Armen- 
unterjtügung zuläflig it, jo muß man fich darüber Elar fein, daß es in 
zahlreichen Fällen nur von der Wirtjchaftlichfeit abhängt, ob Hilfsbedürftig— 
feit eintritt oder nicht. 

Der Arme ift wirtichaftlich nicht jelbjtändig, jo lange fein Einfommen 
durch fremde Hilfe erhöht wird. Er wird, wenn er den Weg einmal ge— 
funden bat, bei der zweiten Veranlaſſung ohne weiteres die öffentliche Hilfe 
in Anipruch nehmen. Es Liegt alſo im Intereſſe der Armenpflege, während 
der Hilfsbedürftigkeit nichts zu thun, was dazu beitragen könnte, daß dem 
Armen die Fähigkeit richtig zu wirtjchaften verloren ginge, es ift jogar 
Aufgabe der Armenpflege ihren Einfluß zu benüßen, um die franfe Wirt: 
ſchaft — denn hiervon geht oft die Hilfsbedürftigkeit aus — zu heilen 
und au kräftigen, damit der Arme nach Wegfall der Unterjtügung wieder 
wirtjchaitlich jelbitändig ſei. 

Vielleicht von ähnlichen Gefichtspunlten geleitet, haben jehr viele Ver— 
waltungen meine rege, ob fie der Geldunteritügung eine günftige Wir- 
fung auf die wirtjchaftliche Selbftändigfeit beimefjen, bejaht. Im tolgenden 
teile ich die Außerungen mit, in welchen fich die Behörden ausführlicher 
über diefen Punkt verbreitet haben: J 

Elberfeld: Das beſtehende Verfahren iſt in langer Übung als das 
richtige erkannt worden. Eine Geldgabe zur Beſtreitung aller notdürftigen 
Lebensbedürfnifſe erhält den Armen gewiſſermaßen in einer wirtſchaftlichen 
Selbſtändigkeit. 

Freiburg i. B.: Die Geldunterſtützung läßt unſeres Erachtens dem 
Armen eher das Bewußtſein beſtehen, daB er für die verſchiedenen eigenen 
Bedürfniffe und jene feiner Familie zu jorgen habe. 

Danzig: Vermehrte Naturalunterftüßung würde unſeres Grachtens 
unfere Armen unjelbftändiger machen. 

Leipzig: Je nach den Berhältniffen des Armen kann Geldunter: 
ftügung auf die wirtjchaftliche Selbitändigfeit de3 Armen günftig einwirken. 
Bejahung der Frage im allgemeinen würde nicht richtig fein. 

Speier: Dur Gewährung von Geldunterftügung werden die Armen 
genötigt, auf die haushälterifche Verwendung ihrer Mittel Bedacht zu 
nehmen. 

Hamburg: Die Gewährung von Geldunterjtügung Hält die wirt« 
fchaftliche Selbjtändigfeit und damit das Beitreben im Armen aufrecht, 
feine Zage zu verbefjern. Die Verabreichung fämtlicher Unterftüßung in 
natura nimmt dieſes Streben, da die Sorge um die Wirtjchaftsführung 
wegiällt, jo daß die Naturalunterftügung geradezu geeignet ericheint, Die 
Willenskraft de Armen nachteilig zu beeinfluffen. Die Wahrung und 
Förderung des Ehrgefühls iſt für die Armenpflege beſonders bedeutjam, da 
fie mit der Gewährung von Unterjtügung nicht allein ihre Pflicht erfüllen, 
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ſondern darnach ftreben joll, den Armen wieder eriftenzfähig zu machen, 
wozu in erjter Linie das Vorhandenjein eines gewifjen Ehrgefühls auf jeiten 
des Armen notwendig tft. 

Königsberg: Wir fowohl, als die Armenpfleger und die Armen 
jelbit, legen Wert darauf, daß leßtere über die Verwendung der gewährten 
Geldunterftügung bejtimmen können. 

Mannheim: Wir Haben die früher zur Ausgabe gelangten mancherlei 
Naturalunterftügungen, als Mietszinsgewährungen direft an den Haus— 
eigentümer, regelmäßige Kleidung von Kindern, Verabreichung von Kohlen 
und Kartoffeln im Winter, wegfallen lafjen und geben dafür Geldbeträge. 

Wir haben troß der einjchneidenden Anderungen bejondere Anjtände 
nicht gefunden und dürfen deshalb wohl annehmen, daß das befriedigende 
Ergebnis der Anderungsmaßnahmen auf unfere fortgejegten Bemühungen 
zurüdzuführen ijt, die Armen unter Schonung ihres Ehrgefühls wirt- 
ichaftlich möglichft jelbftändig zu machen und fie dahin zu erziehen, daß 
fie mit ihren Einnahmen geordneten Haushalt führen und ihre notwendigen 
Bedürfniſſe deden Lernen. 

Aachen: Die Rüdfiht auf die wirtichaftliche Selbjtändigkeit und 
die größere Schonung des Ehrgefühls der Armen hat feiner Zeit dazu ge— 
rührt, die früher neben der Geldunterjtügung übliche Unterftägung mit 
Brot, welches in einer ftädtijchen Anjtalt gebaden und an bejtimmten 
Tagen unter die Armen verteilt wurde, fallen zu laſſen. 

Mainz: Die Geldunterftügung erachten wir viel mehr zur rajcheren 
Miederherftellung der wirtjchaftlichen Selbftändigfeit der Armen geeignet, 
als wie die Naturalunterjtügung. 

Zittau: Der Arme foll auch mit Geld, und jet e8 noch jo wenig, 
wirtjchaften fönnen, und es Sollen ihm nicht durch Gewährung von 
Naturalien alle Sorgen und alles Intereſſe an der Wirtfchaft abgenommen 
werden. 

Terner haben Ansbah, Frankfurt a. D., Potsdam und 
Uedendorj erflärt, daß fie der Geldunterjtügung den Vorzug geben, 
um die wirtjchaftliche Selbitändigfeit des Armen zu heben. 

Siegen jpricht fich im ähnlichen Sinne aus, bemerkt jedoch, daß die 
Naturalunterftügung bei der wirtjchaftlichen Unjelbjtändigfeit vieler Armen 
nicht ganz zu entbehren ift. 

Aus der nachjtehenden Beltimmung der Hamburger Armen- 
ordnung ergiebt fich die gleiche Anfchauung: Gaben an Geld bilden die 
Regel; es iſt erwünfcht, daß der Bedürftige mit dem ihm zur Verfügung 
jtehenden Gelde zu wirtjchaften wifje, abgejehen davon, daß er meijt befjer 
ala der Pfleger die Bedürfniffe feines Haushaltes zu überjehen vermag. 
Gleichwohl ſoll der Vfleger ausnahmsweiſe befugt fein, die bewilligte Geld» 
unterftüßung ganz oder teilweife zum Einkauf oder zur Anmweifung von 
Lebensmitteln, Gebrauchaftüden oder Feuerung zu verwenden, wenn die 
unmirtjchaftliche Lebensweiſe des Unteritüßten die unzwedmäßige Verwendung 
des baren Geldes befürchten läßt. Soll von dieſer Befugnis Gebrauch 
gemacht werden, jo ift Hierzu vorher die Einwilligung des Bezirksvorſtehers 
einzuholen. 
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Hameln jchreibt der Geldunterftügung feine günjtige Einwirkung zu 
und ift der Anficht, die Armen, welche Geld erhielten, würden in ber 
Regel immer zudringlicher. 

An diefer Stelle ift nochmal auf die im allgemeinen nicht zu be— 
ftreitende und 3. B. von Nürnberg ausdrüdlich herborgehobene That: 
ſache zurüdzufommen, daß Naturalunterftügung bei den Armen weniger 
beliebt ift, als Geldunterftügung. 

Sehr bemerkenswert find nun die Folgerungen, welche von Elber- 
feld — und, wie ich die übrigen nachfolgenden Antworten aufiaffe, auch 
von diefen — Hinfichtlich der Wirkung der Naturalunterftügung aus ihrer 
Unbeliebtheit abgeleitet werden. Es äußern fich nämlich: 

Elberfeld: Ausichließlihe Naturalgaben ftellen fich mehr ober 
weniger ala Bevormundung dar und werden, da fie in der Regel ungern 
genommen werden, auch nicht nad) ihrem Wert geſchätzt. Da in gewilfen 
Tällen eine folche Bevormundung notwendig ift, wird in folchen Ausnahme: 
fällen hier danach verfahren. 

Zittau: Naturalunterftügungen werden dom Empfänger für nichts 
geachtet, fie werden Hin und wieder doch vertaufcht oder verkauft, und dann 
hat der Arme weniger, ala wenn ihm der Wert des Naturalbezuges in 
Geld gegeben worden wäre. 

Wittenberg: Geldunterftügung jchont das Ehrgefühl mehr und 
ipornt zur erhöhten Berufsthätigleit an. . Der Wert der Naturalunterftügung 
wird von den Armen jtet3 zu niedrig eingefchägt und daher ala eine eigent- 
liche Unterftügung nicht betrachtet. 

Herhenhain: Geldunterftügung erzeugt eine ganz andere Wirkung! 

MWenn wir gejehen haben, wie die Unbeliebtheit der Naturalunter- 
ftüßung zu einem Merkmal der Hilfsbedürftigfeit werden und wie fie 
ferner den finanziellen Nachteil herbeiführen kann, daß der Arme bie 
weniger erwünjchten Sachen nicht fchont, jo finden wir hier eine mögliche 
dritte, vorwiegend moralische Wirkung, die darin befteht, daß der Arme 
die richtige Empfindung für die ihm gewidmete Fürſorge verliert. Der 
Begriff von dem Wert der Naturalien fommt ihm, weil er fie widerwillig 
empfängt, abhanden; er fieht die Hand der Armenpflege nicht mehr als 
eine hilfreiche an, erfennt nicht mehr, daß etwas Wichtiges für ihn gefchieht 
und wird fich daher nicht bemühen, aus dem Zuftand der größten Armut 
herauszufommen. Auch Hier wird e8 Sache des Pflegers fein, dieje immer- 
hin nicht häufige Wirkung zu befämpfen und dem Armen durch Wedung 
feiner edleren Empfindungen emporzuhelfen. 


8 17. Bie Individualiſierung in der Wahl der 
Unterjtügung. 


Bereits in $ 3 ift der Meinung Ausdrud gegeben, daß fich bei allen 
Berwaltungen Naturale und Geldunterjtügung nebeneinander vorfinden 
werden. Mit den unten benannten Armenverbänden teile ich die Anficht, 
daß ein Zuſammenwirken beider Unterftügungsarten uns in den Stand 
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jegen muß, die Vorzüge von jeder zu verwerten. Indem ich bezüglich der 
Bezeichnung „Syitem“ auf $ 3 verweije, führe ich folgende Außerungen an: 

Bremen: Ein gemichtes Syitem und Berüdfichtigung des Einzel- 
falles jcheint der Bremifchen Armenpflege das richtige zu fein. 

- Zerbit: Eine jahrelange Erfahrung Hat gelehrt, daß die Gewährung 
beider Unterjtüßungsarten bei den Hier obwaltenden wirtjchaitlichen Ver— 
hältniffen für die hHiefigen Almojenempfänger am vorteilhaftejten it, und 
wir find der Meinung, daß die Entjcheidung hierüber bei den einzelnen 
Armenverwaltungen immer und unter voller Berüdfichtigung der ein— 
ichlägigen Lofalen Berhältnifje erfolgen darf. 

Eſchweiler: Beide Unterftügungsarten ergänzen jich gegenfeitig ; zu— 
dem genießt die Armenverwaltung bei der Naturallieferung Vorteile im 
Preife, die fortfallen würden, falls nur Geld gewährt würde. Natural— 
unterjtüßung führt weniger leicht zu mißbräuchlicher Berwendung. 

Hannover, Kaijerslautern und St. Johann teilen mit, daß 
dad „gemiſchte Syſtem“ fi nad allen Richtungen als jehr zwedmäßig 
bewährt habe. 


Überhaupt läßt fich das allgemeine Urteil der Armenbehörden dahin 
zufammenfaffen, daß fie jeder der beiden Unterjtüßungsarten an der ges 
eigneten Stelle ihr Anwendungsgebiet zuteilen wollen, Naturalunterjtägung 
jedeniall® für unzuverläffige, Geldunterftügung jedenfalls für verjchämte 
Arme. Für diefe Teilung fprechen fich bejonders aus: 

Mühlhauſen i. Th: Ob Geld» oder Naturalunterftügung zu 
gewähren ift, hängt im allgemeinen von den örtlichen Bedürfniffen und 
Sepflogenheiten, ſowie von der Perfönlichkeit der Hilfsbedürftigen ab. Die 
Geldunterſtützung ift zu bevorzugen, wo die wirtjchaftliche Selbjtändigfeit 
des Armen nicht beeinträchtigt werden joll, die Naturalunterftügung it zur 
Anwendung zu bringen, wo ummirtjchaftliche oder unzweckmäßige Lebens— 
weife die zweckwidrige Verwendung der Geldunterjtügung befürchten läßt. 

Wanne: Braven und ehrlich denfenden Armen die Barunterjtügung 
zu gewähren, empfiehlt fich, während Naturalunterftügung bei allen übrigen 
Armen im Intereſſe der zwedmäßigeren Verwendung am Plate ift. 

Eine Reihe von Verwaltungen will jedoch in der Unterfcheidung noch 
weiter gehen und wünjcht, ohne fich für eine Regel zu erklären, Entfcheidung 
von Fal zu Fall. In diefem Sinne äußern fich 

Neunburg dv. W. und ähnlich Düſſeldorf und Emden: Bei 
manchen Armen ijt die Geld», bei manchen anderen die Naturalunterftügung 
angezeigt. 

Königsberg: Früher find die Holzkarten vielfach verkauft worden, und 
wahrjcheinlich unter dem Koftenpreife. Jetzt nachdem jeder entweder zwiſchen 
bar Geld oder Holz in natura jelbjt wählen kann, oder der zujtändige 
Armenrat für den Bedürftigen die Wahl ausübt, find jolche Mifbräuche 
nicht mehr beobachtet. 

Ingolſtadt: Es wird Sache des jeweiligen Armenpflegichaftsrates 
jein abzuwägen, für welchen Armen Naturalunterjtüßung und für welchen 
Geldunterftügung zu gewähren ift. Allgemeine Normen laſſen ſich hierüber 
wohl nicht aufftellen. Es haben ficher beide Arten von Unterftügungen 
ihre dolle Berechtigung. 
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Bierjen: Die Erfahrung Hat gezeigt, daß die Teilung der Unter- 
Hüßung in Geld und Naturalien je nach den Berhältniffen am zweck— 
mäßigiten iſt. 

Coblenz: Stets wird e& Arme geben (Moral insanity, Alkoholiker 
u. j. w.), bei denen die reine Geldunterftügung weggeworfenes Geld ift. 
Umgekehrt wird eine ausſchließliche Naturalunterftügung in zahlreichen 
Fällen wirkungslos bleiben, weil einmal bei den Armen im allgemeinen 
eine Neigung zum Mißbrauch der gewährten Naturalien bejteht, und dann 
3. B. einem Teil der meiſtens gejchwächten Armen mit ihrem verjchieden ent» 
widelten Organismus durch Gewährung von Brot, Hülfenfrüchten u. ſ. w. 
eher geichadet als genügt wird. Die notwendige Folgerung Hiervon ift 
freier Spielraum, jo daß je nach Lage des Ginzelfalles entweder Geld- oder 
Naturalunterftüßung, oder auch beides nebeneinander gewährt werden fann. 

In gleichem Sinne jprechen fich verfchiedene Armenordnungen aus: 

Erfurt: Kann dem Armen auf andere Weiſe ala durch Gewährung 
einer der erwähnten Unterjtügunggarten geholfen werden, ſei e& durch Nach— 
weifung von Arbeit, Gewährung freier Wohnung, Unterbringung der Kinder 
in einer Bewahranftalt u. ſ. w., fo ift diefe Form der Unterftüßung der 
Geldunterftügung vorzuziehen. 

Kommen jolche Perfonen in Trage, von welchen mit Grund behauptet 
werden muß, daß fie die gewährten Geldipenden nicht zur Beichaffung der 
notwendigen Lebensmittel verwenden, jo iſt ohne weiteres der Weg der 
Naturalunterftügung einzufchlagen. 

Auch find in jolchen Fällen die gewährten Mietsunterftügungen nicht 
an bie Armen jelbft, jondern direft an den Vermieter zu zahlen. 

Überhaupt wird fich die Entfcheidung über die Form der Unterjtüßung 
in —* einzelnen Falle nach den Verhältniſſen des Hilfsbedürftigen richten 
müfſen 

Hamm i. W. und Lüdenſcheid: Die Normen bezwecken nur, der— 
jenigen Willkür in der Bemeſſung der Unterſtützungen thunlichſt vorzu— 
beugen, welche durch die verſchiedene Perſonen- und Sachkenntnis der 
einzelnen Armenpfleger bedingt wird. Gie entbinden die Armenverwaltung 
nicht von der freien Würdigung jedes einzelnen Falles, jondern verpflichten 
den Armenpfleger nur, bei folchen Vorſchlägen thunlichft ein gewiſſes Maß 
zu Halten und Abweichungen au& der Natur des einzelnen Falles beſonders 
zu rechtfertigen. 

JIſerlohn: Auf die zutreffende Beurteilung der hier in Betracht 
fommenden Umjtände ijt befonderes Gewicht zu legen, indem die Armenpflege 
ein um jo wertvolleres Ergebnis haben wird, jemehr fie es verjteht, jeder 
Perfon und jeder Familie gerade in der Höhe und gerade in der Form 
eine Unterftügung zu teil werden zu laffen, in welcher fie den bejonderen 
Berhältniffen des einzelnen Pflegefalles entipricht. 

Eo richtig es mir jcheint, fich nicht bedingungslos an eine Regel zu 
binden, bielmehr von den beiden gleichwertigen Unterftügungsarten jede da 
ala die beite zu finden, wo fie pajfend angewandt wird, und fo richtig es 
ift, den wichtigen Grundfaß der Individualifierung, mit welchem die heutige 
Armenpflege trefflichen Erfolg hat, überall an die Spike zu ſtellen, fo ijt 
doch diejer Grundſatz allein nicht hinreichend, um für das von den Organen 
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der Armenpflege zu beobachtende Verfahren eine Richtſchnur zu geben. 
Menn die Verwaltung Magazine und Bädereien einrichten und größere 
Borräte ankaufen will, muß fie gewiß fein, daß die betreffenden Naturalien 
in einem annähernd bejtimmten Umfang zur Ausgabe gelangen. Die Ent- 
icheidung liegt eben neben den Vorfchriften der Armenordnung in denjenigen 
Grundjägen, welche, ohne in bejtimmter Faſſung feftgelegt zu fein, die 
Handhabung der Armenpflege an dem betreffenden Plate beherrichen und 
als örtliche Übung und Gewohnheit von den Armenpflegern angewandt 
und don den Armen als jelbjtverjtändlich anerfannt werden. 


8 18. Schlaf. 


Wenn es meine Aufgabe war, unter Hervorhebung der grundjäßlichen 
BVerjchiedenheit von Natural» und Geldunterftüßung zu unterfuchen, welche 
Zwecke durch die eine oder die andere vorzugsweiſe gefördert werden, jo ift 
eine Ausbeute in diefem Sinne unmöglich in einigen Sätzen niederzulegen. 

In dem gejamten Gebiet der Armenpflege hat die Naturalunterftüßung 
und ebenſo die Geldunterftüßung ein bejchränktes, aber unveräußerliches 
Befiktum. Außerhalb diejer Grenzen kann, ungeachtet der Entjchridung je 
nad Eigenart eines jeden Unterftüßungsfalles, feine Armenverwaltung es 
vermeiden, in ihren Anordnungen Stellung dazu zu nehmen, in welchem 
Berhältnis Naturale und Geldunterftügung angewandt werden joll. Dieje 
leßtere Entjcheidung erfolgt nach einer Reihe von Gefichtspunften, welche in 
diefem Bericht, wenn überhaupt volljtändig, jedenfalls allgemein, d. h. 
losgelöſt von der Eigentümlichkeit des Platzes, bejprochen find. Wie die 
Entſcheidung nun falle, müßte die Verwaltung jede Mehrarbeit, die durch 
Handhabung der einen oder andern Unterftüßungsart dem Armenpfleger er: 
wachjen könnte, jernhalten, damit Natural- und Geldunterftüßung unter 
gleichen Bedingungen ihre Kräfte bethätigen können. 

Aus der Beantwortung der Fragebegen Habe ich zugleich das jehr 
intereffante Ergebni® gewonnen, daß die Städte Aſchersleben, Gnejen, 
Zudwigshafen, Neumünjter, Ratibor, Gtraubing um 
Weißenfels kürzlich das Anwendungsgebiet der Naturalunterftügung er— 
weitert haben oder doch demnächſt ſolches beabſichtigen, und daß umgekehrt 
bei den Städten Aachen, Döbeln, Kalk, Köln, Königsberg, 
Mannheim, Mülheim a. Rh. und Poſen eine Ausdehnung zu 
Gunſten der Geldunterſtützung anzuführen iſt. Die Vergleichung der beiden 
Gruppen läßt eine Tendenz oder ein Übergewicht in dem Fortſchritt der 
einen oder andern Unterftüßungsart ebenjowenig erkennen, wie jolches aus 
dem Gejamteindrud der Fragebeantwortungen hervorging. 

Überhaupt dürften fich Wandlungen auf einem Gebiet der Armenpflege, 
das jo jehr mit der Eigenart der örtlichen Verhältniffe und den allgemeinen 
Lebensanjchauungen zujammenhängt, nur ſehr langjam vollziehen. Wer in 
30 Jahren nach den beftehenden Verhältniffen Umſchau Hält, wird viele 
Nebenumftände verändert finden, im ganzen wird er aber vielleicht die 
gleiche Ausdehnung der beiden Unterſtützungsarten feitzujtellen haben. 


Geld- und Naturalunterſtützung. 
Korreferat 


von 


Martius, 
Stadtrat in Breslau. 


Die Frage „Geld- oder Naturalunterjtügung?” ift bereits bei früheren 
Gelegenheiten innerhalb des Deutichen Vereins für Armenpflege und Wohl« 
thätigfeit erörtert worden, jo auf der Kölner Berfammlung von 1894 ans 
Läßlich der Referate von Cuno und dv. Dehn-Rotfelſer über „Art und 
Höhe der Unterftügungen” und auf der Kieler von 1897 anläßlich der 
Referate von Kayſer und Jakſtein über „Die Gewährung von Wohnungs— 
miete als Art der Armenunterftügung”“. Namentlich bei letzterer Gelegen- 
heit trat der Gegenſatz jcharf hervor, indem die eigentliche „Mietsunter— 
ftüßung” d. 5. die durch direkte Zahlung des Pfleger an den Wirt 
geleiftete, von mehreren Seiten principiell deshalb verurteilt wurde, weil 
fie eben eine „Naturalunterftügung” darjtelle.e Der Kampf für und wider 
die „Mietsunterſtützung“ gejtaltete fich daher nahezu zu einem folchen für 
und wider die Naturalunterftügung überhaupt, — es brach fich Hierbei 
jedoch die Überzeugung Bahn, daß die Frage der Berechtigung der Natural- 
unterftüung im allgemeinen noch weiterer Erörterung und Klärung bedürfe. 
Dieje Überzeugung trat deutlich zu Zage in der Erörterung über bie 
Schlußanträge und in der Abftimmung bezüglich der Mietsunterftükungg- 
frage jelbit!. 
| Eben dieſe Überzeugung Hat ſchließlich dazu geführt, das Thema „Geld- 
und Naturalunterftügung“ auf die Tagesordnung der Verſammlung von 
1899 zu feßen, um die theoretifche und praftijche Bedeutung diefer Frage 
einmal gründlich zu erörtern. 

Eine „gründliche oder erjchöpfende Erörterung der Frage wird man 
freilih in dem nachfolgenden Korreferate nicht juchen dürfen: Zur Bes 
ichaffung des für eine folche erforderlichen Materials fehlte e8 mir leider 


I Schriften des Deutichen Bereind für Armenpflege und Wohlthätigkeit, 
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an Zeit; ich werde zufrieden ſein, wenn es mir gelingen ſollte, in dem 
einen oder anderen Punkte zur Klärung der Sache beizutragen oder eine 
förderliche Anregung zu geben. 


Begriffsbeſtimmung. 


Vor allem bedarf es m. E. einer genauen Feſtſtellung, was man 
unter Geld- und was man unter Naturalunterſtützung zu verſtehen hat. 
Die Begriffe find zwar anfcheinend äußerjt einfach und durch die Worte 
jelbft hinreichend bezeichnet. 

Geldunterftügung ift eben die Hingabe baren Geldes an den Armen, 
Naturalunterftügung dagegen die Gewährung von Dingen, die zur unmittel- 
baren Befriedigung der Bedürfniffe des Armen dienen (alfo von: Nahrung, 
Kleidung, Obdach, Heizung, Beleuchtung, Krankenpflege ꝛc.). Ein Irrtum 
oder ein Zweifel in der Anwendung beider Begriffe jcheint faum möglich, 
auch findet fich in der Fachlitteratur, wo immer diejelbe diefe Begriffe und 
ihre Anwendung auf einzelne Arten der Unterjtüßung theoretifch be— 
handelt, faum eine Divergenz: dennoch treten bei der gelegentlichen prak— 
tiijhen Anwendung des Begriffd jehr häufig Verichiedenheiten, Unklar— 
heiten und Inkonſequenzen hervor, jo daß ein genaueres Feſtlegen desſelben 
wohl als Bedürfnis erjcheint. 

Münjterberg jagt in feinem vortrefflichen Buche über die Armenpflege !: 

Die Anjtaltöpflege iſt Naturalunterftügung in weiterem Sinne, ins 
jofern ala in der Anftalt Wohnung, Koft, Heilpflege, Arzneimittel, 
unter Umftänden auch Kleidung in natura gewährt werden. Am 
engeren Sinne jedoch pflegt man unter Naturalunterftügung die nicht 
in Geld gewährte Hilfe in der offenen Armenpflege zu verjtehen. 
Im einzelnen kann fie in allem beitehen, was zum Lebensunter— 
halt, zur Kranfenpflege, zur Erziehung ac. erforderlich ift, alfo in 
Nahrung, Wohnung, Kleidung, Arznei, Heilmitteln, Lehrmitteln ꝛc. 

Es iſt TIhatjache, daß wo bisher über Naturalunterjtügung gejchrieben 
und gefprochen worden ijt, die meilten nur die in offener Armenpflege 
gewährten Unterftügungen im Auge zu haben pflegten; dennoch würde es 
m. E. nicht richtig fein, hierauf die Feſtſtellung eines „engeren“ und 
„weiteren“ Begriffes von Naturalunterftügung zu gründen. ‘Denn die 
Thatjache beruht bei näherer Beobachtung nicht fowohl auf einem all- 
gemeinen und fejten, des Unterjchiedes fich bemwußten Sprachaebrauche, ala 
vielmehr teils auf äußeren Zufälligfeiten, teil® auch auf Unklarheiten 
und ſelbſt entjchiedenen Unrichtigkeiten. Diejelbe tritt namentlich bei zwei 
Gelegenheiten in die Erjcheinung. 

1. bei dem GStreite für und wider die Berechtigung der Natural- 

unterjtüßung, 

2. bei den ftatiftifchen Grmittelungen über das Vorkommen derjelben. 


! Münfterberg, Die Armenpflege. Berlin 1897 ©. 97. 
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Zu 1 ift fie die einfache, aber rein äußerliche Folge des Umſtandes, 
daß bei der geſchloſſenen Armenpflege jelbitveritändlich Fein Streit 
darüber möglich ift, ob diefe in bar oder in natura zu gewähren fei; nur 
letzteres ift im allgemeinen möglich; es ift ebenſowenig Streit darüber, 
daß in gewiſſen Fällen die geichlofjene Armenpflege unentbehrlich ift, fie 
bleibt aljo bei dem erwähnten Streite erflärlicherweife ganz aus dem Spiele, 
und man entnimmt jeine Argumente eben lediglich den Berhältniffen der 
offenen Armenpflege, ohne aber deshalb die Eigenschaft der gejchloffenen 
Armenpflege als einer Naturalunterftügung in vollem Sinne irgendwie in 
Trage jtellen zu wollen! 

Zu 2 it feſtzuſtellen, daß bei ftatiftifchen Erhebungen über das Vor— 
fommen von Geld: und Naturalunterftüßung die meiiten Verwaltungen nur 
gewiſſe Leiltungen der offenen Armenpflege als Naturalunterftüßung mit- 
uteilen pflegen. Dieſe Praris ift aber (wie weiter unten unter der 

berſchrift „Statiftiiches” an einigen Beifpielen näher nachzumeifen) weder 
eine allgemeine, noch eine in fich feſte, vielmehr Höchit jchwanfende und 
infonjequente, die dringend der Regelung und Beſſerung bedarf. 

Ein innerliher Grund dafür, die von der offenen Armenpflege in 
natura gewährte Unterjtügung gegenüber der von der geichloffenen gewährten 
ebenfolchen irgendwie vorzugsweise als Naturalunterftühung zu bezeichnen, 
ift aber offenbar nicht vorhanden. 

Man wird daher (ſchon um der Unklarheit des Sprachgebrauchd nicht 
noch weiteren Vorſchub zu leiften) meines Grachtens gut thun, dieje 
Unterfheidung zwifchen einer Naturalunterjtügung im engeren und weiteren 
Sinne nicht aufrecht zu Halten, vielmehr da, wo man eben nur die in 
offener Armenpflege gewährte Naturalunterjtüäßung meint oder behandelt 
mwijjen will, dies ausdrüdlich zu betonen !, bezw. durch eine Hierfür 
geeignete Bezeichnung zum Ausdrud zu bringen. 

Die oben erwähnte, in der Praxis jo Häufig vorkommende unrichtige 
Anwendung der Begriffe „Geld“ und „Naturalunterftüägung” ift in der 
Regel darauf zurüdzuführen, daß der Betreffende die Sache nur von der 
Seite der Verwaltung aus anfteht, während man fie gerade von der Seite 
der Unterjtügten aus ing Auge jaffen muß, um richtig zu jehen. 

Darauf, ob der Unterjtüßte ſelbſt Geld in die Hand 
befommt, um daßfelbe jeinerjeit3 zur Befriedigung feiner 
Bedürinijfe zu verwenden, oder ob ihm die zu diefer 
Befriedigung dienlihen Gegenstände unmittelbar beſchafft werden, 
fommt es an. 

Die Armenverwaltung ihrerjeits ſtellt alle ihre Anweiſungen ſchließlich 
in Geld aus, jei e8, daß fie die Geldzahlung an einen Armen unmittelbar 
oder an einen ihrer Beamten (Bezirksvorjteher, Armenpfleger), an eine in 
ihrem Auftrag handelnde Anftalt (Krankenhaus, Waiſenhaus), oder an eine 
mit ihr im Vertragsverhältnis ftehende Perſon (Lieferant, Koftfrau u. ſ. w.) 
anweiſt. 

Das führt naturgemäß dazu, daß die Beamten der Armenverwaltung, 
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wenn fie nicht jehr gut theoretifch vorgebildet oder ausnahmsweiſe jcharfe 
Urteiler find, oder nicht im Specialfalle befonders auf die 
richtigen Geſichtspunkte hingewieſen werden, geneigt find, die 
meiften Unterftügungen ala Geldunterftüßungen anzufehen, weil fie diejelben 
in Geld zur Anweifung bringen — während es freilich auch umgekehrt 
pajfiert, daß fie eine dem Armen jelbit in Gelde verabreichte Unterftüung 
ala Naturalunterjtügung bezeichnen, weil etwa die Überfchrift des betreffenden 
Gtatstiteld auf die Befriedigung eines beitimmten Bebürfniffes („zur 
Beihaffung von Heizmaterial” oder dergl.) hinweiſt. 

Haft alle gebräuchlichen Unteritüßungsarten laſſen fich bei Anwendung 
vorftehender Gefichtspunfte ohne Schwierigkeiten und Zweifel unter die beiden 
Begriffe „Geld- und Natural”-Unterftügung unterbringen (wie dies in dem 
nächjtfolgenden Abfchnitte geſchehen joll), nur bei zwei derfelben, nämlich 

a) der fogenannten Mietsunterjtügung, 

b) dem Koſt- oder Pflegegelde für die Kinder, 
bedarf es in dieſer Hinficht noch eingehenderer Grörterungen principieller 
Natur, die deshalb hier vorweggenommen werden jollen. 

Mietsunterftüßung wird in jehr vielen Orten zu dem Zwecke 
gewährt, den Armen eine Wohnung zu fichern, bezw. fie vor Dbdachlofig- 
feit und Mobiliarverluft durch Pfändung zu ſchützen, und zwar in ſehr 
verſchiedener Form: teils in Form laufender Bewilligung eines beſtimmten, 
meijt der Miete entjprechenden Betrage® — und zwar jowohl neben fonftiger 
(Gelde oder Naturale) Unterftügung, als auch vorzugsweife vor jeder 
andern — teil durch außerordentliche Bewilligung im Bedarfsfalle; an 
vielen Orten ift der Armenpfleger ermächtigt, bezw. bejonders angewiefen, 
einen bejtimmten Zeil der allgemeinen laufenden Unterjtügung vorzugsweife 
zur Sicherjtellung der Mietszahlung zu verwenden, eventuell unter Gewähr: 
leiftung gegenüber dem Vermieter hierzu zu referbieren u. ſ. w. 

Tritt bei dieſer Unterftügung (mas in den meijten Orten, wo diejelbe 
als bejondere Unterftüßungsart überhaupt eingeführt ift, die Regel bildet?) 
die Armenverwaltung bezw. der Armenpfleger in direkte Verbindung mit 
dem Vermieter (durch Zahlung, vorläufige Garantieleiftung u. dergl.), fo 
wird diefe Unterftügung in der Theorie überwiegend als Naturalunterftügung 
bezeichnet?, während die Praris fie 3. B. bei ftatiftifchen Erhebungen, wo 
die Ausfonderung nicht jpeciell gefordert wird, in der Regel unter den Gelb- 
unterjtügungen mitzählt, auch in den Etats und Rechnungen von den 
Geldunterftügungen nicht zu trennen pflegt. 

Wird die Unterftügung zu Händen des Armen jelbit gezahlt, ſodaß der- 
felbe da8 Geld auch anders verwenden fann, jo ift diefelbe natürlich 
Geld unterjtüßung *. 





1Vergl. hierüber namentlich) das Referat von —— Heft 31, 
©. 18 ff. der Vereinsſchriften. Seyffardt, ebenda, Def: — F J 
⸗ Siehe die Zufammenftellung von Kayi era. a. 
s Cuno, Aichrott, Seyffardt, Staehle (et 1, ’. 73; 20, ©. 76; 
34, ©. 77. 91 der Vereins (chriften). 
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Es iſt nun don bejonders jachkundiger Seite bei diefer Gelegenheit die 

Frage ‚angeregt worden !, 
ob man nicht Logijcherweife neben Geld- und Naturalunterftügung 
noch eine dritte Hauptart der Unterftüßungen, nämlich die der 
Schuldentilgung anerkennen und die Mietsunterftügung in 
dieſe Kategorie verweijen müfje? 

Denn es handle fich immer um Mietzins, den der Arme kraft 
eigenen Bertrages dem Vermieter jchulde, und der Unterfchied zwischen 
einer eigenen und einer don der Armenverwaltung überlafjenen Wohnung 
bleibe immer ein wejentlicher. 

Es ift nun nicht zu leugnen, daß bloße Befreiung von einer Schuld 
an fich weder Geld- noch Naturalunterftügung ift, und daß nach dem hier 
bervorgehobenen Gefichtspunfte die Mietsunterjtügung einen ganz bejonderen 
Charakter hat, infofern es fich allerdings rechtlich nicht um unmittelbare 
Gewährung der Wohnung jeiten® der Armenverwaltung, dagegen um 
Befreiung des Armen von einer Vertragsverbindlichkeit, bezw. Ermöglichung 
einer Vertragserfüllung Handelt. 

Indeſſen fommt es m. €. für ung nicht ſowohl auf die jurijtifche Kon— 
jtruftion der Verhältniffe zwijchen Mtieter, Vermieter und Armenverwaltung, 
als vielmehr auf die armenpflegeriiche Bedeutung des Vorganges an, und 
dieje liegt darin, 

daß die Armenverwaltung eben durch ihr Eingreifen für unmittel- 
bare Befriedigung des Wohnungsbedürfniffes Sorge trägt. 

63 ift daher m. E. unbedenklich, die Mietzunterftügung — immer 
unter der Voraudfegung, daß der Mietzins nicht dem Armen ſelbſt zu Händen 
gezahlt wird — zu den Naturalunterjtüßungen zu rechnen. 

Nur joweit es fih etwa um unmittelbare Bezahlung rüdjtändiger 
Miete Lediglich zum Zwecke der Schuldbefreiung des Armen Handelt, 
würde logijcherweife weder von Natural noch Geldunterjtügung gefprochen 
werden können. Diejer Fall dürfte aber in der Praxis jelten, in der 
öffentlichen Armenpflege kaum jemals vorfommen, ein jolches Eingreifen 
der leßteren wird vielmehr immer entweder zu dem Zwede jortgejeßter 
Belaffung in derjelben Wohnung oder zu dem der Erhaltung des dem 
Armen notwendigen Mobiliard gejchehen. 


Pilegegelder für Kinder bedürfen einer bejondern Erörterung 
ichon deshalb, weil der Sprachgebrauch Hier örtlich verjchieden ift, und 
diefen Ausdrud ſowohl auf Unterftügungen anwendet, welche nach obigen 
Grundfägen als Geldunterftügung, wie auch auf jolche, welche nach diefen 
als Naturalunterjtügung anzufehen find. 

In Berlin 3. B. heißen Pflegegelder diejenigen Unterftüßungen, welche 
die Armenverwaltung an Witwen oder Ehefrauen, deren Ehemann abwefend 
iſt, zum Zwede der Ernährung und Erziehung ihrer noch nicht jelbitändigen 
Kinder zahlt; diefe „Pflegegelder" werden von den fonftigen Almojen 
getrennt berrechnet, wenn fie auch in demjelben Ausgabentitel fungieren; 
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auch die an außereheliche Mütter, die ihre Kinder bei fich haben, für diefe 
gezahlten Beihilfen dürften Hierher gerechnet werden. Anderwärtö werden 
dieje Unterftühungen, joweit fie überhaupt von jonjtigen Almojen getrennt 
geführt werden, auch „Erziehungsbeihilfen” genannt, die meisten Verwaltungen 
trennen aber diefe Art Unterftüßungen (die zweifellos zu den Geldunter- 
ftügungen gehören) nicht von der allgemeinen laufenden Geldunterftügung 
(Almojen). 

Dagegen wendet man anderwärts den Ausdruck „Pflegegeld“ oder „Kojt- 
geld” auf diejenigen Entjehädigungen an, welche die Armenverwaltung an 
Anjtalten oder Familien für die Verpflegung folcher Kinder zahlt, welche 
der unmittelbaren Fürſorge der Armenverwaltung anheimgefallen find, weil 
die Eltern geftorben oder unbekannt, oder die Fürforge ſelbſt auszuüben 
verhindert, unluftig oder ungeeignet find, und die Armenverwaltung nun 
(ſoweit fie diejelben nicht etwa in eigenen Anftalten verpflegt) in fremden 
Anftalten oder bei fremden Familien (ſei es am Orte jelbjt oder anderwärts) 
behufs vollitändiger Verpflegung unterbringen muß. Dieſe Art Fürforge 
wird in Berlin und auch jonjt meift Waifenpfilege genannt — nicht 
ganz zutreffend, da unter den jolchergeftalt verforgten Kindern die eigent« 
lichen Waijenkinder heutzutage nur einen Eleinen Teil auszumachen pflegen! — 
vielfach aber heißen die jolchergeitalt von der Armenpflege untergebrachten 
Kinder auch nur Pflege» oder Koftkinder, und die von der Verwaltung für 
fie gezahlte Entichädigung „Pflegegeld“ oder „Kojtgeld“. Diejes Pfleges, 
Koſt- oder Waifengeld ift num nicht Geld», jondern Naturalunterftügung, 
denn dem Geldempfänger (dev Anjtalt oder pflegenden Familie) wird es 
nicht als Unterſtützung, jondern in Erfüllung eines Bertrages über Hand— 
(ungen (locatio conductio) gezahlt, der Unterjtüßte aber (das Pflege: oder 
Waiſenkind) erhält kein Geld, jondern mehr oder minder vollftändigen 
Unterhalt (Obdah, Nahrung, oft auch Krankenpflege, Kleidung, Unter- 
richt u. ſ. mw.) in natura für dieſes Pflegegeld. Trotzdem wird auch diejes 
Koſt- oder Waijengeld bei ſtatiſtiſchen Erhebungen oft den Geldunterftügungen 
zugezählt; auch die kgl. fächfiiche Ausführungsverordnung? zur Reich: 
armenjtatijtif von 1885 führt unter den Geldunterjtühungen „Erziehungs- 
beihilfen” und „Pflegegelder” nebeneinander auf. Bei richtiger Beurteilung 
fann die leßterwähnte Art Pflegegeld (Koft oder Waijengeld) aber nur zu 
den Naturalunterftüßungen gezählt werden. In Einzelfällen, wo 3. B. an 
Derwandte ein geringeres Pflegegeld ala das ſonſt übliche gezahlt wird, 
fann es wohl zweifelhaft fein, ob das Pflegegeld eigentlich der erjten 
Kategorie (Erziehungsbeihilfe) oder der zweiten (Koſt- oder Waifengeld) 
zuzurechnen ift; diefer Zweifel muß im Ginzelfalle nach der Natur desjelben 
entjchieden werden, der jcharfen grundjäßlichen Trennung beider Kategorien 
an fi, von denen eben die eine Geldunterjtügung (für den Berpfleger 
bezw. zu feinen Händen), die zweite Naturalunterjtügung (für das verpflegte 
Kind) ift, ſtehen folche Zweifelfälle nicht im Wege. 


! Dergl. Münfterberg, Armenpflege, ©. 138. 
? Statiftit des Deutichen Reichs. Neue Folge. Bd. 29 (Statiftit der öffent: 
lichen Armenpflege v. 1885), Abteil. I, ©. 18. 
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Überficht und Klaſſifikation der gebräuchlichen 
Unterjtügungsarten, 


Unter Feithaltung der vorjtehenden Gefichtöpunfte werden die in der 
Armenpflege gebräuchlichen Unterjtügungsarten wie folgt einzuteilen fein: 


I. Geldunterjtügungen, 


A. Inder geſchloſſenen Armenpflege. 


Die gejchloffene Armenpflege gewährt im allgemeinen Naturalunters 
ſtützung. Zwed und Natur der Anftaltspflege müfjen dazu jühren. Doch 
giebt es Anjtalten, die ihren Inſaſſen nur einen Teil der notwendigen 
2ebensbebürfnifje, etwa Wohnung, Heizung und Krankenpflege (oder auch 
nur Wohnung) in natura, zugleich aber für Beichaffung der ſonſtigen 
Bedüriniffe beftimmte Laufende Geldbeträge gewähren; joweit jolche Geld- 
unterftüßungen von der Anstalt jelbit regelmäßig und zu Händen 
der Inſaſſen gegeben werden (was 3. B. namentlich bei Anjtalts= 
Stiftungen für Altersverforgung vorfommt), wird man diejelben wohl 
ale „in“ oder „von“ der gejchlojjenen Armenpflege gewährt 
bezeichnen müfjen; ebenjo die in diefen Armen und Arbeitshäufern häufig 
neben der Naturalverpflegung für bejtimmte einzelne Bedürfnifje gewährten 
Eleineren Geldbeträge (Tajchengeld, Brotgeld, Kaffee oder Biergelder u. ſ. w.), 
ſoweit diefe Geldunterjtügungen eben nach der betr. Anjtaltsverfaffung regel: 
mäßig gegeben werden. 

Wo dagegen die Anjtalt ala jolche nur Wohnung gewährt und den 
Inſaſſen ſonſt auf feine eigene Arbeit oder auf anderweite Unterftüßung verweiit, 
wie 3. B. in den ländlichen Gemeinde-Armenhäufern üblich ijt, iſt natür= 
lih die etwa außerdem von der betr. Armenverwaltung nach Bedürfnis 
gewährte laufende Geld- (oder Natural) Unterftügung nicht integrierender 
Teil der Anjtaltspflege, jondern es Liegt Hier eben eine gleichzeitige Unter- 
ſtützung im Wege der offenen Armenpflege vor. 


B. In der offenen Armenpflege. 

1. Die wichtigite und in Deutjchland, namentlih in den Städten 
gebräuchlichite Unterjtügung in offener Armenpflege ift die, meift Almojen 
genannte, laufende Geldunterjtügung, die je nach der betr. Anordnung 
monatlich, Halbmonatlich, wöchentlih an den Bedürftigen (jei dies ein 
Ginzelnjtehender oder eine ganze Familie) gezahlt und im voraus auf 
längere oder kürzere Zeit bewilligt, bezw. zur Verfügung geitellt wird. 
(Auh wo nach ftrengem Elberfelder Syſtem die Bewilligung grundjäßlich 
nur immer auf 14 Tage erfolgt, wird man doch, wo die Notlage eben 
eine dauernde iſt, und deshalb die MWeiterbewilligung regelmäßig immer 
wieder erfolgt, die betr. Unterſtützung als laufendes Almoſen anjehen können.) 

2. Den Almofen jtehen gleich die oben erwähnten Erziehungsbeihilfen 
(Pflegegelder im Berliner Sinne). 
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3. Solche laufende Unterftügungen, die zwar zum Zwecke der Befriedi- 
gung einzelner bejtimmter bejonders angegebener Bedürfniffe, aber 
in barem Gelde zu Händen des Armen felbit gegeben werden, jo 
daß diejer thatjächlich in der Lage ijt, das Geld auch zu anderen Zwecken 
zu verwenden; jelbjt eine gewilje Kontrolle über die Art der Verwendung 
und die Ausficht auf Entziehung der weiteren Unterftügung bei andermweiter 
Derwendung nimmt, jolange die Möglichkeit zu folcher thatjächlich vorliegt, 
der Unterſtützung nicht den Charakter der Geldunterftüähung ; hierher gehören 
3. B. die Mietsunterſtützungen, die nicht direft an den Hauswirt gezahlt 
werden, jerner die an einigen Orten vorfommenden Winterunterftügungen 
„auf Heigmaterial” (jog. Holzgelder, die häufig an Stelle früherer Natural» 
verteilungen von Holz, Kohlen u. ſ. w. getreten find). 

4. Die laufenden Unterftüßungen in bar aus Stiftungsfonds (Pfründen, 
Legate) find zwar nicht Öffentliche Armenunterftüßungen im engeren 
Sinne, kommen aber doch als Unterftügungen hier in Betracht, ebenfo die 
derartigen aus Bereingmitteln. 

5. endlich die einmaligen (außerordentlichen, Extra-) Unterjtügungen 
in Gelde, die zur Behebung eines augenblidlichen Notjtandes oder ala Bei- 
bilfe zur Befriedigung eines Bedürfniffes dem Armen in die Hand gegeben 
werden. 

II. Raturalunterjtügungen, 


A. In der geſchlofſenen Armenpilege. 

1. Die wichtigfte und überall gebräuchliche Unterftügung dieſer Art 
it die Unterbringung in einem Krankenhauſe, welches dem 
Armen zugleich das notwendige Obdah, Nahrung, ärztliche Behandlung, 
Meditamente, Wartung, nötigenfall Belleidung während der Dauer der 
Kranktenhauspflege gewährt. 

b die Armenverwaltung diefe Art Unterftüßung in einem von ihr 
ſelbſt eingerichteten und unterhaltenen Krankenhauſe unmittelbar 
gewährt, oder diefelbe den Armen in einem fremden Krankenhauſe (3. B. 
einer Univerfitätsflinif, dem Hofpital einer religiöfen Genoſſenſchaft u. dergl.) 
unter Eritattung der tarifmäßigen oder beſonders vereinbarten Pflegeſätze 
verschafft bezw. ficherftellt, fommt hier nicht in Betracht; die gewährte 
Unterftügung ift immer Naturalunterftühung. 

2. Dasjelbe gilt von der Unterbringung in einer Siechen- oder 
Altersverſorgungsanſtalt, 

3. in einem Armen= oder Armenarbeits- (Werk-) Haufe, in 
welchem (abgejehen von den meiſten ländlichen Armenhäufern, die nur 
Mohnung gewähren) meijt für vollen Unterhalt, in der Regel unter Heran— 
ziehung der Inſaſſen zu Arbeiten, geforgt ift, 

4. in einer Irren-, Blinden=, Epileptifer-, Idioten- oder 
TZaubjtummenanftalt, 

5. in einer Waifenanftalt oder in einem Kinderdepot, 

6. in einer Kinderheiljtätte oder Ferienfolonie, 

7. in einer Rettungs= oder Beſſerungsanſtalt für verwahrlojte 
Kinder (bezw. jugendliche Perjonen), 
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8. in einer Arbeiterfolonie, 

9. in einer Naturalverpflegungsftation, 

-10. in einem Aſyl für Obdadlofe. 

Auch joweit folche Unterbringungen nicht im Wege der eigentlichen 
öffentlichen Armenpflege erfolgen, jondern über deren Rahmen hinaus von 
den Armenverwaltungen aus Xiberalität (3. B. zu Erziehungs: und Aus— 
bildungszweden) oder auch don der firchlichen, Stiftungs-, Vereind- oder 
fonjtigen Privatwohlthätigkeit bewirkt werden (was 3.3. in den zu 6 big 9 
bezeichneten Anitalten die Regel bilden wird), gehören fie jedenfalls zu den 
Naturalunteritügungen. 


B. In der offenen Armenpfilege. 

1. Die umfaffendite und zugleich gebräuchlichite Naturalunterftügung 
diejer Art ift die oben bereit3 behandelte Unterbringung von Kindern in 
Familien (Koſtkinder- oder Waifen-Familienpflege); melde 
Unterftüßungsart übrigens zuweilen, 3. B. in Dresden, Grefeld u. a. a. D., 
zur geſchloſſenen Armenpflege gerechnet wird; 

2. in ähnlicher Weife werden an manchen Orten alte und ge— 
brechliche XLeute in fFamilienpflege gegen ein von der Behörde 
gezahltes Pflegegeld untergebracht; dies iſt namentlich in Amerika üblich; 
auch einzelne größere deutjche Alters» und Siechenanftalten (3. B. dag 
Werk- und Armenhaus in Hamburg, das Friedrich-Wilhelms-Hofpital in 
Berlin) bringen auf dieſe Weife geeignete Pfleglinge unter’; dasfelbe thun 
einzelne Zandarmenverbände mit harmloferen Geiſteskranken. 

3. Eine befondere Abart dieſer TFamilienpflege ift die jog. Reihen- 
pflege, die namentlich auf dem Lande vorfommt? und darin beiteht, daß 
man den Bedürftigen der Reihe nach den Bewohnern des Ortes überweiit; 
dies geichieht teil jo, daß er den einzelnen Ortzeinwohnern auf einige Zeit 
zur Beherbergung und Beköftigung gegen Berwendung zu häuslichen Arbeiten 
nach Maßgabe feiner Kräfte, teils jo, daß er unter Gewährung von Wohnung 
im Gemeindehaufe nur zur Beföftigung dem Einzelnen zugewiefen wird. 

Diejes (gegen früher übrigens immer mehr in Abnahme kommende) 
Syitem findet man namentlich noch in Rußland, Schweden, Norwegen, im 
nördlichen Schottland, in einzelnen Kantonen der Schweiz, in Steiermark 
(Einlage), aber auch noch in dverjchiedenen Teilen Deutichlands (Pommern, 
Dftpreußen, Heffen und anderwärts). Für Kinder, Kranke, ficherheitsgefähr- 
liche Perſonen u. j. w. iſt dasjelbe vielfach gejeglich verboten. 

4. Beſonders wichtig und umfangreich find die Leiftungen der offenen 
Armentrantenpfilege, namentlich beftehend in Gewährung ärztlicher 
Behandlung durch Hierzu befonders angeftellte Armenärzte, oder auch andere 
hierzu (gegen oder ohne Entichädigung) ermächtigte Arzte (Polikliniken!), 
in Anweifung der von dieſen verordbneten Mtedilamente, Bandagen, 








ı Münfterberg, Armenpflege, ©. 99. 
2 Münfterberg, Armenpflege, ©. 98. Roſcher, Eyftem der Urmenpflege 
und Armenpolitit (Stuttgart 1894), ©. 177. 178. v. Dehn-Rotfelſer, Bereine- 
ichriften, Heft 19, ©. 79. 81. 
Schriften d. D. Ver. f. Woblthätigfeit. XLIL. 6 
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Apparate, Stärkungsmittel (Milch, Weine u. j. w.), in Zumeifung don 
Hebammendilfe, zuweilen auch von Srankenpflegerinnen (Diakoniffen, barm— 
herzigen Schwejtern) oder jog. Haußpflegerinnen (die durch Hilfe im Hau3- 
halte die Durchführung der Hauskrankenpflege ermöglichen). 

Die Organifation diefer offenen Armenkrankenpflege iſt in den meijten 
deutichen Städten äußerſt jorgfältig durchgeführt; auf dem Lande ift diejelbe 
dagegen — erklärlicherweiſe — meist mangelhaft! und fehlt vielfach gänz- 
lich; nur in ſchweren Fällen wird dort jchließlich eingefchritten und zwar 
durch Überführung des Kranken ins Krankenhaus. 

5. Hierher gehört ferner die bereit erwähnte, in vielen deutjchen 
Städten übliche direfte Mietsunterftüäßung, wobei die Armen- 
verwaltung direkt an den Vermieter zahlt, bezw. durch Abmachungen mit 
diefem die MWohnungsgewährung ficherftellt. 

6. Die Anweifung von warmem Eſſen, namentlich Suppe, iſt im 
Minter auch allgemein üblich, wird jedoch vielfach, wenn nicht überwiegend, 
von der Vereinsarmenpflege (wenn auch meiſt mit Kommunal-Subvention) 
beſorgt; auch das ſog. Schulfrühſtück gehört Hierzu. 

7. Lieferung von Brot an Arme ift auf dem Lande Häufig, kommt 
aber auch in Städten vor, ſei e8 durch Verteilung von Anweijungen auf 
Bäder, jei e& durch Lieferung jeitens eigener fommunaler Bädereien (wie 
in Leipzig ?). 

8. Lieferung anderer Nahrungsmittel (Fleiſch, Kartoffeln) fommt 
feitend der öffentlichen Armenpflege jeltner, häufiger dagegen jeitens der 
Bereinsarmenpflege vor®. Milch wird meift wohl in der ofinen Kranken— 
pflege (oben sub 4) gewährt. 

9. Auch die Verabreichung von Kleidungsftüden, namentlich an 
Schulpflichtige Kinder ift jehr verbreitet *, ebenſo 

re die von Yeuerungsmaterial im Winter (Kohlenmarken!); 

auch die (geichent- oder leihweiſe) Überlaffung von Mobiliar 
und Beitunter fommt vereinzelt vor, jo 3. B. namentlich in Hamburg ?, 
auch in Breslau, und (Bettftüde) in Leipzig. 

12. Die Zuweifung von Aderland zum Anbau von Kartoffeln ijt 
namentlich auf dem Lande gebräuchlich, wird aber 3. B. auch von der 
Stadt Berlin mit gutem Erfolge geübt ®. 

13. Die Gewährung von Freibädern an Arme erfolgt im allgemeinen 
nicht im Wege der Armenpflege, kommt aber immerhin als Unterftügung 
im weiteren Sinne in Betracht, in Einzelfällen werden Bäder, Reinigung 
don Ungeziefer und Desinfektion von Kleidern u. |. w. direft von der 
Öffentlichen Armenpflege gewährt (3. B. in Breslau). 

14, Auch die Gewährung von Lehrmitteln an arme Schulkinder 
gehört hierher ; diefelbe ijt in einzelnen Zeilen Deutſchlands gejeglich Sache 
ber Öffentlichen Armenpflege, ift aber auch in den übrigen, foweit fie aus 





ıy, Dehn- Rotfelier aa. D. — 

2Münſterberg, Armenpflege, S 

3 Vgl. Münfterberg ebenda. Shäfetiee. Vereinsſchriften, Heft 20, ©. 80 

+ 1.5 Münfterberg a. a. D. 

6 v. Debhn:Rotieljer a. a. Q. S. 79. 81. Berwaltungsbericht des Magiftrats 
Berlin pro 1885/86. Nr. IX (Armenpflege), ©. 8. 
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Kommunal= oder Vereingmitteln erfolgt, immerhin ala Naturalunterftügung 
anzujehen. 
15. Den Schluß bildet das Armenbegräbnis. 


III. Anderweite Unterjtüßungsarten. 


Bon Unterjtügungsarten, Die weder Geld» noch Naturalunterftügung 
find, wüßte ich nur zwei anzuführen : 

1. die Schuldentilgung durch direfte Zahlung an den Gläubiger, 
joweit Ddiejelbe eben lediglich die Schuldbefreiung und nicht zugleich die 
Beichaffung oder Sicheritellung einer anderweiten unmittelbaren Unterftügung 
(vgl. oben) zum Zwecke hat, 

2. Die Bermittelung und Anweifung von Arbeit außerhalb 
einer Anftalt (die Anweifung ‚von Arbeit innerhalb einer Anftalt wird in 
der Regel nur ein teilmweifes Aquivalent für die dort gewährte Natural- 
unterftügung jein). 


Vorkommen beider Unterjtügungsarten. 


Die Anwendung beider Unterjtügunggarten ijt örtlich eine jehr ver- 
ichiedene, je nach den bejondern örtlichen Verhältniſſen, den hergebrachten 
Gewohnheiten und den Herrichenden Anſchauungen — doc) dürfte es wohl 
feinen Ort, oder mindejtens fein größeres Gebiet geben, in welchem die 
eine oder andere Art völlig ausgeichloffen würde. 

Unzweifelhaft hat mit dem Übergange von der Naturalwirtichait zur 
Geldwirtichaft die Geldunterftügung zugenommen, daß fich aber das Vor— 
fommen der Naturalunterftügung und der Geldunterftüßung im Ver— 
hältniffe Hierzu verschoben Habe, ift m. E. keineswegs der Fall. 

In Amerika 3. B. überwiegt noch heute die Naturalunterftüßung !; 
in England ift die Aufnahme ins Werkhaus die gejeglich vorgejchriebene 
Hauptjorm der öffentlichen Unterftüägung; die Unterftügung außerhalb des— 
jelben joll die Ausnahme bilden; wenn auch thatjächlich im ganzen mehr 
Perjonen außerhalb unterftügt werden?, jo gejchieht doch auch Letzteres 
wieder vielfach durch Naturalunterjtügung. 

In Deutichland ijt die Naturalunterftügung auf dem Lande (abgejehen 
von den Induſtriediſtrikten) die Negel — wenigjtens für Ort3arme; die 
Armen erhalten nebjt Wohnung im Gemeindehaufe Brennmaterial, und 
joweit fie die Koft nicht im Wege der „Reihenpflege” beziehen, Brot, 
Kartoffeln in natura, oder auch ein Stüd Land zum Kartoffelbau, nur 
felten ein Wenige von Geld auf Kleidung; nur die Oxrtsfremden und 
Landarmen werden auch hier mit Gelde unterjtüßt®. 

Auch in einzelnen Städten iſt die Naturalunterjftügung die Regel, 


ı Münfterberg, Armenpflege, S. 101. 
?® Dr. Reicher, Reiſeerinnerungen, im den Grazer Bl. f. d. Armenweſen. 
II. Jahrg. Nr. 6 ©. 126. 
an rberg a. a. O. © 98. v. Dehn:Rotfeljer, Bereinsichriften, 
Heft 19, ©. 7980. Heft 20, ©. 72. 
6* 
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namentlich im Süden, fowie im Weften, doch auch im Norden an einigen 
Orten, jo in Lübeck, Gotha, Hamm, fowie in einigen fleineren Städten, 

Sonft bildet in den Städten, namentlich in denen Elberfeldſchen 
Syſtems, in der offenen Armenpflege Geldunterftüßung die Regel?, mobei 
jedoch zu beachten ift, daß Hier überall nicht nur die gefchloffene Armen- 
pflege ebenjall3 in größerem Umfange Anwendung findet, fondern daß auch 
in der offenen Armenpflege gewiffe Naturalunterftügungen (offene Kranken— 
pflege, Familienpflege von Koſt- oder Waifenkindern) ganz allgemein, gewiſſe 
andere wenigſtens vielfach üblich find. 

Ob Hiernah in Deutichland im allgemeinen Geld- oder Natural- 
unterjtügung überwiegt, ift ſchwer feſtzuſtellen. 


Statiftiſches. 


Die im Jahre 1885 von Reichswegen unternommene Armenſtatiſtik 
hat auch in dieſer Richtung Feſtſtellungen verſucht, indem dieſelbe von 
jedem Armenverbande eine Zählkarte ausfüllen ließ, in welcher die von ihm 
gemachten ordentlichen Ausgaben nach „in barem Gelde verabreichten Unter 
jtüßungen”, „in Naturalien verabreichten Unterftügungen” und „allen 
übrigen Koften der Armenpflege” gejondert anzugeben waren. 

Die Refultate diejer Erhebungen für das Gebiet des Unterjtügungs- 
wohnfitgejeßes ftellt die Reichsſtatiſtik wie folgt zufammen?®: 
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yn barem | In Natu-. teilung d ordent⸗ 5 
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Ortsarmenverbände: | 

ftäbtifche Gemeinden | 20 570 767 ı 5395049 | 19 157 161 | 45 122 977 | 45,6 | 12 142,41 20,8 
Ländliche r 10 420 702| 3139387 | 3405 911 | 16 966 000 | 61,4 18,5!20,11 23,2 
Gutäbezirke. . . 966 713 | 1998 534 195 273, 3 160 520 ] 30,6 63,2 | 6,2 67,4 
Gemiſchte. . . .. 1 537 477 | 349 812 677895 | 2565 184 | 59,9 | 13,7 | 26,4 | 18,5 


Sandarmenverbände | 1499827 | 1410913| 3807834 | 6718 574] 22,3 | 21,0 |56,7|48,5 
Bufammen | 34 995 486 [12 293 695 | 27 244 074 | 74533255] 47 | 16,5 |36,5 [26 


Dieje Refultate geben indefien m. E. ein durchaus unrichtiges 
Bild über das Verhältnis beider Unterftügungsarten. Es zeigt fich nämlich 
bei näherer Beleuchtung und Bergleichung der Angaben der einzelnen Ber- 
bände, daß dieje nach ganz verjchiedenen Principien gezählt und berichtet haben. 

Während einzelne Armenverbände unter der Nubrif „in Natu- 
talien verabreichte Unterjtügungen“ alle in natura gewährte Unter: 
ſtützungen mehr oder minder vollftändig im Sinne der obigen Begriffs: 





[er] 








ı Münfterberg, a. a. D. ©. 101. Seyffardt, Vereinsſchrift, Heft 34, 
S. 77. Cuno, ebenda Heft 19, ©. 70. Kayſer, ebenda Heft 31, ©. 30. 
° Münfterberg, a. a. D. Seyffardt,a.a.D.©.78. Cuno, a. a. O. ©. 68. 
® Statiftit des Deutichen Reiche. Neue Folge. Bd. 29, Abt. I, ©. 51. 
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beitimmung und Slaffifitation gezählt Haben, Haben andere (und zwar 
anfcheinend die Mehrzahl) Hier im allgemeinen nur die in der offenen 
Armenpflege von der Verwaltung angeſchafften und an die Armen ver- 
teilten („verabreichten“) Naturalien (Brot, Kleidungsftüde u. dergl.), 
dagegen direkte Mietsunterftüßungen, Kojtgelder u. ſ. w., unter den Gelb- 
unterftüßungen, die gejamten Kojten der geſchloſſenen Armenpflege dagegen 
(einjchließlich der auf Verpflegung u. j. w. der Armen entjallenden) 
unter den „ſonſtigen“ Kojten gezählt. 

Die ſachgemäße und, wie ich glaube, auch den Intentionen der Reiche» 
ftatijtif entiprechende Zählweife war nur die erftere; in jedem Falle machten 
die aus den verſchiedenen Zählweiſen fich ergebenden Differenzen die 
Gewinnung eines auch nur annähernd richtigen Rejultatz völlig unmöglich. 

Diefe bedeutenden Differenzen find natürlich auch von dem Bearbeiter 
der Reichaftatijtit bemerkt, jedoch nicht auf teilweis unrichtige Zählweife, 
fondern auf die thatfächliche DVerjchiedenheit der örtlichen Einrichtungen 
zurüdgeführt worden. Derjelbe jchreibt!: 

„Kür das Geltungsgebiet des Unterftügungswohnfig-Gejeges hat... . 
die Aufnahme ergeben, daß im allgemeinen... aufdie Unterftüßungen (!) 
63,50, auf ‚die übrigen (!) Koften der Armenpflege 36,5 %o entfallen. 
Bei jenen handelt es fich vorwiegend um Barunterjtügungen; diejelben 
erreichen nahezu den dreifachen Betrag der nach ihrem Geldwerte ver- 
anfchlagten Naturalunterjtüßungen. Aber von diefem Durchjchnittäverhält- 
ni® befunden die einzelnen Kategorien der Verbände jehr wejentliche 
Abweihungen ..... (der Bruchteil der „übrigen“ Koften) ift dor 
allem bei den Landarmenverbänden von beträchtlicher Höhe (56,7 90). Die 
Erklärung Hierfür iſt einerjeit3 darin zu juchen, daß diejelben die Unter: 
ſtützung der Landarmen, joweit fie in offener Pflege gejchieht, in der Regel 
durch Bermittelung der Ortsarmenverbände bewirken laffen, andererſeits in 
dem Umftande, daß bei der Anjtaltepflege . . . jehr erhebliche Kojten durch 
die Unterhaltung der Gebäude und des Mobiliar, die Bejoldung des 
Lehrperſonals, der Arzte u. ſ. w. entjtehen. Ahnlich Liegt die Sache bei 
den jtädtifchen Armenverbänden, wo ebenfalls die gejchlofiene Armenpflege 
einen breiten Raum einnimmt, und wo deöwegen außer den Ausgaben 
für Unterftüßungen (!!) noch folche für anderweite (!) Leiltungen 
in relativ viel größerem Umfange al in den Verbänden der übrigen 
Kategorien erforderlich werden.“ 

Aus diefen Betrachtungen (dgl. namentlich; die markierten Worte!) 
ergiebt fich m. E. zunächſt Klar, daß die Reichsitatijtif die in der geſchloſſenen 
Armenpflege gewährten Unterftüßungen ihrerjeits nicht etiwa zu den „ſonſtigen“ 
Koften gerechnet wifjen wollte, wie dies auch aus der allgemeinen Anleitung ? 
zur Ausfüllung der Zählkarten zu entnehmen war. 


! Statiftit d. Deutichen Reicha u. ſ. w., Bd. I, ©. 51. 

2 Statiftit des Deutichen Reichs u. ſ. w., Bd. IL, ©. 13: 

„e. fonftige Ausgaben zu Zweden der Armenpfiege, wie z. B. bie Koften ber 
allgemeinen Verwaltung und Rechnungsführung, die Unterhaltungstoften 
für Anftalten des Armenverbandes, insbeſondere auch der auf Stiftungen 
beruhenden, die dafür zu enirichtenden Grund: und Gebäudefteuern, die 
Zinjen für angeliehene Kapitalien, jedoch nach Abzug der Zinien von 
etwaigen Kapitalvermögen u. ſ. w.“ .... 
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Die vielleicht nicht genügend bejtimmte bezw. deutliche Faſſung der 
legteren, der Ausdruck „in Naturalien verabreichte Unterſtützungen“ in 
Verbindung mit der oben (Überjchritt: Begriffsbeitimmung) erwähnten 
allgemeinen Neigung der Beamten der Armenverwaltungen erklären die troß- 
dem jo vielfach, vielleicht überwiegend angewendete abweichende Zählweife, 

Daß Übrigens die von dem Reichsjtatiftifer zur Erklärung der qu. 
Differenzen angeführten thatjächlichen Umjtände allein Hierzu bei weiten 
nicht genügen, dürften nachjtehende Auszüge ! betreffend die Angaben einiger 
Städte ergeben: 





II. Ausgaben zu Sweden der öffentlichen Armenpflege im 

j Sabre 1885 ohne die in Spalte 9 (Erftatiungen an auswärtige 
Bezeichnung Armenverbäude), aber einichliehlich derjenigen, für melde 
der Erftattung erwartet wurde. 
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Ni $ FREE * Summe 
Armenverbänbde. Gelb — j IM ang re alle übrigen | außer: * 
elde verab⸗ verabr. uter⸗ Koſten der ordent⸗ teſer 


reichte Unter- ſtützungen im liche Ausgaben 
a. Ortdarmen: _ ftüßungen Werte von —— für Reu— 3 2 





= 


verbände —F 53 = &..| bauten |. 
an 2En| , SE 3, 4 u. 6) 
Mat 23, Mal 2E, Mark /2& [u dergl.))” ’ 

010) 2% =) 








162 | Königeberg . . | 237298 55,7 21048) 4,9 167137 39,8 — 425 483 
168 | Danzig. . » - 1 270603 45,0 3261| 05 179 104 29,8] 147 774 | 600 742 
172 | Berlin . . . . 13 213 667) 40,1) 109 268 | 1,314 690 104 57,7 — 15013139 
172 | Botsdam . . . 12 309: 32,9 6176| 2,51 140 882) 64,2 — 219 367 
176 | Frranffurt a. ©. 51 581! 28,91 59918 3361 28254 15,9] 38519] 173272 
184 | Toien . . . . 82 605 34,6|| 74091 | 31,41 81899] 34,3 — 238 595 
1901Breslau.. . |. 362450 34,9 321 009 30,9 207 749 20,5 | 144 737 I1 035 945 
202 | Magdeburg . . | 157 051 34,4 117854 25,8 180469 39,6 = 455 374 
204 * —— —* 109 279 5334 18612 88 77176 37,7 — 204617 
212 annover. . . 63 855 14,1 1589| 0,3|| 364821, 80,9] 20200 | 450 465 
226 | Dortmund . . 81 974 32,6 || 150 130 | 60,2 19010 7,5 — 251 114 
2281 Ralll . . . . 97 862) 46,2 15495 | 7, 98485 46,5 — 211840 


250 | Wiesbaden . . 50 019 27,6 11520) 6,31 104042 52,11 15005 | 180586 








3| 

2321 Frankfurt a. M. | 256 503 27,3 50307 5,4 525 666) 56,1] 106 250 | 938 726 
2341 Ellen. . . . . 230 767, 94,8 892| 0,31 116251 4,7 511 243335 
2341 Krefeld. . . . | 182860 53,3 1909| 0,5, 158 1941 46,1 — 342 963 
2361 Köln. .. . . | 385 055 3166 41738 34733 163 60,3] 54 838 I1 214 794 
2401 Dresden . . . | 301680 22,0. 30870| 22 1038 284| 75,7 — 11370834 
242 | Leipzig . .. . } 195 846 26,5. 74964 | 10,1|| 466 866) 68,3 — 137 676 
272] Gotha . . . . 28 910 53,6! 8139|15,1| 16857! 831,2 — 53 906 
274 | Bremen. . . . | 120 162! 27,0 | 290 504 165,31 34165) 7,6 — 444 851 
280 | Lübeck ... 15792 11,7 85318 63,1 30793 22,7 32001 135 103 


Es liegt auf der Hand, daß ſo bedeutende Differenzen, wie 
von 11,70/0 in Lübeck und 14,100 in Hannover gegen 94,8 %/o 
in Eſſen bei den Geldunterftügungen, 


‚ „I Die Spalten 2a, 3a, 4a, bezw. die darin enthaltenen Progentzahlen find von 
mir (nad) fummarifcher Berechnung) zugefügt. 
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von 0,3%/o in Efjen und Hannover, 0,5 %o in Krefeld und Danzig, 
1,50 in Berlin gegen 60,20 in Dortmund, 63,1%o in 
Lübeck, 65,3 %/o in Bremen bei den Naturalunterjtügungen, 
von 4,70 in Efjen und 7,5 %0 in Dortmund gegen 75,7 %o in 
Dresden und 80,90 in Hannover bei den jonjtigen Kojten, 
nicht allein auf einer Verſchiedenheit der örtlichen Einrichtungen, fondern 
hauptfächlich auf einer ganz verjchiedenen Auffaffung über die Subfumierung 
der einzelnen Ausgaben beruhen. 

Sehr auffallen mußte insbejondere, daß auch bei Städten, die nach 
den fonjtigen Mitteilungen in erjter Reihe Naturalunterjtügung gewähren, 
wie Gotha, oder die wie Krefeld die direfte Mietsunterſtützung bejonders 
ausgedehnt anwenden, ferner bei mehreren großen Städten, die notoriſch 
in ausgedehnten Maße auch geichlofjene Armenpflege üben, wie 3. ®. 
Berlin, Tresden, Köln, jo außerordentlich geringe Ziffern für Natural- 
unterftüßung angegeben find. 

Nach alledem erjchien die Vermutung von vornherein begründet, daß 
überall da, wo für die Naturalunterjtügung auffallend geringe Ziffern 
angegeben find, eben die zweite, oben ala unrichtig bezeichnete Zählweije 
angewendet worden ift, und daß dagegen an denjenigen Orten, wo die 
Naturalunterftügung einen einigermaßen erheblichen Anteil erreicht (wie 
3. B. in Franfiurt a. D., Pojen, Breslau, Magdeburg, Dortmund, Bremen, 
Lübeck), mehr oder weniger im Sinne der diegfeitigen Begriffsbeitimmung 
gezählt worden ift. 

Diefe Vermutung wurde durch die bezüglich einiger diefer Städte 
angejitellten weiteren Ermittelungen volljtändig bejtätigt. 

Was Breslau anbetrifit, jo habe ich aus den betr. Akten, ferner durch 
Auskunit des dortigen ftatiftiichen Amtes (welches 1885 die betr. Zählkarten 
aufgeftellt hatte) ermittelt, daß dort in der That im Sinne der obigen 
Begriffsbeftimmung gezählt worden iſt, jedoch mit der Maßgabe, daß die 
Koftgelder mit unter die Geldunterftüungen gerechnet worden find. Der 
Betrag derjelben für das Kalenderjahr 1885 ließ fich nicht mehr genau 
fejtjtellen, nimmt man den für dag betr. Nechnungsjahr (1. April 1885 — 
21. März 1886), der von dem für das Kalenderjahr nur unerheblich 
abweichen fann, mit 59416 Mk., jo wären die betr. Ziffern richtig zu 
jtellen auf 303034 Mk. Geldunterjtügung, 

380425 „ Naturalunterjtüßung, 
207749 „ in jonjtigen Koſten. 

Zu bemerfen ift hierzu, daß das Honorar der Armenärzte (etwas über 
10000 ME.), weil lediglich eine Paufchalentichädigung für die den Armen 
in der offenen Armenfranfenpflege in natura gewährte ärztliche Hilfe dar— 
itellend, vom jtatijtifchen Amte 1885 zu ben Naturalunterftügungen gerechnet 
worden ift, und zwar m. E. mit vollem Rechte. 

Bon der geichlofjenen Armenpflege find die Koften für Belöjtigung, 
Bekleidung, Bereinigung der Anjtaltsinjaffen, Wäfche, Unterhaltung der 
Ütenfilien, Beheizung und Beleuchtung gleichfalls unter die Naturalunter« 
ſtützungen gezählt, dagegen die allgemeinen Verwaltungskoſten, Gehälter, 
Löhne, Bau-Reparatur- und allgemeinen Wirtichaitsfoften, Abgaben, Ver— 
ficherungäbeiträge u. ſ. w. unter die jonjtigen Koſten. 
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Demnächſt habe ich den Verſuch gemacht, die Jahresausgaben von 
einigen anderen der oben aufgeführten Städte in jener Zeit, bezüglich deren 
mir gerade Material (Jahreeberichte, Etats) vorlag bezw. erreichbar war, 
nach Maßgabe der oben vertretenen Begriffsbeftimmung zu gruppieren und 
die Reſultate mit den der Reichaftatijtit mitgeteilten Ziffern derſelben zu 
vergleichen. 

Es find dies die Städte Berlin, Bremen, Krefeld, Leipzig, Gotha, 
Halle, Kaſſel; die betr. Berechnungen find in den Anlagen A bis G ent» 
halten. Diefe ergeben freilich auch nicht genau die ftatiftijch richtigen 
Rejultate für die betr. Armenverwaltungen im Jahre 1885. 

Eritens bezog fi) dag Material nirgends gerade auf das Kalenderjahr 
1885, ſondern teil® auf das Nechnungsjahr 1885/86, teils auf Jahre 
kurz dor oder nach 1885, zweitens mußten einzelne Pofitionen, die augen— 
Icheinlich in verfchiedene Rubriken gehörige Beträge zufanunenfaffen, ſchätzungs— 
weije getrennt, oder, wo hierzu der Anhalt fehlte, ala zweifelhaft den „jonjtigen“ 
Koften zugeichlagen werden, drittens find beim Mangel näherer Belanntichaft 
mit den lofalen Einrichtungen mehrfache irrtümliche Rubrizierungen ſelbſt— 
verftändlich vorauszufeßen. 

Troßalledem dürften die gewonnenen Refultate (zn deren Begründung 
im einzelnen auf die Anlagen A bis G verwiefen wird) den richtigen 
wenigſtens annähernd entiprechen , jedenfalls denjelben ums Bielfache näher 
fommen, al® die auf Grund unjachgemäßer Zählmethoden bei der 
Reichsjtatijtit von 1885 ermittelten. 

In meinem Sinne durchaus ſachgemäß gezählt hat nun von den 
bejonderg verglichenen Städten anfcheinend Bremen, defjen bei der Reichaftatiftif 
pro 1885 angegebene Ziffern ſaſt genau mit den von mir auf Grund des 
Sahresberichts pro 1886/87 gefundenen übereinftimmen; fodann (mit der 
oben angegebenen Maßgabe) Breslau, die 6 übrigen Städte haben jämtlich 
nach der zweiten, diesjeits als umnrichtig erachteten Methode gezählt. 

In nachjtehender Tabelle find die Ziffern der Reichsitatijtit von 1885 
mit den diesfeit3 gefundenen zur Vergleichung zufammengejtellt. 





Ziffern der Reichäftatiftit esſeus 2if 
Namen (1885) Diesjeits berechnete Ziffern 
| | jonftige 
ber Geld: Natural- —* =) Geld: | Natural: ordentliche 
Stadt unter: | unter: nz: IS | Jahre | umtere | unter- | Foften 
ftügung | ftüßung | pn BE -- ftügung | flügung | zweifel— 
| gaden bafte 
| | 
Breslau . . | 362450 321009 | 207 749] — | 1885 303 034) 380425) 207 749 
Berlin . . 13213667 109 368 4690 104] A | 1885/86 3 103 051.4 190 715) 784 026 
Bremen . .| 120162) 290504 | 34185] B | 1886/87 | 106270 299056) 43 752 
Krefeld . .| 182860 1909 | 158194 C | 1885/86 | 123021) 216 326 — 
Leipzig . 1 185846 74964 466 866] D | 1884 196 163) 275148) 66 378 
Gotha. . . 28910 8139 16 857] E 1884 7497| 31099 1 474 
Halle... .| 109279 18162 77176] F | 1885/86 30 196 142423) 47339 
Kaflel. . . 97862) 15495 | 98483] G | 1887/88 | 665501 94545 55396 


zufammen |4 311 036 839550 5749614] | 13 995 78215 729 7371 206 114 
| | | | | 


Geld- und Naturalunterftügung. 89 


Während alfo nach der Reichaftatiftit von den ordentlichen Ausgaben 
der qu. 8 Städte zufammen 


auf Geldunterjtügungen 4311036 Mi. oder 39,6 Vo, 
„Naturalunterſtützungen 839550 u 77%, 
„ „lonitige Koften“ 5749014 „ .„ 52,7% 


10900100 „ „100% 
entfallen, dürften diejelben bei durchweg richtiger Zählweife mit etwa 
35—38 9/0 auf die Geldunterjtüßungen (oben 3 994 782 ME. oder 36,5 °/o), 
51-54 %0 „ „Naturalunterjtügungen( „ 5727737 „ „ 52,5%), 
10—-12%0 „ „ jonftigen Kojten ( „ 1208314 „ „ 11,00), 

(zujammen 10930833 „ „100,0 °/o) 
ſich verteilen. 

Don den 8 fpeciell geprüften Städten haben 2 mehr oder weniger 
nach der diesſeits als richtig erachteten, 6 nach der entgegengefeßten Methode 
gezählt; von den 14 übrigen voraufgeführten Städten haben mutmaßlich 
5 weitere (Frankfurt a. O., Poſen, Magdeburg, Dortmund, Lübeck) mehr 
oder weniger nach der erften, die 9 andern offenbar! nach der gegenteiligen 
gezählt. 

Es ift hiernach anzunehmen, daß bei allgemeiner Anwendung der 
m. E. richtigen Zãhlmethode die Prozentziffer der Naturalunterftäßungen 
bei den Städten eine ſehr viel größere fein würde, als die von der 
Reichsſtatiſtik ermittelten 1200, vermutlich über 50 %/o. 

Mas die ländlichen Armenverbände anbetrifft, jo ift Hier mindeſtens 
nicht das Gegenteil anzunehmen; denn gerade die bei den Landgemeinden 
gewährten Naturalunterftügungen (Reihenpflege, freie Wohnung im 


ı Miesbaben 3. B. hatte nah der Euno’ichen Erhebung von 1894 allein 
in ber offenen Armenpflege 32700 Mi. birefte Mietsunterftügung + 17900 Mt. 
andere, zujammen 50600 ‘ME. Naturalunterftügung, während e3 bei ber Reichaftatiftif 
im ganzen nur 11520 ME. Naturalunterftügung zählte, 

— 23000 ME. Naturalunterftügung (gegen 1598 ME. im ganzen b. d. Reichsſtat.) 
afjel 21000 „ { 15495 2 we Er 
(Bereinsfchriften, Heft 19, ©. 6m). 

Dresden, das bei ber Reichäftatiftif im ganzen nur 30870 Mt. Natural: 
unterftüßung zählte, hatte 1885 thätfächlich allein in der offenen ee Aus: 


gaben für Bekleidung - - - 2... 35 ME., 

Brennmaterial. . . .»... 1 139708 R 

Speilemartn . ...... 1400,00 „ 

fonftige —— Een 4594,80 „ 

offene Armenfrantenpflege . . 25045,49 „ 

Naturalien f. verjchämte Arme 2651 46 J 

zuſammen 60 468,13 ME. 

ferner für auf dem Lande in Familienpflege und Kolonien untergebracht , 

Kinder & 149,07 Koflen . : > 2 2 ann 51 876,36 „ 

(bei der geichlofienen Armenpflege gezählt), aufammen 11234449 WIE, 


wozu noch die unter ben Geldunterftügun jr gezählten Koften für 243 Koftfinder in 
Stadipflege und die gefamten Koften der Unterftügungen in gefchloffener Armenpflege 

treten würden. 

pe wo. Armenweien in 77 deutichen Städten. 1. Teil. Dresden 1897. ©. 46, 
‚ .) 
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Gemeindehaufe, Anweiſung von Gemeindeland u. ſ. mw.) laufen meift nicht 
durch die Gemeinderechnung! und bleiben daher bei jtatiltiichen Erhebungen 
leicht außer Anſatz. 

Bei den Landarmenverbänden endlich find ähnliche Differenzen wie 
bei den Städten zu verzeichnen; die gerade hier bejonders ind Gewicht 
fallende geſchloſſene Armenpflege iſt augenjcheinlih mehrfah voll- 
jtändig den „ſonſtigen“ Koſten zugeteilt. 

63 zählen 3. B.°: 


fonftige | außer: 


(ordentliche ordentliche 


Geld: | Natural: 
unters unter- 
ſtützung 





Summe 








ſtützung Koſten | Koften 











Meftpreußen. . ..... 3110 — 521178 331906 , 856 194 
Brandenburg (ohne Berlin) 7747 = 1237620 | 353500 '1398 867 
an RE 26 769 | 349 295 1825 — | 377889 

Schleſien (ohne Breslau). . 595 777 — 555 777 


effemRaflau - - - =. 23059 | 583106 | 519841 2925 | 661074 
heinland- - >... 161622 | 213107 | 19568| 53499 | 447 796 


Nach alledem ijt m. E. nicht daran zu zweifeln, daß der Natural- 
unterftägung (einjchließlich der gefchloffenen Armenpflege) in Deutfchland 
doch ein weit größerer Umfang zuzufprechen ift, als die bisherigen ftatifti= 
ichen Ermittelungen zu ergeben jcheinen. 

Richtige Refultate wären m. E. nur bei einer neuen Gtatiftit zu 
gewinnen, die auf Grund einer jehr eingehenden Anweiſung darüber, 
wie jede einzelne Unterjtügungsart zu rubrizieren ift, vorgenommen würde, 


Geld- oder Raturalunterjtügung ? 
Gründe für und wider. 


Über die Vorzüge von Geld» oder Naturalunterftügung ift feit lange 
hin und Her gejtritten worden; beide Arten Unterftügungen haben warme 
Fürſprecher und entjchiedene grundfägliche Gegner — wobei allerdings von 
feiner Seite die außjchließliche Anwendung der einen oder andern Art ver- 
langt, vielmehr anerkannt wird, daß für gewiſſe Fälle eben auch die andere 
Art zuzulaſſen ift. 

Unter den Anhängern der Naturalunterftügung feiern vorweg die Ver— 
treter des englifchen Werkhausprincips erwähnt, die eine jpecielle Art der 
Naturalunterjtügung, nämlich; die Aufnahme in ein Armenarbeitshaus als 
die regelmäßige Yorm der öffentlichen Unterftügung, bei arbeitsfähigen 
Armen als die allein zuläffige Form derfelben empfehlen. Sie gehen dabei 
von dem Grundſatze aus, 





!». Dehn-Rotfelſer, Bereinsfehiften, Het 19 ©. 79. 
2 Neichaftatiftif a. a. —* Bd. 


Geld: und Naturalunterftügung. 91 


daß die Lage des aus Öffentlichen Mitteln unterjtüßten Armen fo 
zu geftalten jei, daß diejenige des mit dem geringjten Lohn Lebenden 
Arbeiter im DBergleiche zu der Lage des unterftüßten Armen noch 
immer wünjchenawert erjcheine. 

Das Hauptgewicht der Prüfung der Hilfsbedürftigfeit wird dabei in 
die Unterjtügung felbjt verlegt. Der Beweis der Hilisbedürftigleit, die 
Boraugfegung jeder weiteren Thätigkeit der öffentlichen Armenpflege joll 
durch die Annahme einer (infolge der damit verbundenen Beſchränkung der 
perjönlichen Freiheit abſchreckenden) Unterjtüßung innerhalb des Werk— 
hauſes erbracht werden. 

Da, wo dieſes Princip ftreng durchgeführt wird, führt es natürlich zu 
einer erheblichen Bejchränfung der Unterjtügungsgejuche. 

In MWitechapel-Union 3. B., einem der elendejten Bezirke Londons, 
wo dieſes Princip ftreng durchgeführt worden ift, und Ausnahmen nur für 
Kranke, Gebrechliche, vorübergehend auch für Witwen mit Kindern zuge- 
lafjen worden find, betrug die Zahl der Unterjtügten (exkl. Geiſteskranke): 


in geichlofjener in offener 
Armenpflege überhaupt 
1870 1419 5339 6758 
1872 1000 1568 2568 
1880 1464 128 1592 
1898 1464 24 1437 


Das Syſtem hat den Nachteil, daß bei jtrenger Durchführung des 
Princips eben auch wahrhaft Bedürftige von der Unterjtüßung zurüd- 
gejchredt werden und, ſoweit fie nicht in der Lage find, in einen andern 
Bezirk mit milderer Praxis zu verziehen, oft jelbjt den Hungertod der im 
Workehouſe bereitjtehenden Unterjtügung vorziehen !. 

In Deutichland Hat das MWerkhausprincip in diejfer weiten Ausdehnung 
kaum Dertreter, doch wird auch hier gegenüber der Arbeitsjcheu, Liederlich- 
feit, Bettelei oder der Simulation verdächtigen, wie auch gegenüber jolchen 
Perfonen, die nicht die nötige Einficht und Energie befiten, um fich durch 
Anwendung eigener Kraft und Sparjamfeit zu helfen, die Pforte des 
Armen(Arbeits-)haujes an Stelle anderer Unterjtüßung vielfach befürwortet 
und angewendet ?. 

Übrigens werden dieſelben Gefichtspuntte, welche in England zu 
dem Werkhausprincip führten, d. i. der der Beichränfnng auf dag Not- 
wendigſte, die Nichtbegünjtigung gegenüber dem fchlechtgejtellten Arbeiter 
und die Erprobung wirklicher Hilfsbedürftigkeit, bei ung vielfach für Die 
Naturalunterftügung überhaupt und gegen die Geldunterjtüßung angeführt ®. 





I Dr. Reicher, Reifeerinnerungen. (Grazer BI. f. d. Armenw., II. Jahrg. 

> ie ©. 99. 100).) Das Werkhausprincip in England (ebenda, III. Jahrg. Nr. 7 
. 160.). 

2 u. 8 Breslauer Geichäftsanleitung für die Bezirke: Armentommilfionen v. 1898. 
83 22, 39b, e, 65 Ab. 2, 71. Otto Mayr, Die Armenpflege in Nieder-Öfterreich 
(Grazer Blätter f. d. Armenweſen. II. Jahrg. 1/2). v. Dehn-Rotfelſer, Vereins: 
ichriften, Heft 19 ©. 81. 25 Jahre Wirkſamkeit d. Krefelder Arm. W., ©. 11 
rar in der Bolkstüche). Bergl. auch Cuno, Vereinsſchr., Heit 19 ©. 72 (Suppe 
ala „Prüfftein”). 


92 Martius. 


Hauptſächlich wird jedoch für die Natural- und gegen die Geldunter— 
ftüßung die im leßterer liegende Verführung des Armen zu mißbräuchlicher 
Verwendung bderjelben gegenüber der Sicherftellung befjerer Ernährung der 
Armen durch die don der Verwaltung gelieferten Naturalien geltend gemacht. 

Die Gewährung in bar erleichtere namentlich den jo verderblichen 
Branntweingenuß, verführe auch font dazu, das Empfangene zu unnötigen 
Wohlleben auf wenige Tage zu verivenden, um dann wieder zu der unzu— 
reichenden, unzweckmäßigen Grnährungsweife zurücdzufehren. Die Natural- 
unterftüßung beuge dagegen einem zu fchnellen Berbrauche vor, nur durch 
fie Iafje fich daher das kleine Budget des Armen heilfam leiten!. 

Die erzieheriiche Wirkung (welche die Anhänger der Geldunterjtügung 
betonen) laffe fih daher auch gerade für die Naturalunterftüäßung in 
Anfpruch nehmen ?. 

Gegenüber der von den Anhängern der Geldunterftügung gleichialls 
bejonders betonten Rüdfichtnahme auf die „freie Selbitbeftimmung” der 
Armen weifen die Verteidiger der Naturalunterftüßung darauf Hin, daß bei 
den der Öffentlichen Armenpflege anheimjallenden Perſonen von einer wirklich 
jelbjtändigen, wirtjchaftlich gefefteten Stellung doch i. d. R. feine Rede 
ſei. Wohl gäbe es zahlreiche Ausnahmen, alte und gebrechliche Leute, die 
ohne eigene Schuld verarmt jeien, Witwen mit zahlreichen Kindern u. |. w., 
übrigens aber beftehe die Kundſchaft der Armenverwaltungen zu einem 
fehr großen Teile aus jolchen Eriftenzen, wo doch mehr oder weniger ein 
Hleinerer oder größerer fittlicher Defekt vorhanden fei; man folle alfo nicht 
doftrinär verfahren und eine Selbjtändigfeit und Zuverläſſigkeit voraus— 
ſetzen, die in ſehr vielen Fällen nicht vorhanden ſeis. 

Endlih wird die Naturalunterftüßung vom Gefichtöpunfte der Spar— 
famfeit aus empfohlen, einmal, infofern Geldunterfiüßung auch die minder 
Bedürftigen anlode und jo zu unnötiger Unterjtüßung Anlaß gebe, jodann, 
infofern die Verwaltung beim Einkauf der Naturalien im Großen erheblich 
billigere Preife zahle, als der Arme beim Detailfauf*. 

Für die beſonders umftrittene direkte Mietsunterftüßung wird noch) 
beſonders angeführt, daß das Bedürfnis, welches in Wohnung befteht, ein 
jehr dringendes und dabei äußerjt leicht erfennbares fei; es wird daher 
diefe Art Naturalunterftügung auch von einzelnen zugelafien, die jonjt im 
allgemeinen Anhänger der Geldunterftügung find >. 

Die Gegner der Natural» und Berteidiger der Geldunterjtügung legen 
den Hauptnahdrud auf die Erhaltung der wirtjchaftlichen Selbitändigfeit 
des Unterſtützten; die Naturalunterftügung nehme demjelben die freie Wahl, 


ı Rojcder, a u. ſ. w. ©. 57. v. Dehn-Rotfeljer aa. O. ©. 31. 
Kal. fächſ. Berordn. 6. Juni 1871, und Eijenadyer Armenordnung (Vereinsſchr., 
Het 19 ©. 4. ir Dergl. Münfterberg, Armenpfl., S. 100; 25 Jahre Wirk— 
ſamkeit u. f. w., S. 10 („Brotunterftügung*). 

2 Staehle, Bereinsichr., — 34 ©. 92. 

3 Seyffardt, ebenda, ©. 

Roſcher a. a. 

5 Aſchrott, Vereinsſchr., Heft 20 S. 76. zu ai ebenda ©. 75. Höch— 

ftetter, ebenda ©. 80. Cuno, ebenda, Heft 19 ©. 
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wie er jeinen notdürftigen Lebensunterhalt befriedigen wolle und entwöhne 
ihn dadurch des Gefühls der eigenen Verantwortlichkeit und des Strebens, 
fi wieder möglichjt auf eigene Füße zu ftellen,; die Geldunterftügung 
wahre ihm dieſe wirtjchaftliche Selbjtändigkeit in gewiſſem Umfange, nötige 
ihn zu eigener Überlegung und entipreche daher dem höchſten Ziele jeder 
Armenpflege, erzieheriich auf den Armen zn wirken!. 

Während aber die meiften diefer Argumente fich nur gegen das Princip 
der ausschließlichen Naturalunterftüung richten und die darin liegende 
Bevorinundung des Armen wegen der ungünjtigen Wirkung auf fein 
Berantwortlichkeite:- und Ehrgefühl bekämpfen, bezeichnen Einzelne die 
Naturalunterftügung geradezu als einen ungzuläfjigen Eingriff in 
die perfönliche Freiheit des Armen; fie nennen e8 einen Miß— 
brauch der Macht der Armenverwaltung, wenn dieje entjcheiden wolle, 
in welcher Art fie den Armen unterjtügen wolle; dieſelbe könne auch im 
allgemeinen gar nicht entjcheiden, ob der Arme der wirtjchaftlichen Freiheit 
würdig jei oder nicht. Wie die Gewerbeordnung in $ 134 die Barzahlung 
des Arbeitslohnes in bar vorjchreibe, jo Habe auch der Arme ein gewifjes 
Recht auf Geldunterjtügung ?. 

Als weitere Gründe gegen die Naturalunterjtüung werden angeführt 
die Gefahr jchematifcher und daher unzwedmäßiger Behandlung der Armen, 
deren jpeciellen Verhältniffen und Bedürfniffen eine bejtimmte Art einges 
rührter Naturalgaben nicht immer entjpräche, zumal fie gerade das ent» 
fprechende Bedürfnis oft durch private Hilfe anderweit beffer zu befriedigen 
in der Lage jeien; namentlich in größeren Städten ſei der zwedmäßige 
Einfauf und noch mehr die zwedmäßige Verteilung der Naturalgaben 
doch Fehr jchwierig; die Naturalien würden deshalb von den Armen oft 
nur jehr widerwillig und ungern genommen und zu Schleuderpreifen weiter 
veräußert, um mit dem baren Gelde ihre wirklichen Bedürfniffe oder auch 
ihre ungerechtfertigten Neigungen (Branntwein, Put?) zu befriedigen. Das 
Ausfunftsmittel, den einzelnen Armenpflegen die Anjchaffung der dem 
jpeciellen Bedürfnis des Armen entjprechenden Naturalien aus ihm zur 
Verfügung gejtellten Geldbeträgen zu beichaffen, jei höchſt bedenklich wegen 
der hiermit verbundenen Gefahr von falfcher Fürſorge und ſogar Miß— 
bräuchen *. 

Solhe Mikbräuche feien aber auch bei Ausgabe von Anmweijungen 
auf Lieferungen zur Entnahme von Fleiſch, Brot, Milch u. dergl. häufig; 
die Lieferanten verabjolgten den Armen auf jolche Anweiſungen oft minder- 
wertige Ware, während ſie die barzahlenden Kunden gegenüber aus Furcht, 
diefelben zu verlieren, nicht wagen würden. 


ı Münfterberg, Armenpflege, S. 100. Cuno, Vereinsſchr., gelt 19 ©. 71, 
Heit 20 ©. 67. Jakſtein, ebenda, Heft 31 ©. 56, Heft 34 ©. 73. rintmann, 
Se 20 a ©. 89. Kayier, ebenda, Heft 31 ©. 71. Höcdftetter, ebenda, 
eft 

2 Jakſtein a. a. D., ©. 74. 75. 

3 Münfterberg a. a. > „Sun a. a. D., Heit 19 ©. 72. 

Cuno a. a. D., ©. 

5 Hödftetter a. a. * 
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Gegen die ala Naturalunterjtügung zu betrachtende direkte Mietzunter- 
jftüßung wird — außer dem allgemeinen Bedenken der Gefährdung der 
Selbjtändigfeit — noch bejonders geltend gemacht, daß die Volksmeinung 
an einzelnen Orten 3. B. in Berlin — freilich beeinflußt durch Hetzartikel 
einer extremen Preſſe — diejelben als eine Hauptjächlich zu Gunjten der 
Haugbefiter eingeführte Einrichtung betrachte !, daß ferner die Mietzunter- 
jtüßung jehr leicht zu einer Steigerung des Mietsbedürfniffes führe, indem 
der Arme die Lujt verliere, fich eine möglichjt billige Wohnung zu fuchen, 
da er fich eben darauf verlafje, daß die Armenverwaltung jchon für den 
Riß jtehen werde ?. 

Wie jchon oben erwähnt, erfennen übrigens die Verteidiger einer jeden 
der beiden Unterjtügungsarten an, daß unter gewiſſen Vorausjegungen auch 
die andere Art angebracht jei. 

Die Anhänger der Naturalunterjtügung 3. B. laffen namentlich für 
als zuverläfſig erprobte Arme, alte folide Leute und Witwen mit 
mehreren Kindern auch Geldunterftügung (insbeſondere teilweiſe Geld- 
unterſtützung neben gewiſſen Naturalunterjtügungen) zu. Umgekehrt räumen 
die Anhänger der Geldunterjtügung die Zwedmäßigkeit bezw. Unvermeidlich- 
feit der Naturalunterftügung 3. B. für ländliche Verhältniffe ein®; auch 
für ſtädtiſche Verhältniſſe wird die allgemeine Zweckmäßigkeit gewiſſer 
Naturalunterſtützungen neben Geldunterſtützung“*“ von den Meiſten und die 
Zweckmäßigkeit bezw. Notwendigkeit von Naturalunterftügung jtatt Geld» 
unterjtüßung bei wirtichaftlich unzuverläffigen Berfonen fogar allgemein’ 
anerkannt, wobei allerdings die bejonders eifrigen Anhänger der Geldunter- 
ſtützung für die Feitjtellung diefer „Unzuverläffigkeit” ganz befonders enge 
Grenzen (notorifche Trunkjucht, völlige Gleichgültigfeit gegen Erhaltung der 
Wohnung u. j. mw.) gezogen wifjen wollen. 

Mir dürfen jchließlich als jelbjtverjtändlich vorausjegen, daß auch für 
da3 große Gebiet der Kranken und MWaijenpflege die Notwendigkeit 
direfter Naturalunterftügung allgemein anerlannt wird; wenn dies in 
den citierten Meinungsäußerungen der grundjäßlichen Anhänger der Geld- 
unterjtüßung nicht ausdrüdlich betont wird, jo fommt das wohl nur daher, 
daß darüber niemals und nirgends Streit und Zweifel war; dasſelbe 
gilt Hinfichtlich der Anjtaltspflege für Irre, Epileptifer, Sieche und folche 
Altersſchwache, die keinerlei Familienanſchluß haben. 

Sonach ſcheint ſich im Grunde die obwaltende Differenz und die 
praktiſche Tragweite der beiderſeitigen Argumente auf die Frage zu reduzieren, 

fol (— abgeſehen von den zahlreichen Fällen, wo die Natur 
des Bedürfniſſes von ſelbſt die Naturalunterjtügung in Gejtalt von 
Anjtaltspflege, offener Krankenpflege oder Waijenpflege fordert, 


' uno, Bereinzichr., Heft 20 ©. — Kayſer, ebenda, Heſt 31 ©. 26. 
8 Kafftein, ebenda, ‚Heit 34 ©. 
» Münfterberg, zen 8 97/98. Cuno, Vereinsſchr., Heft 20 
S. 67; vergl. ebenda ©. 94/ 
+ Münfterberg a. a. 5, ©. 101. 102. Cuno a. a. a e. 
» Münfterberg a. a. S. 100. Euno a. a. O., © 6 Kayſer, 
Vereinsſchr., Heft 31 ©. 50. Zindin ebenda, S. 57, u. Heft 34 S. 76. Brint- 
mann, ebenda, Heft 34 © 
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abgejehen ferner von Ortjchaften mit ländlichem Charakter —) 
die Öffentliche Armenpflege in der Hauptjache auf Geld- oder Natural: 
unterjtügung gegründet werden? und inwieweit find Ausnahmen zu Gunjten 
der anderen Unterjtüßungsart zu machen? 


Gutachten des Referenten. 


Prüfe ih nun — immer unter Feithaltung der vorjtehenden Be— 
ichränfung — die beiderjeitigen Argumente für und wider, jo fomme ich 
zu dem Schluſſe, daß diejelben ziemlich alle eine relative Berechtigung, 
und daß beide Unterjtüßungsarten ihre Vorteile und Nachteile haben; daß 
in dem einen Falle diefe, in dem andern jene den Vorzug verdient! und 
daß es endlich oft weniger darauf anfommen wird, ob die eine oder andere 
Art angewendet wird, ala vielmehr darauf, wie die Anwendung gehand: 
habt wir. 

Nur gegen die Auffaffung möchte ich mich don vornherein grundſätz— 
lich wenden, daß der Arme gewiffermaßen ein Recht auf Geldunterftügung 
und freie Verwendung derfelben, dagegen die Armenverwaltung im allges 
meinen feine Befugnis zur Bevormundung der Armen und zur Ent— 
jcheidung darüber habe, ob ihm dieje oder Naturalunterftügung zuträglicher 
ſei. Diejelbe ift mit der ganzen Stellung unferer öffentlichen Armenpflege 
m. E. unvereinbar und findet in unjerer Gejeßgebung feinen Boden ?, 

Das Recht der freien Selbitbeitimmung bat Jeder innerhalb feiner 
Sphäre, bezüglich jeiner eigenen Mittel. Wer aber fremde Hilfe in Anſpruch 
zu nehmen veranlaßt ift, der muß fich gefallen laſſen, daß der Helfer die 
Bedingungen der Hilfe nach feinem Ermeſſen regelt. Wer öffentliche Hilfe 
in Anſpruch nimmt, fteht darin um fein Haar anders da, als wer einen 
Privatmann angeht. Nur fällt Hier auf jeiten des Helfer® das willfür- 
liche Ermefjen des Privatmannz fort, derjelbe ift an bejtimmte Regeln 
gebunden; aber es ilt das Geſetz und das öffentliche Intereſſe, was ihn 
bindet, nicht ein ſubjektives Recht des Antragitellers. 

Diefes Öffentliche Intereffe aber verlangt vor allem, daß die ſchwer 
aufgebrachten Mittel der Steuerzahler (unter denen manche in relativ 
fchwierigerer Lage find, ala viele Almofenempfänger, Armenhausinſaſſen 
u. ſ. mw.) nicht unnötig und unzweckmäßig vergeudet werden. 

Inſoweit aljo die Naturalunterftügung der Griparung öffentlicher 
Mittel förderlich) und der Vergeudung derjelben wirklich Hinderlich iſt, 
muß eine pflichtmäßig handelnde Armenverwaltung diejelbe anwenden, auch 
wenn die den „Wünſchen“ und „Neigungen“ der Armen nicht entipricht. 


I vergl. Seyffardt, Vereinsichr., Heft 34 5.77. Motive d. preuß. Ausführungs- 
geſetzes v. 8. März 1871: 
„Die Fragen, .. . . ob die Unterflüßung in Geld, in Naturalien ... zu 
ewähren jet, jind einer Beurteilung mur nach Lage bes einzelnen Falles 
ähig; fie entziehen fich einer... . allgemein gültigen Regulierung.“ 
(Vereinsichr., Heit 19 ©. 5.) 
2 vergl. vorftehende Anmerkung und Anm. 1 ©.92. $ 134 d. Gewerbeordnung 
betrifft eben „Arbeitslohn“ und nicht Armenunterjtübung. 
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Die Bertreter des englischen Werkhausprincipes gehen infomweit von 
ganz richtigen Gefichtspunften aus; falſch ift dabei nur die ausdehnende 
Anwendung auf an fich nicht oder wenig geeignete Fälle mit der Abficht 
der Abſchreckung; diefe darf natürlich niemals Selbitzwed einer Unter» 
ftüßungßofferte jein, durchaus berechtigt ift aber die Offerte einer an fich 
für den Fall geeigneten, wenn auch dem Gefuchjteller unbequemen Unter: 
ftüßungsart gegenüber der Arbeitzunluft, dem Leichtfinn oder ungerecht- 
fertigter Begehrlichkeit. 

Menn hiernach das Recht der Armenverwaltung zur Auswahl der 
für den Armen paffenden Unterftügungsart unbeftreitbar und für die 
rationelle Geftaltung der obligatorischen Öffentlichen Armenpflege geradezu 
unentbehrlich ift, jo ift m. E. andererfeits zuzugeben, daß die ausjchließ- 
liche Naturalunterftüßung manchen Armen gegenüber eine überflüffige und 
unzwednäßige Anwendung dieſes „Rechts" darſtellt; jehr vielen Armen 
gegenüber aber ift eine derartige Bevormundung durchaus gerechtfertigt und 
notwendig. Ganz abgejehen von der jehr verbreiteten Neigung, ſich 
Genußmittel, Bergnügen, Buß unter Vernachläffigung notwendiger Bedürf- 
niffe zu verfchaffen, jo ijt auch befanntlich dag Verſtändnis für zweck— 
mäßige Ernährung und Kleidung und für geſundes Wohnen bei den 
ärmeren Volksklaſſen faſt überall jehr gering; dieſer Neigung und diefem 
Mangel an Verſtändnis leistet zudem die in Handel und Induſtrie weit 
verbreitete Neigung, „ichlecht und billig” zu produzieren und zu liefern, noch 
in bedenflichjter Weife Vorſchub. Deshalb ift die „erzieherifche Wirkung“ 
der Geldunterjtügung für die Mehrzahl der in Betracht fommenden Fälle 
m. E. höchſt fraglich, dagegen die don den Gegnern bejonders betonte 
Gefahr des „Mißbrauchs“ derjelben eine jehr naheliegende und jedenfalls 
viel größere, als bei der Naturalunterftüßung, wenn fie auch jelbjt da 
(Handel mit Suppenmarfen!) nicht völlig ausgefchloffen ift; ich führe Hier 
noch einen, anderweit m. W. noch nicht betonten, aber in der Praxis fehr 
häufig vorfommenden Fall des Mißbrauchs der Geldunterftügung an, nämlich 
die Verwendung derjelben jeitens höchit bebiritiger, braver, aber jchwacher 
Mütter für ihre liederlichen und arbeitsſcheuen erwachſenen Söhne. 

Durchaus zutreffend, namentlich für größere Städte, ift dagegen m. €. 
das auf die Gefahr ſchematiſcher und deshalb unzweckmäßiger Behand: 
lung der Armen und auf die Schwierigkeit richtiger Verteilung der 
NRaturalien gegründete Bedenken. Nicht nur Gelüfte, Geſchmack und Neigungen 
der Armen, fondern auch ihre wirklichen Bedüriniffe find eben doch oft 
jehr verjchieden ; die Verwaltung kann natürlich nur wenige Arten allgemein 
verwendbarer Naturalien zum Gegenjtande einheitlicher Anfchaffung machen: 
auch diefe werden nicht für jeden einzelnen Armen verwendbar fein; für 
alte Leute 3. B., die bei ihren Angehörigen oder in befreundeten Yamilien 
leben, wird die Lieferung von Kohlen, Brot, Fleiſch, Suppe u. ſ. w. oft 
nicht oder doch nicht im Berhältniffe zu den Anſchaffungskoſten nutzbar 
fein, auc andere Arme werden öfter für die eine oder andere der üblichen 
Naturallieferungen nur ein relativ geringeres Bedürfnis haben, weil fie vou 
privater Seite gleichartige Gegenjtände umfonjt oder ausnahmsweiſe billig 
erhalten können u... w. Eine allgemeine Grmäcdtigung der Armen= 


Geld- und Naturalunterftügung. 97 


pileger zu direfter Anſchaffung der dem Specialbebürfniffe ihrer 
Pflegebefohlenen gerade entiprechenden Naturalien wird aber mit Recht ver- 
worfen. 

Dieje Gefichtspunfte werden m. E. jchließlich allerdings, namentlich in 
größeren Städten, immer dazu führen, daß Geldunterftügung die Haupt- 
grundlage der offenen Armenpflege bildet; aber nicht wegen principieller 
Vorzüge vor der Naturalunterjtügung, jondern nur wegen der praftijchen 
Schwierigkeiten, jeden einzelnen Armen mit allen für ihn erforderlichen 
und nur mit für ihn pafjenden Naturalien zu verforgen. 

Deshalb joll man für Orte, wo es gelungen iſt, diefe Schwierigkeiten 
zu überwinden und dafür zu forgen, daß die Armen ausreichend mit 
Naturalien in guter Bejchaffenheit ihren Bedürfniffen entiprechend verjorgt 
werden (jei es, weil die Verhältniffe der Armen dort gleichartiger und leichter 
zu überjehen find, oder weil ein ausnahmsweiſe gutes Pflegematerial dies 
ermöglicht), die thatjächlich auf Grundlage der Naturalunterftügung einge- 
richtete Armenpflege nicht als irrationell oder veraltet anfechten, insbeſondere 
nicht, wenn (mie dies faſt immer der Fall fein wird) zugleich dafür gejorgt 
it, daß in gewiſſen Ausnahmefällen bezw. al® Ergänzung der Natural- 
gaben anch nötigenfall® Geldunterjtügung eintritt. 

Ebenfowenig joll man in den Städten, deren offene Armenpflege in 
der Hauptjache auf Geldalmofen bafiert it, die Daneben für einzelne 
Zwede gewährte Naturalunterjtügung (3. B. die direfte Mietsunterjtügung, 
die Verſorgung namentlich jchulpflichtiger Kinder mit warmer und dauer= 
baiter Kleidung, die Ausgabe von Brot, Kohlen, Milch, Suppen- 
anmweijungen u. ſ. w.) ohne weiteres verwerfen und abazufchaffen ſtreben; 
im Gegenteil wird man — immer unter der Borausjegung, daß für völlig 
gute Lieferung und außdreichende Individualprüfung des Bedürfniffes ent- 
jprechende Vorjorge getroffen wird — eine jolche Ergänzung der Geldunter- 
ftügung als eine, die Schattenfeiten und Nachteile derjelben weſentlich 
mildernde Einrichtung anerkennend begrüßen und für deren Erhaltung und 
Ausbildung eintreten dürfen. Durch etwaige thörichte, von frivoler Agitation 
erzeugte oder gemährte jogenannte „Volksmeinungen“ wird man fich hierbei 
nicht beeinflufjen Laffen dürfen. Eine jehr jorgfältige und jtrenge Über— 
wachung der die Naturalien liefernden Anjtalten und Gewerbetreibenden, 
und die fchleunige, unnachfichtliche Abjtellung und Ahndung bemerfter 
Mißbräuche ift dabei natürlich unerläßlich. Fälle, wie der von Hochitetter ! 
aus Mülhaufen i. E. berichtete, wo die Armen auf die Fleiſchmarken 
ujancemäßig nur daß Halbe Quantum erhielten, wenn fie auf gutes 
Fleiſch reflektierten, find allerdings fkandalös und geeignet, das Syſtem der 
Naturalunterjtügung an dem betr. Orte zu disfreditieren, obgleich von 
Rechtswegen nicht die Naturalunterjtügung, jondern die Mangelhaftigkeit 
der örtlichen Überwachung Gegenitand der Anfechtung fein jollte. 

Was insbejondere die jo viel beiprochene Mietsunterſtützung an— 
betrifft, jo führt m. €. jchon die außerordentliche Berjchiedenartigfeit der 
Praris in den einzelnen Orten, wie der innerhalb jedes Lagers ſelbſt 


Vereinsſchr., Heit 20 ©. 80. 
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herborgetretenen Anfichten zu dem Schluffe, daß gerade hier die Bebürfnifie 
des einzelnen Ortes maßgebend fein müſſen. Wenn jchon die Kieler Ver— 
jammlung von 1897 es ablehnte!, nach gründlicher Durchberatung der 
Specialfrage ein Verdikt wegen Einſchränkung derjelben abzugeben, jo 
wird man m. E. auf Grund der bei den gegenwärtigen allgemeinen 
Erörterungen bervorgetretenen Geſichtspunkte Hierzu noch weniger VBeranlaffung 
finden — wie man freilich umgekehrt noch weniger dazu gelangen dürfte, 
für die Verallgemeinerung derjelben einzutreten. 

Endlich ift e8 für die Städte, welche in erjter Reihe Geldunterftügung 
geben, ala durchaus notwendig zu bezeichnen, daß hiervon in denjenigen 
Einzelfällen Abjtand genommen werde, wo Grund zu Zweifeln an der 
Bedürftigkeit oder zu der Annahme vorliegt, dab das Geld unmirtjchait- 
ih und zweckwidrig verwendet werde bezw. verwendet werden würde; 
hier lafje man jedenfalls an die Stelle des Geldalmoſens — ſoweit nicht 
Arbeitsanweifung thunlich — Naturalunterftüßung, nötigenfalls in 
einer Anftalt, treten. Die ausgiebige Anwendung diejes Schutzmittels gegen 
den Mißbrauch der öffentlichen Unterftägung ift m. €. eine ganz bejondre 
Pflicht jeder Armenverwaltung; diefelbe ift nicht nur da am Plate, wo 
auögejprochene Liederlichkeit oder Leichtfinn, jondern oft auch, wo Unver— 
ftand, Mangel an Einfiht und Energie und ungerechtfertigte Anfprüche 
vorliegen, fie ift gerechtfertigt, nicht nur, wo der betr. Thatbejtand bereits 
Har feftgeftellt ijt, jondern auch dann, wenn ein dringender Verdacht vor- 
Yiegt, und die fonjtigen Grmittelungen (wie die8 namentlich in großen 
Städten jehr oft der Fall fein wird) fein zweifelfreieg Bild der Sachlage 
ergeben. Die Art, wie fich der zu Unterjtügende zu der offerierten Natural- 
unterſtützung jtellt, oder mit der angenommenen einrichtet, wird immer 
eine jehr wertvolle objektive Ergänzung der ſonſtigen Ermittelungen dar— 
jtellen, in vielen Fällen ohne weiteres die Sache in das richtige Licht ſetzen. 
Bei der erjten Einleitung der Armenpflege ift die Anwendung dieſes 
Prüfungsmittel® in allen Zweifelöfällen durchaus unbedenklich, wogegen 
allerdings die nahträgliche (völlige oder teilweife) Umwandlung einer 
bereit laufend gewährten Geldunterjtüung in Naturalunterftügung zur 
Vermeidung von Härten mit großer Vorficht zu handhaben, auch i. d. R. 
nicht in das freie Ermefjen des einzelnen Armenpflegers zu jtellen, vielmehr 
von der Zujtimmung der betr. Bezirkskommiſſion oder einer jonjtigen höheren 
Inſtanz abhängig zu machen fein wird. 


Ich faſſe meine Anficht dahin zufammen: 

Für weite Gebiete der Armenpflege, wie für viele Einzelfälle ijt überhaupt 
nur Naturalunterftügung angebracht; für die offene Armenpflege größerer 
Städte erjcheint im allgemeinen als Grundlage die Geldunterjtügung, 
jedoch mit jachgemäßer Ergänzung durch die Naturalunterftügung, zweckmäßig: 

Geld- wie Naturalunterjtügung find beide gut, wenn fie an der richtigen 
Stelle und dor allem in der rihtigen Weiſe angewendet werden. 


Vereinsſchr., Heit 34 ©. 97. 


Anlage A. 
Berechnung 


der von der Berliner Armenverwaltung vom 1. April 1885 
bis 31. März 1886 auf Geld- und Waturalunterfükungen 
verwendeten Koften. 


A. Nach dem betr. Verwaltungsbericht de Magiftrats (Nr. IX, 
Armenpflege) ©. 1 jeßt fich die Gefamtausgabe zufammen wie folgt: 
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Armenweien . . . : 2 2 2.0. 4331606 |44 | 3901 175 | 32 
rn hie li Armenpflege exfl. 
— aber inkl. Koſten für 
—2* untergebrachte 


— 
co 
ja 


Be e u. ſ. 
32 Baifenverwaltun: AR RA Le 904 220 38 734080 44 
329 462 |02 


33 eg in Rummeldburg und 
Afyl für Obdadhlofe . - - - - 412 021 | — 

34 — Wilhelm⸗Hoſpital . . - 170 214 52 140864 |07 

35ab| Giechen- u. Kranfenhäufer, Irren— I 

81  anftalt Dalldorf, zufammen . . | 2290549 10 1932821 | 10 


Summa | 8108611 |44] 7038402 | 95 


B. Die Ausgaben der Specialverwaltung Nr. 31 „Armenweſen“ zer: 
allen nad der Zujammenjtellung ©. 15. 16 in folgende Titel, welche, 
ſoweit dies möglich, nachjtehend in „Geld-, Naturalunterjtügungen und 
ſonſtige Koſten“ verteilt find; zweifelhafte Kojten find den „ſonſtigen Kojten“ 


zugezählt. 
7 * 


100 Martins. 





— — — 
veenz ' Ratural: | „Sonkig: 


auptbetra untere —— 
tit. Gegenſtand Haup ſiuhung ftüßung k Safe 








— 





| | 
I | Almojen, Pflegegelder (für | | | 
| | 
| 





Finder beiden Müttern, 


alio nicht Wailen: bezw. 
Kofttinder), Extraunter— 
Hüßung durch die Bezirke [2 996 038 25/2 996 038 95, — — — — 























I | Desg durchd. Armendirektion 
laufende. . . 107 012 39 107 012 — —— 
b) außerordentliche! . . 334480 — — — 133 345480 
II Grfattung an auswärtige Er | | 
Derbände?. . . .... 080 ſ— — J — F— 
IV | Befondere Arten | | | | 
1. auf Brennmaterial?® . | 119328 — | — — — 9328 — 
2. Kartoffelbau . . - » 35213 0 — — 152113 — — 
3. Suse an die Armen- | \ 
jpeileanjtalt® . . ; 32 000 — — — | 32000) — — 
V egräbnis- und Leichentoften 1239504 — — 1238953 on — — 
VI ——— 
1. Armenärzte u. Wund— | N | 
ET ER 150 —-| — 1-1 60150-— — — 
2. Remuneration an Nicht: | | I |) | 
armenärzte, Heilgehil- | | | | 
fen, Entbindungstoiten® 3061351 — —A 306135 — — 
VI | Heilmittel auf ärztliche Ber: | | 
DERMURG: = 0.0.4 50 11092691] — |-1110936 91 — — 
VIII | Sranten: u. Transportfoften 5ardi— — — 5274 — — — 
IX | Aur: und Verpflegungskoſten \ 
an die Charite u. andere | | 1 
Berliner nicht ftädtiiche | n 
Krantenhäufer . . . . . 74392675 — — 43 926 7 75 — — 
X | Pilege und Erziehung u. ſ. w., | | 
beiondere Arten von Hilfe: j 
bedürftigen | | 
Für Zaubftummeu.Blinde, \ | 
Verpflegung: und Aus: | I | | 
ftattungägelder. . . - - 4202| — A 420241 — | 
XI | Berwaltungstoften . . . - 5715902! — — — — 5715902 
XII | Berjchiedene Ausgaben ul — — — | 646188 





Summa Specialverwaltung | | If 
Nr. 31 (exkl. tit. ID. . 4300 786.19 3 103 050164987 147135 210 583120 


do. (infl. tit. ID. . . . . B 331 606/443 103 050/64,987 147|35/241 408145 








1 Dies find nach der ebenda a Erläuterung 4. T. und zwar überwiegend 

Naturalunterftügungen (nämlih auf Bekleidung, Transporte, ee &foften, 

Mietzzahlun ng behufs Obdach beſchaffung u. j. mw.) doch auch anjcheinend direkte Bar- 

aablungen N adeunterftügungen, Sterbelaffenbeiträge u. ſ. w.), daher in Kol. 6 geftellt. 
> auf die Reichäftatiftit hier ante lineam geitellt. 

8 dur ©. 9 des Berwaltungsbericht3 unter „Naturalunterftügung” geführt, 
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Schwieriger als bei Specialverwaltung 31 ftellt fich die Subjumierung 
der Koften in Kol, 4—6 bei den übrigen Specialverwaltungen. 


C. Was die Waijenverwaltung (Nr. 32, Verwaltungsberiht X) 
anbetrifft, jo find zwar die betr. Kinder ausnahmslos folche, welche die 
Stadt. jelbjt unmittelbar teild in Anjtalten, teil in Familienpflege unter— 
gebracht Hat, denen jie aljo Naturalpflege gewährt. Unter den 
904 220,28 ME. Koften find jedoch: 

1. 63 783,86 ME. Kojten für Zwangserziehungskinder (S. 9 des betr. 
Verwaltungsberichts), bei welchen Koften es jtreitig ift, ob fie zu den 
eigentlichen Armenpflegefoften gehören; obgleich diejelben, ſoweit überhaupt 
mitzuzählen, zweifellos Naturalunterjtügungen darjtellen, jollen fie doch, 
um etwaigen Einwendungen zu begegnen, bier ausgeſchieden werden. 
Ebenjo entjteht | 

2. bei dem Waifendepot (S. 1—4 des betr. Verwaltungsberichts) 
und bei der Waifenerziehungsanftalt in Rummelsburg (S. 12 ebenda) die 
Frage, inwieweit die Verwaltungskoſten diefer Anjtalten nach Kol. 5 oder 
6 gehören. 

Auch dieſe Koften find durchweg unbedingt erforderlih, um das 
Gejamtrejultat der von der Anjtalt gewährten Naturalverpflegung 
berguftellen, und die durch $ 30 Abſ. 2 d. Geſ. v. 6. Juni 1870 bedingte 
Ausfonderung der allgemeinen Verwaltungskoſten bei Liquidationen an 
fremde Armenverbände ilt, weil auf anderen Gefichtspunften beruhend, bier 
nicht maßgebend, jodaß m. E. der Mitzählung derjelben in Kol. 5 grund« 
jäglich nichts entgegenjtände; doch ſoll der gegenteiligen Anſicht mit Rück— 
fit auf die Anleitung für die 1885er Reichsitatiftif (oben ©. 85 Anm. 2) 
durch Einjtellung eines entjprechenden Betrags in Kol. 6 Rechnung getragen 
werden. 

Zur genauen ziffernmäßigen Feſtſtellung derjelben giebt der Berwaltungs- 
bericht — zumal für den der Berliner Verwaltung Fernftehenden — feinen 
genügenden Anhalt; jedenfalls können diefelben nur einen geringen Prozent- 
ja der Geſamtkoſten der Verwaltung 32 darftellen, da die große Mehrzahl 
aller Kinder (*5) überhaupt nicht in diefen Anjtalten, jondern in Privat= 
pflege oder in fremden Anjtalten untergebracht it. Cine Schäßung dieſer 
Koften auf 40000 ME. dürfte daher jehr reichlich fein. 

Es jollen daher in Kol. 6 für Zwangserziehungskoſten und allgemeine 
Verwaltungskoſten der eigenen Anjtalten rund 

(63800 + 40000) — 103800 Mt., 
der Reit mit 800420 „, 
in Kol. 5 eingeftellt werden. 


ſcheint jedoch meift in barem Gelde an die Armen gezahlt zu werden, baher ala 
Aweifelhaft in Kol. 6 geftellt. j 

* Der Wert der in natura verabreichten Suppen ift erheblich größer, durch 
die Rechnung geht aber nur der Kommunalzuſchuß. Bergl. S. 8/9 d. Verwaltungsber. 

5 Das Honorar für Armenärzte gehört m. E. unter Fol. 5, denn es ift eine 
zn alentihädigung für die den Armenkranten in natura gewährte Heil: 
ehandlung; die Anfichten hierüber mögen allerdings verichieden fein. . 

s Diele Entihädigungen find, weil für fpecielle, den Armen in natura 
geleijtete Hilfen gewährt, unzweijelhaft als Naturalunterftügungskoften zu rechnen. 
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D. Bei den übrigen gejchloffenen Anjtalten (34—87 a b) tritt eben- 
falls die Frage wegen der allgemeinen Berwaltungstoiten auf; es kommt 
aber ferner die der Abrechnung gewiffer Einnahmen in Betracht, 3. B. 
der Stiftungszinſen beim Friedrich-Wilhelmhofpital, des Wertes der Arbeits» 
leiftungen im Arbeitshaufe, der Zahlungen der nicht im Wege der öffent- 
lichen Armenpflege, jondern ala ſog. Privatkranke (Krantenkafjenmitglieder, 
abonnierte Dienjtboten u ſ. mw.) in den jtäbtijchen Krankenhäuſern Ber: 
pflegten — vergl. Specialberichte des Krankenhauſes im Friedrichshain 
Mr. XIV pro 1885/86 ©. 3 Sp. 1, des Moabiter Nr. XVI pro 1884/85 
S. 5 sub IIA, pro 1885/86 ©. 1 Sp. 2, ©. 2 Sp. 2. — Auch hier 
iſt eine ziffernmäßige Teititellung auf Grund der Verwaltungsberichte nicht 
wohl möglich. 

Doh dürfte man im großen und ganzen das Wichtige treffen und 
dem bier zunächit verfolgten Zwede eineg ungejähren Überblids genügen, 
wenn man in Erwägung, daß 

1. die Leiftungen der Kommune für die qu. Anftalten jedenfalls 
im allgemeinen nur auf ihrer Verpflichtung zur öffentlichen 
Armenpflege beruhen, 
2. die den einzelnen Armen in den Anjtalten zuteil gewordene Ver— 
pflegung jedenfalls Naturalunterſtützung daritellt, 
für die qu. Anftalten (33—37b) einfach den Kommunalzuſchuß in 
Kol. 5, den Mehrbetrag der Ausgabe in Kol. 6 einitellt; nach Kol. 4 
gehört jedenfalls nichte. Sollte Kol. 6 dabei vielleicht etwas zu kurz 
fommen, jo bieten die bei Verwaltung 31 und 32 ala zweifelhaft dorthin 
eingejtellten Beträge reichliche Kompenfation. 


E. m ganzen wären hiernach zu rechnen: 


























KANTE ———— | Natural: | 
bei ber im Ganzen | | Geldunter- unters Sonftiges 
Nr. —— ke fügung _ftügung IT 
verwaltun — 
ILX Ir Tun 2 
ıı | 2 Is: I 4 1 5 | 6 
ef.oben| 31 Armenweſen intl. | | | 
tit. II Sp. 6 | | 
ezählt). . . . 4331606 448 108 050.64| 987 14725 5 241408 45 
ef.oben]| 32 Meitenpflege +1 9042203855 — |) 8004201381 103 800 |— 
{} | 
8 33 Arbeitshaus und | 
= Al... 4120211! — — 3294621021 82558 98 
3 Friedrich. Wil: | 
be helm-⸗Hoſpital .| 17021452 — =) 140 86407| 29 350 45 
5 1435-37 bißranlenhäufer . 229054910) — |—1 932 821110 357 728 — 
Summa |8 108 611/448 108 050' ar 190 714/92] 814 845 |88 
Hiervon ab Nr. 31 tit. M | 308205 — 1 — 1-1 30880 185 
[8 077 89111913 103 050 644 190 714/92] 784 025 68 
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Anlage B. 
Bererhnung 


der Aufwendungen der ſtadtbremiſchen Armenpflege an Geld- und 
Naturalunterfügungen im Iahre 1886/87. 


(Nach dem betr. Yahresbericht derſelben ©. 5.) 














| | Sonftiges 

„2 —— ER —* | (bezw. 
$ z etr t Zweifel: 
5 | Zujammenftellung der Ausgabe og ſtützung ftüßung | es, 
M -| var” al #4 | 
— — — ——— ⏑ ⏑ 19 


1} Geldgaben. . . . . . 
Dieſe ſogenannten Geldgaben find 


aber, wie ©. 6 ergiebt, jämtliche 
durch die —A angewieſenen 
Unterſtützungen, darunter allein 
folgende Naturalunterſtützungen: 
Koſtgeld für Halte: 
Finder . . 65 810,46 Mt. 
auf Milch 8829,40 , 
„ Miete 2270,58 „ 


76 910,44 WE. 
jodaß davon nur . 106269,99 „ 
wirklich Seldunterftügung ſind. 

2 | Unterhaltung Armeraufdem 
Lande. 

Das find nach ©. 12 Schwach— 
finnige, Sieche, Epileptiſche, Bruft- 
leidende u. f. w., die dort „in Pflege 
gegeben“ waren, alio augenscheinlich 
Naturalpflege erhielten. 

3 | Rranfenwejen. 
a) an bie Kranfenanftalten 
b) für Medifamente. 
c) „ Blutegel, Entbindungen, 
Bäder u. |. w. ; 
4 —— BRNUNG 
) für Kleidung 
b) " Diobilien und Betten . 
ec) „ NRähmaldinen . j 
d) „ Breunmaterial. . . . . 
9 | Auswärtige Anftalten.... . 
(d. h. Pilegegelder an folche für 
Dort untergebrachte Geiftesichwache, 
Epileptifer, Blinde, verwahrloite 
Finder u. ſ. w. [S. 13]. 


EB — 


6 | Kinderbewahranftalten. . 
71 Suppenanftalt . 
S | Arbeitsanftalt . . . 





183 18048] — 


I ' 
| 


| 





15 290195 





| 
! 
| 
| 





124 485 60 


enlorl 
1 256 35 





25 244 64 
404,90 
56585 

4 960 38 
29203 2 
| 

| 


293/66 
, 248123 
1 000 —— 








106 269 


| 
= Bu Fr 524823 














76 910144 





99 














| | 

] | 
19 4485 60 
3 738 ä 








1, 25 = — 
- 404/90 
56585, 


_) 4960138 
29 203| 2 





I 





1 ms ; 








1 893,66 


1000, 





_— — —— — * 
Zum Übertrag |401 472 85 106 269)99,292 300 200 289366 
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| Ratural: ‚ Sonftiges 


Haupt: Geldunter "unter. 


= Zufammenftellung der Ausgabe betrag | Mügung | müyung | Zweifel: 





— ER 





Übertrag |401 472 85 106 26999292 309 20 2893 66 
6 747 18) | 


9 | Berrdbigungen . » » - - 2... I I sure — I 
10 | Ständige Zahlungen an Stifte. . 17936! — — — — 1793 
11 | Anausw.Armenverb.213,10ME.! I .— — — — — — — — 
12Zinſen 0000 0% — —— —s — JJ — — 

387271 — — — — 38727 
13 | Berwaltungäfoften .. . - - - 140373 — — — M 140973 
14 | Gehalt und Benfioon . . ... .» 3553633 — 4 — 3359 3633 
151Vermiſchtes. 332066 — — — — 332064 








Summa erf[.Rr.11 mit 21933, 10Mk. [449 078 06 106 269 99 299 056 38 43 751/69 


Anlage €. 
Berechnung 
der Ausgaben der Arefelder Armenverwaltung im Jahre 1885/86. 


Vorbemerkung. Krefeld ijt eine Stadt, welche das Princip der 
direkten Mietözahlung an den Wirt bejonders betont, auch für die 
Mietsunterftüßung befondere Sätze neben denen für die jonftige Bar— 
unterjtügung aufgejtellt Hat. (Vereinsſchriften Heit 31 ©. 55; Heit 34 
© 81. 25 Jahre Wirkfamfeit des Krefelder Armenweſens. Krefeld 1888. 
Anh. 4.) Troßdem werden im VBerwaltungsberichte die Bar: und Mietö- 
unterftüßungen nicht getrennt, fondern in einer Gejamtjumme aufgeführt ; 
wir find alſo darauf angewiejen, den ungefähren Betrag der Mietsunter— 
ftügung durch Schätzung zu gewinnen. 

Die betr. Sätze (Marimaljäte) betrugen uach Anhang 4 zu dem amt— 
lichen Berichte (25 Jahre Wirkſamkeit u. j. mw.) für die Jahre 1874—88: 


2 72 bei 
bei Familien Einzelperfonen 
— 2 Perſonen 1,25 Mt. 
r Wohnung n z „ 

für Woh 1,50 1 Mt. 

r R 6 > — a en — 
N 8 Familienhaupt 
ür die fonftige v ' R 
unter | * * Ak 07 d 1,25 Mt. 


* ſtellt ſich das Verhältnis der Mietsunterſtützung zur Barunterſtützung 
wie 


Ind ber Reichäftatiftit in bejonderer Spalte gezählt, daher ante lineam. 
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Miets⸗ Bar⸗ Miets⸗ Bar⸗ 
unterſtützung unterſtützung unterſtützung unterſtützung 
bei 1 Perſon 1,00 ME. 1,25 Mt. * 5 Perſonen 1,50 Me. — 75 Mt. 
„ 2 Perfonen 1, 25 „  2,00— 2,50 6 : 8 75 " 5,00— 5,50 — 


3,5» 780, 55, 1a, 56. 
4 5, 120, 35040. 8 5.15 , 650-700 . 


jodaß von der einer Partei gewährten Unterjtügung 25—44,4°%o auf die 
Mietsunterftügung entfallen, wir alfo von der gefamten Armen: und 
Mietsunterftügung mindejtens 30% auf die Mietsunterftügung rechnen 
können. 

Die Berechnung jtellt fich demnach wie folgt: 



























































25 Jahre | 
Wirkjam: Haupt: | Barunter: | —— 
—— Gegenſtand etrag ſtützung ftügung 
5 4 al 6 al 6 | 
| I. Offene Armenpflege 1885/86. | | 
6 | 31] Bar: und Mietöunterftüßungen. 175 621) 4123021) 4) 52600| 00 
6| 5] Kohlenunterftügungen.. . . . . - 2002421 — — 2002 42 
7 6PBekleidung u. Lehrmittel f. Schul— 
öeee REN 42686874 — — 4268 74 
7 71Erſtattungen nach auswärts — ante — —| _ /— —- l— 
linam . .... 9353,79 Mt. I ı 
TI 8] Keantenpfleae - » >: 2 22.0. 13 637 Ba Be — — 13637 40 
7 9] Beerdigungstoften. -. .» 2... 8721701 — I, 872 70 
Sa. der offenen Armenpflege 9353,79 |196402130]123 021] 4] 73381 26 3011 23 021| 4] 73381| 26 
II. Geſchloſſene Armenpflege 1885/86. | 
12 | 3 | Waijentinder imfatHolifchen Waijen: | 
baufe (134) . . . 2 22.2 .. 186461801 — ||| 18646 80 
12 | 5 Artersichwachei. fathol.Anftalten(94) | 223281771 — — 22328 77 
12 | 7 Waifenfinder im evangel. u. menno- | 
nitiichen Waiſenhauſe (46). . . 7806 2 — I! 7806| 22 
12 | 8] Alteräfhwache im evangel. Alters: | 
verforgungshauie (20). . . . . 28111 — | — M 2811| — 
13 | 11 | Waijen- u. Pflegefinder in Privat: | 
pflege (1483... 0 20366 451 — — 20 45 
13 | 13 | Irre, Blinde, Taubſtumme in ge: | 
ichlofjener Pflege (74) . . .. . 19127)89| — — 19 127 89 
13 | 13 | Obdachloſe im ftädt. Berpflegungs- 
Haufe (Durdichnitt: 48). . . - | 10087147) — — 1008 4 
"zufammen 11011741601 — = 101 174 60 
hierzu 
28 21 Zuihug zum ftädt. Krankenhauſe. 13 726) 7 — — 13 56) 27 
23 3] Kur u. Verpflegungsfoften f. Arme | 
u. Siehe im ftädt. Siechenhaufe | 23 044 . iechenhaufe | 280441101 — _|—) 28044 1g 
Sa. der geſchloſſenen un d Daſ — | 
Armenpfleae. - » -» » 2... 142 94497 —_ | — 142 944 97 
Sa. ber offenen Armenpflege. . . 196402301123 021 | 4, 73381) 26 
Geſamtbetrag [339 3471271123021) 41216 326 23 
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Martins. 


Berechnung 


der von der Armenverwaltung zu Leipzig im Jahre 1884 auf Geld- 
und Naturalunterfübungen verwendeten Roften. 


(Nah „Dad Armenmweien der Stadt Leipzig in den Jahren 1883 u. 1884”, ©. 126.) 



















Gegenftand 


Titel 


1 | Wöchentliche Barunterügung 
2 | An auswärtige Gemeinden (vgl. 
unten Anm. 5): : -»... 
3 —— der Brotbäderei . . 
4 rennmaterial . . . 2... 
5 | Fehlbetrag der Belleidungs 
ne 13 Wr 
6 | Dffene Krantenpflege. . . . . 
7 | Beerdigungätoften . . » . . . 
8 | Exrtraunterftüßungen . . . . .- 
9 | Fehlbetrag des Armenhauſes 
10 . „ Georgenhaujes . 
11 „, Exrmittiertenh. . 
12 Aufwand j ür in Heil- u. Verior: 
gungsanftalten Untergebracdhte 
13 | Zahlung an die Univerfitäts- 
Irrenklinik 
14 r an das Krankenhaus 
St. Sach. 
15 | Nah $ 50 der Armenordnung 
zu dedendes Schulgeld®. . . 
16 | Zehrgelder und LVehrbeihilie . 
17 | Für Slinder in Erziehungs-, Heil: 
und Beflerungs-Anftalten. . 
18 | Fehlbetrag des Waifenhaufes . 
19 der Biehtinderanftalt 


20—32 Gehälter, Verwaltungsaus- 
gaben u. ſ. w. 


Hiervon ab Tit. 2°: | 


637 68818711196 162 
[637 essig7] 

































- Barumnter: 


Aa 
185 4821131185 8218 
11548116 
33 58293 

3.977140 


3 
F 





— — 


7908 
26 759 

2692 
10 630 
23 689 
41 004 
11 796 





74 
25 


——— 





20251 
94 712 


8447 83 


24.65 


13 al 
67 002 n 





1837162 
57 905.48 


649 237 31 
11 548 16 








96 16287 


ſtützung 





87 





375 148 4 166: 



























Natural: a 
unter: | pr: 

. ı Zweifel: 
ftügung Vaſtes 
24 
DEE 
— 11548 16 

33 782.931 — — 
397740290 — — 
7908 — — 
26759 18 Fe 
269251 — — 

ns —E— 
23689 25 — — 
41004 4 — — 

1179644 — — 
| 15798140 | — — 
20251110 | — |— 
4725| — | 

— — 11 8447183 
— — 24.65 

1393616 | — 

| 67 002.91 | — — 

| 183762 1 — 

| — — 157 905|48 

375148 4 in 926112 
m —— (11 548 16 





ı Nad) Seite 35 find durch die Liftrikte im ganzen für 42 268 Brotunterftüungen 


verteilt. 


? Nach Seite 36 find Kohlen und Holz für 


1454,30 


3 Nach Seite 51/52 find Kleider und Bett: 


zeug für 
verteilt worden. 


91,45 


" 


n Sachſen zur öffentlichen Armenpflege gehörig. 
6 > Bi ber Reichsſtatiſtik pro 85 in bejonderer Spalle gezählt. 


3874,50 ME. 


} 5928,80 Mt. 
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Anlage E. Berechnung 
der Ausgaben der Stadt Gotha auf Er und Waturalunter- 
ſtützungen im Jahre 1 
(Nach dem gedrudten Berichte der Gothaer on pro 1884.) 






Natural. Sonftiges 











Ö| 
ER Haupt: |Barunter: bezw 
er unter: | W. 
„255 Gegenftand betrag | ftüßung n \ Zweifel: 
- R genftan | fügung | Rue 





Für die offene öffentliche 
22 Armenpflege wurde 1884 ver: 
ausgabt: 

ljauf Mietsunterftügungen!. . . 
2| Nahrungsmittel (Brot, wenig 
Mittagskoſt). - ..... 

3] Beiträge zu den Koſten der Er: 
iehung armer Kinder (das 
Kind augenscheinlich lediglich 

die Koftgelder für die ©. 20 
erwähnten * Waiſen- und 


10 o30 75) — — 10 oss 7 
4407 16| — |—| 4407 16 
| | 














* 'E €; m ne 





Hierzu treten folgende ferner 

34 aus der Stadtfafje beftrittene 
Ausgaben für Urmenpflegezwede: | 

| 9 Für Bekleidung armer Kinder. 116 80! — — 116/80 

10) Aus Stiftungen und Zegaten | 
(icheinen größtenteils bar ver- | | | 

ablt, do auch 3. T. auf | | 

98/29 euerung, Krankenpflege direkt | 
verwandt zu erden; einige | 
u 


zufammen . . 1889 m 28 106199|| 2 121|12]|25 ' — —— 








der letzteren Legate als Natn— 





ralunterſtützung gezählt) . . | 5634138 5 5376| 38 258 — — 
11] Zuſchuß zur Erhaltung des Siech— | 
BE 2 me 4566/4551 — — | 4566135 — 





(ſtellt nur einen ſehrgeringen 
Teil der thatfächlichentatural- 
94 leiftung dieſer reich dotierten 
Anftalt dar, da deren Aus: | 








gaben allein auf Belöftigung 








| 
| 
und Bekleidung der Inſaſſen | 
13 135,75 Mt. betragen.) | tragen) I | TI ddl 


Zum m Übertrag |39 424162] 7497150130 927]02] — |— 424 62 74975030 927102) — I— 














1 Nach den Mitteilungen über Gotha in den Vereinsſchriften, Heft 19 ©. 70, 
PAR 2 ©. 30, ift anzunehmen, dab es ſich um direfte Zahlung an den Vermieter 
ande 
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7 . | | | Sonftiges 
ER Paupt- | Barunter: — beaw. 
= = Gegenftand etrag || Hügung | ſnhung as . 
27 4 











Übertrag |39 424 62 7497 50 30 oT 02 — — 
12 Sulouh zur Erhaltung der | 
infinderijchulen . . . . - 1473 74 — —— ||| 1473| 74 
13] Für Feuerungs: u. Beleuchtungs⸗ 
material im Gotthardſtift. 








si — — 


171/51] — — 17 























Gejamtbetrag [40 069|77|| 7497/50131 098/53] 1473| 74 
dazu an auswärtige Verbände | 1889/06) | 
41 958183) | 
nlage F. 
FAME Zujammenjtellung 


der Ausgaben der Armenverwaltung von Halle a. S. auf Geld- 
und Naturalunterſtützungen 


auf Grund des Etat! pro 1885/86 (rund in Markbeträgen). 














Haupt: | Par: Ratural- | 
Gtatätitel Gegenftand unter: unters Small. 
betrag | ftühung |ftühnng | “paftes 
I | Beitrag zu den Verwaltungs: | 10868 | — — 863 
koſten an die Stadthauptkaſſe 
I | für verſchämte Arme... . . 1050| — — 110500 (?) 
o IV | für den Hnabenhortt . . . . . 1500| — 1500| — 
2 V | regelmäßige Geldunterftügung 
2 für Erwadjiene . . ... . 68 500 | 68 500 — — 
V I Kinderpflegegelder?. . . . . . 12000 | — 1200| — 
2 V | außerordentliche Unterftügungen | 9000| 9000 _ — 
=) VII | auswärts untergebrachte Arme | 9500 — — 9 500 
=! VIII | an die kgl. Kliniken für Behand- 
= lung Armerr . . 222.0. 3600| — 3601 — 
»| VII J an dielelben . .. 2.2... 483001 — 48300 — 
= | VIII | Fürd. Siechenftation im Hofpital | 
a) Gehälter...» 2... 23562! — — 2862 
b) Verpflegung ...... 1276| — 12796 — 
e) Bureaufoften. . . . . . 100 — — 100 
VIM | Augenheilanftalt. . . . . . . 219 | 2199| — 











Zum Übertrag |189 580 | 77500 | 78415 |33 825 


I Die Etat jelbft — mir nicht vorgelegen; ich verdanke die Zuſammenſtellung 
einem von Heren Direktor Dr. Neefe daraus gefertigten Auszuge, in dem ich nur 
yo Verſetzung einzelner Ausgabenpofitionen in andere Kolonnen einige Eleine 

nderungen vorgenommen habe, wobei allerdings mangels näherer Kenntnis ber 
Sachlage ee tibgriffe eg er fein können. 
ch nehme an, daß dies jogenannte Waijenpflegegelder find, da jonft fein 
Anfah hierfür vorhanden. 
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Haupt | Bar: (Natural: Sonftiges 


Etatstitel Gegenſtand 


unter⸗ unter⸗ 
betrag | fiuhung ſiühung Be 





Übertrag |189580 77500 | 78415 | 33 825 
VII | Diakonifjendand. .. . . - -» 244 244 — 
VIH | Bruch und andere Bandagen . 2201| — 2201| — 
=| VII | Provinzialirrenanflalten . 5500| — 5500| — 
5] VIE | anauswärt.Gemeinden 195m | — — — _ 
>| IX | Beerdigungätoften . . . . - » 1345| — 1355| — 
si XI} Bekleidung für Arme ....| 1399| — 13939| — 
2 XI | Brennmaterial für dieſelben.. 4500| — 4501| — 
er XI | Gewerbefteuerr „ 29| — — 299 
21 XI de rag für Kinderbewahr- 
a Le RE 16| — 1066| — 
E XI | Unterftüßungen f. fremde Reijende 1088| 1088 — 
si XI ren unb Unvorhergejehenes 667 | — 667) 1000 
ferner — und Geſchenke der 
(tit. ?) mentale - - 20.0» «+ 3316| 3316 @) — — 
* I | Steuern und Abgaben . . . 16| — — 136 
= u Snpofbefenzinfen“ re —— 96 — — 96 
—| UI | Befoldungen und Löhne ... 1115| — — 1185 
=1 IV | Bauunterhaltung . . . . » -» 420 — — 420 
= V I Berpflegung ber Häuslinge . . | 1203| — 12023] — 
= VI | Inftandhaltung der Utenfilien, 
5 Wäſche.. ..... 2466 — 2466 — 
>| VIIBrenn- u. Beleuchtungsmaterial 675 — 65 — 
Du VIEL | Smögemein . . . . .. . 427 — — 427 
{ LI Ba a ee 3612| 3612 ()) — = 
Il — und Erbzinſen .... 1088 — — 1088 
IIIJ ſonſtige firierte Abgaben . .. 211 — — 21 
= IV — und Löhne . . . . 4731! — -- 4731 
= VI Bureautoften . . » . 0... 39| — — 39 
3 VI —————— des Grundſtücks 3678 — — 3678 
a| VO erpfleaung - - - =... . 4680| 4680 15849| — 
-»| Vu Inftandhaltun der Utenfilien 
2 und ber W Mälhe ——— 744 — 7441) — 
21 IX | Bau: und Belendtungsmateriel 4800| — 4800| — 
u x I Shin. : . » 5... 3550| — 350 — 
&| XIA | Beerdigungen. . . . .. . - 600 — 6001 — 
21XILB — — an die Be: 
bel GREEN: 6:5 a a 60 — — 60 
A 1011| — — 101 
nis sie — 120 — — 120 
nvorhergeſehenes..... 1838| — — 103 
XAJBearbeitung d. Entwurfs eines 
231 66 Srren? und Giechenhaufes 
E’e 1000 Mt. ? = — — 
E2EIXVIL| Deuticher Verein für Armen: 
*3| 7 ee RE 10 — — 10 


Gejamtbetrag | 279 958 | 90 196 1142 423 [47 339 


1 y. 2 Mit Nüdficht auf die Reichsſtatiſtik ante lineam. 
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Anlage 6. 
Zujammenjtellung 
der Ausgaben der Kafeler Armenverwaltung an Geld- und 
Naturalunterſtützungen. 


(Nah dem Voranſchlage! pro 1887/88.) 









Haupt: | Bar: | Natural: ——— 
unter: | unter: gmeifel- 


Etatstitel Gegenſtand 
betrag | ftügung | ftühung haftes 


Armenver: | 
waltung | 
III Gehälter u. j. w. 
Armenärzte . ..... 2 700 _ 2 700 — 
Bureau und Armendireftion | 11260 — — 11260 
Allgem. Armenhaus . . - 8209 — — 8209 
Berjorgungsanftalt . . - - 746 — — 746 
Armenhaus f. Obdadloje . 299 — — 299 
Penfionen u. ſ. w.. ... 2938 — — 2 938 
IV Berforgungsanftalt. - . . - . | 40757 — 38295 | 2462 
IV Allgemeines Armenhaus . . . 970 — 240 730 
IV Armenhaus für Obdadhlofe . . 370 — 50 320 
IV uſchuß zur Arbeitsanſtalt . . 30 — — 880 
V ilfsbedürftige in auswärtigen 
Anſtalten? ..... .. 18 350 — — 18 350 
VI Barunterftüßungen für Leute, die 
ihren Unterftügungswohnfit | 
in Kafjel haben... . . . 59 050 | 59 050 — — 
VI Naturalunterftüßungen do. . . | 23680 | — 23 680 — 
VI Geldgaben 9 — a BR 7500 | 7500 — — 
VI Naturalien ().... . .. 2100 — 2100 — 
VI Beerdigungskoſten. . 400 — 400 — 
VI Landkrankenhaus. . . 1230 — 1230 — 
VI Waiſenpflege.. 2... 25 950 — 285850 — 
VII Verwaltungsausgaben . . . . 3 202 — — 3202 
VIII Zur Verfügung ber Armen: | 
direktion....... . 2000 — — 2000 @) 
Kämmerei⸗ 
verwal⸗ | 
and | 
XV An Dereine. -. » » 2200. 4.000 — — 4000 69 


Gefamtbetrag | 216.591 | 66550 | 94645 [55396 


ı Nicht berücfichtigt ift hier der ſog. Wohlthätigkeitsfonds. 
brigena trifft das bezüglich der Zufammenftellung der Hallenfer Ausgaben 
(Anl. F Anm. 1) auch hier zu. 
? Paufchalentichädigung für den Armen geleiftete ärztliche Hilfe, alſo Natural- 
a ef. Anm. 5 zur Zufammenftellung der Berliner Ausgaben (Anl. A). 
3 63 war mir zweifelhaft, ob hier direft Intergebrachte oder durch fremde 
Armenverbände Verpflegte gemeint find. 
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Arbeitseinrichtungen für Zwecke der offenen 
Armenpflege. 


Von 


Dr. Buehl. 
Direktor des öffentlichen Armenwejens in Hamburg. 


I. 


Da die regelmäßige Thätigkeit der großen Mehrheit der Einwohner 
das Fundament unferer Gejellichaftsordnung bildet, jo find ſchwere jociale 
Mißſtände unvermeidlich, jobald meitere Kreife der Bevölkerung aus ihrer 
gewohnten Beichäftigung herausgerifjen werden. Dieſe Gefahr war eine 
verhältnismäßig geringe, jo lange fich die Produktion im wejentlichen auf die 
Dedung des Eigenbedarfs beichräntte, fie mußte fich aber mit dem durch 
die Entwidlung des modernen Fabrik- und Großbetriebes bedingten gänz= 
lichen Umſchwunge der Produftions- und Abjatverhältniffe in Verbindung 
mit der Einführung von Gewerbefreiheit und Freizügigkeit erheblich jteigern. 
Und in der That weiß die Gejchichte der letzten Jahrzehnte von zahlreichen 
Erjchütterungen unjerer gejellichaftlichen Ordnung zu berichten, die auf die 
Ungunft der Arbeitsverhältnifje zurüdzuführen waren, und welche die Un— 
ficherheit dieſer letzteren als eine der drüdenditen unter den auf der modernen 
Gejellichaft Laftenden Sorgen erjcheinen laſſen. 

Mit diefer Steigerung der Gefahr haben die Mittel zur Abhilfe Leider 
nicht gleichen Schritt gehalten. Auch bei uns Haben zwar die Gewerk— 
ichaften nach dem Vorbilde der englijchen Gewerkvereine verjucht, die Arbeits- 
(ofigkeit im Wege der Selbſthilfe durch Errichtung von Arbeits— 
nachweiſen zu befämpfen, jedoch vermochten diefe Arbeitnehmer: Nachtweije 
in Ermangelung der erforderlichen Unterjtügung von jeiten der Arbeitgeber 
zu wejentlicher Bedeutung nicht zu gelangen. In gleicher Weile haben 
aber auch die von den Innungen und Arbeitgeber-Verbänden begründeten 
Nachweile unter dem Mißtrauen der Arbeiter zu leiden, zumal da der 
Nachweis von den Arbeitgebern nicht felten zur Ausübung einer gewiffen 
Kontrolle über die Arbeiter benugt wird. Don gemeinnübigen Vereinen und 
Gemeinden find daher neuerdings vielfach jogenannte unparteiifche Arbeitsnach— 
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weije ing Leben gerufen worden, deren Entwidlung in Ießter Zeit er- 
freuliche Fortſchritte aufweift!. Da indefjen die Thätigkeit des Arbeits- 
nachweijes begrifflich darauf bejchränft ift, die vorhandenen Arbeits- 
gelegenheiten zur Kenntnis der Arbeitfuchenden zu bringen und die auf 
Bervolllommnung diejer Einrichtung gerichteten Beſtrebungen lediglich dahin 
abzielen fönnen, in jede offene Arbeitäftele möglichjt jchnell einen 
Beichäftigungslofen hineinzufchieben, jo vermag auch der bejtorganifierte 
Arbeitönachweis die Arbeitslojennot niemals zu bejeitigen. 

Bon der Privatwohlthätigkeit find daher gewiſſe ergänzende Ver— 
anftaltungen getroffen, um arbeitsfähigen Perfonen, welchen die Erlangung 
von Beichäftigung auf dem freien Arbeitsmarkte bejonders erſchwert iſt oder 
nicht hat gelingen wollen, zu einer geregelten TIhätigfeit zu verhelfen. So 
bietet eine Anzahl von Arbeiterfolonien erwerbslofen alleinjtehenden 
Männern folange Beichäftigung und Verſorgung, bis ed möglich geworden 
ift, ihnen anderweitig ein geordnetes Fortlommen zu verichaffen, Arbeits— 
ftellen für Arbeitöloje eröffnen den Teßteren die Möglichkeit, fich 
den notdürftigen Unterhalt durch eigene Thätigfeit zu erwerben, Ver- 
eine zur Fürjorge für entlajjene Strafgefangene fuchen aus 
der Strafanjtalt entlaffenen Perſonen wiederum zu ehrlichem Erwerbe zu 
verhelfen, während Antibettelvereine und Naturalverpflegungs- 
ftationen es fich angelegen fein laſſen, bettelnden oder wandernden 
Arbeitslofen gegen eine gewiffe Arbeitsleiitung Obdah und Verpflegung 
zu gewähren. 

Alle diefe Einrichtungen bejchränfen fich indeflen darauf, die einmal 
eingetretene Arbeitslojigfeit zu bejeitigen, oder die aus ihr für das 
einzelne Individuum fich ergebenden wirtjchaftlichen und moralijchen 
Gejahren und Nachteile nach Möglichkeit abzuwenden; ihre Wirkſamkeit ift 
aljo lediglich eine repreffive und zugleich individuelle. Was insbeſondere 
den Arbeitsnachweis anlangt, jo vermag derjelbe feine neue Arbeit zu 
ichaffen, jondern nur die vorhandene zu verteilen, jodaß er bei indujtriellen 
Krifen, durch welche ganze Erwerbszweige ing Stoden gerathen, d. 5. 
gerade dann, wenn das Bedürfnis nach Arbeitsverſchaffung am dringenditen 
ift, notwendig verfagen muß; und vollends find jene übrigen Veranſtal— 
tungen nur auf den Einzelfall zugeichnitten, ſodaß von ihnen zu Zeiten 
größerer wirtſchaftlicher Notjtände Abhilfe jchlechterdingd nicht zu er- 
warten ilt. N 

In Anbetracht der ungeheuren Tragweite des focialen Übels hat es 
jelbjtverftändlich auch an Vorjchlägen und Verſuchen, der Arbeitslofigfeit 
präventidv zu begegnen, oder aber ſie in ihren Wirkungen nicht bloß 
individuell, fondern generell zu befämpfen, nicht gefehlt. Iſt nun auch 
die Löjung des Problems bislang in feiner Weife gelungen, jo interejfieren 


1 Das Preußiſche Abgeordnetenhaus Hat am 8. uni 1899 den Antrag 
von Pappenheim und Genoſſen, durch den die Staatöregierung eriucht wird, baldigft 
einen Gejegentwurf, betreffend Fürſorge für Arbeitslofe, vorzulegen, einer Kommiſſion 
von 21 Mitgliedern überwieſen. Der Antrag hat in erfter Linie die Errichtung amt- 
licher Arbeitänachweisftellen an denjenigen Orten, an welchen ein diesbezügliches 
Bedürfnis befteht, zum Gegenftande. 
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dieſe Beſtrebungen im Rahmen des vorliegenden Referats doch inſoweit, 
als gegenwärtig noch die Armenpflege die „ultima ratio“ für die 
Arbeitsloſen bildet und ihre Stellungnahme den letzteren gegenüber natur— 
gemäß eine andere ſein wird, jenachdem ſich für die eine oder andere der 
zur generellen Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit ſelbſt oder ihrer Folgen auf- 
gejtellten Theorien Ausficht auf Verwirklichung bietet, oder nicht. 

Am radikaljten geht der Socialismus vor, von dem heute noch die 
Mehrzahl der von den Gefahren der Arbeitslojigkeit am unmittelbarften 
bedrohten gewerblichen und Induſtriearbeiter alles Heil erwartet. Die 
Produktion joll dem ſtatiſtiſch Teitzuftellenden Bedarf der Bevölkerung an 
Lebensbedürfnifien angepaßt und die Arbeitslofigfeit dadurch aus der Welt 
geichafft werden, daß jedem Mitgliede der auf fommuniftifcher Grundlage 
umzugejtaltenden Gejellichait fein Tagewerk genau zugeteilt wird. Der 
Grundfehler diejer Theorie Liegt darin, daß man wähnt, die auf Naturgejeh 
berubende Ungleichartigfeit der Menſchen einiach hinwegdekretieren zu können. 
Eine derartige zwangsweife Nivellierung müßte jehr bald zur Unterdrüdung 
aller Höheren menschlichen Regungen und mit der daraus fich ergebenden 
fulturellen Berödung zum NRüdgange der Produktion auf den Eigenbedarf, 
ja zur Zurüdjchraubung des leßteren auf das Niveau des Exiſtenz— 
minimums, äalfo zu Zujtänden führen, die einen jolchen Umjchwung auch 
für den Arbeiter keineswegs begehrenswert erjcheinen Laffen können. 

Aber auch auf dem Boden der beitehenden gejellichaftlichen Ordnung 
hat man die Befeitigung der Arbeitslofigkeit für erreichbar erachtet und 
fein Geringerer als Fürft Bismard hat in einer im Mai 1884 gehaltenen 
Reichsſtagsrede ein „Recht auf Arbeit“ anerfannt, indem er fich dabei 
auf gemwilje Borjchriiten des preußifchen Landrecht3 und auf die fittliche 
Überzeugung unferer Zeit berief. Das preußifche Landrecht vom 5. Februar 
1794 bejtimmt allerdings in feinem zweiten Teile — 19. Titel — unter 
der Überjchriftt „Von Armenanjtalten und anderen milden Stiftungen“: 

„Ss 1. Dem Staate fommt e3 zu, für Ernährung und Berpflegung 
derjenigen Bürger zu forgen, die fich ihren Unterhalt nicht ſelbſt verjchaffen 
und denjelben auch von anderen Privatperfonen, welche nach bejonderen 
Geſetzen dazu verpflichtet find, nicht erhalten können. 

$ 2. Denjenigen, welchen e8 nur an Mitteln und Gelegenheit, ihren 
und der Ihrigen Unterhalt jelbjt zu verdienen, ermangelt, jollen Arbeiten, 
die ihren Kräften und Fähigkeiten gemäß find, angeiviefen werden.“ 

Mit diefen Säben ift aber, wie ſchon die Überjchrift des Titels, in 
welchem fie ihren Pla gefunden haben, ergiebt, nichts anderes gemeint, ala 
daß die Obrigkeit und inZbejondere die Armenverwaltung bemüht fein jolle, 
auf Eröffnung von Nrbeitögelegenheit im allgemeinen hinzuwirken und 
Unterjtügung an arbeitsfähige Perfonen womöglich nur gegen Arbeitäleijtung 
zu gewähren. Die Beitimmung jteht alfo injoweit durchaus auf dem 
Boden des Reichsgeſetzes über den Unterjtüßungswohnfig vom 6. Juni 
1870, als ſie in gleicher Weife wie das lettere lediglich eine öffentlich— 
rechtliche Pilicht des Staates oder der Gemeinde, dem Hilfsbedürftigen 
das zum Lebensunterhalt unbedingt Notwendige zu gewähren, anerkennt, 

1* 


4 Buehl. 


keineswegs aber einen privatrechtlichen Anſpruch des Einzelnen 
auf Verſorgung aus öffentlichen Mitteln ſtatuiert. 

Fürſt Bismarck hat allerdings weiterhin gemeint, es ſei in unſeren 
ganzen ſittlichen Verhältniſſen begründet, daß der Dann, der vor ſeine 
Mitbürger tritt und ſagt: „Ich bin geſund und arbeitsluſtig, finde aber 
keine Arbeit“, auch berechtigt ſei, zu ſagen: „Gebt mit Arbeit“, und daß 
der Staat alsdann verpflichtet ſei, ihm zu geben, was er verlange In 
wahrhaft klaſſiſcher Weiſe hat der große Staatsmann mit diefen, gelegent- 
lic) der Beratung des Socialijtengejeges gebrauchten Worten die Notlage 
des Arbeiters gejchildert, der, ein Opfer der focialen Zuftände, ohne jedes 
eigene Verſchulden vor die Alternative gejtellt jein kann, entiveder zu ver— 
hungern, oder der öffentlichen Aımenpflege anheimzufallen und mit der wirt» 
ichaftlichen Selbſtändigkeit zugleich die politifche einzubüßen. Nichts würde 
mehr geeignet jein, dem Socialismus Einhalt zu gebieten, als wenn es 
gelänge, den Arbeiter auf dem Boden der bejtehenden Gejellichaftgordnung 
gegen die Gefahren unverichuldeter Arbeitslofigkeit ficherzuftellen, denn die 
werbende Keaſt des focialiftiichen Gedankens Liegt — wenigſtens gegen: 
über dem jelbjtändig denfenden Arbeiter — nicht jowohl in der mehr oder 
weniger verschwommenen Hoffnung auf allgemeine Glüdfeligfeit, als viel- 
mehr in der fejtumgrenzten Ausficht auf ftetige Erwerbögelegenheit! Ins 
jofern fann man allerdings von einer fittlichen Pflicht des Staates jprechen, 
alle Mittel aufzubieten, um jenes ſchwere fociale Übel erfolgreich zu be— 
fümpfen. Daß abır ein Recht auf Arbeit in dem Umfange, daß jeder 
Arbeitäloje vom Staate die Anweijung lohnender, oder gar feiner bejonderen 
Berufsbildung entiprechender Arbeit verlangen fann, in einem Staate mit 
freier Erwerbsordnung nicht realifierbar ift, Liegt auf der Hand. Andern— 
alla wäre der Staat genötigt, überall da, wo der Verfuch der Vermitte— 
lung privater Arbeit wegen mangelnder Arbeitsgelegenheit erfolglos bliebe, 
ſelbſt als Arbeitgeber aufzutreten, und damit hätte er bereits die ſchiefe 
Ebene des ſocialiſtiſchen Zukauftsſtaates betreten. 

Auch innerhalb des Deulſchen Bereind für Aımenpflege und Wohl— 
thätigfeit ift die Forderung eines Rechtes auf Arbeit ſtets ala theoretifch 
ungerechtfertigt wie praktiſch undurchjährbar mit Nachdrud bekämpft worden. 
In dem im Jahre 1883 dem Verein über die Frage der Armenbejchäfti- 
gung erſtatteten Berichte hat Zudwig- Wolf ausgeführt, daß jedes 
Recht auf der einen Seite notwendig eine Verpflichtung auf der anderen 
Seite vorausſetze, daß aber von der Gejelichait oder dem befitenden Zeile 
derjelben eine BVBerpflichtung ‚ur Erhaltung derjenigen, die fich ohne ihr 
Zuthun in der Welt befinden, niemals übernommen worden fei. Gehe 
man aber jelbit mit den Berjechtern der natürlichen Menfchenrechte davon 
aus, daß die Erde vom Schöpfer nicht einer beporrechteten Klaſſe, fondern 
der Menjchheit als jolcher verliehen worden fei und daß feiner Generation 
mehr al3 ein Lebenälängliches Recht auf den Boden zuftehe, jo ſei das 
Höchite, was den Armen durch Schaffung des Eigentums entzogen fei, ihr Ans 
teil an dem, was der Boden hervorgebracht hätte, wenn er niemandem zu— 
geteilt worden wäre. Für diejen Verluſt feien die Armen indeſſen über- 
reichlich entjchädigt durch das, was jchon jebt die Gejellichaft auf Grund 
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des Gebotes der Nächitenliebe und aus Beweggründen eines idealen Egoismus 
täglih an ihnen thue. Freiherr v. Reitzenſtein betonte in feinem 
Referat: „Über Beichäftigung arbeitslofer Armer und Arbeitsnachweis als 
Mittel vorbeugender Armenpflege” ', daß der heutige Staat die Forderung, in 
jedem einzelnen Falle den Arbeitslofen mit lohnender Arbeit zu verjehen, 
nicht erfüllen könne, daß vielmehr die Möglichkeit jolcher Ausdehnung der 
Staatsaufgaben mit der Möglichkeit des focialiftijhen Staates ftehe 
und falle, welcher die Produktion nicht bloß regele, jondern ſelbſt über- 
nehme und leite. Anzuerfennen jei lediglich die öffentlich-vechtliche Pflicht 
des Staates, dem arbeitsfähigen Armen zu helfen, und zwar in der Weiſe, 
daß er ihm die erforderliche Unterjtüßung in der Negel und foweit thun— 
lih nur gegen Arbeitzleiftung oder in Form von Arbeit3zumeifung gewähre. 

Diefe Auffaffung ftellt nun aber nicht allein das Produkt wifjen- 
ichaftlicher Unterfuchungen erfahrener Socialpolitifer dar, ſondern fie jtüßt 
fich gleichzeitig auch auf Erfahrungen, welche — zumal in England und Frank— 
zei — bei dem Verſuche, den Gedanken des Rechtes auf Arbeit praftiich 
zu verwirklichen, gemacht worden find. Beſonders lehrreich ift der in Eng- 
land mit dem Gilberts Act von 1782/96 erzielte Mißerfolg, weil die 
durch dieſes Geſetz geichaffenen völlig unhaltbaren Zuftände ung in ges 
wiſſem Sinne einen Vorgeſchmack von den Verhältniſſen innerhalb des 
focialiftifchen Zukunftsſtaates zu verjchaffen geeignet find. Hatte das 
Armengeſetz der Elizabeth von 1601 beitimmt, daß Arbeitsfähige durch 
Arbeitsgewährung unterjtüßt werden jollten, jo verpflichtete der Gilberts 
Act die Armenverbände, für den arbeitstähigen Armen in der Nähe feiner 
Mohnung geeignete Beichäftigung ausfindig zu machen, den verdienten 
Arbeitslohn für ihn einzuziehen, ein ungenügendes Erträgnis der Arbeit 
aber aus öffentlichen Mitteln unter Zugrundelegung einer die Höhe der 
Lebensmittelpreife einerjeit3 und die Größe der Familie andererfeits berüd- 
fichtigenden Lohnſtala zu ergänzen. Damit war der Arbeiter Benftonär 
der Staat3fasjje geworden und ala folcher gegen die Not de Lebens 
ſichergeſtellt; andererſeits war aber feine Selbitändigfeit untergraben und 
jeder Anreiz zur Sparſamkeit, jedes Streben, fich durch eigene Thätigfeit 
einen höheren Pla auf der gejellichaftlichen Stufenleiter zu erringen, 
untergraben. Ob er fleißig und energijch, oder träge und untüchtig war, 
war nunmehr injofern gleichgültig, als die Gemeinde in jedem alle für 
ihn zu jorgen hatte. Leichtfinn und Gleichgültigkeit gewannen daher als— 
bald die Oberhand über die höheren Regungen der Menjchennatur und die 
Folge jener Maßnahmen war neben einer jchnell um fich greifenden 
Degeneration des Arbeiterjtandes eine ungeheure Steigerung dev Armen« 
Yajten, deren Jahresbetrag in furzer Zeit auf die enorme Höhe von fait 
160 Millionen Mark bei 11 Millionen Einwohnern anjchwoll?. 

Zu ähnlichen Ergebniffen gelangte man 50 Jahre jpäter in Frank— 
reich, als die proviforifche Regierung nach dem Sturze des Juli-Königtums 





I Schriften de3 Deutichen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit, Heit 4. 
—76. 
2 Vergl. Aichrott, Das engliſche Armenweſen. Leipzig 1886. ©. 29 ff. 
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unter dem Drude einer Maffendemonjtration Arbeitslojer die Verpflichtung 
auf fich genommen hatte, „A garantir du travail & tous les citoyens“, 
" An Einlöjung diefer Zujage errichtete man die befannten ateliers nationaux, 
nahm Erdarbeiten in Angriff umd ficherte jedem Arbeiter einen Tagelohn 
von 2 Fred. zu. Da aber einerjeit3 die gelernten Pariſer Arbeiter dieje 
Arbeit verjchmähten und andererjeit3 die Zahl der Arbeitfuchenden bald der— 
gejtalt überhandnahm, daß nur ein Kleiner Zeil derjelben wirklich befchäftigt 
werden konnte, jo bejchloß man, denen, die feine Beichäftigung hatten finden 
fönnen, eine tägliche Unterjtüung von 1,50 Free. zu gewähren. Damit 
war das Princip „Arbeit jtatt Almoſen“ verlafjen, ja für die große Mehr- 
zahl der angeblich Hilfsbedürftigen in dag Gegenteil verkehrt und die Folge 
war nicht nur, daß arbeitsjcheues Gefindel, durch die Geldunterftügung an— 
geloct, in großen Maſſen nach Paris ftrömte, jondern weiterhin auch, daß 
die freien Arbeiter die günjtige Gelegenheit benußten, um zur Erzwingung 
höherer Lohnforderungen Streit in Scene zu jeßen, jo daß die Zahl der 
Arbeitjuchenden nach wenigen Monaten auf 115000, der tägliche Koſten— 
aufwand auf 200000 Fres. angewachſen war und e8 jchließlich, ganz ab» 
gejehen von der ungeheuren Schädigung des Staatsvermögens und des 
freien Gewerbes, nur unter blutigen Kämpfen möglich war, geordnete Zus 
jtände wiederherzuftellen. 

Als ein erfreulicher Erfolg diefer trüben gejchichtlichen Erfahrungen 
darf es bezeichnet werden, daß das freie Schweizervolf im Jahre 1894 das 
Recht auf Arbeit mit 308000 gegen 76000 Stimmen verworfen und 
damit fein jchwerwiegendes Votum gegen die Durhführbarfeit 
eines direften Rechtsanſpruches auf Arbeitsverfhaffung 
in die Wagſchale gelegt hat. Gleichzeitig hat dann die fchmweizerifche 
Bundesverfammlung den allein gangbaren Weg der Socialreform bes 
ichritten und dem Bundesrate den Auftrag erteilt, zu unterfuchen, „ob und 
eventuell in welcher Weije eine Mitwirkung des Bundes bei Inſtitutionen 
für Öffentlichen Arbeitsnachweis und für Schuß gegen die Folgen unver» 
ſchuldeter Arbeitslofigkeit möglich und gerechtfertigt ſei.“ 

An der Reform des Arbeitsnachweijes ift in jüngster Zeit auch in Deutjch- 
land mit regem Eifer und nicht ohne Erfolg gearbeitet worden; man wird fich 
aber, wie bereits erwähnt, nicht verhehlen dürfen, daß ein, wenn auch noch jo 
vollfommen organifterter Arbeitsnachweis nur unter der Vorausſetzung ſegens— 
reich wirken fann, daß Arbeit vorhanden ift, und daß jomit bei einer 
Erörterung der Möglichkeit einer wirkfamen Bekämpfung der Arbeitslofen- 
not nicht jowohl die Reorganijation des Arbeitsnachweifes, als vielmehr die 
Frage der Schaffung einer allgemeinen VBerjicherung der gewerblichen 
Arbeiter gegen die Folgen unverjchuldeter Beſchäftigungs— 
(ojfigfeit in den Vordergrund treten muß. Faßt man den Grundgedanken 
der Raiferlichen Botjchaft vom 17. November 1881 ins Auge, wonach es 
Pflicht der Gejellichaft ift, die wirtichaftlich Schwachen, d. h. diejenigen, 
welche beim Grwerbe ihres Unterhaltes Lediglich auf die Verwertung ihrer 
Arbeitöfrait angewiejen find, thunlichjt gegen die Folgen von Ereigniſſen 
ficherzuftellen,, die fie nicht abzuwenden vermochten, jo wird man zugeben 
müſſen, daß die Voraugfegungen für einen derartigen Schuß bei unver» 
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jchuldeter Arbeitslofigkeit in nicht geringerem Maße gegeben find, wie beim 
Eintritt von Krankheit, Unfall, Invalidität oder Alter. Was heißt nun aber 
„unverjchuldete“ Arbeitzlofigkeit und wie joll das Vorliegen oder Nichtvorliegen 
eine® „Verſchuldens“ jejtgejtellt werden? Sollen Perfonen, die infolge von 
Arbeitzjtreitigkeiten ihre Stelle aufgegeben haben, unterjtüßt werden? Wer 
enticheidet, wenn ein Arbeitslofer eine ihm angebotene Beichäftigung als nicht 
pafjend ausgejchlagen hat? Wie hoch joll die Unterjtügung bemefjen und 
wie ein Ausgleich gegenüber der Verjchiedenheit des Riſikos in den ein— 
zelnen Branchen gejchaffen werden? Wie ift es zu halten, wenn fich der 
Unterjtüßte Nebenverdienit verichafftt? Wann ſoll die Verficherung beginnen, 
warn enden, wie joll fie organifiert werden? Auf welche Weife endlich 
find die erforderlichen Mittel aufzubringen, die ganz enorme fein müſſen, 
wenn die Verficherungsanftalt allen wirtjchaftlichen Depreffionen gegenüber 
widerjtandsfähig jein joll?! Das alles find Fragen, auf welche eine be= 
friedigende Antwort bislang nicht gefunden ift, und was inäbejondere die 
finanzielle Seite der Sache anlangt, jo Hat fich bei den fortwährenden 
unberechenbaren Schwankungen unjeres wirtjchaftlichen Lebens nicht einmal 
eine zuverläffige ftatiltifche Grundlage für die Fundierung eines ſolchen 
Unternehmens gewinnen laſſen. 

Die erjten praktiſchen Verfuche einer behördlich organifierten Arbeits— 
(ojenverficherung find befanntlich auf fchweizerifchem Boden gemacht worden. 
An Bern wurde am 1. April 1893 eine folche Verficherung begründet, 
der jeder in Bern fich aufhaltende Arbeiter jchweizerifcher Herkunft bei- 
treten fan. Obwohl das im Falle der Arbeitslofigfeit zu zahlende Tage— 
geld Tür den alleinftehenden Arbeiter nur 1 Fre. beträgt und lediglich 
während der MWintermonate Dezember, Januar, Februar für höchſtens 
2 Monate gezahlt wird, überjtiegen doch die Ausgaben die Einnahmen durch— 
weg um mehr al® das Vierfache; auch ift, da ein Verficherungszwang nicht 
beiteht, die Zahl der Mitglieder nur eine geringe, unter diefen aber die Zahl 
der arbeitslos gewordenen eine verhältnismäßig hohe. Am 1. Juli 1895 
wurde dann in St. Gallen eine obligatoriſche Arbeitslojenverfiche- 
rung durchgeführt, die aber infolge mangelhafter Organifation bereits nach 
2 Jahren ala nicht lebensfähig der Auflöfung verfiel. Weſentlich auf 
Grund der trüben St. Gallener Erfahrungen hat am 9. Juli 1898 der 
Züricher Große Stadtrat mit 54 gegen 42 Stimmen die Einrichtung einer 
Arbeitälojenverficherung verworfen. Beſſere Ausfichten fcheinen fich einer 
obligatoriichen Werficherung zu eröffnen, welche auf Grund forgfältiger, 
unter Mitwirkung des bekannten Socialpolititers Profeffor Adler gepflogener 
Vorberatungen im Kanton Bajel-Stadt für die der Arbeitslofigfeit 
am meiſten außgejegten Mitglieder des Arbeiterjtandes, die Fabrik-, Erd— 
und Bauarbeiter, ins Leben gerufen werden joll. 

Die einzige derartige Gründung in Deutichland iſt die im April 1896 
nach) Berner Mufter errichtete „Stadtkölnifhe Verſicherungs— 
kaſſe gegen Arbeitslojigfeit im Winter“ Berfichert waren 
1898/99 347 Berfonen, gegen 324 im Borjahre und 220 im Jahre 
1896/97. Bon den 347 Berficherten famen 65 den vertragsmäßigen Ver— 
pflichtungen nicht nad. Die 282 übrig bleibenden VBerficherten zahlten 
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34 Mochenbeiträge zu 25 Pi. = 2397 Mk., und die 144 Arbeitsloſen 
davon befamen 3343 ME. ZTagegelder neben der einem Zeil von ihnen 
nachgewiejenen Arbeit. Vielfach haben die Berficherten die Unterftügung 
verlangt, die nachgewiejene Arbeit aber nicht angenommen. Die Kafje hat 
ein Bermögen von 116000 Mk., dad mit 25000 ME. aus einem 
jtädtifchen Beitrage, im übrigen aber aus freiwilligen Zumendungen her— 
rührt. Nicht mit Unrecht bezeichnet daher Schanz ! dieje Verficherung, die 
ganz wejentlich auf den Zuwendungen von Gemeinde, Gejellichaften, Ver— 
einen, Ehrenmitgliedern und Patronen bafiert ift, als eine „modifizierte 
Wohlthätigkeit“; und da überdies durch den letzten Gejchäftsbericht die Klage 
bindurchflingt, daß die Arbeiter der Kafje nicht das richtige Verftändnis 
entgegenbrächten, indem fie fi) nur in geringer Zahl daran beteiligten, jo 
wird man auch diejer Gründung eine größere focialreformatoriihe Trag— 
weite faum beilegen fönnen. 

Da hiernach auf die jtaatliche Durchführung der obligatorijchen 
Arbeitölofenverficherung in Deutjchland für abjehbare Zeit nicht zu rechnen 
it und auch dem auf Einrichtung des Sparzwanges gerichteten Schanzichen 
Vorſchlage? eine günftigere Prognoje vorerjt faum gejtellt werden fann, jo 
wird ed dabei bis auf weiteres fein Bewenden behalten, daß die öffent: 
lihe Armenpflege zur Linderung des durch Arbeitslofigfeit hervor— 
gerufenen Elends in lebter Linie einzutreten berufen bleibt. Daß dies ein 
höchſt unerfreulicher Zuftand it, joll feinen Augenblid geleugnet werden 
und eine weitblidende Gemeinde wird daher alles aufbieten, um durch 
vorbeugende Maßnahmen dem Anheimfall arbeitswilliger Arbeitälojer an 
die öffentliche Armenpflege nach Sräften zu begegnen. Iſt dies nun 
aber nicht gelungen und treten arbeitsfähige Perfonen unter der Angabe, 
daß fie durch Arbeitslofigkeit Hilisbedürftig geworden feien, an die Armen 
pflege heran, jo befindet fich diefe in einer jchwierigen Lage. Die zu ihrer 
Verfügung ftehenden Mittel darf die öffentliche Armenpflege bekazıntlich nur 
aufmwenden für armenrechtlich hHilfsbedürftige, d. H. für folche Perjonen, 
welche das für ſich und ihre Familie zum notdürftigen Unterhalte Er- 
forderlicde weder aus eigenen Mitteln oder Kräften zu beichaffen ver— 
mögen, noch dasjelbe von dritter Seite empfangen. Kann jonach armen» 
rechtliche Hilfsbedüritigkeit jehr wohl durch Arbeitslofigkeit hervorgerufen jein, 
jo bedarf andererjeitß die Armenpflege notwendig eines Prüfſteines, der ihr die 





8 Bergl. un: Neue Beiträge zur Trage der Arbeitälojenverficherung. 
Berlin 1897. ©. 

2 Derjelbe Geht kurz dahin, daß jeder frantenverficherungspflichtige Arbeiter ge: 
zwungen werben joll, wöchentlich 20 Pf. — Saijonarbeiter nach Länge der Saiſon 
und öhe * Lohnes "mehr — durch Bermittelung der Krankenkaſſe bei der Sparkaſſe 
einzulegen, d. h. der Arbeitgeber hat den Betrag vom Lohne abzuziehen und unter 
Zuſchuß von 10 Pf. wöchentlich mit den Krankenkaſſenbeiträgen an die Krankenkaſſe 
abzuführen. Die Einlagen bleiben bi? zu 100 ME. geiperrt und können nur im Falle 
der Arbeitölofigkeit in Wochenbeträgen erhoben werden. 

Gegen dieſen Vorjchlag wird namentlich geltend gemacht, daß eine längere 
Reihe von Jahren erforderlich fei, bis die 100 ‘ME. angejammelt feien, ſowie daß 
dadurch der Arbeiter in der Verfügung über jein meift ohnehin Imappes und zum 
Lebensunterhalt unentbehrliches Einfommen in unzuläffiger Weile bejchränft werde. 
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Feitjtellung ermöglicht, ob der Hilfefuchende Arbeitsfähige jeinerjeit3 alle 
Mittel erjchöpft hat, um fich durch eigene Kraft den notwendigen Unterhalt 
zu bejchaffen. Aber jelbjt für den Fall, daß das Vorliegen armenrechtlicher 
Hilfsbedürftigkeit jejtgeftellt it, involviert die Unterftügung arbeitsfähiger 
Perſonen Gefahren verfchiedenjter Art, und zwar jowohl für den Unter- 
ſtützten ſelbſt, wie für die Geſamtheit. Zunächjt gilt auch vom un— 
freiwilligen Müßiggange das Sprichwort „Müßiggang ift aller Laſter 
Anfang“, denn die Möglichkeit, daß der Arbeitsfähige durch längeres Nichts— 
thun an jeiner Arbeitöfreudigfeit dauernden Schaden nimmt, ja daß er dem 
Trunke anheimfällt, Liegt feineswegs fern. Aber auch injofern walten 
gegen die Gewährung von Bar oder Natural-Unterftüßung an arbeitsjähige 
Perſonen gewichtige Bedenken ob, als diefelbe eine Beeinträchtigung des 
mühjam um den notdürjtigen Lebensunterhalt ringenden felbjtändigen 
Arbeiter darjtellt und für leßteren zugleich einen überaus verlodenden An— 
reiz enthält, fich der Sorgen und Mühen um den Erwerb des Unterhalts 
zu entjchlagen und die Bejchaffung desjelben ebenfalls der Gemeinde zu über: 
laſſen. Die Armenbehörde muß aljo in erjter Linie zwifchen denen, die 
nicht arbeiten können und denen, die nicht arbeiten wollen, unterjcheiden 
fönnen, fie muß aber weiterhin auch in der Lage jein, dem Arbeitsfähigen 
die erforderliche Unterjtügung geeigneten Falls in Form von Arbeit zu ges 
währen. 

Das Neichägejeg über den Unterftügungswohnfit behandelt in feinem 
zehnten Abjchnitte Lediglich die Beziehungen der Armenverbände zu einander 
und zu anderweit PVerpflichteten, während die Regelung des Berhält- 
niffe8 des Armenverbandes zum Unterftüßten jelbjt der Landesgeſetzgebung 
überlafjen ift, die in&bejondere über Art und Maß der zu gemwährenden 
Unterſtützung Bejtimmung zu treffen hat. Wenn aber in $ 62 des Reichs— 
gejeges dem Armenverbande die Befugnis beigelegt ijt, die dem Unterjtügten 
gegen Dritte zujtehenden Rechtsanjprüche in demfelben Umfange geltend zu 
machen, wie der Unterjtüßte jelbjt, jo wird folgerichtig dem Armenverbande 
auch die Beiugnis zugeitanden werden müſſen, zum Zwede feiner Schadlos— 
haltung die Arbeitskraft des Armen in Anfpruch zu nehmen. Zudem 
gilt überall im Nechtöleben der Grundjaß, daß jeder Berechtigung eine 
Verpflichtung , jeder Leiſtung eine Gegenleijtung gegenüberjteht, ſofern 
nicht durch die Leiftungsunjähigfeit des einen Zeile eine Ausnahme be- 
gründet wird. Die deutjchen Bundesjtaaten haben daher durchweg teils in 
ihren Ausführungsbejtimmungen zum Reichsgeſetz über den Unterſtützungs— 
wohnfiß, teils in bejonderen Armengejegen (j. Anl. 1) den Grundjat aufgejtellt, 
daß die Unterjtüßung geeigneten Falls auch mitteljt Anweiſung einer den 
Kräften des Hilfsbedürftigen entjprechenden Arbeit gewährt werden könne, oder 
daß der Arme für die ihm verabfolgte Unterjtügung die ihm nach Maßgabe 
jeiner Leijtungsfähigfeit übertragene Arbeit auszuführen verpflichtet jei. 


I. 


Die unter Übertragung von Arbeitsleiſtungen geübte Fürſorge für 
Arme kann ſowohl in offener, als auch in geſchloſſener Pflege erfolgen. 
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Schon in einem frühen Stadium ihrer Entwidelung hatte die Armenpflege 
erfannt, daß gegenüber Perſonen, welche durch Arbeitsſcheu oder Trunkſucht 
einer jelbitverjchuldeten Verarmung anheimgeiallen waren, der Gefichtöpunkt 
der Korreftion in den Vordergrund treten müfje und daß das Ziel, in diejen 
Individuen durch Gewöhnung an geregelte Thätigfeit den auf Neubegründung 
eineö eigenen Erwerbes gerichteten Willen wiederzuerweden, nur durch Unter- 
bringung in einer gejhlofjenen Anstalt erreicht werden könne!. 
Diejer Grundjaß ijt bis auf den heutigen Tag maßgebend geblieben, ſodaß 
Müpiggängern, Zrunfenbolden, Bettlern und Liederlichen Frauenzimmern 
die erforderliche Unterftühung — abgejehen von Krankheitsfällen — möge 
(hit nur in der Form der gejchlofjenen Pflege durch Aufnahme in ein 
Armenhaus, oder je nach Lage der Landesgejehgebung durch Überweifung 
in eine Zwangsarbeitsanitalt, gewährt wird, 

Arbeitseinrichtungen für Zwede der offenen Armenpflege wurden 
erjt viel jpäter, und zwar, joweit befannt, in größerem Maßſtabe zuerft 
von der im Jahre 1788 begründeten Allgemeinen Armen-Anjtalt in Ham— 
burg getroffen; jedoch Hat fich auch Hier die allgemeine Durchführung des 
Grundjages „Arbeit jtatt Almofen” ſchon nach furzer Zeit ald unmöglich 
erwiefen. Was die in neuerer Zeit auf dem Gebiete der offenen Armen 
pflege unternommenen Verſuche anlangt, arbeitälofe Arme gegen Arbeits- 
leiftung zu unterjtüßen, jo unterjcheidet Freiherr v. Reigenftein in feinem 
bereits erwähnten Referat über „Armenbeichäftigung und Arbeitönachweis” ? 
zunächſt zwijchen Beranftaltungen der öffentlichen Armenpflege und 
jolhen der BPrivatwohlthätigkfeit. Unter den Verfuchen der erjteren 
Art werben beſonders hervorgehoben die Beitrebungen der Stadt Elberfeld, 
wojelbjt zwifchen arbeitsunfähigen und arbeitsfähigen Armen unterjchieden 
und für jene Unterftügung, für diefe dagegen in eriter Linie die Gewährung 
von Arbeitägelegenheit vorgejchrieben iſt, deren Verfchaffung für gewöhnliche 
Zeiten den Armenpflegern obliegt, während in Fällen umfangreicher Not: 
ſtände, wie fie durch Kriſen, Geichäftsitodungen, Zurüdgehen einzelner 
Produktionszweige und hierdurch veranlaßte Arbeiterentlaffungen zeitweilig 
herbeigeführt wurden, die Stadt ſelbſt als Arbeitgeberin oder Arbeits— 
vermittlerin eintrat, indem fie entweder Öffentliche Arbeiten, wie Anlegung 
neuer Straßen, Planierung öffentlicher Plätze, Wiederaufdeckung eines 
verlafjenen Steinbruchs, jelbjt ausführen ließ, oder die Verwendung der 
arbeitölos gewordenen Kräfte bei den öffentlichen Arbeiten anderer Reflorts, 
insbejondere der föniglichen Gifenbahndirektion, vermittelte. Die Maß: 
nahmen der privaten Vereinsthätigkeit gliedert v. Reitzenſtein in jolche, 
welche ausſchließlich oder vorwiegend auf wandernde Arbeitfuchende, 
namentlih SHandwerfägefellen berechnet find, und in folche, die vor= 
nehbmlih den am Orte wohnhaften Hilisbedürftigen zu gute fommen 
follen, und gelangt jchließlich zu dem Urteil, daß eine planmäßige An— 


I Bereit? in der Fundationsordnung des in den Jahren 1619—1622 errichteten 
Merk: und Armenhaufes zu Hamburg wurde dieſes Princip ausgeiprochen; dev Wahr: 
ſpruch der Anftalt lautete: „Labore nutrior, labore plector“. 

e ie en bes Deutichen Vereins für Armenflege und Wohlthätigfeit, Heft 4. 
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wendung des Grundjages, daß arbeitsfähigen Armen die Unterjtügung nur 
durch oder gegen Arbeit zu gewähren fei, zur Zeit dank der Wirkſamkeit 
der Naturalverpflegungsitationen und Antibettelvereine in Bezug auf wan— 
dernde Hilföbedüritige in der Herausbildung begriffen jei, daß dagegen 
zur Beichäftigung der der ortSanmwejenden Bevölkerung angehörigen 
Arbeitälojen regelmäßige und der Erweiterung fähige Vorkehrungen oder 
Vorbereitungen im Wege der offenen Armenpflege im ganzen nur vereinzelt 
und, joweit überhaupt, fajt ausjchlieglich in größeren Städten getroffen jeien. 

Mit Rüdfiht darauf, daß feit der Eritattung jenes, die Arbeits— 
veranjtaltungen der offenen Armenpflege überdies nur beiläufig behandelnden 
Berichtes 12 Jahre verfloffen find, mußte es die erfte Aufgabe des zur 
jpeciellen Berichterftattung über „Arbeitseinrihtungen für Zwede 
der ofjenen Armenpflege“ berufenen Referenten bilden, fich einen 
Überblid über die in den einzelnen Gemeinden gegenwärtig bejtehen= 
den Deranjtaltungen der fraglichen Art zu verjchaffen. Dabei trat an 
den Berichterjtatter zunächſt die Trage heran, ob er fih auf Einrichtungen 
zur Beichäftigung bereits der Armenpflege anheimgetallener 
Perfonen beichränfen, oder auch das Gebiet der Prophylaxe in den Be— 
reich der Betrachtung mit einbeziehen ſolle. Wenn er fich für die [eßtere, 
weitere Auffafjung feines Themas entjchieden hat, jo war hierfür insbejondere 
die Erwägung maßgebend, daß die der Arbeitsverfchaffung dienenden vor— 
beugenden Maßnahmen fajt ausfchließlich der offenen Armenpflege zu 
gute fommen und daher im weiteren Sinne auch als Arbeitgeinrichtungen 
tür Zmwede der offenen Armenpflege gelten können. Das in diejem 
weiteren Sinne an die jämtlichen 194 im Verein vertretenen deutfchen Armen 
verwaltungen gerichtete Ausfunftzerfuchen (ſ. Anl. 2) ift in danfenswerter 
Weiſe von 170 Verwaltungen beantwortet worden !. Giebt fich jchon in diefer 
verhältnismäßig großen Zahl von Antworten das lebhafte Intereſſe fund, 
welches die Armenpflege allen auf die Bekämpfung der Arbeitälofigfeit ab— 
zielenden Bejtrebungen entgegenbringt, jo haben fich überdies einzelne Ver— 
waltungen direft dahin audgejprochen, daß fie den auf den vorliegenden 
Gegenjtand bezüglichen Verhandlungen mit befonderer Spannung entgegen= 
jähen und von denjelben wertvolle Anregungen und Unterlagen für die 
Schaffung von Einrichtungen erhofften, die nach Sachlage jehr notwendig, 
jedoch feineswegs überall in dem wünſchenswerten Umfange vorhanden jeien. 

Unter jenen 170 Gemeinden, welche die Umfrage beantwortet haben, 
befinden fich 64, die, abgejehen von Anjtalten der geſchloſſenen Armenpflege, 
denen geeigneten Falls auch Arbeitsloſe überwiejen werden, über feinerlet 
Arbeitzeinrichtungen für Hilfefuchende verfügen?, während in den übrigen 


ı Ayakunft haben leider nicht erteilt: Bieberach, Bielefeld, Gernsheim, Gemünd, 
Görlik, Graudenz, Hagen i. W., Jena, Königshütte, Konjtanz, Lingen, Yüneburg, 
Magdeburz, Marburg, Oels, Osnabrück, Pforzheim, Ratibor, Schopfheim, Soeft, 
Solingen, Sterferade, Straljund, Wismar. 

2 G3 find die Städte: Altenefjen, Altona, Anclam, Barmen, Berlin, Beuthen, 
Biebrich, Borbeck, Bremerhaven, Bromberg, Gelle, Eoblenz, Cöthen, Cottbus, Deijau, 
Döbeln, Dortmund, Duisburg, Eilenburg, Forft i. &.. Glauchau, Gleiwik, Glogau, 
Göppingen, Grünberg, Guben, Halberftadt, Harburg, Infterburg, Iſerlohn, Karla: 
ruhe, Kiel, Landäberg a. W., Langenbielau, Zauban, Linden, Diannheim, Meerane, 
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106 Gemeinden gewiffe Veranftaltungen diefer Art getroffen find. Die— 
jelben gliedern ſich zunächft in Einrichtungen, welche bezweden, den durch 
Arbeitslofigkeit Hilisbedürftig Gewordenen vor dem Anheimfallenan 
die Öffentliche Armenpilege zu bewahren, und in jolche, Die 
darauf abzielen, entweder den Hilfsbedürftigen durch Arbeit zu unter= 
ftüßen oder al® Aquidalent für die ihm in anderer Form gewährte 
Armenunterftüßung feine Arbeitsfrajt zu Guniten des Armen— 
verbandes auszunußen. Die der Vorbeugung gemwidmeten Ders 
anjtaltungen lafjen fich wiederum in zwei Gruppen jondern, jenachdem Die 
Armenbehörde dem Hilfefuchenden zur Erlangung privater Beichäftigung 
behilflich it, oder aber ihm freie Arbeit bei anderen Zweigen der Ge— 
meindevermwaltung, inäbefondere bei der Bauverwaltung, vermittelt. 


A. Arbeitseinrichtungen vorbeugender Natur. 


1. Verbindung zwiihen Urmenpflege und Arbeitsnadhweis. 


Wenn durch die Verhandlungen der Yahresverfammlung von 1887 
über „Armenbejhäftigung und Arbeitsnachweis” der Wunjch hindurchklang, 
daß es in immer weiterem Umfange gelingen möge, durch ein planmäßiges 
Zujammenwirfen zwifchen Armenpflege und Arbeitsnachweis den letzteren 
mehr und mehr zu einem wirkfjamen Mittel vorbeugender Armentürjorge 
auszugeitalten, jo hat die Umfrage ergeben, daß gegenwärtig hilfefuchende 
Arbeitsfähige — zum Teil auch folche weiblichen Geſchlechts — vielfach 
vor näherem Eingehen auf ihr Gefuch an jtädtifche oder private Arbeits- 
vermittelungsftellen verwiefen werden. Dieſes VBerfahren wird geübt in 
Aichersleben, Bonn, Breslau, Charlottenburg, Eöln, Elber- 
feld, Elbing, Eſſen, Frankfurt a. O., Freiburg, Gießen, 
Halle a. ©, Hannover, Heidelberg, Hildesheim, Königs— 
berg i. Pr, Mainz, Mülheima. Rh, Münjter i. W., Nürn— 
berg, Quedlinburg, Sangerhaujen, Siegen, Stoppenberg, 
Thorn, Ulm und Wandsbed. Es liegt indeifen auf der Hand, daß 
mit der bloßen Verweiſung an den Arbeitänachweis nur der erite Schritt auf 
dem Mege nach jener tejten Berbindung zwifchen Armenpflege und Arbeits— 
nachweis gethan ift, wie fie bei den damaligen Berhandlungen des Vereins 
ala wünjchenswert bezeichnet wurde. Erreicht ift das Ziel erſt, wenn die 
Armenpflege auch darüber unterrichtet wird, ob der Hilfefuchende den 
Arbeitsnachweis wirklich in Anfpruch genommen hat und mit welchem Er— 
folge; derartige weitergehende Ginrichtungen beftehen bislang erſt in 
Aachen, Erfurt, Gotha, Hamburg, Stuttgart und Ulm, 

In Machen werden die an die Arbeitsnachweisanftalt verwiejenen 
Hilfefuchenden angehalten, täglich zu einer feftgejegten Stunde im Armen 
Kontrollbureau zu erjcheinen und an der Hand eines ihnen übergebenen 


Merfeburg, Mes, Mühlhauſen i. TH, Mühlheim a. d. Ruhr, Neumünfter, Neuwied, 
Nordhanfen, Oberhaufen, Oldenburg i. Gr., — Plauen, Poſen, Rawitſch, Rem: 
ſcheidt, Ehmölln, Schönebed, Schwerin i. M., Schwiebus, Sorau, Spandau, Stolp, 
Trier, Vierſen, Weißenfels, Weſel, Zwickau. 
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Ausweiſes (j. Anl. 3) darzuthun, daß fie fich regelmäßig bei der Arbeitz- 
nachweisanftalt melden. 

In Erfurt erteilt der Arbeitsnachweis der Armenverwaltung Aus— 
funft, ob die arbeitsfähigen Perfonen, welche wegen Arbeitslofigkeit um 
Unterjtüßung nachgefucht Hatten und an den Arbeitsnachweis verwiejen 
waren, fich dafelbjt thatjächlich erfolglos um Arbeit bemüht haben. 

Sotha benußt den Arbeitsnachweis als Auskunftsftelle, falls Unter- 
ſtützung mit der Behauptung begehrt wird, daß Arbeit nicht zu finden fei. 

In Hamburg hat die Armenverwaltung mit 55 Arbeitsnachweiſen 
ein Abkommen getroffen, wonach fich die letzteren verpflichtet Haben, die ihnen 
mitteljt befonderen Formulars (ſ. Anl. 4) überwiejenen Perjonen in derfelben 
Weiſe wie jonftige Arbeitjuchende zu berüdfichtigen und auf der Rückſeite 
des Formulars über den Erfolg der Meldung umgehend Auskunft zu erteilen, 
Die Pflegeorgane, welche generell angewiefen find, arbeitzfähige Dilfefuchende 
vor Gewährung don Unterftüßung thunlichft an einen geeigneten Arbeits— 
nachweis zu verweijen, erhalten entweder alsbald eine Mitteilung über den 
Grfolg der Meldung bei dem Nrbeitsnachweis, oder fie fünnen aus dem 
Ausbleiben einer folchen entnehmen, daß fich der Arme bei.dem Nrbeits- 
nachweis nicht gemeldet, ſich alſo nicht ernftlih um die Erlangung von 
Beichäftigung bemüht Hat. - 

Sn Stuttgart befteht zwiichen dem Armenamt und dem jtädtifchen 
Arbeitsamt eine Abmachung! dahin, daß eriteres alle mehr oder minder 
arbeitsfähigen Erwerbälofen ohne Rüdficht auf Alter, Stand und Gejchlecht 
zur fofortigen Inanſpruchnahme der jtädtiichen Arbeitsvermittlung dem 
Arbeitsamte zuzumeifen hat. Das lektere bringt etwaige Empfehlungen 
der Armenbehörde oder ihrer Organe zur Kenntniß derjenigen jtädtifchen 
Verwaltungen, bei welchen der Bewerber Arbeit jucht, jedoch iſt das Arbeits- 
amt nicht verpflichtet, die vom Armenamt Zugewieſenen ihrer Hilfebedürftig- 
feit wegen dor anderen Arbeitjuchenden zu bevorzugen. Iſt Arbeitgmangel 
die einzige Urfache der Hilföbedürftigfeit einer alleinftehenden Perjon und 
liegt jonjt feine Dringlichkeit vor, jo wird die Protokollierung und Weiter: 
behandlung des Unterftügungsgefuches bis zum Nachweis der Inanſpruch— 
nahme der jtädtifchen Arbeitsvermittlung ausgeſetzt. Im alle der uns 
begründeten Ablehnung der ftädtiichen Arbeitsvermittlung oder der ver— 
mittelten Arbeit wird dem alleinftehenden Hilfefuchenden öffentliche Unter» 
ftügung verweigert, bei Yamilienhäuptern zwar den Angehörigen Unter: 
ftügung gereicht, gegen erftere aber mit Berhängung von Arbeitszwang 
gemäß Art. 14 des Geſetzes vom 2. Yuli 1889 oder mit Antrag auf Be- 
itrajung vorgegangen. Grwachjene Söhne oder Töchter werden unter An— 
drohung des Verluſtes der Unter ,tügung des Familienhauptes angehalten, 
die Inanſpruchnahme der ſtädtiſchen Arbeitävermittlung nachzumeifen. 

An Ulm fragt, jobald ein Arbeitsfähiger um Unterftügung nachfucht, 
die Armenverwaltung bei dem ſtädtiſchen Arbeitänachweisbureau an, ob 
Arbeiter gefucht werden, beziv. welche Verwendung für verfügbare Arbeits- 


ı Vergl. Dr. — Die Stuttgarter Armenbevölkerung im Lichte der Statiftit. 
Stuttgart 1898. ©. 56 f. 


14 Buehl. 


fräfte vorhanden ift. Erſcheint der Hilfefuchende für die betreffende Arbeit 
geeignet, jo wird er unter Berabfolgung einer entiprechenden Anweifung auf 
die vorhandene Arbeitsgelegenheit aufmerkſam gemacht. 

Eine nähere Verbindung zwiſchen Armenpflege und Wrbeitsnachweis 
wird neuerdinga auch in Dresden geplant. Nach einem in Nr. 8 des 
„Helfer“ abgedrudten Schreiben de dortigen Armenamts3 vom 26. April 
1899 jollen die Obmänner der Armenpflegevereine angewiefen werden, Per— 
jonen, die bei ihnen um Unterftüßung nachjuchen, in dazu geeigneten 
Fällen, vielleicht mitteljt Empfehlungsfarten, an Innungen, Vereine und 
fonftige Körperjchaften, die fich mit Nachweifung von Arbeit befaffen, zu 
verweiſen. 

Eine weitere Stufe der Entwicklung repräſentiert die Arbeitsnachweiſungs— 
anjtalt zu Leipzig, welche im Jahre 1843 vom dortigen Armenamte 
begründet wurde und noch heute der unmittelbaren Leitung desfelben unter: 
fteht. Die Anjtalt bat es fich zur Aufgabe gemacht, nicht nur folchen 
Armen Stellung zu verfchaffen, welche bereit3 aus der Armenkaſſe unterjtüßt 
werden, ſondern auch Perjonen, die Unterftügung noch nicht empfangen, die 
jedoch, wenn ihnen ein Broterwerb nicht verichafft wird, der öffentlichen 
Unterftügung zur Laſt fallen würden, Arbeit zu vermitteln. Zur Bequem: 
lichfeit des Arbeitskräfte juchenden Publiftums find über die ganze Stadt 
verteilte Sammeljftellen errichtet, wojelbft die Entgegennahme von Aufträgen 
erfolgt, die dann zweimal täglich durch den Armenboten zur Gentralitelle 
befördert werden. Damit der Anjtalt das Bertrauen der Arbeitgeber er— 
halten bleibe, ſoll nur zuverläffigen, ordentlichen und nüchternen Leuten 
Arbeit zugewiefen werden und find die Pflegeorgane bejonders darauf hin— 
gewiejen, daß laufend unterftügten Armen nur auf Grund eines die Würbdigfeit 
fonftatierenden pflegerifchen Atteftes Arbeit nachgewiefen würde. Die An- 
ftalt, welche borzugsmweife von Frauen benußt wird, weiſt faſt ausschließlich 
folche Erwerböthätigfeiten nach, welche einer bejonderen Erlernung nicht be= 
dürfen oder zu deren Ausübung eine furze Anweifung genügend ift. 


2. Direkte Arbeitsvermittelung bei Privaten. 


Auf der Grundlage der dem Elberfelder Syitem eigenen Decentrali« 
fation der Armenpflege hat fich vielfach eine weitgehende Arbeitsfürſorge 
durch die ehrenamtlichen Organe infofern herausgebildet, ala Bezirks: 
vorjteher und Pfleger bemüht find, die ihnen zugewiefenen Hilfsbedürftigen 
dadurch don der Armenpflege fernzuhalten, daß fie ihnen im eigenen Bes 
triebe oder durch perfönliche Intervention bei bekannten Arbeitgebern Be— 
ichäftigung zu vermitteln fuchen. Über den Erfolg derartiger Beitrebungen 
wird namentlich aus rheinischen und weitjälifchen Städten Günftiges be- 
richtet, jo aus Bohum, Bonn, Edln, Ereield, Ejjen, Hape, 
gennep, Meiderih, Mülheim a. Rh, Neunfirhen, Müniter 
i. W., Ruhrort, St. Johann, Siegen. Die Stadt Erefeld hebt 
bejonders hervor, es werde, um die Arbeitsverichaffung zu erleichtern, thun= 
lichit dafür Sorge getragen, daß in allen Armenbezirfen Bauhandiwerker 
und induftrielle Werkmeiſter als Pfleger erwählt würden, während Ejien 
berichtet, daß die Armenpfleger mit zahlreichen Arbeitgebern dauernd in 
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Verkehr jtänden und daß insbejondere auch jeit vielen Jahren ſtets Beamte 
bedeutender induftrieller Werke in der Armenpflege ehrenamtlich thätig ſeien, 
denen in ihrer Privatitellung die Arbeiterannahme unterjtellt jei oder bie 
Beihaffung von Hilfsarbeitern obliege, jodaß es dem Pfleger bei normaler 
Konjunktur in der Induſtrie unfchwer gelinge, einem gefunden arbeitswilligen 
Menjchen Arbeitägelegenheit zu vermitteln. 

Zu erwähnen bleibt an diejer Stelle noch, daß an einzelnen Orten 
die Armenbehörde mit Erfolg bemüht tft, Hilfejuchende in der Weiſe vor der 
VBerarmung zu bewahren, daß fie ihnen das zum jelbitändigen Betriebe 
häuslicher Erwerbsarbeiten erforderliche Arbeitägerät verabfolgt. So waren 
im Frühjahr 1899 in Elberfeld — zumeiit an weibliche Familien— 
häupter — auögegeben und im Betriebe 25 Spulmafchinen, 6 Spulräder, 
10 Nähmaſchinen, 1 Bandhajpel, 2 Webftühle, 1 Stridmafchine. Eine größere 
Anzahl derartiger Majchinen Hält die Armenverwaltung jtets auf Lager, um 
in geeigneten Fällen damit aushelfen zu können ; diefelben werden uur leihweife 
verabfolgt und unter Kontrolle gehalten. Auch in Hamburg fommen 
Fälle derartigen vorbeugenden Cingreifens vor; insbeſondere finden Die 
Mittel des lediglich prophylaktiichen Zweden dienenden, über 45—50 000 ME. 
jährlich verfügenden „Specialfonds der allgemeinen Armen-Anſtalt“ nicht 
felten zur Beichaffung von Handwerkszeug und dergl. für jolche Perjonen 
Verwendung, welche ihre Geräte eingebüßt haben und ſich dadurch genötigt 
ſehen, öffentliche Hilfe in Anjpruch zu nehmen. 

Sn der nämlichen Richtung bewegen fih auch — inäbefondere an 
Drten, wo das Elberfelder Syjtem nicht eingeführt ift, — die Bemühungen 
der berufsamtlidhen Organe der Armenbehörde. Man bedient fich 
zum Zmwede der Ermittlung offener Arbeitzjtellen namentlich) der Tages— 
prefje und veranlaßt geeignete Hilfefuchende, an den ihnen aufgegebenen 
Stellen um Arbeit anzufprechen. Die jeher wünjchenswerte Kontrolle 
darüber, ob der Arme bei den ihm bezeichneten Arbeitgebern auch) wirklich 
um Beichäftigung nachgejucht Hat, wird in Aachen, ähnlich wie gegenüber 
den an die Arbeitsnachweisanitalt verwieſenen Perſonen, dadurch geübt, 
daß ſich der Arme täglich im Kontrollbureau der Armenverwaltung zu 
melden und an der Hand eines Formulars (Anl. 5) entfprechenden Nach— 
weis zu liefern bat. 

Sowohl von den ehrenamtlichen, al auch von den berufßamtlichen 
Organen der Armenpflege können endlich gewiſſe Arbeitseinrichtungen benußt 
werden, welche an einzelnen Orten von gemeinnügigen Privatvereinen ins 
Leben gerufen find, um vorübergehend bejichäftigungslos gewordenen Perſonen 
unter voller Wahrung ihrer wirtichaftlichen Selbſtändigkeit Arbeitsgelegen- 
heit zu bieten und fie dadurch vor dem Anheimjall an die öffentliche 
Armenpflege zu bewahren. Hierhin gehören die von der „Gejellichait zur 
Fürſorge für entlaſſene Strafgefangene für Barmen und Elberfeld“ 
in einem von der erſtgenannten Stadt hergegebenen Lokal unterhaltene 
Arbeitsſtelle, welcher aus beiden Städten Arbeitsloſe zugewieſen werden 
können, ferner die Arbeitsſtätte des von der Stadt mit 6000 Mk. ſubven— 
tionierten „Vereins gegen Armennot und Bettelei“ in Dresden, ſowie die 
gleichartige vom „Armenunterſtützungsverein“ in Königsberg i. Pr. zur 
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Beſchäftigung Arbeitsloſer im Winter ins Leben gerufene Veranſtaltung. 
Die Arbeit beſteht in Barmen-Elberfeld und Dresden in Holzzerkleinern auf 
der Arbeitsſtelle ſelbſt. In Königsberg werden daneben andere Gelegen= 
heitsarbeiten verrichtet, jowie geeignete Arbeitskräfte zum Holzzerkleinern, zu 
Transporten, zum Schneeräumen und ähnlichen Berrichtungen Privatleuten 
zugewiejen; auch ift Hier. eine Abmachung mit der Gefängnisverwaltung 
dahin getroffen, daß im Winter Gefangene zu folchen Arbeiten, wie fie der 
Verein vergiebt, nicht verwendet werden. Sn Barmen = Elberfeld kann der 
Derdienit die Höhe des Durchichnittslohnes eines Fabrikarbeiters erreichen ; 
in Dresden, wo die Sintentionen mehr darauf gerichtet find, älteren nicht 
mehr voll erwerbafähigen Perjonen Gelegenheit zum Erwerb eines Notpienniga 
oder Nebenverdienftes zu gewähren, ſchwankt derjelbe je nach Leiſtungsfähig— 
feit und Arbeitszeit zwifchen 3 und 12 ME. pro Moche. 

Über eine bejondere Art der Arbeitsvermittelung im Intereſſe ber 
Armenpflege berichtet die Armenverwaltung in Saarbrüden, die ledig: 
lich Naturalunterftügung, und zwar durch Bermittelung des lotalen Frauen⸗ 
yereins verabjolgt. Arbeitsfähige Perſonen haben beim Anbringen eines 
Unterftügungägefuches zunächſt nachzuweijen, daß fie fich ſelbſt ernſtlich um 
Arbeit bemüht haben ; wird dieſer Nachweis erbracht, jo fucht ihnen die 
Vorſitzende des Frauenvereind bei Großinduftriellen oder Gewerbetreibenden 
Arbeit zu verschaffen, was ihr infolge ihrer ausgedehnten Beziehungen zu 
Arbeitgebern in der Regel gelingt. Zum Beweiſe der Bortrefflichkeit 
dieſes eigenartigen Syſtems weiſt die Stadt darauf hin, daß der Armenetat 
der 22000 Seelen zählenden Gemeinde einen Zuſchuß don nur 18000 ME. 
erfordere. 


3. Vermittelung von Gemeindearbeit. 


In einer großen Anzahl von Gemeinden läßt die Armenverwaltung 
ed ſich angelegen jein, Hilfefuchende dadurch vor der Verarmung zu be= 
wahren, daß fie denjelben, insbejondere durch Empfehlung an die Bauver— 
waltung, zu angemefjener Beichäftigung im Dienfte der Gemeinde verhilft. 
Dabei Handelt es fich teils um voll erwerbsfähige Perfonen, teil aber auch 
um jolche Arbeitälofe, die infolge ihres höheren Alters oder bejonderer Ge— 
brechen auf dem offenen Arbeitsmarfte feine lohnende Thätigfeit mehr finden 
fönnen und denen im Dienjte der Gemeinde Gelegenheit geboten wird, ſich 
dag zu ihrem Unterhalt Erforderliche als Arbeiter zu erwerben, ohne daß 
der ihnen gewährte Lohn etwa den Charakter eines Almojens annähme, 
Regelmäßig wird dabei zur Bedingung gemacht, daß der Hilfefuchende in 
der betreffenden Gemeinde den Unterftügungswohnfit beſitzt. Eine derartige 
Verſchaffung von Gemeindearbeit findet ſtatt in Altendorf, Apolda, 
Breslau, Cannſtatt, Eberswalde, Frankfurt a. D., Freiberg 
i. ©,, Gera, Gießen, Samburg, Hameln, Hildesheim, Kreuz— 
nach, Langenberg, Ludwigsburg, Meiningen, Mülheima. Rh., 
Nieder-Wildungen, Rathenow, Reichenbach i. V., Roſtock, 
Rudolſtadt, Saarbrüden, Sagan, Stuttgart, Thorn, Wald, 
Wandsbek, Wiesbaden, Worms, Zeit und Zittau. 
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Mas die Art der Beichäftigung anlangt, jo handelt es fich im wejent- 
lihen um leichtere Straßenarbeit, insbejondere bei der Straßenreinigung, 
doch kommen auch andere Arbeitszweige in Trage. 

So werden in Altendorf Hilfefuchende auch im Gemeindefteinbruch 
gegen einen ihren Zeiftungen entiprechenden Tagelohn bejchäftigt, der fich auf 
1,50— 3 ME. jtellt; die Leute werden als freie Arbeiter behandelt, und erſt 
wenn der Berdienjt zur Emährung der Yamilie nicht Hinreicht, wird eine 
Unterftügüng aus Armenmitteln gewährt. 

In Freiberg i. ©. werden Perjonen, welche fich wegen Beichäf- 
tigungslofigfeit an die Armenpflege wenden, in der im Armenhaufe befind- 
lichen Holzipalterei, Schuhmacherei und Wäſcherei gegen Lohn bejchäftigt, 
wobei ihnen von vornherein eröffnet wird, daß ihmen diefe Arbeit nur für 
einige Wochen gewährt werden fünne und fie fich daher ingwijchen um 
andere Bejchäftigung zu bemühen hätten. 

Die Stadt Gießen gewährt Hilfäbedürftigen, um fie don ber 
Armenpflege fernzuhalten, je nach der Befähigung leichtere oder jchwerere 
— bei dem Stadtgärtner, dem Friedhofsaufſeher oder dem Stadt— 

auamt. 

Mit der Allgemeinen Armen-Anftalt in Hamburg it jeit Ende des 
vorigen Jahrhunderts eine Arbeitsanftalt verbunden. Während man ches 
dem allen arbeitsfähigen Armen durch Arbeitsanmweifung (Spinnen u. dergl.) 
zu helfen bemüht war, bejchränft fich die Thätigfeit der Arbeitsanftalt jegt 
auf die Heritellung derjenigen Gebrauchsjtüce, welche nach der Geſchäfts— 
ordnung an Arme geliefert werden. Es handelt fi) dabei um Hemden, 
Unterröde, Unterhofen, Knabenanzüge, Mädchenkleider, Strümpfe, Stroh— 
jäde und Bettlafen. Während die Mädchenkleider jchon feit einiger Zeit 
von Frauen gefertigt werden, welche fich durch dieſe Thätigfeit jelbitändig 
ernähren, wurden die übrigen Gegenftände bis jet von einem angeftellten Werk— 
meijter zugejchnitten und durch Frauen gegen überaus bejcheidene Lohnjäße ge= 
fertigt. Die Zahl der bejchäftigten Arbeiterinnen betrug im Jahre 1898: 
244 (172 Näherinnen und 72 Striderinnen), wovon etwa die Hälfte unter: 
ftüßte Arme waren; das verarbeitete Material hatte einen Wert von etwa 
51000 Mf. und an Löhnen wurden ca. 10000 ME. verausgabt. Nun— 
mehr ift indeſſen der Beichluß gefaßt worden, die Arbeitsanjtalt in ihrer 
jeitherigen Berfaffung aufzuheben und die Beichaffung der an Arme zu 
liefernden Befleidungs- und Bettjtüde (mit Ausnahme der Mädchenkleider) 
nach Vereinbarung mit den Frauenvereinen in der Weife zu bewirken, daß 
dag Rohmaterial von der Allgemeinen Armen-Anſtalt geliefert, die Ver— 
arbeitung aber durch die Vereinsarmen beſchafft werden ſoll. Troß des 
durch die Erhöhung der Löhne auf einen angemefjenen Sa bedingten Mehr» 
aufwandes hat man fich zu der Neuerung entjchloffen, weil mit der letzteren 
nicht nur eine Bereinfachung des Betriebes verbunden und eine beſſere Ge— 
währ für gute Arbeit gegeben ift, fondern vor allen Dingen eine nicht ge= 
ringe Anzahl jüngerer, an fich erwerbsfähiger Frauen von der dfjent- 
fihen Armenpflege ferngehalten werden kann, während bei dem 
bisherigen Syſtem durchweg nur alten und ohnehin Hilfsbedürftigen Frauen 
ein geringer Nebenderdienft (bis 30 ME. jährlich) verichafft ne 
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Auch die Armenverwaltung in Saarbrüden läßt an Arme zu ver- 
— Gebrauchsſtücke durch hilfeſuchende Frauen oder Handwerker an— 
ertigen. 

In Wandsbeck werden Hilfsbedürftige durch Beſchäftigung in dem 
Landwirtſchaftsbetriebe des Armen- und Waiſenhauſes zeitweilig von der 
Öffentlichen Armenpflege ferngehalten. 

In Wiesbaden werden nicht nur Männer zur Beſchäftigung an die 
Bauverwaltung verwieſen, ſondern auch Frauen vom Stadtbauamt auf Em— 
pfehlung der Armenverwaltung zur Reinigung ſtädtiſcher Gebäude an— 
genommen. Bei Familien mit großer Kinderzahl wirkt die Armenverwal- 
tung dahin, daß auch arbeitsfähige Söhne Beichäftigung beim Stadtbauamt 
erhalten. 
ki In Wormd wird Hilfefuchenden, um fie don der Armenpflege jerns 
zubalten, Gelegenheit zur Arbeit in ftädtifchen Betrieben, 3. B. bei Wiejen- 
fulturen, in Kiesgruben und in der Stadtgärtnerei gegeben. 

Abgeſehen von der vorjtehenden, durch die Jahreszeit oder bejondere 
Notjtände nicht bedingten Arbeitövermittlung find in vielen Gemeinden für 
Zeiten allgemeinerer Arbeitslofigkeit befondere Vorkehrungen getroffen, indem 
aladann entweder Erdarbeiten oder dergleichen eigens in Angriff genommen, 
oder aber gewifje alljährlich zu bewirfende Arbeiten für dieſe Zeit zurüd- 
geftellt und zu deren Beſchaffung Perjonen, die andernfalls der Armenpflege 
zur Laft fallen müßten, namentlich die im Winter beichäftigungslofen Baus 
bandwerfer, verwendet werden. Bon den „Notitandsarbeiten” im eigentlich 
techniſchen Sinne unterjcheiden fich diefe Arbeiten dadurch, daB dort 
Unterjtüßung in Form don Arbeit gewährt wird und der Lohn daher 
den Charakter einer Armenunterftüßung annimmt, während es fich hier um 
ein freies, prophylaktiſchen Zweden dienende Arbeitsverhältnis 
handelt. Notarbeit in diefem lehteren Sinne gewähren gegebenen Falls 
die Gemeinden Charlottenburg, Chemnitz, Colberg, Danzig, 
Darmitadt, Düren, Eberswalde, Elbing, Gera, M.-Gladbad, 
Hamburg, Heidelberg, Königsberg i. Pr, Meideridh, 
Neunfirhen, Rheydt, St. Johann, Sangerhaufen, Straß- 
burg 1.6. und Stuttgart. Es werden dabei in erfter Linie verheiratete, 
am Orte unterftüßungswohnfigberechtigte Perſonen berüdfichtigt und befteht 
die Beihäftigung in GSteinfchlagen, Kiedgewinnung, Erdarbeit, Wegebau, 
Melivrationen, Holziällen, Kanalreinigung und dergl. Die Arbeiten werden 
teild im Accord, teild im Tagelohn ausgeführt; der Iebtere erreicht ver— 
einzelt die normalen Sätze, meift hält er fich unterhalb derfelben und wird 
nötigenfall® durch Gewährung von Armenunterftügung ergänzt. Königsberg 
bedient fich auch bei Vergebung derartiger Arbeiten der Vermittlung des 
vom Armenunterftüßungsverein mit jtädtifcher Subvention unterhaltenen 
ftändigen Arbeitsnachweisbureaus, dem diejelben nach vorher vereinbarten 
Grundſätzen gemeldet werden. 


4. Borbeugende Arbeitsvermittelung zu Gunſten Unterſtützter. 


Die vorjtehend gekennzeichneten Wege find nicht bloß gangbar, wenn 
es ſich darum Handelt, arbeitsfähige Hilfefuchende durch Vermittelung oder 
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Zuweifung von Arbeit vor dem Anheimfallen an die öffentliche Armenpflege 
zu bewahren, jondern jene Bahnen werden durchweg auch dann noch be= 
jchritten werden können, wenn wegen Dringlichkeit des Talles oder weil die 
auf Arbeitsverjchaffung gerichteten Bemühungen erfolglos geblieben waren, 
die öffentliche Armenpflege zunächft einzugreifen hatte und es fich nun darum 
handelt, durch Bermittelung geeigneter Bejchäftigung fernerer Verwendung 
öffentlicher Mittel vorzubeugen. Der umfichtige Pfleger wird nie vergefien, 
daß jeine höchjte und vornehmſte Pflicht darin bejteht, dem Armen thun— 
lichjt wiederum zu wirtichaftlicher Selbjtändigfeit zu verhelfen, und dieſer 
Aufgabe wird er vielfach erfolgreicher gerecht werden können, nachdem er mit 
der Eigenart feines Pflegebefohlenen näher vertraut geworden ijt. 

So wendet Aachen das oben gejchilderte Uberweifungsverfahren auch 
gegenüber Unterjtüßten an und jtellt die Unterjtüßung ein, jobald die 
Meldung im Kontrollbureau unterbleibt, indem alsdann . unterjtellt wird, 
daß es dem Betreffenden an ernjtem Willen zur Arbeit fehle oder daß er 
anderweit Beichäftigung gefunden Habe. 

Halle fordert, jobald eine Vakanz, die ein Unterjtüßter auszufüllen 
vermag, befannt wird, einen geeigneten Armen zur Übernahme der Arbeit 
auf und jtellt im Falle unbegründeter Ablehnung die Unterjtügung ein. 

Auch in Hamburg werden nicht jelten Unterjtüßte an einen Arbeits: 
nachweis verwiejen oder don den Pflegeorganen in Arbeitsftellen gebracht. 
Beſonders günftige Erfolge find in Ießterer Hinficht von den in der öffent- 
lichen Armenpflege thätigen rauen erzielt worden, die vielfach weiblichen 
Hilfebedürftigen in eigenem Hausſtande oder in ihrem Bekanntenkreiſe Arbeit 
als Scheuerfrauen, Näherinnen u. ſ. w. verfchaffen konnten und deren rajt- 
lojem Eifer e8 auch in einzelnen Fällen gelungen ift, männlichen Familien— 
bäuptern Stellung zu vermitteln. Weniger glücdlich verlief der in Hamburg 
unternommene Verſuch, einer bejtimmten Kategorie von Unterftüßten, den 
fogenannten Halbinvaliden, zu jelbjtändigem Grwerbe zu verhelfen. Um 
diefen Perſonen, die einerjeit3 von ihrer Unfallrente ihr Dafein nicht 
friften, andererjeit3 aber auch nur ſehr ſchwer eine ihnen die Ausnutzung des 
noch vorhandenen Rejtes von Arbeitskraft ermöglichende Thätigkeit finden 
können, Beichäftigung zu verjchaffen, Hat die Armenverwaltung verjucht, durch 
entjprechende Belanntmahung in den „Blättern für das Hamburgifche 
Armenwejen“ ihre gejamten ehrenamtlichen Organe — etwa 1700 Ber: 
fonen — für dieſe beſonders bedauernswerten Hilfsbedürftigen zu interejlieren, 
indem fie fich gleichzeitig bereit erklärte, einem Antrage auf Befreiung von 
der BVerficherungspflicht gemäß $ 3a des Krankenverficherungsgejeges zu: 
zuftimmen. Nennenswerte Erfolge find indefjen auf diefem Wege nicht erzielt 
worden. 


B. Arbeitseinrichtungen der offenen Armenpflege. 


Die öffentliche Armenpflege macht, wie bereit? erwähnt, von der ihr 
gejeglich zuftehenden Befugnis, arbeitsfähige Arme gegen Arbeitzleiftung zu 
unterftüßen, in zwei verjchiedenen yormen Gebrauch. Entweder empfängt 
ber Arme die Mittel zum notwendigen Unterhalt in Gejtalt einer Ber: 

2* 
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gütung für die von ihm auf Veranlaſſung der Armenbehörde geleiſtete 
Arbeit (Unterſtützung durch Arbeitsgewährung), oder aber er hat als 
Aquivalent für die ihm gereichte Unterſtützung die ihm nach Maßgabe ſeiner 
Leiſtungsfähigkeit angewieſene Arbeit nachträglich zu verrichten (Unterſtützung 
gegen Arbeitsleiſtung). Beiden Unterſtützungsformen iſt gemeinſam, daß 
das, was der Hilfsbedürftige empfängt, ſich nicht nach den für die freie 
GErwerbathätigfeit geltenden Grundſätzen, jondern nach Geſichtspunkten der 
Armenpflege bejtimmt. 


1. Unterjtügung durch Arbeitsgewährung. 
a. Fürſorge für wandernde Hiljsbedürftige. 


Auf diefem Gebiete kommen hauptjächlich die Naturalverpilegungß= 
ftationen in Betracht, die an Stelle der regellog gejpendeten Geldalmojen 
eine geregelte Naturalverpflegung durch die Station zu ſetzen und zugleich 
in dem Hilfsbedürftigen das Bewußtſein wachzuhalten bejtrebt find, daß er 
nicht ohne Gegenleijtung empjange. Solche Naturalverpflegungsitationen 
beitehen an zahlreichen Orten Deutſchlands, insbejondere auch auf dem 
Rande; fie werden teil von den Gemeinden, teil von Wohlthätigkeits- 
vereinen unterhalten, welche leßteren mitunter von der Gemeinde durch Geld 
oder durch Gewährung eines pafjenden Lokals, das ihnen diejelbe umſonſt 
oder gegen eine geringe Miete zur Verfügung jtellt, jubventioniert werden. 
Mandernde Handwerkögefellen werden in der Station zu einer beftinmten 
Arbeitzleiftung, die meist in Holzzerkleinern bejteht, herangezogen und erhalten 
dafür eine warme Mahlzeit oder auch Nachtquartier. Über Einrichtungen 
diefer Art wird aus Brandenburg, Coburg, Düjjeldorf, Frei- 
berg i. ©, Gera, Göttingen, Greiz, Hameln, Hanau, 
Hildesheim und Zittau berichtet, und zwar fünnen auch da, wo die 
Naturalverflegungsitation eine fommunale Einrichtung nicht bildet, geeignete 
Hilfefuchende jeitena der Armenverwaltung an diejelbe verwiefen werden. 
Gera, woſelbſt die Arbeitszeit für Perfonen mit Legitimation auf andert- 
halb Stunden, für Perfonen ohne folche auf 3 Stunden bemeſſen ift, bemerkt, 
daß wegen Benußgung der Naturalverpflegungsjtationen mit den Nachbar- 
gemeinden entjprechende Abmachungen getroffen feien; Greiz verabfolgt im 
Durchſchnitt an monatlih 200 Perſonen nach einjtündiger Arbeit im 
jtädtifchen Bauhof eine Marke, für welche dem Wanderer in der Herberge 
zur Heimat entweder eine warme Mahlzeit oder ein Nachtquartier ge= 
währt, wird. 

Über befondere Arbeitseinrichtungen für hilfsbedürftige Wanderer ver- 
fügen die Städte Ulm und Worms. Hier Eönnen fich jolche Perfonen 
durch Beichäftigung in einer ftädtifchen Kiesgrube Mittel zur Beichaffung 
von Schuhwerk erwerben, während dort den vielfach um Geldunterjtügung 
oder um Abgabe von Schuhen, Kleidern u. j. w. nachjuchenden, Hauptjäch- 
(ih aus Bayern verjchubten Hilfsbedürftigen Gelegenheit geboten wird, fich 
durch 2—5 tägige Arbeitsleiftung in der jonjt nur den Zwecken der ge— 
ichlofjenen Pflege dienenden Armenbejchäftigungg:e und Bewahranftalt 
„NRiederländerhof" durch Holzipalten, Drefchen oder andere entiprechende 
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Arbeitsleiſtung die notwendigen Bedürfniſſe zu verdienen. Seit Einführung 
dieſer Art der Verabreichung von Unterſtützung iſt die Zahl der betreffenden 
Geſuche von 2—300 auf 100 im Jahre zurückgegangen. 


b. Arbeitseinrihtungen für ſeßhafte Hilfsbedürftige. 


Der Zwed der diesbezüglichen Veranftaltungen ift, der Armenbehörde 
jederzeit die Diöglichkeit zu gewähren, Hiligbedürftigen, und zwar vornehmlich 
folchen, deren Arbeitsluft zweifelhaft ericheint, die erforderliche Unterftügung 
in der Form von Gemeindearbeit zu bieten. 

Die in Coburg, Frankfurt a. O. Greiz, Mainz, Oſchers— 
leben und Sangerhaufen getroffenen Einrichtungen erjtreden fich 
lediglih auf die Beichäftigung Hilisbedürftiger mit Straßenarbeit. In 
Frankfurt a. M. wird zwifchen Familienvätern und ledigen Leuten, die 
nicht Ernährer ihrer Eltern, Gejchwiiter u. j. w. find, unterjchieden und erfteren 
in befonderen Ausnahmetällen durch Zumeifung an das Tiefbauamt oder 
an den Armenverein Beichäftigung vermittelt, Leßteren Hingegen Armen: 
unterftüßung in Form von Arbeit in der Weile gewährt, daß fie der Ver— 
waltung des Armenhaufes mittels bejonderen Formulars (j. Anl. 6) zur Bes 
chäftigung zugewiefen werden. Diejelbe beiteht in Holzichlagen, Steinklopfen, 
Gartenarbeit, Kaffeebelejen, Roßhaarzupfen u. |. w. und wird die Arbeit entweder 
ftundenmweife, oder im Accord gelohnt, wobei indefjen die Bezahlung Hinter 
dem ortsüblichen Tagelohn zurüdbleibt, um den Antrieb zur Erlangung 
freier Arbeit, deren thunlichite Beichaffung dem Unterſtützten ausdrüdlich 
zur Pflicht gemacht wird, aufrecht zu erhalten. Im Jahre 1898 wurden 
in diefer Weife 67 Perfonen an 3217 Tagen beichäitigt. In Hanau 
findet ein Arntenpflegling ala Schreiber im Bureau der Armenverwaltung 
Verwendung, auch werden dajelbjt Schneider und Schuhmacher mit in ihr 
Fach einfchlagenden Arbeiten für die Verwaltung beichäftig. Weimar 
beichäftigt Arme in der Holzipalteanjtalt. Witten hält Stridarbeit bereit, 
die aber durchweg zurüdgewielen wird. Gine befondere, hierher gehörende 
Form der Unterftügung wird von Alter? her in Hamburg würdigen 
Staatsangehörigen, welche das 60. Lebensjahr überjchritten Haben, durch 
Aufnahme unter die Veteranen der Baudeputation gewährt. Die Veteranen 
werden ald Wächter, Auffeher in öffentlichen Anlagen u. ſ. w. bejchäftigt 
und erhalten hierfür in der Form eines Lohnes, jedoch aus öffentlichen 
Armenmitteln, pro Tag 75 Pf., und wenn ſich Gelegenheit zu ausgiebigerer 
Beichältigung bietet, eine nach dem Ermeſſen der Baudeputation und aus 
deren Mitteln zu zahlende fogenannte Funktionszulage. Die Zahl der 
Veteranen betrug am Schlufje des Jahres 1898 490, und waren für die— 
jelben an die Baudeputation rund 140 000 ME. zu zahlen. In Difen- 
bach endlich find das ganze Jahr Hindurch etwa 300 arbeitsloje oder 
ertverböbejchränfte Perjonen mit Straßenarbeit, Kanalherjtellung oder 
Reinigung, Laternenanzünden, Friedhofsarbeiten, Arbeit in den ftädtijchen 
Anlagen nach feften Accordlohnſätzen, welche geringer find, als die Lohnſätze 
für freie Arbeiter bejchäftigt. Nach einem jüngst erlaffenen neuen Regulativ 
ſoll das Stadtbauamt jämtlichen Gejuchen um Beichäftigung jeitens jolcher 
Perjonen, welche in Offenbach den Unterftügungswohnfig Haben, thunlichit 
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jtattgeben. Die Hilfsbedürftigen werden je nach ihrer Leiftungsfähigkeit 
beitimmten Lohnklaffen zugeteilt und fteht ihnen gegen diefe Zuteilung ein 
Beichtwerderecht an den Bauaufhuß, in welchem auch die Arbeiter vertreten 
find, zu. Ergiebt die Abſchätzung der Arbeitskraft einen Lohnſatz von 
weniger als 14 Pf. pro Stunde, jo entjcheidet die Armenbehörde, ob die 
Beichäftigung unter Gewährung eines Zujchuffes aus Armenmitteln fort» 
gejeßt, oder an ihre Stelle lediglich Barunterftügung treten fol. Das 
jocialpolitifch interefjante Regulativ, welches am 10. Mai 1899 die Ge- 
nehmigung der Stadtverordnietenverfammlung gefunden Hat, ijt ala Ans 
lage 7 beigefügt !. 

Bejonderes Intereſſe bieten endlich die Einrichtungen der Städte 
Bremen, Breslau, Caſſel, Eflingen, Lübed, Potsdam und 
Reutlingen infofern, ala hier bejondere, den Zweden der offenen Armen— 
pflege dienende Armenarbeits- oder Beichäftigungsanjtalten errichtet find. 
Die Berichte aus den genannten Gemeinden lauten ihrem wejentlichen In— 
halte nach folgendermaßen: 


Bremen. Um die Armenpflege in den Stand zu jeßen, jedem 
Unterftügung nachjuchenden, noch arbeitsfähigen Armen Mittel und Wege 
zum eigenen Eriverb anzumweifen, den nachläffigen und trägen Armen aber 
zur Arbeit nötigen zu können, bejteht auf dem Arbeitöhaufe eine Arbeits— 
anjtalt für freiwillige Arbeiter. Die freiwilligen Arbeiter erhalten 
wöchentlich ihren Lohn ausbezahlt, welcher niedriger ala der gewöhnliche 
Tagelohn bemefjen iſt. Es fteht dem Armen jederzeit frei, die ihm an— 
gewiejene Arbeit aufzugeben, jobald er auswärts mehr zu verdienen Gelegen- 
heit Hat; reicht dagegen der Arbeitslohn auch bei untadelhaftem Fleiße 
zur Beihaffung des nmotdürftigen Unterhaltes nicht Hin, jo erhält der 
Arbeiter dag daran Fehlende als Barunterftügung. Die Beichäftigung, welche 
fih auf das ganze Jahr erjtredt, bejteht in Holzzerkleinern, Kaffeeverlejen, 
MWergzupfen und Rohrreinigen. Die gedeihliche Entwidelung der Ans 
ftalt wird namentlich dadurch gehindert, daß die befjeren Arbeitskräfte in 
der Regel nur furze Zeit in der Anjtalt bleiben, jodaß letztere größeren 
Verdienſt dringende Arbeit für Private nicht zu übernehmen vermag und 
nicht immer genügende und geeignete Beichäftigung vorhanden if. Der 
Wert der Anftalt für die Armenpflege bejchränkt fich daher darauf, daß 
fie einerfeit3 die an beſchränkt Arbeitsfähige zu gemwährende Unterftühung 
mindert und daß fie andererjeit3 in Bezug auf Perfonen, bei denen der 
Verdacht der Arbeitsjcheu beiteht, die Möglichkeit einer Prüfung gejtattet, 
ob jener Verdacht begründet ift. 


Es betrug: 
1897 1898 
die Zahl der arbeitenden Perfonen . 159 134 
die Zahl der Arbeitötage . . . . 10399 9 259. 
Breslau. An Arbeitzeinrichtungen für Zwede der offenen Armen 
pflege beiteht: 


ı Dergl. Sociale Prarid 1899. Nr. 35. Sp. 949 f. 
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1. eine Armenjchreibftube, 
2. ein Armenkehrbezirk, 
3. eine Armenholzipaltanitalt. 


Beichäftigt werden ca. 30 Hilfebedürftige, und zwar in der Schreibjtube 
und der Holzipaltanftalt je 3, in der Kehrkolonne 20—24 Perfonen. Die 
Beihäftigung in der Schreibjtube und im Kehrbezirk währt das ganze 
Jahr hindurch, diejenige in der Holzipaltanftalt bejchränft fi) auf 
6 Monate, welcher Zeitraum genügt, um den vorhandenen Holzbedarf der 
verjchiedenen jtädtifchen Verwaltungen zu deden. In der Schreibftube 
werden nur Schreibarbeiten für die ſtädtiſche Armenverwaltung verrichtet 
und erfolgt die Bezahlung nach Maßgabe der Arbeitsleiftung auf Grund 
fejter, tarmäßiger Sätze durch den Bureaudorjteher der Armenverwaltung. 
In der Holzjpaltanjtalt wird die Zerkleinerung des aus den ftädtifchen 
Horjten bezogenen Holzes im Accord zum Preife von 2 ME. pro Meter 
bewirkt. Der Kehrbezirk beichafft außer den der Stadt obliegenden 
Straßenreinigungsarbeiten auch folche Für andere Behörden und Ver— 
waltungen auf Grund bejonderen Bertraged. Den Armen werden firierte 
Zagelöhne von 1,50 Mk., 1,75 und 2 ME. pro Tag bei Leijtung eines 
entjprechenden Arbeitspenfums ausbezahlt, jedoch ijt diefer Vergütung aus— 
drüdlich der Charakter einer Armenunterftüßung gewahrt (Anlage 8). 


Caſſel. Seit 1886 ift mit der Armenderforgungsanftalt eine Arbeits— 
anjtalt für Männer verbunden. Allen arbeitsfähigen Yamilienvätern, 
welche im Bureau der Armenverwaltung, woſelbſt jämtliche Unterjtügungss 
anträge zu jtellen find, wegen angeblicher Arbeitslofigleit um Unterjtügung 
nachjuchen, wird folche verjagt und ihnen eine Anweifung auf Arbeit über- 
geben, mit der diejelben fich nach der Arbeitsanjtalt begeben, um jofort 
zur Arbeit angehalten zu werden. Es wird Holz zerkleinert, und für dag 
Zerkleinern eines Raummeters Buchenholz werden 2,50 ME. gezahlt, jedoch 
erit nach Fertigſtellung der Arbeit. Der durchjchnittliche Verdienſt beträgt 
1,85 Mi. täglich. Größtenteild juchen die Bauhandwerker während des 
Winter um Arbeit nad. Die eingerichtete Arbeitägelegenheit hat fich als 
ein vorzüglicher Prüfftein für wirkiche und vorgebliche Not erwiefen. 
Tamilienhäupter, welche arbeitölog geworden find, aber arbeiten wollen, 
nehmen dad Angebot mit Dank an, während die die Organe der Armen 
pflege früher fortwährend beläftigenden Arbeitsjcheuen dadurch ferngehalten 
werden. 

Beichäftigt wurden im Rechnungsjahr 

1894/95 51 amilienväter 1554 Tage 
1895/96 35 Tamilienväter 918 Tage 
1896/97 32 Tamilienväter 720 Tage 
1897/98 18 amilienväter 434 Tage. 


Eßlingen. An der in erjter Linie den Zweden der gefchlofjenen 
Pflege dienenden Armenbejhäfitigungsanjtalt werden neuerdings 
auch Yamilienhäupter, welche wegen Arbeitslofigkeit um Unterftügung nach— 
juchen, mit Holzzerkleinern bejchäftigt. Vergütet werden pro Raummeter 
aufbereitetes Holz ME. 1,50, ein Betrag, der fih um 50 Pf. unter dem 
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ſonſt üblichen Aufbereitungslohn Hält, damit der betreffende Arme bejtrebt 
bleibt, andere befjer lohnende Beichäftigung zu fuchen. 

Lübeck. Nach der Armenordnung von 1846 kann die Allgemeine 
Armen: Anjtalt Unterftügung in Yorm von Arbeit gewähren, und zwar 
ſollen arbeitsfähige Perfonen zuvörderjt zur Arbeit angehalten werden. Zu 
diefem Zmede ijt mit dem Armenarbeitshaufe eine „Abteilung für 
freiwillige Arbeiter” verbunden. Diefer legteren werden ſowohl jolche 
Perſonen überwiejen, welche auf ihren Antrag mittelft Zumweifung von Arbeit 
unterjtüßt werden follen (Anl. 9), als auch diejenigen mit Geld Unterftüßten, 
welche durch die Armenpflegeorgane angewiejen worden find, die ihren Kräften 
angemefjene Arbeit ala Aquivalent für die ihnen gewährte Bar- oder Natural» 
unterftüßung zu verrichten (Anl. 10). Die freiwilligen Arbeiter werden 
mit Holz: und Stroharbeiten, Matraßenanfertigung und diverſen anderen 
Arbeiten bejchäftigt und erhalten das Material zu den anzufertigenden 
Gegenftänden geliefert. Die fertige Arbeit wird nach fejten Accordjäßen 
bezahlt und ſoweit fie nicht auf Beitellung angefertigt ift, in einem 
Magazin zum Verkauf ausgeftellt. Es werden nur Yamilienhäupter und 
alleinjtehende erwachjene Perſonen bejchäftigt und betrug die Zahl der 
arbeitenden Perſonen 


1895/96: 38 (28 Männer, 10 Frauen) mit 4631 Arbeitstagen 
1896/97: 41 (29 Männer, 12 Frauen) mit 5240 Arbeitstagen 
1897/98: 37 (27 Männer, 10 rauen) mit 4741 Arbeitstagen. 
Die Beichäftigung erjtredt fich auf das ganze Jahr und hat es an Abjat 
für die fertigen Arbeiten nie gefehlt. Der Verkaufsertrag hat im leßten 
Jahre 26 974,42 Mi. betragen, während fi) die Selbſtkoſten auf 
21 765,75 ME. ftellten. Der tägliche Durchjchnittsverdienjt des einzelnen 
Arbeiter ohne Rüdficht auf das Gefchlecht betrug 
1895/96: 1,28 Mt. 
1896/97: 1,11 Mt. 
1897/98: 1,13 ME. 
Nur eine geringe Anzahl der freiwilligen Arbeiter erwirbt das zu ihrem 
und ihrer Familien Unterhalt Erforderliche; die Mehrzahl, welche weniger 
geichictt oder arbeitsfähig ift, verdient weniger und muß dann noch mit 
Brot und Speife, ſowie auch wohl mit Geld unterjtüßt werden. 
Potsdam. Nach dem Vorbilde der Stadt Natibor hat die Stadt 
Potsdam im Winter 1896 in einem NRaume des jtädtijchen Armenhaufes 
eine Korbflechterei für 10 männliche Arbeiter ins Leben gerufen. Die 
Einrichtung Hat fich gut bewährt, indem fie nicht nur Gelegenheit bietet, 
Arbeitsfcheue zu ermitteln, fondern auch geeignet erfcheint, Beſchäftigungs— 
(oje vor den Geiahren der Arbeitslofigkeit zu bewahren. Die Beichäftigung 
findet nur für die Dauer von etwa 2 Wintermonaten ftatt und beträgt 
der Lohn bei 10Oftündiger Arbeitszeit höchſtens 1 Mark pro Tag. Der 
jenige Zeil des Lohnes, welcher dem Bejchäftigten nach den geltenden 
Ausſchlußſätzen für fih und die Seinigen als Unterjtüung hätte gewährt 
werden müfjen, wird aus Armenmitteln gededt; der überjchießende Betrag 
fommt bei einem vorhandenen Dispofitionsfonds zur Verrechnung. 
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Reutlingen. Es bejteht eine Armenbeihäfitigungsanftalt 
von geringem Umfange, in welcher im leßten Jahre etwa 5 Arbeitsloje an 
ca. 40 Tagen mit Holzzerkleinern oder Feldarbeit gegen Geld- oder Natural» 
unterjtügung beichäftigt worden find. 


c. Notjtand3arbeiten. 


Eigentliche Notjtandsarbeiten werden geeigneten Falls in Ajchers- 
leben, Baden-Baden, Bonn, Braunfhweig, Eöln, Colmar 
i. &, Elberfeld, Frankfurt a. M., Hanau, Heilbronn, 
Mainz, Regensburg und Wiesbaden unternommen. Während 
einige Gemeinden derartige Arbeiten in jedem Winter oder in jedem harten 
Winter vornehmen, bejchränfen andere ſich auf Zeiten, wo Handel oder 
Induſtrie darniederliegen, oder fonftige außergewöhnliche Umftände zu er— 
beblichen Arbeitsftodungen geführt haben. Die Bejchäftigung bejteht als— 
dann der Regel nach in Steinjchlagen auf Vorrat, in Erdarbeiten, Holz: 
zerkleinern, Schneefchaufeln und dergleichen. Bon mejentlichem Einflufie 
auf Stand und Entwidlung diefer Einrichtung ift naturgemäß die all« 
gemeine Lage ded Arbeitsmarktes, und es läßt fich an der Hand der vor— 
liegenden Berichte konſtatieren, wie mit der jtetigen Beſſerung der all- 
gemeinen Konjunktur ein Rückgang der Notitandsarbeiten Hand in Hand 
ging. So trat 3. B. in Bonn im Winter 1898/99 ein Bedürfnis zur 
Beſchäftigung Arbeitslojer überhaupt nicht mehr hervor, während es in 
den beiden vorhergehenden Wintern fi nur noch in geringem Umfange 
fühlbar gemacht Hatte. Dagegen waren im Winter 1895/96 noch 104 Per: 
fonen, von denen 65 verheiratet, 5 Witwer, 34 ledig und 74 orts— 
angehörig, 30 nicht ortsangehörig waren, an insgeſamt 4699 Arbeits- 
tagen bejchäftigt worden. Die jolchergeitalt Unterftügten Hatten für einen 
etwas unter dem Lohnjage der anderen Arbeiter jtehenden Tagelohn, welcher 
fih 1895/96 im Durchichnitt auf 2,14 Mi. jtellte, die übliche Tages— 
arbeit zu leiten. 

Beſonders entwidelt ift die Organijation der Notitandethätigfeit in 
der Stadt Colmar i. E. (Anl. 11). Hier werden alljährlich während der 
MWintermonate Steine für den Unternehmer der ftädtifchen Steinlieferungen 
zerkleinert und betrug die Zahl der Arbeiter im Winter 1898/99 146, 
Seitens der Armenverwaltung find nicht nur die Löhne, fondern auch gewiſſe 
Mindeftleiftungen genau feſtgeſetzt; dieſelben ſchwanken je nach Alter und Fertig- 
feit des Arbeiter zwiſchen 0,80 Mi. und 2,80 Mk., bezw. 0,10 cbm und 
1 cbm bei 7"ajtündiger Arbeitszeit. Arbeiter, welche die in ihrer Klaſſe 
verlangte Mindeftleiftung nicht verrichten, werden nicht weiter bejchäftigt. 
Andererjeits müfjen die Arbeiter jede jonftige ihnen angetragene entjprechend 
bezahlte Arbeit jofort annehmen, widrigenfalla ihre Entlaffung erfolgt. Die 
Löhne werden jeden Samdtag Nachmittag ausbezahlt und etwaige Lohn 
ftreitigfeiten vom Armenamte nach Anhörung eines Arbeiterausfchuffes ent— 
fchieden. Zufolge beionderer Abmachung mit dem „Verein zur Fürſorge 
für entlaffene Sträflinge” find aus dem Gefängnis Entlafjene, ſoweit die— 
felben in der Stadt ihren Unterftügungswohnfig Haben, jeitens der Armen- 
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verwaltung in Arbeit zu nehmen, bis diejelben anderweitige Beichäftigung 
gefunden haben. 

In Heilbronn zahlt die Armenverwaltung jährlih 2500 ME. an 
die Stadtkaſſe zwecks Bejchäftigung arbeitslofer Männer den Winter über. 
Beichäftigt werden, und zwar auf Grund einer ihnen don der Armen— 
verwaltung auszuftellenden Arbeitsanweilung an das Tiefbauamt, nur 
ſolche Perjonen, die den Unterftügungswohnfig am Orte befigen und durch 
das ſtädiſche Arbeitsamt Beichäftigung nicht finden konnten. 

Auch in Mainz wird jeit einer Reihe von Jahren während der 
Wintermonate dur Einführung von Notitandsarbeiten für die Beichäftigung 
Arbeitslofer Sorge getragen. Die Notjtandsarbeiter haben ſich auf er» 
gangene Aufforderung zu melden und werden in Liften eingetragen, auch 
werden Perſonen, welche wegen Arbeitslofigfeit um Armenunterfügung 
nachjuchen, zunächjt auf die Notjtandsarbeiten vertiefen. Die aufgejtellten 
Liſten werden dem Polizeiamt zur Prüfung Hinfichtlich der perjönlichen Ver— 
hältniſſe, insbejondere der Bedürftigfeit, mitgeteilt, und erhalten grundfälich 
nur folche Bewerber Beichäftigung, welche über 2 Jahre in Mainz gewohnt 
oder in Arbeit gejtanden Haben, wobei wiederum Yamilienväter vor anderen 
den Vorzug genießen. Die Arbeiten bejtehen in Kiesfieben, Steinfchiagen 
und Straßenfehren. In der Regel werden diejelben im Accord ausgeführt, 
wobei ungeübten Arbeitern ein fleiner Zufchlag gewährt wird; für Tage— 
lohnarbeiter beträgt der Lohn 1,50 ME. bei achtjtündiger Arbeitszeit. Bei 
unterjtüßten Perfonen wird der Arbeitslohn derart bemefjen, daß er die 
geltenden Unterſtützungsſätze nur unerheblich überjchreitet. 


2. Unterftügung gegen Arbeitsleiſtung. 


Während im allgemeinen die Unterjtügung arbeitsfähiger Perfonen 
durch Zuweifung von Arbeit bewirkt und nötigenfalls eine zujäßliche Bar- 
unterftügung bewilligt wird, bevorzugen einzelne Gemeinden generell oder 
für gewiſſe Fälle die nachträgliche Inanfpruchnahme der Arbeitskraft des 
Unterftüßten, der dann die Unterftügung gewifjermaßen abzuverdienen bat. 
In der Regel werden männliche Unterjtüßte dauernd oder an bejtimmten 
Tagen zu untergeordneten jtädtifchen Arbeiten, befonders zur Straßenreinigung, 
herangezogen, jo in Annaberg, Greifswald, Haspe, Hörde, Kett— 
wig, Malſtatt-Burbach, Stoppenberg, Zerbit und Zeitz. 

In Kattowih finden Frauen zu dieſer Thätigfeit Verwendung, 
während weibliche Unterjtüßte in Stoppenberg mit Reinigung der Schul- 
klaſſen, in Zerbjt mit Federreißen beichäftigt werden. 

In Baden-Baden ergeht, falls die dem Unterjtüßten oder jeinen 
Tamilienangehörigen innewohnende Arbeitskraft nicht ausreichend bethätigt 
wird, auf Beranlaffung der Armenbehörde eine polizeiliche Auflage zur Arbeits— 
leiftung beim jtädtifchen Tiefbauamt. 

Apolda zieht Armengeldempfänger je nach der Höhe der ihnen ge= 
währten Unterftüßung in größerem oder geringerem Umfange zur Ver— 
richtung der im Arbeits: und Armenhaufe vorkommenden Arbeiten, wie 
Tederfchleißen, Holzipalten, Wafchen für das Krankenhaus mit heran, 
während in Stuttgart nach Bedarf Unterftüßte in der der gejchloffenen 
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Pflege dienenden Armenbeichäftigungsanftalt als Accordarbeiter mit Holz- 
zerkleinern bejchäftigt werden, wobei der Wert ihrer Arbeitsleiftung jo 
bemefjen wird, daß derjelbe den Betrag der Unterftügung nicht überfteigt. 

Bernburg, Greifswald und Oſchersleben gewähren obdach- 
(ofen Perjonen oder Familien Unterfommen im Aſyl oder Armenhaufe mit 
der Maßgabe, daß, wenn die Zahlung der auf 1 Mi. bis 1,50 Mk. pro 
Woche bemefjenen Vergütung nicht erfolgt, der Betrag im ſtädtiſchen Dienjte 
abzuarbeiten ift. 

Sn Eifenach erhalten Almojenempfänger, welche zur Arbeit fähig 
und durch Yamilienverhältniffe daran nicht gehindert find, jeden Monat 
einige Tage Arbeit zugewieſen, die fie teil3 im Armenafyl, teils auf den 
von demjelben bewirtjchafteten Ländereien, teil im Rathauſe zu Leiften haben. 
Die Arbeitsanweifung erfolgt mittelft befonderen Formulars (Anl. 12) und 
wird die Beiolgung der Aufforderung überwacht; bei Verhinderung des 
Mannes darf die rau ausnahmsweiſe defjen Arbeit übernehmen, auch 
fönnen beide vereint oder mit der Mutter erwachjene Kinder die Arbeit 
gemeinjam leijten. Die Arbeit bejteht in Holzzerkleinern, Hülfenfrüchtelefen, 
Tederjchleißen, Striden, Hemdennähen, Scheuern, Fenjterpugen, Weldarbeiten 
und richtet fich nach den Fähigkeiten und Kräften der Beichäftigten einerjeits, 
jowie nach der Höhe der Unterftügung andererjeit. Der Wert einer Tages— 
arbeit wird in der Regel mit 3 ME. berechnet, während der wirkliche Wert 
der täglichen Leiſtungen zwijchen 30 und 50 Pf. jchwantt. 

In Heilbronn endlich werden Perſonen, die in öffentlicher Unter- 
ftügung jtehen und infolge Bejchluffe® der Armenbehörde einen Teil der 
Unterftügung abverdienen jollen, joweit e& fi) um Männer handelt, in der 
von privater Seite in Leben gerufenen Knabenbejchäftigungsanjtalt zu geeig- 
neten Arbeiten herangezogen. Frauen werden mit Anweifung auf bejtimmte 
Derdienjtbeträge den Diakonifjen oder barmberzigen Schweitern zugewiejen 
und von letzteren zu Hausarbeiten für Arme und Kranke, insbejondere in 
jolhen Familien, wo die Frau zeitweilig fehlt oder erfranft ijt, heran 
gezogen. Dieje Art der Verwendung gewährt doppelten Nuben, indem fie 
einerjeit3 den arbeitjuchenden Frauen zum Verdienſt gereicht und anderer- 
jeit3 die Verrichtung der notwendigen Hausarbeit für Kranke und Bedürf- 
tige ficherftellt. Die Auszahlung der Unterſtützung erfolgt in diefem Falle 
erjt nach der Arbeitsleiftung ; bei Mebrleiftung wird der Überverdienft auf 
den nächiten Monat übertragen. 


II. 


Eine umfaffende kritiſche Würdigung aller der mannigfaltigen, im 
vorhergehenden Abjchnitte behandelten Arbeitzeinrichtungen wird ſowohl 
durch die Reichhaltigkeit des vorliegenden Materials, ala bejonders dadurch) 
erheblich erſchwert, daß jede derartige Veranjtaltung in den focialen Zus 
jtänden ihres Entjtehungsortes wurzelt und in ihrer Yortentwidlung durch 
die verjchiedenartigjten Einwirkungen territorialen wie lofalen Charakters 
beeinflußt worden iſt. Da ſomit eine zutreffende Beurteilung die genaue 
Bekanntſchaft mit den einjchlägigen örtlichen Verhältniffen zur Voraus— 


28 Buehl. 


jegung bat, jo glaubt der Berichterjtatter von einem näheren Eingehen auf 
die in den einzelnen Gemeinden getroffenen Maßnahmen abjehen und fich 
in den nachſtehenden Erörterungen lediglich auf die Hervorhebung der in 
Betracht fommenden leitenden Gefichtspunfte beichränfen zu jollen. 

Menn eine arbeitsfähige Perſon öffentliche Armenunterftügung unter 
der Angabe in Anjpruch nimmt, daß ihr die Ausnugung der vorhandenen 
Arbeitskraft in Ermangelung von Wrbeitsgelegenheit nicht möglich ſei, jo 
fteflt diefer, in jeder Großftadt — auch bei normaler Lage des Arbeits- 
marktes — tagtäglich vorfommende Fall die Armenbehörde vor die 
jchwierige Entjchetdung darüber, ob der Hilfefuchende wirklich, d. h. ernſt— 
licher Anftrengungen ungeachtet, feine Arbeit hat finden fünnen, oder ob es 
ihm lediglich an der nötigen Arbeitsluft mangelt. Giner diesbezüglichen 
Prüfung kann fich die Armenbehörde garnicht entziehen, it doch deren Er— 
gebnis für die Frage nach dem Vorliegen der — die Vorausfegung jeder 
Aufwendung aus Öffentlichen Armenmitteln bildenden — armenrechtlichen 
Hilfebedürftigkeit infofern präjudiciell, als die letere beim Nachweis red- 
licher, aber erfolglojer Bemühung um Arbeit anzuerkennen tft, wogegen fie 
jelbftredend verneint werden muß, falls der Hilfefuchende eine ihm dar— 
gebotene Arbeitägelegenheit aus NArbeitsunluft ausgejchlagen Haben jollte. 
Einzelne Gemeinden! juchen zwar dieje Feititellung dadurch zu umgeben, 
daß fie arbeitsfähigen Perfonen öffentliche Unterſtützung grundjäßlich ver— 
weigern. Diefem Princip Liegt offenbar die Erwägung zu Grunde, daß 
jeder arbeitewillige Arbeitsfähige auch Arbeit finden könne, eine Auffaſſung, 
die jedoch unter den heutigen wirtjchaftlichen Berhältniffen nicht mehr 
ichlechtHin als zutreffend anerkannt werden fann? und die auch durch das 
Bundedamt für das Heimatwejen als mit dem Grundgedanken des Reichs» 
gejeges über den Unterſtützungswohnſitz unvereinbar reprobiert worden iſt. 
Das Bundesamt Hat ausdrüdlich ausgefprochen, daß die Trage nach der 
Notwendigkeit öffentlicher Unterftügung nur nach Yage des einzelnen 
"alles, nicht aber nad) felbjtgemachten Regeln, für die fih im Gefeß 
fein Anhalt finde, zu enticheiden fei, und e& hat wiederholt anerfannt, daß 
unter Umjtänden auch eine gefunde, arbeitsfähige Perfon auf Armenpflege 
angewiejen fein könne, und zwar inäbefondere dann, wenn fie jich die 
zur Befriedigung der notwendigiten Lebensbedürfniſſe erforderlichen Mittel durch 
Verwertung ihrer Arbeitskraft nicht fojort zu verichaffen vermöge?. 

Mie fol nun die Armenbehörde eine zutreffende Entjcheidung in den 
Fällen abgeben, in welchen ihr irgendwelche Aktenmaterial, das den Hilfe 
juchenden charakterifiert und eine richtige Beurteilung feiner PBerjönlichkeit 


13.8. Bonn, Quedlinburg. In Bonn wird arbeitäfähigen Arbeitölofen im 
dringenden Notfalle eine Unterftügung aus Stiftungen, nicht aus öffentlichen Armen: 
mitteln bewilligt. 

2 Die Zahl der wegen anderer Gründe als Krankheit beichäftigungslofen Per: 
onen betrug im Deutichen Reiche 

am 14. uni 1895: 179 004, am 2. Dezember: 553 640. 
Dergl. die berufliche und jociale Gliederung des deutichen Volkes. Nach der — 
rg Juni 1895 bearbeitet im Kaiferlichen Statiftiichen Amt. Berlin 

® Vergl. Eger, Unterſtützungswohnſitzgeſetz ©. 7. 25. 
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ermöglicht oder erleichtert, nicht zu Gebote ſteht? Dieje Frage ift vielfad) 
dahin beantwortet worden, daß man dem Nrbeitsfähigen nur Arbeit zu- 
zuweiſen brauche, um alsbald herauszufinden, ob e3 ihm an der Möglich— 
feit oder Lediglich an dem guten Willen jehle, fich feinen Unterhalt 
durch eigene Kraft zu erwerben. Um einen folchen Prüfitein zu gewinnen, 
hat eine Anzahl von Armenverwaltungen in Anlehnung an bejtehende An- 
jtalten der gejchlofjenen Pflege Arbeitsjtätten gejchaffen, welchen derartige 
Hilfefuchende zur Feitjtellung ihrer Arbeitswilligfeit zugewiefen werden. Am 
prägnantejten tritt dieſer Zwed der Einrichtung in Caſſel in die Erfcheinung, 
und es wird von der dortigen Armenverwaltung bezeugt, daB die dajelbit 
errichtete Arbeitsanftalt ihren Zweck vollauf erfülle und eine reinliche 
Scheidung zwiichen Arbeitswilligen und Arbeitgunwilligen ermögliche. Ein 
wejentlicher Mangel haftet indefien jeder derartigen Veranftaltung infofern 
an, al man dabei die Unmöglichkeit der Verwertung der Arbeitskraft des 
Hilfefuchenden auf dem freien Arbeitsmarkt präjumiert und öffentliche 
Mittel bereit3 aufwendet, um das Vorliegen einer wejentlichen Voraus— 
jegung für die Zuläffigkfeit jolcher Aufwendung zu Eonjtatieren. Auf diefem 
Mege wird dann einerjeit3 die Armenpflege leicht mit Fällen belaftet, die 
fie fih unter Umjtänden hätte fernhalten fönnen (man denfe nur an den 
nabeliegenden Tal, daß fich ein Arbeitswilliger aus Unkenntnis oder Be— 
quemlichfeit um freie Arbeit nicht genügend bemüht Hat), und es wird 
andererjeit3 der Hilfefuchende in dem überaus wichtigen Beftreben nach Er- 
haltung bezw. Wiedererlangung feiner wirtjchaftlichen Selbitändigfeit gelähmt. 
Dazu fommt noch, daß dieje Form der Unterjtügung, jchon in Anbetracht 
der Schwierigkeit geeigneter Bejchäftigung, auf eine verhältnismäßig geringe 
Anzahl von Hilfefuchenden bejchränft bleiben muß und daß inäbejondere 
eine großjtädtiiche Armenverwaltung, wollte fie jeden hilfefuchenden Arbeits: 
fähigen durch Anmeifung öffentlicher Arbeit unterftüßen, in kurzer Zeit auf 
jene abſchüſſige Bahn gelangen müßte, welche durch die mit den National» 
werfjtätten gemachten trüben Erfahrungen gekennzeichnet iſt. Selbſt die 
Allgemeine Armen-Anftalt in Hamburg, die niemals ein „Recht auf Arbeit“ 
anerkannt hat, jondern nur zeitweilig von dem Grundſatze geleitet war, dem 
arbeitslojen Arbeitsfähigen unter allen Umftänden durch Arbeitsverichaffung 
zu helfen, mußte bald erfahren, daß dem Bejtreben, Arbeit jtatt Almojen 
zu gewähren, eine Grenze geitedt jei. In dem Sahresberichte des Armen 
Kollegiums von 1835 Heißt ed: „Gewiß unterliegt e8 an und für fich feinem 
Zweifel, daß durch Arbeit errungener Verdienſt die zweckmäßigſte Unter: 
jtüßung für arbeitsfähige Arme fei. Doch fragt es fich, in welchem Um— 
fange man abjeiten der Armenfürforge Arbeit erteilen könne und 
DRITE.:544 Eine Armenanitalt kann wohl verhüten, daß nicht Einzelne 
verarmen, aber nicht dafür jorgen, daß die ganze arbeitende Klaſſe feinen 
Mangel an Nahrung habe!.“ 

In feinem Falle jollte aljo die Gemeinde öffentliche Unterjtügung in 
irgendwelcher Form zu Gunjten einer arbeitsfähigen Perfon aufwenden, ohne 


1 Berl. dv. Melle, Die Entwidelung des Öffentlichen Armenwejens in Hamburg. 
Hamburg 1883. ©. 158. 
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daß zuvor alle Mittel, derſelben den Erwerb des notdürftigen Unterhaltes 
auf dem freien Arbeitsmarkte zu ermöglichen, erſchöpft find. Hat 
indeſſen die Armenpflege für eine arbeitsfähige Perſon vorläufig eintreten 
müſſen, ſo iſt der betreffende Unterſtützungsempfänger fortgeſetzt unter pflege— 
riſcher Kontrolle zu halten und alles aufzubieten, um ihm durch Hinweis 
auf geeignete Arbeitsgelegenheit den ſelbſtändigen Erwerb der notwendigen 
Exiſtenzmittel von neuem zu ermöglichen und die fernere Verwendung 
öffentlicher Gelder baldthunlichſt entbehrlich zu machen. Gerade in Bezug 
auf ſolche Perſonen, welche zum Erwerbe ihres Unterhalts aus eigener 
Kraft an und für fich befähigt find und nur durch Arbeitsloſigkeit momentan 
daran gehindert waren, öffnet fich der vorbeugenden Fürſorge, deren Aus— 
übung die höchjte und zugleich dankbarjte Aufgabe der Armenpflege bildet, 
ein weites Feld fjegenbringender Wirkſamkeit. Selbftverftändlich ift aber 
weder die Armenverwaltung, noch vollends der einzelne Armenpfleger im 
ftande, die Lage des gejamten Arbeitsmarktes genau zu überjehen. Hier 
bietet fich in einer organifchen Verbindung von Armenpflege und Arbeits- 
nachweis die doppelte Möglichkeit, dem einzelnen arbeitsfähigen Hilfefuchenden 
alle Chancen jelbjtändiger Beichäftigung zu erjchließen und zugleich für die 
Armenverwaltung die notwendige Handhabe zu gewinnen, um dor der 
Entjcheidung über das Unterſtützungsgeſuch die Unmöglichkeit ſofortiger Ver— 
wertung der Arbeitskraft des Hilfefuchenden auf dem freien Arbeitsmarfte 
und damit feine augenblicliche armenrechtliche Hilfsbedürftigkeit fejtzuftellen. 

Menn im Jahre 1896 in 32 deutjchen Städten von 266 202 Arbeit- 
juchenden, welche den Arbeitsnachweis in Anfpruch genommen Haben, durch 
Vermittlung des leßteren 221155 Perfonen — wenn auch gewiß in vielen 
Fällen nur vorübergehend — Beichäftigung gefunden haben!, jo beweiſt 
dies, daß für den Arbeitnehmer die Ausficht, durch Inanſpruchnahme deg 
Arbeitsnachweijes Stellung zu erlangen, feine ungünftige iſt. Nun läßt fich 
freilich nicht verfennen, daß Perjonen, welche bereit der Armenpflege 
anheimgefallen find oder bei denen zu bejorgen jteht, daß fie öffentlicher 
Unterftüßung demnächſt benötigt fein werden, im allgemeinen nicht gerade 
diejenigen Elemente find, welche von den Arbeitgebern in erjter Linie gejucht 
werden. Wenn indefjen die Armenverwaltung einerſeits der jeweiligen Lage 
des Arbeit3marktes eine gewiſſe Beachtung jchenkt, was insbeſondere durch 
die allmonatlich erfolgenden Beröffentlichungen der Ergebnifje der öffentlichen 
Arbeitsnachweife ermöglicht wird, und wenn andererſeits nur die ihrer 
äußeren Gricheinung nach brauchbaren Arbeitskräfte jeitens der Armenpflege 
an den Arbeitsnachweis verwieſen werden, jo dürften fich immerhin befrie- 
digende Erfolge erzielen lafjen. Der Gedanke, ala ob e8 möglich wäre, den 
von der Armenbehörde an den Arbeitänachweis verwiefenen Perfonen einen 
Vorzug dor anderen Arbeitjuchenden zu fichern, muß allerdings auch da, 
wo e& fih um die Inanſpruchnahme ftädtifcher Arbeitövermittelung 
handelt, von vornherein zurüdtreten. Dadurch würde der Arbeitönachweis 
bei den Arbeitgebern disfreditiert und vor allem der freie Arbeiter gegen= 
über demjenigen, der die öffentliche Armenpflege in Anfpruch genommen hat, 
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benachteiligt. Andererſeits Täßt ſich aber auch eine Zurüdjegung der von 
der Armenbehörde an den Arbeitönachweis Verwieſenen vor den übrigen 
Arbeitjuchenden vermeiden, wie die in Hamburg gemachten Erfahrungen ge= 
lehrt haben. Das Abkommen, welches hier mit 55 Arbeitänachweijen aller 
Branden geichloffen worden ift, beruht darauf, daß die Arbeitsnachweije 
fich verpflichtet Haben, die ihnen von den Armenpflegeorganen mitteljt 
Karten überwiejenen Perjonen in gleicher Weife wie diejenigen, welche fich 
aus freien Stüden an den Nachweiß gewandt haben, zu berüdfichtigen und 
über die gejchehene Meldung und ihren Erfolg auf der Rückſeite der Über— 
weilungsfarte der Armenverwaltung fogleih Mitteilung zu machen, ſodaß 
aljo der Bezirk entweder alabaldiger pofitiver Nachricht über das Refultat 
gewärtig fein oder aus dem Ausbleiben einer folchen entnehmen kann, daß 
der Hilfefuchende e3 vorgezogen hat, die Vermittelung de Nachweiles nicht 
in Anjpruch zu nehmen. Dieſe Vereinbarung, welche fich jowohl auf jo= 
genannte unparteiifche, als auf von Unternehmern geleitete, wie endlich auch 
auf gewerkichaftliche Nachweije erftredt, hat fich während ihres einjährigen 
Beitehens gut bewährt. Ihr Nuten für die Armenpflege Liegt weniger 
darin, daB unter 589 zurüdgemeldeten Hilfefuchenden 141 Arbeit erlangt 
hatten und daher der öffentlichen Hilfe entbehren fonnten, ala vielmehr in 
der den Arnıenpflegeorganen eröffneten Möglichkeit, die Arbeitsmwilligkeit des 
Hilfefuchenden zu kontrollieren und die Anfprüche arbeitsuntilliger Perſonen 
zurüdzumeifen. Ein derartiges Abkommen wird fi um fo leichter erzielen 
laffen, je mehr die Gentralifation des Arbeitsnachweiſes fortgefchritten iſt; 
von Wichtigkeit ift dabei, daß die Vorteile einer ſolchen Abmachung thun— 
Gchft nicht nur männlichen, fondern auch weiblichen, nicht nur gelernten, 
fondern auch ungelernten (Gelegenheit3-)Arbeitern gefichert werden. Wenn 
die Nutzbarmachung des Arbeitsnachweifes für die Armenpflege da befonderg 
nabeliegend und leicht durchführbar erfcheint, wo bderjelbe eine fommunale 
Einrichtung bildet, jo wird man fich gerade Hier gegenüber dem Gedanken 
einer organifchen Berbindung beider Inftitutionen auf den Einwand gefaßt 
machen müflen, daß dadurch der Arbeitfuchende in dem eigenen Bemühen 
um Verſchaffung von Arbeitsgelegenheit gelähmt und in ihm das Bewußt— 
fein gewedt werde, es ſei gewiffermaßen die Pflicht der Gemeinde, 
ihm Arbeit zu verfchaffen. Mag man diefem Bedenken für Kleine Gemeinden, 
wo die Lage de Arbeitsmarktes fich unfchwer überjehen läßt, eine gewiſſe 
Berechtigung zugeitehen; in den Großitädten wird eine folche Verbindung 
auf die Dauer nicht zu entbehren fein, und der Vorwurf, daß die Gemeinde 
damit in das focialiftiiche Fahrwaſſer Hineingerate, dürfte jelbft von doktri— 
nären Theoretifern jedenfall dann faum noch aufrechterhalten werden können, 
wenn das Ablommen auf der Bafis der völligen Gleichberechtigung aller 
Arbeitfuchenden geſchloſſen wird. 

er einmal Zeuge war, in welchem Umfange die Expeditionen der— 
jenigen großjtädtifchen Zeitungen, die vorzugsweife dem Ausgleich von An— 
gebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkte dienen, beim jedesmaligen Er— 
icheinen des Blattes von Arbeitnehmern beiderlei Gejchlechts geradezu be- 
lagert werden, der wird fich der Überzeugung nicht verjchließen können, daf 
auch auf dem Gebiete der Arbeitävermittelung die Prefje eine nicht unerheb- 
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liche Bedeutung erlangt hat. Das in Aachen und Halle beobachtete Ver— 
fahren, Hilfeſuchende oder Unterſtützte auf geeignete, in den Tagesblättern 
enthaltene Stellengeſuche aufmerkſam zu machen, erſcheint daher, zumal in 
Verbindung mit der ſcharfen Kontrolle, wie ſie in Aachen geübt wird, für 
diejenigen Gemeinden empfehlenswert, in welchen die eigentliche Armen— 
fürſorge in der Hand der Armenverwaltung ſelbſt liegt, wogegen freilich bei 
der dem Elberfelder Syſtem eigentümlichen Decentraliſation der Armenpflege 
eine wirkſame Arbeitsfürſorge meiſt nur innerhalb des einzelnen Armen— 
bezirks durch die ehrenamtlichen Organe geübt werden kann, welche die 
räumliche Beichräntung ihres Wirkungskreiſes durch eine um jo intenfivere 
Thätigkeit von Perfon zu Perfon auszugleichen bemüht jein werden. Aufs 
gabe der Berwaltung bleibt es hier, auf eine der Arbeitsfürforge möglichjt 
günftige Zuſammenſetzung der Bezirke hinzuwirken und feine Gelegenheit 
unbenußt zu laſſen, um den Pflegeorganen gegenüber die hohe gemeinnüßige 
Bedeutung der Erziehung zur Arbeit hervorzuheben. Daneben follte nament- 
lih da, wo es an Arbeitögelegenheit für weibliche Hilfefuchende mangelt, 
mit der Heranziehung von Frauen zur Mitarbeit in der öffentlichen Armen 
pflege energifch vorgegangen oder wenigſtens die Herjtellung der an Arme 
zu verabfolgenden Gebrauchäftüde direkt oder indireft (d. h. durch Ver— 
mittelung der kirchlichen Gemeindepflege oder geeigneter FFrauenvereine) armen 
rauen übertragen werden. 

Als durchaus nachahnıenswert ijt weiterhin das namentlich in Elber- 
teld entwidelte Bejtreben der Armenverwaltung zu bezeichnen, Hilfefuchende 
dadurch vor der Verarmung zu bewahren, daß ihnen die Möglichkeit 
jelbjtändiger Erwerbsthätigfeit durch Leihweife WVerabfolgung von Arbeits- 
gerät eröffnet wird. Bekanntlich find es nicht die ſchlechteſten Elemente 
unter der Armenbevdlferung, die fich erft nach fehweren Entbehrungen und 
inneren Kämpfen entjchließen, an die Armenpflege heranzutreten; umſomehr 
follte die le&tere bemüht fein, das Ehrgefühl jolcher Leute zu fchonen und 
ihnen, jomweit irgend angängig, in einer Form zu helfen, die ihnen die Auf- 
rechterhaltung ihrer Selbjtändigfeit ermöglicht. 

Wenn die Armenpflege öffentliche Unterftügung unter allen Umftänden 
erit dann verabfolgen darf, wenn jede andere Möglichkeit der Hilfe aus— 
gejchloffen ift, jo verdienen diejenigen Einrichtungen privater Wohlthätigkeit, 
welche, wie die Arbeitsftätten in Barmen=Elberfeld, Dresden und Königs— 
berg, vorübergehend beichäftigungslos gewordene Perjonen durch Anmweifung 
von Arbeit von der Armenpflege fernzuhalten bezweden, von jeiten der 
Gemeinde thunlichite Förderung. Der „Landesverband für Wohlthätigkeit 
in Steiermark” Hat fih ein nicht geringe Berdienft um die Sache der 
Urmenpflege erworben, indem er durch Veröffentlichung eines ihm in 
ipecieller VBeranlaffung erjtatteten Gutachten die Aufmerkſamkeit weiterer 
Kreife auf die Hohe fittliche Bedeutung der Errichtung derartiger frei— 
williger Beichäftigungsanftalten Hingelentt hat!. Mit Recht wird in 
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diefer Schrift darauf hingewieſen, daß die Wirkfamfeit der vom Landes— 
verbande mit erjreulich jteigendem Erfolge bethätigten Arbeitsvermittlung 
undolljtändig bleiben müfje, jolange Arbeitswillige wegen Mangels frei an— 
gebotener Arbeitsgelegenheit nicht befriedigt werden könnten. Dieje zahl- 
reichen Unbefriedigten blieben allen Gefahren der Arbeitälofigfeit preig- 
gegeben und der Ring der Beftrebungen, den Menfchen durch Arbeit vor 
der Berarmung oder dem Berbleiben in Armut zu jchüßen, jchließe ſich 
erft dann, wenn durch eine allen Arbeitsloſen offenftehende freiwillige 
Arbeitsanftalt eine Nothilfe gegeben jei, um arbeitsloſe noch nicht Arme 
vor der Verarmung zu bewahren, jowie verarmten Arbeitsfähigen die 
Möglichkeit zu bieten, fich durch Arbeit jelbjtthätig zu erhalten und auf 
diefe Weile zum MWiedereintritt in die wirtjchaftliche Selbftändigkeit zu er— 
heben. Der mißbräuchlichen Ausnugung einer jolchen Einrichtung werde 
man durch die Gejtaltung der Beichäftigung und dadurch, daß der zu 
zahlende Lohnjaß Hinter dem niedrigften ortsüblichen Tagelohne zurüdbleibe, 
in ausreichender Weife begegnen können. In Bezug auf die Art der Be— 
jchäftigung ſei einerjeit3 erforderlich, daß die Arbeit ohne bejondere Kennt— 
niffe jofort oder doch nach ganz kurzer Anleitung von Jedermann geleijtet 
werden könne, während man andererjeit3 zwei Gruppen von Arbeit, leichte 
und jchwere, werde bereithalten müflen. Die erfte Gruppe hätte neben den 
körperlich Schwachen alle diejenigen Arbeiter aufzunehmen, deren Berufs— 
eignung durch den Zwang zu fchwerer Arbeit gejtört oder vernichtet werden 
fönnte. Ein Optiker, Feinmechaniker, Goldarbeiter werde entjchieden dis— 
qualifiziert, wenn er wochenlang Holzjägen oder »Spalten oder Steinklopien 
zu betreiben genötigt fei. In die zweite Gruppe gehörten dagegen alle, 
welche nicht direkt für die erfte Gruppe indiziert, namentlich diejenigen, welche 
berufsmäßig an jchwere Arbeit gewöhnt jeien. Denn dieſe würden gleich- 
alla disqualifiziert, wenn ihre Mugfelthätigfeit längere Zeit durch verweich- 
lichende Arbeit unterbrochen werde. 

Derartige Anftalten involvieren zweifellos erhebliche Vorteile für den 
Einzelnen, für die öffentliche Armenpflege und für den Staat, indem fie 
den von der Verarmung Bedrohten oder ihr bereit? Verfallenen aufrichten, 
der Gemeinde — neben finanzieller Entlajftung — die Feſtſtellung der 
Borausjegungen für die Aufwendung von Armenmitteln erleichtern und 
durch Ternhaltung geiährdeter Eriftenzen von der Verbrecherlaufbahn den 
Intereſſen der Gejamtheit dienen. Iſt die Erreichung folcher Erfolge auf 
der einen Geite durch den privaten Charakter der Einrichtung bedingt, 
jo ergiebt fich daraus auf der anderen Seite die Beſchränkung ihres Wirkens 
auf das mit den vorhandenen Mitteln Erreichbare,; denn wenn die Selb» 
ftändigfeit des Arbeitälofen gewahrt bleiben joll, wird, zumal bei ge= 
bührender Rüdfichtnahme auf da8 freie Gewerbe, von einem gewinn— 
bringenden Betriebe kaum die Rede fein können. Eine derartige bejchräntte 
Wirkſamkeit erſcheint aber unter normalen wirtjchaftlichen Berhältnifjen völlig 
genügend, während die Belämpfung größerer Notjtände, ſowie die Armen— 
fürſorge zu Gunjten arbeitsunluftiger Perfonen der Gemeinde vorbehalten 
bleiben müfjen. Es fann daher nur der Hoffnung Ausdruck gegeben werden, 
daß die Hofferfche Stiftung bald in Leben treten und nicht nur in der Er— 
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füllung ihrer eigentlichen Zweckbeſtimmung, ſondern auch als Beiſpiel 
für andere Wohlthäter ſegensreich wirken möge! 

Mit dem bedeutenden Wachstum der von der Gemeinde auf den ver— 
fchiedenften Gebieten zu Löfenden Aufgaben hat naturgemäß auch die Zahl 
der zur Bewältigung derjelben erforderlichen Arbeitskräfte eine erhebliche 
Steigerung erfahren. Es liegt daher nahe, daß die Gemeinden diejenigen 
Arbeiten, welche von Hilfsbedürftigen Perſonen geleiftet werden fünnen, in 
möglichjt weiten Umfange auf letztere übertragen und daß fie für regel: 
mäßig wiederkehrende Zeiten ſtärkerer Inanſpruchnahme der Armenpflege von 
feiten arbeitsfähiger Perfonen gewiſſe Gemeindearbeiten rejervieren oder 
aber im Falle eines außerordentlichen Notjtandes bejondere, eine technijche 
Borbildung nicht erheifchende Arbeiten in Angriff nehmen. Alle dieje 
Arbeiten Lafjen fich entweder in der Weiſe bejchaffen, daß die Hilisbedürf- 
tigen ala freie Arbeiter, wenn auch nötigenfall® gegen einen hinter 
dem ortsüblichen Lohnſatze zurücbleibenden Entgelt, angeftellt werden, oder 
aber dergejtalt, daß die Arbeit die Form der Unterjtüßung 
bildet und folglich der Lohn den Charakter eines Almoſens an fich trägt. 
Sowohl vom Standpunkte der Gemeinde aus, der doch daran gelegen jein 
follte, einen möglichjt geringen Prozentjaß ihrer Einwohnerjchaft auf öffent» 
liche Unterjtügung angewiejen zu jehen, als bejonders im Intereſſe der 
ſchuldlos der Arbeitslofigfeit anheimgefallenen Arbeitsjähigen muß nach— 
drüdlich gefordert werden, daß das Arbeitöverhältnis in dem denkbar weit- 
gehenditen Umfange als ein freies Eonjtruiert werde. 

Dieſem Bejtreben find allerdings, was zunächit die regelmäßigen 
Gemeindearbeiten anlangt, nach zwei Richtungen Grenzen gejeßt. Einmal 
wird die Gemeinde niemals joweit gehen dürfen, einen ihrer jejten, ein 
geichulten Arbeiter zu entlaffen, um deſſen Arbeit einem geeigneten Hilfs— 
bedürftigen zu übertragen, jelbjt wenn zu erwarten fteht, daß der bisherige 
Gemeindearbeiter alsbald anderweite Beichäftigung findet; durch ein jolches 
Verfahren würde die Qualität der Arbeit beeinträchtigt werden und der 
erzielte pefuniäre Vorteil wäre fein nachhaltiger. Sodann ijt der Fall 
denkbar, daß die Arbeitägewährung in den Formen der Unterftüßung des— 
halb den Vorzug verdient, weil diefe Modalität beifer geeignet iſt, bie 
unter Umjtänden erwäünfchte jchärfere Kontrolle über den Arbeitnehmer 
ficherzujtellen. Uberall da aber, wo dieſe oder ähnliche Erwägungen nicht 
Platz greifen, jollte das freie Arbeitöverhältnis vor der Gewährung von 
Armenunterftüßung gegen Arbeitäleijtung bevorzugt und die fittliche Hebung 
des Hilisbedürftigen Höher angejchlagen werden, als der durch das Eingehen 
eines freien Arbeitsverhältnifjes bedingte Mehraufwand. Wenn 5. B. die 
Armenvderwaltung eines Schreiber oder eines Boten bedarf oder wenn fie 
in der Lage iſt, Schneider oder Schuhmacher bei der Anfertigung der an 
Arme zu verabfolgenden Gebrauchsſtücke zu befchäftigen, fo iſt e& focialpolitijch 
zweifellos richtiger, zur Beichaffung diefer Arbeiten geeignete Hilfsbedürftige 
unter Einjtellung der Armenunterftüßung als freie Arbeiter 
gegen den ortsüblichen Lohnſatz anzujtellen, als diejelben Leiſtungen gegen 
Gewährung des Erijtenzminimums aus Armenmitteln durch Armenpfleglinge 
verrichten zu laſſen. 
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Für die Frage der Armenbejchäftigung ift die unmittelbare Arbeits» 
verſchaffung für die Armenverwaltung ſchon im Hinblid auf den verhältnig- 
mäßig geringen Umfang diefer Thätigfeit von untergeordneter Bedeutung. 
Ein viel weitergehendes praktiſches Intereſſe bietet in dieſer Hinficht das 
Verhältnis zwifchen Armenverwaltung und Bauverwaltung. Nach den 
vorliegenden Berichten bejteht in einer großen Anzahl von Gemeinden 
zwijchen diejen beiden fommunalen Verwaltungszmweigen eine nähere Ver— 
bindung in dem Ginne, daß Hiljäbedürftige von der Armenverwaltung zur 
Beichäftigung der Bauverwaltung überwiejen werden; freilich jcheint für die 
Gejtaltung diejes Verhältnifjes häufiger das unmittelbare fiskaliſche Intereffe 
maßgebend gewejen zu jein, als der Geſichtspunkt weitblicdender prophylak— 
tijcher Fürforge. Auch Hier jollte indeffen als leitendes Princip gelten, die 
im Bereiche der Bauverwaltung zu bejchaffenden Arbeiten thunlichjt von 
freien Arbeitern verrichten zu lafjen, deren Auswahl nach jejten Grundjäßen, 
etwa in der Weiſe zu bewirken fein würde, daß bei einigermaßen gleicher 
förperlicher Rüftigfeit der am Orte Unterftüßungswohnfißberechtigte vor 
dem fremden, der Tyamilienvater vor dem Xedigen, der durch längere 
Arbeitzlofigkeit oder. Krankheit in Not Geratene vor dem Mtinderbedürftigen 
den Vorzug erhielte. Die Entjcheidung wäre felbitredend in die Hand der 
Bauverwaltung zu legen, welcher zwar durch die Armenverwaltung geeignete 
Arbeitskräfte (Hilfefuchende oder Unterjtüßte) zugewieſen werden könnten, die 
aber den leßteren unter feinen Umftänden irgendwelchen Vorzug vor anderen 
Bewerbern einräumen dürfte. Wenn auch nur der Anjchein einer derartigen 
Bevorzugung erweckt würde, jo wäre die folge hiervon, neben der erhöhten 
Snanjpruchnahme der Armenpflege durch thatfächlich nicht Hilfsbedürftige, 
ein Andrängen auswärtiger Arbeitslojer zum Nachteile der einheimijchen 
Arbeitskräfte. DBon den Armenverwaltungen zu Cöln und zu Frank: 
furt a. M. wird daher die Zumeifung von Arbeit ar bejchäftigungslofe 
Perjonen direkt als außerhalb der Aufgaben des Armenamt3 wie der Stadt 
liegend bezeichnet und von der Frankfurter Behörde bejonders darauf Hin= 
gewiejen, wie bedenklich e8 wäre, wenn bejchäftigungslofe PBerfonen zu dem 
Glauben fümen, es jei für fie ein Vorteil, fich bei dem Armenamt um 
Unterjtügung zu bewerben, weil fie dann das Ichtere zur Arbeit bei Be— 
börden, jtädtiichen Arbeitsjtellen u. ſ. w. empföhle oder ihnen vorzugsweiſe 
Beachtung bei der ſtädtiſchen Arbeitsvermittlungsſtelle verſchaffte. Man 
braucht aber darum nicht gleich jo weit zu gehen, die Verweiſung Arbeits- 
lojer an die Bauverwaltung gänzlich auszujchließen, es dürfte vielmehr ge- 
nügen, wenn die volle Unparteilichkeit bei Auswahl der erforderlichen Arbeits» 
fräfte in der oben bezeichneten Art fichergeitellt ift. Übrigens werden auch 
vom Armenamte in Frankfurt a. M. arbeitsloje Yamilienväter ausnahms— 
weije dem jtädtischen Tiefbauamt zur Beſchäftigung überwiefen. 

In zahlreichen Gemeinden zieht man zur Straßenreinigung und ähn— 
lichen im Bereiche der Bauverwaltung vorkommenden geringwertigeren 
Arbeiten, welche auch von nicht mehr im: Vollbefite ihrer Arbeitskraft be- 
findlichen Perfonen ausgeführt werden fönnen, WUrmenpfleglinge — ver: 
einzelt jogar folche weiblichen Geſchlechts — in der Form heran, daß die- 
jelben angehalten werden, die, empfangene Geld oder Naturalunterjtügung 
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durch derartige Arbeitsleiſtungen nachträglich ganz oder wenigſtens teilweiſe 
abzuverdienen. Dieſe Form der Hilſe erſcheint jedoch wenig empfehlenswert, 
weil fie geeignet ijt, in dem moraliſch noch nicht gejunfenen Armen das 
Gejühl der unverdienten Zurüdjegung und bedrüdenden Sonderbehandlung 
zu erweden. Iſt ein jolcher Armer arbeitsfähig und war es nicht möglich, 
ihm freie Arbeit zu verjchaffen, jo gebe man dem Entgelt für die ihm an— 
gewiejene Thätigkeit den Charakter eines Lohnes und ergänze den leßteren 
nötigenfalls durch eine angemefjene Bar- oder Naturalunterftüßung. Einem 
arbeitsfähigen Menjchen aber Unterftügung gewähren und ihn dieſe ab— 
arbeiten lafjen, Heißt den Umſatz der Arbeitskraft in Geld vernichten 
und bedeutet in der Praxis nichts weiter, ala einen vielleicht an fich gar— 
nicht Hilfebedürftigen fünftlich Hilfsbedürftig zu machen und ihn zugleich 
an feinem Yortlommen zu behindern, weil er bei der Geringwertigfeit feiner 
Thätigkeit faum in der Lage fein wird, fich aus dem Schuldverhältnifie 
der Armenbehörde gegenüber herauszuarbeiten. Ein Zeil der großjtädtifchen 
Verwaltungen ift daher bereit? dazu übergegangen, die Straßenreinigung — 
an die hier freilich erheblich weitergehende Anforderungen gejtellt zu werden 
pflegen, als in Eleineren Gemeinden — durch freie, voll arbeitsfähige 
Arbeiter beſchaffen zu laſſen und man hat dabei die Erfahrung gemacht, 
daß zwei von dieſen letzteren in der Regel mehr leiſten, als zehn jener 
meiſt nur noch beſchränkt arbeitsfähigen und jedenfalls nicht ſonderlich 
arbeitsfreudigen Perſonen. Freilich dürften ſich gerade Hier auf langjährigem 
Herfommen beruhende örtliche Gewohnheiten vielfach jtärker erweifen, wie 
al3 richtig erfannte Grundjäße, und wenn fich jelbjt eine armenpflegerifch 
jo anfechtbare Einrichtung wie das bamburgifche Inftitut der „Veteranen 
der Bau-Deputation” nicht ohne meiteres befeitigen läßt, jo fann von 
fleineren Gemeinden ein plößliches Abgehen von der unter den obwaltenden 
bejonderen Berhältniffen vielleicht gut bewährten Art der Armenbeichäftigung 
naturgemäß noch viel weniger erwartet werden. 

Melde Yorm der Fürſorge ſoll nun aber denjenigen arbeitsloſen 
Arbeitsfähigen gegenüber Pla greifen, die weder auf dem freien Arbeit3- 
markte, noch im Dienfte der Gemeinde Beichäftigung haben finden können ? 
Geht man davon aus, daß die Arbeitsmwilligfeit noch feineswegs durch die 
bloße Nachfrage um Beichäftigung erhärtet ift, deren Erfolglofigfeit der 
Arbeitsloje vielleicht vorausgejehen oder gar erhofft hatte, jondern daß jener 
Beweis erft Durch die That erbracht werden kann, jo wird man folge- 
richtig zu der Forderung gelangen müfjen, daß die Gemeinde auf andere 
Meile Vorforge für eine geeignete Bejchäftigung jener Perfonen zu treffen 
habe, um — nötigenfall3 unter Nutzbarmachung der. Unterjtügungsjorm — 
da Vorliegen armenrechtlicher Hilfsbedürftigkeit außer Zweifel zu jtellen. 
Die ſtrikte Durchführung des Grundſatzes, daß die Gewährung von Unter— 
ftüßung an Arbeitsfähige nur in der Form von Arbeitszuweiiung oder gegen 
Urbeitsleiftung erfolgen dürfe, mündet alfo Eonfequenterweife in das eng» 
liche Armenpflegeiyitem aus, das principiell in dem „Workhouse Test“ 
das einzige zuverläffige Beweismittel für die Hilfsbebürftigkeit aller nicht 
gänzlich erwerbäunfähigen Perfonen erblidt und eine Unterftübung arbeits- 
fähiger männlicher Individuen in offener Pflege nur ausnahmaweife und 
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dann lediglich gegen eine anjtrengende Arbeitsleiftung (Labour Test) zuläßt!. 
Der Übergang zum Workhouse-Princip fann aber für ung — ganz abgejehen 
von dem Fehlen der erforderlichen umfafjenden Einrichtungen — jchon de3- 
halb nicht ernjtlich in Frage fommen, weil die Einführung eines Syitems, 
bei welchem Hilfsbedürftige, durch die Yorm der gebotenen Unterftügung 
nicht grundloe abgejchredt, ohne die thatſächlich dringend nötige Hilfe 
bleiben, einen bedenflichen jocialpolitiichen Rückſchritt in fich jchlöffe. Ge- 
rade in England werden neuerdings die Vorzüge des beutjchen, auf dem 
Princip der Individualifierung aufgebauten Armenpflegejyitems mehr und 
mehr anerkannt, indem man dort in leßter Zeit nicht nur zur Einrichtung 
befonderer Anjtalten oder Anftaltsabteilungen für bejtimmte Klaffen von 
Inſaſſen (elassification by workhouse) übergegangen ijt, jondern jogar noch 
eine Klaffifitation innerhalb der einzelnen Anftalt (within the workhouse), 
je nach den guten oder jchlechten Eigenfchaften der Inſaſſen, verlangt hat?. 
Für uns wird alfo die forgfältige individualijierende Be— 
handlung des einzelnen alles das Korreftiv bleiben müfjen, um 
zu verhüten, daß weder durch generelle Verabfolgung von Barunterftügung 
an Arbeitsfähige die freie Arbeit gejchädigt oder die Zahl der Armenpfleg- 
linge fünftlich geiteigert, noch auch eine Generalifierung der Arbeitzfürjorge 
herbeigeführt werde, die bei Humaner Handhabung die Anerkennung des 
Rechts auf Arbeit, bei inhumaner den allmählichen Übergang zum Arbeits 
hausprineip nach fich ziehen müßte. 

Erjcheint e8 demgemäß geboten, wandernden SHandwertägefellen den 
in dem Bibelworte: „So Jemand nicht will arbeiten, der joll auch nicht 
eſſen“ verförperten Rechtöftandpunft möglichjt deutlich zum Bewußtſein zu 
bringen und damit nicht nur der gänzlichen Entwöhnung von der Arbeit 
vorzubeugen, jondern gleichzeitig auch einer ungerechtfertigten Inanſpruch— 
nahme der Armenpflege mit dem erforderlichen Nachdrude zu begegnen, jo 
wird die Beichäftigung der der ſeßhaften Bevölkerung angehörenden 
Arbeitslofen durch die Gemeinde unter normalen Berhältnifjen 
auf diejenigen Fälle bejchränkt bleiben müfjen, in denen ſich dieſe Form 
der Unterjtüßung aus befonderen armenpflegerifhen Grün- 
den ala notwendig erweiſt. Es dürfte fich dabei im wejentlichen 
nur um jolche Fälle handeln, in welchen entweder der Verdacht der Arbeits- 
icheu bejteht, die natürlich unter feinen Umjtänden durch Gewährung von 
Barunterjtügung genährt werden darf, oder wo zu befürchten jteht, daß der 
Arme durch Längere Beihäftigungslofigfeit an feiner Arbeitsfähigfeit oder 
Arbeitsfreudigkeit ernftlichen Schaden nehmen werde. Schon bei folcher Be— 
ſchränkung dürfte e8 fchwierig fein, dem armenpflegerifchen Bedürfniſſe ſtets 
zu entjprechen; befanden fich doch 3.8. in Hamburg unter den in der Zeit 
vom 1. April 1895 bis zum 31. März 1896 dauernd (laufend) unter- 
ftüßten 15136 Parteien nicht weniger als 4874, bei welchen die Hilis- 
bedürftigfeit durch „Arbeitslofigkeit oder unzureichenden Verdienſt“ ver— 
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urjacht worden war. Größere Armenverwaltungen werden daher für Fälle 
der bezeichneten Art einer Armenbeſchäftigungs- oder Arbeitsanjtalt, deren 
Errichtung in Anlehnung an eine der am Orte bejtehenden Anftalten der 
geichloffenen Armenpflege jchon aus Sparjamkeitgrüdfichten zu empfehlen ift, 
nicht entbehren fönnen. 

Bei Auswahl der Arbeitsarten für eine jolche Veranjtaltung wird vor 
allem zu beachten fein, daß die Arbeit nicht, wie vielfach in den englifchen 
Workhouses, eine völlig nußlofe fei, die lediglich um der Arbeit willen ver— 
langt wird. Mit Recht hebt Rupprecht! hervor, daß ein folches Verfahren 
mit der fittlichen Auffaffung der Arbeit unvereinbar und nur geeignet fei, 
das Intereſſe an der Arbeit herabzufegen, diejelbe ald etwas MWertlojes, ala 
einen finnlojen Zwang erjcheinen zu laffen. Die Arbeit wird eine für die 
Gemeinde möglichjt gewinnbringende und dabei thunlichſt auch eine folche 
jein müfjen, die in dem Arbeiter eine gewiſſe Arbeitsfreudigfeit zu erweden 
oder wachzuerhalten vermag; daneben kann die Nüdficht auf das freie Ge- 
werbe nicht außer acht gelafjfen werden, ſchon weil deſſen Beeinträchtigung 
wiederum zu einer Mehrbelaſtung der Armenpflege führen müßte. Bor 
allen Dingen ijt aber eine Arbeit auszuwählen, deren Erlernung bejondere 
Vorkenntniſſe oder eine längere Übung nicht erfordert. Danach werden für 
die Armenbeichäftigung im weſentlichen einfachere mechanijche Arbeiten, wie 
Holzzerkleinern,, Steinflopjfen, Dütenfleben, Bejenmachen, Korbmachen und 
Mattenflehten in Frage fommen, wobei die Gemeinde naturgemäß in 
erjter Linie an die Dedung des eigenen Bedarfes in diefen Artikeln zu 
denken hat. 

Mas jodann die Frage anlangt, ob und eventuell in welchem Um— 
fange eine Entlohnung des Armen für die von ihm geleiltete Arbeit ein- 
zutreten hat, jo fann bier eigentlich, d. h. bei fonjequentem Feithalten des 
Standpunkte, daß ein vertragliches Arbeitsverhältniß nicht vorliegt, von 
einem nach dem Werte der Leiftung zu bemefjenden Entgelt feine Rede fein. 
Streng genommen würde fich daher die Armenbehörde fchlechthin auf die 
Gewährung des Eriftenzminimums zu bejchränfen haben, jelbjt wenn der 
Ertrag der Arbeitäleiftung die Unterftüßung bei weitem überjtiege. Ein 
folches Verfahren wäre jedoch wenig geeignet, die Arbeitäluft des Armen 
zu fördern, und es iſt daher vom erziehlichen Standpunfte au, dem die 
Armenpflege ernftliche Beachtung zu widmen hat, zu verwerfen. Man wird 
vielmehr zwedmäßigerweije verjchiedene Arbeitögruppen zu bilden, für jede 
Gruppe ein bejtimmtes Arbeitspenfum als Mindeftleijtung feftzufegen und 
die zu bejchäftigenden Armen — eventuell nach mehrtägiger Beobachtung — 
unter Berücdfichtigung ihrer Kräfte, ihrer Fähigkeiten und ihrer VBorbildung 
der entjprechenden Gruppe mit der Maßgabe zuzuteilen haben, daß das 
Grijtenzminimum den Entgelt für die Leiſtung des vorgefchriebenen Arbeits- 
penſums bildet, während Mebrleiftungen nach dem ortsüblichen Lohne ent= 
Iprechenden Sätzen bejonder® zu honorieren wären, wogegen Minder- 
leiltungen eine Reduktion der Unterftüßung unter die Grenze des Exiſtenz— 
minums oder ftrafrechtliche® Vorgehen zur Folge haben müßten. Selbit- 
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verftändlich ift auf die thunlichite zeitliche Beichränfung der behördlichen 
Armenbejchäftigung Bedacht zu nehmen, insbejondere würden, da es fich um in 
offener Pflege jtehende Perjonen handelt, die pflegeriichen Anjtrengungen um 
Verſchaffung freier Arbeit fortzudauern haben, auch wäre dem Armen in aus— 
giebigjter Weife Gelegenheit zu geben, fich jelbjt um anderweite Bejchäfti- 
gung umzufehen, ohne daß die diesbezüglichen Bemühungen, welche 
naturgemäß zur Verminderung feiner Arbeitsleiftung führen, eine Reduktion 
der Unterftügung zur Folge Haben dürften. Dieſes letztere Verfahren hat 
freilich die Möglichkeit einer ſcharfen Kontrolle über den Armen zur Vor— 
ausſetzung, die in durchaus zwedentjprechender Weife durch das in Aachen 
eingeführte Verfahren (vergl. Anlage 3 und 5) geübt werden könnte. 

Eine über ihre Bedeutung ala Prüfjtein der Arbeitsmwilligfeit und als 
Erziehungsmittel weit hinausgehende focialreformatorische Tragweite könnten 
derartige Armenbeichäftigungsanitalten gewinnen, falls es gelänge, in ihnen 
eine geeignete Unterlage jür die Anwendbarkeit der SS 361 und 362 des 
Strafgejegbuches gegenüber folchen Perfonen zu jchaffen, welche die Für— 
jorge für ihre Familie in fchuldhafter Weiſe verabjäumen. Nach $ 361 
Nr. 7 Str.G.«B. wird mit Haft beitraft, neben welcher gemäß $ 362 
auf Überweifung an die Zandespolizeibehörde erfannt werden fann, 

„wer, wenn er aus Öffentlichen Armenmitteln Unterftügung empfängt, 

fi) aus Arbeitöjcheu weigert, die ihm von der Behörde angewiejene, 

feinen Kräften angemefjene Arbeit zu verrichten.“ 
Es handelt fich hier um eine Strafvorjchrift armenpolizeilichen Charakters, 
deren Tendenz dahin geht, dem Mißbrauche der unbedingten Unterjtügunggs 
pflicht der Armenverbände durch Unwürdige zu begegnen. Wenn aber 
jtrafrechtliher Schuß überall nur da geboten ift, wo es fich um einen 
direften Einbruch in die jtaatliche Rechtsordnung Handelt und wo die 
innerhalb der gejeglichen Grenzen geübte Selbfthilfe zur Abwehr von Nach— 
teilen nicht ausreicht, jo bedarf die Armenbehörde jenes Schutzes gegenüber 
alleinftehenden Unterjtügungsempfängern, welche die Leitung der ihnen als 
Aquivalent für gewährte Unterjtügung angewiefenen Arbeit verweigern, 
nicht, weil fie fich hier vor mißbräuchlicher Ausnugung durch die Ein- 
jtellung der Unterjtüßung Hinlänglich zu ſchützen in der Lage ift, weshalb 
in der Prari® auch von dem $ 361 Nr. 7 Str-G.:B. in Bezug auf 
alleinjtehende Arme kaum Gebrauch gemacht wird. Anders Liegt dagegen 
die Sache in Bezug auf arbeitzfcheue oder folche Familienhäupter, welche 
fi von ihren Angehörigen getrennt und die Fürſorge für diejelben der 
Armenverwaltung überlafjen haben. Gewiß wird die Armenbehörde, wenn 
da8 arbeitsjcheue Familienhaupt die VBerrichtung der ihm angemwiejenen 
Arbeit verweigert, auch Hier zunächjt mit der Einftellung der Unterjtügung 
vorgehen. Die Not wird dann aber in der Regel da Tyamilienband 
fprengen und die Frau alsbald genötigt fein, fi) von ihrem Mann zu 
trennen, um als jelbjtändige Armenpartei für fich und die Kinder öffentliche 
Unterftüßung in Anjpruch zu nehmen, die ihr aladann nicht verweigert 
werden kann. Vollends machtlos fteht die Armenbehörde ſolchen Yamilien> 
häuptern gegenüber da, welche ihre Angehörigen verlajjen haben. Dieje 
brauchen ihre ZThätigfeit nur gefliffentlih auf das Maß des für den 
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eigenen Notbedarf Erforderlichen zu bejchränfen, um fich nicht nur der 
eivilrechtlichen Inanfpruchnahme ſeitens ihrer Yamilienangehörigen, wie des 
für deren Unterhalt auflommenden Armenverbandes zu entziehen, fondern 
auch die Anwendung der in $ 361 Nr. 10 des Str.-G.-B. gegebenen Straf: 
vorſchrift zu vereiteln. Daß es die unabweisbare Pflicht der Staats— 
gewalt ijt, die Armenverbände durch Gewährung geeigneter Machtmittel 
gegen die jchranfenloje Ausbeutung ſeitens folcher gewiljenlofer und pflicht- 
vergefjener Yamilienhäupter in wirkſamer Weife zu ſchützen, iſt gelegentlich 
der vorjährigen Verhandlungen über dad Thema „Zwangsmaßregeln gegen 
nährpflichtige Angehörige” allfeitig anerfannt worden. Geteilt waren die 
Meinungen nur darüber, ob eine Verſchärfung de Strafrechts an— 
zuftreben, oder aber die Einführung eine® Verwaltungsverfahrens zu 
fordern ſei, welches der Armenbehörde die zeitweilige Unterbringung 
fäumiger Nährpflichtiger in einer BZmwangsarbeitsanjtalt geſtattet. War 
nun auch die große Mehrheit der im Verein vertretenen Verwaltungen der 
Anfiht, daß auf dem Wege einer Reform des Strafrecht? jchon in An— 
betracht der durch unfer Strafverfahren dem Angeklagten gegebenen 
Möglichkeit, die Sache durch Beweiganträge und Ausnußung des Inſtanzen— 
zuges monatelang zu verjchleppen, eine wirkſame Abhilfe nicht zu erwarten 
jei, jo wird gleichwohl den Armenverwaltungen, jolange das Berwaltungs- 
verfahren nicht zur praftifchen Durchführung gelangt ift, jedes Mittel 
wilfommen fein, durch welches ihnen die Möglichkeit eines nachdrück— 
Licheren Vorgehens gegenüber ſäumigen Nährpflichtigen eröffnet wird. Bon 
einzelnen Berwaltungen iſt bereits der Verſuch unternommen worden, den 
8 361 Nr. 7 Str.G.B., der vor dem $ 361 Nr. 10 jedenfalla den 
großen Vorzug voraus hat, daß er dem Gerichte die Überweiſung des 
Angeklagten an die Landespolizeibehörde ermöglicht, gegen jäumige Nähr- 
pflichtige in Anwendung zu bringen. Der Erfolg war durchweg fein 
günftiger, in&befondere Hat ſich auch Hier wieder gezeigt, daß die Ge- 
richte — im Gegenfaß zu der ihnen fonjt imputierten Neigung aus— 
dehnender Änterpretation des Strafgeſetzes — auf dem Gebiete des 
Armenweiens ſtets geneigt find, die Wirkungen der ohnehin dürftigen 
Strafbejtimmungen durch eine einſchränkende Auslegung völlig lahm— 
zulegen. So berichtet u. a. die Armenverwaltung zu Breslau, daß 
Strafanzeigen aus $ 361 Nr. 7 Str.-G.:B. megen Nichtannahıme oder 
ungerechtfertigten Verlaffend der auf Grund des 8 1 des preußifchen Aus— 
führungsgeſetzes zum Unterftügungswohnfitgejege vom 8. April 1871 zus 
gewiejenen Arbeit nicht jelten zu Freiſprechungen geführt hätten, weil der 
durch irgend einen Genofjen bejtätigte Einwand des Beichuldigten, daß er 
fi jelbft — wenn auch nur für ganz kurze Zeit — anderweite Arbeit 
verschafft und thatfächlicd an dem einen oder anderen Tage gearbeitet habe, 
zur MWiderlegung der behaupteten Arbeitsfchen für durchichlagend erachtet 
worden war. Das Schlimmite ſei aber die neuerdingd vom Landgerichte 
Breslau aufgejtellte Anficht, daß $ 361 Nr. 7 überhaupt nur Anwendung 
finden könne bei Perfonen, welche für ſich jelbft Unterftüung beanjprucht 
hätten, nicht aber auch auf diejenigen, welche in der Perfon ihrer Ans 
gehörigen unterjlügt würden. Dieje lettere Auslegung macht den 8 361 
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Nr. 7 gerade für die Fälle, wo feine Anwendung am dringenditen not 
thut, illuſoriſch; es Steht indeffen zu hoffen, daß andere Gerichte den 
Standpunft des Breslauer Landgerichts reprobieren werden, daß nicht nur 
den Zwed der fraglichen Gefegbeitimmung durchaus verkannt, fondern auch 
bei der Entjcheidung über eine Rechtsfrage, die lediglich nad Armen— 
recht beurteilt werden fann, die Principien des leßteren völlig unberück— 
fichtigt gelaffen Hat. Der in der altpreußifchen Armengejeßgebung konftant 
fejtgehaltene Grundjaß, daß als das eigentliche Objekt der öffentlichen 
Armenpflege in rechtlicher Beziehung nur dann das Hilfsbedürftige Indi— 
viduum jelbjt gilt, wenn es jelbjtändig, dagegen dad Familien— 
haupt, wenn der Hilfsbebürftige ein abhängiges Familienglied ift, ift 
auch vom deutjchen Armenrecht acceptiert. Weil derjenige Hilfsbedürftig 
ift, der nicht Kräfte genug befigt, um fih und feinen arbeitd- 
unfähigen Angehörigen den notdürftigjten Unterhalt zu verfchaffen, 
dieje aljo gewifjermaßen armenrechtlich mit ihm ein Ganzes bilden und der 
ihnen mangelnde Unterhalt demnach feine eigene Hilfsbedürftigkeit involviert, 
fo wird angenommen, daß die faktiſch dem erwerbaunfähigen Angehörigen 
gewährte Unterftügung rechtlich dem zu ihrer Ernährung verpflichteten 
Hamilienhaupt felbft zu teil und leßteres dadurch zum Unterftügten wird. 
Demgemäß Hat auch das Bundesamt für Heimatweſen in feiner Recht: 
iprechung den Grundjaß befolgt, daß öffentliche Unterftügung des Famlien— 
hauptes nicht bloß dann anzunehmen ift, wenn das letztere perfönlich von 
einem Armenverbande unterjtügt wird, fondern auch dann, wenn jeine 
arbeitsfähigen Angehörigen der Amenpflege anheimgefallen find !. 

Aber auch noch in anderer Hinficht find Klagen über die Handhabung 
des 8 361 Nr. 7 ſeitens der Gerichte und Befürchtungen in der Richtung, 
daß fich auf diefem Wege ein wirklicher Erfolg faum werde erzielen laſſen, 
laut geworden. Zahlreiche Berwaltungen berichten über die großen 
Schwierigkeiten, auf die fie den Gerichten gegenüber bezüglich des Nach» 
weiſes der Arbeitsjcheu gejtoßen ſeien. Der Angeklagte erziele in der Regel 
dadurd feine Freiſprechung, daß er die durch medizinische Sachverſtändige 
faum widerlegbare Behauptung aufftelle, er Habe der Aufforderung zur 
Arbeit infolge rheumatifcher oder fonjtiger innerer Schmerzen nicht ent- 
fprechen fünnen. Derartigen Einwendungen dürfte fich jedoch durch eine 
vorgängige armenärztliche Unterfuchung des Hilisbedürftigen, oder falls 
diefe nicht ausführbar ift, dadurch begegnen laſſen, daß jogleich bei Er— 
ftattung der Strafanzeige der im Hinblid auf den Thatbeftand des 8 361 
Nr. 7 Str.G.«B. zweifellos erhebliche Antrag geitellt wird, die Arbeits- 
fähigkeit des Befchuldigten einer jchleunigen gerichtsärztlichen Feſtſtellung 
zu unterziehen. 

Die Armenverwaltung zu Mainz referiert ſodann einen Fall, in 
welchem die Einleitung des Strafverfahren? gegen einen Hilfsbedürftigen, 
der gelernter Kaufmann, fpäter Schumann und dann Schreibgehilfe war 
und der fich geweigert hatte, die Arbeit des Straßenkehrens zu verrichten, 
vom Amtsanwalt im Einverjtändnig mit dem Erjten Staat3anwalt unter 
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der Begründung abgelehnt worden fei, daß, wenn auch die Beichäftigung 
des Beichuldigten als ZTagelöhner ihm möglicherweife die Mittel zu einer 
ausgiebigeren Unterftügung feiner Familie an die Hand gegeben hätte, dem— 
jelben doch das Recht zugejtanden werden müfle, fich in eriter Linie nach 
einer jeiner früheren Thätigfeit verwandten Beichäftigung umzuſehen, umſo— 
mehr, als er font vorausfichtlich nie mehr eine derartige Stellung finden 
würde. Wenn damit lediglich die Arbeitsſcheu des Betreffenden als nicht 
erwiejen Hingejtellt werden jollte, jo mag die Begründung in thatjächlicher 
Hinfiht der Bemängelung unterliegen, rechtlich ift fie dann indeſſen nicht 
zu beanftanden. Dagegen würde fie als juriſtiſch völlig verfehlt bezeichnet 
werden müffen, wenn etwa dadurch auägeiprochen jein follte, daß der 
Hilfsbedürftige der behördlichen Aufforderung nur dann zu entjprechen ver- 
pflichtet jei, wenn ihm eine feiner Berufsbildung entipredhende 
Beichäftigung angeboten worden wäre. Das widerjpräche nicht nur dem 
Mortlaute des Geſetzes, das lediglich darauf Gewicht legt, daß die Arbeit 
den Kräften des Beichuldigten angemefjen war, d. h. £örperlich von ihm 
geleiftet werden fonnte, fondern hieße überdies die Wirkfamteit der Gtraf- 
vorjchrift völlig vereiteln, da es fich Hier um eine Notarbeit handelt und 
von der Armenverwaltung unmöglich verlangt werden kann, daß fie Arbeit 
- aller nur denkbaren Branchen für etwaige Hilfsbedürftige bereit hält. 

Mieder andere Verwaltungen berichten, daß die Hilfsbedürftigen als— 
bald nach dem Ergehen der Arbeitsauflage aus der Gemeinde zu ver— 
ſchwinden und ihre Familie in Hilflofer Lage zurädzulaffen pflegten. 
Diefem Übelftande wäre einigermaßen begegnet, wenn gleichartige Arbeits- 
einrichtungen allerwärts bejtänden und der Hilfäbedürftige auch an feinem 
neuen Aufenthaltsorte auf Requifition der Armenbehörde des MWohnfites 
jeiner Familie eine Aufforderung zur Arbeitäleiftung zu gewärtigen hätte. 

Dbwohl endlich insbefondere von der Armenverwaltung zu Grefeld 
mit Recht darauf Hingewiefen wird, daß die auf Grund des $ 361 Nr. 7 
dort erkannten Strafen (in einem Falle 5 Tage, in einem Falle 1 Tag 
Haft) dem völligen Berfagen der Strafrechtäpflege auch in Bezug auf 
diefen Thatbejtand nahezu gleichfämen, jo follten gleichwohl die Armen- 
behörden — ſoweit fie nicht ſchon jeßt in dem Berwaltungszwangs- 
verfahren einen wirkffameren Schuß genießen — in der Erwägung, daß 
jede Verurteilung eines ſäumigen Näbhrpflichtigen, insbejondere wenn fie 
defjen Unterbringung in der Korrektionsanſtalt ermöglicht, dem jeßigen un» 
haltbaren Zuftande gegenüber einen jchäßbaren Gewinn bedeutet, mit 
Arbeitsauflagen und Strafanzeigen unnachfichtig vorgehen. Freilich ver- 
mag auch der Berichterftatter die Betürchtung nicht zu unterdrüden, daß 
unter Zuhilfenahme de8 8 361 Nr. 7 ein nachhaltiger Eriolg kaum zu 
erzielen jein wird, immerhin dürfte aber eine folche energifche Aktion 
auf der ganzen Linie auch im alle ihrer materiellen Erfolglofigkeit 
geeignet fein, die Frage der Zwangsmaßregeln gegenüber jäumigen Nähr- 
pflichtigen im Fluſſe zu erhalten und weiteres Beweismaterial dafür zu 
erbringen, daß strafrechtliche Vorfchriften ala ein geeigneteg Mittel zur 
wirkſamen Befämpfung mißbräuchlicher Ausnutzung der Armenpflege über» 
haupt nicht gelten können. 
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Die dvorjtehend behandelten, auf normale wirtjchaftliche Verhältniffe zu— 
gejchnittenen Arbeitseinrichtungen müſſen fich jelbftredend als unzulänglich er= 
weijen, jobald infolge eines bejonderen Notjtandes Arbeitäloje 
in größeren Mafjen an die Armenpflege herantreten. Wenn jchon in Bezug 
auf den einzelnen Hilfsbedürftigen die Bedeutung einer weiſen vorbeugenden 
Türforge nicht Hoch genug angejchlagen werden fann, jo gilt dies in weit- 
aus bedeutenderem Maße gegenüber Ereigniffen, durch deren lähmende Ein- 
wirfung auf Handel und Induſtrie größere Mafjen von Arbeitern aus 
ihrer gewohnten Beichäftigung geworfen werden. Solche Kriſen pflegen, 
wenn jte nicht etwa infolge von Naturereigniffen, wie Brand oder Über— 
ſchwemmung, eintreten, nicht über Nacht hereinzubrechen, jondern fie be= 
reiten fi) meift von langer Hand vor. Die Gemeinde wird daher auch 
in der Lage fein, die zur Bekämpfung des Übels geeigneten Vorkehrungen 
jo rechtzeitig zu treffen, daß die Abwehrmaßregeln in Gejtalt der Erjchließung 
neuer Erwerbögelegenheit beim wirklichen Einjegen des Notitandes unver— 
züglih in Wirkfamfeit treten können. Iſt auch bei der Entjcheidung über 
den Beginn der Notjtandsarbeiten dem Urteil der Armenbehörde, die über 
den Umfang des Notitandes am unmittelbarjten unterrichtet ift, naturgemäß 
eine bejondere Bedeutung beizumeſſen, jo wäre es ein bedenklicher jocial- 
politifcher Fehler, wollte man die Einrichtung als folche zu einem Akte 
der Armenpflege jtempeln. Dies bedeutete nicht nur gegenüber den ſchuldlos 
beſchäftigungslos gewordenen Arbeitern eine Härte, jondern hätte überdies 
den großen Nachteil, daß voll erwerbsjähige Perjonen in großer Zahl an 
den Genuß öffentlicher Unterftügung gewöhnt würden. Die Arbeiten 
werden vielmehr von der Baupderwaltung zu leiten und über die An— 
nahme von Notjtandsarbeitern durch die letztere fejte Grundjähe etwa dahin 
aufzuftellen fein, daß lediglich am Orte unterjtügungswohnfigberechtigte 
Verſonen Berüdfichtigung finden dürfen und daß unter diefen wiederum die 
Famlienväter je nach der Größe ihrer Familie oder dem Grade ihrer Be— 
dürftigfeit bevorzugt werden. Die Mitwirkung der Armenbehörde bleibt 
zwedmäßig auf die Hilfeleiftung bei Feſtſtellung der perfönlichen Verhält— 
nifje bejchränft, und vor allem ift auch der Anfchein zu vermeiden, ala ob 
die Inanſpruchnahme öffentlicher Unterftügung eine vorzugsweife Berück— 
fihtigung zur Folge hätte. Eine Verweifung an die Rotjtandsarbeiten von 
feiten der Armenpflegeorgane wird jomit in Bezug auf Hilfefuchende oder 
Unterjtüßte nur unter denjelben Modalitäten zugelaffen werden dürfen, die 
oben als die geeignete Baſis für das Verhältnis zwijchen Armenverwaltung 
und Bauverwaltung bezeichnet worden find. 

Anlangend die Art der im Falle eines Notjtandes ſeitens der Ge- 
meinde bereit zu jtellenden Thätigkeit, jo können Hier Anduftriearbeiten, 
die nicht nur gejchulte Arbeitskräfte vorausfegen, jondern auch mehr oder 
weniger umfafjende technifche Einrichtungen erfordern, kaum in Betracht 
fommen, vielmehr wird es fich entweder um die fchleunige Inangriffnahme 
ohnehin bereit3 geplanter Gemeindearbeiten, oder aber darum Handeln 
müſſen, daß die Gemeinde gewifle Gegenjtände, deren fie für jpätere 
Zeiten bedarf, auf Vorrat herjtellen läßt. In erfterer Hinficht kommen 
vor allem Bau- und Erdarbeiten, wie Hoch» oder Straßenbauten, Kanali= 
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fationen, Planierungen, Abbruchsarbeiten, Meliorationen, in leßterer bie 
Herftellung von — oder Brennholz, Sieben von Sand und dergl. 
in Trage. 


Menn die — Notarbeiten unternimmt, lediglich um den un— 
freiwillig feiernden Händen Beſchäftigung zu verſchaffen und um unver— 
ſchuldet in hilfsbedürftige Lage geratenen Perſonen die nötige Verſorgung 
in der würdigeren Form des Arbeitslohnes zu bieten, ſo iſt ſie, ſchon um 
einem übermäßigen Andrange von Arbeitskräften vorzubeugen, geradezu 
gezwungen, den Entgelt unterhalb des ortsüblichen Lohnes zu halten und 
denſelben lediglich ſo zu bemeſſen, daß dem Arbeiter nur ſein notdürftiges 
Auskommen eben geſichert iſt. Die Befürchtung, daß die Gelegenheit von 
anderen Arbeitgebern benutzt werden könnte, um den Lohn ihrer Arbeiter 
herabzudrücken, erſcheint unbegründet, ſofern ſich die Gemeinde auf 
Thätigkeitsgebiete der vorſtehend bezeichneten Art beſchränkt und Arbeiten 
vermeidet, welche gleichzeitig auch von privater Seite betrieben werden. 


Beſonders ſorgfältiger Erwägung hat endlich die Feſtſetzung des Zeit— 
punkte der Einftellung der Notjtandsarbeiten zu unterliegen. Weder ift 
außer Berüdfichtigung zu laſſen, daß zu frühzeitig abgebrochene Notjtands- 
arbeiten zur Grneuerung des Notjtandes Führen können, weil andere 
Arbeitögelegenheit noch nicht wieder in genügendem Umfange vorhanden ift, 
noch darf überjehen werden, daß durch die ungerechtfertigte Ausdehnung 
derjelben der neuaufblühenden Induftrie Arbeitskräfte entzogen, ſowie die 
Notftandsarbeiter in ihrem Einkommen gejchmälert und in ihrer Gelb- 
jtändigfeit beeinträchtigt werden. 


Der Begriff der Notjtandsarbeiten hat in einzelnen Gemeinden eine 
ausdehnende Auslegung infofern erfahren, als diefelben bereit? in dem all« 
winterlich wiederkehrenden Ruben gewiffer Grwerbögelegenheiten einen 
durh Inangriffnahme außerordentlicher Arbeiten zu befämpfenden Not— 
ftand erbliden und die Stadt Offenbach ift fogar dazu übergegangen, den 
Notitand gewiffermaßen zu perpetuieren, indem fie laut Regulativ vom 
10. Mai 1899 zur Beichäftigung arbeitälofer und erwerbäbejchränfter 
Perſonen alljährlich 30000 Mi. unter dem ausdrüdlichen Hervorheben 
auswirft, daß auf diefe Summe Arbeiten, welche ald voranjchlaggmäßige 
anzujehen feien, nicht angewiefen werden dürften. Dieſes Verfahren erjcheint 
um fo bedenflicher, als es in eine Zeit fällt, wo Induſtrie und Handel in 
höchſter Blüte ftehen und die Arbeitänachweife vielfach außer ftande find, 
die verlangten Arbeitskräfte zu verichaffen!. Das Regulativ dürfte, zumal 
im Hinblid darauf, daß die benachbarte Großftadt Frankfurt a. M. die 
behördliche Arbeitszumeifung grundjäglich perhorresziert, ein ſtarkes Zu— 
ftrömen Arbeitslofer und Erwerbsbeſchränkter zur Folge haben und e& ift 
faum zu bezweifeln, daß die Stadt Offenbach durdy den Eintritt eines 
wirklichen Notftandes vor erhebliche Schwierigkeiten geftellt werden würde. 


gt 100 offene Stellen famen im Mai 1899 nur 98,9 —— (gegen 
114, 1 im Vorjahre). Vergl. „Der Arbeitsmarkt“. 2. Kahrgang Ne. 9. 
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Wenn daher einerjeit3 bejondere Notjtandgarbeiten grundfäglih nur 
eingerichtet werden jollten, falls außergewöhnliche Umftände es er- 
fordern, jo ift ambdererjeitß nicht zu verfennen, daß durch ein voraus— 
jchauende® Zuſammenwirken zwijchen der Armenverwaltung einerfeit und 
der Bauderwaltung oder der jonjt in Betracht fommenden Stelle anderer- 
ſeits, mancher derartigen, die Gemeinde ſchwer belaftenden wirtjchaftlichen 
Kalamität vorgebeugt werden könnte. Dazu gehört vor allem, daß bei der 
Sfnangriffnahme großer fommunaler Aufgaben die Lage des Arbeitsmarktes 
mit in Betracht gezogen und eine Häufung von Arbeiten auf einen und 
denjelben Termin vermieden wird, die zur Seranziehung auswärtiger 
Arbeitskräfte führen muß, welche leßteren dann fpäterhin auf den Arbeits— 
markt drüden und ſchließlich fogar unterftüägt werden müſſen. Griorderlich 
ift ferner, daß diejenigen regulären öffentlichen Arbeiten, die auch im 
Winter ausgeführt werden können, in die minterliche Zeit verlegt werden 
und daß indbejondere in geeigneter Weiſe dafür Borforge getroffen wird, 
daß die in der Gemeinde unterftühungswohnfigberechtigten Arbeiter auch 
von jeiten der Unternehmer in erjter Linie Berücdfichtigung finden. 

Bon befonderer Bedeutung ift Hier eine im September 1894 vom 
preußijchen Minifterium des Innern an alle Kreife und Gemeinden erlafjene 
Berfügung, in der diefelben auf Maßregeln aufmerkſam gemacht werden, um 
dem Entjtehen weitverbreiteter Arbeitslofigfeit vorzubeugen und die Wirkungen 
eines undermeidlichen Arbeitgmangels zu mildern. Wieder Staat, jo hätten 
aud die fommunalen Bertretungen in ihrer Eigenjchaft ala Arbeitgeber 
die Pflicht, der Arbeitslofigfeit nach Kräften dadurch enigegenzumirken, daß 
fie allgemein und planmäßig auf eine zwedmäßige Ber- 
teilung und Regelung der für ihre Rehnung auszuführen— 
den Arbeiten Bedacht nähmen. Insbeſondere fei darauf zu jehen, 
daß die Arbeiten, die nicht unbedingt an die Jahreszeit oder an 
bejtimmte Termine gebunden jeien, möglichft in ſolche Monate 
verlegt würden, in denen ein Mangel an Arbeitsgelegenheit zu 
befürchten jei. Died gelte namentlich von folchen Arbeiten, bei denen auch 
nicht gelernte Arbeiter Verwendung finden könnten. Andererjeit3 müßten 
aber auch Borkehrungen getroffen werden, um einen zu großen Zufluß 
Arbeitslofer nach einzelnen Orten thunlichjt zu verhindern. Deshalb jollten 
bei Arbeiten der erwähnten Art von den Kommunen nur folche Leute be— 
jchäftigt werden, die in dem betreffenden Orte den Unterftügungswohnfig 
haben und dort wenigften® bereits eine bejtimmte Zeit in regelmäßiger 
Arbeit gewefen find, 

Möchte diefe Verfügung weitgehende Beachtung finden! Sie deutet 
den Weg planvoller fonımunaler Socialpolitif an, auf welchem es den Ge- 
meinden bejchieden fein dürfte, das gewaltige Problem präventiver Befämpfung 
der Arbeitslofigkeit feiner Löfung näherzubringen. 
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IV. 


Auf Grund der vorjtehenden Ausführungen werden folgende Leitjähe 
zur Annahme empfohlen: 

1. Die zwedmäßigjte Form der Hilfe für arbeitsfähige Perfonen, welche 
fich wegen Arbeitslofigfeit an die Armenpflege wenden, iſt die Ver— 
ihaffung von Beichäftigung auf dem freien Arbeitsmarkte. 

2. Zu diefem Zwecke empfiehlt fich eine Verbindung der Armenbehörde 
mit den am Orte beftehenden Arbeitsnachweifen auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung der von der erjteren überwieſenen Perjonen 
mit den fonftigen Arbeitfuchenden. 

Zur Berrichtung kommunaler Arbeiten eingeftellte Arbeitäloje find 

thunlichit als freie Arbeiter zu behandeln; von dem Verlangen einer 

Arbeitöleiftung als Aquivalent für vorher empfangene Unterftüßung 

ift, insbeſondere bei voll erwerbsfähigen Perſonen, abzufehen. 

4. Beiteht der Verdacht der Arbeitsſcheu oder erjcheint eine andere 
Unterftüßungsform aus jonjtigen armenpflegerifchen Gründen nicht 
ratſam, jo ift die Unterftügung lediglich mittels Arbeitszuweiſung zu 
gewähren. 

5. Zur Durchführung diejes Princips find Armenarbeitsanftalten zu er— 
richten, die dem Unterjtüßten nicht den vollen Unterhalt, jondern 
lediglich angemefjene Beichäftigung bieten. 

6. Gegen ſäumige Nährpflichtige, welche der ihnen zu erteilenden Arbeits- 
auflage nicht Folge leilten, ijt, jofern fie nicht im Verwaltungswege 
zwangsweiſe zur Arbeit angehalten werden können, auf Grund $ 361 
Nr. 7, 362 Str.-G.-B. vorzugehen. 

7. Für die Dauer befonderer NRotjtände find Notjtandsarbeiten in Ausficht 
zu nehmen; die Annahme der Arbeiter Hat ohne Vermittlung der 
Armenbehörde zu erfolgen. 

8. Dem Eintritt folcher Notſtände ift durch ein planmäßiges Zuſammen— 
wirken der beteiligten Stellen thunlichjt vorzubeugen. 


es] 
. 


Anhang. 





Anlage 1. 


3ufammenftellung der landesgefeklihen Befimmungen 
über die 
Verpflichtung arbeitsfähiger Unterjtügungsempfänger zur Ver— 
richtung der ihnen zugewiejenen Arbeiten, 


Preußen. 
Ausführungsgeie zum Reichsgeſetz über den au ungswohn 
s 2 8. Ware 1871. 8 1 Mbf. 2 * * 

Die Unterſtützung F geeigneten Falles, — dieſelbe in Anſpruch 
genommen wird, mittelſt Unterbringung in einem Armen- oder Kranken— 
hauſe, ſowie mittelſt Anweiſung der den Kräften des Hilfsbedürftigen ent— 
ſprechenden Arbeiten außerhalb oder innerhalb eines ſolchen Hauſes gewährt 


werden. 
Sachſen. 
Armenordnung vom 22, Oltober 1840: 


8 27. Der Zwang des arbeitsſcheuen Armen zur Arbeit gehört zum 
Beruf der Polizeibehörden, mit denen fich deshalb die Armenbehörden, wo 
fie von erfteren verfchieden find, zu vernehmen haben. 

Die Berichaffung lohnender Arbeit für arbeitswillige und fähige, aber 

arbeitslofe Arme ift die Sorge der Armenbehörden. 
I 8 31. Diejenigen Armen, welche die ihnen dargebotene, ihren Kräften 
und jonjtigen Berhältniffen angemefjene Gelegenheit zur Arbeit verfchmähen, 
find, wenn nicht ihre wirkliche Unfähigkeit zur Arbeit eriwiefen tft, jeder 
Öffentlichen Unterftügung als unbedingt unwürdig zu erkennen, fallen aber 
fofort, als der Arbeitsſcheu und mutwilligen Bettelei verdächtig, der polizei= 
lichen Aufficht und den Maßregeln anheim, welche nach $ 107 ff. gegen 
arbeitsfcheue Arme und Bettler vorgeſchrieben find. 


Württemberg. 
Ausführungsgeiet; zum Reichsgeſetz über den Unterftü um Swohnf 
* ——— ——— * is 
Wenn Jemand für ſeine Perſon oder ſeine nicht arbeitsfähigen An- 
gehörigen (vgl. S 4 des Freizügigkeitögejegeg dom 1. November 1867) 
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Unterftüßung in Anfpruch nimmt, jo Tann folche mitteljt Unterbringung in 
einem Armen» oder Krankenhauſe, geeigneten Falls mittelft Anmeifung der 
den Kräften des Hilfebedürftigen entiprechenden Arbeiten außerhalb oder 
innerhalb eines ſolchen Haufe gewährt werben. 


Geje vom 2. Juli 1889, Art. 14: 

Mer für fich ſelbſt oder in der Perfon feiner Ehefrau oder feiner noch 
nicht 14 Jahre alten Kinder öffentliche Unterftüßung empfängt, kann durch 
Beichluß der die Unterftükung gewährenden Armenbehörbe verpflichtet werden, 
hierfür nach dem Maße feiner Kräfte diejenigen Arbeiten zu verrichten, 
welche ihm von der Armenbehörde innerhalb oder außerhalb einer öffent» 
lichen Armenanjtalt angewiejen werden. 


Baden. 
Geje dom 5. Mat 1870, die öffentliche Armenpflege betreffend: 

8 18. Der verpflichtete Armenverband hat dem Unterftühungs- 
bebürjtigen den unentbehrlichen Unterhalt nad) Maßgabe des Bedürfniſſes 
und unter Verwendung der etwa vorhandenen Arbeitskraft zu gewähren, 
insbefondere Sorge zu tragen für Erziehung, Unterricht und Erwerbs— 
befähigung der Kinder, für ärztliche Behandlung und Verpflegung der Kranken 
und für die Beftreitung des Begräbniſſes. 


Sellen. 
8 3 ichs über D 8 
Ausführungsgefe zum a inch 2 * Unterſtützungswohnfitz 


Artikel 1 übereinſtimmend mit $ 1 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes. 


Mecklenburg: Schwerin. 
Ausführungsberordnung zum m 20. Sebendr 167 über * Unterſtützungswohnſitz 


8 4 Abſ. 4. Jedem = * es geſtattet, die einem Hilfs— 
bedürftigen zu gewährende Unterſtützung durch Zuweiſung von Arbeit reſp. 
durch Unterbringung in einer öffentlichen Armen- oder Arbeitsanſtalt zu 
gewähren, die dem Orts-Armenverbande zu ſolchem Zwecke zugänglich iſt. 
In dieſem Falle iſt der Unterſtützte dem Reglement ſolcher Anſtalt unter» 
worfen, insbeſondere auch zu den durch dasſelbe vorgeſchriebenen Arbeiten 


verpflichtet. 


Sachlen- Weimar. 
Ausführungsgeiet, zum Bu gi Be —— — ‚ Inierkänungbwogußt 
8 4 Abi. 2 und 3. Die a He geeigneten alles mittelft 


Unterbringung in einem Armen= oder Krankenhauſe, ſowie mitteljt Anweiſung 
der den Kräften des Hilisbedürftigen entiprechenden Arbeiten gewährt werden. 
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Arbeitsfähige Unterftüßung ſuchende Perjonen find zur Leiftung ge- 
eigneter Arbeit nötigen Falls zwangsweife ($ 361 Nr. 7 des Str.G.⸗B.) 
anzubalten. 


Mecklenburg:Hfreliß. 


Aus sberord Nei über den U 
führungsperor —— en bi —— nteritügungsmwohnfig für 


S 4 übereinftimmend mit $ 4 der Verordnung für Dledlenburg- Schwerin. 


Oldenburg. 
Rev. Gemeindeordnung für das Herzogtum Oldenburg bom 15. April 1873: 

Art. 70 8 1. Die Armentommiffion ift verpflichtet, über den Stand 
und die Urfachen der Armut in der Gemeinde fi) Kenntnis zu verichaffen 
und den darin ſich aufhaltenden Hilfsbedürftigen nach Maßgabe des Be— 
dürfnifjeg und unter Verwendung der etwa vorhandenen Arbeitskraft die 
nötige Unterftügung zu gewähren. 

$ 2. Die Unterftüßung darf niemals über das Notwendige hinaus— 
gehen und fann, folange fie in Anspruch genommen wird, namentlich auch 
mitteljt Unterbringung in einem Armen= oder Krankenhauſe, ſowie mitteljt 
Anweiſung der den Kräften des Hilfsbedürftigen entfprechenden Arbeiten 
außerhalb oder innerhalb eines jolchen Hauſes gewährt werden. 


BBraunfchmeig. 


Ausführımgsgeieg zum gg — Unterſtützungswohnfitz 
un 


8 1 übereinftimmend mit 8 1 des preußifchen Ausführungsgejehes. 


Sachlen: Meiningen. 
Ausführungsgeiet * — über den Unterſtützungswohnfitz 
m 24. Februar 1872: 


Art. 1 — mit $ 1 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes. 


Sachlen: Altenburg: 
Ausführungsberordnung ge ig ee den Unterftügungswohnfig 
bom 3. Juni 1871: 
8 1 übereinftimmend mit Abf. 1 und 2 de 8 1 des preußifchen 
Ausführungsgeſetzes. 


Geſetz über das Armenweſen vom 9. Auguſt 1833: 


8 62. Arbeitsfähigen, aber verdienſtloſen Perſonen iſt durch Ver— 
ſchaffung von Arbeit, wenn auch um den geringſten Lohn und nach Um— 
ſtänden durch anderweite zweckmäßige Unterſtützung zeitig Hilfe au leiſten, 

Schriften db. D. Ver. f. Wohlthätigkeit. XLIII. 
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damit fie in den Stand geſetzt werden, durch eigene Thätigkeit ſich vor 
gänzlicher Verarmung zu verwahren. 

8 63. Die einzelnen Gemeinden des Landes haben beſonders darauf 
Bedacht zu nehmen, daß zu den öffentlichen, auf Kommunalkoſten zu ver— 
richtenden Arbeiten, als Straßen- und Wegebeſſerung, öffentliche Bauten, 
in den Städten die Straßenreinigung und dergl., verdienſtloſe aber arbeits— 
fähige Perjonen verwendet werden. 

8 65. Auch werden die einzelnen Gemeinden de3 Landes darauf Be— 
dacht nehmen, daß durch zu errichtende Hilfsvereine und öffentliche Arbeits— 
anjtalten den verdienſtloſen Armen, welchen keine Privatarbeit verſchafft 
werden kann, worauf immer vornehmlich hinzumirfen ift, Arbeit und Ber: 
dienft verichafft werden fönne. 

8 66. Arbeitsſcheue und widerſpenſtige Verdienſtloſe, welche arbeiten 
fönnen, aber nicht wollen, können von der Obrigkeit mit Ziwang zur Arbeit, 
namentlich zu Öffentlichen Arbeiten angehalten werden, wofür ihnen ein 
geringer Lohn zu gewähren iſt. 


Sachſen⸗ Coburg⸗ Gotha. 
Ausführungsgeſetz zum — ——————— über — Unterſtützungswohnſitz 


8 1 übereinſtimmend mit $ 1 des — Ausführungsgeſetzes. 


Anhalt. | 
Aus 8 8 den U 
führungsgeſetz zum — get über * nterſtũtzungswohnfitz 


8 1 übereinſtimmend mit 8 1 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes. 


Schwarzburg⸗Sondershauſen. 


Ausführungsgeſetz — Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz 
vom 25. Januar 1872: 


S 4 Abſ. 2. Die Unterſtützung kann geeigneten Falles mittelſt Unter— 
bringung in einem Armen- oder Krankenhauſe, ſowie mit Anweiſung der den 
Kräften des Hilfsbedürftigen entſprechenden Arbeiten gewährt werden. 


Schwarzburg⸗ Rudolſtadt. 


Ausführungsgeſetz zum —— er Ai Unterſtũtzungswohnſitz 
uni 1 


S 1 übereinjtimmend mit $ 1 des a Ausführungsgejeßes. 


Waldeck. 


Ausführungsgejetz zum a ee En — Unterſtützungswohnſitz 
uni 


8 1 übereinſtimmend mit 81 en 1 — 2 des preußiſchen Aus— 
führungsgeſehes. 
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Allgemeine Armenordnung vom 11. Mai 1863: 
$ 23. Arme, welche die ihnen dargebotene Gelegenheit zu Arbeiten, 
welche ihren Kräften und fonjtigen Verhältniſſen angemeffen find, verfchmähen, 
find der ferneren Unterftüßung für unmürdig zu erklären und geeigneten 
alles ala der Arbeitsfcheu verdächtig der Polizeibehörde zu weiterer Ver— 
fügung zu überweifen. 


Reuß Alf. Linie. 
Geje vom 1. Juli 1878: 
8 1 Abf. 1 und 2 übereinstimmend mit 8 1 des preußiichen Aus- 
führungsgeſetzes. 


Neuß jüng. Linie. 
Geſetz dom 21. Juni 1871: 
$ 1 übereinftimmend mit 8 1 des preußifchen Ausführungsgeſetzes. 


Schaumburg: Lippe. 
Anstührungsgeieg zum erg = Bang eg = Unterftügungsmohnfit, 
bom 7, März 


& 1 übereinftimmend mit 8 1 des — Ausführungsgeſetzes. 


&Fippe. 
Austührungsgeie zum rg über den Unteritügungswohnfig 
bom 12. September 1877: 


$ 1 übereinjtimmend mit 8 1 des preußifchen Ausführungsgeſetzes. 


Füber. 
Armenordnung bon 1846: 


er die Unterftühung der Armenanftalt anfpricht, wird zuvörderſt, 
wenn und foweit er arbeitsfähig ift, zur Arbeit angehalten. 


Zöremen. 


Landesgeſetzliche Vorſchriften bejtehen nicht, dagegen enthält die Ge— 
ſchäftsordnung der ftadtbremifchen Armenpflege folgende Beitimmungen: 

8 68. Um die Armenpfleger in den Stand zu jegen, jedem Unter: 
ſtützung nachfuchenden, noch arbeitsfähigen Armen Mittel und Wege zum 
eigenen Erwerb anzumweifen, den nachläffigen und trägen Armen aber zur 
Arbeit nötigen zu können, bejteht auf dem Arbeitshaufe eine Arbeitsanftalt 
für freiwillige Arbeiter, welche der jpeciellen Aufficht und Verwaltung eines 
Vorſtandsmitgliedes übergeben iſt. 

8 69. Für die freiwilligen Arbeiter der Arbeitsanſtalt gelten die 
folgenden Bejtimmungen: 

1. Der Arbeiter verpflichtet fich zu genauer Befolgung der Hausordnung 
und der ihm zu erteilenden jpeciellen Weifungen ; 
4* 
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2. es ſteht dem Arbeiter zu jeder Zeit frei, wenn er auswärts mehr 
zu verdienen Gelegenheit hat, die ihm angewiejene Arbeit wiederum 
aufzugeben, doch verzichtet er während diejer Zeit auf etwaige Unter- 
ſtützung; 

3. wer ohne vorgängige Anzeige von der Arbeit wegbleibt, wird von 
der Liſte geſtrichen und bedarf, um wieder einzutreten, einer neuen 
Aufnahme; 

4. die freiwilligen Arbeiter erhalten wöchentlich ihren verdienten Lohn 
ausbezahlt; 

5. um einen zu überhäuften Andrang von Arbeitern und eine Steigerung 
des Arbeitslohnes zum Nachteil des Publikums zu verhüten, wird 
der Arbeitslohn auf der Arbeitsanſtalt ſo reguliert, daß er niedriger 
als der gewöhnliche Tagelohn für Arbeiter iſt; 

6. ſtellt fich auch bei untadelhaftem Fleiße des Arbeiters der Arbeits— 
lohn zu gering, um demſelben den notdürftigen Unterhalt zu ge— 
währen, ſo erhält der Arbeiter das daran Fehlende als Unter— 
ſtützung. 

F 71. An Stelle einer ſonſtigen Unterſtützung kann einem Armen 
Arbeit unter den freiwilligen Arbeitern angewiejen twerden. Weigert er fich, 
diefe Arbeit zu leiften, jo verzichtet er damit auf fonjtige Unterftügung. 


KBamburg. 
Geſetz, betreffend das Armenweſen, vom 18. Mai 1892: 
$ 13. Der arbeitsfähige Arme iſt verpflichtet, die ihm angewieſene, 
feinen Kräften angemefjene Arbeit zu berrichten. 


Banern. 
Geſetz, die öffentlihe Armen- und ned. betreffend, 
bom 29. April 1869 /3. Februar 1888: 

Art. 6 Abi. 2. Wer öffentliche Unterftühung genießt, ift verpflichtet, 
fih nad) Anordnung der Organe der öffentlichen Armenpflege zu einer feinen 
Kräften angemejjenen Arbeit innerhalb oder außerhalb einer Beichäftigungs- 
anftalt verwenden zu lafjen. 


Anlage 2a. 
Hamburg, den 28. Februar 1899. 


An 
die nenne 


Der Gentralausfchuß des Deutjchen Vereins für Armenpflege und Wohl: 
thätigfeit hat beichloffen, da Thema: 
„Urbeitgeinrichtungen für Zwede der offenen Armenpflege” 
auf die Tagesordnung der diesjährigen Jahresverfammlung zu eben. 
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Ich bin erfucht worden, dag Referat über diefen Gegenjtand zu über- 
nehmen, und gejtatte mir, behufs näherer Information über die vorhandenen 


— — um Ausfüllung des angeſchloſſenen Fragebogens ergebenſt zu 
$ 


erfuchen. 

Meine Bitte um Auskunft erſtreckt fich in erjter Linie auf diejenigen 
Einrichtungen, welche etwa getroffen find, um den Rechtsanipruch des 
Armenverbande?, von dem arbeitsfähigen Unterftüßten ala Aquivalent für 
die gewährte Unterjtügung eine Arbeitsleiftung zu verlangen, bezüglich der 
in offener Pflege unterftüßten PBerjonen zu realifieren. Die der 
geichloffenen Armenpflege dienenden Anftalten intereffieren daher nur injoweit, 
als daſelbſt auch jolchen Unterftüßten, welche nicht Anftaltspfleglinge find, 
Arbeitsgelegenheit geboten wird. 

Bejonderen Wert lege ich ferner darauf, Über die von den Armen 
verwaltungen in Bezug auf $ 361 Nr. 7 des Strafgefeßbuches gemachten 
Erfahrungen möglichſt eingehend unterrichtet zu werden, da fich dieje Straf: 
bejtimmung möglicherweije in weitgehenderem Umfang als bisher im Intereſſe 
der Arınenpflege ausnutzen ließe, um arbeitsfcheue Unterjtügunggempfänger, 
insbejondere jolche, die in der Perſon ihrer YFamilienangehörigen unterftüßt 
werden müſſen, zu geregelter Thätigfeit anzuhalten und geeigneten Falls 
ihre Unterbringung im Arbeitshaufe im Wege des gerihtliden 
Strafverfahren herbeizuführen. 

Endlich beabfichtige ich, auch diejenigen Einrichtungen mit in den 
Kreis der Erörterung zu ziehen, welche dazu dienen follen, Hilfefuchende 
durch Berichaffung von Arbeit von der öffentlichen Armenpflege 
fernzuhalten, jei es, daß die Armenverwaltung den betreffenden Per— 
fonen direft Arbeit verichafft, ſei es, daß fie fih zu dieſem Zwecke der 
Bermittelung anderer Behörden oder de Arbeitsnachweijes bedient. Bei 
der Vielgejtaltigkeit derjenigen Beftrebungen, welche auf Befeitigung der 
Hilfebedürftigkeit durch Arbeitsverichaffung gerichtet find, Liegt die Möglich- 
feit nahe, daß der beifolgende Fragebogen fich nicht auf jämtliche vorhandenen 
Einrichtungen erjtredt. Für diefen Fall bitte ich, die Auskunft, über den 
Rahmen des Fragebogens hinaus, auch auf die etwa nicht berückſichtigten 
Einrichtungen ausdehnen zu wollen. 

Indem ich nicht verfehle, für die mit der Ausfüllung des Fragebogens 
verbundene Mühewaltung im Voraus meinen beſten Dank auszuſprechen, 
bitte ich höflichſt, den ausgefüllten Fragebogen unter Beifügung etwaigen 
weitergehenden Materials bis zum 1. April d. J. an mich zurückſenden zu 
wollen, da der ſchriftliche Bericht bis zum 1. Juli d. J. druckfertig vor— 


liegen muß. 
Hochachtungsvoll 


Dr. Bueblb, 
Direktor des öffentlichen Armenweſens, 
Raboiſen 66. 
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Anlage 2b. 
Fragebogen. 


1. Sind Einrichtungen getroffen, 
um Perſonen, welche in offener 
Armenpflege unterſtützt werden, zur 
Arbeit anzuhalten? 


2. Liegen dieſen Veranſtaltungen 
beſondere geſetzliche oder orts— 
ſtatutariſche Vorſchriften zu 
Grunde, durch welche Arme ausdrücklich 
zur Arbeitsleiſtung verpflichtet werden, 
und wie lauten evtl. dieſe Beſtimmungen? 


3. Werden nur Familienhäupter 
oder auch Mitunterſtützte beſchäftigt? 
Wie groß iſt die Zahl der arbeitenden 
Perſonen und der Arbeitstage pro Jahr? 


4. Von welcher Art iſt die zu 
leiſtende Arbeit? Erſtreckt fich die Be— 
ſchäftigung auf das ganze Jahr oder 
beſchränkt ſie fich auf gewiſſe Zeiten? 


5. Wird nur für ſtädtiſche (ſtaat— 
liche) Betriebe oder auch für Privat— 
perjonen (Unternehmer) gearbeitet und 
iſt ftet3 genügend Arbeit vorhanden ? 


6. Wird unter allen Umjtänden 
die gefamte Arbeitskraft der unterftüßten 
Partei in Anfpruch genommen oder ijt 
die verlangte Arbeitäleiftung je nach der 
Höhe der Unterftügung verjchieden be- 
mefjen ? 

Iſt ein Arbeitzpenfum (Mindejt- 
leiftung) vorgejchrieben ? 

Welches Berfahren greift Plab, 
wenn der Wert der Arbeitzleiitung die 
gewährte Unterftüßung überfteigt ? 


7. Wird, falls der Unterftüßte die 
Arbeitäleiftung verweigert, der $ 361 
Nr. 7 des Strafgeſetzbuchs gegen ihn 
zur Anwendung gebracht? 
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Melche Behörde ift zur Anweifung 
der Arbeit zuftändig ? 

Was gejchieht, um den Beweis für 
die Arbeitsfähigfeit bezw. Arbeitsfcheu 
des Hilföbedürftigen zu fichern ? 


8. Welche Erfahrungen find in 
Bezug auf 8 361 Nr. 7 des Straf- 
gefeßbuches gemacht? (Gerichtliche Ent— 
ſcheidungen von Belang bitte ich evtl. 
in Abjchrift beizufügen.) 


9. Gewährt die Armenverwaltung 
Hilfsbedürftigen Beihäftigung, um die= 
jelben von der öffentlichen Armenpflege 
fernzuhalten? 


10. Beftehen diesbezügliche Ab- 
machungen mit anderen Behörden oder 
mit Arbeitänachweifen ? 


Anlage 3. Aachen. 
Belcheinigung 
für den durch die RN der —— Arbeitsnachweis-Anſtalt 
überwieſenen nn Se Nr. wohnhaft. 

















Datum 
| des 
Eintritts in ein 
Arbeitsverhältnis. 
Jahr — Tag 






Datum 





der 
Nachfragen. Bemerkungen. 


Monat } 
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Aulage 4. Hamburg. 


MEER u A a a Be de eh a 
wohnaft. ID REITER 
wird zur Grlangung bon Arbeit an ben Arbeile 
J SBNEÄUnd ERSRIENENEREUN AO, PSEENERRTTRÄREN 





2242—«242444*24*2—222222222 ä— 


verwieſen. 
F nu 


EEE EEE 22⸗⸗⸗-⸗c.... 2242** *22424 


Bezirksvorſteher. Armenpfleger. 


Rückſeite. 
— ——— hat ſich gemeldet am... 
Demſelben iſt Arbeit nachgewieſen am... 


2242—222222222 


Aulage 5. Aachen. 


Dieſe Beſcheinigung iſt werktäglich —— 9 und 10 Uhr vormittags im 
Bureau Der Armen⸗Verwaltung, Zimmer vorzulegen. 


Beſcheinigung 
dh den N, die Armen- — —— arbeitälofen .............. 
BOB NT. — 


Datum Datum — 


der er re ne 
erften Meldung. Nachfragen. —— 
Jahr Monat; Tag | Jahr Monat; Tag | Jahr Monat Tag 


| 
a 
& 
E 
nn — BEE nn 
Si 


Bemerkungen. 





Anlage 6. 


Arbeitzeinrichtungen für Zwede der offenen Armenpflege. (Anhang.) 57 


Gejchehen beim Armen- Amt 


Frankfurt a. M., den 189..... 
BENDER ne ee N a es 
———— HERROBE RR. 1 BE 
in Frankfurt wohnhaft Seit... ‚ ber= 
heiratet, Vater von Kindern, derzeit in Armenunters 
ſtützung mit ‚ zulegt in Armenunterftüßung -.......- 
noch nicht in Armenunterjtüßung gewejen................. 
BON DER ana zuletzt in Arneik Del 
J NGEREEIEÄREN und erklärt: 


„Ich bin derzeit mittellos und beantrage, 
mich zu unterſtützen.“ 


DIN: nen wird hierauf eröffnet, 
daß er duch Anweiſung einer feinen Kräften angemefjenen 
Arbeit unterjtüßt werden jolle. 

Zugleich wird ihm eröffnet, daß diefe Unterjtügung ledig- 
lich in folgender Form gewährt werde: 

1. Den Anweifungen der mit Beauffichtigung der Arbeiten 
beauftragten Aufjeher iſt fofort und unmeigerli) Folge zu 
leiften. 

2. Die Dauer der Gewährung der Unterftügung, bezw. 
der Zulaffung zur Arbeit hängt ledigli) vom Ermefjen des 
Amtes ab. 

3. Ebenſo hängt lediglich vom Ermeſſen des Amtes ab, 
ob die zugewiefene Arbeit ftundenweife oder nad) Maßgabe der 
Arbeitöleiftung (im Accord) bezahlt wird, und ob der Arbeits- 
verdienjt ganz ausbezahlt oder teilweife zur Dedung der bereits 
empfangenen bezw. feinen Angehörigen gewährten Unterftüßungen 
zurüdbehalten und verrechnet wird. 

4. Das Arbeitsgerät ift Eigentum des Amtes; Wegnahme _ 
desjelben wird als Diebjtahl oder Unterfchlagung verfolgt. 

5. Die Unterftügßung durch Arbeitsgewährung wird nur 
unter der Borausjegung gewährt, daß der Unterjtüßte fich ſo— 
bald ala möglich jelbft anderweite Arbeit ausfindig mache; fie 
wird fofort eingeftellt, jowie derjelbe diefer Verpflichtung nicht 
nachkommt. 


———— 


Beſchluß. 


a ne a a a ne ift unter den oben 


— — a auf ....... Tage und zwar 


·* 


zu bejchäftigen. 

Die Arbeit joll ftundenweife — im Accord — bezahlt 
werden, bei einer Beichäftigungsdauer von höchſtens Stunden 
täglid. E find ihm ......emee. per Tag auszuzahlen und 
der Reſt ſeines DVerdienjtes zu verrechnen. 

2. Eintrag in die Arbeits-Kontroll-Liſte. 

3. Nachricht an den Diftrikts-Vorfteher. 

4. Ausfertigung des Protokoll ſamt Beihluß an die 
Verwaltung des Armenhaufes. 

Diefelbe hat, Falls der Antragfteller den Antrag auf Ver— 
längerung der Arbeitszuweiſung jtellt, fich nach der ihr zu— 
geftellten Ausfertigung über fein Verhalten bei der Arbeit zu 
äußern. Ä 


Frankfurt a M., den nn 189..... 
Armen-Amt. 
Anlage 7. 
Regulativ, 


betreffend die Beihäftigung von Urbeitslofen und erwerbs⸗ 
beihränften Perſonen in der Stadt Offenbad. 


In Ausführung des Art. 1 des heffiichen Ausführungsgefeßes zum 
Unterftügungsmwohnfiggefeß vom 14. Juli 1871 und $ 1 und 2 der In— 
ftruftion für die Bezirkövorfteher und Armenpfleger vom 19. Dezember 1872 
wird für die Stadt Offenbach das Folgende beftimmt: 

8 1. Gefuche arbeitsfähiger, aber zeitweife arbeitslofer ſowie erwerbs⸗ 
beichränfter Perfonen um vorübergehende oder dauernde Beichäftigung bei 
der Stadt find bei dem Bauamt anzubringen. 

8 2. Bei Stellung des Geſuchs ift der Nachweis zu erbringen, daß 
Gefuchjteller in Offenbach unterftügungswohnfigberechtigt und arbeitslos ift, 
Wird diefer Nachweis nicht erbracht, jo kann dad Bauamt die Perfonal: 
verhältnifje auf dorgejchriebenem Formular fejtjtellen und ermitteln laſſen, 
ob die betreffende Perfon den Unterftügungswohnfig in Offenbach hat, ſowie 
welche Gründe dag Geſuch veranlafjen. 

$ 3. Eine Beichäftigung von Perfonen, die den Unterſtützungswohnſitz 
in Offenbach nicht haben, darf aus den für die Beichäftigung Arbeitälojer 
vorgejehenen 30000 ME. nicht angeordnet werden. Auf die 30000 ME. 
dürfen Arbeiten, welche als voranfchlagsmäßige anzufehen find, nicht be= 
rechnet werden. 
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8 4. Das Stadbtbauamt wird zunächſt die Arbeitsfähigfeit und -Eigen- 
ichaft der Eingejftellten ermitteln und diejelben ihren Kräften entiprechend 
beichäftigen. 

S 5. Den Eingeftellten werben folgende Löhne bis auf weiteres ge= 
währt: 1. den großjährigen Arbeitsfähigen, jedoch zeitweife Arbeitslofen, 
welche für die ihnen vom Bauamt zuzumeifenden Arbeiten geeignet find, 
pro Stunde nicht unter 22 Pf.; 2. denjenigen, welche für die ihnen zu— 
gewieſenen Arbeiten nur mangelhaft geeignet find, den Minderjährigen fowie 
den Erwerbsbeſchränkten je nach der in Gemäßheit des 8 4 erfolgten Ein- 
ihäßung nach Maßgabe ihrer Leiftungen pro Stunde 20, 18, 16 und 14 Pf, 
Minderjährige, ſowie volljtändig arbeitsfähige ledige Perfonen follen nur in 
bejonder8 dringenden Fällen Berüdfichtigung finden. 

8 6. Beträgt der Wert der Leiftungen weniger ala 14 Pf. pro Stunde, 
jo Hat da8 Bauamt mit Begründung der Deputation für das Armenwefen 
hiervon Kenntnis zu geben, welche Hiernach Barunterjtügung eintreten 
lafjen kann. 

F 7. Gegen die Einfhägung in Lohnklaffen gemäß $ 5 Poſ. 2 und 
$ 6 fteht der betreffenden Perſon das Beichwerderecht an den Bauausſchuß 
zu, welcher endgültig entjcheidet. 

8 8. Die Anftellung von Arbeitern, welche das Bauamt für feine 
regelmäßigen Arbeiten benötigt, wird durch diefe Beitimmungen nicht berührt. 


Großherzoglihe Bürgermeijterei. 
Genehmigt durch die Stadtverordnietenverfammlung am 10. Mai 1899. 


Anlage 8 
Berhandelt 
Breslau, DE nn 18.2: 


mennunnsnnnnänrienterie ee rer ET TEE Henn nenn nnnn Het 


Demfelben wurde eröffnet: 

daß die Armendirektion feine Einjtellung in die Armen— 

fehrkolonne beichloffen habe. 

FOR BEER ER ERIEENERENEEREEIRIEEEIENN erhielt Hierauf eine jchriftliche 
Anweifung, fich bei dem Auffeher Scholz im ftädtifchen Armen 
hauſe Schuhbrüde Nr. 1 zu melden und die ihm von dieſem 
angewiejene Arbeit zu übernehmen. 

DIEBE de De davon ver⸗ 
ftändigt, daß mit ihm hierdurch keineswegs ein Arbeits— 
vertrag gefchloffen werde, daß deshalb die von ihm zu leiftende 
Arbeit auch keinerlei Anrecht auf eine bejtimmte Vergütung für 
diejelbe gebe. Die Armenverwaltung mache vielmehr von dem 
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ihr gemäß 8 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 8. März 1871 zu— 
ftehenden Rechte Gebraud, ihm Armenunterſtützung in Ge⸗ 
ſtalt von Arbeit zu gewähren. 

Die Verwaltung behalte ſich daher vor, nach ihrem freien 
Ermeſſen nach Maßgabe ſeiner Leiſtungen, ſowie ſeiner und 
feiner Familie unabweislichen Bedürfniſſe zu beſtimmen, welcher 
Geldbetrag ihm für die Arbeit auszuzahlen fei, fie behalte fich 
ferner dor, die ausgeſetzten Beträge nicht an ihn direkt, jondern 
an dritte Perſonen zu zahlen, auch ftatt baren Geldes Naturalien, 
Armenhauskoſt und Aufenthalt und dergleichen zu gewähren. 

Es wurde ihm ferner eröffnet, daß, da feine familie bisher 
bereit? laufende Armenunterjtügung bezogen babe, er außerdem 
verpflichtet jei, die ihm von der Verwaltung anzumweifende Arbeit 
fleißig und pünktlich zu leiften, damit er auch die feiner Familie 
gewährte Unterftüung durch feine Leitungen der Armendirektion 
teilweis wieder erjeße. 

Sollte er daher die Arbeit nicht fleißig verrichten oder fich 
duch Trunkenheit, MWiderfeglichkeit gegen den Auffeher und 
andere Ungebühr thatjächlich derfelben entziehen, jo mache er 
fih nad) $ 361 Abf. 7 des R.-Str.-G.-B. ftrafbar und würde 
das gegen ihn eingeleitet werben. 

a ee erklärte, die Eröffnung 
woblberflanben zu haben, acceptierte bie Arbeitsantveifung 
nach Maßgabe derjelben und gelobte, fich nüchtern und an— 
ftändig zu betragen, fleißig zu arbeiten und allen Anordnungen 
des Aufjehers willig Folge zu leiſten. 


V. g. u. 
v. w. o. 


Lübeck. 
Bezirk N. 


Dem 
wohnhaft 


alt 
iſt 


auf ſein Anſuchen die Aufnahme in das freiwillige Arbeitshaus 


bewilligt. 


Lübeck, den 
Bezirkspfleger. 
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Anlage 10. gübed. 


Bezirk N. 


Der 

wohnhaft 

alt 

it, da er auß Öffentlichen Armenmitteln anderweitig unterftüßt 
wird, angewiefen, tm freiwilligen Arbeitshaufe zu arbeiten. 


Lübeck, den 
Bezirkspfleger. 


Anlage 11. 
Armen-Verwaltung der Stadt Colmar. 


Arbeits⸗Beſtimmungen 


für 
die von der Armen-Verwaltung beſchäftigten Arbeitsloſen. 


Die Arbeiter werden in folgende Abteilungen eingeteilt: 


J. Abteilung: 
Neu-Eingetretene, welche die Arbeit erſt erlernen müſſen. 


für junge Leute bis zu 18 Jahren. . . 0,80 Mk. täglich. 
Lohn: 4b. für ledige Arbeiter über 18 Jahen . . 1— = 5 
e. für Familienväterr . . . 130 = - 


Mindejtleiltung 0,10— 0, 15 "eb täglich. 
I. Abteilung: 
Arbeitögruppe junger Leute bis ar 18 Jahren. 
Lohn: kr für ledige Arbeiter . . . ra - ,10 Mt. täglich. 
i für Familienväter . i 1.40 = 
Mindeftleiftung 0, 25 cbm täglich. 
II. Abteilung: 
Arbeitsgruppe erwachjener — Arbeiter. 
Lohn: für ledige Arbeiter . . . . . 130 Mt. BO. 
ib. für Familienväter . . ..1,60 ⸗ 
Mindeſtleiſtung 0 40 'cbm täglich. 
Überarbeit wird à 2,40 Mt. pro cbm beſonders bezahlt. 
IV. Abteilung: 
Arbeitägruppe minderwertiger Arbeiter (ältere Leute, jchwächlichere 


— 
Sohn: * für ledige Arbeiter . . . .1,10 ME. täglich. 
b. jür Familienväter . . 140 = = 


Mindeftleijtung 0, 20 cbm täglich. 
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V. Abteilung: 
Zagelöhner. 
‚Sa. für ledige Arbeiter . er 
Sopn:ir, für Familienväter i F 
VI. Abteilung: 
Arbeitsgruppe der Steinklopfer von Beruf. 
Dieſe Arbeiter erhalten pro ebm 2,80 ME. bezahlt. 
Mindeitleiftung 1,00 cbm täglich. 


1. Diejenigen Arbeiter, welche die verlangten Mindeitleiftungen nicht 
verrichten, können nicht weiter beichäftigt werden. 

2. Die Arbeitöftunden find von 8—11"/e Uhr vormittags und 1—5 Uhr 
nachmittagd; diefelben müſſen pünktlich eingehalten werden. 
Wer von der Arbeit ausftehen will, hat dies dem Aufjeher 
mitzuteilen. 

3. Die Löhnung findet jeden Samjtag Nachmittag ftatt. Lohnſtreitigkeiten 
werden vom Armenamte nach Anhörung eines Arbeiteraugfchuffes entjchieden, 

4. Die Arbeiter find gehalten, jede andere ihnen angetragene ent— 
Iprechend bezahlte Arbeit ſofort anzunehmen. Im MWeigerungsfalle muß 
ihre Entlaffung erfolgen. 

Nach Berrichtung folcher Arbeiten kann die Arbeit beim Armenamte 
ohne Verzug wieder aufgenommen werden. 

5. Den Anordnungen des Aufjehers ift unbedingt Folge zu leiften. 
Beichwerden gegen diefe Anordnungen find beim Armenamte anzubringen, 
welches im Einvernehmen mit dem Arbeiterausjchuß Entjcheidung treffen wird. 


Colmar, im Dezember 1898. 


1,20 ME. täglich. 
10 = « 


Der Armenrat. 


Unlage 12. Eiſenach. 


Hierdurch wird Ihnen als Empfänger öffentlicher Almoſen gemäß 
F 361° des Reichsftraigefegbuches für den Monat Arbeit auf 
Tage angewiejen. 

Sie werden daher aufgefordert, fich dieferhalb am 

Montag, den ten d. J. vormittags Uhr 

bei dem Hausvater des ſtädtiſchen Armenaſyls, Neuſtadt 19 hierſelbſt, ein— 
zufinden. 

Eiſenach, den ten 189.., 


Der Vorjtand der Nefidenzitadt. 


Benuffichtigung der in Samilienpflege unter- 
gebradten Rinder. 


Vom 


Berichterftatter: Waijenhausdireftor Stalmann 
in Hamburg. 





1. Bei der Unterbringung von Kindern durch die Armen- oder 
MWaifenpflege kann und darf es fich nicht Lediglich um die Beichaffung 
und Erhaltung der notwendigften äußeren Lebensbedingungen wie Nahrung, 
Obdach, Kleidung und Gejundheitspflege handeln, jondern im Intereſſe 
fowohl der Unmündigen ſelbſt, als derjenigen politifchen Gemeinfchaft, 
welcher die Unterbringung obliegt, ift auch auf eine forgfältige Er- 
ziehung der in Frage fommenden jugendlichen Perſonen beſonders Bedacht 
zu nehmen. 

Daß die Unterbringung in Familienpflege auch für die 
der Öffentlichen Fürſorge anheimgefallenen Kinder die naturgemäße und 
daher in den meijten Fällen anzumenden ift, darf als ziemlich allgemein 
anerfannte Wahrheit vorangejtellt werden. Damit ift indeffen keineswegs 
den Erziehungsanftalten für folche Kinder die Eriftenzberechtigung 
abgeiprochen. Vielmehr muß als Ergänzung der Yamilienpflege wenigſtens 
für größere DVerbände das Vorhandenfein einer gut eingerichteten Anftalt 
gejordert werden. In ihr find die Kinder unterzubringen und zu beob— 
achten, big die für fie geeignete Familie gefunden ift; im diejelbe find 
aber auch jolche Kinder unter Umftänden auf längere Dauer zurück— 
zunehmen, für welche aus irgend einem Gruude — etwa wegen Eörper- 
Yicher Gebrechen oder ftarf herbortretender geiftiger oder fittlicher Mängel — 
die Yamilienpflege ala unzureichend fich herausgeitellt hat. Solche An- 
ftalt darf aber weder einem Taubenſchlag gleid nur durchgehenden 
oder kurze Zeit vermweilenden Gäjten Aufenthalt gewähren, noch auch der 
Hauptfache nah eine Anfammlung körperlicher, geiftiger oder fittlicher 
Krüppel darjtellen, jondern eine Mehrzahl längere Zeit bleibender nor— 
maler jchulpflichtiger Kinder muß den Stamm der Anjtalt3bevölferung 
bilden, um die nur durchgehenden und die abnormen Elemente vorbildlich 
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anregend und in gejunder Weiſe miterziehend beeinfluffen zu Tönen. 
Nicht ein „Depot“ , deffen bunt gemifchtes Publitum wie auf Wartegeld 
gejegt fich vorlommen muß, jondern ein lebendiger Organismus foll eine 
derartige Anftalt fein, deren einzelne Glieder alabald nach ihrem Eintritt 
und auch, wenn fie nur kurze Zeit ihr angehören, fich fühlen als not= 
wendige Mithelfer an gemeinfam zu leijtender wertvoller Arbeit und ala 
berechtigte Teilnehmer an gemeinjchaftlicher Freude und Erholung. 

Aber auch die befteingerichtete Anftalt — und ſelbſt wenn in ihr das 
Familien» oder Cottageſyſtem ftreng zur Durchführung gelangt ift, fann 
nicht erjeßen, was die natürliche Yamilie dem beranwachjenden Dtenjchen 
bietet. Diefe ift und bleibt daher der geſundeſte Boden auch für die 
Pflege und Erziehung der Armen: und Waifenkoftlinder. Wreilih ift es 
damit noch nicht gethan, daß ein folches Kind eben nur einer Familie — 
etwa gar derjenigen, welche die geringjte Vergütung gefordert Hat — über- 
wieſen werde. Nicht jede Familie eignet fih zur Aufnahme und Erziehung 
fremder Kinder, und nicht jedes Kind paßt für jede an fich noch jo treffe 
liche Familie Es bedarf einer verftändigen und forgfältigen Auswahl 
unter gleichmäßiger Berüdfichtigung der Eigenart des Kindes und der be= 
jonderen Berbältniffe der in Trage kommenden Familie und erfordert eine 
fortgefegte verjtändnisvolle Überwachung der fchließlich gewählten Pflege 
jtele, um zu prüfen, ob das in den fremden Boden verpflanzte Reizlein 
auch wirklich) wächſt und gedeiht. 

2. Die Auswahl und Beauffichtigung der Pflegefamilien iſt jelbit- 
verjtändlich in erjter Linie Sache derjenigen Männer, welde ala 
Mitglieder der Armen: oder Waifenverwaltung mit der Fürſorge für die 
der öffentlichen Pflege anheimgefallenen Unmündigen betraut find, und 
welche, da fie den Kindern die Eltern erſetzen jollen, in Bezug auf diefe 
Kinder in möglichjt weitem Umfange die Pflichten und Rechte gefeßlicher 
Bormünder oder Pfleger haben, oder doch haben follten. Indeſſen nur in 
Eleinen Gemeinwejen werden fie allein die nötigen DObliegenheiten wahr— 
nehmen fönnen, in größeren Verbänden und zumal in großen Stadt» 
gemeinden werden fie einer mehr oder weniger großen Zahl von Hilfs— 
organen — in der PBerjon von Waifenpflegern oder dergleichen 
nicht zu entbehren vermögen und dann ſelbſt nur die Ziele, Grundfähe 
und Richtlinien für die Pflegearbeit aufftellen, die endgültigen Ent— 
jcheidungen treffen, kurz die Oberleitung des ganzen Werkes ausüben. 
Die regelmäßige unmittelbare Beauffichtigung dagegen, der direfte Verkehr 
mit den Pfleglingen und deren Pflegeeltern wird vorwiegend den Hiliß- 
organen, ehrenamtlichen Waifenpflegern, Waifenvätern oder dergleichen zu= 
fallen, während die Oberleitung durch außerordentliche Bejuche jeiteng 
einzelner Mitglieder, oder durch Entſendung eines bejonderen Aufſichts— 
beamten jowie nantentlich durch die regelmäßigen Berichte der Hilfs— 
organe fich Bekanntſchaft mit den einzelnen Pflegeftellen verjchaffen und er— 
halten wird. 

Für das Amt eines Pfleger ift eine gebildete, thunlichſt uns 
abhängige, mit den Verhältniſſen der Gemeinde oder des Bezirks vertraute, 
warmberzige und dabei unparteiifche, mit pädagogischer Begabung und 
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pädagogifchem Zafte ausgerüjtete Perjönlichkeit erforderlich, welche den 
Pfleglingen aufrichtiges verjtändnisvolles Intereſſe entgegenbringt und ihr 
Vertrauen zu gewinnen und zu erhalten verjteht, jowie auch im jtande 
it, die Pflegeeltern zu vernünftiger Erziehung der Kinder anzuleiten, und 
die Kinder gegen etwaige verkehrte Maßnahmen zu jchügen. In den 
Städten wird man ohne erhebliche Schwierigkeiten aus den verjchiedenen 
Lebens: und Berufsfreifen die geeigneten Perjönlichkeiten finden, auf dem 
Lande dagegen wird man auf die Prediger oder älteren Lehrer, welche 
durch längere erfolgreiche Berufsthätigkeit in einer Gemeinde fich die 
Achtung und das Vertrauen der Gemeindeglieder erworben haben, ans 
gewiejen fein. Aber die Männer allein thuns auch nicht. Wo es ſich 
um die Pflege von Säuglingen und Eleineren Kindern, oder um die Er» 
jiehung von Mädchen Handelt, ift auch zur Beauffichtigung der Pflege: 
und Grziehungsarbeit das Auge einer Mutter unentbehrlich, das übrigens 
auch für die heranwachjenden Knaben von großem Gegen il. Soweit es 
daher irgend zu ermöglichen ift, jollte man danach jtreben, auch die Ehe— 
frauen der Pfleger zur Beauffichtigung — namenlich in den angegebenen 
Fällen — mit heranzuziehen, oder aber eine andere geeignete Frau als 
Gehilfin ihnen zuzuweiſen. 

Daß in allen Fällen den Auffichtsorganen ärztliche Hilfe un- 
gehindert zur Berfügung ftehen muß, ift eine umabmweisbare Forderung. 
Dagegen jollte man in der Regel davon abjehen, Arzte mit dem Amte 
eines Pflegers zu betrauen. Die meijten derfelben find durch ihre Berufs— 
thätigkeit jo jehr in Anfpruch genommen, daß man ihnen faum zumuten 
fann, neben der Sorge für die Gefundheitspflege auch noch die andere für 
die Pflege und Erziehung der Waifen- oder Armenkoftlinder als wichtig 
in Betracht kommende Obliegenheiten Zeit und Intereſſe zugumenden. 

Was die rechtliche Stellung der Hilfsorgane betrifft, jo wird man fie 
anzujehen haben als die Beauftragten und Wertreter der betreffenden 
Armen- oder Waifenverwaltung in Ausübung der Pflichten und Rechte in 
Bezug auf die ihnen unterjtellten, in Familien untergebrachten Pfleglinge, 
über welche die betreffende Verwaltung die gejehliche VBormundichaft oder 
Pflegſchaft ausübt. 

Wenn auch im allgemeinen die Pfleger als ehrenamtliche Organe zu 
gelten haben werden, jo Liegt es doch in der Billigkeit, ihnen, namentlich 
wenn fie nicht mit der Öberleitung im felben Orte wohnen, die durch 
Schreibwert, Porto, Reifen u. ſ. w. nötig gewordenen Ausgaben zu ver— 
güten. Dies gejchieht 3. B. in Berlin und Hamburg dadurch, daß ihnen 
für derartige Auflagen eine Pauſchalſumme von 50 Piennigen für jedes 
Kind und jeden Monat gewährt wird. 

3. Bon erheblicher Bedeutung für die Oberleitung und die Hilis- 
organe und die wichtigſte VBorbedingung für eine erfolgreiche Beauf— 
fichtigung der in Familienpflege untergebrachten Kinder ift die Auswahl 
der Familien, welchen Kinder anvertraut werden ſollen. — Wie müſſen 
diejelben beichaffen fein? 

In ſocialer Hinſicht zunächſt werden ſolche Familien in der Regel 
nicht in Frage kommen, welche ſich in Bezug auf ihre — und ge⸗ 
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famte Lebenshaltung bedeutend über diejenigen Bevölkerungsklaſſen erheben, 
denen die meiften der in Öffentlicher Pflege befindlichen Kinder entſtammen. 
Nur in jeltenen Fällen, etwa wenn eine Adoption beabfichtigt wird, werden 
Eheleute aus gebildeten und wohlhabenden Familien fich entjchließen, ein 
kleines, armed Waifenfind „ohne Anhang” aufzunehmen. 

In der Regel aber wird und darf die Bildungäftufe der fich an= 
bietenden Pflegeeltern diejenige der leiblichen Eltern nicht erheblich über: 
ragen. Eltern und Pfleglinge verſtehen fich dann ohne befondere Schwierig- 
keiten, und ein Verhältnis gegenjeitigen Vertrauens, die notwendige Grund- 
lage aller erfolgreichen Erziehung, wird raſcher und leichter angebahnt. 
Bon den Pflegeeltern iſt aber zu fordern, daß fie durch das VBorhandenfein 
geordneter und ausfömmlicher äußerer Lebensverhältniffe die Gewähr für 
angemefjene leibliche Pflege und durch die fJittliche Haltung des eigenen 
Tamilienlebens die Bürgichaft für gute fittliche Beeinfluffung der ihnen 
anzudertrauenden Kinder bieten. 

Grundjäglich jollten nur folche Pflegeitellen ausgewählt werden, in 
denen Vater und Mutter am Leben find, gefundes Familienleben vor= 
handen ift, ernjter Sinn und gute Sitte herricht, und die Eltern thunlichit 
durch wohlgeartete eigene Kinder, oder in anderer Weiſe, etwa durch die 
Art ihres Verkehrs mit dem Gefinde, darzuthun vermögen, daß fie zu ein: 
facher, zwedfmäßiger Erziehung geeignet erfcheinen. 

Auszujhließen als Pflegeeltern find Almojenempfjänger und 
jolche unbemittelte Leute, die feinen geregelten Erwerb haben, jowie die— 
jenigen Perſonen, bei welchen der Verdacht nahe liegt, daß fie es lediglich 
auf die Ausnußgung der Pfleglinge abgejehen haben, dieſelben vor— 
wiegend ald Hilfe in ihrem eigenen Betriebe, ausſchließlich zum 
Marten Eleiner Kinder oder als Erjaß für einen Dienjtboten u. ſ. w. ver— 
wenden wollen, und endlich folche, die nicht gemillt find, den 
Kindern vollen Familienanſchluß zu gewähren, indem fie 
diejelben etwa mit dem Gefinde wohnen, efjen und jchlafen laſſen wollen. 

Auch die religiöjfen und fonfejjionellen Berhältnifje find 
infoweit zu berüdfichtigen, daß die Kinder in der Regel nur bei Pflege: 
eltern ihrer Religion oder Konfeſſion unterzubringen find und thunlichjt 
auch die betreffenden Auffichtsorgane der gleichen Konfejfion angehören. 

Neben diefen mehr allgemeinen Forderungen, welche in Bezug auf 
die Beichaffenheit der auszumwählenden Pflegefamilien zu ftellen find, ver— 
dienen im einzelnen Falle die perjönlihen Verhältnifje des 
unterzubringenden Pfleglings, fein Alter und Gejchlecht, jeine 
förperliche unb geiftige Beichaffenheit, feine Charaktereigenichaften und fein 
bisheriges Verhalten, die Verhältniffe, aus denen er fommt, die verwandt: 
Ichaftlichen oder gejellichaftlichen Beziehungen, in denen er fteht oder ges 
jtanden Hat, feine Gaben und Anlagen und berechtigten Wünjche für die 
Geftaltung feines ferneren Lebensweges, Fehler, die zu bekämpfen, Talente, 
die zu Fördern find, befonders forgfältiger Beachtung. 

Säuglinge follen nır Müttern anvertraut werden, die Erfahrung 
in der Pflege Kleiner Kinder befiten. Sie werden häufig auch bei Witwen 
gut aufgehoben fein. Bor allen Dingen jollen fie da untergebracht werden, 
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wo ärztliche Hilfe ohne erhebliche Schwierigkeit jederzeit zu haben ift. 
Schwächliche und fränfliche Kinder wird man in gejunde Ländliche 
Gegend, wenn möglich an die Geefüfte verpflanzen, Knaben müſſen 
unter allen Umftänden unter männliche Leitung und Zucht gejtellt, 
Mädchen dürfen nicht in nur männlicher Umgebung’ untergebracht 
werden; für geijtig Begabte iſt ein Ort zu wählen, in welchem gute 
Schulverhältnifie eine tüchtige Ausbildung erwarten lafjen, und eine 
Familie, welche dafür Berftändnis und Intereſſe Hat; jittlich ge— 
fährdete oder ſchon etwas verwahrlojte Kinder find in möglichit ein» 
fache, aber gefunde Verhältniffe zu verpflanzen, thunlichjt in Yamilien, in 
welchen fie entweder allein erzogen werden, oder in denen die älteren 
Kinder der Pflegeeltern durch ihr Vorbild befjernden Einfluß auf den 
Pflegling auszuüben vermögen, ohne von diejen fich jelbft zum Schlechten 
verleiten zu laſſen. 

Wo aber wird man die geeigneten Familien juchen? Soll man -fich 
auf den Wohnort der Pileglinge bejchränfen, oder ſoll man auch), 
oder vielleicht gar vorwiegend fih nad) auswärts wohnenden Familien 
umjehen? Erſteres erjcheint ohne Frage naturgemäß und wird alö die 
Regel aufzuftellen fein, wo es fich um einfache, überfichtliche Verhältniſſe 
des Ortes und um Sinder Handelt, die etwa infolge der Erkrankung oder 
des Todes beider Eltern der öffentlichen Fürforge anheimgefallen find. 

Aber in großen Städten jtellen fich der Befolgung diejer Regel 
große Hinderniſſe entgegen. Schon die räumliche Bejchränktheit der 
Wohnungen in denjenigen Bevölferungsfreifen, die am erjten bereit 
fein würden, ein Armen- oder Waifenkind bei fich aufzunehmen, erjchwert 
die Beichaffung der nötigen Anzahl von Pflegeftellen für Kinder jeden 
Alters ganz außerordentlich. Für Säuglinge wird man fie noch am erjten 
finden, für größere Kinder nur in geringerem Maße, wenn die oben dar— 
gelegten Anforderungen an die Beichaffenheit der Pflegeramilien gewiſſen— 
haft durchgeführt werden jollen. Namentlich iſt es jchwer, in der Groß: 
jtadt für die heranwachſenden Pfleglinge die durchaus nötige angemefjene 
Bejhäftigung zu beichaffen, um fie vor dem in der Stadt bejonders ge— 
fährlichen Müßiggang zu bewahren. 

Dazu fommt aber noch ein anderer Umjtand. Es darf als ein überall 
von der Armenpflege anerkannter und befolgter Grundfag bezeichnet werden, 
daß Kinder, die bei ihren Eltern fich befinden, in der Regel nicht der 
Öffentlichen Pflege überwiejen werden follen. Soweit die Eltern, be» 
ziehungsweiſe die Mutter zur Unterhaltung ihrer Kinder nicht, oder nicht 
vollſtändig imjtande find, joll ihnen für fich und ihre Kinder eine Unter: 
ſtützung in offener Pflege gewährt werden. Wenn aber troßdem, 3. DB. in 
Hamburg im Anfang diejes Jahres — und Ähnlich in früheren Jahren — 
von den im Öffentlicher Pflege befindlichen 3617 Kindern im Alter von 
1—14 Jahren neben 19 %o VBollwaifen und 39,9 Yo Halbwaiſen noch 
46,1 °%/o (= 1676) im Belige der Eltern, d. h. 21,4 0/0 eheliche Kinder 
im Befite beider Eltern und 24,7 %o uneheliche Kinder im Befite der 
unehelichen Mutter waren, jo liegt — abgejehen von den verhältnismäßig 
jeltenen Fällen, daß beide Eltern durch Krankheit an der Ausübung ihrer 
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Elternpflicht gehindert waren — der Grund entweder in den dur 
eigened Verſchulden zerrütteten perfönlichen oder häuslichen 
Berhältnijjen der Eltern oder eines Glternteils, oder in der für dieſe 
Kinder Hilfsbedürftiger Eltern zu tage getretenen Gefahr ſittlicher Ver- 
wahrlojung. Sit aber der Vater ein arbeitfcheuer Trunfenbold oder die 
Mutter der Liederlichkeit ergeben, oder ift durch Verbrechen der Eltern oder 
eines Elternteils das Yamlienleben zeritört, ift den größeren Kindern im 
eigenen Elternhaufe ſchweres fittliches Argernis gegeben, und find fie ſelbſt — 
in der bisherigen Umgebung der Gejahr der VBerwahrlofung ausgeſetzt — 
um dor weiterem fittlichen Berfall gejchüßt zu werden, der öffentlichen 
Pflege überwiejen, jo iſt für folche Kinder die Unterbringung in einem 
wirtjchaftlich geordneten und fittlich gefunden Familienleben möglichit fern 
von dem bisherigen Wohnorte, am beiten in einfacher Ländlicher Umgebung, 
eine unſchätzbare Wohlthat und vielleicht das einzige Mittel, fie vor früh: 
zeitigem Untergang zu bewahren, 

Mit diefer zunächſt durch die befonderen Umftände der einzelnen Fälle 
nabegelegten Unterbringung der Kinder außerhalb des Stadtgebietes ijt der 
betreffenden Verwaltung mit ihren Hilfsorganen zugleich Gelegenheit ge— 
boten, an der Löſnng der focialpolitifchen Aufgabe eines ver- 
nünftigen Ausgleichs zwiſchen Stadt: und Zandbevölferung in 
bejcheidener Weiſe teilzunehmen. Bon den Eltern der im Jahre 1898 der 
öffentlichen Pflege in Hamburg überwiefenen Kinder waren nur 18,3 do 
der ehelichen Väter, 21,8 0/0 der ehelichen Mütter und 27 %o der unehe— 
lichen Mütter in Hamburg jelbft geboren, alle übrigen von auswärts zu— 
gezogen und al@bald in der Stadt verarmt. Es liegt zweifellos ebenfojehr 
im Intereſſe der Stadtgemeinde wie der umliegenden ländlichen Dijtrikte, 
wenn der Verſuch gemacht wird, die der öffentlichen Fürſorge anheim— 
gefallenen Kinder der in der Stadt bald verarmten Gingewanderten in 
Verhältniſſe zu verpflanzen, im denen ihnen die Möglichkeit geboten wird, 
fich zu leiftungsfähigen und widerftandsfräftigen Grijtenzen zu entwideln. 

Es mag jchließlih auch daran erinnert werden, daß die weitere 
räumliche Ausdehnung des mit Pflegefindern zu bejeßenden Gebiet die 
größere MWahrjcheinlichkeit zur Folge hat, für die oben angedeuteten jehr 
verjchiedenen Bedürfniffe eine größere Auswahl wirklich guter Pflegeitellen 
zu finden. 

Se weiter übrigens die Pfleglinge von ihrem Wohnfig entfernt unter- 
gebracht find, um jo wichtiger wird die perfünliche Mitwirkung der ein- 
zelnen Auffichtsorgane. Ye nach dem Alter der Kinder wird man einem 
Pfleger etwa 10 bis 30 Rinder zur Beauffichtigung überweijen können, in 
der Regel nicht mehr als 1 oder 2 in einem Haufe, etwaige Gejchwijter 
möglichjit nahe bei einander. 

Eine mejentliche Aufgabe des Pflegers ift e8, durch fleißige Haus— 
bejuche den Verkehr mit Eltern und Pflegefindern anzubahnen und vege zu 
erhalten und denjelben jo zu geitalten, daß er beiden nicht Lediglich ala 
der geitrenge Aufſeher erjcheint, jondern beide ein aufrichtiges Vertrauen zu 
ihm gewinnen. Um fo erfolgreicher wird er dann den Eltern Anleitung 
und eriorderlichenialla thatkräftigen Beiftand zu einer zwedmäßigen Er» 
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ziehung gewähren, die Kinder gegen etwaige Mißgriffe der Eltern rechtzeitig 
ſchützen können. Die Eltern wird er gelegentlich warnen müfjen, durch zu 
große Milde und Nachficht, wozu das natürliche Mitgefühl gerade Armen 
und Waifenfindern gegenüber leicht verleitet, bejonders beim Beginn des 
Pflegeverhältniffes die zielbewußte Erziehung außer acht zu laſſen, anderer- 
jeit8 aber auch ermahnen, die Geduld nicht jogleich zu verlieren, wenn 
die Kinder, die vielleicht unter recht zerrütteten und traurigen Verhältniſſen 
aufgewachjen find, nicht jogleich an die neue Zucht und Ordnung fich ges 
mwöhnen föünnen. 

Sehr förderlich für eine baldige richtige Behandlung eines Kindes ift 
ed, wenn die Oberleitung durch einen Perjonalbogen den Pfleger 
über die bisherige Entwicklung und bejonderen Charaktereigenfchaften des 
Kindes, ſowie über Schwierigkeiten, twelche etwa bei der Erziehung jchon 
zu Tage getreten find, unterrichtet. Der Pfleger hat dann feine weiteren 
Beobadhtungen hinzuzufügen und bei etwaiger Verſetzung des Kindes den 
Bogen an die Oberleitung zurüdgelangen zu lafjen. 

Die Körperpflege, die Neinlichkeit des Leibes und der Kleidung 
bei den Kindern, wird der Pfleger jorgfältig zu überwachen haben, nicht 
minder aber die Wohnung der Pflegeeltern Hinfichtlich der Ordnung und 
Sauberfeit, jowie der gehörigen Lüftung, namentlich auch der Schlaf— 
räume. Es ijt zu fordern, daß jedem Kinde ein bejonderes, nur von ihm 
zu benußendes Bett gewährt werde, daß nicht größere Kinder verfchiedenen 
Gefchlehts in demjelben Schlafraume und nicht ältere Kinder in dem 
Schlafraume namentlich jüngerer Eheleute untergebracht werben. 

Nahrung und Kleidung find nach den Berhältniffen der Pflege: 
eltern zu beurteilen. Jedenfalls haben die Pflegefinder den Zijch der 
Pflegeeltern zu beanjpruchen. 

Der Pfleger hat darauf zu jehen, daß etwa nötige, jedenfalla auf 
öffentliche Koften zu Liefernde ärztliche Hilfe rechtzeitig beichafft wird 
und bejonders die Säuglinge in regelmäßig kürzeren Zwifchenräumen dem 
Arzt zur Unterfuhung und zur Erteilung von Anweifungen in betreff der 
Ernährung vorgeführt werden. 

Die jchulpflichtigen Kinder find Hinfichtlich des Schulbejuches und 
ihrer Fortjchritte im Unterricht zu überwachen. Für bejonder® begabte 
Kinder wird der Pfleger Mittel zur Ermöglichung einer beſſeren Ausbildung 
zu erlangen, für auffallend zurüdgebliebene Gelegenheit zur Nachhilfe zu 
verichaffen fuchen. Dispenfationen vom Schulbeſuch etwa zum Zwecke 
umfangreicherer Verwendung der Kinder zu gewerblichen oder Landwirt: 
Ichaftlichen Arbeiten find nicht zu gejtatten. 

Wohl aber find die Kinder außer der Schulzeit zu nützlicher — 
ihrem Gejchlecht und Alter und ihren Kräften enjprechender — Thätigkeit 
anzubalten, jedoch nur in dem Umfange, wie folche von verjtändigen 
Eltern ihren eigenen Kindern zugemutet wird, damit fie dadurch für ihre 
Zukunft fernen und ihre Kräfte ohne Überbürdung üben. 

Die na Alter und Körperbeichaffenheit fich richtende notwendige 
Erholungszeit darf den Rindern nicht verkürzt werden. 
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Belondere Beachtung ift auch dem gejelligen Verkehr der Pfleg- 
linge zu fchenken. Der von Grwachjenen unbeauffichtigte Verkehr mit 
Altersgenofjen jollte ihnen erjt dann gejtattet werden, wenn man fie in 
ihrer Eigenart fernen gelernt Hat, und fie jelbjt fich in die neuen Der: 
hältniffe eingelebt und an die Hausordnung gewöhnt haben. 

Der briefliche Verkehr der Kinder mit ihren Angehörigen joll 
möglichft ungezwungen jein, aber e3 ijt dahin zu jtreben, daß die Kinder 
ihre eigenen Briefe jowohl, als auch diejenigen, welche fie von ihren An— 
gehörigen befommen, den Pflegeeltern, gelegentlich auch dem Auffichtsorgane 
vertrauensvoll zeigen. 

Üblen Beeinfluffungen der Kinder durch ihre Angehörigen, die Leider 
nicht zu den Geltenheiten gehören, mögen fie nun brieflich oder im per— 
fönlichen Verkehr erfolgen, wird der Pfleger in Gemeinjchaft mit den 
Pflegeeltern in taftvoller Weiſe zu begegnen fuchen, nötigenfall3 durch An— 
rufung der Oberleitung. 

Zu den Pflichten der Pflegeeltern gegenüber den Kindern gehört auch 
die Erziehung derjelben zu gefunder chrijtlicher Frömmigkeit und dem— 
nächft bewußter Teilnahme am firhlichen Gemeindeleben. Der Pfleger 
hat darauf zu achten, daß folches in fchlichter ungezwungener Weife ge— 
ſchehe. 

Von großer Wichtigkeit iſt der Beiſtand, welchen der Pfleger den 
Kindern leiſtet bei ihrer Entſcheidung über ihren künftigen Lebensberuf 
vor ihrer Entlaſſung aus der Schule. Er ſoll darauf ſehen, daß die 
Kinder möglichſt frei, ihren wirklichen Neigungen und Fähigkeiten ent— 
ſprechend, ſich für einen Beruf entſcheiden. Dabei wird es immer ein er— 
freulicher Beweis für ein beſtehendes gutes Pflegeverhältnis ſein, wenn die 
Kinder darum bitten, bei ihren Pflegeeltern auch ferner noch als Dienft- 
boten oder Lehrlinge bleiben zu dürfen, oder aber in der Nähe der Pflege- 
eltern bei Herrichaften oder Handwerföleuten in ein Dienft- oder Lehr: 
verhältniß einzutreten. Derartige Wünfche find thunlichit zu berüdfichtigen. 

Die letzte Entjcheidung jteht jedenfall der Oberleitung zu, welche die 
Dienſt- und Lehrverträge abjchließt. in Gutachten des Pfleger wird 
dabei ald Grundlage dienen, wie denn der Pfleger auch früher durch regel» 
mäßige Berichte Über das Grgehen und die Entwidlung der Kinder die 
Dberleitung in Kenntnis erhalten hat. 

4. Die Pflege der Kinder würde in vielen Fällen ihren Zweck ver- 
fehlen, wenn mit der Entlafjung aus der Schule und dem Eintritt der» 
jelben in ein Lehr: oder Dienjtverhältnis die bis dahin geübte Beauf- 
fihtigung gänzlich aufhören und die jungen Leute fich ſelbſt überlafjen 
würden. 

Einem gebildeten Bater wird es nicht in den Sinn fommen, feinem 
14jährigen Sohne gegenüber auf feine väterliche Autorität und die bis 
dahin geübte Leitung feines Sohnes zu verzichten. Noch viel weniger darf 
man den Hier in Rede jtehenden jugendlichen Perfonen nach Bollendung 
des 14. Jahres freie Verfügung über ihr Thun und Laſſen gejtatten. 

Die Yamilienpflege muß in etwas anderer Form auch über das 
14. Jahr Hinaus fortgefeßt werden, indem die Lehrlinge bei Meijtern 
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untergebracht werden, welche ihnen Anjchluß an ihre Familie gewähren, 
und die Dienjtboten in der Familie ihrer Herrihaft Halt und Anleitung 
finden. Die gejeglichen Bormünder oder Pfleger dürfen ihre Mündel und 
Pfleglinge nicht aus dem Auge verlieren, müſſen vielmehr ihnen auch während 
ihrer Lehr: und Dienitzeit ebenfalls in der Perfon der Auffichtsorgane 
Männer zur Seite jtellen, bei denen fie jederzeit Rat und Hilfe finden, 
und durch welche fie allmählich zum vernünftigen Gebrauch der Freiheit 
angeleitet werden follen. Sie werden vor den Gefahren der Jugend ge- 
warnt, auf würdige Gefelligkeit und Erholung hingewiefen, an Ordnung 
und Sparjamfeit gewöhnt und zur jelbjtändigen Verwaltung der eigenen 
Angelegenheiten angeleitet, zur freien Unterordnung unter bejtehende Ord— 
nungen und Autoritäten willig gemacht und in der Berufstreue geübt. 

Das Wohl unſeres Volkes erfordert eine erhöhte Fürſorge für deſſen 
Jugend in der Zeit zwijchen 14 und 21 Jahren. Hervorragende Männer 
haben von den Beiten der Nation Rat erbeten, wie zu Helfen ſei. Die 
Männer der Armen: und Waijenpflege können zur rettenden That jchreiten, 
indem fie den Teil der armen Jugend unſeres Volkes, der ihrer befonderen 
Fürjorge anvertraut iſt, in treuer Obhut behalten und verjtändig Leiten, 
bis er zur Mündigfeit herangereitt iſt. 

Als notwendige Vorausſetzung für dauernden und guten Erfolg der 
vorſtehend bejchriebenen Beauffichtigung der Unmündigen in Yamilienpflege 
ift eine Gentralftelle zu fordern, von der die Arbeit im ganzen und im 
einzelnen geleitet, immer wieder angeregt und im Atem erhalten wird, 
und mit der auch die eingangs befchriebene, die Familenpflege ergänzende 
Anitalt am zweckmäßigſten zu verbinden fein dürfte. 

Lähmend und hemmend wirken würde ein zu karg bemejjenes Kojtgeld 
an die Pflegeeltern. Ein Betrag von 200 ME. für Säuglinge und durch- 
ſchnittlich 150 bis 120 Mi. für mittlere und ältere Pfleglinge muß ala 
Mindeſtmaß bezeichnet werden. Ein Geſchäft wird dabei noch nicht gemacht. 

Außerdem find alle außerordentlichen Aufwendungen etwa für befonders 
ſchwächliche Kinder und namentlich alle durch ärztliche Behandlung und 
Lieferung don Heilmitteln entjtandenen Koften auf die öffentliche Kaffe zu 
übernehmen. Dieje Gelder tragen reiche Zinfen, wenn es einer liebevollen, 
forgfältigen Behandlung gelingt, viele der dem Elend oder verkommenen 
häuslichen BVerhältniffen enthobenen Unmündigen zu gefunden, ordnungs- 
liebenden und arbeitsfreudigen Gliedern unjeres Volkes zu erziehen. 
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1. Die Tamilienpflege ift die naturgemäße Art der Unterbringung 
und erzieherifchen Beeinfluffung der der öffentlichen Fürforge anheim— 
gefallenen Unmündigen, bedarf aber — wenigjtens in größeren Verbänden — 
einer wohlorganifierten Erziehungs-Anftalt als Ergänzung. 

2. Zur Erzielung einer möglichjt erfolgreichen Wirkſamkeit der 
Yamilienpflege ift eine Beauffichtigung. derfelben erforderlich, welche 
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a) organifiert und geleitet wird durch die mit den Pflichten und 
Rechten geſetzlicher Bormünder oder Pfleger audgeftattete Armen- oder 
Maifenbehörde und 

b) ausgeübt wird durch ehrenamtliche Pflegeorgane unter Zuhilfe 
nahme von Frauen, namentlich für die Ueberwachung der Säuglingspflege 
und der Mädchenerziehung und 

ec) unterftügt wird durch bereitwillig von der Behörde zur Verfügung 
gejtellte ärztliche Hilfe. 

3. Die Beauffichtigung umfaßt: 

a) die jorgfältige Prüfung der angebotenen Pflegeitellen ; 

b) die Mitwirkung bei der Auswahl und Beitimmung derfelben für 
die einzelnen Pfleglinge; 

ce) die jachgemäße Anleitung und Unterjtüßung der Yamilien in der 
Pflege und Erziehung der ihnen anvertrauten Zöglinge. 

4. Die Familienpflege und die Beauflichtigung derfelben findet ihren 
Abſchluß nicht ſchon mit der Entlafjung der Zöglinge aus der Schule, 
ſondern erſtreckt fich noch weiterhin auf die Überwachung der durch die 
Armen- oder Waijenbehörde als Lehrlinge oder Gehilfen bei Handwerks— 
meiftern oder als Dienjtboten, beziehungsweije jugendliche Arbeiter bei 
Dienjtherrjchaften oder Arbeitgebern untergebrachten Unmündigen. 
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Die Branken- und Yauspflege auf dem Lande. 


Referat von 


Dbermedizinalrat Dr, Sbaufer 
in Karlörube i. 8. 


„bel ſei ber Menſch, 

Hilfreich und gut, 

Unermäblid f aff' e 

Dad Nüpliche, Hedhte,” 
Goethe. 


Wenn je einmal der befannte Dichterfpruch, den ich als Motto meinem 
Thema vorausfegen zu müſſen glaubte, in den wohl 100 Jahren, ſeit der 
große Dichterfürft ihn gejprochen, feinem innerſten Weſen nach nicht nur ver— 
jtanden, fondern auch in Werke thatkräftigiter Nächjtenliebe umgejeßt wurde, 
jo ift dieſes ficherlich Heute der Fall, am Ende des 19. Jahrhunderts, deffen 
friegerifches Raufchen beim Beginne e8 wohl faum hoffen ließ, daß der Schluß 
desjelben 1000 Hände fich regen ſehen würde, nicht nur die Schreden 
blutiger Kriege zu mildern, fondern auch der Hilflofigkeit und Not im fried— 
lichen Kampfe ums Dafein lindernd und tröftend zu begegnen. 

Bedürfte e8 Hierfür noch eines Beweiſes, jo wäre &, um aus dem 
Bielen nur Weniges heraugzugreifen, der auf der ganzen Linie der Kultur- 
menschheit aufgenommene Kampf gegen die Zuberfulofe, die fchredlichite 
Geißel unſers Gefchlechtes, und auch diefe der Wohlthätigkeitäpflege und der 
Armenpflege geltende Berfammlung, nicht zulet auch deren Heutigeg Thema: 
Die derzeitigen Hilfs- und Pflegeverhältniffe auf dem Lande. 

Der Begriff „Hilfe: und Pflegeverhältniffe auf dem Lande” iſt 
jelbftredend feinem innerjten Weſen nach fein wejentlich anderer, ala der 
der Hilfs- und Pflegeverhältniffe in der Stadt; eine folche Auffafjung des 
Begriffs wäre in der That nicht nur eine irrtümliche, ſondern angefichts 
de& heutigen alles nivellierenden Zuges der Zeit auch eine verhängnisvolle ; 
nicht um eine bejondere und beſonders geartete Abhilfe der Hilfe» und 
Pflegebedürftigfeit auf dem Lande handelt es fich, fondern um eine Ab— 
hilfe auch für das Land, im Hinblid auf die TIhatfache, daß eben diejes 
bi8 in die lebten Jahrzehnte in den meiſten Zeilen unſeres Vaterlandes 

Säriften d. D. Ber. f. Wohlthätigkeit. XLIV. 1 


2 Hauſer. 


einer ſolchen noch völlig entbehrte, und die Notwendigkeit Pflege und Hilfe 
auch für dieſe von der öffentlichen fürſorglichen Nächſtenliebe vielfach Ver— 
geſſenen immer deutlicher und zwingender zu Tage tritt. 

Nicht nur Gründe, einfacher Billigkeit ſprechen für dieſe endliche Pflicht— 
erfüllung der breiten Öffentlichkeit den Landorten gegenüber, ſondern, ab— 
gejehen von aller Rüdfiht auf die Gebote der Humanität, vom focial- 
politifchen Standpunft aus, auch folche der Nüßlichkeit: Allfeitig wird heute 
von jeite der MWeitblidenden und Wohldenfenden der jtetig wachjende Zug 
des Volkes vom Lande nach der Stadt, ala ernite8 Symptom eines faum 
gefunden Zujtandes tief beflagt; mit Recht: Nicht nur fehrt fich bei diefer 
Flucht Romantif und Poefie von Wald und Flur in die flache Proja des 
Järmenden Chaos des Getriebes der Großitadt, auch die Einfachheit und 
gute Sitte, jchlichtes Weſen, Bedürfnislofigkeit und Gottesfurcht wandeln 
dem Auswanderer fich in das vielfach gleißnerifch Glänzende und Verführeriſche 
des modernen Babeld, nnd mit dem einfachen Biederfinn des jchlichten 
Landbewohners, mit feiner feft in Zucht und Ordnung wohlgefügten Familie 
jchwindet die feitefte Stübe der Ordnung und des Staates. 

Diefem faſt unaufhaltfam erjcheinenden Abgleiten unjerer Zeit von der 
zur Erhaltung von Glüd und Zufriedenheit führenden Bahn mit allen 
Mitteln entgegenzutreten, ift Pflicht nicht nur der Staatenlenfer, fondern 
Aller, und ein Mittel hierzu fragelos auch jenes Streben, auch dem Leben 
auf dem Lande jene MWohliahrtöpflege in Bezug auf Geiſt wie Körper, 
jenes Maß von „panem et circenses“ zu teil werden zu laſſen, defjen jchein- 
bare Uberfülle dag Leben in der Großjtadt jo verlodend erjcheinen läßt, 
hier in einem jo weiſen Maße, daß nicht Üppigfeit und Begehrlichkeit 
genährt, wohl aber Zufriedenheit wieder geichaffen werde und mit ihr Liebe 
und Anhänglichkeit an die heimifche Scholfe. 

In der Gewährung von panem et circenses der Begehrlichkeit unferer 
Tage gegenüber fluges Maß zu halten, ijt zweifelsohne eine jchwere Kunft; 
mag Manchem mit mehr oder weniger Recht das dem ſtädtiſchen Proletariat 
bi3 heute Gewährte ala ein „zu Viel“ erjcheinen, ebenjo ficher it aber 
das Maß und Gewicht von „Brot“ im weiteren Sinne des Wortes, dad an 
körperliche Wohlfahrtspflege dem Landbewohner zu Gebote fteht, ein zu geringes, 
und zu diefem „Zu wenig” rechne ich vor allen Dingen die Krankenpflege. 

Menn ich im folgenden es verfuchen foll, zur Begründung der von 
mir aufgeltellten und dem Schluffe diefes Referates angehängten Xeitjäße 
nicht nur die dringende Notwendigkeit von der Schaffung einer geordneten 
und zwecdentiprechenden Krankenpflege auf dem Lande darzuthun, jondern auch 
Wege und Mittel zu bezeichnen, mittelſt deren das geſteckte Ziele am ficheriten 
wohl erreichbar fein möchte, jo darf ich das wohl an der Hand der bei 
ung in Baden jeit einer Reihe von Jahren gemachten Erfahrungen thun, wohl 
überzeugt davon, nicht nur, daR das, was bei und notwendig und billig, 
auch anderwärts erfprießlich und Rechtens, fondern auch, daß das, was bei 
ung möglich war, auch überall im deutichen Vaterlande ala durchführbar 
eriheint. Mögen Wege und Mittel, die ergreifbar und gangbar find, auch 
verſchieden fich verhalten, dad Ziel iſt und jei eg, was uns eint! 

63 ift das unbeftrittene Verbienft einer der edeliten und an Herz wie 
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Geift gleich hervorragenden Frau auf dem Throne, jener, die wir Badener 
mit Stolz und freude die unſrige nennen, ala Erite die allgemeine Auf— 
merkjamfeit nicht nur auf die fehlende Krantenpflege auf dem Lande, ala 
einer tiefen Wunde unſeres Volkslebens, gelenkt, jondern zugleich auch und 
gleichzeitig das Mittel zur Heilung gezeigt und angewendet zu haben: 
Unfere Landfranfenpflege, die ureigenjte und würdigſte Schöpfung unferer 
allverehrteften Großherzogin, eine der jüngjten aber Hoffnunggrünften 
Blätter in dem unverwelflichen Kranze, den Liebe und Dankbarkeit des 
Volkes für jociales Wohlthun längſt um das Haupt der hehren Tochter 
des großen Kaijerd und der unvergeſſenen großen Kaiferin gewunden — 
bat jeit den fünfzehn Jahren ihres Beftehens eine Fülle von Segen und 
Nuten geichaffen; und find e8 auch nicht Großthaten des Ruhmes, die an 
der Heerftraße des Lebens Jauchzen und lautes Rühmen der Menge erregen, 
jondern nur im Berborgenen und im Stillen getrodnete Thränen des 
Kummerd und der Sorge, die in ihren Annalen vorgezeichnet ftehen, jo 
lohnt es dennoch der Menjchenfreunde Mühe, auch diejen jtillen Pfaden 
nachzugehen, zu jehen, wie dieje fragelos zeitgemäße und mohlthätige 
Schöpfung geworden, was fie geleiftet Hat, und was wir von ihr noch 
erwarten dürfen im jelbitlofen Dienſte der Nächitenliebe. 

Unfere Landkrankenpflege Liegt abjeit3 vom geräufchvollen Markte des 
Lebens; auf dem Wege dahin begegnen wir zunächſt recht ſtattlichen Her— 
bergen und Stationen, in denen in reicher Fülle die berufliche Kranken— 
pflege der Ordensſchweſtern und Diakoniſſen dem müden, wunden und 
kranken Wanderer Labſal und Hilfe mit kundiger Hand und reichem Herzen 
ſpendeten und ſpenden, aber unſer Ziel iſt fern von da in eingeſchnittenen 
Thälern und auf waldigen Höhen, weit abgelegen von der breiten Heer— 
ſtraße, auf ſteilen und ſteinigen Fußpfaden nur erreichbar, und wenn wir 
bei der Wanderung dahin auf einer der erglommenen Höhen kurz lohnende 
Ausficht genießen und orientierende Umſchau Halten wollen über Land und 
Volk, jo jehen wir wohl vereinzelt da und dort aus einfamen Gehöften und in 
weltverlorenen Weilern das rote Kreuz unferer Landkrankenpflege winfen, dann 
aber wieder große Streden Landes nichts mehr don Hilfe und Pflege— 
jtationen, wohl aber Mühe und Arbeit und ihre Folge, Krankfein und Not. 

Daß iſt im ganzen das Bild, das ung eine von dem Großherzogl. Badijchen 
Minifterium des Innern im vorigen Fahre veranlaßte Erhebung über die 
im Lande vorhandenen Pflegekräfte desfelben zeigt, nach deren Ergebniffen 
eine für den im Juni d. %. in Heidelberg tagenden IV. Verbandstag der 
Deutichen Frauen-Hilfe- und Plegevereine beftimmte folorierte Karte des 
Sroßherzogtums gefertigt wurde, auf welcher die 3. Zt. beftehende Kranken— 
pflege, die berufliche wie die Landfrantenpflege mit den einzelnen Pflege: 
ftationen, erftere nach Konfeifion, beruflicher Stellung und Geſchlecht, jedoch 
ohne Zahlenangaben, verzeichnet waren. Ich Habe, da aus äußern Gründen 
die Karte für diejes Neferat nicht zu beichaffen war, aus dem gleichen 
ftatiftifchen Material eine ziffernmäßige Zufammenftellung bergeitellt, aus 
welcher in eriter Linie für die rein ländlichen Bezirke des Großherzogtums 
die 3. Zt. beitehenden Kranfenpflegeverhältniffe nach Kreiſen und Amtsbe— 
zirfen klar erfichtlich find; hiebei jchide ich erflärend voraus, daR ich ala 
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„Kandorte” im Gegenſatz zur „Stadt“, oder zu „Städten“ alle Orte be- 
zeichnen zu müſſen glaube, mit Ausnahme der Amtsſtädte. Was dieſen 
im Lichte unferer Betrachtung hauptjächtlich den Stempel von Städten 
gegenüber den übrigen Orten aufdrüden dürfte, das ijt der Umftand, daß 
in ihnen ganz naturgemäß fat allein, jedenfalls aber in weit höherem Grade 
als in andern Orten alle jene Dinge vorhanden zu jein pflegen, welche 
leibliche wie geiltige Wohlfahrtspflege erheifcht und in Kulturftaaten in 
erjter Linie zu jchaffen pflegt: Unterrichts-Kultus- und Heilftätten, Arzte, 
Apotheken, Schulen, Spitäler, Krankenjchweitern und dergl. Daß bei diejer 
Einteilung manche Städte und Städtchen, die an Größe und Ginwohner- 
zahl die Amtsſtadt überragen, zu den Landorten gezählt werden mußten, 
verfieht ſich wohl von jelbjt, vermag aber die Berechtigung diefer Einteilung 
nicht in Frage zu jtellen, da bloß hiſtoriſche Städtenamen und Stadtrechte 
für unfere Betrachtungsweife nicht zu berüdfichtigen waren. So entjtanden 
folgende tabellariiche Zujammenftellungen : 
(Siehe Tabelle ab c auf S. 5 und 6.) 

Laſſen wir dieje tabellarichen Berzeichnifje jprechen : 

Das in 11 Kreife abgeteilte Großherzogtum Baden bejaß im Jahre 
1898 insgefamt 2317 Kranfenpflegekräfte, 167 männliche, und 2150 mweib- 
lichen Geſchlechts. Die männlichen Pflegekräfte find zum allergrößten Teil 
Krankenwärter- und pfleger in Irrenanftalten, während die Hauptfumme 
der vorhandenen Krantenpflegefräfte dem von Natur aus unbeitrittener Weife 
in erjter Linie zur Krankenpflege berufenen weiblichen Gejchlecht angehören. 

Aus praktiichen äußern Gründen teilte man bei unſern ftatiftifchen 
Erhebungen die Krankenpflegekräfte ein in folche, die einem genofjenjchaft- 
lichen= oder Vereind: Verband angehören und in frei praftizierende, die Zahl 
der erjteren betrug 1782 oder 76,90, die der letzteren 535 oder 23,1 /o. 
Bon diejen leßteren 23,1 %o bedeutet unjere Landkrankenpflege den bejcheidenen 
Anteil von 6/0; den frei praftizierenden Krankenpflegekräften gehören ferner 
allein nur die männlichen Krankenpfleger an. 

Don den 1782 Genoſſenſchafts- oder VBerbandajchweitern find 165 oder 
9/0 in der Küche befchäftigt, jo daß der eigentlichen Krankenpflege 91 %/o 
derfelben verbleiben; von diefen 91/0 der nur mit Krankenpflege bejchäf- 
tigten Schweftern gehören 283 oder 15,2%0 einem weltlichen Verband an; 
es find die Schweitern vom roten Kreuz, während die übrig bleibenden 
1499 oder 75,8 /o einem geiftlichen Verband zugehören, d. 5. entweder 
evangeliiche oder fatholiiche Ordensſchweſtern find. 

Don den 1782 Genoſſenſchafts- oder Vereinsverbandſchweſtern find 
ferner 759 oder 42,40 in Krankenanſtalten thätig, 1023 oder 57,8%0 in 
der Privatpflege, während von den frei praftizierenden Pflegekräften die weit— 
aus große Mehrzahl, 477, nur in Anftalten und, eigentlich nur die übrig— 
bleibenden Landfrankenpflegerinnen, in der Privatkranfenpflege beichäftigt 
find; von den leßteren find 10 neben der Privatkrankenpflege auch in 
Krankenanftalten thätig. 

Das auf der Karte mit Krankenpflegeftationen reichlich und bunt be= 
fäte Land befitt 185 Eleinere und größere Krankenanftalten, von welchen 
auf 9326 Einwohner je 1 entfällt. Dieſes Verhältnis von Krankenhäufern 
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Krankenpflege im Großherzogtum Baden im Jahr 1898. 




































Tabelle b. 
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Freiburg. .... 28 453 205 248 252 | 73 | 11,5 
Offenburg 19| 14, 4 111 94 | 22 | 68 
Baden... ... 20 183 29 1541188 14 109 
Rarläruhe . . . . 19 | 477 | 202 | 275 | 144 | 10,6 | 8,6 
Heidelberg . . . - 21 2355| 27 108 | 152 | 5,7 | 78 
Mannheim. . . - 1| 31] 7 153 12,8 | 7,09| 88 
Mosbach. .... 150906 mi 64 0 | 4] 42 | 16 | 28 





Grofherzogt. Baden | 1725464 | 185 | 2317 | 956 | 1361 | 13,3 | 5,1 | 8,06 
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Dillingen . . | 58624 89 | 18120,2)| 24925) 6(6,8) | 5702| 65(73,0) 27997 
Waldehut . . | 67092 | 164 | 13(10,3)) 11085) 73,0) | 4041| 140(65,0)) 51966 
&örrah . . . | 80608 | 120 | 16(14,1) 24976/21(17,4)) 26885] 83(85,3) 28747 
Freiburg. . . | 147076 | 201 | 40(20,8)| 48741) 7(3,4) | 9602| 154 (76,6) 88733 
Offenburg . . | 134746 | 136 | 37(28,7) 49521] 6(8,9) | 5429| 93(61,0), 79796 
Baden. . . . | 107484 96 38642,7) 61466 °— | — 58 (61,0)) 46018 
Karlärube . . | 179797 | 1483 | 39(27,7) 19988 30 (21,6) 40887 74 (57,2) 58922 
Heidelberg . . | 116816 | 103 | 20(19,0 41748) 4(2,9) | 3562| 80(77,6) 65506 
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Großh. Baden [1197095 | 1549 284 (20,1))406627| 88 (5,4) 110846511158 (73,3)1620995 
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zu der Ginwohnerzahl iſt matürlich regional ein wechjelndes, und beträgt 
beiſpielsweiſe im Kreiſe Karlsruhe 1:17361, im Kreiſe Villingen dagegen 
nur 1: 5128, wobei eben, wie jelbjtverftändlich, um ein richtiges Bild von der 
Berforgung der Bevölkerung mit Krankenanſtalten zu erhalten, nicht nur die 
Zahl der letzteren, fondern auch ihre Größe in Betracht zu ziehen wäre. 
Einen annähernd richtigen Maßitab für deren Größe erhalten wir in der 
Anzahl ihrer Betten und bei diefer Inbetrachtnahme kommt im Großherzog- 
tum Baden 1 Sranfenbett auf 299 Einwohner, unter dieſem Landesdurch— 
ichnitt find 6 Kreife, über demjelben 5, das günitigfte Verhältnis zeigt der 
Kreis Heidelberg mit 1 Krankenbett auf 184 Einwohner, das ungünſtigſte 
der Kreis Mosbach, in welchem erſt auf 656 Einwohner 1 Krankenhausbett 
zu jtehen fommt. 

In der Anjtaltspflege finden wir 956, in der Privattranfenpflege 1361 
Pflegekräfte beichäftigt; auf 10000 Einwohner im Lande entfallen deren 
13,3, in der Privatkrankenpflege allein aber 8,06 und auf 1 Anjtalt durch— 
ichnittlich 5,1; das günftigfte Verhältnis zeigt der Kreis Freiburg mit 25,2 
Pflegekräiten auf 10000 Einwohner, wovon 11,5 in der Privatpflege be= 
ichäftigt find, das ungünftigite auch Hier wieder der Odenwaldkreis Mos- 
bach mit nur 4,2 Pflegekräften überhaupt und 2,8 in der Privatpflege auf 
10000 Einwohner, wobei auch auf je 1 Sranfenanitalt die geringite Zahl 
an Pflegefräften im Lande entfällt, nämlich nur 1,6, während der Zandes- 
durchichnitt 5,1 beträgt. 

Mehr indefjen als dieje allgemeinen Kranfenpflegeverhältnifie des Landes 
intereffieren und diejenigen jpeciel nur auf dem Lande im Gegenfaß zu jenen 
der Städte. 

Unter Feithaltung des Begriffs „Landorte” nach der oben gegebenen 
Definition läßt fich hierüber folgendes angeben: Unjer Großherzogtum mit 
jeinen 1725264 Ginmwohnern (nach der Volkszählung vom Jahr 1895) 
zählt 1549 Landorte mit einer Bevölkerungszahl von 1211095 Bewohnern; 
von dieſen befiten eine berufliche Krankenpflege durch Ordensſchweſtern, 
Diakonifjen und Pflegerinnen des bad. Frauenvereins: 284, mit einer Ein- 
wohnerzahl von 466469; es blieben aljo bis zur Einführung unferer 
Landkrankenpflege, und bleiben zum größten Teil noch übrig: 1242 Land» 
orte mit 724468 Bewohnern ohne jeglihe Krankenpflege, aljo 
an Zahl der Ortjchaften etwa 34, an Zahl der Einwohner mindeſtens ®%s 
fämtlicher Landeskinder; und jollte e8 nötig jein, die Bedeutung diejer 
großen flaffenden Lücke für das Volkswohl näher darzuthun, dann darf 
man auf die Bedeutung und die Stellung hinweiſen, welche die Kranken— 
pflege in den letzten Jahrzehnten auch in der wiſſenſchaftlichen Medizin fich 
erworben bat, eine Stellung, die gegenüber der arzmeilichen Behandlung für 
das Miedergefunden unſerer Kranken ala vollftändig gleichwertig zu erachten 
ift, die am beiten wohl darin ſich ausdrüdt, daß die Krankenpflege zur 
wiſſenſchaftlichen Digciplin geworden ift, deren, wenn auch nicht aus erjter 
Hand anordnende, jo doch ausführende Organe eben die Krankenpflegerinnen 
jein jollen. 

Die moderne, wifjenjchaftliche Krankenpflege, im Gegenfaß zur alten 
auf rein nur empiriſchen Grundjäßen beruhenden, handelt, wie dieſes Mendel— 
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ſohn! jo vortrefflich ausführt, mit Bewußtſein nach beſtimmten Lebensge— 
ſetzen, und erwartet mit der Sicherheit eines Experimentes den Ablauf der 
von ihr durch die Pflegemaßnahmen geleiteten und modifizierten Lebens— 
prozeſſe: die appetitliche Zurichtung und Darreichung einer Speiſe iſt ihr 
nicht nur die Maßnahme einer Annehmlichkeit für den Kranken, ſondern 
ein Appetit und Verdauung beförderndes Mittel; Qualität und Gewebsart 
der Bettſtoffe ſind nicht allein für das ſubjektive Befinden des Patienten be— 
rechnet, jondern zugleich auch ein mächtiger Faktor für die Wärmeabgabe 
des Körpers; dir Feuchtigkeit der Luft wird in ihrem Gedankenkreis zum 
hujtenmildernden Mittel, der Einfluß des Lichtes fördert oder hemmt ihr, 
je nach Bedarf, die Zahl der roten Blutkörperchen, und mit fluger Be— 
rechnung macht fie Gebrauch von der Einwirkung pfychifcher Reize auf den 
Ablauf phyfiologischer Vorgänge im Körper des Kranken; jo beeinflußt fie 
wohlthätig die für das Gejundwerden jo wichtigen Faktoren, den Appetit, die 
Verdauung, den Schlaf, und wird zu einem mindejtens ebenſo wichtigen 
Faktor der Genejung ald das Einnehmen der Arznei in irgend welcher 
Dojis und Form. 

Diejen mächtigen Hebel der Kranfenfürforge und der Kranfenbehandlung 
entbehren nicht allein all diejenigen, welche der Krankenpflege entbehren, fie 
leiden, namentlich auf dem Lande, noch viel mehr durch jehr oft gradezu 
verkehrte und ungzeitgemäße Anwendung ganz derjelben Dinge, aus deren 
richtiger Benutzung für die Wiedergefundung der größte Nußen zu ziehen wäre. 

Geben wir alfo den Hiljsbedürftigen Kranken auf dem Lande Arznei 
und Arzte in Hülle und Fülle, laſſen wir fie aber Not leiden an richtiger 
zielbewußter Pflege, jo erfüllen wir nur einen Zeil der Bedingungen ihrer 
Wiedergenefung, nur zur Hälfte tragen wir ihnen gegenüber das ab, was 
wir ihnen aus humanitären wie foctalen Rüdfichten fchulden. 

Solche Erwägungen find und waren es bei uns in Baden, welche die 
Ausdehnung der Krankenpflege auch auf die Landorte, die eine folche noch 
entbehrten , als eine wahre befreiende und erlöfende That erjcheinen ließen, 
und Heute dürfen wir ohne jegliche Selbjtüberhebung mit freude wahr: 
nehmen, daß, nachdem der Gedanke einer geordneten Landkrankenpflege ein= 
mal Form und Gejtalt angenommen hatte, er allenthalben zündete und da 
und dort, wenn auch nicht immer in gleicher Yorm und Geftalt, ala frucht- 
bares, lebensfähiges Samenkorn fich erwies. 

63 war im Sommer 1885, al J. 8. H. die Großherzogin Louife 
von Baden dem unter Ihrem Protektorat ftehenden Bad. Trrauenverein 
eine Denkichrift übermittelte, in welcher Höchitdiefelbe mit dem der 
Hohen Frau eigenen weiten Blid, mit treiflichem Verſtändnis aller ein- 
ichlägigen ländlichen Berhältniffe, und vor allem mit für die Sache be— 
geiftertem und begeifterndem Herzen die Grundfäße ausfprach, auf denen big 
heute das noch junge Gebäude ruht, jene Grundjäße, welche in der im Anhang 
bier beigefügten Dienjtweifung für unjere Landkranfenpflegerinnen ſich vor— 
finden, deren erjter Zeil in 12 Paragraphen die Statuten der ganzen Ein- 


! Martin Mendelfohn, Die Stellung der Krankenpflege in der wifjenichaftlichen 
Therapie, Leipzig 1898. 
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richtung darjtellt: Als Aufgabe und Ziel der Landkrankenpflege wurde be= 
ftimmt, den bereit3 vorhandenen beruflichen Pflegeformen eine Schwefter zu— 
zugejellen, nicht um diejen den Beſitz jtreitig zu machen, jondern um eine 
Lücke auszufüllen, die dieſe nicht ausfüllen fonnten, eine Pflegeform zu 
ichaffen, die vermöge ihrer ganzen Natur auch da einzuführen möglich fein 
follte, wo der Einführung beruflicher Pflegeverhältniffe durch Ordensſchweſtern 
oder Diakonifjen irgend welche wejentliche Hinderniffe im Weg jtanden. 

Dieſe Hinderniffe find in den meijten Fällen wohl finanzieller Natur: 
arme und fleine Landgemeinden, deren Yahresbudget auch jchon bei Ver— 
mehrung der Umlagen nur um YVaPf. bei Berufung fremder Berufspflege- 
rinnen Belaftung empfindet; auf der anderen Seite bieten hier wiederum 
jolche Gemeinden einer Berufspflegerin bei weitem nicht Arbeit genug, und 
diefer Umſtand bedingt jeinerjeit3 wieder, daß das rein fubjeftive Bedürfnis 
einer geordneten Krankenpflege weder vorhanden ift, noch recht auflommen 
fann, e& dementjprechend aber recht viele Schwierigkeiten zu geben pflegt, 
für folche Gemeinden Krankenpflege zu beichaffen. 

Bei der Geringfügigfeit oder dem gänzlichen Fehlen des ſubjektiven 
Bedürjnifjes nach Krankenpflege ift indefjen nicht zugleich auch das objek— 
tive Bedürfnis aus der Welt gejchafft, im Gegenteil, dann und wann 
wenigſtens, bei Unglüdställen, Epidemien u. dergl. Gelegenheiten recht groß, 
und wird dann in der Regel um jo lebhafter empfunden, ala es fich jehr 
häufig um Orte handelt, die zugleich von Arzt und Apotheke recht weit 
entfernt find. 

Für diefe Orte zumal iſt die Landkrankenpflege gefchaffen, wie bereits 
erwähnt, nicht als Konkurrentin, jondern als treue Mitarbeiterin, bezw. ala 
Erſatz der Beruföpflege, manchmal auch ala bahnbrechende Borläuferin 
derjelben injofern, als das durch die Landkrankenpflege gewedte Be— 
dürfnis zur Ausgeftaltung des ganzen Pflegeinftituts zur Beruföpflege hin— 
führt. Fälle der letzteren Art find feit dem 15 jährigen Beitehen unferer 
Zandkranfenpflege nicht felten; fie pflegen fich zumeijt in der Weife zu ge— 
ftalten, daß, falls die Landfrankenpflegerin ihren Pflegeberuf in Folge ihrer 
Berheiratung, Auswanderung oder aus ähnlichen Urſachen aufgiebt, während 
ihrer Wirkſamkeit das Bedürfnis nach Krankenpflege überhaupt, ſowie die 
früher manchmal gänzlich mangelnde Einficht in die Notwendigkeit und den 
Segen der Inſtitution jo gewedt wurde und gewachlen it, daß die Leute 
jest auch unter Aufbringung größerer Opfer zur Einführung beruflicher 
Krankenpflege übergehen. Neidlos überläßt jelbjtverjtändlich dann die jüngere 
Schweiter das Feld der älteren, da die Landkrankenpflege jo wenig wie jede 
gleichgeartete Einrichtung ſich Selbſtzweck ift, jondern nur der Sache zu 
dienen bejtrebt ift. 

Zur Erreichung dieſes bejcheidenen ureigenten Zweckes der Landkranken— 
pflege war es notwendig, eine in dem Pflegeort ſelbſt wohnende Perfon ala 
Kandidatin zu gewinnen, die vermöge ihrer Eigenjchaft ala Gingeborene 
einmal mit den örtlichen Pflegeverhältniffen vertraut war, und dann vor 
allem für ihre Mühewaltung ein geringere® Entgelt bei Übernahme des 
Poſtens deshalb beanjpruchte und beanspruchen konnte, weil ja die Kranken— 
pflege nicht beruflicher Hauptlebengzwed wurde, jondern, in den meijten 
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Fällen wohl, der bisherige Lebenaberuf nach Stellung und Art der Be- 
ichäftigung beibehalten werden Eonnte. 

Bei diefer Betonung der nur nebenzwedlichen Bedeutung der Stellung 
der Landkrankenpflege dürfen und durften indefjen bei uns doch zwei Dinge 
nicht in gleichem Maße nur nebenfächlich betont werden: die an die Pflegerin 
anzufordernden perjönlichen Charakter und jonjtigen Eigenjchaften, und dann 
vor allem auch ihre berufliche Ausbildung. 

Man mußte fich jagen und wird immer daran fejtzuhalten haben, daß 
bei Auswahl einer Perſon zur Landfrankenpflegerin man in volljtändig 
gleichem Maße wie bei der einer Berufspflegerin zu ſehen hat auf: innere 
Neigung, ruhigen Charakter, Wahrheitöliebe, Ordnungsſinn, Anjtand, Zu- 
verläffigfeit, Fügſamkeit, fittliches Verhalten , körperliche Gefchidlichkeit und 
beſonders auch auf Gejundheit, und weiter noch auf das Vorhandenfein einer 
Eigenſchaft und Fähigkeit, die wir bei einer Berufspflegerin noch eher über» 
gehen dürfen: auf Verſtändnis und Sinn für dad Haushaltungsweſen, auf 
Erfahrung in Keller und Küche und befonders auch in der Sinderpflege, 
deshalb, weil wie ich unten noch des näheren auszuführen haben werde, 
die Landkrankenpflegerin gewijlermaßen als „Mädchen für alles” alles zu 
pflegen haben wird, was es in menjchlichen Verhältniffen auf dem Lande 
zu pflegen giebt, und diejes Gebiet in der That ein viel weiteres ala das der 
einzelnen Berufspflegerin, zumal derjenigen in der Stadt, zu fein pflegt, 
da wir bier bei der Verteilung der Pflegearbeit viel eher jpecialifierend vor- 
gehen können. Das Berhältnis zwifchen Landkranken- und ſtädtiſcher Be— 
ruföpflegerin gejtaltet fich ähnlich wie dasjenige zwiſchen Land» und Stadt- 
arzt: Der bejcheidene Landarzt muß das ganze weite Gebiet der Heilkunde, 
jo gut es eben für den einzelnen Menjchen möglich ijt, nicht nur theoretifch 
beherrſchen, jondern auch praftifch auszuüben verftehen, fein bornehmer 
Kollege in der Stadt darf fich den Luxus einer Specialität wohl geftatten. 

Das Auffinden, die Auswahl und die Gewinnung einer folchen viel: 
jeitig vereigenschafteten Perfon ift nicht immer leicht, ja vielfach jo 
ichwierig, daß nicht gar jelten an ihr allein auch der beſte Wille, eine 
Krankenpflege auf dem Lande zu jchaffen, fcheitert. Mit diefer Aufgabe 
follten daher immer nur, gleichgültig, ob am Ort ein Frauenverein eriftiert 
oder nicht, Frauen betraut werden, aus zwei Gründen: einmal weil nur 
die Frau die Frau fennt, und auf die erwähnten notwendigen Eigen— 
ichaften zu beurteilen weiß, und ebenjo mit der nötigen Herzenseloquenz 
zur Übernahme des Poſtens zu überreden verjteht, — alles daß, wie doch 
gewiß niemals der DOrtöpolizeidiener mit der Schelle, oder der Herr 
Bürgermeifter oder Gemeinderat mit der Amtsmiene, — und dann vor 
allem , weil es im ureigenjten Intereſſe der Frau ſelbſt Liegt, eine tüchtige 
Perſon als Pflegerin in den Ort zu befommen, da frauen und Finder 
erfahrungsgemäß am meijten der Pflege bedürfen, den Mangel an Pflege dem: 
nach am eigenen Leibe verjpüren müfjen, wenn auch der Gefamtnußen, nicht 
zulegt auch in finnanzieller Beziehung, auch dem Mann zu Gute kommt. 

St jo die Kandidatin mit Sorgfalt, Geihid und Glüd ausge— 
wählt, dann erfolgt ihre Anmeldung bei der Ausbildungzstelle durch die 
Gemeinde, den Verein oder die Organe der Kreisverwaltung, auf deren 
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Kojten und für deren Dienft gewiflermaßen die Ausbildung erfolgen joll. 
Bei uns in Baden erfolgt die Ausbildung hauptfächlich im Ludwig- Wilhelm: 
franfenheim in Karlaruhe, es iſt aber wohl jelbitverftändlich, daß jedes 
größere Krankenhaus dieſe Ausbildung übernehmen kann, wo ein für die 
Sade warm fühlender Arzt und das nötige Lehrmaterial an Kranken und 
zu Pflegenden vorhanden ift. So unterzogen fich bei uns bisher der ſchönen 
Aufgabe mit Erfolg außer dem erwähnten Ludwig-Wilhelmkranfenheim in 
Karlsruhe die Krankenhäuſer von Lörrach und Schopfheim, eine zeitlang 
auch das Kreisſpital in Geifingen, dieje den theoretifchen wie praftifchen 
Unterricht übernehmend, während in danfenswerter Art in Ergänzung der 
im Ludwig-Wilhelmkrankenheim vorausgegangen theoretiichen Unterweiſung 
das afademijche Krankenhaus in Heidelberg jowie die jtädtifchen Kranken— 
häuſer zu Karlsruhe, Piorzheim und Mannheim die praftifche Schulung 
der Pflegerinnen übernahmen; jedenfalls iſt e8 notwendig und wünſchens— 
wert, da& die praftifche Ausbildung eine Stelle übernimmt, welche über 
ein möglichjt vwieljeitiges, wo möglich alljeitiges lebendes Pflegematerial ver- 
fügt, und damit fommen wir zur Beiprechung der wichtigjten Seite der 
ganzen Frage, zu der nach dem Inhalt, dem Umfang, den Grenzen und 
der Dauer der Ausbildung einer Landkrankenpflegerin. 

Ich Habe bereit oben als Pflegegebiet derjelben „alles“ bezeichnet, 
was und wo immer auf dem Lande der Pflege und der nächjten Hilfe 
bedürftige körperliche Not, Jammer und Elend ift, und zur lebhaften und 
deutlichen Illuſtrierung dieſes ganzen Gebietes möchte ich bejonders alle 
diejenigen, welche das Landleben hauptjächlich nur auf defien Sommerfeite, 
vom Standpunkte des Sommerfrifchlerd, von der der poeftevollen Romantik 
aus fennen, aber doch auch da warmfühlende Herz für ländliche Armut 
und Not fich bewahrt haben, einladen, den langjährigen Landarzt auf einer 
feiner Zouren zu begleiten, um jo aus dem Leben heraus die Grenzen fennen 
zu lernen, innerhalb deren plaſtiſch fichtbar und greifbar die Hilfs- und 
Pflegebedürftigfeit von dem Untergrund nicht der grauen Theorie, ſondern 
der rauhen Wirklichkeit ſich abhebt: 

In einem abgelegenen Haufe des Schwarzwaldes ift vor vier Tagen 
der Mann, unfähig weiter zu arbeiten, jröftelnd und müde nach Haufe ge: 
fommen; „er hat fich erfältet”, jagt man, und er legt fich zu Bett, um 
zu jchwigen. Die Frau bringt einen jchweißtreibenden Lindenblüten- oder 
auch Kamillenthee und er fchwißt. „Morgen wird es fchon befjer ſein“; der 
Appetit ift weg, der Schlaf während der Nacht jehlt ganz, das tüchtige 
Ausatmen wird dem Kranken jchwer und fchwerer, er empfindet Stiche, 
beengendes, jchmerzhaftes Hüjteln ſtellt fich ein. „Du mußt noch mehr 
ihwißen, Lieber Mann, oder fol ich zum Doktor ſchicken“? „aber diejer 
wohnt 3 Stunden entfernt und der Ertrabejuch foftet 12 Mark; da wollen 
wir doch lieber warten bis morgen”. Am folgenden Tag jteigert fich die 
Atemnot, die Appetitlofigkeit, der Durjt; gegen Abend redet der Mann 
etwas irre, im Zafchentuch oder auch auf dem Boden, wohin der Kranke 
ſpuckt, entdeckt jebt die Frau etwas wie Blut; da, jo denkt jegt auch die 
etwas betroffene, bisher ziemlich ſorgloſe Bauersirau, fommt am Ende eine 
gefährliche Lungenentzündung heraus; ein Bote wird abends noch zum 
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Arzt geſchickt: er möge etwas verſchreiben, und wenn es erſt noch ſchlimmer 
werden jollte, wolle man nach ihm ſchicken, daß er komme. Der Doktor ſchickt 
eine „Guttere“ Arznei, auch Tropfen und Blutegel und giebt dem Boten 
die nötige Anweifung für innere und äußere Anwendung der Mittel. Mit 
Ungeduld wird fpät in der Nacht der Arznei vom Doktor entgegengejehen ; 
jftündlih ein Eßlöffel voll zu nehmen, das verjteht man, aber mit den 
weiteren Vorſchriften, die der Bote mitbringt, hat es feine Schwierigkeiten: 
falte Umfchläge jollte man machen, aber man weiß nicht recht, wie und wo? 
und gar die Blutegel! Wie faßt man die an? Go fommen die Umfchläge 
jtatt um die Bruft auf den Kopf, der ja auch brennend Heiß ijt, die Blut- 
egel nach langem Abmühen an eine ganz falfche Stelle des Körpers, und 
mit den Hhujtenmildernden und jchlafbringenden Zropfen macht man in der 
Kopilofigkeit eine Einreibung an der jchmerzhaiten Stelle. Der Zuftand ift 
am folgenden Morgen nicht beffer, man jchiekt im Laufe des Tages zum 
Arzt, daß er komme, allein diefer hat feine Zagestour nach einer anderen 
Richtung ſchon begonnen, abends jpät trifft ihn die Botichaft und am 
nächlten Morgen in der Frühe erit fan er fommen. So treffen wir den 
Kranken erft am vierten Tage der Erkrankung, in einem engen dumpfen 
Gelaſſe, „die Kammer” oder auch das „Gadem“ genannt, unweit der 
rauchenden Küche oder auch über der Wohnjtube, aus der eine vieredige 
iußweite Öffnung die von den Stubeninfaffen bereits verbrauchte, mit 
Kohlenfäure reichlich gejchwängerte Luft, die aber gut warm ift, aufwärts 
zu dem Kranken führt. Das nur fopfgroße Fenſter ift hermetiſch geichloffen, 
die Luft bedrückend dumpf und heiß, von der Dede des Zimmers und in 
den Eden hängen Spinngewebe, an der Wand die ganze Garderobe der 
Familie, der Fußboden ift bejchmugt mit dem Auswurf des Kranken. Er 
ſelbſt liegt ſchwer atmend, die Gefichtszüge eingefallen, der Kopf heiß, die 
Zunge borfig und troden, die Haut fühl, feucht und Elebrig, der Puls klein 
und Schlecht, die Temperatur über 40%. Wird er gefunden? Vielleicht ja, 
wenn es gelingt, durch ein Fräftig anregendes Mittel die bereits gejunfene 
Herzthätigkeit zu neuem Kampfe gegen den tückiſchen Feind anzufpornen, da 
fiegt die robufte Natur über die hochgradige Brujtfell-Lungenentzündung, 
vielleicht aber auch, ja viel mwahrjcheinlicher, trägt man bald diefelbe robufte 
Natur, die ohne zeit und jachgemäße Unterflüßung gegen die Krankheit 
von Seite rechtzeitiger Behandlung und guter Pflege nicht Herr zu werden 
vermochte, hinaus, den Bater von fünf Kindern, und entjeglich ift der 
Jammer und dad Elend, da man den Ernährer der fyamilie verloren hat. 

Ein anderes Bild: Beim Arbeiten mit der Futterſchneidemaſchine er- 
leidet die Hand, die das Futter nachichieben wollte, in Folge Unvorfichtige 
feit eine jcharfe, tiefgehende Verlegung. Im weiten Bogen fprikte anfäng- 
lich das Blut in die Höhe, allein mit Hilfe eines Stüdes alten Zunders, 
eingewidelt in eine Spinnwebehaut, und einer um den Arm gebundenen Schnur 
gelingt es, die Blutung zu ftillen; die alte Nachbarin Hat ja auch noch 
den Blutfegen darüber gefprochen, und ald man nach dem erjten Schreden 
die Wunde bejah, jchien fie diefer jachkundigen Frau nicht jo ſchlimm, daß 
e3 der Mühe wert fei, zum Arzt zu ſchicken, der ja doch nur gleich jchneiden 
wolle; man behandelt daher die Verlegung in alter Weiſe ſelbſt mit einer 


Die Kranken: und Hauöpflege auf dem Lande. 183 


im Haufe bereiteten Salbe, und einige Tage jcheint auch die Sache 
ganz gut zu gehen. Da, am dritten Tage, tritt Froft und Hiße ein, der 
ganze Arm wird ſchmerzhaft, jchwillt an, verdächtige Röte pflanzt fich von 
der Berlegungäftelle aus den ganzen Arm herauf. Seht erſt ſchickt man 
zum Arzt, die durch Verunreinigung der Wunde verurjachte tiefe Lymph— 
gefäßentzündung macht tiefe Einjchnitte bi8 in den Vorderarm herein mit 
Eröffnung der Sehnenfcheiden nötig, um die unmittelbare Lebensgefahr 
durch energifchen Eingriff zu bejeitigen. Es gelingt auch, diefe durch Ent— 
leerung des jauchigen Eiterd abzuwehren, aber die Heilung ift eine unend— 
lich langſame, dauert über die 13 Wochen, während deren die Krankenkaſſe 
bezahlt, hinaus, die $nvaliditätsverficherung fpringt ein, und nach weiteren 
vier Monaten endlich ift der Arm geheilt, aber mit verjteiiter Hand und 
mit unbeweglichen zum Zeil verfrümmten Yingern, und es erfolgt für den 
Verletzten der Bezug einer Kleinen Rente; er iſt und bleibt aber mit feinem 
arbeitsunfähigen rechten Arm ein Invalide, ein Unglüd für ihn ſelbſt, für 
die Familie, und der Gegenjtand lebenslänglicher Rentengewährung für die 
Invaliditätskaſſe; weder die Landiwirtichaft, noch ein Handwerk kann er be— 
treiben, er kauft fich eine Dreborgel, zieht auf dem Jahrmarkt herum, wird 
ein Qump, der auf Gott und die Welt, und bejonders auch auf die Kafle 
ichimpft, die ihn nach jeiner Meinung um fein gutes Recht auf eine viel 
höhere Rente betrüge, und im Sreisjpital fchließt der Arme, der indefjen 
zum unverbefjerlichen Alfoholifer geworden, feine Tage, weil feine urſprüng— 
liche Verlegung durch die Mafchine nicht ſofort jachfundig behandelt und 
in der Pflege vernachläffigt wurde. 

Und noch ein drittes Bild: Dort in jenem Dorfe, das wir auf der 
Rüdfahrt von unferer ärztlichen Wanderung auf dem Lande noch zu paffieren 
haben, Habe ich vor drei Tagen eine Frau, eine Fünft-Gebärende jchwer 
aber glüdlich entbunden. Sehen wir im VBorbeigehen nach der Wöchnerin: 
Merkfwürdig, wir finden dad Bett in der Kammer leer, rufen nach der 
Frau und da fchleppt fie fich blutleer, gebrochen, und müde auß der Küche 
herbei. Wir find entießt. Aber es iſt Sommer, das Geichäft auf dem 
Telde drängte, alles was Beine hat, iſt hinaus, ein einziges vierjähriges 
Kind jollte bei der Mütter bleiben und dem Neugeborenen, dem Kleinen 
Schweiterchen, wenn es jchreit, den Schoppen zurecht machen. Allein die 
Kleine fommt mit der übernommenen Hausmutterpflicht nicht zurecht, das 
Schwefterchen jchreit, da8 Hausmütterchen fällt in der Küche Hin, dazu 
rumort e8 im Stalle aus irgend einem Grund, und der Liebenswürdige 
Ehemann bat beim MWeggehen vom Haufe gemeint, „jo gut möchte ich es 
auch einmal haben, faul während des Tages im Bett liegen zu dürfen.” 
Da treibt Pflicht- und Ehrgefühl die Frau am dritten Tage ſchon aus dem 
Bett, um die Haushaltung zu ordnen, fo gut e8 eben gebt, elend und 
müde fchaltet fie in Küche und Keller. Am fünften Tage bricht fie 
plößlih ohnmächtig zufammen, fie wird zu Bett gebracht und fie fiebert. 
Die bereits am Tage vorher verabjchiedete Hebamme wird wieder gerufen, 
fie drängt auf den Beizug ded Arztes, dieſer ftellt Kindbettfieber feſt, ent— 
jernt die Hebamme wegen Gefahr der VBerfchleppung, aber, wer foll die 
Pflege übernegmen? Der dringenden Not gehorchend muß eben der Mann 
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zu Hauje bleiben, der Verdienjt bleibt aus, Not leidet die ganze Haus— 
haltung, das Neugeborene und vor allem auch die Kranke jelbit. So geht 
«8, da das Kindbettfieber hier eine der lange dauernden Formen tft, Wochen, 
ja Monate lang fort, und wenn die Frau am Ende derjelben wieder ge= - 
ſundet, jo fteht fie ald Invalidin vom Lager auf, ein Bild des Jammers 
und der Sorge für fie jelbit, ein Gegenſtand erjt des Mitleida für den noch 
einigermaßen pflichthaftfühlenden Dann, bald aber vielleicht auch des 
Überdrufjes und der Liebloſigkeit desjelben, und der materielle wie mora= 
liche Zerfall des Familienleben, gleichzeitig mit dem gejundheitlichen unferer 
MWöchnerin und durch denfelben ift das fchließliche Los. 

Es wäre mir, wie gewiß jedem Kollegen, der eine Reihe von Jahren 
auf dem Lande praftiziert hat, ein leichtes, zu diefen Typen, falls es zur 
lebensvolleren Geftaltung derfelben noch notwendig jein follte, Name und 
Datum des wirklich Erlebten hinzuzufügen, und die Bilder ſelbſt nach Zahl 
und Art nach Belieben zu vermehren, indefjen dürften auch diefe wenigen 
genügen, um klar zu legen, in welcher Richtung fih die Ausbildung 
unferer Nothelferinnen auf dem Lande, unferer Landfranfenpflegerinnen, be= 
wegen muß. 

„Die theoretijche wie praktiſche Ausbildung“ heißt es daher in der in der 
Anlage aufgeführten Statuten „eritredt fich auf alle Gebiete, welche jpäter 
den Gegenitand ihrer Pflege bilden können“ und weiter in Paragraph 10, 
diefe Aufgabe gewifjermaßen fpecialifierend: „Die ureigenjte Aufgabe der 
Landkrantenpflegerin iſt Pflege der Kranken, die ihr zugewiefen werden, oder 
zu denen fie gerufen wird, XYeiltung der eriten Hilfe bei plößlichen Uns 
glüdafällen bis zur Ankunft des Arztes, und in befonderen Fällen jowie 
auf Verlangen Übernahme der Hauspflege”. 

In eriter Linie umfaßt diefe Aufgabe demnach die Krankenpflege im 
engeren Sinne des Wortes, d. h. die Pflege der inneren wie der äußeren-, 
der chirurgiſch-Kranken; alles was an Pflege jowohl mit dem Gefunden 
diefer Kranken direkt oder indirekt, jowie mit dem Schuge zufammenhängt, 
den die Pflegerin jelbit jomwie die ganze übrige Umgebung des Kranken 
gegenüber der vom Kranken ausgehenden eventuellen Infektionsgefahr 
beanspruchen müſſen, wird deshalb Gegenjtand der Unterweifung ber 
Pflegerin jein müſſen: Das Krankenzimmer und die an dasjelbe zu 
jtellenden Anforderungen in Bezug auf Größe, Lage, Lüftung, Ber 
leuchtung, Heizung und Ausftattung, das Krankenbett mit all jeinen 
Beitandteilen, und endlich der Kranke ſelbſt mit allem, was die perjön- 
liche Pflege desfelben irgendwie nur berühren kann: die Darreichung der 
Arzneien in allen Formen und Geftalten bei innerer wie äußerer Anwen 
dung, die Applikation äußerer therapeutischer Einwirkungen auf den Kranken, 
die Kranfenernährung und dann befonder8 noch zwei Dinge: Die pflicht- 
halte und taftvolle Beobachtung des Kranken in Bezug auf Temperatur, 
Puls, Schlaf, Verrichtungen u. dergl. und die feelifche Behandlung desjelben 
in allen Wechjelfällen feines Leidens. Bei Jufektionskranken fommen Hinzu 
die notwendigiten Begriffe der Entjtehung diefer Krankheiten jowie die von 
dem Schuße gegen diefelben; bei chirurgischen Kranken dann in&bejondere 
Theorie und Praris der Afeptif und Antiſeptik, die Angewöhnung an die 
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abjolutejte Reinlichkeit, die Vorbereitungen zu, fowie die auf dem Lande 
nicht jelten notwendige Hilfeleiftung bei Operationen, durchaus Dinge, 
deren Erlernung und Aneignung gerade für eine Krankenpflegerin auf dem 
Lande, Tat mehr wie bei einer folcden in der Stadt, notwendig ift. 
Das Belle und Bollfommenjte, was an Ausbildung für eine Kranken— 
pflegerin geboten werden fann, ijt für die fo vielfach allein nur auf die 
eigene Autorität angemwiejene und unter eigenjter Verantwortung handelnde 
Zandfranfenpflegerin gut genug, da ja felbjtredend auch bei ihr die Frucht 
der eriten Ausfaat entjprechend jein wird. 

Und der biß Heute gezeitigten Früchte braucht fich die badijche Land» 
franfenpflege ficherlich in feiner Weife zu jchämen: Nach der von mir für 
dad Jahr 1898 gefertigten Zufammenjtellung, deren GErgebniffe auß der 
nachfolgenden Tabelle des näheren erfichtlich find, entfallen auf 78 Land— 
franfenpflegerinnen desjelben Jahres — die Summe der derzeit im Lande 
vorhandenen beträgt 88; Hiervon waren im Jahre 1878 auf dem Lande 
in unjerem Sinne thätig 78, 2 in Amtsjtädten (Bonndorf und Eppingen) 
bejchäftigt, während das Jahr 1899 einen Zuwachs von acht brachte — 
3422 verpflegte Kranke, 8318 Verpflegungstage, 1960 Pflegenächte, 39428 
Einzelleiftungen (Bejuche, Verbände ıc.), demnach alſo 49706 Gejamt- 
leiftungen,, jo daß auf eine Pflegerin durchjchnittlich 44 verpflegte Kranke, 
106 Berpflegungstage, 24 Plegenächte, dagegen 505 GEinzelleiftungen und 
637 Gefamtleiftungen entfallen, Zahlen, die vielleicht zunächft, an und für 
fich betrachtet, durch ihre Größe zwar nicht gewaltig imponieren fünnen, 
welche aber dennoch im einzelnen ganz impofante Leiftungen in fich bergen 
in Anbetracht der Kleinheit der DVerhältniffe, unter welchen dieſe Pflege: 
rinnen arbeiten und im Hinblick auf die Thatjache, daß bei einzelnen unferer 
Landfranfenpflegerinnen — und welche das find, darauf werde ich unten 
noch zurückzukommen haben, — verpflegte Kranke ſowohl wie Verpflegungs— 
tage und Pflegenächte, Einzelbejuche wie Gejamtleiitungen in folchen Zahlen 
fi) bewegen, daß auch die befchäftigtite Berufspflegerin mehr zu Leiften wohl 
faum im ftande jein dürfte. 

Für die ganze Frage unferer Landfranfenpflege, und insbejondere für 
die Teilfrage nach der Art und dem Anhalt der für fie notwendigen Aus— 
bildung der Pflegerinnen wichtig dürfte eine kurze Erörterung des Punktes 
fein, inwieweit Landfranfenpflegerinnen auh auf dem Gebiete der 
eriten Hilfe und in der Hauspflege — und Hier fommt namentlich die 
Mochenbettpflege in Betracht — zu unterrichten jeien. 

In Bezug auf die Unterweifung in der erjten Hilfe möchte ich darauf 
hinweifen, daß auf den Landorten neben der Hebamme die Krankenpflegerin 
die einzige Medizinalperfon zu jein pflegt, die vom Krankfein und dem 
Gejundwerden und deſſen Bedingungen wie von eriter Hilfe in Unglücks— 
fällen etwas verjteht, und hierbei die Rolle einer Vertrauensperſon fpielt, 
von der man ein über das gewöhnlichen Laien zutommende Maß hinaus: 
gehendes Willen und Können vorausſetzt. Zu ihr wird man in erjter Linie 
jeine Zuflucht nehmen und gerade bei plößlich eintretenden Unglücdsfällen 
iſt es, wo nach meiner Erfahrung die Pflegerin bei mutigem und geſchicktem 
Zugreifen mit einem Schlag fich alles Vertrauen erwerben fann. 


Haufer. 
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Und jolche Not» und Unglüdsfälle, in denen jachgemäße erjte Hilfe 
bi zur Ankunft des Arztes von der allergrößten Bedeutung ift, giebt e8 
in der That gerade auf dem Lande viel mehr, ala man in der Regel ahnt. 
Die Heutige Landwirtjchaft mit ihrem immer mehr zunehmenden majchi- 
nellen Betriebe, die Arbeiten in Wald, Flur und Feld bringen eine Un- 
jumme von Gefahren der Verlegung jehr oft der jchwerjten Art (f. Anm. * 
auf ©. 29), und die Unfalljtatijtifen der Werficherungsgejellichaften weiſen 
immer mehr wachjende Zahlen von Fällen auf, in welchen der verwirflichte 
Esmarchſche Gedanke von der erjten vettenden Laienhilfe für den Ausgang 
diejer Fälle die bedeutende Rolle jpielte. 

Was auf diefem Gebiete in einfachen ländlichen Verhältniſſen bei gutem 
Willen und gewedtem Berjtändnis für die Sache geleiftet werden fann, 
davon giebt ein nachahmenswertes Beifpiel und Vorbild der badijche Amts— 
bezirt Donauefchingen: Auf Anregung und unter thatkräftigjter Mithilfe 
der früheren Fürftin zu Fürftenberg, derzeitigen Gräfin Gajtellane wurde dort 
im Sahre 1891 der alle Orte des Bezirks umfaſſende Bezirksjamariter- 
verein gegründet mit dem Gentralverein in Donauejchingen und 36 Orts— 
vereinen, don denen jeder einzelne nicht nur eine Anzahl in der erften Hilfe 
ausgebildeter und in Yahrelang fortgejegten Wanderkurſen gefchulter Leute, 
ſondern auch einen reich ausgejtatteten Notkaſten beſitzt, der neben den notwen⸗ 
digſten Verbandmitteln und Arzneien noch einen Vorrat an Gegenſtänden der 
Krankenpflege enthäit, deren Vorhandenſein ſeit Jahren für die ganze Be— 
völferung, und zwar von Arzten wie von Laien anerkannt, ala eine ungemein 
jegensreiche Einrichtung ſich erwiefen hat. Zu diejen SKrankenpflegegerätichaften 
gehören Eißbeutel, zufammenlegbare und darum gerade für die ländlichen 
Verhältnifje geeignete, weil leicht transportable Badewannen aus waſſer— 
dichtem Gegeltuch, ferner ebenjolche Tragbahren, dann Tücher, Binden, 
Schienen u. dergl. Dinge, die für die gejamte gejundheitliche Wohlfahrte- 
pflege auf dem Lande von der größten Bedeutung find, unter der jelbit- 
veritändlichen Bedingung, daß Leute vorhanden find, welche unter perjön- 
licher Verantwortung diejelben in Obhut nehmen, fie in richtiger Weife zu 
gebrauchen verftehen und nicht etwa zu Eurpfufcherifchen Zweden mißbrauchen. 
Auf den letzteren Punkt werde ich unten noch zurüdtommen. 

Die Thatjache, daß der circa 2300 Mitglieder zählende Bezirksjamariter- 
verein Donauejchingen jeit jeiner Gründung im Sabre 1891 in 2214 Un= 
iällen, und darunter in recht jchweren, eriolgreiche Hilfe leiftete und fich 
mit feinen Tächerlich geringen Jahresbeiträgen — 20 Piennige pro Mit- 
glied und Jahr — nachdem er durch hochherzige Einzelipenden fondiert 
war, fich ſelbſt erhält, aljo ein nicht nur nachahmungswertes jondern auch 
ein nachahmungsmögliches Beifpiel von Selbithilfe in fich birgt, recht— 
fertigt e8 wohl, daß ich die Statuten diejes ländlichen Wohlfahrtsvereins 
in der Anlage II hier beifüge. 

Die von unferen 78 Landfranfenpflegerinnen des Jahres 1898 aufs 
gezeichneten Fälle der erſten Hilfeleiftung betragen nach obiger tabellarischer 
Zufammenftellung 243, eine verhältnismäßig geringe Zahl, die aber an 
Bedeutung deshalb nicht gering it, meil diefe Art der Thätigkeit 
der Pflegerinnen gewifjermaßen erſt im Entjtehen begriffen iſt, und weil 
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nur verhältnismäßig jchwerere Fälle mit in das Verzeichnis aufgenommen 
wurden. Sind diefe in der That auch feine zu lauter Ruhmrede und eitler 
Reklame zu benützende Lebensrettungen, jo ift das, was durch jolches jach- 
gemäße Eingreifen verhütet werden kann und gewiß auch in vielen Fällen 
verhütet worden ift, doch ficher wichtig genug, um in bdiefer erjten Hilfe: 
leiftung eine durchaus zeitgemäße und dankenswerte Aufgabe der Landkranken— 
pflege zu erbliden; ähnliche Beitrebungen jehen wir ja auch allenthalben 
in anderwärtigen Inftitutionen, die den Zwed verfolgen, die Landbevölkerung 
in den Beſitz von Gegenftänden und Gerätjchaften der erjten Hilfe zu bringen, 
jo in der rühmlich bekannten Charlottenpflege in Württemberg, vertreten, 
aber ich meine, diefe Schöpfungen alle follten erſt recht Fleiſch, Blut und 
Leben dadurch erhalten, wenn wir in der Landfrankenpflegerin die Perjon 
jtellen, die dieje Gegenftände im notwendig reinlichen Zuftand zu bewahren 
und gegebenen Falles richtig anzuwenden veriteht. 

Eine weitere, nicht nur vom humanitären, jondern namentlich auch 
vom focialen Standpunkt erfolgreiche und ſegensvolle Aufgabe unferer Land» 
franfenpflege it die Übernahme der Hauöpflege. 

63 iſt befannt, wie gerade dieſe Art pflegerifcher Fürforge für arme 
in Not befindliche Familien nach dem von dem rühmlichjt wirkenden 
Hrankfurter Hauspflegeverein jeit Jahren gegebenen Vorbild von größtem 
Gegen zu jein pflegt, und ich Hielte e8 geradezu für eine Unterlaffungsfünde, 
wenn nicht auch auf diefem Felde fich unſere Landkrankenpflege zu erproben 
und nüßlich zu machen juchte. 

Der Frankfurter Hauspflegeverein erblidt bekanntlich feine Aufgabe 
darin, durch Stellung zuverläffiger Pflegerinnen da, wo Wochenbett und 
Krankheit die Thätigkeit dev Hausfrau unterbrechen, der Familie einen Er— 
ja zu bieten durch Anstellung unbemittelter Frauen, welche jo ald Haus— 
pflegerinnen für fich einen befcheidenen Erwerb finden. Die Arbeit der- 
jelben wird von freiwillig fich meldenden Damen überwacht. Naturgemäß 
handelt es fich Hierbei hauptjächlic” um die Fürforge für den Haushalt 
von MWöchnerinnen, alfo um eine Art von Mochenbettpflege in diejem 
weiteren Sinne des Wortes, 

Wenn ich heute die Übernahme der Hauspflege bei Wöchnerinnen als 
einen bejonders jegensreichen Zeil der Thätigkeit der Landkrankenpflegerin 
empfehle, jo bin ich der Öffentlichkeit und gewiſſermaßen auch mir jelbit 
eine Erklärung an diefer Stelle jchuldig darüber, wann, unter welchen 
Vorausſetzungen und Bedingungen ich diefe Vermifchung und Verbindung von 
Krankenpflege und Wochenbettpflege zu konzedieren mich für berechtigt Halte. 

Al ich vor drei Jahren in Würzburg auf dem Berbandstag der 
deutjchen Frauen- und Pflegevereine vom roten Kreuz, und vor zwei Jahren 
auf der Generalverfammlung d. D. Ber. f. Armenpflege und Wohlthätig- 
feit in Kiel das Thema MWochenbettpflege ala Referent zu vertreten die Ehre 
hatte, ging ich hierbei von den Griahrungen aus, welche der Donau— 
eichinger Frauenverein, dem ich damals als Beirat angehörte, mit dem 
unter der zielbewußten Leitung feiner Präfidentin, der bereit? erwähnten 
Fürſtin Fürſtenberg inaugurierten Syſtem der MWochenbettpflege durch 
feſt angejtellte und gejchulte Wochenbettpflegerinnen gemacht hatte; und 
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wenn ich nun Heute diefelbe Sache unter, ſcheinbar wenigſtens, anderer, 
damals ala untauglich von der Hand gewiejener Form empfehle, jo fünnte 
man mich zum vornherein des Widerſpuchs mit mir felber zeihen. Der 
ift in der That nur jcheinbar vorhanden: Ich ftehe auch Heute noch auf 
dem vollitändig gleichen Standpunft, indem ich jage: Wollen wir in der 
MWochenbettpflege allen Bedürfniffen gerecht werden, welche diejelbe auf 
dem Lande, zumal bei armen und Hilfebedürftigen rauen zu Tage treten 
läßt, dann müfjen wir das in Würzburg und Kiel empiohlene Donau— 
eihinger Syftem — wenn ich jo jagen darf, — das durch geichulte und 
nur mit MWochenbettpflegerinnen durchgeführte Syitem einführen, weil nur 
bei ihm es möglich ift, nicht nur bei vollſtändig gefunden Wöchnerinnen 
die Pflege durchzuführen, jondern auch bei erkrankten und jpeciell bei 
wochenbettfieberfranfen Frauen, da nur gefchulte und auf Wochenbettpflege 
fich bejchränfende Frauen im ftande find, die Hebamme zu erfeßen, die 
wir aus Gründen der Anftedungsgefahr wegnehmen müſſen. Gerade die 
geihicte und glüdliche Kombination von Hauspflege und der perfünlichen 
Pflege von MWöchnerinnen und Neugeborenen ift es, die in Donauefchingen 
auch unter der jeBigen tüchtigen Führung J. D. der Fürftin Irma zu 
Fürftenberg bis heute im jtet3 aufjteigender Linie jo vorzügliche Refultate 
erzielt hat, die in den wenigen Zahlen, die ich Hier mitteilen fann, ihren 
prägnanteiten Ausdrud finden: Die Anzahl der Pflegerinnen, im Jahre 
1894 nur eine, bat fich auf drei gejteigert, die Anzahl der Wöchnerinnen 
von 16 des eriten Jahres auf 76, alſo fait um das fünffache im Jahr 
1898 , die Anzahl der PVerpflegungstage von 148 des Jahres 1894 auf 
800 im verflojfenen Jahre, alfo in einer immer aufjteigenden Bewegung, 
die auch im laufenden Jahre noch fortdauert, wie aus den bis zum 15. Mai 
erzielten 315 Pflegetagen deutlich hervorgeht. 

Ich glaube daran erinnern zu müſſen, daß dieje gewiß höchſt be- 
jriedigenden Erfolge hauptjächlich mur zurüdzuführen find darauf, daß die 
Pflegerinnen unter zielbewußter Leitung und ftändiger jachverftändiger 
Kontrolle ftehend nicht gegen Entlohnung der Einzelleiftung thätig find, 
jondern gegen ein firiertes Jahrezeinfommen, das ihnen vom Berein ga= 
rantiert und vom Frei wie von den an der Einrichtung participierenden 
Gemeinden zu gleichen Teilen getragen wird, und ich meine, daß, was in 
Donauejhingen möglich ift, auch anderwärts durchführbar jet, und es 
wünſchenswert ift, daß wenigitens der ehrliche Verſuch hierzu gemacht wird, weil, 
jo lange aus der Erfahrung des Lebens heraus uns nicht etwas Beſſeres be- 
fannt wird, wir, neben den MWöchnerinnenafylen der Städte, für das Land 
und die Zandbevölferung diefe Pflegeart für das denkbar Beite halten müfjen. 

Und wenn ich nun teogdem die MWochenbettpflege als Hauspflege für 
die Landfrankenpflegerin reflamiere, jo gejchieht es aus der Erfahrung her— 
aus, daß die Notwendigkeit, franfe Frauen, und fpeciell wochenfieberkrante 
Grauen zu pflegen, doch eben eine nicht Häufige ift, daß doch die Haupt: 
aufgabe der Pflege, ja der hauptjächlichite Nußen, der aus der ganzen Ein- 
richtung fließt, immer der fein wird, die Hauspflege zu übernehmen, den 
Hausitand aufrecht zu erhalten, zu verhüten, daß der Haushalt rückwärts 
und der Mann ind Wirtshaus geht, und zu bewirken, daß die Frau in 
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körperlicher und ſeeliſcher Ruhe bis zur notwendigſten Wiederherſtellung ihrer 
Kräfte zu Bett bleiben kann. 

Dieſer Aufgabe kann auch die Landkrankenpflege gerecht werden, jedoch 
unter der wohl ſelbſtverſtändlichen Bedingung, daß die Hauspflegerin 
während der Zeit der Übernahme der Hauspflege nur Hauspflegerin und 
nicht zugleich auch Krankenpflegerin ift, daß fie dementfprechend nicht etwa 
gleichzeitig Dyphtherie- und Scharlachkranke bejucht und jo den Anſteckungs— 
feim in das Pflegehaus, oder gar in und auf die Wöchnerin jelbjt, übertrage. 

Für die gute Beforgung der Hauswirtſchaft bürgt ung der Unterricht, 
den die Landkrankenpflegerin während der Unterrichtözeit fpeciell auch im 
Kochen erhält, für die Erfüllung der zweiten Bedingung aber muß ung 
ihre Gewiffenhaftigfeit, ihr Charakter bürgen, und ferner bejonders auch 
der Frauenverein, in deffen Dienjt oder unter defjen Schuß und Überwachung 
jie fteht, unter diefen Vorausſetzungen wird die Landfranfenpflege gerade 
auch in MWochenpflege noch mehr Segen ftiften als diejes bisher, wo diefer 
Zweig ihrer Thätigkeit erſt in feiner Entwidlung begriffen zu fein jcheint, 
der Fall war. Am Sabre 1898 betrug die Zahl der von unjeren Pflege- 
rinnen — nur ein Eleiner Teil bejchäftigte fi) mit Möchnerinnenpflege — 
gepflegten MWöchnerinnen 60, die der Berpflegungstage, jede Pflege zu 
durchichnittlich zehn Tage berechnet, 600, einjtweilen fragelos noch ein 
kleiner, aber ficherlich viel verfprechender Anfang. 

Die gefamte Ausbildungszeit dauerte bis jebt drei Monate, wovon 
ſechs Wochen auf die theoretijche, die übrige Zeit auf die praftifche Aus— 
bildung entfiel, fragelos eine relativ, d. h. in Anbetracht des übergroßen 
Gebietes von Willen und Können, da zu bearbeiten und geijtig anzu— 
eignen ift, vecht kurze Zeit, namentlich furz im Hinblick auf die prak— 
tiſche Schulung, deren Durchführung auf all den erwähnten Pflegegebieten 
als wünſchenswert erjcheinen muß. Wejentlich waren ed bisher finanzielle 
Gründe, welche die Ausdehnung der Unterrichtädauer auf fünf Monate bis 
zu Ye Jahr bisher verboten, aber wir hoffen, indem wir einjtweilen mit 
dem mit den gegebenen Kräften erreichbaren Guten uns zufrieden geben, daß, 
bei Gritarfung der materiellen und zwar finanziellen Baſis der ganzen 
Unternehmung auch das Beſſere der wejentlich verlängerten Unterrichtsdauer 
ung zu erreichen möglich jein wird. 

Nach Feitlegung der Grundſätze für die Auswahl und Ausbildung 
der Landfrankenpflegerin nach Inhalt und Dauer der Lebteren blieb und 
bleibt es wohl als zweites wichtigites Erfordernis über: die Präcifierung 
ihrer ganzen Stellung in materieller wie focialler Beziehung, die Regelung 
ihres Verhältniſſes zu dem fie entjendenden Verein, der Gemeinde, dem 
Kreis auf der einen Geite, auf der andern zu den zu Pflegenden,, zu ihrer 
beruflichen Klientel, kurz die Fondierung ihres moraliſch-ethiſchen tie 
materiellen Rüdhalte. Hierfür bejtimmend find die Paragraphen 6, 7, 8, 
9 und 10 der in Beilage I enthaltenen Statuten, deren Inhalt einer näheren 
Erläuterung und Erklärung des Wortlauts zwar nicht bedarf, wohl aber 
eine eingehende Begründung behufs Vermeidung von Mißverjtändniffen 
als angebracht erjcheinen läßt: 

Das Sprichwort von dem Prophet im eigenen Vaterland hat feine 
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ichwerwiegende Bedeutung für jede Perfon, die in der eigenen Gemeinde 
eine irgendwie, wenn auch ncch jo geringe autoritative Stellung einnehmen 
will. Der neidifchen, Elatjchfüchtigen, boshaften Kritit unterliegt in der 
Negel, namentlich im Anfang der Stellunggeinnahme, alle, vom Büger: 
meifter an bis herunter zum Nachtwächter, auch die Landkrankenpflegerin 
wird ihr nicht entgehen können, wenn fie nicht alsbald, fich ftüßend auf 
den eigenen moralifchen Halt, den Charakter, eines lebhaften inneren Standes— 
bewußtſeins voll, zu zeigen verjteht, daß fie etwas gelernt hat und etwas 
Tüchtiges zu leiften im ftande ift, und wenn ihre äußere Stellung nicht 
zum vornherein jo gefeitigt it, daß nicht die erite beite feindliche, ver- 
wandtliche oder antiverwandtliche Strömung diefelbe zu erjchüttern vermag; 
den Charakter hat fie von Haufe mitzubringen, das tüchtige Wiſſen und 
Können von der Schule, die äußere Stellung aber muß ihr gegeben werden 
von allen, die an dem Gedeihen dieſes Inſtituts der Krankenpflege ein 
natürliches Interefje Haben, von den die Pflegerin entjendenden Vereinen, 
den Gemeinden, dem Sreije, und dann vor allem auch von jeiten der Geilt- 
lichen und der Arzte, befonders der Sanitätsbeamten. Die Pflegerin-Ran- 
didatin wird nach unjerer Erfahrung gut daran thun, dieje äußeren Bes 
ziehungen, jchon ehe fie fich in den Unterricht begiebt, nach allen Seiten 
hin klar feftzulegen, namentlich auch nach der materiellen, damit nicht nach 
deren Heimkehr der Streit um den Lohngroſchen auf beiden Geiten das 
Bertrauen, den guten Willen, den Mut und die Hoffnung zerjtöre. 

Abgejehen von der materiellen Grundlage der Stellung, ijt die per- 
fönliche moraliiche Anlehnung an die Frauenvereine, die Arzte, die Geilt- 
lichkeit befonders wichtig, und es ſollte daher diefe Anlehnung von feiten 
der Pflegerin gerne gefucht, von feiten der aufgejuchten Faktoren aber gerne 
und nach Kräften gewährt werden, angefichts des gemeinfamen Intereſſes, 
das ihnen die Pflegerin verbindet. 

Den Sanitätsbeamten beſonders möchte ich an diefer Stelle die Förderung 
der Landkranfenpflege in Form perjönlicher warmer Anteilnahme am Wohl 
und Wehe der Pflegerin, an ihrer Arbeit und ihrem ganzen Thun und 
Treiben warn and Herz legen, da es ihnen vor allem zukommt, die 
Pflegerin zu überwachen, zu belehren, aufzumuntern, zu tadeln wie zu loben, 
und angefichts des großen Intereſſes, dag auch die öffentliche Gejundheits- 
pflege an der Förderung der Krankenpflege auf dem Lande zu nehmen hat; 
aber auch die Behörden, geijtliche wie weltliche, follten nicht verfennen, daß 
die Landfrankenpflegerin in der großen Fürſorgefamilie für das öffentliche 
Wohl die jüngite, und deshalb jchon der Leitung und des Schubes be- 
dürftigite Tochter ift, an der es gewillermaßen Eilternjtelle zu vertreten gilt. 

63 ſei hier der Ort auf einige Einwürfe einzugehen, welche zum Zeil 
bei der Verhandlung über das gleiche Thema auf dem diesjährigen IV. Ver— 
bandstag der Deutjchen Frauen» und Hilfe-Vereine vom roten Kreuz in 
Heidelberg gegen die Einrichtung unjerer Landkranfenpflege gemacht wurden, 
zum Zeil auch, wie ja bei jeder menschlichen Inſtitution jelbjtverjtändlich, 
in Anfchuldigungen beitehen, die, wenn berechtig, allerdings die Einrichtung 
in berechtigten Mißkredit zu bringen im ftande wären. 

In erfterer Beziehung handelte es fih um die Befürchtung, daß die 
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Zandfranfenpflegerinnen, nachdem fie einige Zeit gepflegt und ſich auf ihrem 
Arbeitsgebiet ficher zu bewegen gelernt haben, vom Lande weg nach der 
Stadt ziehen, um dort die Reihen der jog. „milden Schwejter” zu ver— 
größern, dann um die weitere Bejorgnis, daß durch die Landkrankenpflege— 
rinnen Krankheits- und Infeltions-Keime aus der eigenen Familie in die 
Fremde, oder umgekehrt, gefchleppt würden. 

Gegenüber der eriteren Berürchtung kann ich feitjtellen, daß mwährend 
der 15 Jahre des Beſtehens der badiichen Landkrankenpflege ein ſolch treu— 
loſes Verlaſſen des Poſtens nicht beobachtet wurde; wohl fam es vor, daß 
Pflegerinnen von dem Pflegeberuf, der fie materiell und auch ſonſt nicht 
befriedigte, zurüdtraten und andern geeigneteren Perſonen Plab machten, oder 
auch, daß Pflegerinnen in Folge irgend welcher Differenzen mit dem ent- 
jendenden Frauenverein, der Kreis- oder Gemeindeverwaltung von dem 
Bertragsverhältnis fich loslöſten und, jedoch in der Gemeinde verbleibend, 
ganz auf eigene Füße fich ftellten, allein die Yälle find doch im ganzen 
jelten und führen in der Regel in kurzer Zeit dazu, daß der Pflegepojten 
bald einer tauglicheren Pflegerin, vielleicht einer Diakoniffin oder Ordens» 
ichweiter, anvertraut wird. Der Hauptzwed, daß der Sinn und das Be— 
dürfnis für Krankenpflege gewedt wird und in irgend einer Form feine 
Befriedigung findet, daß jchließlich eben doch gepflegt wird, ift dennoch 
erreicht. 

Gegenüber der Beforgnis. daß durch die mit Familien an Ort und Stelle 
verwandtjchaftlich verbundene Kandfrankenpflegerin Infektionskeime übertragen 
werden können, muß und'fonnte in Heidelberg darauf hingemwiefen werden, 
einmal, daß unfere Landfrankenpflegerinnen in der Regel nahezu volljtändig 
familienlo® injofern find, als zu dem Berufe fich zumetit ältere ledige 
Jungfrauen oder auch finderloje Witwen, faft niemals verheiratete Frauen 
oder gar jolche mit Kindern fi) melden — heiraten ledige Landkrankenpflege— 
rinnen, dann geben fie zumeiſt ihren Pflegeberuf vollftändig auf — und 
dann, daß die Landkranfenpflegerin jowohl aus ihrem Unterrichtsfurs im 
Befitze aller jener Kenntnifje ift oder wenigjtens jein joll und fann, welche 
den Schuß vor Infektionsgefahren am Krankenbett in fich fchließen, als 
auch jener Augrüftungsgegenftände, welche die volle Realifierung dieſes 
Schußes erleichtern bezw. ermöglichen. 

Mie jede andere Berufspflegerin wird die Landkrankenpflegerin auf die 
Notwendigkeit der Handhabung jtrengiter Reinlichkeit am Krankenbett hin— 
gewiejen, und die technifche Durchführung aller von Aſeptik und Antifeptik 
vorgejchriebenen Verkehrmaßregeln iſt ein Hauptbeitandteil ihrer ganzen 
praftijchen Ausbildung; außerdem ift fie im Beſitze ſowohl der notwendigiten 
Dedinficientien als auch befonderer im Dienjt zu tragender Kleider, haupt: 
jächlich auch eines das ganze Kleid bededenden weißen Dienjtichürze, welche 
das darunter befindliche Kleid vor dem Anhaften von Infektionskeimen, 
die etwa dom Kranken ausgehen, den Kranken jelbit aber vor folchen, die 
etwa von dem Kleid der Pflegerin auf ihn übergehen könnten, zu jchüßen 
beitimmt it; unfere Landfrantenpflegerin ift daher in nicht höherem Maße 
als Infektionsträgerin zu fürchten, ala fchließlich jede Beruisfranfenpflegerin, 
und der Arzt ſelbſt; wie dieje bleibt aber jelbitredend auch fie menschlichen 
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Gebrechen und Unvollkommenheiten unterworfen, auch von ihr Hat darum zu 
gelten: Optimum voluisse satis est. 

Viel ernjter erjcheint mir der, Vorwurf und die nicht nur von Laien, 
jondern, wie ich höre, jogar von Arzten und Sanitätsbeamten gehegte und 
verlautbarte Befürchtung, daß die Landfranfenpflegerin draußen auf dem 
Dorfe zur Pfuſcherin degeneriere und für den rechtzeitigen Beizug eines 
Arztes viel eher ein Hindernis als ein Förderungsmittel jei. Es iſt ja richtig, 
daß die Leute auf dem Lande, jobald eine Erkrankung auftritt, ein Kleiner 
Unglüdsjall fich ereignet, zunächit zu der „billigeren” Krankenpflegerin 
laufen, ehe fie nach dem entfernten und „teueren” Doktor jchiden. Das— 
jelbe gilt aber nicht nur von der Landfranfenpflegerin jondern auch von 
der Hebamme, dem Doribarbier, und auch von jeder Berufspflegerin. Sache 
der ureigenjten Gewiflenhaftigfeit und des Taktes, des lebendigen Verant— 
wortungsgefühls wird es immer fein, dieſe Heil-Hilfsperjonen innerhalb 
der Schranken ihres Wiſſens und Könnens zurüdzuhalten, zu verhüten, daß 
fie kurpfuſchen. Ich mache Hinweifend aufmerfjam auf Paragraph 12 
unferer Statuten, und ferner auf die in der jpeciellen Dienjtweifung ent» 
haltenen Vorjchriiten, welche den Landfrankenpflegerinnen, jeglichen Übergriff 
über ihre Befugniſſe jtrenge verbieten, und ihnen für die Einzelfälle, ſowohl 
bei der Pflege in ärztlicher Behandlung jtehender wie nicht in Behandlung 
befindlicher Patienten, namentlich aber auch bei Eintritt plößlicher Unglücks— 
fälle ihr Verhalten genau vorfchreiben. Es ift nicht zu verfennen, und 
menschlich ja ebenjo naheliegend wie auch meiner ärztlichen Erfahrung ent— 
iprechend, daß die Verſuchung, den Doktor zu fpielen, bei jeglichem Pflege— 
perfonal jowie bei allen Perſonen der jog. niederen Heilkunde, bei Heil= . 
gehilfen, und dergl. um jo näher liegt, je weiter diejelben von den wirk— 
lichen Arzten entfernt wohnen, und je weniger fie fich fontrolliert fühlen, 
je tiefer fchließlich des Niveau ihrer eigenen beruflichen wie nicht beruflichen 
Verſtandes- und Charafterbildung gelegen iſt. Es wird daher jtet3 Sache 
der Ausbildung unſerer Pflegerinnen fein, beim Unterricht auf die Hebung 
legterer nah Kräften hinzuwirken, dann aber auch Pflicht, und zwar 
eine geradezu gebieteriiche Plicht,mit Takt und Geſchick die Thätigkeit der- 
jelben immer liebevoll, aber jtrenge zu überwachen. Die Damen der 
Trauenvereine, bejonder® aber Arzte und Sanitätsbeamte, können ſich nad) 
diefer Richtuug erhebliche Verdienſte erwerben, und die Frucht diejes ziel- 
bewußten Zujammenmirfens wird überall jein — das entipricht unjerer 
in 15 Jahren gemachten Erfahrung — daß wirklich wilde, jchlecht Trucht- 
tragende Schofie am Baum unjerer Inſtitution raſch abgejchnitten und entfernt 
werben, daß aber der gute Stamm bleibt und das jchließliche Gejamtrejultat 
dem in den Boden eingepflanzten guten Kern entjpricht. Es entipricht 
durchaus meiner Erfahrung, die ich reichlich ſowohl gelegentlich der Über: 
wachung der im Amtäbezirt Donauejchingen thätigen Wochenbettpflegerinnen, 
als auch bei Beobachtung der Thätigkeit der Landkranfenpflegerinnen zu 
machen Gelegenheit hatte, daß derartige den Pflegerinnen gemachte Vor: 
würfe der Piufcherei oder auch ſonſtigen perjönlich unliebfamen Verhaltens 
um jo weniger vorfommen, je eifriger, je eingehender und je fachgemäßer 
die Thätigfeit derielben von den dazu Berufenen kontrolliert zu werden pflegt. 
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Wirklich tadelnswertes Verhalten der Pflegerinnen wird hierdurch meiſt im 
Keime ſchon erſtickt, ungerechte Vorwürfe aber auch ſehr bald bei ſtrengem 
Eingehen auf die Sache auf boshaften Klatſch zurückgeführt. Gerade an der 
Schutz- und Haltloſigkeit, die beſonders da zu fürchten iſt, wo keine Frauen— 
vereine ſich der Pflegerinnen annehmen, iſt nicht jelten die eine oder andere 
unferer Zandfranfenpflegerinnen gejtrauchelt und deshalb, meine ich, jollten 
eben überall da, wo mit der Einführung der Landfranfenpflege Ernit ge— 
macht werden joll, zugleich auch mit der Bildung eines Frauenvereins, 
falls ein jolcher nicht jchon am Orte eriftiert, vorgegangen werden, da fich 
Beider Thätigfeit gegenfeitig ergänzt, ſtützt und fchüßt. 

In richtiger Erkenntnis des großen Wertes diejes ethijchen Momentes, 
des dringenden Bedürfniffes der Landfrankenpflege an moralifchem NRüdhalt, 
bat der Bad. Frauenverein, und bejonder® auch deifen Hohe Proteftorin. 
J. 8. 9. die Großherzogin, wiewohl die Landkranfenpflegerinnen nach ihrer 
Entlafjung aus dem Unterricht durchaus in feinem Dienit- oder Vertrags: 
verhältnis zum Bad. Frauenverein mehr jtehen, Anfnüpfungspunfte ges 
ichaffen, die den Zwed haben, einen gewiffen feelifchen Rüdanjchluß an die 
Leitung des Gentralvereins zu jchaffen und zu erhalten: Das von J. K. 9. 
der Großherzogin für die Landkranfenpflegerinnen gejtiftete filberne Dienft- 
kreuz, das ebenfall3 von der Hohen Frau denjelben bei der Entlafjung aus 
dem Unterrichtsfurg geichenkte Dienſtkleid mit Kopfbedeckung — alle dieſe 
Gegenjtände haben jelbjtredend nicht den Zwed, die Trägerinnen derjelben 
jtolz3 von ihrer Umgebung abzuheben, vielmehr nur den, fichtbare Zeichen 
zu jein, welche diejelben jtet3 an den Ernſt der übernommenen Aufgabe 
erinnern jollen. In der vollftändig gleich Liebevollen Abficht läßt der 
Bad. Frauenverein alljährlich einmal die Landpflegeitationen durch eine 
Krankenſchweſter befuchen und hierbei perjönlich, jowie durch eine der Vor— 
ſtandsdamen brieflich, über ihre Leiftungsfähigkeit wie Leiftungen Erkundi— 
gungen einziehen. 

Das feitelte, unumgängliche nötige knöcherne Rüdgrat der ganzen 
focialen Stellung der Landkrankenpflege ift indeflen und wird immer fein 
ihre materielle, vertragsmäßig feftgejeßte Entlohnung. Der Menich Lebt 
befanntlich nicht allein vom Brot, allein ohne Brot vermag jelbit- 
redend auch die Zandkranfenpflegerin nicht zu leben, und deshalb ijt, da fie 
ja doch einen großen Zeil ihrer Zeit und ihrer Kraft dem Pflegeberuf 
widmen joll, eine entiprechende auskömmliche Entjchädigung hierfür nicht 
nur billig jfondern auch notwendig. 

Sch habe über die Art und Höhe der Entlohnung unferer Landkranken— 
pflegerinnen, alfo über die Höhe ihrer Einnahmen aus feſtem Gehalt wie 
aus Bezahlung der Einzelleiitungen im Jahre 1898 Erhebungen machen 
laffen, und die Schlußergebnifje derfelben, deren Einzelheiten zum Teil oben 
in Tabelle d auf Seite 16 enthalten find, find im Hinblid auf die 
ganze Stellung der Landfranfenpflegerinnen wie auf ihre Leijtungen jo in— 
tereffant, daß ich diejelben in nuce wenigitend hier anführen zu müjjen 
glaube; ich fee dabei voraus, daß niemand meint, daß unſere Landkranken— 
pflege überhaupt zu den Erwerböberufen gezählt werden darf; wer veich 
werden will, darf bei uns nicht einmal Landarzt, gejchweige denn Land» 
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franfenpflegerin werden; dazu find die Verhältniffe in feiner Weiſe angethan: 
Das Ideal im tiefen Herzen, nüßlich zu fein, muß beide lebendig und 
friſch erhalten, jollen nicht die beiden jchönen Berufsarten zum öden Hand» 
wert herab finfen. 

Unfere Landkrantenpflegerinnen jtammen in der Mehrzahl der Fälle 
aus Heinen und armen Gemeinden; um den Pflegerinnen ein kleines, feſtes 
Einfommen zu fichern, mußten in der Regel die Kreife, nachdem fie bereits 
die Ausbildungskoſten übernommen hatten, noch ein Erhebliches beifteuern, 
und außerdem noch, um ein kleines einigermaßen austömmliches Einfommen 
zu jchaffen, von zahlungsfähigen Verpflegten Zahlung der Einzelleiftung, zu 
allerdings jehr geringen Zaren, durchgeführt werden. 

Ev entitanden folgende Entlohnungsarten: firterte Gehalte allein, firierte 
Gehalte mit Einzelvergütung und endlich, in allerdings nur wenigen Fällen, 
Einzelbezahlung allein. 

Don 79 Landkranfenpflegerinnen des Jahres 1898 find ohne jeften 
Gehalt, rein nur auf ihren Verdienſt für Einzelleiftungen aus der Pflege 
angewiejen zwei; hiervon Hatte die eine während des Jahres nur 61 Einzel- 
leiftungen zu verzeichnen, eine jede derjelben zu 57 Pf., alfo ein Gefamt- 
einfommen im ganzen Jahre von 34 ME, 77 Pf. die andere 469 Keiftungen 
zu je 20 Pf., mit einem Gefamteintommen von 93 Mi. 80 Pf.; allein 
nur auf den firierten Gehalt angetwiejen waren zehn; ihr Gehalt betrug 
pro Jahr 200—570 ME., der von ihnen bezogene Gefamtgehalt 3667 ME.; 
dad durchichnittliche Eintommen demnach 366 ME. 70 Pf.; ihre Gefamt- 
leiſtungen 21544; auf jede einzelne entfallen davon 2154 und eine Einzel- 
leiftung kommt auf 17 Pr. Die firen Gehalte der übrigen Pflegerinnen 
neben der Bezahlung der Einzelleiftung jchwankten zwijchen 15 und 250 ME. 
ihre Gejamteinnahmen belaufen ſich auf 12490 Mk., ihre Leiftungen auf 
27632; ed fommt daher auf eine Pflegerin ein Gefamteintommen von 
189 Mi. 10 Bf. eine Gejamtleiftung von 418, und jede Leiſtung auf 
45 Pf., während im großen und ganzen von den 78 hier in Betracht 
fommenden Landfrantenpflegerinnen bei einer jährlichen Geſamtleiſtung von 
49 706, und einer Gejamtentlohnung von 16286 ME. 46 Pf., auf je eine 
Pflegerin eine Durchichnittzleiftung von 637, und eine Durchſchnittsent— 
lodnung für jede derjelben von 32 Pi. entfällt. 

Aber auch noch eine andere Zufammenftellung iſt nicht uninterefjant: 
Gruppieren wir die firen Gehalte in jolde von 0—200, von 200 —300 
und in folche über 300 Mk., fo entiallen auf die erjte Gruppe 45 Pflege» 
rinnen mit einem Gejamtverdienjt von 5322 ME. 78 Pr. und 18 347 Einzel» 
leiftungen; es treffen auf eine Pflegerin 419 Einzelleiftungen und an Bes 
zahlung 29 Pf. für jede einzelne derjelben; auf Gruppe II 17 Pflegerinnen 
mit einem Gejamtverdienit von 3081 ME. 80 Pf. und 9481 Einzelleiftungen ; 
e8 kommen auf eine Pflegerin 659 Leiftungen und 42 Pf. für jede der— 
felben; auf Gruppe III endlich 13 Pflegerinnen mit einem Gejamtverdienjt 
von 4132 Mi. und 31726 Einzelleiftungen; e8 fommen auf eine Pflegerin 
2643 Ginzelleiltungen und für jede einzelne derjelben ein Entlohnung 
von 13 Bi, 

Setzen wir diefe Zahlen in praftifche Werte und in das praftiich zu 
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Verwertende um, jo Heißt diejes: Die nur auf feiten Gehalt angewiejenen, 
auf die Bezahlung der Einzelleiftungen verzichtenden Pflegerinnen find die 
am meijten bejchäftigten; die Arbeit der Pflegerinnen nimmt rapid mit der 
Höhe des fejten Gehaltes zu, die Bezahlung der Einzelleiftung dagegen ab. 
Tritt zu dem feſten Gehalt die Bezahlung der Einzelleiftung Hinzu, jo 
wächſt im allgemeinen jowohl mit der Höhe der Gejamtentlohnung die 
Thätigfeit der Pflegerin, und ebenjo etwas, aber nicht in gleichem Maße, 
die Entlohnung der Eingelleiftung; mit andern Worten: Es liegt in diejen 
Ziffern der zahlenmäßige Nachweis dafür, daß das Inſtitut unferer Land— 
franfenpflege in jeinem Gedeihen abhängt, abgejehen von der in erjter Linie 
jtehenden Perfonenfrage, von der Löfung der Finanzfrage, und es geht daraus 
zur Gvidenz hervor, wie richtig der Paragraph 7 der Statuten daher 
lautet: „Feſtſetzung eines Jahresaverſums ijt unter allen Umfjtänden an— 
äjuftreben ; find daneben noch Gebühren für Einzelleiftungen zu erheben, jo 
joll die Erhebung nicht durch die Pflegerin jelbit gejchehen, ſondern durch 
den Verein, den Kreis, die Gemeinde u. ſ. mw. vermittelt werden.“ 

Der letztere Satz iſt ja zum vornherein eine ganz jelbitverjtändliche 
Forderung: Sind auch unfere Landkrankenpflegerinnen nicht gerade jo zart 
bejaitete Weſen, daß fie fich fcheuen, am Schluffe ihrer Arbeit mit der 
einen Hand Abſchied zu nehmen, die andere aber audzujtreden, um die 
paar Piennige Entlohnung entgegenzunehmen, jo hat e& doch etwas jehr 
PBeinliches, perfönlich um den Entlohnungsgroſchen noch feilfchen und marften 
zu müffen, und es ift für die Sache ſelbſt jehr bedenklich injofern, ala die 
Pflegerin immerhin bei Selbitinempfangnahme des Lohnes der doppelten 
Gefahr ausgeſetzt wird, entweder für ihre Mühe und Arbeit gar nichts zu 
erhalten, oder aber der Verſuchung zu unterliegen, in zukünftigen Fällen auch 
den Pflegeeifer nach der Höhe des zu erwartenden Kohnes zu bemefjen. Der 
Pflegerin unter der direkten Obhut und im Dienft nur eines fie entlohnenden 
Vereins, der Gemeinde u. dergl. wird diefe Verſuchung und Gefahr eripart bleiben. 

Liegt jomit eine würdige Entlohnung der Landkranfenpflegerin nicht 
allein in Intereſſe der Pflegerin, fondern auch in jenem der Pflege jelbit, 
ftehen mit diefer aber jo gewaltige gejundheitliche und jociale Werte auf 
dem Spiele, und hängt die Gewinnung oder der Verlujt in diefem Spiele 
jo wejentlich von der finanziellen Fondierung ab, die wir der ganzen Ein— 
richtung zu geben vermögen, dann jchulden wir gewiß vollen Herzensdank 
allen denjenigen, welche in hochherziger Weile durch Gründung von 
Stiftungen zur Erhaltung und Förderung der guten Sache beitrugen, bei 
uns in Baden, Jhren 8. 8. 9.9. dem Großherzog und der Großherzogin, 
und wir dürfen wohl die Hoffnung ausfprechen, daß, jo jemand von den 
Glücdbegüterten diefer Erde etwa im Zweifel jein follte, auf welche Weife 
er fih wohl ein Denkmal jeßen wolle, das aere perennius der Nachwelt 
verfündete, daß der hochherzige Schenker Sinn und Verſtändnis hatte für 
die ſocialen Bedürfniffe und ragen feiner Zeit, hier ihm nicht vergeblich 
von Hoher Warte ein glänzendes Beijpiel hingebenden Opferfinnes entgegen- 
leuchtet, deijen Nachahmung des vollen Danke der Mit: und Nachwelt 
dverfichert fein dürfte. 

„Nicht nur der warmen Teilnahme und des regen Intereſſes der 
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Arzte, hinauf bis zu den Geheimräten, bedürfen wir, fondern weit 
mehr noch der ntereffenahme der Geheimen- Kommerzienräte.“ 
Dieſes mir gelegentlich mitgeteilte treffliche Wort eines der hervorragenditen 
Teilnehmers an dem Kongreß zur Bekämpfung der Tuberkuloſe nehmen 
wir auch in vollem Umfange für die Kranken- und Hauspflege auf dem 
Lande in Anfpruh. Möge e8 zum MWahrwort werden! 

Dank aber auch allen, welche in richtiger Würdigung der hohen Be— 
deutung der Kranken- und Hauspflege auf dem Lande diejelbe in anderer 
Weiſe bisher unterjtügten und auch künftig fördern wollen, insbeſondere 
den Trauendereinen und den Organen der Kreißverwaltungen. Mögen fie 
nicht ermüden, diefe Art Fruchtbringender Wohlfahrtspflege fortzujegen, und 
mögen auch die bisher noch abſeits Stehenden den bereit gegebenen Beijpielen 
weitfichtiger Vorbeugung vielen Jammers und Elends folgen! Denn noch 
ift vieles auf diefem Gebiete zu thun im deutichen Vaterland: ch weiſe 
darauf Hin, daß bei uns in Baden, wo das Land wie überjäet zu fein 
icheint mit Stationen der Kranken- und Liebespflege, noch faſt die Hälfte 
der Landorte, und etwa ein Drittel aller Bewohner jeglicher Krankenpflege 
entbehren. Wie viel im übrigen Deutjchland an der Krankenpflege ent— 
behrender Bevölkerung da übrig bleiben mag, fann man ungefähr wenigſtens 
daraus entnehmen; ich fürchte, die betreffenden Ziffern werden die unfrigen 
noch um ein Erhebliches übertreffen! 

Es darf daher gewiß nicht wundernehmen, wenn wir in Berück— 
fichtigung all’ defjen, auch abgejehen von der privaten Wohlthätigkeits— 
pflege, nach weiteren Quellen Umſchau Halten, aus denen ung die Mittel 
für die Forterhaltung, Erweiterung und Bertiefung deffen, was bereits an 
Kranken und Hauspflege auf dem Lande bejteht, zufließen könnten. Und 
bei dieſer Umschau haftet ganz von jelbjt in erjter Linie unjer Blid an 
jenen Inftituten, welche in direkter Weife ein ganz gewaltiges Intereſſe an 
der Förderung der Kranken und Hauspflege auf dem Lande Haben: ch 
meine die Krankenkaſſen und VBerficherungsanitalten. 

In meiner Eigenjchaft ala Arzt darf ich wohl noch einmal an das oben 
erwähnte Beifpiel vou der verlegten Hand erinnern, deren Träger, wejentlich 
nur aus vernachläffigter erjter Hilfe und Pflege zuerit 13 Wochen der Kranken— 
kaſſe und der nvaliditätsverficherung zeitlebens zur Laſt fiel. Solche 
Fälle fönnte mit mir gewiß jeder Arzt zu Dubenden anführen! 

Nicht nur einfache Pflicht, jondern auch, wenigſtens vom Standpuntte 
unmaßgeblichen Laienverftandes, das materielle Recht, wenn auch nicht dag 
geichriebene Buchltabenrecht, dürfte es voll und ganz rechtfertigen, wenn 
wir von dem reich gededten Tiſch der Invaliditätsverficherungen auch einige 
Brojamen für die Kranken und Hauspflege zu erbitten wagen, und zwar 
troß aller rein jormeller Bedenken, die jolchem Beginnen fich etiwa entgegen= 
jtellen fönnen. Es ermutigt mich Hierzu zunächjt eine mehrfache, recht 
freudige Erfahrung: In Stuttgart durfte ich vor wenigen Monaten auf 
der Konferenz für Arbeiterwohliahrt aus den intereflanten Vorträgen über 
die Beichaffung von Geldmitteln zur Errichtung von Arbeiterwohnungen 
entnehmen, daß auch für diefen Zwed die Mittel der Verficherungganitalten 
unter recht billigen Bedingungen, die einer Schenkung gleich fommen, flüffig 
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gemacht werden können; in Heidelberg, im Juni d. %., wurde bei der 
Debatte über das mejentlich gleiche Thema — die Landkrankenpflege — 
von dem Vertreter der Brandenburgichen Berficherungsanftalt darauf hin— 
gewiejen, mit welchen Sympathien nicht nur, jondern auch mit welchen 
aktiven Mitteln dieſe Anjtalt der Förderung der Krankenpflege fich gegenüber: 
ftelle: beit uns in Baden hat die BVerficherungsanjtalt eine demnächit zu 
eröffnende Heilanſtalt für Lungenkranke größten Teils aus eigenen Mitteln 
gegründet. Ich frage: Sind alle diefe Unternehmungen denn im Reichsgeſetz 
bereit8 vorgejehen ? wenn aber nicht, weshalb beruft fich die eine Verſicherungs— 
anjtalt bei ihrer Weigerung auf den ftarren Buchjtaben desſelben Gefetes, das 
den anderen wohlthätige Gaben für Zivede, die ja in gleicher Weile in letzter 
Linie der Anftalt immer wieder zu gut fommen, zu jpenden geitattet ? 

Ich Hoffe ficherlich darauf, daß hier in nicht zu ferner Zeit der lebendige 
Geilt der Sprache der Vernunft und des Herzens über den tötenden Buch: 
ftaben des jtarren Paragraphen des Geſetzbuchs fiegen wird, und in diejer 
Hoffnung bejtärkt mich wejentlich vor allem die freudige Wahrnehmung, daß 
es in den legten Jahren in Bezug auf alles, was Humanitäre und jociale, 
namentlich auch allgemein gejundheitliche Fragen anbelangt, warmer Früh— 
ling geworden iſt in deutichen Landen, warmer Frühling, der die jtarre 
und kalte Eiskruſte, die winterlich jeßt noch ftellenweife die Herzen mancher 
büreaufratifcher Männer umgeben mag, jchon zum Schmelzen bringen wird. 

Al weitere Zeugen für die Berechtigung diefer Zuverficht darf ich 
wohl ferner aus den Ericheinungen unferer Tage anführen, daß, wie ich 
einer Notiz aus der Zeitjchrift „Frauenderband” entnehme, der Landtag 
des Großherzogtums Sachjen- Weimar in diefem Jahre 150000 Mi. für 
Zwede der Gemeindefranfenpflege unter einmütiger Zuftimmung aller Par— 
teien — inklufive der Socialdemofraten — bewilligte, daß auch unfer 
Badilcher Landtag vor zwei Jahren dem Minifterium des Innern in 
Tiberalfter Weije eine ähnliche Summe zur Unterftügung ländlicher Spital- 
bauten zur Verfügung jtellte; ferner die ſtets wachſende Zahl von Heilan— 
ftalten, die wir für Tuberkulöſe entjtehen jehen, die Wärme, der Eifer und 
dag Berftändnig, das man der Errichtung von Möchnerinnenafylen jowie 
der Haußpflege nah dem Muſter des rühmlichit befannten Frankfurter 
Hauspflegevereins entgegen bringt, nicht zuleßt aber auch unfere badiſche 
Landkrankenpflege jelbjt und die erfreuliche Art, wie fte fich aus einer Un— 
fumme von Hinderniffen aller Art, von Mikdeutungen und Verkennungen zu 
der heute geachteten und wohlgejchäßten emporgerungen hat: Die glüdliche, 
vielfach zum Beſſern gewendete Lage derjelben charafteriftert ſich am beiten 
wohl darin, daß unfere Beitrebungen heute auch von feiten früherer Gegner 
mit Eifer nachgeahmt werden. Neidlos jehen wir felbftverjtändlich, ja 
freudig erregt auf diefe wetteifernde Mitthäterjchait. Für liebeloſe Gegen 
jäße, namentlich Eonfeffioneller Art, Haben wir feinen Raum. Das Wort 
der Hohen Protektorin des Babdifchen Frauenvereins, das die Hohe Frau 
Ihon von Anfang an ausgeſprochen und ala Richtichnur angegeben hat, 
iſt auch Heute noch unfere Lofung: „Nicht darauf fommt es an, ter 
pflegt, fondern darauf, daß und wie gepflegt wird.“ 

Es wäre mir ein Leichtes, von Geiftlichen beider chrijtlichen Konfeffionen 
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gleich anerfennende Zeugniffe, voll des wärmſten Dankes, des uneingejchränf- 
tejten Zobes für unfere Pflegerinnen vorzuführen, allein es genüge, dieſes 
bier au&drüdlich feſtzuſtellen. 

Möge ed ung gelingen, der in der Fürſorge für Krankenpflege und 
Hauspflege auf dem Lande gelegenen jchönen Aufgabe immer mehr in der 
Weiſe gerecht zu werden, daß die jet jchon da und dort beitehenden An— 
fänge, namentlich auch die in unferer badifchen Landkrankenpflege verkörperte 
Form derjelben, regional erweitert und qualitativ vervollkommnet bald 
auch den letzten Weiler und Winkel unjere® Deutfchen Vaterlandes fich 
erobert haben werben. 

Flüffigmachung der notwendigen materiellen Mittel Hierzu, die Ein- 
führung von Lehrkurfen an größeren geeigneten Kranfenhäufern wie von 
Repetitionskurfen, die Schaffung von Beitänden von Gerätjchaften und Vor: 
rat3mitteln zur Leiftung der Krankenpflege wie der erjten Hilfe bei plöß- 
lichen Unglüdsjällen, das jeien bei unſerem Weiterjtreben leitende Gedanten ! 

Möge allen denjenigen, welche aus dem ganzen deutjchen Vaterland, 
wie im Monat Juni am Nedarftrand in der ſüdweſtlichen Ecke desjelben, 
io heute in feiner Oftmark, zu hoffentlich recht fegensreichem gemeinſamem 
Thun und Beraten zufammengefommen find, die Kranken und Hauspflege 
auf dem Lande in dem bunten Strauß Lieber Rüderinnerungen an das 
jagen- und poefievolle Heidelberg, wie an das ernjte, an hiſtoriſchen Denk— 
malen nicht minder reiche Breslau, nicht bloß ein befcheidenes Vergißmein— 
nicht jein, dad am warmen Herzen momentaner Aufwallung bald welkt 
und ftirbt, ſondern ein fräftiges Reis, das überall in deutſchem Boden, 
wo immer e& eingepflanzt wird, kräftig Wurzel jaffen, ausfchlagen, grünen, 
blühen und Früchte tragen möge! 

Wenn dann am Ende des nächiten Jahrhunderts, das man hoffentlich 
das Yahrhundert der Humanität nennen wird, ähnliche Berfammlungen 
wie die unfrige, ähnliche, aber erweiterte und vertiefte Humanitäre Auf- 
gaben behandeln, dann werden und mögen unjere Nachlommen des Segen 
fich erfreuen von der Ausſaat, die wir heute gemacht, dann wird und möge 
e8 durch die Kronen ihrer Bäume raufchen, wie ein Gruß aus alten Zeiten, 
aus unferen Tagen, daß wir am Ende de XIX. Jahrhunderts getreu 
waren dem Dichteripruch, von denen mein Vortrag ausging: 

„Edel jei der Menjch, hilfreich und gut.“ 


* (Bu ©. 17 3.6 v. o.) Die badifche Iandwirtichaftliche Berufsgenoſſenſchaft 
hatte zu verzeichnen: 





1893 1894 1895 1896 1897 
Betriebsunfälle 1189 1503 1634 2107 2367 


unter biefen 
1. Berlegungen mit tödlichem Ausgange 140 140 126 159 150 
2. = „ dauernd völliger 52 3 8 2 9 6 
8. J teilweiſer ẽ 5 73 514 642 703 1052 
4. z „  borübergehender 55 773 841 864 1236 1099 
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Anlage 1. 


Die 
Land-Brankenpflege 
des 


Badiſchen Iirauenvereins 
unter dem Hohen Protektorat Ihrer Königl. Hoheit der Großherzogin 
Luiſe von Baden. 


Statuten und Dienſtweiſung. 





$ 1. Der badifche Frauenverein hat auf Anregung feiner Hohen Pro- 
teftorin e8 zu einer feiner Aufgaben gemacht, für ſolche Gemeinden, die einer 
beruflichen Krankenpflege aus irgend welchen Gründen entbehren, die Be- 
ihaffung und Erhaltung von Hilfäpflegefräften nach Thunlichkeit zu er— 
möglichen. 

z 2. Diefer Zweck wird zu erreichen gefucht durch theoretifche und 
praktische Ausbildung geeigneter Frauensperſonen, die nach ihrer Aus— 
bildung das Amt einer „Zandkrankenpflegerin” in der betreffenden Gemeinde 
übernehmen, 

$ 3. Die Auswahl der betreffenden Perfon, jowie deren Anmeldung 
beim badifchen Frauenverein erfolgt durch einen Verein (Frauenverein, 
Kranfenverein) oder von Seite der Gemeinde oder der entiprechenden Organe 
der Freisverwaltung. 

$ 4. Ihre Ausbildung erhält die Landfrankenpflegerin entweder im 
LudwigeWilhelm-Kranfenheim des badijchen Frauenvereins oder in einem 
größeren Bezirkö- oder Kreisfpital, während drei Monaten, von welchen 
ſechs Wochen auf die theoretiſche und die übrige Zeit auf die praftiihe Aus— 
bildung entiallen. Diefelbe erjtredt fih, wenn irgend thunlih, auf alle 
Gebiete, welche jpäter den Gegenſtand ihrer Pflege bilden können (Pflege 
innerer und äußerer Kranken und Unterweifung im Kochen). 

Über die erfolgreiche Ausbildung wird ein öffentliches Zeugnis nicht 
erteilt, dagegen erhält der Verein, die Gemeinde bezw. der Kreis, welche 
die auszubildende Schülerin abgejendet Hat, Hiervon von Geite der Aus— 
bildungsſtelle entjprechende Mitteilung. 

Ss 5. Die Koften der Ausbildung übernehmen die abjendenden Vereine, 
Gemeinden oder die Kreißverwaltungen. Der Unterricht ift unentgeltlich, die 
Koften der Verpflegung einer Schülerin belaufen fich für jeden Tag auf 
eine Mark. Dieje Koſten können für die Dauer des theoretifchen Unterrichts 
auf Anfuchen ganz oder teilweife von der Vereinskaſſe übernommen werden, 
die während der Dauer der praftiichen Unterweifung erwachjenden Ver— 
pflegungsfoften find von den Beteiligten zu beitreiten. 
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$ 6. Nach beendeter Ausbildung Hat ſich die Landkrankenpflegerin den 
heimatlichen Orts: und Gemeindebehörden, den Ortögeiftlichen, den Vor— 
jtänden der abjendenden Vereine, jowie dem Bezirksarzt vorzuſtellen. 

8 7. Wegen der Entlohnung für ihre Dienftleiftungen wird fich die 
Landkrankenpflegerin mit dem Vorſtand des Vereins oder der Gemeinde bezw. 
des Kreiſes, welcher fie ausbilden ließ, ſowie über die Zeitdauer, für welche 
fie fih zur Beſorgung des Dienftes verpflichtet, benehmen. Feſtſetzung 
eines Jahresaverſums it unter allen Umjtänden anzuftreben. Sollen da— 
neben auch Gebühren für Einzelleiftungen erhoben werden, jo joll die Er— 
hebung nicht durch die Pflegerin ſelbſt ftattfinden, jondern von dem Verein, 
bezw. der Gemeinde vermittelt werden. Im übrigen laffe fie fich nicht 
allein durch Rüdficht auf Lohn und Entgelt leiten, ſondern fuche und 
finde in dem freudigen Bewußtjein treuer Pflichterfüllung ihren beiten und 
ſchönſten Lohn. 

5 8. Don Ihren Königlichen Hoheiten dem Großherzog und der Groß- 
berzogin find zum Zwed der Förderung der Landkrankenpflege zur Ver— 
fügung des badifchen Frauenvereins zwei Gtiftungen ins Leben gerufen 
worden, von deren Erträgniffen und zwar 

a. der Friedrichsſpende, darum nachjuchenden Zweigvereinen des 
badischen Frauenvereins, wo fein folcher bejteht, auch dürftigen Ge— 
meinden zur Erleichterung der Einführung der Landkrankenpflege größere 
oder kleinere Zeilbeträge auf ein oder zwei Jahre zugewendet werden 
fönnen, 

b. des ſog. Unterſtützungsfonds, den Landkranfenpflegerinnen Unter« 
jftüßungen zugeteilt werden. 

$ 9. Die vom Berein ausgebildeten Kandfranfenpflegerinnen erhalten ein 
von Ihrer Königlichen Hoheit der Großherzogin gejtiftetes filbernes Dienft- 
zeichen durch Wermittlung des Wereind oder der Behörde, auf deren Kojten 
fie ausgebildet wurden und angejtellt find. Dieſes Dienftzeichen ift bei 
event. Auflöfung der Beziehungen der Pflegerin zur Landfranfenpflege dem 
badifchen Frauenverein zurädzuftellen. 

Außerdem erhalten die Landkrankenpflegerinnen von Ihrer Königlichen 
Hoheit der Großherzogin ein Dienjtkleid ſowie eine entiprechende Kopfbe— 
defung geichentt, „welche mit der Beitimmung, daß diefelben im Dienfte 
fowohl ala bei feierlichen Anläffen zu tragen find, die Trägerin ftet3 an 
die von ihr übernommenen Pflichten mahnen follen. 

$ 10. Der badiiche Frauenverein wird von Zeit zu Zeit über das 
Betragen und die berufliche ZTüchtigkeit der Landkrankenpflegerin, ſowohl 
durch briefliche Anfragen bei dem die Pflegerin anftellenden Verein, der Ge— 
meinde ıc., ala auch durch Abjendung einer Vereinzfchweiter an Ort und 
Stelle Erkfundigungen einziehen und von dem Ergebnifje dem betreffenden 
Ortsverein, bezw. der Gemeinde, event. dem Kreisausſchuſſe Kenntnis geben. 

$ 11. Die ureigenjte Aufgabe der Landkrankenpflegerin ift Pflege der 
Kranken, die ihr zugewiefen werden oder zu denen fie gerufen wird, Leiftung 
der erjten Hilfe bei plößlichen Unglüdsfällen bis zur Ankunft de Arztes und 
in bejonderen Fällen, ſowie auf Verlangen Übernahme der Haußpflege. 
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$ 12. Die Dienftleiftung der Landkrankenpflegerin geichieht in jtrenger 
Befolgung der im Unterricht erhaltenen Lehre, unter gewiſſenhafter Durch— 
führung der vom Arzt gegebenen Weifungen, unter ängitlicher Enthaltung 
jeglichen eigenmächtigen, an PBiufcherei angrenzenden Handelns, im jteten 
Hinblid auf die große, mit der Stellung übernommene Verantwortlichkeit, 
und in thunlichjtem Feſthalten an den in der nachfolgenden 


Dienftweifung 
enthaltenen jpeciellen Vorſchriften. 


a. Die Landkrankenpflegerin befleißige fih vor allem eines ruhigen, 
itiffen,, von jeglicher Überhebung freien, religiögsfittlichen Lebenswandels. 


b. Die Pflege bei Kranken jowie die Hauspflege ala Erſatz für die an 
eigener Haushaltungsfürſorge durch Krankheit, Wochenbett oder jonjtige 
Abhaltung gehinderte Hausfrau übernimmt die Landfranfenpflegerin im 
Auftrag der fie anſtellenden Bereine oder Gemeindebehörden, in deren Dienit 
und unter deren unmittelbaren Aufficht fie geftellt iſt, mangels eines folchen 
Auftrages jedoch immer nur auf Wunfch der zu Pflegenden; nur bei plöß- 
lichen Unglüdsfällen biete fie, jedoch ohne Aufdringlichfeit, auch ungerufen 
ihre Hilfe an. 

c. Am Krankenbett in ärztlicher Behandlung Stehender jehe fie ihre 
Aufgabe in Fürforge Tür genaue Befolgung der Anordnungen des Arztes, 
in liebevoller Pflege des Kranken in Bezug auf Neinhaltung und arznei« 
licher Fürjorge für den Kranken, in thunlichiter Tröftung und Linderung 
der Leiden des Patienten, in jteter, aber rüchfichte- und gefühlvoller Bes 
obachtung der einzelmen Krankheitserſcheinungeu, jowie in genauer münd— 
licher oder auch jchriftlicher Berichteritattung über diejelben an den Arzt. 

d. Bei eintretender Todesgefahr, joweit dieſes der Landkrankenpflegerin 
zweifellos erlichtlich iſt, unterlafje fie nicht, die Angehörigen auf die Bes 
rufung des Beiltandes eines Geiftlichen aufmerkſam zu machen, enthalte ſich 
aber jeder weiteren Einmiſchung. 


e. Bei nicht in ärztlicher Behandlung ſtehenden (friſchen oder auch 
langwierigen jog. chronischen) Fällen mache fie bei drohender Gefahr oder 
Berichlimmerung des Zultandes des Kranken auf die Notwendigkeit des 
Beizugs ärztlicher Hilfe aufmerfjam und lindere bis zur Ankunft desjelben 
nach bejtem Willen die Leiden des Pflegebetohlenen. 

f. Eine Haupttugend der Landkranfenpflegerin fei ängitliche Ver— 
ichwiegenheit bezüglich alles deſſen, was fie in ihrer Vertrauensſtellung bei 
Ausübung ihres Berufes erfahren hat. 

g. Bei plößlichen Unglüdsfällen leilte fie nach Kräften ruhig und 
bejonnen , aber fchnell und ungefäumt die erſte Hilfe bis zur Ankunft des 
Arztes, enthalte fich aber nachher jeglichen weiteren Eingreifens, es ſei denn 
auf Aufforderung des behandelnden Arztes. 

h. Ihre Gerätichaiten und Notarzneien — Irrigator mit Zubehör, 
den Blut: und Badthermometer, die Verbandwatte, Binden, Notarzneien, 
Dienftichürzen ꝛc. — Halte fie unter eigener VBerantwortlichkeit ftet3 in 
bejter Ordnung und in peinlich jauberem Zuſtand; diejelben an Unberufene 
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auszuleihen, iſt verboten. Defekt gewordene Gegenftände laſſe fie alsbald 
durch den Bezirksarzt wieder ergänzen bezw. erjeßen. 

i. Bei der Führung des Haushalt3 an eigener Haushaltsfürjorge 
durch Wochenbett, Krankheit u. dgl. behinderter Frauen betrachte die Land- 
frantenpflegerin e8 als ihre Hauptaufgabe, die Hausfrau zu erjegen in 
Übernahme der Gejchäfte derjelben im ganzen Hauswefen, in der Über: 
wachung und Sorge für die Kinder, in Aufrechterhaltung von Zucht und 
Drdnung, in Pflege von Reinlichkeit und guter Sitte. 

k. Uber die wichtigiten- Beobachtungen am Kranfenbett führe die 
Zandfrantenpflegerin ſtets bei fich ein Kleines Tagebuch nach Anlage 1, 
in das fie behufs eigener Kontrofle, ſowie behufß genauer Berichterftattung 
an den Arzt das Wichtigite ihrer Krankenbeobachtungen jeden Tages ein— 
trägt: die Ergebnifje des Pulszählens, der TZemperaturmeffungen, ihre Wahr- 
nehmungen über Schlaf, Nahrungsaufnahme, Berrichtungen, Arznei— 
darreichungen ꝛc.; über ihre Gejamtthätigfeit im Jahre ift ein Geſchäfts— 
jahrbuch nah Anlage 2 zu führen, das für die Einzelleiftungen der 
Zandfrantenpflegerin, wie Tagewachen, Nachtwachen, Einzelbejuche, em— 
pfangene Entlohnungen u. j. w. Rubriken enthält. Dieſes Jahrbuch ift 
am 31. Dezember jeden Yahres abzufchließen, im Original dem Vorſtand 
de3 Vereins, der vorgejeßten Gemeinde oder Kreisbehörde, in deren Dienft 
die Pflegerin jteht, in einer Abjchrift aber dem Vorſtand der Abteilung III 
des badiſchen Frauenvereins zu überjenden. 

1. Die Landfranfenpflegerin juche ihre Kenntniffe und Fertigkeiten 
durch ſtetes Nachlefen in dem im Unterrichte benußten Lehrbuch, durch 
eigenes Nachdenken über gemachte Beobachtungen und Erfahrungen, durch 
ihr zu Zeil werdende Belehrungen jeitens der Arzte, wachzuhalten und 
zu erweitern, immer eingedenk des Ernftes der übernommenen Aufgabe, und 
des beſonders auch für fie geltende Sprichwortes: „Wer raftet, der rojtet” ; 
fie halte außerdem fich ftet3 gegenwärtig, daß auch ihre Thätigkeit, wie 
jedes menschliche Unternehmen, nur dann ein gejegnetes ift, wenn fie be- 
gonnen und vollendet wird 

„Mit Gott”. 


Schriften d. D. Ver. f. Wonfthätigfeit. XLIV. 3 
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Vereinsſtatuten 


des 
Bezir ks⸗Samaritervereins Donaueſchingen. 





A. Zweck des Vereins. 


Z 1. Der Bezirks-Samariterverein Donaueſchingen ſtellt ſich die Auf- 
gabe, die Kenntnis von der erſten Hilfe in allen plötzlichen Unglücksfällen 
unter der Bevölkerung des Bezirks zu verbreiten durch Errichtung von 
Samariterſchulen. 

Für dieſe Hilfeleiſtung werden in erſter Linie in Anſpruch genommen 
Bedienſtete und Angeſtellte öffentlicher oder privater Korporationen und 
ferner die Mitglieder induſtrieller oder landwirtſchaftlicher Betriebe, welche 
der Natur ihrer Stellung nach am häufigſten in die Lage kommen können, 
bei Unglücksfällen zugegen zu ſein. 

Aber auch jedem Einzelnen ſoll Gelegenheit geboten werden, diejenige 
Kenntnis fich zu erwerben, durch welche er, ſei es Angehörigen, ſei es fremden 
derunglüdten Mitmenfchen, fich nützlich erweijen Fann. 

$ 2. Der Berein fucht zu diefem Zwecke einesteild an geeigneten 
Gentralpunften des Bezirks Samariterfchulen zu gründen, d. 5. aus jämt- 
fichen Orten des Bezirks geeignete Perfönlichkeiten durch entiprechenden 
Unterricht zu Samaritern auszubilden, andernteils die für den Unterricht 
nötigen Schriften, Bilder xc. zu bejchaffen und außerdem an fämtlichen 
Drten Heine Depot? von Rettungd- und BVerbandmaterialien zu unter- 
halten. 


B. Organijation des Vereins. 


$ 3. Der Bezirfd-Samariterverein beiteht aus dem Gentralverein, der 
feinen Sik in Donauejchingen hat, und den einzelnen aus den Samariter- 
jchulen hervorgehenden Ortävereinen, die erjterem unterjtehen. 

$ 4. Der Gentralverein hat zur Leitung feiner Angelegenheiten ala 
Borftand ein Komitee, welches zur Geichäftsführung aus feinen Mitgliedern 
den Präfidenten, den Schriftführer und den Schaßmeifter erwählt. 

8 5. An der Spibe der einzelnen Ortövereine ftehen, von den Mit- 
gliedern gewählt: ein Borjtand, ein Schriftführer, ein Depot» und Kafjen- 
verwalter. 


C. Mitgliedſchaft des Vereins, 
$ 6. Die Mitglieder des Vereins find 
a. Ehrenmitglieder d. h. folche, welche befonderer Verdienfte wegen um 
die Vereinsjache zu ſolchen vom Gentralverein ernannt werden. 8 
b. paffive Mitglieder, die ihre Mitgliedfchaft durch einen einmaligen 
Beitrag von 10 ME. oder durch einen jährlichen Beitrag nicht unter 
20 Pf. befunden. 
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e. aktive Samariter, d. 5. folche Dlitglieder, die an einem Samariterfurg 
teilgenommen haben. 


D. Geihäftsführung des Vereins, 


$ 7. Jeder Ortsverein jammelt die von den zahlenden Mitgliedern 
zn erhebenden Beiträge und liefert fie am Ende des Jahres an den Gentral» 
verein in Donauejchingen ab. 
$ 8. Bon den hierdurch angefammelten Geldern werden 
a. ein Rejervefonds von 500 Mk. gebildet. 
b. die Rettungs- und Berbanddepots der einzelnen Orte angefchafft und 
unterhalten und 
c. etwaige Überjchüffe zur Unterftügung von verunglüdten Notleidenden 
und Kranken verwendet. 

9. Über die Verwaltung und Einzelverwendung der Gelder be— 
ichließt der Gentralverein und nimmt zu feiner Orientierung von den Orts— 
vereinen etwaige Wünjche und Anträge entgegen. 

$ 10. Der Borftand jeden Ortövereins führt Lifte über die von den 
einzelnen aktiven Meitgliedern geleifteten Unterftüßungen und über die von 
ihm an diefe abgegebenen Depotjtüde, aladann liefert er am Ende des 
Jahres eine Abjchriit hiervon dem Gentralverein ein. 

$ 11. Jeweils im Monat Dezember beruft der Gentralverein eine 
Generalverfammlung, in welcher jämtliche Mitglieder aller Vereine Sit und 
Stimme Haben; in derjelben giebt er Nechenjchaft über den Stand der 
Vereinsſache, über die Verwendung der Gelder, macht Borjchläge über 
weiter zu treffende Maßnahmen, die der Sache des Verein dienen und 
nimmt zu diefem Zwede Wünfche und Anträge der Mitglieder entgegen. 

Über die geftellten Anträge beichließt die Stimmenmehrheit. 

$ 12. Bei etwaiger Auflöfung des Vereins wird dad Vereinsvermögen 
den Ortsvereinen nach Maßgabe der von ihnen geleifteten und gebuchten 
Beiträge zurüderftattet, die vorhandenen Requifiten verbleiben ala Eigen- 
tum den betreffenden Gemeinden. 


Die Kranken- und ZHauspflege auf dem Lande, 


Korreferat von 


Regierungsrat Düttmann 
in Oldenburg. 
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Vorbemerkung. 


Das Material für die zu beſprechende Frage iſt in einer größeren 
Zahl von Einzeljchriften, Aufſätzen und Vorträgen in Zeitſchriften und 
Berichten von Bereinen u. j. w. zerjtreut. Eine vollitändige Sammlung 
und gründliche Bearbeitung desjelben war jchon durch den geringen Um— 
fang des für die Erjtattung des Berichtes verfügbaren Zeitraumes erjchwert, 
infolge des Umftandes, daß wegen jtarfer dienjtlicher Beichäftigung nur 
wenig Zeit und auch diefe nur mit großen Unterbrechungen zur Verfügung 
ftand, unmöglich. Der Verjuch, eine umfaffendere Darftellung des derzeitigen 
Zujtandes auf dem Gebiete der ländlichen Krankenpflege zu geben, und 
daraus die Gefichtspunfte für die weitere Förderung der leßteren zu ge— 
winnen, wäre unter dieſen ungünftigen Vorausſetzungen überhaupt nicht 
unternommen, wenn nicht die Verhandlungen und Erwägungen in Anlaß 
der Erörterung unjerer Trage für den Bezirk der Invaliditäts- und Alters— 
Berficherungganjtalt Oldenburg irrtümlich für eine in wejentlichen Zeilen 
ausreichende Unterlage für die nachfolgende Abhandlung angejehen wären. 
Daß die Arbeit ungleihmäßig ausfiel, war daher faum zu vermeiden. 

Für einen fünfzehn Jahre zurüdliegenden Zeitraum ift eine Darftellung 
der Ländlichen Krankenpflege gegeben in den Verhandlungen de Vereins 
über die ländliche Armenpflege und ihre Reform, aus den Jahren 1881 
bi8 1886, welche unter Zuziehung einer großen Zahl jachkundiger Mit- 
arbeiter aus allen Teilen des Reiches in gründlichiter Weiſe vorbereitet 
waren!. Die damals angeftellten Ermittlungen bilden in der Hauptjache 
auch die Unterlage für das 1887 von Stadtrat Ludwig-Wolf erftattete 
Referat ?, welches das Thema mehr vom Standpunkt der öffentlichen Armen— 
pflege aus erörterte. 


1 Die Ländliche — —— und ihre Reform, Verhandlungen des Deutſchen 
Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit ... nebft den erſtattelen Berichten und 
Gutachten Herausgegeben von 7%. Frhr. v. Reikenftein, Freiburg im B. 1887. 

? Die Organifation der offenen Krankenpflege. Bon Stadtrat Ludwig - Wolf, 
Schriften d. D. V. f. Wohlth., 4. Heft, 1887 ©. 77—133; vgl. auch den Bericht über 
die Verhandlungen der 8. Jahresverfammlung im 5. Heft ©. 25—47. 








Kinleitendes. 


Es Liegt in den Berhältniffen begründet, daß die unjer Zeitalter 
fennzeichnenden lebhaften Bejtrebungen zur Verbeſſerung der Volkswohlfahrt 
zunächit in den Städten einfegten und erjt langſam auf das Land fich aus— 
zubreiten beginnen. Das Bedürfnis nach Beflerung ift oder erjcheint 
wenigftens in der Stadt größer. Die Anhäufung von Mißſtänden auf 
einem engen Gebiete wird jtärker wahrnehmbar, als die gleiche Summe 
von Mißſtänden, die fi in einem umfangreichen ländlichen Bezirke vor— 
findet. Die ftädtifche Bevölkerung kommt mit den Hulturfortichritten früher 
und unmittelbarer in Berührung, empfindet deshalb Mipjtände lebhafter 
und drängt entjchiedener auf Abhilfe Letztere ift Leichter zu beichaffen, 
weil dag engere Zufammenmwohnen die Organijation erleichtert, und die 
Aufbringung der Koften bereitet geringere Schwierigfeiten. 

Das Gefagte gilt insbejondere auch auf dem Gebiete des Geſundheits— 
weſens und fpeciell auf dem der Krankenpflege. Während man in den 
Städten nah Kräften bemüht war, die gefundheitlichen Berhältniffe zu 
befjern und die Krankenpflege zu vervolllommnen, blieb auf dem Lande in 
der Hauptfache alles beim Alten. Und doch wäre nichts verfehrter, ala wollte 
man glauben, daß das „gefunde Leben auf dem Lande” einer günftigen 
Beeinfluffung nicht bedürfe. Denn die Verbefferung der Gejundheitsverhält- 
niffe muß doch zuleßt in der Höhe der Sterblichkeitäziffer zur Erjcheinung 
fommen. Die Statiſtik zeigt aber, daß der Rüdgang der Sterblichkeits— 
ziffer dem platten Lande nicht in gleichem Maße zu Gute gekommen ift 
wie den Städten. Die burchjchnittliche Sterbeziffer auf je 1000 Lebende 
(einjchließlich Totgeburten) ijt in Preußen von 30,5 in den Jahren 1831 
bis 1840 auf 29,3 in den beiden folgenden Jahrzehnten, 28,9 in den 
jechziger, 28,3 in den fiebenziger, 26,8 in den achtziger Jahren und 23,6 
in den Jahren 1891/97 zurüdgegangen. Sie betrug aber 

auf 1000 Lebende für die Stäbte für das platte Land Unterſchied 


1867/71 30,6 28,4 + 3,2 
1872/76 30,4 27,9 + 2,5 
1877/81 28,6 26,2 + 2,4 
1882/86 28,0 26,8 + 12 
1887/91 25,0 24,8 + 02 
1892/96 23,5 23.9 04 

1897 22,1 22,6 — 0,5 
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gejtaltete fich aljo während des 2ljährigen Zeitraumes verhältnismäßig 
zunehmend günjtiger für die ftädtifche Bevölkerung. Für leßtere ftellte fich 
die Beilerung nach den obigen Zahlen auf 8,5 auf 1000 Lebende gegen- 
über 4,8 auf 1000 für das Land !, 

Denjenigen, der die Verhältniffe auf dem Lande lennt, wird weniger 
die günftigere Gejtaltung der Sterblichkeit bei der ftädtijchen Bevölkerung 
als die wenn auch geringere, jo doch immerhin noch anjehnlihe Abnahme 
der Sterblichkeit bei der Landbevölkerung überrajchen. Denn dem aufs 
merkſamen Beobachter ift e8 wohl bekannt, daß der ländlichen Bevölkerung 
im allgemeinen feine große Sorge um die Erhaltung der Gejundheit eigen, 
daß insbeſondere Reinlichkeit im weiteſten Sinne dieſes Wortes nicht gerade 
ihre ſtarke Seite iſt, daß daher manche leicht zu vermeidende Krankheiten 
nicht verhütet werden, und die gefamten Lebensverhältniſſe auf dem Lande 
nit danach angethan find, in KrankHeitsiällen die Wiederherftellung der 
Gejundheit genügend zu fichern. 

„Zeil aus Unkenntnis und Gleichgültigkeit, teil® aus Geiz wird von 
der ländlichen Bevölkerung unverantwortlich gegen die einfachjten und ſelbſt— 
verjtändlichiten Forderungen der Hygiene gefündigt, die Ernährungsfrage, 
namentlich joweit Kinder und Kranke in Betracht fommen, wenig ver- 
ftändig gehandhabt, während in der Stadt durch außgebreitete öffentliche 
Fürſorge, durch zum Zeil großartige Bereinsthätigkeit, vorzüglich aus— 
gebildete Armen= und Krankenpflege, ja auch durch die etwas größere In— 
telligenz des Arbeiteritandes die Berhältniffe fich gebeffert haben.“ 

So ein Landwirt auf Grund Iangjähriger Erfahrungen. Ähnlichen 
Urteilen der berufenjten Perſonen begegnet man überall, wo diejer Trage 
überhaupt Beachtung gejchenkt wird. Daß die Sandbevölferung jelbjt am 
wenigften die Mängel als folche erkennt, wird eher als eine Verſtärkung 
denn als eine Abjchwächung des Übelftandes anzufehen fein ?. 


1 Band 155 ber Preuß. Statiftif. — ei größten Gegenjäße nn für die Städte 
die Jahre 1871 und 1896 auf mit 34,4 und 21,9 Ploo, Abftan o —= 39,3 %o 
der höchften Sterblichkeitägiffer, für das Land die Jahre 1872 a gg mit 30,6 und 
22,4 oo, Abftand 8,2 900 — 26,7 Yo ber höchſten Sterblichkeitsziffer. Die Vergleich: 
barfeit der Zahlen wird durch die Abwanderung vom Lande in die Stadt nicht bes 
einträchtiat. Denn berjenige Zeil der Bevölkerung, welchen die die Sterblichfeits- 
verhältnifje bejonders ſtark beeinflufjenden Alteräflafjen von O0 bis 10 Jahren und 
über 50 Jahre bildeten, ift in dem Zeitraum 1871—1890 bezw. 1875—1890 in den 
Städten ſtärker gewachien ala auf dem Lande. Freilich ift er dort immer noch wejert« 
lich geringer als hier. 

2 Zu vergl. H. Sohnrey, Die Wohlfahrtäpflege auf dem Lande, N. 9 ber 
Schriften ber Gentrelftele für Arbeitertvohlfahrtseinrichtungen, Berlin 1896, ©. 171. 


Die Gejundheitspflege und Die ſtaatliche 
Arbeiterberjicherung. 


Es iſt gewiß fein Zufall, daß der auffallend ſtarke Rüdgang der 
Sterblichkeitsziffer in der zweiten Hälfte dev achtziger Jahre eintrat, gleich- 
zeitig mit dem Inkrafttreten der verfchiedenen Arbeiterverficherungsgefeße. 
Der Umjtand, daß der Rüdgang zwar auch für die Landbevölferung ein 
großer und ftetö mwachjender ift, daß er fich aber noch mehr bei der an der 
Arbeiterverficherung vorzugsweiſe beteiligten ftädtifchen Bevölkerung geltend 
macht, deutet unzweifelhaft darauf hin, daß ein urfächlicher Zufammenhang 
tHatjächlich beiteht, durch die Leiftungen der Arbeiterverficherung alſo eine 
Hebung des Gejundheitäzuftandes herbeigeführt ift!. 

Auf der andern Seite haben aber die Organifationen auf dem Gebiete 
der Arbeiterverficherung ein ſehr lebhaftes Intereſſe an einer weiteren Ver— 
beiferung der Gejundheitäpflege, da diefelbe mit Notwendigkeit zu einer 
Verminderung ihrer Laſten führen muß. Hinfichtlich der Krankenkaſſen, 
welche alsbald nach Eintritt der Erkrankung und mindeſtens bis zu 
13 Wochen für ihre Mitglieder die Krankenfürforge zu übernehmen haben, 
bedarf es faum der Erwähnung, daß fie großen Vorteil davon haben, wenn 
Erkrankungen möglichſt vermieden, ſofern fie aber eintreten, thunlichſt raſch 
und gründlich geheilt werden. Soweit es fich um die Landbevölferung 
handelt, find Krankenkaſſen aus dem Grunde weniger beteiligt, weil die 
Zahl der gegen Krankheit Verficherten auf dem Lande noch gering ift. Die 
durch Reichsgeſetz eingeführte Verficherungspflicht fommt für die Lande 
bevölferung wenig in Betracht. Bon der Zuläffigkeit der Ausdehnung 
derfelben durch Landesgejeg oder Kommunalftatut ift in einem, wenn auch 
jteigenden jo doch immer noch beichränkten Umfange Gebrauch gemacht. 
Die freiwillige Verficherung gegen Kranfheit endlich bleibt auf dem Lande 
in recht bejcheidenen Grenzen. Die Zahl der beteiligten Krankenkaſſen und 
der Umfang des Intereſſes derjelben bleibt alfo weit zurüd in Vergleich 
zu den Kaſſen und Intereffen, welche bei der jtädtifchen Bevölkerung in 
Trage foınmen. 

Bon den Berufsgenoſſenſchaften, welche vom Beginn der drei— 
zehnten Woche ab für die Folgen von Betriebsunfällen eingutreten haben, 





ı Bu vergl. v d. ad Die jociale Bedeutung der deutſchen Arbeiterver: 
fiherung, Jena 1898, €. 83. 
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ift einerjeit3 eine Reihe von gewerblichen Genofjenfchaften, deren Betriebe 
überwiegend oder doch zum erheblichen Zeile auf dem Lande ihren Sitz 
haben, andererfeit3 die große Zahl der land» und forftwirtichaftlichen Berufs— 
- genofjenjchaften an der Gejundheitöpflege auf dem Lande intereffiert. Ein— 
richtungen, welche für die ſofortige Leitung der erften Hilfe bei VBerlegungen, 
die ungejäumte Einleitung und fachgemäße Durchführung eine geordneten 
Heilverfahreng forgen, befreien die Genofjenichaften von manchen Zaften, weil 
nach Ablauf der 13 Wochen Unfallfolgen entweder nicht mehr vorhanden oder 
doch nur in geringem Umfange verblieben find. Wo folche Einrichtungen fehlen, 
da iſt eine Verwahrlofung oder eine aller Bernunft Hohn fprechende Behand— 
[ung der Berlegungen nicht jelten die Urfache dauernder ſchwerer Be— 
einträchtigungen der Arbeitskraft, welche die Genoſſenſchaft mit hoben 
Renten belaften. Freilich tft die Gemeinde gejelich verpflichtet, dem nicht 
gegen Krankheit verficherten landwirtichaftlichen Zohnarbeitern bei Unfall» 
verlegungen freie ärztliche Behandlung, Arznei und Eleinere Heilmittel zu 
gewähren. Dieje Fürforge ift aber mangelhaft, weil jene Leiftungen auf 
dem Lande meijtens zur Erreichung einer Jicheren Heilung nicht genügen, 
weil die Ländlichen Gemeinden fich vielfach diefen Aufgaben nach Vtöglich- 
feit entziehen, und weil endlich die zahlreichen ſelbſt gegen Unfall verficherten 
Unternehmer Eleiner landwirtichaftlicher Betriebe und deren Angehörige der 
Fürſorge nicht teilhaitig werden!. Die Befugnis der Berufegenoffenschaft, 
alsbald nach Eintritt des Unfalls die Fürſorge für den Verletzten zu über- 
nehmen, gewinnt nur dann Bedeutung, wenn die Genofjenfchaft rechtzeitig 
Kenntnis davon erhält, daß ein Einjchreiten angezeigt ift, und belajtet fie 
mit Koften, welche jonjt wenigjtens zum Zeil andern zujallen würden. 

Die Invaliditäts: und Altersverfiherungsanftalten 
haben zahlreiche Renten zu tragen, weil wegen des mangelhaften Ver— 
jtändnifjes der ländlichen Bevölkerung für die Forderungen der Gejundheits- 
lehre die den an fich geſundeſten Berufen angehörenden Verficherten vorzeitig 
invalide werden. Wir ftehen vor der Thatſache, daß Anftalten mit über— 
wiegend landwirtjchaftlicher Bevölkerung nicht etwa nur im ganzen eine 
höhere Rentenlaft zu tragen haben, jondern auch in den jüngeren und 
mittleren Altersklaſſen im Verhältnis mehr ala die doppelte Zahl von 
Invalidenrenten feſtſetzen mußten, als die Anftalten Berlin und Hanjeftädte 
mit ihrer rein großjtädtifchen Bevölkerung. Von der Befugnis, die Fürforge 
für erkrankte Verficherte zu Übernehmen, um den Eintritt von Invalidität 
zu verhindern?, Können die BVerficherungsanftalten nur Gebrauch machen, 
wenn in den geeigneten Fällen rechtzeitig der Antrag gejtellt wird. Fehlt 
die Kenntnis don diefer Thätigkeit der Verficherungsanftalt, oder ent- 
jchließt der Kranke fich zu ſpät zur Inanspruchnahme der gebotenen Hilfe, 
jo wird zum Nachteil des Kranken wie der Anjtalt ein Heilverfahren ent= 





! Bu vergl. unten ©. 89 Anm 
12 des Reichsgeſetzes vom 6, Juni 1889, in den 88 18 bis 23 der Novelle 
— ausgebildet im Sinne der ausdehnenden Auslegung des Neichöverficherungs: 
amtes, welcher die Praxis ber Berficherungsanftalten in ſtets wachſendem Umfange 
folgte; der Aufwand für das Heilverfahren flieg don 302 ME. im Jahre 1891 auf 
reihli 1,8 Mil. ME. im Jahre 1897 und etwa 2,3 Mil. ME. im Jahre 1898. 
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weder nicht ınehr eingeleitet werden oder doch nur einen teilweifen Erfolg 
erzielen können, meilt aber auch erhöhte Aufwendungen erfordern. 

Die obigen Mitteilungen über den Rüdgang der Gterblichkeitsziffer 
laſſen erkennen, daß mancher Forſchritt auf dem Gebiete der Geſundheits— 
lehre, der der Stadt bereit3 zu gute gekommen iſt, auf dem Lande feine 
Wirkung noch nicht auszuüben vermochte. Es ift danach die Hoffnung 
begründet, daß auf dem Lande bei Hebung des Verftändnifjes für die 
Forderungen der Hygiene noch vieles gebefjert werden fanı. Wenn aber 
zur baldigen Erreichung diejes Zieles Anregungen von außen unentbehrlich 
find, fo iſt das Intereſſe der Organijationen der Arbeiterverficherung an 
den dieſen Zweck verfolgenden Beitrebungen unzweitelhaft, und es darf er— 
wartet werden, daß fie Jich nach Maßgabe ihres Intereſſes an der Förderung 
diefer Beitrebungen beteiligen werden, joweit die ihnen durch das Gejeß 
gezogenen Schranken die ermöglichen. 

Nach diefer Richtung Hin ift das an die Berufögenoffenichaiten und 
Berficherungsanftalten gerichtete Rundichreiben des Reichsver— 
fiherungsamtes vom 29. Mai 1897 von grundlegender Bedeutung. 
Im Anschluß an die Verhandlungen der Delegiertenverfammlung des 
Vaterländifchen Frauenvereind vom 30. März 1897 und unter Hinweis 
auf die im Zuſammenwirken mit Krankenkaſſen, Berufögenofjenfchaiten und 
Derficherungsanjtalt von dem Zweigverein im Landfreife Königsberg i. Pr. 
entwicelte jegensreiche Thätigkeit auf dem Gebiete der Ländlichen Kranken— 
pflege’ erklärt das Reichöverficherunggamt ein derartiged Zuſammenwirken 
für gejeßlich zuläffig und bezeichnet die Verwendung von Genoffenjchafts- 
oder Anftaltsmitteln zur Unterſtützung ſolcher Wohlfahrtseinrichtungen nad 
Maßgabe des vorhandenen Bedürfnifjes und unter VBorausjegung entiprechen- 
der Gegenleiftungen als unbedenklih. Es erkennt dabei an, daß die Er— 
richtung von SKranfenpflegejtationen vor allem für die der fofortigen und 
unausgejeßten ärztlichen Fürſorge weniger zugänglichen Ländlichen Bezirke 
ebenjojehr den Intereſſen der Berufsgenofjenschaften und Berficherungs- 
anftalten wie denjenigen der ärmeren Volksklaſſen entipricht, und empftehlt 
die Anträge der Frauenvereine zur wohlwollenden Prüfung und, mo dies 
angängig, zur Berüdjichtigung. 

Unter Hinweis auf dies Rundfchreiben hat ſodann auch der preußische 
Minifter für öffentliche Arbeiten die zuftändigen Behörden zu thunlichſtem 
Entgegenfommen, ſoweit die jtaatliche Unfallverficherung und ftaatliche 
Betriebe und Baukrankenkaſſen beteiligt find, aufgefordert. 

Dieje Sachlage gab Anlaß zu einer Rundfrage bei 30 Invaliditäts— 
und Alteröverficherungsanftalten, 48 land» und forjtwirtichaftlichen und 
14 gewerblichen Berufsgenofjenjchaften?, bei welcher über folgende Punkte 
Auskunft erbeten wurde: 

1. Sind dort ungünftige Erfahrungen Hinfichtlich der Krankenpflege 
auf dem Lande gemacht? in bezug auf die rechtzeitige Einleitung und 


ı Näheres darüber unten S. 71, 72. 

2 Nachftehend find die Abkürzungen: BA. — Invaliditäts- und Alteröverfiche: 
rungsanftalt, B.G. — Berufägenofientchaft, 8.8.6. — land: und forftwirtichaftliche 
Berufögenofjenichaft benutzt. 
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fachgemäße Durchführung des Heilverfahrens ? auf die Erhöhung der Renten- 
laſt? nach anderer Richtung ? 

2. Welche Beitrebungen find im dortigen Bezirk etwa hervorgetreten, 
um eine Beflerung herbeizuführen? Welche Erfolge find bis jeßt zu ver- 
zeichnen? Iſt auf dem eingefchlagenen Wege in abjehbarer Zeit ein durch- 
greifender Erfolg zu erwarten? zutreffendenfalls: aus welchen Gründen 
nicht ? 

3. Iſt dortſeits bereit? Anlaß zu einer Förderung derartiger Be- 
jtrebungen genommen? In welcher Weife und mit welchem Erfolge? 
Wenn dies nicht der Yall war: Iſt es aus grundfäßlichen Bedenfen unter 
blieben oder lediglich, weil fich bis jeßt ein geeigneter Anlaß nicht bot? 

4. Würde eine Förderung der auf Beſſerung der Krankenpflege auf 
dem Lande gerichteten Bejtrebungen durch Gewährung von Zuſchüſſen, und 
wenn dies biälang ſchon geichah, auch eine Erhöhung der Aufwendungen 
dortjeit3 in Erwägung gezogen werden, wenn erwartet werden darf, daß 
die zu treffenden Einrichtungen nicht nur vereinzelt, ſondern mehr oder 
minder im ganzen Bezirk eine Beſſerung herbeiführen werden ? 

Auf diefe Umfrage find von 29 B.A.N., 34 L. B. G. G. und 8 gewerblichen 
3.6.6. mehr oder minder augführliche Antworten eingelaufen. reilich deutet 
manches darauf Hin, daß auch Hier für perjönliche Auffaffungen ein breiter 
Raum geblieben ijt, denn in nicht wenigen Fällen zeigen die Berichte aus 
denjelben Bezirken Abweichungen, welche feineswegs in den ja nicht völlig 
gleichen Intereſſen der beiden Verſicherungszweige ihre Erklärung finden. 
Gleichwohl verdienen die Außerungen dieſer Organifationen, denen Die 
Fürforge für mehr ala den vierten Teil der gefamten Bevölkerung obliegt !, 
nicht allein dieſes Umſtandes wegen größte Beachtung, jondern auch aus 
dem weiteren Grunde, weil eine wirklich alle Teile unferes Vaterlandes um— 
faffende Befjerung der Krankenpflege auf dem Lande anjcheinend nur dann 
erwartet werden darf, wenn es gelingt, jene großen und leiftungsfähigen 
Einrichtungen für eine thatkräitige Förderung der Beftrebungen zu gewinnen. 
63 beiteht ſonſt die Gefahr, daß gerade, wo die VBerhältniffe am dringenditen 
Beflerung heiſchen, die Erreichung der letzteren nicht möglich ift, weil 
Mangel an Einficht und Dürftigfeit der Bevölkerung die Bereitjtellung der 
unentbehrlichen Mittel unmöglic; machen. Wie die Verficherungsanftalten 
für die jo raſch aufblühende Heilftättenbewegung zur Bekämpfung der Tuber- 
fuloje dag Rücdgrat bilden, indem fie den Stamm der Heiljtättenpfleglinge 
entjenden, jo jcheinen fie in DBerbindung mit den Berufägenofjenichaften 
und Krankenkaſſen berufen, die Stüßen für ein planmäßiges Vorgehen zur 
Beſſerung der ländlichen Krankenpflege zu werden, bis die neuen Ein— 
richtungen in der Bevölkerung feſte Wurzel gefaßt haben. 

Im einzelnen ift den Berichten folgendes zu entnehmen: 

1. Provinz Oſtpreußen: BA: Die Anträge auf Einleitung eines 
Heilverfahrens werden meiſtens verjpätet geſtellt. Die Mehrzahl der an 
ih zur Behandlung geeigneten Fälle gelangen deshalb erjt zur Kenntnis 


ı Allein die 2.82. 6.6. umfaſſen mehr ala 11 Millionen Verſicherte. 
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der BU, wenn von dauernder Beſſerung faum noch die Rede fein kann. 
Weil die ärztlichen Vorjchriften bezüglich ‚der Neinlichkeit, der Diät und 
des jonjtigen Verhaltens unbeachtet bleiben, bietet nur Krankenhausbehand- 
lung Ausficht auf Erfolg. Der jeit 1897 gemachte Verſuch, mit Hilfe der 
bon Frauenvereinen angejtellten Gemeindejchweitern auch eine ambulatorifche 
Krankenbehandlung zu ermöglichen, kann noch nicht als gelungen bezeichnet 
werden. Den rauenvereinen wird neben Bereitjtellung eines 3 %/o Hypothek⸗ 
darlehns auf ihre Kranfenhäufer ein Zuſchuß von vorläufig 10 ME. für 
jede Gemeindejchwejter (1897: 12, 1898: 15, 1899: 21) gewährt, wofür 
diefe nach Maßgabe einer Dienftanweifung die Intereſſen der V.A. nach 
verjchiedenen Richtungen Hin zu fördern Hat!. Eine Erhöhung des Auf- 
wandes wird in Ausficht genommen, wenn die Einrichtungen mehr dem 
ganzen Anjtaltsbezirk zu gute fommen können. 


L.B.G.: Bei VBerlegungen wird das Heilverfahren vielfach weder recht- 
zeitig eingeleitet noch jachgemäß durchgeführt, ſodaß mehrfach Renten 
bewilligt werden müſſen, obwohl der Berluft an Erwerbsfähigkeit zu 
vermeiden gewejen wäre. Es haben auf Anregung vielfach die Kreiſe den 
Gemeinden die gejegliche Verpflichtung zur Leiftung freier ärztlicher Be- 
handlung u. j. w. abgenommen. Der Verſuch des Zuſammenwirkens mit 
Frauenvereinen ilt in einem Kreife gemacht. Wenn erwartet werden darf, 
daß eine den Aufwendungen entiprechende Befferung erreicht wird, würde 
mit weiterem Vorgehen nicht gezögert werden. 


2. Provinz Weſtpreußen: B.A.: Bejondere Wahrnehmungen find 
nicht gemacht. 1897 wurde die Gewährung eines Zuſchuſſes an das Rote Kreuz 
zur Ausbildung von Krankenpflegerinnen und Errichtung von Verbands 
jtationen abgelehnt, weil das Gejeg nur das Einfchreiten zu Gunſten einzelner 
Berficherter unter bejtimmten Vorausſetzungen zulaſſe. Anträge von Frauen— 
vereinen um Zufchüffe für die Errichtung von Gemeinde und Krankenpflege— 
jtationen find 1898 vorläufig zurückgewieſen, bis der Nachweis einer den 
Sintereffen der BA. dienenden Thätigkeit geführt wird. Von Belang für 
die BA. wird e8 auch fein, ob die Beftrebungen vereinzelt bleiben oder 
dem ganzen Bezirk zu gute fommen. 


L.B.G. Dadurch, daß die Gemeinden ihrer gejeglichen Verpflichtung, 
den Unfallverlegten freie ärztliche Behandlung und Medizin zu gewähren, 
verjpätet und ungenügend (Zuziehfung von Kurpfufchern an Stelle von 
Arzten!) nachkommen, vielfach erft dann, wenn fie zwangsweiſe dazu ange— 
halten werden, wird oft dauernde Siechtum und Berlujt oder Minderung 
der Erwerbsfähigkeit herbeigeführt. Um Abhilfe zu jchaffen, tritt die B.G. 
ſchon vor Ablauf der 13 Wochen ein. Was die Leiftung von Zuſchüſſen 


. , I Die Beftimmungen ber Anweifung haben im allgemeinen die Grundlage für 
die in Anlage 2 mitgeteilten Bertragsentwürfe gebildet. Sie verpflichteten die Ge: 
meindejchweftern außerdem noch zur Kontrolle der Rentenempfänger und Erftattun 
der Anzeige, jobald infolge Befjerung des Zuftandes die Entziehung der Rente mögli 
ift. Die Erfüllung derartiger Aufgaben erichwert der Gemeinbdeichwefter eine gedeihliche 
Thätigkeit in hohem Grade, und es follten B. A. A. und B.G.G. ſchon im eigenen 
Intereſſe von folchen Forderungen Abftand nehmen. 
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(50 ME. jährlich für jede Gemeindediakoniffe) anbetrifft, jo ift die Stellung- 
nahme einjtweilen noch eine abwartende wie bei der V.A. 

3. Provinz Brandenburg: BA: Die Fälle, in denen ein fach- 
gemäßes Heilverfahren zu jpät eingeleitet wird, find fehr zahlreich. Die 
Verſuche der B.A., auf Befferung hinzuwirken, hatten feinen durchgreifenden 
Erfolg. Ohne eine jejtgefügte bejondere Organifation wird es nicht gelingen, 
Mandel zu jchaffen. Bon dem den vaterländifchen Frauenvereinen ſeitens 
der V.A. gemachten Angebot, Tür jede auf dem platten Lande jtationierte 
Krankenpflegerin einen widerruflichen Zuſchuß von jährlih 60 ME. zu ges 
währen, haben acht DBereine für zehn Schweltern Gebrauch gemacht. 
Ausnahmsweiſe ift der Zuſchuß auf 80 und 100 ME. erhöht. Tür bereits 
bejtehende Stationen ſowie für Schweitern, welche in einer Stadt wohnen, 
wird ein Zufchuß nicht gewährt. Möglichſt ausgedehnte Inanspruchnahme 
des Zufchuffes wird von der BA. für erwünfcht erachtet. 

L.B.G.: Infolge der Indolenz der Landarbeiter wird bei Uniall- 
verletzungen ein Heilverfahren wenn überhaupt, dann oft viel zu ſpät und 
in unzureichender Weiſe (Kurpfufcher, Ziehmänner, Schäfer werden dem 
Arzt vorgezogen!) eingeleitet, daher nicht unmejentliche Erhöhung der 
Rentenlaft. Es wird deshalb vielfach ſchon vor Ablauf der 13 Wochen 
die Krankenfürforge übernommen. Bezüglich der Gewährung von Zufchüffen 
für die Anjtellung von Kranfenpflegerinnen verhält die B.G. fich bis weiter 
ablehnend, weil Beihilfen in genügender Höhe der Koften wegen nicht 
geboten werden können, und wegen der großen Entfernungen auf den Lande 
die Hilfe einzelner Schweſtern zu geringen Wert hat. 

4. Provinz Pommern: BA: Die Krankenpflege läßt in Bezug 
auf rechtzeitige Einleitung wie auf jachgemäße Durchführung jehr viel zu 
wünſchen übrig, namentlich in den Gemeindebezirken, weniger auf den 
Gütern. Erhöhung der Rentenlajt daher unausbleiblih. Es mehrt fich 
die Zahl der Kreiskrankenhäuſer. Einzelne Gutsherrichaften haben 
Diakoniffen. — Zur Förderung der Beftrebungen der Frauenvereine follen 
für Gemeindepflegeitationen big zu 100 ME. für jede Schweiter, im ganzen 
big zu 10000 Mk. jährlich aufgewendet werden. Die Bewilligung erfolgt 
widerruflih und Hauptfählih im Anſchluß an die Thätigkeit der Kreis— 
ausſchüſſe im allgemeinen mit 20 ME. auf je 1000 Einwohner. Bewilligt 
find Beihilfen für 5 Stationen. Weitere Verhandlungen jchweben. 

L.B.G.: Die Außerung der BA. wird als den Beobachtungen der 
B.G. entiprechend bezeichnet. Die moiderrufliche Bewilligung jährlicher 
Beihilfen von 50—100 Mi. für Gemeindepflegeftellen (Diakonifjenitationen) 
mit Zuftimmung der beteiligten Sektionen, welche die Hälfte vorweg zu 
tragen haben, it in Ausficht genommen. Für 9 Stationen find 465 Mt. 
Beihilfen bewilligt. Wegen 10 Stationen jchweben Verhandlungen. Es 
it davon ausgegangen, daß für Bezirte von 10—12 Ortſchaften mit 
5—6000 Einwohnern je eine Srankenpflegerin erforderlich fein und demnach 
ein Aufwand bis zu 30000 Mi. d. i. 1,2%0 der Grunditeuer in Frage 
fommen werde. Die beſchränkten Mittel der Frauenvereine und die geringe 
Zahl von Krankenpflegerinnen Kindern raſches Vorgehen. 
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5. Provinz Pojen: V.A.: Kann nähere Auskunft nicht erteilen. 
Die Diakonifjenjtationen der Frauenvereine find meift in den FKreisjtädten. 

L.B.G.: Wo Gemeinden oder andere Berpflichtete die Krankenfürjorge 
zu übernehmen haben, wird infolge ungeeigneten Heilverfahrens der Heil— 
prozeß nicht allzu jelten verzögert oder vereitelt, jodaß in der Regel Ver— 
früppelungen oder dauernde Siechtum zurüdbleiben und zur Gewährung 
verhältnismäßig Hoher Renten führen. Zuſchüſſe an Frauenvereine u. ſ. w. 
werden nicht gewährt, die gejegliche Zuläffigfeit der Leiftung jolcher Beihilfen 
auch nicht für zweifellos erachtet. 

6. Provinz Schlefien: L.B.G.: Gelegenheit zu geeigneter Kranken— 
hausbehandlung ilt genügend vorhanden und jteht den Verletzten zum Zeil 
unentgeltlich au Gebote. Der mwünjchenswerten Ausgeitaltung der Haus— 
pflege jtehen vielfache Schwierigkeiten gegenüber: die den Tyorderungen ber 
Hygiene nicht entiprechenden Wohnungsverhältniffe, Gleichgültigfeit der 
ländlichen Bevölkerung, welche zur Vernachläſſigung der erlittenen Berleb- 
ungen und Zuziehung von Kurpfuſchern führen. Wegen der Gewährung 
von Zuſchüſſen an Frauenvereine jchweben Berhandlungen. Den Be: 
jtrebungen wird entiprechend ihrer hohen Bedeutung größte Beachtung 
geſchenkt. 

7. Provinz Sachſen: V. A.: Nach den gemachten Wahrnehmungen läßt 
die Krankenpflege in mancher Hinficht noch viel zu wünſchen übrig. Die 
Anträge auf Übernahme des Heilverfahren müflen im beträchtlicher Zahl 
als ausfichtslos abgelehnt werden, weil die Krankheit bereits zu weit bor- 
geichritten ift. In Ermanglung genauer Beobachtungen kann der Einfluß 
der mangelhaften Krankenpflege auf die Belaftung der B.A. nicht zahlenmäßig 
bezeichnet werden. Die gejegliche Zuläffigkeit der Gewährung von Zujchüfjen 
an frauenvereine u. j. w. ijt nicht für völlig zweifellos erachtet, indes 
beichlofjen, einjtweilen fich nicht grumdfäßlich ablehnend zu erhalten. Eine 
Beihilfe von jährlich 60 ME. ift bewilligt; weitere Anträge ſchweben noch. 
Das Zufammenarbeiten mit den Kleinen Lofalvereinen wird ala minder 
eriprießlich für die V. A. erachtet, vielmehr das Eintreten von Bezirksvereinen 
oder Bezirfäverbänden als wünfchenswert bezeichnet. 

L.B.G.: Die Mängel der Hrankenfürjorge auf dem Lande, welche auf 
die erſchwerte Erreichbarkeit des Arztes, die größere Entfernung geeigneter 
Krantenhäufer, den Charakter der Ländlichen Bevölkerung, die Wohnungs- 
verhältnifje u. j. w. zurüdzuführen find, treten auch hier zu Tage und 
haben wegen der verjpäteten Einleitung und nicht jachgemäßen Durchführung 
des Heilverfahrens eine Erhöhung der Rentenlaft zur Folge, obwohl die 
Kranfenverficherungspflicht faſt überall auf die landwirtchaftlichen Arbeiter 
ausgedehnt ift, auch die B.G. häufig fchon vor Ablauf der erjten 15 Wochen 
nach dem Unfall das Heilverfahren jelbjt übernimmt. — Anträge auf 
Beihilfen find von Frauenvereinen u. ſ. w., noch nicht gejtellt, würden aber 
insbefondere dann mwohlwollend in Erwägung gezogen werden, wenn die 
Beftrebungen fich nicht auf einzelne Gemeinden bejchränfen, fondern auf das 
ganze Gebiet der B.G. ausdehnen würden. 

8. Provinz Schleswig- Holjtein. BA: Im allgemeinen liegen 
wohl injolge einer ausgedehnten ärztlichen Fürſorge die el nicht 
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gerade ungünjtig, wenn auch dad Vorhandenſein gut gebildeter Pflegerinnen 
noch großen Nuten jchaffen könnte. Es find demgemäß 3000 Mark zu 
Beihilfen für Srankenpflegejtationen bereit gejtellt, und in einigen Fällen 
auf Antrag Zufchüffe von 75 Mark vorläufig auf ein Jahr bewilligt. 
Das weitere Vorgehen wird von dem Ergebnis der demnächjtigen Gr: 
fahrungen abhängig gemacht. Vorausgeſetzt wird, daß auch Zufchüffe 
von der L.B. G. und den intereffierten Kranfenkaffen, jowie von dem Träger 
der Ginrichtung (Frauenverein u. j. w.) geleijtet werden. Es wird bejondere 
Rüdfichtnahme auf die Intereſſen der BA. und jährliche Berichterjtattung 
erwartet. ; 

L.B.G.: Tritt den Außerungen der BA. bei und bemerkt, daß weitere 
Schädigungen durch Übernahme der Krankenfürforge während der eriten 
13 Wochen abgehalten find. Den Sektionen ift durch Rundjchreiben vom 
27. September 1898 empfohlen, mit den Frauenvereinen u. ſ. w. in Ver— 
bindung zu treten. Es ijt darauf einem Verein eine jährliche Beihilfe von 
100 Mark zugejichert, während mehrere Anträge noch jchmweben. 


9. Provinz Hannover, BA: Unverfennbar wird vielfach durch 
Bernahläffigung von Krankheiten, insbejondere Lungenerfranfungen, vorzeitige 
zur Inanjpruchnahme der Invalidenrente führende Erwerbsunfähigfeit her— 
vorgerufen, wenn auch jtatijtiiches Material über die Unzulänglichkeit der 
Gefundheitspflege und der Krankheitsbehandlung der Berficherten auf dem 
Lande zur Zeit nicht zu bejchaffen iſt. Auf die Beſſerung diejer Verhält- 
niffe Hinzumwirfen, wird in eriter Linie Aufgabe der jtaatlichen und kom— 
munalen Organe fein, deren Beitrebungen die V. A. gern unterjtügen wird, 
jobald fich Erfolge, wenn auch nur in bejchränften Kreifen zeigen. Auf 
Krankenhäufer find 715000 Mark Hypothekdarlehen bewilligt. Frauen 
vereinen, Gemeinden u. ſ. w. werden für neu errichtete Krankenpflegejtationen 
Beihilfen von 60 bis 80 Mark, für bereits beitehende Beihilfen von 25 bis 
39 Mark für jede Schweiter gewährt, unter Verzicht auf vertragsmäßige 
Abmachungen, aber in der Erwartung, daß die Intereſſen der BAU. beſonders 
berücfichtigt und alljährlich Nachweifungen über die Thätigkeit eingereicht 
werden. Bon 22 Anträgen ijt bislang erit einer berüdfichtigt. 

2.B.G.: Wo die Krankenverficherungspflicht nicht auf die landwirt- 
ichaftlichen Arbeiter ausgedehnt ijt (42 von 69 Landkreifen), fehlt e& bei 
Betriebsunfällen an der rechtzeitigen Inanſpruchnahme ärztlicher Hilfe und 
jachverjtändiger Behandlung der Verletzten jehr oft. Es find deshalb be— 
fondere Formulare eingeführt, um Verletzte und Gemeindevorjtände in 
jedem einzelnen al auf die Verpflichtung der Gemeinde zur Kranken 
fürforge Hinzumweifen. Im Zuſammenwirken mit den Sektionen werden 
Zuſchüſſe zu den Kojten der Kranfenpflegejtationen geleiftet und zwar je nach 
der Höhe der von den Sektionen geleilteten Beiträge biß zu 60 Mark jähr- 
lich für jede Schweiter. Die Anftellung von Schweitern ift in acht Kreijen 
° erfolgt oder doch bejtimmt in Auzficht genommen. 

Schaumburg = Lippifhe L.B.G.!: Verſpätete Inanfpruchnahme 
ärztlicher Hilfe und Nichtbefolgung der Anordnungen des Arztes führen 





ı Hier aufgeführt, weil der Bezirk der B.G. zu dem der B.A. Hannover gehört. 
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ingbejondere bei Knochenbrüchen Häufig zu Schäden. Die Kranfenhäufer 
reichen nicht aus. Die Frauenvdereine und Gemeindejchweitern beichränfen 
. ihre Thätigfeit auf ftädtiiche Bezirke. Die B.G. würde gern die Be— 
ftrebungen zur Befjerung der Krankenpflege auf dem Lande auch finanziell 
unterjtüßen ; bisher fehlte es an Gelegenheit dazu. 

10. Provinz Weſtfalen. V.A.: Bejondere ungünftige Erfahrungen 
find nicht gemacht, joweit jolche nicht auf die allgemein befannten Ver— 
hältniſſe der Ländlichen Bezirke (größere Entfernungen von Arzt und 
Apotheke, Berteuerung der ärztlichen Behandlung, Mangel an geeignetem 
Pflegeperjonal u. ſ. w.) zurüdzuführen find. Einzelne Lofalbehörden nehmen 
reges Intereſſe an der rechtzeitigen Zumweifung von Kranken behufs Ein— 
leitung des Heilverfahrene. Da lebteres faſt immer in Kurorten, Heil» 
anjtalten u. j. w. durchgeführt wird, kommen hierfür die ländlichen Ver— 
hältnifje nicht in Betracht. Vom Baterländifchen Frauenverein find im 
Kreife Siegen Gemeindefranfenpflegerinnen, im Kreiſe Gelſenkirchen Haus— 
pflegerinnen, welche in Krankheitsfällen die Führung des Haushalts über: 
nehmen, angejtellt. Für lebtere ijt der erbetene Zuſchuß abgelehnt, weil 
dad Unternehmen mehr wirtjchaftliche als gefundheitliche Zwede verfolgt 
und wejentlich nicht der B.A. angehörenden Perfonen zu gute fommt. Auch 
hinfichtlich der Krankenpflege will die B.A. noch abwarten, ob der an— 
gejtrebte Zweck thatjächlich erreicht wird, und wie weit den Berficherten 
Vorteile daraus erwachjen. 

L.B.G.: Die Krankenpflege läßt manches zu wünſchen übrig. Insbe— 
fondere bei zerjtreuter Wohnweife wird ärztliche Hilfe in vielen Fällen zu 
jpät in Anspruch genommen. Rechtzeitige Einleitung und jachgemäße 
Durchführung des Heilverfahrens jchüßt die B.G. vor bedeutenden Renten. 
Sie tritt daher vielfach jchon vor Ablauf der eriten 13 Wochen ein. Den 
Sektionen ift ein Zujammengehen mit den rauenvereinen anheim gegeben, 
dem in einzelnen Sreifen entjprochen ift. Erſt wenn die Sache mehr zu 
überjehen ift, wird die B.G. Stellung dazu nehmen. 

11. Brovinz Heſſen-Raſſau: BA: An dem ehemals Kurfürſtlich 
Heſſiſchen Zeile befinden fich neben der Univerfitätsklinif in Marburg fieben 
Zandkrankenhäufer, welche unbemittelte Kranke unentgeltlih aufnehmen. 
Die Berhältniffe in Bezug auf Krankenpflege werden dadurch recht günftig 
beeinflußt. Beim Fehlen jtatiftiichen Materials fann weitere Auskunft nicht 
gegeben werden. Ein Antrag auf Zufchuß zu den Kojten einer Kranken: 
pflegeftation ift der finanziellen Tragweite halber abgelehnt. 

L.B.G.: Der Standpunkt bezüglich der Unterftügung von Sranfen- 
pflegejtationen ift gleich wie bei der BA. ein ablehnender, obwohl die 
Krankenpflege auf dem Lande als beijerungsbedürftig empfunden wird. Die 
Berjuche, durch Übernahme der Fürforge für Verlekte vor Ablauf der 
13 Wochen Befjerung zu erreichen, Hat wenig Erfolg gehabt. 

12. Rheinprovinz: BA: Daß eine vernunftwidrige Behandlung, 
wie fie bei Unfallverlegungen häufiger vorkomnit, oft zur Invalidität führe, 
it im allgemeinen nicht beobachtet worden. In manchen Fällen mag 
allerdings der Eintritt der Invalidität die Folge der unterbliebenen recht: 
zeitigen Einleitung einer jachverftändigen Behandlung gemwejen fein. Die 
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jegensreiche Thätigkeit einer großen Anzahl von Kranktenhäufern und Anftalten 
ift unverkennbar von günftigem Einfluß. Die ärmeren Gebirgägegenden 
ftehen zurüd. — Die Unterflüßung der BA. ift nur für die Beftrebungen 
des Vereins „Landeswohliahrt” im Standesgebiete Solms-Braunfels, Kreis 
Wetzlar, in Anjpruch genommen, aber als nicht vereinbar mit den gejeßlichen 
Beitimmungen abgelehnt worden. Aus diefem Grunde wird die Verwendung 
von Mitteln der B.A. für bedenklich erachtet, wenn es nicht gefichert ilt, 
daß fie augjchließlich den Berficherten zu gute fommen. 

L.B.G.: Die zunächſt vielfach gemachten ungünftigen Erfahrungen, 
daß die Lajten der B.G. ftiegen, weil ärztliche Hilfe zu jpät oder garnicht 
in Anjpruch genommen und das Heilverfahren nicht jachgemäß durchgerührt 
war, jchwinden, nachdem geeignete Einrichtungen getroffen find, um dag 
Heilverfahren vom Eintritt des Unfall an befjer überwachen zu können. 
Anlaß zu weiteren Maßnahmen liegt daher nicht vor. 

13. Oberbayern: B.A.: Auskunft wird ohne umfafjende Erhebungen 
nicht für möglich erachtet. 

L.B.G.: Ungünftige Erfahrungen find in bejonders hervortretendem 
Grade nicht gemacht, obwohl vielfach von den Verletzten an Stelle des 
Arztes ein jog. „Beinbruchheiler” zugezogen wird. Bejondere Bejtrebungen 
zu unterjtügen, hat die B.G. feine Veranlaffung. 

14. Niederbayern: V.A.: Durch die zahlreichen Diftriktskranfen- 
häufer iſt für die Krankenpflege beſtens gejorgt, jodaß fein Grund zu 
bejonderen Maßnahmen vorliegt, wozu auch ein Anlaß von anderer Seite 
bislang nicht gegeben wurde. 

5. Pfalz: BA: Die Berhältniffe befriedigen und geben feinen 
bejonderen Anlaß, auf Beſſerung zu drängen. 

16. Oberpfalz und Regensburg: BU: Trotz Vorhandenſeins 
zahlreicher diftriktiver und Lokaler Krankenanſtalten vertrauen fich die aufs 
nahmeberechtigten Kranken doch vielfach Kurpfufchern an oder fuchen das 
Krankenhaus zu ſpät auf oder verlaſſen es zu früh, um den Arbeits— 
verdienft nicht zu verlieren. Nur Belehrung der betreffenden Bevölkerungs— 
freife wird Abhilfe jchaffen. 

L.B.G.: Der Arzt wird erjt aufgefucht, wenn es zu fpät it, um 
wirfjam und ohne Verluſt des Lebens oder einzelner Glieder eingreifen zu 
fünnen. Die B.G. kann jelten rechtzeitig eintreten und muß oft mit der 
Entziegung der Renten drohen, um die Abneigung gegen Krankenhaus— 
behandlung zu befeitigen. Eine Befjerung der Krankenpflege auf dem 
Lande erjcheint wegen der damit verbundenen Koften und Schwierigkeiten 
faum möglich. 

17. Oberfranfen: V.A.; Bei den vielfach ungünftigen Erwerbs— 
verhältniffen wird nur in den allerdringenditen Notfällen zum Arzt gefchickt 
und auch dann meilten® zu jpät, nachtem vorher von Badern oder mit 
Hausmitteln darauf loskuriert iſt. Aus denjelben Gründen erfordert 
das Heilverfahren bei Übernahme der Krankenfürforge meiſt bedeutende 
Aufwendungen, bietet aber gleichwohl jehr wenig Ausficht auf Erfolg und 
wird erjchwert durch die Abneigung der ländlichen Bevölkerung, fich einer 
jtreng durchgeführten Krankenbehandlung zu unterziehen. Eine Erhöhung der 
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Rentenlaft ift die notwendige Folge. — Neben einer Vermehrung der 
Kranfenhäufer find in einzelmen größeren Gemeinden Krankenſchweſtern 
angejtellt, was der hohen Kojten wegen indes nur bejonders leiſtungsfähigen 
Gemeinden möglich ift. Der B.A. war noch fein Anlaß zur Unterjtüung 
der auf die Befferung der Krankenpflege gerichteten Bejtrebungen geboten ; 
fie würde diefelbe aber innerhalb der durch die Anftaltsintereffen gezogenen 
Grenzen in Ausfiht nehmen. 

L.B.G.: Die Unfallverlegten find meift Unternehmer oder Angehörige 
von jolhen und haben daher feinen Anſpruch auf Fürſorge während der 
eriten 13 Wochen. Aus Scheu vor den Koſten wird nur ein „Einrichter“ 
oder jonjtiger Kurpfufcher, Höchitens für ganz kurze Zeit ärztliche Hilfe in 
Anipruch genommen. Nach Ablauf der 13 Wochen ijt meijt der Schaden 
nicht mehr zu befeitigen, jodaß die Rentenlajt erhöht wird. Die Zahl der 
Krankenhäufer ift jchon ziemlich groß und wächjt noch. Aber die Verlegten 
weigern fich Hineinzugehen oder verlaffen diefelben vor der Zeit eigenmächtig. 
Daran jcheitern auch die Verſuche der B.G., ſchon während der eriten 
13 Wochen einzutreten. Die Hauspflege verurfacht unverhältnismäßig hohe 
Koiten, ohne Ausfiht auf Erfolg zu bieten, da die Befolgung der ärztlichen 
Anordnungen nicht überwacht werden kann, und Häufig die mißlichen 
häuslichen WVerhältniffe eine ordentliche Pflege unmöglich machen. Die 
2.8. kann Aufwendungen zur Befferung der Krankenpflege nicht wohl in 
Ausficht nehmen. 

18. Mittelfranfen: BA: Die Erfahrungen find im allgemeinen 
niht ungünjtig, da Diſtrikts- und Lofalkranfenhäufer in größerer Zahl 
vorhanden find, und von ihnen aus auch ambulante Krankenpflege ausgeübt 
wird. Die Vorliebe der ländlichen Bevölkerung für die Zuziehung von 
Pfufchern und Badern insbejondere bei leichteren Verlegungen, die dann 
häufig ſchlecht Heilen, beruht nicht auf dem Mangel an Kranfenpflege 
fondern auf Vorurteil. Alle Bejtrebungen zur Beflerung der Krankenpflege 
find bislang von den Gemeinden ausgegangen, zum Zeil wejentlich 
unterftüßt von den frauenvereinen. Die BU. Hat ſich bislang nicht 
beteiligt. 

19. Unterfranfen: B.A.: Diſtriktskrankenhäuſer find vorhanden, 
Gegen das florierende Kurpfuſchertum ift jedoch jchwer anzufämpfen. Nach: 
teilige Einwirkungen auf die Rentenlaft find nicht wahrgenommen. Anträge 
auf Übernahme der Krankenfürjorge find ſelten. Zuſchüſſe der BA. würden 
dieſe jtark belaften und die Gemeinden zur Minderung ihrer Leijtungen 
veranlafjen. 

L.B.G.: In Bezug auf rechtzeitige Einleitung und jachgemäße Durch— 
führung des Heilverfahrens bleibt insbeſondere bei den Unternehmern und 
deren Angehörigen infolge der Indolenz, unangebrachter Sparjamfeit oder 
gar des Beſtrebens, fich den Nentenanfpruch nicht zu verkürzen, viel zu 
wünjchen übrig, ſodaß die Nentenlajt ungünftig beeinflußt wird. Allgemeine 
Betrebungen zur Berbefjerung der Krankenpflege auf dem Lande find noch 
nicht hervorgetreten. Wenn es auch ein großer Gewinn wäre und dem 
Geiste der Arbeiterfchußgejeßgebung entjprechen würde, Abhilfe zu jchaffen 
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dur) Einrichtung von Gemeindepflegeftationen unter Beteiligung der 
Frauenvereine, jo ijt es doch zweifelhaft, ob die namhaften Koften den zu 
erwartenden Erfolgen entfprechen, und es politifch richtig it, die ohnehin 
ſtark belafteten Betriebsunternefmer auch Hierzu heranzuziehen und damit 
den Grund zu Klagen zu vermehren. 

20. Schwaben: V.A.: Die Fälle gänzlic” mangelnder oder unzus 
reichender Krankenpflege find nicht allzu zahlreich. Cine ungünjtige 
Einwirkung auf die Rentenlaſt hat fich nicht bemerkbar gemacht. Über 
private Bejtrebungen auf dem Gebiete der Krankenpflege ijt näheres nicht 
befannt geworden. Anträge auf Beihilfen würden mit Wohlmwollen entgegen- 
genommen werden. = 

L.B.G.: Kranfenhäufer und Arzte jtehen in genügender Zahl zur 
Verfügung und werden auch in Anfpruch genommen, ſoweit nicht die 
Ausficht auf Rente dazu verleitet, die Unfallfolgen zu verheimlichen, big 
die Auaficht auf Beſſerung geſchwunden ift. Anträge auf Beihilfen konnten 
ichon deshalb nicht in Frage kommen, weil die Frauenvereine ihre 
Thätigfeit auf die Städte bejchränfen. Im Bezirksamt Nördlingen hat 
man bebördlicherjeits die Ausbildung bejonderer Krankenpflegerinnen in 
Angriff genommen. Bon der weiteren Gntwidlung dieſes Unternehmens 
wird die B.G. ihre Stellungsnahme abhängig machen. 

21. Württemberg: BA: Infolge Ausdehnung der Kranken— 
verficherungäpflicht auf Dienjtboten und landmwirtjchaftliche Arbeiter in 
Verbindung mit dem Vorhandenſein zahlreicher Krankenhäuſer ift auch für 
die ländlichen Bezirke im allgemeinen gut geforgt. Die Erfahrungen waren 
daher Hinfichtlich der NRentenanträge wie auch der Krankenfürjorge nicht 
gerade ungünitig. Dagegen betont eine durch die V. A. vermittelte Mit- 
teilung der Gentralleitung des MWohlthätigfeitsvereing, daß von der Lands» 
bevölferung von dem Krankenhaus nur in jchweren Fällen Gebrauch gemacht 
werde, meijten® leichtere. Krankheiten zum Nachteil für Krankenkaſſen und 
BAU. vernachläffigt würden. Die noch fehr im argen liegende Kranken» 
pflege auf dem Lande zu befjern, jei eine Vermehrung der noch wenig 
zahlreichen Kranfenpflegeftationen erforderlich, der aber der Mangel an 
Pflegerinnen wie an Mitteln zur Dedung der Kojten Hindernd entgegenftehe, 
wenn auch dürftigen Gemeinden ſeitens des Vereins einmalige und laufende 
Zuſchüſſe gewährt werden. Beltrebungen, welche nicht lediglich Lokalen 
Intereſſen dienen, bringt die BA. ihr vollites Intereſſe entgegen. 

Die 8.8.6. 8.8.6. für den Nedartreis und den Schwarzwaldkreis 
haben im allgemeinen feine ungünjtigen Erfahrungen gemacht, wogegen die 
2.3.6. für den Jagſtkreis die Krankenpflege namentlich für die micht gegen 
Krankheit verficherten Perjonen als mangelhaft bezeichnet und von garnicht 
feltenen Fällen jpricht, in denen twegen nicht rechtzeitiger und nicht ſach— 
gemäßer Durchführung des Heilverfahrens eine Wiederheritellung erfchwert 
oder vereitelt und die Nentenlaft erhöht wird. Mangel an Verſtändnis 
für fortjchrittliche Neuerungen auf dem Gebiete der Gejundheitöpflege und 
Abneigung gegen alle Anregungen von außen find bei der Zandbevölferung 
jo jehr verbreitet, daß der Erfolg aller Beitrebungen zweifelhaft erjcheinen 
muß. Die Gewährung von Beihilfen wird zum Zeil nach der Auffaffung 
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der Genofjenfchaitsorgane nicht in Ausficht gejtellt, zum Teil wenigſtens 
für jeßt noch nicht in Erwägung gezogen. 

22. Königreich Sahjen: B.A.: Infolge der auögebreiteten Induſtrie 
und der jtatutarifchen Ausdehnung der SKrankenverficherungspflicht in 
Verbindung mit der Dichtigkeit der Bevölkerung treten die anderwärts 
bejtehenden Mißftände hier wenig hervor, zumal neben einer außreichenden 
Anzahl von Arzten auch viele Krankenpflegerinnen vorhanden find. 
(Diakonifjenanftalt mit 118 Gemeindepflegen, darunter 35 in Landgemeinden, 
Albertverein mit 42 Zweigvereinen, darunter 11 in Lande oder Kleinen 
Stadtgemeinden, obererzgebirg. und voigtländ. Frauenverein.) Die BA. 
hatte noch feinen Anlaß, mit Beihilfen einzutreten (abgejehen von der 
Hergabe von Darlehen zu günftigen Bedingungen), würde jolche aber in 
geeigneten Fällen nicht verweigern. 

L.B.G.: Die Erfahrungen find im allgemeinen günftige, jodaß die 
B.G. auh nur verhältnismäßig felten Anlaß Hat, vor Ablauf von 
13 Wochen das Heilverfahren zu übernehmen. Sie Hat fich deshalb auch 
bislang zur Gewährung von Zuſchüſſen für Krankenpflege nicht entjchließen 
fönnen. 

23. Baden: BA: Die fanitären Einrichtungen find auch für die 
ländlichen Berhältniffe ausreichend. Die BA. kann gejeglih nur Ein— 
richtungen treffen, welche ausjchließlich den Verficherten zu gute kommen, 
Im übrigen müfjen Stadt, Gemeinde und Wohlthätigfeit eintreten, welche 
fi auch der Fürforge für den Arbeiter nicht aus dem Grunde entjichlagen 
dürfen, weil diefer zur Anfammlung von Mitteln gezwungen wird. Die 
BA. kann nur Darlehn zum üblichen Zinsfuß in Ausficht ftellen. 

L.B.G.: Die Erfahrungen find nicht ungünftig, da Dienftboten und 
landwirtjchaftliche Arbeiter dem Kranfenverficherungszwange unterliegen, und 

rzte ſowie infolge der fegensreichen Thätigfeit des Frauenvereins auch 

Krankenpflegerinnen in genügender Zahl vorhanden find. Nur ausnahms— 
weiſe ift die Krankenpflege bei umbemittelten Unternehmern oder deren 
Angehörigen mangelhaft. Die B.G. Hatte bislang feinen Anlaß zum 
Eingreifen. 

24. Helen: BA: Die Fälle, in denen Bernadhläfiigung der Ge- 
jundheitspflege vorzeitige Invalidität Herbeiführte, find vereinzelt geblieben. 
Arztlicher Rat fteht hinreichend zur Verfügung und derjelbe findet auch auf 
dem Lande Beachtung. Es Liegt daher fein Grund zu bejonderen Maß: 
nahmen vor. 

L.B.G.: Die landwirtichaftlichen Arbeiter find gegen Krankheit ver- 
fihert. Die bejtehenden Einrichtungen find ausreichend. Wereinzelt greift 
die B.G. jchon vor Ablauf der 13 Wochen ein. Im übrigen hatte fie 
feine Beranlafiung zur Unterftüßung irgendwelcher Beftrebungen. 

25. Medlenburg: BA: Mißſtände, melche die Belaftung der 
DA. erhöhen, find nicht hervorgetreten, und deshalb Erwägungen über die 
bier in Betracht fommenden Fragen nicht angejtellt. 

Medlenburg-Strelig: L.B.G.: Mängel werden häufig wahr: 
genommen in&bejondere bei leichteren Verletzungen, die faſt regelmäßig 
vernachläffigt werden, bis auch ärztliche Hilfe Beſſerung nicht mehr herbei— 
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zuführen vermag, jodaß die Belajtung der B.G. fich erhöht. Ein Verſuch, 
Bejjerung herbeizuführen, blieb ohne Erfolg Bejtrebungen, welche die 
Beſſerung der Krankenpflege auf dem Lande zum Gegenjtand haben, 
insbejondere folche organifatorischer Art, find bislang nicht hervorgetreten. 
Die B.G. dürfte fich vorausfichtlich etwaigen Anträgen auf Yörderung 
derartiger Beitrebungen nicht entziehen. 

26. Thüringen: BA: Die Abneigung gegen Krantenhausbehand- 
lung und mangelhafte Bejchaffenheit und Lüftung der Aufenthaltsräume 
find geblieben. Die direkt zwedwidrige Behandlung bei Verlegungen und 
Krankheiten ift feltener geworden, nachdem die Krankenverficherungspflicht 
auf die landwirtichaftlichen Arbeiter ausgedehnt it, und auch die freiwillige 
Verficherung mehr Ausdehnung gewonnen bat, infolge defjen aber die Zahl 
der Arzte auf dem Lande zunahm. Die Zahl der Gemeindepflegerinnen 
it noch gering, ihre Vermehrung dringend winjchenswert. Der BA. 
lagen Anträge auf Förderung diesbezüglicher Beftrebungen noch nicht vor. 
Sie würde ſolche gern entgegennehmen und wohlwollend in Erwägung 
ziehen. 

Coburg. L.B.G.: Bezüglich rechtzeitiger Einleitung und ſach— 
gemäßer Durchführung des Heilsverfahrens bleibt noch viel zu wünfchen 
übrig. und die dadurch verurfachte Erhöhung der Rentenlaſt iſt beträchtlich. 
Insbeſondere fommen die zahlreichen Kleinen Betriebsunternehmer und deren 
Angehörige in Betracht. 

Rudolitadt. L.B.G.: Die mangelhafte Krankenpflege hat Anlaß 
zu einer Anweiſung an die DVertrauensmänner geboten, daß fie auf die 
rechtzeitige Einleitung eines jachgemäßen Heilverfahrens hinwirken. infolge 
deſſen ijt us eingetreten. 

8.3 für Reuß ä. L.: Mängel werden durch Anordnung der 
—— meiſt Befetigt 

L.B.G.: fir Reuß j. L.: Die Krankenpflege ift freilich verbeſſerungs— 
bedürftig; ungünftige Erfahrungen find jedoch jelten gemacht, da die 
Dienjtboten gegen Krankheit verfichert und Landfranfenhäufer vor— 
handen find. 

27. Oldenburg: B.A.: Arztliche Hilfe wird vielfach zu jpät und 
in ungenügendem Umfange in Anſpruch genommen. Die BVerhältniffe 
ermöglichen häufig nicht eine jachgemäße Krankenpflege im Haufe. Wo die 
Berhältniffe an fich bereit? günftiger waren, Hat die Ausdehnung der 
Kranfenverficherung auf Dienjtboten und Tandwirtichaftliche Arbeiter eine 
weitere Befjerung herbeigeführt. Das Borhandenfein verhältnismäßig 
zahlreicher Kranfenhäufer hat indes in anderen Bezirken die Mängel in 
Bezug auf die Gefundheitspflege nicht zu befjern vermocht. Die Übernahme 
der Krankenfürſorge wird häufig zu jpät beantragt. Die BA. Hat den 
Kommunalverbänden, welche die Krankenpflege für den ganzen Bezirk 
einheitlich organifieren wollen, jährliche Beihilfen von etwa 30 Mi. für 
jede Pflegerin angeboten und würde auch in weiterem Umfange zu den 
Koſten beitragen. 

L.B.G.: Durch anfängliche Bernachläffigung der Verlegungen ingbe= 
jondere bei den kleinen Betrieböunternehmern, wegen des ablehnenden 
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Verhaltens mancher Gemeinden aber auch nicht jelten bei Arbeitern, wird 
die Nentenlaft nicht unerhebiich erhöht. Zu befonderen Maßnahmen Hat 
die B. G. fih noch nicht entjchloffen. 

28. Braunfhweig: V.A.: Weil befondere Erhebungen fehlen, fann 
Auskunft nicht erteilt werden. 

L.B.G.: Die Vernachläffigung der Gefundheitäpflege belaftet die B.G. 
nicht erheblich, meil die landwirtichaftlichen Arbeiter gegen Krankheit 
verfichert find und e8 an genügender Inanſpruchnahme der Leicht erreichbaren 
ärztlichen Hilfe nicht fehlen laffen. Es beiteht aljo für die B.G. fein 
Anlaß zu irgendwelchen Maßnahmen. 

29. Hanfeitädte: BA. und 8.8.6.6. haben in den Kleinen in un— 
mittelbarer Nähe der Städte belegenen Landbezirten bemerkenswerte Wahr: 
nehmungen nicht gemacht. 

30. Elſaß-Lothringen. V.A.: Die Krantenfürforge auf dem flachen 
Lande iſt rüdjtändig geblieben, wodurch fich die Zahl der Rentenbewilligungen 
naturgemäß erhöht. Anträge auf Übernahme der Kranfenfürforge werden 
jelten und meiſtens zu jpät geftellt.e Zuſchüſſe für Hranfenftationen find 
bei der V.A. noch nicht beantragt. Grundjäßlich würde die Verwendung 
von Mitteln der BA. für diefe Zwede in dem Umfange, in welchem ihre 
Sintereflen eine Förderung erfahren, in Ausficht genommen werden fönnen. 

8.3.6. Unter-Eljaß: Die Erfahrungen in Bezug auf die recht» 
zeitige Einleitung und jachgemäße Durchführung des Heilverfahrens find 
recht ungünftige. Daß die Nentenlaft fich injolgedefjen erhöht, kann einem 
Zweifel nicht unterliegen. Zur Herbeiführung einer Beſſerung ift ein 
Rekonvalescentenheim errichtet worden. 

Bon acht gewerblihen B.G. B. G. Liegen Außerungen vor. Die 
norddjtliche Baugewerfs-B.G. erwähnt die jchadenitiitende Thätigfeit der 
„Ziehmänner“, Schäfer und „weifen Frauen”, der indes mit gutem Eriolg 
vorgebeugt werde durch Anordnung von Krankenhausbehandlung, jobald 
Wohnung oder Lebensmweife nachteilige Folgen beiürchten laſſen. Beihilfen 
zu Samariterkurfen find gewährt. Sobald fich Erfolge zeigen, können aud) 
Mittel für ein Zufammenwirfen mit den rauenvereinen in Ausficht ge= 
nommen werden. — Durch häufige Anordnung von Krankenhausbehandlung 
jucht auch die Hamburgijche Baugewerks-B.G. den Mißftänden ab- 
— findet dabei aber zum Teil nicht volles Entgegenkommen bei den 

rzten auf dem Lande, denen dadurch Patienten entzogen werden. Neben 
den Verſuchen, durch Beihilfen auf die Einrichtung von Samariterkurſen an 
den Baugewerfichulen Hinzumwirfen, würde auch die Gewährung von Zus 
ſchüſſen zur Hebung der Krankenpflege auf dem Lande in Erwägung gezogen 
werden fönnen. 

Die Sächſiſche Baugewerks-B.G. berichtet über fchlechte Erfahrungen 
insbejondere bei der wendijchen Bevölkerung in der Kreishauptmannſchaft 
Bauten, welche die Hilfe des Kurpfuſchers und der „Eugen Frau“, der des 
Arztes gern vorzieht, und wird Erfolg verfprechende Beitrebungen gern 
thätig unterftügen. Auch die Heſſen-Naſſauiſche Baugewerks-B.G. 
jpricht von Mißſtänden, giebt aber ebenjo jehr dem der Ländlichen Be— 
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völferung eigenen Mangel einer gewiſſenhaften Fürſorge für Leben und 
Gejundheit Schuld als den ungenügenden Einrichtungen und bemerkt, daß 
umfangreiche Krantenhausbehandlung die B.G. im allgemeinen vor Nach- 
teilen jchüße, jo daß fie feinen Anlaß zur Unterjtügung bejonderer Maß: 
nahmen habe, wenn fie ihnen auch ſympathiſch gegenüberftehe. Ähnliche 
Wahrnehmungen werden von der Rheiniſch-Weſtfäliſchen Baugewerks— 
B.G. berichtet, ſoweit es ſich um wenig bevölkerte Bezirke mit überwiegend 
Landwirtſchaft treibender Bevölkerung handelt, wogegen in den dicht be— 
völkerten induſtriellen Gegenden die Verhältniſſe günſtiger liegen. Die 
Württembergiſche Baugewerks-B.G. endlich erklärt, daß die Erfahrungen 
hinſichtlich der rechtzeitigen Einleitung und ſachgemäßen Durchführung des 
Heilverfahrens ungünſtige ſeien, und eine Erhöhung der Rentenlaſt eintrete. 
Sie hat irgend welchen auf die Beſſerung der Krankenpflege auf dem Lande 
gerichteten Beſtrebungen Unterſtützung noch nicht angedeihen laſſen, be— 
zweifelt die Erreichung größerer Erfolge, wird aber gern unterſtützend ein— 
treten, wenn die zu treffenden Einrichtungen Erfolg verſprechen und ſich auf 
den ganzen Bezirk der B.G. erſtrecken. 

Don der Müllerei-B.G. und der Ziegelei-B.G., welche ſich 
über daS ganze deutjche Reich erftreden, wird mitgeteilt, daß ungünjtige 
Griahrungen dazu führten, durch umfangreiche Kranfenhausbehandlung den 
Mängeln der Krankenpflege auf dem Lande entgegen zu treten, daß indes 
die Ausdehnung des Gebietes es verbiete, die Betrebungen der Frauen— 
vereine u. ſ. w. an einzelnen Orten zu unterftüßen, weil der Aufwand die 
B.G. unverhältnismäßig belaſten müſſe. 


Wenn die Berichte aus den Bezirken der Hanſeſtädte mit Rückſicht 
auf das Fehlen größerer ländlicher Bezirke im eigentlichem Sinne dieſes 
Wortes ausgeſchieden werden, jo bleiben 29 Berichte von V. A. A. und 40 
Berichte von B.6.G., darunter 32 von landwirtjchaftlichen und 8 von 
gewerflichen Berufsgenofjenjchaften zu berücfichtigen. 

Don den Berjiherungsanftalten haben 12 wejentlich ungünftige, 
6 nur teilweife ungünfjtige und 6 überwiegend günftige Erfahrungen Hin= 
fichtlich der Krankenpflege auf dem Lande gemacht, während 4 Berichte 
fichere Anhaltspunkte für die Beurteilung der Verhältniffe nicht ergeben. 
Ahnliche Zahlen ergeben fich Hinfichtlich der Geneigtheit, die Beitrebungen 
zur Verbeſſerung der Krankenpflege thatkräftig zu unterjtüßen, was von 
12 Anftalten bereits gejchieht oder doch in Ausficht geftellt wird, wogegen 
4 don einer Entichließung noch zunächſt die Entwidlung der Sache ab— 
warten wollen, 2 bei im allgemeinen wohlwollender Stellungnahme, doch 
die geſetzliche Möglichkeit zur Gewährung von Beihilfen nicht für gegeben 
erachten, andererjeit3 aber 7 wegen der Berhältniffe in ihren Bezirken ein 
Einjchreiten der BA. für nicht erforderlich oder doch nicht angezeigt erachten, 
und endlich 3 ihre Stellung zu der Frage nicht näher bezeichnen. Es 
verhalten jich jedoch einzelne Anjtalten troß der ungünftigen Wahrnehmungen 
ablehnend, andere bei im allgemeinen nicht ungünftigen Erfahrungen wohl- 
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wollend gegenüber der Trage, ob Beihilfen zur Befjerung der Krankenpflege 
gewährt werden können. 

Soweit grundfägliche Bedenken Hinfichtlich der gefeglichen Zuläffigkeit 
der Aufwendungen von Anftaltsmitteln für Zwede, die nicht Lediglich 
einzelnen Berficherten zu gute fommen, den Grund der ablehnenden Stellung- 
nahme bilden, wird vielleicht die Beitimmung des $ 45 des neuen Invaliden— 
verficherungägejeges, welche unter gewiffen Vorausjegungen die Verwendung 
von Mitteln zu anderen al® den im Geſetz vorgefehenen Leiftungen im 
Intereſſe der VBerficherten und ihrer Angehörigen gejtattet, geeignet fein, eine 
freiere dem Rundfchreiben des Neichöverficherungsamtes entjprechende Aus— 
legung des Gejeßes herbeizuführen. Denn dieſe neue Beitimmung deutet 
unzweifelhaft darauf Hin, daß der Gejeßgeber in weiterem Umfange, al® aus 
der bisherigen Fafſſung des Gejeges erkennbar war, Aufwendungen, welche 
den Verficherten zu gute kommen, billigt, und rechtfertigt damit eine minder 
enge Auslegung. 


Don den Berufsgenofſſenſchaften machten 21 landwirtjchaftliche 
und 4 gewerbliche Beobachtungen über die jchädigende Einwirkung der 
mangelhaften Krankenpflege auf dem Lande in erheblichem Umfange, 7 land— 
wirtjchaftliche und eine gewerbliche in geringerem Umfange und 7 hatten 
über bemerkenswerte Wahrnehmungen nicht zu berichten. Zu der Unter: 
ftüßungsfrage nehmen indes nur 9 B. G. B.G. eine im allgemeinen günftige, 
weitere 9 eine noch abwartende, dagegen 15 eine ablehnende Stellung ein, 
darunter 2, weil fie die geſetzliche Zuläffigkeit der Aufwendungen bezweifeln. 
In den übrigen 7 Berichten fehlt eine ausdrüdliche Außerung. 

Stellt ſchon die weit überwiegende Mehrzahl der Berichte einen mehr 
oder minder großen Einfluß mangelhafter Fürforge in den Ländlichen Be— 
jirfen auf die Belaftung feſt, jo fann der Umfang der Gebiete, in denen 
derartige Mängel wahrgenommen find, doch erft dann richtig beurteilt 
werden, wenn man beachtet, daß nur aus Baden, Heffen und Braunjchweig 
jeitend der BA. und der L.B.G. übereinjtimmend die Zujtände ala be— 
friedigend bezeichnet, im übrigen aber, wenigſtens von einer Geite oder für 
einzelne Zeile der Bezirke, Mißſtände beflagt werden. Übrigens ijt damit, 
daß BA. oder B.G. eine Schädigung ihrer Intereſſen nicht wahrnahmen, 
jelbftveritändlich noch nicht gejagt, daß ſolche Schädigungen thatjächlich 
nicht dorfamen, und noch weniger, daß die Verhältniffe auch bezüglich der 
nicht dverficherten Perfonen befriedigende waren !. 

1 Bezeichnend ift nach dieſer Richtung Hin ein Schreiben des Gutsbeſitzers Fricke— 
Adenhauien, mit welchem biejer die Erflärung des Borftandes der Braun: 
jchweigiichen 2.8.6. begleitet und beftätigt, dab die B.G. feine weſentliche Benach— 
teiligung erfahre, und deshalb für fie zu befonderen Maßnahmen fein Grund vorliege. 
Auf Grund feiner reichen Erfahrungen, bie er ala praftiicher Landwirt, wie bei der 
Führung der Gefchäfte der B.G. jammelte, äußert er ſich dahin, daß das Bild ſich 
ganz ander? geftalte, wenn man im allgemeinen bie Gejundheitäpflege auf dem Bande 
in den Kreis der Betrachtungen ziehe, und empfiehlt dann in eingehenden Darlegungen 
und mit jchlagenden Beifpielen aus jeiner Umgebung auf das Lebhaftefte die Anftellung 
von Gemeindepflegerinnen, für welche nach feiner Überzeugung ein großes und frucht- 
bares Arbeitätelb gegeben ſei, indem er jeine Ausführungen dahin zufammenfaßt: 
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Eine nähere Prüfung der Berichte ergiebt, daß die Mängel der Kranken— 
fürforge um jo mehr zurüdtreten, je dichter die Bevölkerung und je größer 
die MWohlhabenheit derjelben ijt, in den jchwach bevölferten, ausſchließlich 
Zandwirtichaft treibenden Bezirken und beſonders dann, wenn gleichzeitig 
wenig günjlige Erwerböverhältniffe vorliegen, alfo am größten find. Daraus 
ergiebt fi), daß gerade da, wo fich die größten Schwierigkeiten entgegen- 
jtellen, die Abhilfe am notwendigſten iſt. 

Im übrigen werden Hauptjächlich drei Umftände häufiger als Grund 
für das Vorhandenſein im allgemeinen beiriedigender Berhältnifje hingejtellt: 
Die Ausdehnung der Krankenverficherungspflicht auf Dienjtboten und land» 
wirtjchaftliche Arbeiter, eine genügende Zahl von Arzten in den Landorten 
und dad Vorhandenfein guter und genügend zahlreicher Krankenhäuſer. Es 
jcheint daher angezeigt, hier furz zu prüfen, ob der günftige Einfluß, den 
jene Umstände ja notwendig ausüben, eine Verbeſſerung der Krankenpflege 
in der That entbehrlich macht, oder ob fie nur, wenn auch die lehtere 
gefichert ift, zu wirklich befriedigenden Zuftänden führen. 

Die Ausdehnung der Krankenverficherung kann felbjtverjtändlich nur 
indireft wirken, indem fie zu ausgiebigerer Jnanjpruchnahme ärztlicher Hilfe 
und wohl auch der Kranfenhauspflege führt und damit die Vorausſetzungen 
für die Niederlafjung von Arzten und Errichtung von Kranfenhäufern auf 
dem Lande günjtiger gejtaltet. Sie erfolgt aber im allgemeinen nur da, 
wo das Berftändnis für die Forderungen der Gefundheitspflege an fich 
bereit3 gehoben ijt und die Überzeugung von der Notwendigkeit einer befferen 
Krankenfürſorge in weiteren Kreifen verbreitet hat. Gerade die ungünftigiten 
Berhältnifje werden alfo unbeeinflußt bleiben. 

Eine imtenfivere ärztliche Behandlung fcheitert keineswegs allein an 
dem durch große Entfernungen verurfachten Hohen Aufwande, jondern 
vielfach muß die Landbevölferung noch dazu erzogen werden, ärztliche Hilfe 
rechtzeitig und ausgiebig in Anspruch zu nehmen, anftatt zunächſt zu den 
unvernünftigſten Mitteln zu greifen, Rurpfufchern und Perjonen, welche dag 
Leiden „beiprechen” oder in ähnlicher Weife heilen wollen, fich anzuvertrauen, 
um zuleßt, wenn nicht® mehr Helfen kann, den Arzt Herbeizuholen und 
ſchließlich deſſen Beiſtand ala wertlos Hinzuftelen, wenn er bei einmaligem 
Beluche nicht das Unmögliche möglich machen konnte. 

Leider führt diefe Thatfache dazu, daß gerade die Landärzte der Ein- 
führung von SKranfenpflegerinnen nicht felten großes Mißtrauen entgegen- 
bringen, weil fie fürchten, daß dadurch nur der Kurpfujcherei weiterer Vor— 
ſchub geleistet werde und zwar in einem um fo höheren Grade, je mangel- 
bafter die Ausbildung der Pflegerin war. Wenn auch diejfe Gefahr nicht 


„Die wichtigfte, nächftliegende und dringendfte Aufgabe zu der fortjchreitenden Löſung 
der focialen Frage liegt in den Händen der Frauen.” Nicht von allgemeiner Be: 
lehrung oder pefuniärer Unterftüßung erwartet er Hilfe, ſondern nur von perjönlichem 
Eingreifen, und er forbert hierfür Perfonen, welche nicht nur gelegentlich, ſondern 
mehr oder minder berufsmäßig eintreten, verfennt aber nicht die Schwierigkeiten, 
welche der Mangel un Krankenſchweſtern, die Gleichgültigfeit des, größeren Teils ber 
Sandbevölferung in Verbindung mit der Abneigung mancher Arzte und nit am 
BENDER die frage ber Koftendedung ber allgemeinen Anftellung von Pflegerinnen 
ietet. 
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ganz beitritten werden fann, jo fehlt es doch andererjeit3 nicht an Mitteln, 
derjelben genügend vorzubeugen, und gerade eine ihrer Aufgabe gewachjene 
Pflegerin wird wirkſamer als der Arzt felbit die Neigung der Landbevölkerung 
zur Kurpfujcherei befämpfen können. R 

Sedenjalls ift aber jene Stellungnahme eines Teiles der Arzte, welche 
ed auf das äußerſte erjchwert, die Landbevölkerung von der Notwendigkeit 
einer beſſeren Krankenpflege zu überzeugen und der Pflegerin eine gedeihliche 
Thätigfeit zu fichern, nicht weniger als ein Beweis für das mangelnde 
Bedürfnis einer bejjeren Krankenpflege auf dem Lande. Immer rüdhalt- 
loſer wird von ärztlicher Seite anerkannt, daß der Erfolg der ärztlichen 
Thätigfeit im weiteſten Umfange abhängig fei von der Unterftügung durch 
eine jorgfältige Krankenpflege, und ohne eine fundige Pflegefraft ift dem 
Arzte die Einleitung mancher Behandlungsmethoden geradezu unmöglich. 
Nun müßte aber gerade auf dem Lande, wo der Arzt nicht wie in der 
Stadt täglich oder gar mehrmals? am Tage erjcheinen, die Pflege überwachen 
und neue Anordnungen treffen kann, die Pflege in den zuverläffigiten Händen 
liegen. Es wird aber niemand leugnen, daß die Güte der Krankenpflege im 
umgefehrten Verhältnis zu dem vorhandenen Bedürfnis jteht. Der Arzt 
ijt übrigens nach verjchiedenen Richtungen Hin nicht im jtande, die Thätig- 
feit der Krankenpflegerin vollwertig zu erjegen. Wenn er den größeren 
Zeitaufwand nicht zu jcheuen Hätte, jo würde ihm doch das Gefchie für 
manche Arbeiten, denen fich die Pflegerin gerade auf dem Lande unter- 
ziehen muß, abgehen, und überdies jteht er der Bevölkerung keineswegs 
nahe genug, daß jein Rat ohne weiteres genügen würde, um einen Bruch 
mit den biöherigen Auffafjungen und Gewohnheiten herbeizuführen. Da 
hilft überhaupt in den meijten Fällen fein Rat, fondern in der Regel muß 
gehandelt werden. 

Die Hebung der Mängel auf dem Gebiete der Gejundheitspflege 
fann auch nicht erwartet werden von der Errichtung einer genügenden 
Anzahl gut eingerichteter Krankenhäufer, welche über den Bezirk gleichmäßig 
verteilt find. So unentbehrlich fie find, fo verfehlt wäre e8 doch, darin 
allein ſchon eine allen Bedürfniffen genügende Abhilfe zu erbliden. Niemand 
wird es empfehlen wollen, im Bertrauen auf eine leiftungsfähige Feuerwehr 
von allen Maßnahmen abzufehen, welche die Feuersgefahr vermindern, die 
die Bewältigung des entjtandenen Zimmerbrandes durch die Hausbewohner 
jelbjt fichern, die Ausbreitung des Teuer auf Nachbargrundjtüde verhüten. 
Gleiches gilt auf dem Gebiete der Krankenpflege. Es ijt weder möglich 
noch auch nur wünſchenswert, daß das Krankenhaus überall die Hauspflege 
erſetze. Wenn auch die Leider vielfach vorhandene Abneigung gegen Hoſpital— 
pflege überwunden und thatjächlich erreicht wird, daß in allen für bie 
Kranfenhausbehandlung geeigneten Fällen diefe zur rechten Zeit in Anfpruch 
genommen wird, jo bleibt doch immer, wie wir gleich jehen werden, ein 
großes Arbeitsfeld übrig, auf dem das Krankenhaus hier und da fördernd 
eingreifen fann, im übrigen aber andere Kräfte ihre Thätigkeit entfalten 
müfjen!, 


ı Al Beifpiel dafür, daß das Vorhandenjein von Krankenhäufern allein noch 
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feine befriedigende Zuftände zu jchaffen vermag, mag erwähnt werden, daß der füdliche 
Zeil des Herzogtums Oldenburg mit rein landwirtiaftlicher Bevölkerung bei einer 
verhältnismäßig großen Zahl von Krankenhäuſern (je eines auf 7000 Einwohner) 
eine dreifach größere Anzahl von Typhuserkrankungen hat al3 der nördliche Teil mit 
einer zum erheblichen Zeil induftriellen Bevölkerung und vielfach ungünftigen Trink— 
wafjerverhältniffen in den auf die Benußung des Regenwaſſers angewiejenen Marichen 
bei einer weit geringeren Zahl, teilweile erft in jüngerer Zeit entftandener Kranken— 
häuſer (je eines auf 20000 Einwohner). Die Erfranfungen betrugen in den Jahren 
1896 bis 1898, während welcher die Krankheit nirgends epidemiſch auftrat, bei nahezu 
gleichen Zahlenverhältniffen in den einzelnen Jahren im Durchſchnitt jährlich im 
nördlichen Zeile 1:3286 Einwohner, im füdlichen Landesteile dagegen 1: 1087 Ein- 
wohner, ein Ergebnis, das von ärztlicher Seite auf die „Lebensgewohnheiten” der 
Bevölkerung zurüdgeführt wird. Der Mangel an Verftändnis für die forderungen 
der Hygiene rächt fich hier wie auf anderen Gebieten. 


Die Aufgaben der Gemeindefranfenpflegerin. 


Das Arbeitsgebiet, auf welchen die Gemeindefranfenpflegerin mit 
Erfolg thätig werden kann und deshalb auch nach Möglichkeit thätig werden 
jollte, ift ein weit größeres, als vielfach angenommen wird. Es bedarf 
einer furzen Bejchreibung desjelben jchon deshalb, um dem nicht jeltenen 
Ginwande begegnen zu fönnen, daß eine Pflegerin ausreichende Be— 
ihäftigung nicht finden werde, wenn man nicht zur Bildung räumlich zu 
ehr ausgedehnter Bezirke jchreiten wolle. Diejer Einwand wäre vielleicht 
berechtigt, wenn die Aufgabe der Pflegerin ich in der Hauptjache auf die 
Übernahme der vollen Pflege einzelner ſchwer erfrankter Berfonen bejchränten 
würde. Gewiß würde einer Pflegerin, die fich im wefentlichen hierauf 
bejchränfte, die Eriftenzberechtigung nicht abzujprechen fein. Denn es fehlt 
auf dem Lande in der Regel an allem, was die Thätigfeit des Arztes 
unterjtüßt, und wie von ärztlicher Seite mehr und mehr eingeräumt wird, 
zum mindeiten in gleichem Maße wie die ärztliche Behandlung die Wieder- 
berjtellung der Gefundheit beeinflußt, an der richtigen Lagerung des Kranten, 
an Reinlichkeit und Lüftung, Regelung der Zimmerwärme, Bereitung und 
Verabreichung geeigneter Koſt und an der funftgerechten Ausführung 
bejonderer ärztlicher Anordnungen. 

In Wirklichkeit darf die Gemeindepflegerin fich aber nur ausnahms— 
weile auf die Pflege eines einzigen Kranken bejchränfen und nicht etwa, 
gleich einer Privatpflegerin, die Hilfeleiftung einem zweiten Kranken ver- 
weigern, weil der erite ihre Kräfte voll in Anspruch nimmt. Wenn auch 
diefe Pflege Schwerkranker, weil das dringendjte, ihre nächite und vornehmite 
Pflicht bleibt, jo tritt fie doch gegen die übrige Thätigfeit weit zurüd. 
Die Pflegerin joll nicht nur in den zahlreichen Fällen Leichterer ‚Art mit 
Rat und That zur Hand gehen und forgen, daß ohne Verzug ärztliche 
Hilfe zugezogen wird, jobald mit der Möglichkeit einer bedenklichen Wendung 
gerechnet werden muß: nicht minder wichtig als das Pflegen iſt das 
Vorbeugen. Wo find denn jebt auf dem Lande geeignete Kräfte, welche 
eine Desinfektion nach den vom Arzte erteilten Weifungen auch nur einiger- 
maßen wirkſam auszuführen vermögen? Wer forgt dafür, daß der Schwind- 
füchtige, deſſen Leiden Ausficht auf Beſſerung nicht mehr bietet, nicht für 
jeine Umgebung eine ſtändige Anftekungsquelle bilde, wenn, wie gewöhnlich, 
ärztliche Hilfe weil nußlos nicht in Anfpruch genommen wird. Die Pflegerin 
ſoll alfo die Grundjäße der Gejundheitälehre der Landbevölferung übermitteln, 
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jreilich nicht durch Vorträge, für welche alle Ohren taub fein würden, jondern 
durch praftifche Bethätigung diefer Grundſätze und dann etwa gelegentliche 
Anweiſung zu gleicher Thätigfeit. 

Doh auch damit würde ihre Aufgabe nicht erfchöpft fein. Wer ver- 
mag denn auf dem Lande in Unglüdsfällen die erjte Hilfe zu leiften, bis 
der Arzt zur Stelle ift, oder den Transport jachgemäß zu leiten, wenn die 
Berbringung in® Krankenhaus dringlih? In weſſen Hand ift eine Nieder- 
lage der gebräuchlichſten Hilfsmittel für die Krankenpflege, gebräuchlich in 
der Stadt und im Krankenhauſe aber nicht auf dem Lande, wirklich gut 
aufgehoben, jodaß von den Geräten der richtige Gebrauch gemacht wird, 
und Sicherheit geboten ift, daß nicht mangelhait gereinigte Gegenjtände zu 
Überträgern von Krankheiten werden? Bon woher fommt der Wöchnerin 
Hilfe, daß fie nicht, die Gefahr ſchwerer Leiden und dauernden Siechtums 
nicht achtend, jchon am erjten oder zweiten Tage die dringenden Gejchäfte 
im Hausſtande zu bejorgen verjucht, weil niemand fie vertritt? Melcher 
Gewinn wäre es nicht, wenn wenigjtens während derjenigen Wochen, 
während welcher alle verfügbaren Arbeitskräfte auf dem Lande in Anfpruch 
genommen werden müſſen, eine Pflegerin die Eleinen Kinder unter ihre 
Obhut nehmen fönnte, damit die zahlreichen Unglüdsfälle vermieden 
werden, welche den ohne genügende Aufficht zu Haufe zurüdgelafjenen oder 
mit aufs Feld hinausgenommenen Kindern zuftoßen ? 

Überall wo leibliche oder geijtige Not fich zeigen, da iſt Arbeit für 
die Gemeindepflegerin, jei e8 daß fie jelbit Linderung bringt oder ſolche 
vermittelt. Wenn jie fo ihre Aufgabe auffaßt und derjelben gewachjen tit, 
dann wird fie auch in einem kleinen Bezirke ein reiches Arbeitsfeld ſich 
ichaffen. Letzteres ift vielmehr jo groß, daß nur eine genügend ausgebildete 
Kraft, welche fich berufsmäßig diejen Aufgaben unterzieht, mit durchgreifen- 
dem Erfolge wirken fann. Die Hilfe nicht geichulter Perſonen, welche 
gelegentlich thätig werden, joweit andere Verpflichtungen fie nicht hindern, 
muß notwendig unzureichend bleiben, denn wenn nicht die Krankenpflege 
die Lebensaufgabe bildet, Hinter welche die jonjtige Thätigkeit zurücktritt, 
jo würde die Hilfe gerade da oft fehlen, wo man ihrer am dringendjten 
bedarf. 

Die Forderung der Berufsmäßigkeit iſt andererſeits nicht dahin zu 
verſtehen, daß die Pflegerin ausſchließlich dieſer Thätigkeit ſich widme. 
Wo das Bedürfnis noch nicht ſo ſehr hervortritt, empfiehlt es ſich vielmehr 
dringend, ſich nach ſolchen Pflegekräften umzuſehen, welche dieſe Aufgabe 
neben einer anderen Berufsthätigkeit zu erfüllen vermögen. Die Ermäßig- 
ung der Koſten und die Geiahr, welche der Mangel genügender Beichäftigung 
immerhin bietet, fprechen in gleichem Maße dafür. 

Ferner ſoll dieſe berufsmäßige Ausübung der Krankenpflege gewiß 
nicht die Pflege durch die Familienangehörigen, wo fie möglich iſt, 
verdrängen, fondern fie nur ergänzen und zwedentiprechender geitalten, ſodaß 
die Anordnungen des Arztes richtig befolgt, die erforderlichen Beobachtungen 
jorgfältig ausgeführt werden, überhaupt die Pflege jachgemäß ausgeübt 
wird. Die Pflegerin darf auch nicht die freie Liebesthätigfeit anderer 
Kräfte lahm Legen, fondern muß diejelbe im Gegenteil anregen und nutz— 
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dringender außgeftalten, indem fie bald eine perjönliche Hilfeleiftung bald 
eine materielle Unterjtügung in Anfpruch nimmt und gewiß nicht erfolglos 
bitten wird, wenn fie nur zeigen fann, wie viel Gute durch Diele 
Zuwendungen gejchaffen wird. Sie ſei die rechte Hand des für ihren 
Bezirk zu bildenden Frauenvereins, welchen Namen derjelbe auch immer 
tragen, ob er auf £onfefjioneller oder rein humanitärer Grundlage errichtet 
jein möge, dem fie ftetS neue Anregung zu Merken der Nächftenliebe gebe 
und an dem fie Rüdhalt und Stübe bei ihrer wenn auch lohnenden jo 
doch nicht immer leichten Thätigfeit habe. 

63 kann fchwer fein, in einer Gemeinde zunächſt Stimmung zu machen 
für die Einführung der Gemeindepflege. Wo fie fih aber einmal eingelebt 
hat, da hat die Erhaltung derjelben noch nie Schwierigkeit ‚bereitet, und 
andere haben aus den Erfolgen Anregung zu gleichem Borgehen gewonnen. 

Dieje belebende Kraft, welche von der Einrichtung ausgeht, ift an 
feiner Stelle ftärker empfunden als bei der Leitung des Baterländijchen 
Frauenvereind. Geit dem Jahre 1897 Hat diefelbe fich die Hebung 
der ländlichen Krankenpflege ganz bejonders zur Aufgabe gejeßt und durch 
planmäßiges Vorgehen bereit3 beachtenswerte Erfolge erreicht. Die Ber- 
bandlungen der Delegiertentage von 1897 und 1898 haben zunächſt außer 
den oben bereits erwähnten NRundfchreiben des Neichöverficherunggamts dom 
29. Mai 18971 und des preußifchen Minifters der öffentlichen Arbeiten 
eine vom preußifchen Miniſter des Innern ausgehende Verfügung gezeitigt, 
durch welche die Landräte auf die Bejtrebungen des Frauenvereins hinge— 
wiefen werden. Die Berbandsvorjtände in mehreren Provinzen haben ihren 
Zmeigvereinen einmalige oder laufende Beihilfen (3. B. in Hannover 60 Mt. 
für jede Gemeindefchwefter) in Ausſicht gejtellt, um fie zur Errichtung von 
Pflegeitationen zu veranlaſſen. Dann find insbeſondere in Schlefien und 
Meitialen eine Reihe von sSreißvereinen reorganifiert oder neu gebildet, 
welche überrafchend ſchnell eine große Mitgliederzahl erworben haben und 
dadurch zur Anftellung von SKrankenpflegerinnen befähigt wurden. So die 
Bereine Schweidnif-Land mit 7 Krankenſchweſtern, welche Zahl fich in 
nächiter Zeit verdoppeln wird, Bunzlau mit 7, Neumarkt mit 8, Ohlau 
mit 12 und Breslau-Land mit 14 Schwejtern, überall entiprechend der 
Konfeflion den evangeliichen und katholiſchen Kranfenpflegegenofjenichaften 
entnommen. In Ojtpreußen iſt mit gutem Erfolge die Bekämpfung der 
Granuloſe durch Anjtellung von Gemeindejchwejtern in den ärmiten SKreifen, 
welche von diefer anjtedenden und vererblichen Augenkrankheit Hauptjächlich 
heimgefucht wurden, in Angriff genommen. Bon 1895—1898 Hat fi 
die Zahl der Vereine, welche Gemeindepflegen eingerichtet hatten, von 223 
auf 296, der Aufwand für diefe Zwecke von 137204 auf 206 088 Mt., 
die Zahl der Krankenſchweſtern von 889 auf 1150? erhöht. Freilich Liegt der 
Schwerpunkt der Thätigfeit der Frauenvereine immer noch ganz überwiegend im 
den Städten, und auf das platte Land entfällt nur ein bejcheidener Bruchteil. 

1 Bu vergl. ©. 45. 

2 Darunter befinden fi 613 Schweftern vom Roten Kreuz, 451 Diakoniffen, 
37 katholiſche Orbdenzjchweftern und 49 Pflegerinnen ohne Mutterhaus. 
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Die Gewinnung Des erforderlichen Pflegeperſonals. 


Jene vielfeitige Thätigkeit, welche der Gemeindepflegerin wartet, ftellt 
unverfennbar hohe Aniprüche an ihr Können und ihre ganze Perfönlichkeit. 
Sie joll führend über der großen Maſſe der ländlichen Bevölkerung ftehen, 
muß diefelbe alfo nicht allein durch ihr theoretifches Willen und praktiſches 
Können auf dem Gebiete der Krankenpflege fondern thunlichit durch ihren 
Bildungzftand überragen. Und fo entjteht denn die große Frage: Woher 
jo leiſtungsfähige Pflegekräfte in einer dem Bedürfnis auch nur annähernd 
entfprechenden Zahl, und woher andererjeit3 die Mittel, um ein folchen 
Anforderungen einigermaßen gleichwertiges Entgelt gewähren zu können? 
Wenn ſich aber zeigt, daß es nicht möglich ift, überall Vollwertiges zu 
ichaffen, fo ijt die weitere Frage aufzuwerfen: wie bei geringeren Anforderungen 
an Perjonen und Mitteln ein immerhin großer Fortſchritt gegenüber dem 
augenblidlichen Zuftande erreicht werden fann. 

Treten wir an die Beantwortung diefer Fragen, jo wird fich der Blid 
notwendig zunächſt auf die firhlihen Kranfenpflegegenofjen- 
haften richten, bei deren Mitgliedern hohe Leiftungsfähigfeit mit größter 
DOpferwilligfeit gepaart fich findet. Was die lebten Jahrzehnte auch an 
verheißungsvollen Anfängen auf dem Gebiete der Ausbildung von Kranken— 
pflegerinnen gebracht Haben, das Schwergewicht Liegt auch Heute noch 
immer bei den Eonfeflionellen Genofjenjchaften, deren werbende Kraft durch 
jene Konkurrenz, wenn man fie fo nennen darf, nicht gefchwächt fondern 
eher gejteigert ift. 

Die Zahl der dem Kaiſerswerther Berbande angehörenden Diakfonifjen- 
mutterbäufer im Deutjchen Reiche ift von 1894—1898 von 45 auf 
52, die Zahl ihrer Schweitern von 8075 auf 10589 (darunter 6403 
Diakoniffen und 4186 Probejchweitern !) und die Zahl der Arbeitsfelder von 


ı Mit —— der außerhalb des Deutſchen Reiches befindlichen Mutterhäufer 


ergeben ſich folgende Zahlen: 
Mutterhäufer Schweftern Arbeitsfelder Jahreseinnahme 
1864 30 1592 368 813000 «4 
1868 40 2106 526 1258000 „ 
1872 48 2657 648 2104000 „ 
1875 50 3239 866 3616000 „ 
1878 51 3901 1093 4110000 „ 


1881 53 4743 1436 4824000 
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2968 auf 3914 gejtiegen. Es ergiebt fich alfo ein jährlicher Zuwachs von 
600 Pflegerinnen, während noch anfangs der achtziger Jahre nur durch- 
ſchnittlich 240 Diakonifjen jährlich ausgebildet wurden. Zroß der großen 
Zahl der Arbeitsfelder, auf denen die Zahl der Arbeitskräfte nicht dem 
Umfange der Arbeit entipricht, Hat die Vermehrung der Arbeitzftellen mit 
der der Diakoniffen nahezu gleichen Schritt gehalten, ſodaß 1898 wie 1894 
durchichnittlich 2,7 Pflegekräfte auf jede Stelle entfielen. Wenn das auch 
auf eine vermehrte Thätigkeit auf Eleinen Stationen, alſo auch auf dem 
Gebiete der Gemeindepflege Hindeutet, jo entiällt auf das Land immer erjt 
ein ſehr beicheidener Bruchteil. Sind doch von den 1005 Kaiferäwerther 
Schweſtern zwar 146 in der Gemeindepflege, aber nur 25 in Landgemein— 
den thätig, davon ein Zeil noch in Gemeinden mit Fajt ausſchließlich 
induftrieller Bevölkerung und ſtädtiſchem Gepräge, die für unfere Erörterung 
faum in Betracht fommen. Andere Mutterhäufer bilden freilich mehr 
Gemeindejchweitern aus, das Diafoniffenhaus in Schwäb.-Hall fogar 
ausſchließlich Gemeindediakoniffen für die Kranken- und Armenpflege. 
Alleın die weitaus meisten Pflegekräfte werden überall von den Städten in 
Anſpruch genommen, und nur langjam kann fich die Zahl der in der 
Krankenpflege auf dem Lande bejchäftigten Diakoniſſen vermehren. 

Über die katholiſchen Krankenpflegeorden find jeit Guttitadts Ver— 
Öffentlichungen! umfaffendere Zufammenftellungen nicht bekannt geworden. 
63 ift deshalb Anlaß genommen, neuere Zahlen zu ermitteln, welche geignet 
find, ein Bild von dem derzeitigen Stande zu gewinnen. Ausweislich der 
bei Anlage 1 angeführten Zufammenftellung beträgt die Zahl der Mitglieder 
bei den männlichen Genofjenfchaften mindeflens 923, bei den weiblichen 
mehr als 19 000. 

Danach jteht allerdings außer Zweifel, daß im allgemeinen katholiſche 
Srantenjchweitern wohl auch für die Gemeindepflege in verhältnismäßig 
großer Zahl zur Verfügung jtehen würden. Dieje Annahme erfcheint. um 
jo mehr gerechtiertigt, ala eine ganze Reihe von Genoſſenſchaften mit 
zahlreichen Mitgliedern? ſich vorzugsweiſe der ambulanten Krankenpflege 


Mutterhäufer Echweftern Arbeitsfelder Jahreseinnahme 


1884 54 5658 1742 5608000 .# 
1888 57 7129 2263 6379000 
1891 63 8478 2774 7649000 , 
1394 68 10412 3641 8941000 
1898 80 13309 4745 10997000 . 
ger 12 2397 1104 2055000 „ 
— 27,8% 30,3% 22,9% 


Ein Bierteljahrhundert hat alfo zu einer Steigerung auf das Fünffache geführt, und 
die Zunahme ift ftet3 größer geworben. 

! Guttftadt, Krankenhauslexikon für Preußen. Berlin 1833. Es find danach 
von 1876 bi3 1885 die Mitglieder männlicher Kranfenpflegegenoffenihaften von 309 
auf 383, die der weiblichen von 3409 auf 5470 geftiegen. 

2 So die „Töchter des Allerheiligiten Heilandes* in Oberbronn Elijah), in 
Südweit:Deutichland ala Niederbronner Schweftern befannt, mit 1664 Wlitgliedern, 
die Franzisfanerinnen aus dem Mutterhaufe zu Aachen, die „Armen Tienjtmägde 
Chriſti“ ın Dernbach (Heſſen-Raſſau) mit 1950 Mitgliedern in 205 Nieberlaffungen, 


5* 
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widmen. Freilich zeigt die Überficht, daß keineswegs alle Teile de Reiches 
mit überwiegend fatholifcher Bevölkerung in gleicher Weife der Dienfte der 
Krankenjchweitern teilhaftig werden, und es entzieht fich der Beurteilung, 
ob bei gefteigerter Nachjrage auch in den minder reichlich verjorgten 
Bezirken alsbald eine größere Zahl von Schweitern zur Verfügung ftehen 
würde. 

63 würde indes ein Jrrtum fein, wollte man davon ausgehen, daß 
die Gegenden mit überwiegend katholiſcher Bevölkerung, joweit es fih um 
das platte Land handelt, einen der Zahl der Schwejtern entiprechenden 
Borjprung auf dem Gebiete der Krankenpflege hätten. Vorzugsweiſe find 
es auch hier die Städte, welche fich des Wirkens einer großen Zahl von 
Schweitern zu erfreuen haben. Wenn auch in der jüngften Zeit die Zahl 
der Niederlaffungen auf dem Lande außerordentlich ſtark zugenommen bat !, 
jo zeigt doch die Zufammenftellung, daß jelbjt in den am meijten begünftigten 
Gegenden die Zahl der Niederlafjungen erft einen bejcheidenen Bruchteil der 
Zahl der Piarrgemeinden bildet. 

Gegen dieſe Kirchlichen Genofjenjchaften treten die jonjtigen Organi— 
fationen, was die Zahl der Pflegekräfte angeht, weit zurüd. Die bedeutendite 
unter ihnen, der Verband deutjher Kranfenpflegeanjtalten 
vom Roten Kreuz, dem 21 Anjtalten angehören, zählte 1898 erjt 889 
Schmweitern. Für die Gemeindefrantenpflege auf dem Lande wird man einſt— 
weilen um fo weniger jtarf auf fie rechnen dürfen, ala neben den Kranken— 
häufern der Frauenvereine zahlreiche andere Anjtalten Rote-Kreuz-Schweftern 
begehren. Andererſeits find aber die engen Beziehungen zu den Baterländi= 
chen Frauenvereinen, denen eine rege Förderung der Krankenpflege auf dem 
Lande zu verdanken ift, von Bedeutung, und vereinzelt? tritt die Gemeinde- 
pflege auch jeßt bereit3 mehr in den Vordergrund. 

Während die übrigen Einrichtungen, unter denen die auf Beranlaffung 
de8 Hohanniterordens meift in Diakoniffenanitalten ausgebildeten 
Hohanniterinnen der Zahl nach (1897: 750) in erjter Linie ſtehen, 
für die ländliche Krankenpflege bis auf weiteres nicht in Betracht kommen, 
verdient der durch Profeffor Zimmer 1894 in Herborn gegründete 
Evangeliſche Diafonieverein, der jebt in Zehlendorf bei Berlin 
feinen Sit hat, feiner bemerkenswerten Einrichtungen wie auch feiner rajch 
gewonnenen Ausdehnung wegen bejondere Beachtung. Neben der Unter: 
haltung von Erziehungsanftalten (Töchterheime Luifenhaus und Gomenius- 


davon 126 auf dem Lande, bie „Armen Franzistanerinnen“ in Waldbreitbach (Kreis 
Neuwied) mit 624 Mitglieder in 56 Niederlaffungen, die „barmherzigen Schweftern 
des III. Orden? vom h. Franziskus“ in Gengenbad (Baden) mit 545 Mitgliedern in 
132 Niederlafjungen für Hauskrankenpflege, die zur Hälfte in den legten 10 Jahren 
gegründet wurden und zum größeren Zeil in Landgemeinden fich befinden, bie 
„Schweftern vom 5. Kreuz“ in Ingenohl (Schweiz) mit 339 Mitgliedern in 71 Nieder: 
lafjungen in der „Provinz Baden: Hohenzollern“, die „Grauen Schweftern von ber 
h. Elifabeth“ in Breslau mit 138 Niederlafjungen und 1145 Mitgliedern. 

I In der Didcefe Trier dienen 85 Niederlafjungen faft ausſchließlich ber länd— 
lien Krankenpflege. 

® &o find von 77 DOlgajchweftern in Stuttgart 30 in der Bezirke: und Ge: 
meindepflege thätig- 
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haus zu Kafjel und Mädchenheim zu Dieringhaufen, Rheinpr.) hat er fich 
die Ausbildung von SKranfenpflegerinnen und die Zufanımenjafjung ber 
legteren in der „Vereinsſchweſternſchaft“ zur Aufgabe gemadt. Obwohl 
auf Eonfeflioneller Grundlage errichtet, unterfcheidet er fich doch wejentlich 
von den kirchlichen Genofjenjchaiten. In feinen mit 7 ſtädtiſchen Kranken— 
anftalten verbundenen „Diafoniefeminaren“ bildet er jet alljährlich reichlich 
150 den gebildeten Ständen angehörende Perfonen im Alter von 20—35 
Jahren in einjährigen Kurſen unentgeltlich zu „Schweſtern“, in den einigen 
tleineren rheinischen Kranfenhäufern (Waldbroel, Duisburg u. ſ. w.) ange: 
ichloffenen „Pflegerinnenjchulen” Mädchen mit Bolfsfchulbildung im Alter 
von 18—30 Jahren während einer fechsjährigen Lehrzeit unter Gewährung 
eines von 150 bis 200 ME. fteigenden Jahresgehalts und einer nach Vollendung 
der Ausbildung zahlbaren Prämie von 300 Mi. zu „Bflegerinnen“ aus", 
Schweitern wie Pflegerinnen haben Feinerlei Verpflichtungen gegenüber dem 
Berein, können aber in die „Vereinsſchweſternſchaft“ aufgenommen werden, 
wodurch ihnen Beichäftigung, Halt und materielle Sicherftellung ? gewähr— 
leiltet werden, ohne daß fie wider ihren Willen aus einer Stellung 
abberufen oder verjeßt werden können. Die nächjte Aufficht wird in den 
15 Bezirken von den Bezirfsoberinnen geführt, welche thunlichft in jedem 
Bierteljahr die Vereinsſchweſtern befuchen. Der Diafonieverein, dem außer 
den Schweitern die „Prinzipale” (Gemeinden, Anjtalten, Private u. f. w., 
welche Vereinsſchweſtern beichäftigen) angehören, wird durch den Direktor, 
den aus 7 Mitgliedern beitehenden Vorftand, den Gentralausfchuß, welchen 
die Bezirksoberinnen und cine gleiche Anzahl von Prinzipalen angehören, 
und die Hauptverfanimlung verwaltet. Für die auswärts thätigen Schweſtern 
wird neben freier Station ein Bargehalt von 300—400 ME. ausbedungen, 
wovon 10°, an den Diafonieverein, der Neft an die Schweftern, denen 
übrigens die Annahme von Geſchenken unterjagt ift, gezahlt werden. 

Der Berein, der in vier Jahren 423 Schweitern und Pflegerinnen 
gewonnen und feine Thätigfeit bereits über einen großen Teil des Deutjchen 
Reiches, ja über deifen Grenzen hinaus ausgedehnt hat, will die Bewegungs— 
freiheit mit den Vorteilen eines fejten Rückhalts an einer Genofjenichait 
verbinden, indem er auf ein direktes Verfügungsrecht über jeine Schweitern, 
wie es das Mutterhaus der Eirchlichen Genojjenfchaften in Anſpruch nimmt, 
verzichtet, dafür aber das Recht fich vorbehält, durch Kündigung die Be- 
ziehungen zu löſen. Schweſtern und Prinzipale haben daher nicht die 





ı Am 1. Dezember 1898 waren 130 Lernichweitern und 32 Pflegerinnen neben 
248 Schioeftern vorhanden. — Vom Herbft 1899 an will der Verein auch regelmäßig 
allgemeine Diakoniekurſe für Jungfrauen und Frauen gebildeter Stände veranftalten. 
Die Dauer ift 5 Wochen, der Unterricht unentgeltlih. Für Wohnung und Ber: 

egung ift ein Zeil der Selbftfoften zu erftatten. Der Unterricht ſoll fich über bie 
——— im allgemeinen, Geſundheitslehre, Krankenpflege und Krankenküche 
erſtrecken. 

2 Nach der Aufnahme zunächſt mindeſtens einjährige Beſchäftigung ala „Probe— 
ſchweſter“, dann nach der Einſegnung Aufnahme als „Verbandsſchweſter“ und damit 
Fürforge für dauernde Anſtellung; im Invaliditätsfalle Erhöhung der ſtaatlichen 
Anvalidenzente bis auf 400 Mk., wofür die Probejchweftern jährlid 50 ME. ein: 
zuzahlen haben, welche beim Ausfcheiden erftattet werden. 
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häufig jo unbequem empfundene Abberufung zu befürchten. Die bisher 
erzielten anſehnlichen Erfolge laſſen darauf jchließen, daß diefe Organifation in 
der That geeignet ijt, eine Lücke auszufüllen und dem Beruf der Kranken— 
pflegerinnen zahlreiche neue Kräfte zuzuführen, welche fi) von der engeren 
Lebensgemeinſchaft des Diakonifjenhaufe® nicht angezogen fühlen. Es 
erfcheint daher erwägenswert, ob nicht durch ähnliche Einrichtungen den 
etwa auszubildenden Pflegerinnen für dag Land, von denen jpäter die Rede 
jein wird, Stüße und Halt zu geben tft. 

Speciell auf dem Gebiete der Gemeindepflege hat der Diakonieverein 
freilich bei jeinem kurzen Bejtehen noch feine große Thätigkeit entfalten 
fönnen. Zimmer erachtet wohl mit Recht eine bejondere Vorbereitung der 
bereit3 ausgebildeten Krankenpflegerinnen für erforderlich, die ihnen dem— 
nächſt in dem im Bau befindlichen „Heimathaufe” zu Zehlendorf zu Zeil 
werden fol. Zur Zeit find 22 Schweitern in der Gemeindepflege thätig, 
davon 18 auf dem Lande, eine Zahl, die voraussichtlich nach Ablauf einiger 
Jahre raſch ſtark anwachjen wird. 

Der Umſtand, daß eine genügende Anzahl voll ausgebildeter Pflege— 
fräfte, welche auf dem Lande eintreten könnten, nicht zur Verfügung jtand, 
hat im Verein mit anderen Gründen an verjchiedenen Stellen dazu geführt, 
daß man geeignete Perfonen auswählte, ihnen eine Ausbildung in der 
Krankenpflege zu Teil werden ließ und fie jodann in ihrer Heimat be= 
ichäftigte. Bon den rein gewerbsmäßigen Kranfenpflegerinnen, welche ohne 
Anſchluß an eine Genofjenjchait oder Bereinigung die Krankenpflege jelb- 
ſtändig ala Erwerbszweig betreiben, unterjcheiden jene Zandpflegerinnen fich 
dadurh, daß fie nicht aus eigener Initiative jondern infolge Anregung 
durch eine Gemeinde, einen Verein oder auch eine einzelne Perfon und auf 
deren Kojten die Ausbildung fich erwerben und dann nach deren Anweiſung 
den Beruf ausüben. Gejchieht die Auswahl dieſer Perjonen mit der 
erforderlichen Umficht, und unterliegen diejelben bei ihrer jpäteren Thätigfeit 
der wünfchenswerten Überwachung, jo hat man die ungünftigen Erfahrungen, 
welche mit jelbjtändigen Pflegerinnen, den jog. wilden Schweitern, Hin und 
wieder gemacht werden und nicht jelten zu einem gewiffen Mißtrauen 
Anlaß geben, wohl faum zu befürchten. 

Schließlich kann eine Beſſerung der Krankenpflege dadurch verfucht 
werden, daß man einzelne Perjonen, welche ein natürliches Geſchick für dieſe 
Thätigkeit zeigen und in der Lage find, einen Zeil ihrer Zeit im Dienjte 
ihrer franfen Mitmenjchen zu verwenden, auswählt und von der fortgejeßten 
Übung eine allmähliche Vervolltommnung in der Ausübung der Krankenpflege 
erwartet. Obwohl dies unverkennbar das wenigſt zureichende Mittel ift, 
beiteht doch vereinzelt eine Vorliebe für diefe Einrichtung, von der wohl 
nicht völlig zutreffenden Auffaffung ausgehend, daß der Leiſtung der 
Krankenpflege in diefer Form ein größerer Wert beizulegen fei, ala wenn 
fie gegen Gewährung eines Entgelt? ausgeübt werde. 


Beitehende Organifntionen für Die ländliche 
Krankenpflege. 


Bemerkenswerte Beiſpiele für die Verwendung von Krankenſchweſtern 
und Rote⸗Kreuz⸗Schweſtern in der Gemeindepflege bieten die mehrerwähnte 
Drganifation des VBaterländijchen Frauenvereins für den Landkreis Königs- 
berg (Dftpreußen) und die Bezirköfrankenpflege in einzelnen Zeilen bon 
Mürttemberg. 

Im Landkreije Königsberg i. Pr. (rund 54000 Einwohner) 
find in vier Krankenhäuſern mit 48 Betten und in der Gemeindepflege 
16 Diakonifjen, planmäßig über den Kreis verteilt, thätig. Die Koften 
werden hauptjächlich von der Gemeindefranfenverficherung des Kreiſes durch 
einen jährlichen Zufchuß von 6900 ME. gededt. Die Inval.- und Altersverfich.- 
Anftalt Oftpreußen und die ojtpreuß. land» u. forftw. Berufsgenofjenjchaft 
tragen zufammen 600 ME. bei. Die Koften für jede Schweiter, die zu— 
nächſt auf 800 ME." veranjchlagt waren, betragen für den Verein durch— 
ichnittlih nur 300—400 Mf., da Wohnung und Feuerung faft überall 
von der Gemeinde und der Mittagstiich vielfach in den Yamilien geliefert 
wird. Der Frauenverein jelbjt hat daher nur verhältnismäßig geringe 
Zujchüfle zu leiten. Der hohe Beitrag aus Mitteln der Krankenverficherung 
wird dadurch erflärlich, daß die Verficherungepflicht auf die landwirtſchaft— 
lichen Arbeiter ausgedehnt ift, und auch deren Angehörige Anſpruch auf 
freie ärztliche Behandlung und Arzenei haben. Er hat nicht eine Über 
laſtung der Verficherung zur Folge gehabt, fondern im Gegenteil ift jeßt 
dad Gleichgewicht zwijchen Ginnahmen und Ausgaben erreicht. worden, 
während früher ein jtändiges Deficit vorhanden war. Die Schwefter Hält 
täglich zunächſt ihre Sprechftunde ab und macht fi dann zu Fuß oder 
mit dem von ihr jelbjt gelenkten Fuhrwerk auf den Weg, um die an— 
gemeldeten Kranken zu bejuchen und ſonſt auf gut Glüd Arme und Gedrüdte, 
Kranke und Erkrankende aufzufuchen, Rat und Troft zu fpenden, Kranfe 
dem Arzt oder dem Srankenhaufe zuzuführen oder durch eine Meldung, 
welche den Befund des Kranken mit Namen, Wohnort, Temperatur und 


1 Gehalt an das Mutterhaus 230 ME., Mittagstiich 360 Mk., Wohnung 60 Mk., 
Beigung 2.5, SME., für Frühftüd und Abendbrot 48 Mt., Meditamente und Verband: 
zeug 4 
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ihre vorläufigen Anordnungen angiebt, den Arzt herbeizuholen. Hält der 
letere nicht Krankenhausbehandlung für geboten, jo benachrichtigt er die 
Schweſter von feinen Anordnungen, und diefe jucht den Kranken nunmehr 
täglih auf. 1896 find neben 5913 Pflegetagen in den SKranfenhäufern 
über 25000 Hilfeleiftungen vorgefommen, ein fchlagender Beweis, daß die 
Bevölkerung fich jehr bald an die gebotene Gelegenheit gewöhnt und die 
Hilfe gern in Anſpruch nimmt. Der rauenverein, der die Einrichtung 
unternommen, verfügt nur über eine Jahreseinnahme von 1500 ME., von 
welcher jelbjtverftändlich nur ein Bruchteil für diefen Zweig feiner Thätig- 
feit verfügbar iſt. 

In Württemberg! organifierte der Oberamtmann Filfer 1875 in 
Heidenheim und 1895 in Balingen „Bereine zur Anjtellung von Kranken— 
pflegerinnen”, welche fi) die Verforgung der beiden Oberamtsbezirke mit 
Pflegerinnen zur Aufgabe machten und im mejentlichen gleich eingerichtet 
find. Als Mitglieder haben Privatperjonen 2 oder 3 Mk., Dürftige nach 
dem Ermeſſen des Vorjtandes weniger, Mitglieder angejchloffener Kranken 
fafjen 0,50—1,00 Mk., Gemeinden und Krankenkaſſen je nach Zahl der 
Einwohner und Mitglieder 25—50 ME. zu zahlen?. Für die Dienjte der 
Pflegerinnen wird eine Vergütung berechnet (Balingen) oder doch deren 
Zahlung erwartet (Heidenheim), welche in drei Klaffen mit 10—25 Pf. für 
eine Pflegeitunde, 0,50—1,50 ME. für die Nacht, 0,30—1,00 Mi. für 
den Tag, 0,60—2,00 ME. für Tag und Nacht, für Nichtmitglieder, welche 
indes erjt in zweiter Linie berücdlichtigt werden, doppelt jo hoch bemefjen 
find. Mitglieder angefchloffener Krankenkaffen find frei. Wohlhabende 
müſſen daneben 0,80—1,00 ME. für die Belöftigung zahlen, wenn fie die- 
felbe nicht den Schweitern gewähren. Die Schweitern dürfen feine Ge— 
fchenfe annehmen. Die Leitung liegt in der Hand des „gemeinschaftlichen 
Dberamtes” (Oberamtmann und evangelifcher oder fatholifcher Dekan) und 
unter diejem bezüglich der einzelnen Station in der des „gemeinfchaftlichen 
Amts” (Ortsvorfteher und Pfarrer), Daneben bejtehen ein engerer und 
weiterer Ausihuß und die Bereinsverfammlung. In Heidenheim (20 176 
Einwohner) ift eine größere Gentralifation® vorgejehen, während in Balingen 
(18 531 Einwohner) 8 Stationen (12 Olgafchweitern und 5 barmherzige 
Schwejtern) eingerichtet und drei weitere mit je zwei Schweitern zu be= 
jeßende Stationen geplant find. 

Bezirkskrankenpflegen find ferner in Ludwigsburg (drei Stationen mit 
jieben Olgafchweitern), Kirchheim (drei Stationen) und Nürtingen (außer 





ı Die Gentralleitung des Wohlthätigkeitävereina übt auf dem Gebiete der länd— 
lichen Krankenpflege eine jegensreiche Thätigfeit aus, indem fie Anregung giebt und 
dürftigen Gemeinden Gründungs: und Kahresbeiträge gewährt mit dem Erfolge, daß 
1898 221 Kranfenpflegeftationen teild mit Diafonifjen, —— Schweſtern und 
— (Rotes Kreuz), teils mit Pflegerinnen, die keinem Verbande angehören, 

eſetzt waren. 

2Gemeinden, in deren Bezirk eine Schweſter ftationiert iſt, haben den doppelten 
Beitrag zu zahlen und außerdem der Schwefter freie Wohnung zu gewähren. 

3 Bon den 10 Gemeindeichweftern aus dem Olgahaufe wohnen 9 in einem vom 
Verein eingerichteten Schwefternheim und gehen von da ins Land, und nur eine in 
einer Landgemeinde, außerdem 5 Schweftern in zwei Krankenhäuſern. 
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den Krankenhaus mit zwei Schweitern eine Station mit einer Schweſter) 
eingerichtet!. 

Den beiden eben befprochenen Einrichtungen find im nachfolgenden 
diejenigen Organijationen gegenüberzuftellen, welche fi) mit einem minder 
vollftändig ausgebildeten Pflegeperfonal begnügen, das neben der Kranken— 
pflege auch noch eine andere Berufsthätigkeit in mehr oder minder großem 
Umfange ausübt. 

Die großen Erfolge, welche der Badifche Frauenvereim erzielte, 
der als erfter im Jahre 1885 die Krankenpflege auf dem Lande zu organi= 
fieren begann und jet 79 Pflegerinnen dort bejchäftigt, ſowie die Art der 
Ausbildung und die näheren Umftände, unter denen jene Pflegerinnen 
arbeiten, find don anderer Geite gefchildert. Hier find daher nur einige 
ähnliche Einrichtungen zu beſprechen, welche allerdings an Bedeutung weit 
zurüdtreten. 

Der Zeit nach jchließen fih an Beitrebungen in der Provinz 
Hannover, wo der Paftor Lühmann zu Sittenfen in feiner Gemeinde 
unter Benußung einer ihm dafür überwiejenen Summe von 1500 ME. eine 
Krankenpflege eingerichtet Hatte. In einem Vortrage, der 1889 in der 
Hannoverſchen Paſtoralkorreſpondenz erſchien?, betonte Lühmann unter 
MWiderlegung aller dagegen zu erhebenden Einwendungen die Notwendigkeit 
einer Berbefferung der Krankenpflege durch Anjtellung von ausgebildeten 
berufsmäßigen Pflegerinnen und empfahl für größere Orte (2000 Einwohner 
und mehr) Diakonifjen, für Kleinere Orte die Ausbildung einer mit Umficht 
aus der Mitte der Gemeinde zu wählenden Berfon, am beiten einer jüngeren 
MWitwe, in einem Krankenhauſe während einer 6 oder befjer noch 12 Monate 


I Begünftigt wird die Ausbreitung der Krankenpflege in Württemberg zweifellos 
durch die Landesgeſetzgebung, welche die zum Zeil für einzelne Gemeinden, überwiegend 
aber jür die Oberamtsbezirfe organifierten „Srankenpflegeverficherungen” einführte, 
denen 1895 rund 128000 Berficherte angehörten. Infolgedeſſen find rund 18%o der 
Bevölkerung gegen Krankheit verfichert gegenüber durchichnittlicd” rund 12% im 
Deutichen Reich. — Nach den Gejeßen vom 16. Dezember 1886 und 12, Mai 1893 
tritt für die Dienftboten und für die in der Land: und orftwirtichaft gegen Lohn 
oder Gehalt an Geld oder Naturalbezügen beichäftigten Perfonen, ſoweit fie gejetlich 
oder ftatutariich dem reichsgeießlichen Krankenverſicherungszwang unterworfen find, 
die Kranfenpflegeverficherung fraft Gejeges ein. Unternehmer land: und forftwirt: 
fchaftlicher Betriebe können freiwillig beitreten. Den Angehörigen derjelben kann 
durch Statut ein Beitrittärecht eingeräumt werden. Es werden während höchſtens 
13 Wochen für ärztliche Behandlung, Arznei, kleine zn. und im falle der 
Erwerbsunfähigkeit freie Verpflegung, diefe in der Regel in einem Krankenhauſe, ge 
währt. Kranke, welche in ihrer Familie leben, können nur dann ins Krankenhaus 
veriwiejen werden, wenn den Anforderungen an bie Behandlung und Verpflegung in 
ber Familie nicht genügt werden kann. Als Krankenhaus gelten auch die in den 
Gemeinden eingerichteten Kranfenftuben. Unter gewiflen Vorausſetzungen kann bei 
————— ein Verpflegungsgeld gezahlt werden, welches dem durchſchnittlichen 

ehrbetrage der Koſten der freien Kur und Verpflegung im Krankenhauſe entſpricht. 
Träger der Krankenpflegeverſicherung iſt die dem preußiſchen Kreisverbande entſprechende 
Amtskorporation, ſoweit nicht einzelnen Gemeinden eine ſelbſtändige Organiſaton der 
ger Kar eig if. Die Beiträge werden von den Arbeitgebern eingezogen, 
welche den Berficherten zwei Drittel auf den Arbeitäverdienft kürzen dürfen. 

2 Auch ala Separatabdrudf unter dem Titel: „Die Organijation der Kranken: 
pflege auf dem Lande”, Hannover 1889, erichienen. 
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dauernden Lehrzeit. Organijationen, welche fich über größere Bezirke er— 
ftreden, hält er für ungeeignet, will vielmehr die Einrichtung für jede ein- 
zelne Pfarrgemeinde unter Leitung des Kirchenvorjtandes (nicht allein des 
Pfarrers) treffen. Außer den 200—300 Mi. für die Ausbildung hält er 
für Gemeinden von 1000 Einwohnern die Bereititellung von jährlich 
150 ME. für ausreichend, indem er erfahrungsmäßig etwa 90 volle Pflege- 
tage für den HYahresdurchichnitt annimmt, die er mit je 1,50 Mi. der 
Pflegerin durch das zu gewährende feſte Jahresgehalt vergütet haben will. 
Die von den Wohlhabenden zu erwartenden Beiträge für die ihnen gewährte 
Hilfe gelangen jedenfalls nicht an die Pflegerin, fondern an den Kirchen— 
vorjtand, der damit etwa ein Drittel des Gehalts wird deden können. 
Die Pflegerin ſoll im übrigen ihre frühere Berufsthätigkeit fortjegen, 
fofern ihr nicht die Leitung einer Kinderbewahranftalt, des Handarbeitg- 
unterricht3, don Frauen und Sungfrauenvereinen u. ſ. mw. überwiejen 
werden fann. Lühmann wünjcht die Ausbildung in dem Diakonifjenmutter- 
hauſe Henriettenjtift zu Hannover, einen dauernden Anjchluß der Pflegerinnen 
an dasſelbe durch Teilnahme an Konferenzen und Feten und gelegentliche 
Miederholungsfurfe während einiger Sommerwochen, in denen fie leicht 
abfömmlich fein würden. 

Der Leiter des Henriettenftifts, Paſtor Dr. Büttner, jchloß fich diefen 
Ausführungen in allen mejentlichen Zeilen an, betonte die dringende 
Notwendigkeit einer berufgmäßigen Krankenpflege für dag Land, die Bereits 
willigfeit des SHenriettenjtift3 zu helfen, aber gleichzeitig die Unmöglichkeit, 
daß dies in abjehbarer Zeit durch Abgabe von Diakonifjen gejchehen könne. 
Jungfrauen, noch Lieber Witwen von 36—50 Jahren follen vom 
Henriettenjtift und einigen durch deſſen Schweitern verwalteten Kranken 
häuſern während eine in der Regel 6 Monate dauernden Zeitraums aus— 
gebildet werden gegen eine Vergütung don 150—180 Mi. Hauptjächlich 
in der Pflege innerlich) Kranker und Giecher, vielleicht auch in der Haltung 
von Wartefchulen, in der MWöchnerinnenpflege und in der Erteilung des 
Hausarbeitsunterrichts. Die Leitung der Einrichtung ſoll in der Hand 
der Kirchenvorſtände oder der Synodalausſchüſſe, die Überwachung der 
Pflegerinnen bei dieſen und andererſeits bei den ärztlichen Behörden liegen. 
Die Pflegerinnen bilden einen Verband unter Leitung des Henriettenſtifts. 
Die Verbindung wird durch Quartalsrundſchreiben und Quartalsberichte, 
eine jährliche Konferenz und gelegentliche Beſuche aufrecht erhalten. Der 
Pflegerin iſt eine Niederlage von Gerätſchaften zur Krankenpflege und von 
Wäſche, Betten u. ſ. w. zu überweiſen. Die Fürſorge für den Fall der 
Invalidität iſt geboten. 

Auf dieſer Grundlage find im Henriettenſtift etwa 30 Dorfpflegerinnen, 
darumter auch verheiratete Frauen, gegen eine Vergütung von täglich 1 Mt. 
für Rechnung von Gemeinden ausgebildet, zum Zeil auch durch Überweiſung 
an tüchtige in der ‚Semeindepflege thätige Schweftern. Die Pflegerinnen 
fönnen jährlich zu einer Konferenz und im Kriegsfalle zu Hilfeleiftung ein» 
gerufen werden. Im übrigen jcheint die geplante Organifation nicht völlig 
durchgeführt zu fein, was die Entwicklung vielleicht beeinträchtigt hat. 
Pajtor Büttner faßt jet fein Urteil dahin zufammen, daß die bei der 
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Unmöglichfeit, überall hin voll ausgebildete Diafoniffen zu entjenden, ein 
wenn auch vorläufiger, jo doch gangbarer und zum Ziele führender Aus— 
weg jei!. 

Bereinzelt find in der Folge auch anderwärt? in ähnlicher Weiſe 
Krankenpflegerinnen ausgebildet worden. ferner mag erwähnt werden, daß 
der Baterländijche Frauenverein in Kafjel vor Jahren feinen Zweigvereinen 


I PBaftor Apel-Odagſen ſpricht fich in einem Aufſatze: „Die Ländliche Wohlfahrts: 
pflege auf den Hannoverſchen Bezirksſynoden“ — Das Land, Jahrg. 7 No. 4 vom 
15. Nov. 1898 — über die Gemeindepflege und insbeſondere die Dorfpflegerinnen in 
folgender Weife aus: „Auf den engen Zuſammenhang zwijchen der Armen: und Kranken: 
pflege weift jchon die oben —— Bekanntmachung des Landeskonſiſtoriums vom 
24. September 1892. Sind es doch gerade die ärmeren Familien, in denen es mit 
der Krankenpflege am ſchlechteſten ſteht und bie einer geordneten Pflege am meiften 
bedürfen. Leider aber find bie Erfolge, die jene Bekanntmachung nach diefer Richtung 
hin gehabt hat, bis jet noch gering. Wohl regt e3 fich auf vielen Synoden, und 
immer wieder wird die Notwendigkeit und der Segen ber Gemeindepflege betont, aber 
— Reſultate find nur an wenigen Stellen aufzuweiſen. Eine Anzahl von 
leinen Landftädten, meift Superintendenturorten, hat infolge jener Bekanntmachung 
oder auch jchon vorher eine Diafonifjenftation, meift verbunden mit einem Kranten: 
haus eingerichtet, einige größere Landgemeinden find mit der Anftellung einer Diako- 
niffin, Rotekreuzſchweſter oder auch einer aus ber Gemeinde jelbft gewählten, im 
Henriettenftift oder jonjt einem Krankenhaus ein halbes Jahr Yang audgebildeten 
eeigneten Perjon uachgefolgt. An anderen Orten (Herzberg, FFralleräleben) üben 
Euer die Krankenpflege, Sievershauſen hat einen männlichen Krankenpfleger 
zumal in Rüdficht auf die weiten Wege in der Gemeinde vorgezogen. Die Synobe 
Dove, bezw. der Synodalausſchuß, hat fich die in $ 56 der Kirchenvoritanda- und 

ynodalordnung vorgejehene Erweiterung ihres Be Arche von der Slirchen- 
regierung gewähren laſſen und die Pflegerinnenfrage felbftändig für den Synodal: 
bezirt in die Hand genommen. Die Mittel find durch Kollekten, Zuſchüſſe aus den 
Kirchenfafjen u. j. w. aufgebracht und eine aus dem Bezirk flammende Kranken: 
pflegerin iſt bereit3 ausgebildet und wirkt nach dem Synodalbericht in Segen; bie 
Ausbildung und Anftellung weiterer Pflegerinnen ift vorgefehen. In Neuftadt hat 
der Kreisausſchuß zu gleichem Vorgehen auf eine Reihe von Jahren jährlich 300 Mt. 
ausgejegt. In Neuhaus a. D. ift ein Fonds für den gleichen Zwed gefammelt und 
an mehreren Orten find die Geräte für bie Krankenpflege vorhanden, was auch auf 
der Synode Bodenem empfohlen wird. In Zeven verleiht der Verein für Innere 
Miffion folche unentgeltlich. Was in vielen Synodalbezirkten und Gemeinden bie 
Angelegenheit noch nicht zu einem Reſultate fommen läßt, ift ein Dreifaches: Erſtens 
die Geldfrage; für eine Gemeinde find die jährlich aufzubringenden Koften, Wohnung 
und Verpflegung für die Gemeindejchwefter, Gehalt bezw. Abgabe an das Mutterhaug, 
reichlich hoch. Zweitens bietet in jehr vielen Fällen eine einzige Gemeinde der Ge- 
meinbdejchwefter nicht Arbeit genug; von einem Zufammenlegen zweier Gemeinden zu 
einem Pflegebezirt aber fürchtet man Giferfüchteleien zwifchen den Gemeinden und 
wirkliche Echwierigfeiten in Ernftfällen. Das Ideal ift auch rg een bie Zugehörigs 
feit einer Schwefter zu einer Gemeinde. Drittens aber ift die frage, ob eine voll 
ausgebildete Diakoniſſin oder eine ein Halb Jahr lang eigens zu dem Zwed aus— 
gebildete geeignete Perfon aus der Gemeinde vorzuziehen jet, noch nicht ausreichend 
beantwortet. Grftere ift leiftungsfähiger, hat größere Autorität und Rüdhalt am 
Mutterhaus, lektere ift in der Gemeinde befler befannt und vor allem billiger zu 
og verfällt aber namentlich bei nicht ausreichender Thätigkeit in ihrem Pflegerinnen: 
eruf leicht in die Gefahr des Verbauerns. Die übrigens erft kurzen Erfahrungen in 
größeren Landgemeinden, wo bie Gemeinbefchwefter immer hinreichend zu thun hat, 
eweilen nichts hiergegen. Was aber biefen dritten Punkt noch jchwieriger macht, ift 
De zu jowohl an Diakoniffinnen als auch an „geeigneten Perſonen innerhalb 
er Gemeinden“. 
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die Ausbildung von „Helferinnen“ in der Armen und Krankenpflege in 
Sechsmonatskurſen gegen eine ZTagesvergütung von 1 ME. anbot, wovon 
allerdings jür ländliche Bezirke kein Gebrauch gemacht ijt. 

Uber ein planmäßiges Vorgehen des erft vor vier Jahren gegründeten 
Baterländifchen Frauenvereins im Kreiſe Siegen, Weitfalen, 
berichteten in der Delegiertenverfammlung des Baterländifchen Frauenvereins 
zu Berlin am 30. März 1897 der Kreisphyfifus Sanitätsrat Dr. Hensgen ! 
und am 27. November 1897 in der Delegiertenverfammlung des Vater— 
ländifchen Frauenvereins MWeltfalen zu Münfter, der Lundrat Schepp?. 
Das große Bedürfnis nach geübten Krantenpflegerinnen auf dem Lande hat 
den Kreiöverein, der in den Gemeinden Oxtsvorftände hat, bei der Unmög- 
Yichkeit, Diakonifjen= oder Krankenjchweiterjtationen zu errichten, dazu geführt, 
von feinen Ortövorjtänden mit Hilfe der Geiftlichen ausgewählte Frauen 
und Mädchen beider Konfeffionen im Srankenhaufe zu Siegen und im 
Auguftahofpital in Berlin, in Kurſen von zuſammen jechamonatiger Dauer 
mit einem Aufwande von 90 und 150 ME. ala Pflegerinnen ausbilden zu 
laffen und ſodann in der Heimatgemeinde gegen ein Jahresgehalt von 
300 ME. anzuftellen. Die Pflegerin hat eine bejondere Tracht — weißes 
Häubchen, Siamofekleid, Brojche mit rotem Kreuz im weißen Felde — zu 
tragen. Sie verpflichtet fich zu jünfjähriger Dienſtleiſtung, ſteht zunächit 
unter dem Drtövorjtande des Frauenvereins und dem Dertrauensarzte 
desjelben und außerdem unter der Kontrolle des Kreisphyſikus, der fie 
Örtlich revidiert. Einmal jährlich findet ein Wiederholungskurſus unter der 
Leitung des Kreisphyfilus und des Krankenhausarztes jtatt. Ein Leitfaden 
zur Auffriichung des Gelernten joll noch bejchafft werden. Die Pflegerinnen 
verwalten die „Krankenpflegehilfsjtationen”, mit einem Aufwand von durch» 
fchnittlich 100 ME. errichtete Niederlagen von Badewannen, Luft: und 
Waſſerkiſſen, Eisbeuteln, Verbandsmaterial u. ſ. w., welche Saden an 
Mohlhabende gegen eine geringe Vergütung, im übrigen unentgeltlich verliehen 
oder abgegeben werden®. Aus dem Anſtellungsvertrage ift Hervorzuheben, 
daß die Pflegerin fich verpflichtet, nicht nur die ihr zugewieſenen Kranken 
zu pflegen, ſondern auch, joweit erforderlich, im Haushalt Hilfe zu leiſten, 
daß fie höchitens jede dritte Nacht zu wachen hat, daß fie feine Gejchenfe 
annehmen darf, die Gaben der Wohlhabenden vielmehr vom Ortsvorjtande 
entgegengenommen werden, und daß fie bei vorzeitiger Einjtellung ihrer 


I Bericht über die 31. Generalverfammlung des Vaterländ. Frauenvereins ©. 10. 

2 Abgedrudt in Schepp, Ländliche Wohlfahrt3einrichtungen, Freiburg i. B. 1898. 

8 Derartige Niederlagen, jchon im Anfange ge Jahrhunderts in der Schweiz 
eingerichtet, find von dem Landmann Jacobſen in Norderbarup (Schleswig-Holftein) 
zunächſt in jeiner näheren Heimat, Angeln, dann auch in anderen Gegenden an etwa 
40 Orten auf eigene Koften unter dem Namen „Margarethenipende“ geftiftet und 
durch einen ım Jahrgang 1896 der „Gartenlaube“ erjchienenen Aufſatz des Landes— 
verficherungsrat® Hanfen in weiteren Streifen befannt geworden. In der von 
Jacobſen gewählten Zufammenjeßung erfordern fie eine einmalige Ausgabe von 
190 Me. und jährlich zur Unterhaltung etwa 15 ME In Angeln, wo Ian jedes 
Dorf im Beſitz einer Spende ift, entfallen auf jede Niederlage im Jahre etwa 60 
Ausleihungen. 1898 bat fih in Württemberg unter dem Protektorat der Königin 
ein bejonderer Verein zur Einführung von „Sranfenpflegefäften“ auf dem Lande 
(Sharlottenpflegen) gebildet. 
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Thätigkeit die Ausbildungsfojten bis zum Betrage von 100 ME. zu 
erjtatten bat. 

Man fieht einen Vorteil darin, daß die Pflegerinnen mit den lofalen 
Berhältniffen bekannt find und deshalb eher Vertrauen gewinnen. ferner 
wird bejtätigt, daß fie ſofort in die ſtärkſte Thätigkeit gezogen find, daß 
die Niederlagen von Arzten wie dom Publikum gern benußt werden, und 
daß daher die Vervollftändigung des Nebes von Pflegeftationen erfolgen 
wird, jobald nur die erforderlichen Mittel zur Verfügung jtehen. 

Die erjten Mittel Hatte der Frauenverein durch eine Wohlthätigkeits— 
vorjtellung aufgebracht. Später bewilligten Gemeinden, Krankenkaſſen und 
Iandwirtjchaftliche Berufsgenoſſenſchaft Zufchüffe und zwar Teßtere jährlich 
30 ME. für jede Pflegerin, während die Invaliditäts- und Alteräverficherungs- 
anftalt fich noch abwartend verhielt. Aus den Vergütungen der Wohlhaben- 
den für empfangene Hilfeleiftungen wird eine Jahreseinnahme von mindejtens 
50 ME. für jede Pflegerin erwartet, fodaß der Frauenverein zur Zeit noch 
erhebliche Zuſchüſſe zu leiften hat. Die Tragung derjelben drüdt ihn injofern 
nit, als die Einrichtung ihm feine innere Lebenskraft giebt. Sie 
verhindert aber die Vermehrung der Pflegerinnen, deren Zahl erjt fieben 
beträgt. 

Auf einer etwas abweichenden Grundlage iſt an einigen anderen Stellen 
und zwar vorwiegend von fatholifcher Seite eine Berbefferung der ländlichen 
Krankenpflege angeitrebt. Kinn, der ala Rektor des Dominikanerinnenklofters 
zu Arenberg bei Ehrenbreitjtein und vorher jchon ala Landpfarrer und ala 
Verfaſſer einiger populärer Schriften! fich Erfahrungen auf dem Gebiete 
der ländlichen Krankenpflege gefammelt hatte, trat zunächit in der Charitag, 
der Zeitjchriit des die katholischen Wohlthätigkeitsbeftrebungen zufanımenfaffen- 
den Charitasverbandes, und fodann in derim Herbſt 1898 abgehaltenen 
Generalverfammlung des genannten DBerbandes für die Ausbildung von 
Krankenpflegerinnen für dad Land ein. In eriter Linie will Kinn den 
ärmjten Gegenden, die, wie er gewiß zutreffend Hervorhebt, der Hilfe 
gerade am dringenditen bedürfen, diefe Hilfe bringen und ſetzt deshalb jeine 
Anforderungen auf ein Mindeſtmaß herab. Durch den Orisgeiſtlichen 
empfohlene Jungfrauen im Alter von 25—45 Jahren follen 14 Tage im 
Klojter zu Arenberg theoretiih und dann 2 (jet 4) Wochen lang in 
einem rheiniſchen Krankenhaufe praktiſch in der Krankenpflege ausgebildet 
werden. Alles ift unentgeltlih. Mit dem Ergebnis einer Sammlung des 
Charitagverbandes werden die Reiſekoſten gededt und ſogar ſoweit möglich 
eine Entjchädigung für entgangenen Arbeitsverdienſt geleijtet. 

Nach der Anmweifung für die „Kranfenbejuherinnen” fol dieſe 
Bezeichnung andeuten, daß fie nicht erwerbsmäßige Krankenpflegerinnen 
find, jondern nur Liebesdienite leijten, jomweit e8 die eigenen Berufsarbeiten 
erlauben. Angſtliche Vermeidung alles deſſen, was nur irgendwie an 
Kurpfufcherei grenzt, wird dringend zur Pflicht gemacht. Die Kranken 
befucherin verwaltet einen Gerätejchranf, verleiht die Geräte, verabreicht dag 








1 Krankenbüchlein für Landleute u. j. w. 2. Aufl. 1884, Handbüchlein des 
Krankenbeſuchers, Trier 18837. 
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Verbandszeug oder fonjtiges Pflegematerial an Arme Eoftenfrei, ſonſt gegen 
Grjtattung der Selbitkoften. Bei plöglich eintretenden jchweren Erkrankungs— 
und Unglüdsfällen kann fie ungerufen erjcheinen, fonjt wartet fie die 
Inanſpruchnahme ihrer Dienfte ab und Hilft, ſoviel es ihre eigenen häus— 
lichen Arbeiten und die Kräfte erlauben. Sie joll namentlich auch belehrend 
wirken, auf Mängel in der Pflege aufmerkjam machen, das Berjtändnis 
für die Krankenpflege heben und cine andere Perjon zur Vertreterin aus— 
bilden. Ihre Arbeit ift grundjäglich ein unbezahltes Werk der chrijtlichen 
Liebe. Nur bei dauernder Pflege joll eine Entjchädigung für die verſäumte 
eigene Arbeit geleijtet werden. Auf Grund des zu führenden Geſchäftsbuches, 
in welches auch die Einnahmen und Ausgaben einzutragen find, ift am 
Jahresſchluß ein Bericht zu erjtatten. Den Arzten und Geiftlichen des 
Wirkungsfreifes hat die Krankenbefucherin einen Abdrud der Anmeifung zu 
übergeben und die jederzeitige Befichtigung des Geräteſchranks zu geitatten. 

Eine weitere Kontrolle der Krankenbefucherinnen, ein Wiederholungg- 
unterricht, eine Beteiligung anderer Stellen als des Charitasverbandes bei 
der Organijation iſt bislang nicht in Ausficht genommen. Es fehlt auch 
jede örtliche Organifation, an welche fich die Einrichtung anlehnt. Die 
Krankenbejucherin muß jelbjt die Vergütungen bemeſſen und einziehen, wo 
fie die Gewährung derjelben glaubt in Anjpruch nehmen zu follen, und 
erhält nichts, wenn fie Unbemittelte pflegt, eine der Sache wenig förderliche 
Regelung, ſofern die Krankenbefucherin auf ihren Arbeitsverdienft zur 
Gewinnung des Lebensunterhalt angewieſen it. Es ijt nur ein Notbehelf, 
der immerhin freudig zu begrüßen ift, wenn etwas Beſſeres durchaus nicht 
zu erreichen ift, der aber nicht anders denn als ein Durchgangsſtadium 
angejehen werden ſollte. Kinn jelbit empfiehlt, daß für leiitungsfähigere 
Bezirke mit 1000—1500 Einwohnern Pflegerinnen nach Art der im Kreife 
Siegen thätigen gewählt werden und für jolche eine Intereſſengemeinſchaft 
nach dem Muſter des evangelifchen Diakonieverbandes in Ausficht genommen 
werde. 

In ähnlicher Weiſe ift kürzlich jeiten® der bayerischen Bezirksämter 
Nördlingen und Öttingen vorgegangen. Auf Koften der Bezirke wurden 
von den jeiten® der Pfarrer und Gemeindeverwaltungen vorgejchlagenen 
Perſonen zunächft im vorigen Jahre jechd im Krankenhauſe zu Nördlingen | 
unter Leitung des Bezirksarztes während vier Wochen theoretifch und 
praftifch ausgebildet, damit fie im Heimatsort die Krankenpflege ausüben, 
ohne Bejoldung aber auch ohne daß ihnen die Annahme einer Vergütung 
für ihre Ihätigfeit verwehrt wäre. Wenn fich Feine Bedenken ergeben, joll 
ein neuer Kurs zur Ausbildung weiterer Pflegerinnen und als Wieder— 
holungskurs für die bereits ausgebildeten eingerichtet werden. Als das 
anzuftrebende Ziel wird die Anjtellung einer Pflegerin in jeder Gemeinde 
und deren feſte Honorierung durch die Gemeinden mit Zufchüffen von 
anderer Seite angejehen, und es wird auch erwartet, daß bei einigermaßen 
günftigen Erfolgen die Gemeinden nicht abgeneigt jein werden. An Kojten 
erwuchjen neben dem Berpflegungsgelde von 1 ME. täglih 70 ME. für 
Unterrichtgmaterial und Augrüftung mit einem Verbandkörbchen, alfo rund 
100 ME. für die Pflegerin. 
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Der BVervollftändigung halber jei endlich noch ein Vorſchlag des 
Pfarrers Pemjel in Staadorf, Oberpfalz! erwähnt, dahingehend, daß jede 
Pfarre ihren Wohlthätigfeitsverein habe, deſſen Mitglieder zu perjönlichen 
Dienftleiftungen und defjen Teilnehmer zu Gaben fich verpflichten. Vereins— 
zwed ijt unter anderm SKranfenpflege, Verabreichung von Koft, Wäſche 
u. j. w. an Kranke, Beihaffung von Krankenutenfilien und Mitteln für 
die erſte Krankenpflege. Der Pfarrer ift Vorfteher des Vereins. Die 
Thätigkeit der weiblichen Mitglieder, aus denen Srankenpflegerinnen aus— 
gewählt werden, wird von einer Vorfteherin geleitet. Die Krankenpflegerinnen, 
die eine kurze gedrudte Anweifung erhalten — don einer praftiichen Aus— 
bildung ift nicht die Rede —, werden in der bejtimmten Reihenfolge den 
zu verpflegenden Kranken zugewiefen. 

63 kann ja immerhin zugegeben werden, daß auch die Leiftungen jolcher 
Pflegerinnen befjer ala garnichts find. Aber ein wefentliches Stüd fehlt, 
da fie feine Ausbildung genofjen, durch welche fie unterwiejen wurden über 
das, was ihre Aufgabe ift, und deshalb auch feine Beachtung finden werden, 
wenn fie den Verjuch machen wollten, anders zu verfahren, ala man von 
altersher gethan?. 


— Pemſel, Ländliche Wohlfahrtspflege, eine Pflicht der Gegenwart, Regens⸗ 
ur 5 

a 2 Die wohl von anderer Seite aufgeftellte Forderung, den Unterricht in der 
Volksſchule auf eine praftiiche Unterweilung in der Krankenpflege auszudehnen, muß 
ebenſo als verfehlt bezeichnet werben, ala jene andere, daß die Volksſchule in der 
Haushaltsführung unterweie, damit die Fabritmädchen demnächft brauchbare Haus- 
frauen abgeben. Was da3 Schulmädchen etiva davon profitieren könnte, ift durch 
andere Eindrücde längft verwiicht, wenn nach Jahren die Zeit gekommen ift, daß das 
Erlernte verwertet werden fönnte, Man mag verjudhen, in dem Unterricht die 
Hauptgrundfäße der Gejundheitslehre, ſoweit he in der Gegend mihachtet werden, 
gelegentlich zu bringen, um durch die Kinder auf die Eltern zu wirken. Mehr könnte 
nur gejchehen, wenn es gelingen ſollte, auch auf dem Lande einen Fortbildungs— 
unterricht —— in welchem, nebenbei bemerkt, die Mithilfe einer tüchtigen 
Gemeindeſchweſter ſegensreich wirken könnte. 








Vorſchläge zur VBerbejjerung der Krankenpflege 
auf dem Lande, 


Die Förderung der ländlichen Krankenpflege ift nach vorjtehendem 
insbejondere im Laufe der lebten Jahre von den verjchiedeniten Seiten mit 
gutem Erfolg in Angriff genommen. Unverfennbar iſt jchon manches 
erreicht, wenn e8 auch noch wenig ijt im Bergleich zu dem, was rüdjtändig 
blieb. Nachdem in erjter Linie in Preußen aber auch anderwärt® von 
behördlicher Seite der Trage große Beachtung gejchentt wird, und der 
Daterländifche Frauenverein mit feinen weitverzweigten Einrichtungen fich 
ihrer Löfung mit großem Eifer gewidmet hat, wird man erwarten dürfen, 
daß die Bewegung nicht leicht zum Stilljtand fommen wird, fondern von 
Jahr zu Jahr über weitere Fortfchritte wird berichtet werden fünnen. Aber 
noch fehlt die Ausficht, daß jchon in abjehbarer Zeit nicht nur da, wo die 
Berhältniffe dies begünftigen, oder bejonderd thatkräftige Perfönlichkeiten 
fich der Sache annehmen, jondern auch unter minder günftigen Umftänden 
eine Beſſerung eintrete.e Denn es mangelt noch an einer umfafjenderen 
fejten Organijation mit kräftiger Snitiative, welche allein ein rafcheres und 
gleichmäßiges Vorgehen zu fichern geeignet if. Man darf die Regel aufs 
jtellen, daß gerade da, wo das Bedürfnis am größten ift, die Einrichtung 
einer Gemeindepflege zur Zeit am wenigjten wahrjcheinlich ift. 

Menn das Arbeitsfeld der Gemeindepflegerin in der oben (©. 63) 
gejchilderten Weiſe ausgedehnt wird, jo dürfen jedenfalla Bezirke von 1000 
bis 1500 Einwohnern unbedenklich) als hinreichend groß zur Anftellung 
einer Pflegerin bezeichnet werden. Denn fie erfordern eine volle Arbeits— 
kraft, ſobald eine wirklich leiſtungsfähige Gemeindepflegerin fich der 
Bevölkerung unentbehrlich gemacht Hat. Nicht allzu große Entfernungen 
und gute Berbindungeu ermöglichen gewiß die Bildung größerer Bezirke 
und das Eleine von ihr ſelbſt gelenktte Fuhrwerk, das der Gemeindejchweiter 
im Landfreife Königsberg zur Verfügung fteht, ſowie das Fahrrad, deſſen 
Benutzung wenigjtens ein Zeil der Diakonifjenmutterhäufer den Gemeinde= 
ichweitern mit Recht nicht verwehrt, erhöhen die Leiftungsfähigkeit. Allein, 
wo die Grenzen der politischen oder firchlichen Gemeinden Bezirke von 
obigem Umfange ergeben, jollten weitere Zufjammenlegungen, durch welche 
eine intenfive Thätigfeit der Pflegerin in allen Teilen des Bezirks wejentlich 
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erſchwert wird, thunlichjt vermieden werden!. Es erjcheint in hohem Grade 
zweifelhaft, ob eine an fich leiſtungsfähigere Pflegerin, etwa eine Diakoniffin, 
in einem drei oder vierfach größeren Bezirke mit größerem Erfolge thätig 
zu werden verjpricht, als drei oder vier minder gut ausgebildete Pflegerinnen, 
die in den ihnen zugewieſenen Eleineren Bezirken thatjächlich allen, die ihrer 
Hilfe bedürfen, zur Verfügung jtehen können. Leiſtet jene auch der unmittel« 
baren Umgebung ihres Wohnort befjere Dienjte, jo leiden darunter die 
weiter Entfernten. Unzufriedenheit und Eiferfucht find nicht jelten die un— 
ausbleiblichen Folgen zur jchweren Schädigung der guten Sache. Jedenfalls 
ift Gewicht darauf zu legen, daß dem Bezirk ein geeigneter Mittelpunkt, zu 
dem die einzelnen Teile regere Beziehungen haben, nicht fehle, wie denn eine 
Zujammenlegung mehrerer politifcher Gemeinden, welche zujammen eine 
Pfarrgemeinde bilden, im allgemeinen unbedenklih, die Zufammenlegung 
mehrerer Pfarrgemeinden in der Regel unerwünscht ift. 

Werden nach diejen Gefichtspunften die Bezirke für die Pflegerinnen 
abgegrenzt, jo wird man für die nächjte Umgebung eine® Landortes, der 
ein Krankenhaus befigt, naturgemäß einen Anjchluß an das lektere zu 
erhalten juchen. Das würde nicht in dem wünſchenswerten Umfange 
erreicht fein, wenn eine Pflegerin, ſoweit es die jeweilige Beichäftigung im 
Krankenhauſe ſelbſt gejtattet, im dringenderen Fällen aushiljäweife auch in 
der häuslichen Krankenpflege thätig wird. Es wird vielmehr darauf hinzu— 
wirfen jein, daß eine Pflegekraft oder nach Bedarf mehrere in erjter Linie 
ald Gemeindepflegerinnen eintreten, und nur wenn dieſe ihre Hauptaufgabe 
ihre Thätigfeit nicht voll in Anſpruch nimmt, in der Hofpitalpflege aus— 
helfen. Andernfalls würde ein großer Teil des Gebiets der Gemeindepflege 
unberüdjichtigt bleiben, und jelbjt die eigentliche Krankenpflege würde nicht 
ausreichend jein können, weil fie zu denfelben Jahreszeiten, während welcher 
im Krankenhauſe die Arbeiten fich häufen, die größten Anforderungen an 
die Pflegerin jtellen würde. 

Boll ausgebildete Krankenpflegerinnen würde man ferner wählen, wo 
die Einwohnerzahl des Bezirks oder andere Umftände von vornherein einen 


ı Münfterberg — Weibliche Hilfefräfte in der Wohlfahrtäpflege, Nr. 10 der 
Schriften der Gentralftelle für Arbeiterwohlfahrtzeinrichtungen, Berlin 1896, ©. 94 —, 
der die hier erdrterte Frage mehrfach ftreift, hält jogar dafür, daß bereit3 Ge- 
meinden mit 300 Einwohnern eine Gemeindeichwefter für die Armen:, Kranken: und 
Kinderpflege auftellen könnten. Die Bereitjtellung des erforderlichen Pflegeperionals, 
wie der notwendigen Mittel dürfte indes auf unüberwindliche Schwierigkeiten ftoßen, 
wenn jchon jet Bezirke von fo geringem Umfange angeftrebt würden. 12— 15000 
neue Pflegekräfte für dad Land zu gewinnen und die für ihren Unterhalt nötigen 
Mittel ficher zu ftellen, wird ala nächfte Aufgabe bereit? Mühe und Arbeit genug 
foften. Je lebhafter demnäcdft die Vorteile der Einrichtung empfunden werden, deito 
leichter werden weitere Verbefferungen, mögen fie nun in der Gewinnung eines bejjer 
ausgebildeten Pflegeperfonals, in einer Vermehrung der Pflegefräfte oder in einer 
Verkleinerung der Bezirke beftehen, zu ermöglichen fein. Die von Münfterberg auf- 
geftellte Forderung, daß der Gemeinbeichwefter auch die Armenpflege von der Gemeinde 
übertragen werde, ift gewiß jehr beachtenäwert, weil die Landgemeinden es nicht jelten 
an einer genügenden Fürſorge fehlen laſſen. Es wird aber jelten zu erreichen fein, 
daß dies von vornherein geichieht, und deshalb ſich empfehlen, nad, diejer Richtung 
bin zunächft die weitere Entwidlung abzuwarten. 

Shriften d. D. Ber. f. Wohlthätigfeit. XLIV. 6 
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größeren Umfang der Arbeit erwarten laſſen, und die Dedung des Auf- 
wandes, welcher auf jährlich 800 ME. für eine einzelne Pflegerin veranfchlagt 
werden muß, feine Schwierigkeit bietet. Dabei würde man freilich auf 
die Bedenken ftoßen, welche bei den kirchlichen Genofjenjchaften bezüglich 
der Verwendung ihrer Mitglieder in der ifolierten Stellung als Einzel— 
pflegerin gehegt werden. Bon den fatholifchen Ordensgenofjenjchaiten wird 
die dauernde Bejegung einer Stelle mit einer alleinitehenden Schweiter 
grundjäglich abgelehnt!. Aber auch die Vorftände der Diakoniffenanftalten 
jehen, wie die häufigen Klagen in den Jahresberichten über die fich mehrende 
Zahl der Einzeljtationen zeigen, in der Einzeljtellung eine Gefahr für die 
Friſche und Keiftungsfähigfeit der Diakonifje, der fie nicht jelten zum 
Nachteil für das Wirken in der Gemeinde durch eine Ablöfung der Gemeinde- 
jchweitern glauben vorbeugen zu müſſen. Dieſe Abneigung gegen Einzel: 
itationen ift um jo erflärlicher, als an dieje vorgejchobenen Poſten in der 
That nur bejonder8 geeignete Kräfte gejtellt werden fönnen, und Die 
Erwägung nahe liegt, daß jolche an anderer Stelle einen größeren Wirkungs— 
freiß finden würden. 

68 würde danach, will man auf die Mitglieder kirchlicher Genoffen- 
ichaften rechnen, wenigſtens da, wo katholiſche Schweftern in Betracht 
fommen, von vornherein die doppelt bejegte Station ind Auge gefaßt 
werden müjlen. Aber auch bei den Diakonifjenhäufern wird eine erhebliche 
Vermehrung der Einzeljtellen in der Gemeindepflege vielleicht auf Widerjtand 
ftoßen. Wenn auch die Einrichtung einer Bewahrjchule oder, wo die 
Entfernung zum nächjten Krankenhauſe beträchtlich iſt, die Aufitellung 
einiger Kranfenbetten oder andere MWohlfahrtseinrichtungen den vermehrten 
Aufwand reichlich lohnen würden, jo wird doch vielfach zunächft das Ziel 
nicht jo Hoch geſteckt werden dürfen. 

Schon früher, ala es bei uneingejchränfter Einrichtung von Einzel- 
jtationen notwendig wäre, wird man aljo an die Grenze gelangen, wo die 
Verwendung don Mitgliedern Firchlicher Genofjenfchaften wenigſtens einſt— 
weilen nicht thunlich ift, und bei der, wie oben nachgewiejen, verhältnis— 
mäßig geringen Zahl von Gemeindepflegerinnen, welche andere Vereinigungen 
vorläufig zur Verfügung jtellen können, tritt die Notwendigkeit hervor, die 
Ausbildung bejonderer Yandpflegerinnen in die Wege zu leiten. 


! Der Leiter einer Krantenpflegegenojlenichaft, der perjönlich da3 größte Intereſſe 
an ber Verbeſſerung der ländlichen Krankenpflege nimmt, erklärt eine gar zu große 
Verbreitung fleinfter Niederlaffungen für unerwünfcht und Niederlaffungen von 
weniger als fieben Schweftern für durchaus falſch. Thatſächlich entfallen denn auch 
auf die einzelne Niederlaffung durchichnittlich neun Krankenſchweſtern gegenüber 
2,7 Pflegefräften bei den Diakoniſſen. Anicheinend find übrigens die Anforderungen, 
welche ſeitens der fatholijchen Genofjenichaften hinfichtlich der dauernden Leiftungen bei 
Übernahme einer Station geftellt zn werden pflegen, minder hoch ala bei den Diako— 
nifienanftalten. Nicht felten wird nur die Bereitftellung eines fleinen Häuächens, in 
dem dann außer der Wohnung der Schweftern vielfach einige Krankenbetten aufgeftellt 
werden, beanjprucht und erwartet, dab die Mittel zur Unterhaltung der Schweftern 
und für die nicht jelten unvermeidlichen Aufwendungen bei der Pflege armer Kranker 
durch milde Gaben gededt werden. Wollte man auch in diefer Form der Aufbringung 
der Mittel einen Borteil jehen, jo bleibt es doch zweifelhaft, ob diefer Weg gangbar 
bleiben würde, wenn es ſich um die Bildung Kleiner Bezirke und um die A wre 
armer Gegenden hanbelt. 
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Es jcheint fich dabei dringend zu empfehlen, daß nicht der Gemeinde 
eine bereits ausgebildete Pflegerin zugemwiejen wird, jondern eine aus dem 
Gebiet ihrer demnächitigen Wirkſamkeit entjtammende Perfon für die be= 
ftimmte Stelle ihre Ausbildung empfängt. Bei der Auswahl follte die 
Snitiative unter allen Umftänden den maßgebenden Perfönlichkeiten im 
Bezirk ſelbſt überlaffen, und die Mitwirkung des Ortägeiftlichen in Anſpruch 
genommen werden. Dagegen ijt es empfehlenswert, die jchließliche Ent— 
jcheidung einer anderen Stelle, welche den örtlichen Einflüffen mehr entrüdt 
ijt, beizulegen. In nicht feltenen Fällen wird dies auch den Nächjtbeteiligten 
geradezu erwünscht fein. Perfonen unter 25 Jahren können bei der jpäteren 
Tätigkeit leichter in jchwierige Lagen kommen, jolche über 35 Jahre find 
nicht mehr jo bildungsfähig. Ein Überjchreiten diefer Grenzzahlen ift alfo 
nah Möglichkeit zu vermeiden. Neben Geſchick und Neigung zur Kranfen- 
pflege und abjoluter fittlicher Integrität jollten auch vollkommene förperliche 
Rüſtigkeit und feſte Gejundheit vorausgejeßt werden, da jchwächliche und 
früppelhaite Perjonen den Anforderungen des Berufs nicht gewachſen find. 
Auf Herkunft aus einer angejeheneren Yamilie ift einiges Gewicht zu legen, 
weil dadurch der Pflegerin die ihr gebührende Stellung leichter ge= 
fichert wird. 

Der Ausbildungsgang ſoll Hier nicht eingehender beiprochen, jondern 
nur einzelnes von mehr allgemeiner Bedeutung bervorgehoben werden. 

Menn man von der Pflegerin eine erziehliche Einwirkung auf die 
Zandbevölferung erwartet, und hierauf jollte nicht verzichtet werden, jo wird 
dasjenige Maß von Ausbildung, welches ſeitens des Charitasverbandes und 
in Nördlingen den Pflegerinnen vermittelt wird, nicht wohl als ausreichend 
bezeichnet werden können. Denn auch bei forgfältigiter Auswahl wird für 
die große Mehrzahl eine doch immerhin nur flüchtige theoretifche und 
praftiiche Ausbildung nicht genügen, fondern eine planmäßige Erziehung 
notwendig fein. Es empfiehlt fich demnach nicht, auf einer jo beſchränkten 
Grundlage eine größere Organijation aufzubauen, jondern von vornherein 
ein etwas höheres Maß von Leiftungsfähigfeit bei den Pflegerinnen 
anzujtreber. 

Eine Ausbildung während ſechs Monate wird ald dag Mindeftmaß 
zu bezeichnen fein, unter das, von bejonderen Ausnahmen abgejehen, nicht 
beruntergegangen werden ſollte. Große Anftalten in Großftädten werden 
nicht die geeignetjten Bildungsftätten abgeben. Denn es fommt ja nicht 
darauf an, daß die Pflegerin unter den volllommenjten Einrichtungen 
zu arbeiten verfteht, Jondern daß fie unter ungünftigen Berhältniffen 
thunlichſt Befriedigendes zu leijten lernt. Ein fleineres von einer tüchtigen 
Oberin geleitetes Haus wird daher die beite Lehrftätte fein, und zwedmäßig 
follte die Ausbildung mit einer praftiichen Anleitung zur Arbeit bei einer 
geeigneten Gemeindefchweiter ihren Abichluß finden. Selbjtverjtändlich darf 
aber die theoretische Seite der Ausbildung unter Mitwirkung eines von 
der Wichtigkeit der Aufgabe warm überzeugten Arztes nicht jehlen. 

Wünſchenswert ift eine Konzentration bei den Anftalten einer thunlichjt 
Eleinen Zahl von Genofjenjchaften oder jonjtigen Vereinigungen, um nicht 
nur die Gleichmäßigfeit der Ausbildung beſſer zu fichern, fondern auch die 
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Einrihtung von Wiederholungskurſen und die Errichtung von Verbänden 
der Pflegerinnen zu erleichtern. Die Schwierigkeiten, denen man vielleicht 
zunächſt begegnen wird, dürften zu überwinden fein, wenn erjt der Gedanke 
zur Herrfchaft gelangt, daß die Ausbildung derartiger Pflegerinnen eine 
Aufgabe ijt, durch deren Löſung die Genofjenfchaften fich in ganz hervor— 
ragendem Maße um das Wohl eines großen Zeile der Bevölkerung 
verdient machen können. Die Befürchtung, daß man durch diefe Thätigfeit 
die Hand dazu biete, die eigene Stellung zu jchwächen, ift unbegründet 
und wird gewiß nirgends zu Bedenken Anlaß geben !. 

Die Trage, ob durch Abnahme einer Prüfung der erreichte Grad von 
Ausbildung fejtzuftellen ift, um der Pflegerin im Intereſſe ihrer Stellung 
ein Zeugnis ausfertigen zu können, jei nur aufgeworfen. 

Bon Pflegerinnen, welche eine derartige Ausbildung genofjen Haben 
und in ihrer Thätigkeit durch zwedmäßige Anleitungen unterjtüßt und 
durch eine genügende auch von ärztlicher Seite ausgeübte Kontrolle über- 
wacht werden, ferner auch durch nicht zu feltene Wiederholungskurje von 
fürzerer Dauer eine Auffrifhung und Vertiefung des Grlernten erfahren, 
darf nach den an verfchiedenen Orten gemachten Erfahrungen ein recht 
jegenzreiches Wirken erwartet werden. 

Vorausſetzung eines gedeihlichen Wirkens bleibt freilich, daß die 
Pflrgerin fich die richtige Stellung in ihrer Umgebung zu erwerben vermag, 
und es ilt nicht zu leugnen, daß fie in diefer Beziehung zum Teil auf 
Schwierigkeiten jtößt, welche die Krankenſchweſter nicht findet. Die 
allgemeine Achtung, welche der letzteren ohne Rüdficht auf die perjünlichen 
Leiſtungen und GEigenjchaften ohne weiteres bereitwillig gezollt wird, muß 
fih die Pflegerin erjt durch ihre Thätigkeit im Dienite der leidenden 
Menjchheit erwerben. Daß es ihr gelingen werde, darf man nach den 
vorliegenden Erfahrungen nicht bezweiieln. Allerdings muß fie gleich der 
Krankenſchweſter im ftande fein, jederzeit und ohne Rüdficht darauf, ob fie 
für die einzelne Hilfeleiftung eine Vergütung zu erwarten bat oder nicht, 
Arm und Reich ihre Dienjte zu widmen. Gin angemefjener Unterhalt 
muß ihr deshalb unter allen Umftänden gefichert werden, und es jollte ihr 
auch unterjagt fein, Gejchenfe entgegen zu nehmen. 

„Berdienen, um zu dienen!” — Diefer Grundfaß Profefjor Zimmers, 
nach welchem der evangeliiche Diafonieverein für feine Schweitern eine 
bejtimmte Yahresvergütung ausbedingt, erjcheint richtiger ala die Beſtim— 
mung in der Anweifung für die Kranfenbejucherinnen des Charitasverbandes, 
daß fie nicht erwerbsmäßige Krankenpflegerinnen fein wollen, ſondern nur 
Ziebesdienjte leiten, fomweit es die eigenen Berufßarbeiten erlauben, daß 
daher ihre Arbeit grundfäßlich ein unbezahltes Werk der chriftlichen Liebe 
ilt, und nur bei dauernder Pflege ihr eine Entjchädigung für die Verſäumis 
der eigenen Arbeit geleiftet werden joll. 


Paſtor Büttner betätigt ausdrüdlih, dat er von der Ausbildung der Dorf: 
pflegerinnen im Henriettenſtift feine Schädigung der Diakoniſſenſache erwarte, daß 
im Gegenteil manche Pflegerin nachträglich Anſchluß an ein Diakonifjenhaus fuchen 
möchte, um fefteren Halt zu gewinnen. 
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Mie der Srankenjchweiter der Unterhalt in gefunden und Franken 
Tagen gefichert iſt, nicht weil fie ihren Meitmenfchen geldwerte Dienjte 
leiftet, jondern damit fie ihre Arbeitäfraft zum Wohle der Mtenjchheit 
verwenden fann, jo foll auch der Pflegerin eine Vergütung ficher fein, die 
jo bemefjen ift, daß fie nicht gezwungen ift, über ihre anderweite Erwerbs— 
thätigfeit die Arbeit in der Gemeindepflege einzufchränten, durch Verrichtung 
niedriger Lohnarbeit ihr Anfehen bei der nicht immer richtig urteilenden 
Menge zu gefährden, oder bei allzu Fümmerlicher Lebenshaltung ihre Kräfte 
in der oft auftreibenden Thätigfeit vorzeitig abzunugen. Ob die Vergütung 
wie im Kreiſe Siegen für die Pflegerinnen eines größeren Bezirk ohne 
Rückficht auf die größere oder geringere Inanſpruchnahme ihrer Arbeitskraft 
einheitlich bejtimmt, oder, wie es richtiger erfcheint und in Baden gefchieht, 
nah dem Maße ihrer Thätigfeit in der Gemeindepflege abgeſtuft wird, 
ift von ungeordneter Bedeutung im Bergleich zur Durchführung des Grunde 
jaßes, daß, wenn von den leiftungsfähigen Kranken allerdings eine Vergütung 
eingezogen wird, die Pflegerin jedenfalls unbeteiligt bleibt, und jelbft mit 
der Feſtſetzung und Erhebung des Betrages nicht befaßt wird. 

Wichtig ift e8 auch, daß die Pflegerin an denjenigen Perjonen, welche 
in ihrem Bezirke bejonderes Anſehen genießen, einen Rüdhalt finde, daß 
thunlichft ein Frauenverein ihr Stüße gewähre, nicht aber die leitenden 
Perjonen etwa die Thätigkeit der Pflegerin als eine untergeordnete behandeln, 
und dadurch ihr Anjehen bei der Bevölkerung untergraben. ine forgfältig 
ausgearbeitete Anweifung muß die Pflegerin ſowohl gegen rüdfichtäloje 
Ausbeutung don jeiten der Gingefeilenen und gegen eigenen Übereifer 
jchügen, als auch gegen die nicht jelten bei den verjchiedenen Mitgliedern 
eines Vereinsvorſtandes auffommende Neigung, ihre Würde durch 
Erteilung eines Übermaßes von Ratfchlägen und Weifungen zu bethätigen. 

Don einiger Bedeutung ijt ferner, wie auch Münfterberg in feiner 
bereit3 erwähnten Schrift hervorhebt, die Kleiderfrage. Wie den Schweitern 
ihre Tracht gleichjam ein Paß ift, der ihnen alle Thüren öffnet, aber auch 
ein Schuß, unter dem fie fich überall Hin wagen dürfen, jo würde auch 
der Pflegerin ein ihr beigelegtes bejonderes Gewand die Wege ebnen. Das 
Vorgehen im Kreife Siegen muß in diefer Beziehung als nachahmenswert 
bezeichnet werden. Es könnte eine folche Tracht vielleicht auch gleichzeitig 
ala das Zeichen der Zugehörigkeit zu einem Verbande dienen, und damit 
den Stand der Pflegerinnen gegenüber der Bevölkerung wie auch in der 
- eigenen Borjtellung bei feinen Mitgliedern heben. 

Nicht begründet erjcheint der wohl hier und da auftretende Zweifel, 
ob fich denn geeignete Perfonen zur Thätigkeit als Pflegerinnen in genügender 
Anzahl bereitfinden würden, da diejenigen, welche fich zur Krankenpflege 
berufen fühlten, gewiß den Eintritt in eine Eirchliche oder andere Genofjen= 
fchaft vorziehen würden. Die rafche Entwidlung des evangelifchen Diakonie- 
vereing deutet auf das Gegenteil hin. Wenn derjelbe jchon jo bald nach 
jeiner Begründung alljährlih 150 Lernfchweitern aus den gebildeten 
Ständen aufnehmen kann, obwohl doch die Bildung, welche heutzutage den 
jogenannten höheren Töchtern zu Zeil wird, gewiß nicht jonderlich geeignet 
it, fie dem Berufe der Srankenpflegerin zuzuführen: wer wollte dann 
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zweifeln, daß dieſe Thätigkeit geeignet iſt, der Frau als ein lohnender 
Lebensberuf zu erſcheinen, wenn auch innere oder äußere Gründe davon 
abhalten, denſelben in der gebundenen Stellung als Mitglied einer 
kirchlichen Genoſſenſchaft auszuüben. Lohnend wird der Beruf freilich nicht 
in dem Sinne genannt werden können, daß er ein reichliches Auskommen 
gewährt, aber gewiß in dem andern, daß die Thätigkeit in demſelben 
hohe Befriedigung verſchafft. Wie ideale Momente den religiöſen Genoſſen— 
ſchaften und in zweiter Linie dann auch dem Roten-Kreuz und anderen 
Vereinigungen Tauſende zuführen, welche in ſelbſtloſer Aufopferung ſich der 
Krankenpflege widmen, jo werden auch weitere Tauſende aus höheren 
Bemweggründen getrieben, ihre Lebensaufgabe gern an anderer Stelle im 
Dienfte der leidenden Menjchheit juchen, wenn ihnen nur in geeigneter 
Weiſe Gelegenheit dazu geboten wird. Es gilt nur, an die breiteren 
Volksſchichten fi zu wenden, und nicht nur an einer oder an Hundert 
Stellen, jondern an taufenden von Stellen zu jammeln!, 

Bislang ift denn auch nicht der Mangel an geeigneten Perſonen 
fondern der Mangel an Hinreichenden Mitteln der Grund gemwejen, daß die 
getroffenen Einrichtungen nicht rajcher und volllommener ausgebaut find. 
Die zunächft aufgebrachten Mittel find verbraucht, und es Hält dann jchwer, 
ohne Hilfe von außen das Triebwerk in befferen Schwung zu fegen. Sit 
diefer todte Punkt erft überwunden, ijt durch materielle und fonjtige Unter— 
jftüßung der Ausbau ermöglicht, jo find Feine erheblichen Schwierigkeiten 
mehr zu befürchten. Denn je mehr die nächjtbeteiligten Kreife ſich davon 
überzeugen, daß die Einrichtungen einem thatjächlicy vorhandenen, früher 
nur nicht empfundenen Bedürfnis abhelfen, deſto williger werden fie bereit 
fein, die dadurch erwachjenden Kojten zu tragen, deren Höhe weit unter 
dem geſtifteten Nußen jteht. Bis dahin, daß diejer Zuftand erreicht iſt, 
werden freilich andere Stellen eintreten und unter Umftänden fich entichließen 
müffen, vorübergehend auch größere Mittel zur Verfügung zu ftellen, als 
ihrem unmittelbaren Intereſſe an den Einrichtungen entipricht. 

Der nächſte Blid richtet fih auf die Organifationen der ftaatlichen 
Arbeiterverficherung, die Krankenkaſſen, Berufggenofienfchaiten und Verſiche— 
rungsanftalten. Der vaterländifche Frauenverein hat durch feine weit— 
reichenden Beziehungen zu erreichen gewußt, daß die Auffichtöbehörden nicht 
nur die Aufwendung don Mitteln für diefe Zwede billigen, ſondern jogar 
dazu anregen?. Es find von ihm unter Mitwirkung von Mitgliedern des 
Reichsverficherunggamts Muster zu Verträgen mit Berficherungsanftalten, 
Berufsgenofjenfchaiten und Krankenkaſſen entworfen®, und es fonnte oben 





ı Hier ift für Frauenthätigfeit ein Arbeitäfeld geboten, welches viele Taujende 
aufnehmen kann, ohne daß, wie jonft fo häufig, die Erwerbäthätigleit der Männer 
eine Beeinträchtigung erleidet. Unſere Frage verdient mithin auch vom Standpuntte 
der Erweiterung des Frauenerwerbs aus Beachtung. Die Zahl der in der Gejund: 
heitspflege erwerbathätigen rauen hat von 1882 bis 1895 um 29150 — 63,13 %0 
ugenommen. Wenn nur die Gelegenheit geboten ift, dürfte eine weitere Vermehrung 
in ähnlichem Umfange nicht ausbleiben. 
® Zu vgl. oben ©. 45 und 65. 
: Mit Rüdficht auf ben halbamtlichen Charakter, welchen dieſe Entwürfe er- 
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auch mehrfach von einer Beteiligung diefer Organijationen an der Auf: 
bringung der Koften berichtet werden. 

Freilich könnte eg fcheinen, als wenn die Erwartung auf Hilfe von 
diefer Seite nicht ſelten überfpannt und darüber die Inanſpruchnahme 
anderer Intereſſenten unterlafjen wird. Nachdem durch Geje eine Fürjorge 
für einen Zeil der Bevölkerung eingerichtet ift, deren Koſten ganz weſentlich 
von den Verficherten jelbjt getragen werden müſſen, bilden dieſe Verficherten 
vielfach die Stieftinder, jobald es fich darum handelt, den Minderbemittelten 
von jeiten der Gemeinde oder von anderer Seite PVergünjtigungen oder 
Erleichterungen zu Teil werden zu lafjen. Insbeſondere die großen Kapital- 
beitände der Verficherungsanftalten werden gern ala Fonds für alle möglichen 
Mohlthätigkeitöbeitrebungen, die den Verficherten zu gute fommen können, 
angejehen, ohne daß daran gedacht wird, daß man es hier nicht mit 
verfügbaren Überſchüſſen, jondern weſentlich mit Reſerven zu thun hat, 
welche zur Dedung der Verpflichtungen der Anjtalten beitimmt, aljo feſt— 
gelegt find. Der jährliche Aufwand für Kranfenfürforge darf nach den 
gelegentlich der Beratung des neuen Invalidenverſicherungsgeſetzes aufge- 
jtellten Berechnungen bei den fämtlichen Anftalten im Jahre 5,5 Millionen 
Mark nicht überjteigen, was für jeden Werficherten reichlich 40 Pi. ergiebt. 
Wird angenommen, daß Höchjtens ein Drittel davon zur Verbeſſerung der 
Krankenpflege verwendet werden darf, und werden andererſeits die verhältnis- 
mäßig geringeren Beitragdeinnahmen und die ungünjtigere Vermögens— 
lage der Anftalten mit vorwiegend landwirtichaitlicher Bevölkerung berüd- 
fichtigt, fo darf für Bezirte von etwa 1200 Einwohnern eine Beihilfe zur 
Förderung der ländlichen Krankenpflege von mehr ala 30 ME. jährlich kaum 
in Betracht gezogen werden. 

Noch ein anderer Umſtand bedari aber der Hervorhebung. Die auf 
einen einzelnen Ort oder ein fleines Gebiet beſchränkten Krankenkaſſen und 
die den Kreis umfaffenden Sektionen der landwirtichaftlichen Berufsgenofien- 
ichaften find allerdings in der Lage, mit den rein örtlichen oder über 
fleinere Bezirke ſich erftredenden DBereinigungen zur Berbefferung der 
Krankenpflege in Beziehung zu treten. Tür die Berufsgenoffenichaiten und 
Verficherungsanitalten iſt dies aber wenig thunlich und im Intereſſe einer 
allgemeinen Förderung der Sache nicht einmal wünſchenswert. 

In den oben wiedergegebenen Berichten wird die Geneigtheit zu, 
Gewährung größerer Zufchüffe vielfach ausdrüdlich davon abhängig gemachtr 
daß nicht nur in einzelnen Zeilen fondern thunlichſt im ganzen Bezirk die 
angeftrebte Beiferung erreicht werde. Der jtrenge Nachweis, daß die Auf: 
wendungen dem Nuben, der aus der Minderung der Rentenlaſt erwächſt, 
gleichfommen, eine Mehrbelaftung durch den zu Leiitenden Beitrag alfo 
eigentlich nicht herbeigeführt wird, kann naturgemäß nicht geliefert werden. 
Will eine Genofjenichaft oder Verficherungsanftalt über diefe Lücke hinweg— 
jehen, weil der Aufwand doch ihren Verficherten zum Vorteil gereicht, fo 


halten haben, und die ihnen dadurch verliehene Bedeutung find diefelben in der An 
lage 2 abgedrudt. 
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muß fie darauf halten, daß nicht nur einzelne derſelben jondern möglichit 
alle an diejen Vorteilen teilnehmen. 

Sie würde ferner nicht wohl anders ald nach gewifjen äußeren Merkmalen, 
die feineswegs im einzelnen Fall voll berechtigt find, ihre Beihilfen bemefjen 
fönnen. Die leßteren wären vielleicht an dem einen Orte ganz oder zum 
Zeil entbehrlich, an dem andern wenigjtens anfangs nicht ausreichend, um 
die Einrichtung einer Pflegeftation zu ermöglichen. Diejem Übeljtande kann 
auch dadurch, daß DBereinigungen, welche fich über Bezirfe von dem Um— 
fange eines preußijchen Kreiſes erjtreden, gebildet werden, nur teilweije ab» 
geholfen werden, weil in jo engen Grenzen ein genügender Ausgleich Häufig 
noch nicht zu erreichen ift. 

Endlich iſt von mehreren Seiten jede Unterjtügung abgelehnt, weil 
das Interefje an den einzelnen Einrichtungen ein verhältnismäßig geringes 
jei, und bei Bewilligung von Beihilfen eine zu hohe Summe fich ergeben 
würde. Es gilt dies bejonders don den gewerblichen Berufsgenofjenjchaften, 
welche allerdingd nur ausnahmsweiſe in einem Bezirke jo viele Werficherte 
haben, daß fie fich füglich an den für den Bezirk gejchaffenen Einrichtungen 
mit einem nennenswerten Beitrage beteiligen fönnten, einer Gentralinjtanz 
aber recht wohl einen entjprechenden Zujchuß leiſten fünnen. 

Um nun alle Sräfte zu jammeln und bejtmöglichjt zu verwerten, 
empfiehlt es fich, eine umfaſſendere Organijation zu jchaffen, welche in 
Preußen zwedmäßig als eine dreigliedrige an die Gemeinde, den Kreis 
und die Provinz fich anfchließen würde, anderwärts ähnlich zu beordnen 
wäre. 

Sn der örtlichen Injtanz, deren Bezirk ſich mit dem der einzelnen 
Pflegejtation dedt, ijt durch einen Vereinsvorjtand, die Gemeindeverwaltung 
oder eine andere Stelle die Verwaltung zu führen, und für die Auf- 
bringung der zur laufenden Unterhaltung erforderlichen Mittel, joweit fie 
nicht durch Zujchüffe von auswärts gededt werden, insbeſondere auch durch 
Heranziehung der auf den Bezirk bejchränkten Krankenkaſſen und der 
Gemeinden zu jorgen. 

Die Kreisinjtanz Hätte auf eine zwedmäßige Abgrenzung der 
einzelnen Pflegebezirfe hinzuwirken und in denjelben zur Schaffung von 
Einrichtungen für die Krankenpflege anzuregen, auf Grund der gemachten 
Borjchläge die zur Ausbildung geeigneten Perfonen auszuwählen und jodann 
die Ausbildung zu vermitteln, in ftetiger Fühlung mit dem Kreisarzt an 
der Überwachung der Pflegerin fich zu beteiligen, für die Bereitjtellung von 
Mitteln jeitens des Kreijes und der Krankenkaſſen mit einem räumlich aus— 
gedehnteren Bezirk zu ſorgen und dieje Beträge, foweit fie nicht zur Dedung 
der eigenen Ausgaben für die Ausbildung und erjte Ausrüftung der 
Pflegerinnen und der jpäteren Wiederholungsfurfe der [eßteren erforderlich 
find, nebjt den ihr überwiejenen Zufchüffen auf die im Kreiſe betehenden 
Einrichtungen zu verteilen und dabei in erfter Linie die Vervolljtändigung 
des Nebes der Pflegejtationen zu begünjtigen. 

Aufgabe der Provinzialinjtanz würde e8 endlich fein, zunächit 
die volljtändige Organijation innerhalb ihres Bezirkes in die Wege zu 
leiten, von der Provinz, der BVerficherungsanftalt, dem Vorſtande der land» 
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wirtjchaftlichen Berujsgenofjenichaft und den Vorſtänden anderer Berufs— 
genofjenichaften, welchen Betriebe mit dem Sit auf dem Lande in größerer 
Zahl angehören, Beihilfen zu erwirfen und diefelben an die Kreisvereine zu 
verteilen, oder auch wegen der direkten Überweifung von Zufchüffen den oben 
genannten Verbänden geeignete Vorſchläge zu unterbreiten und denjelben 
gegenüber in Vertretung der einzelnen Pflegeitationen diejenigen Berpflich- 
tungen zu übernehmen, von deren Zuficherung die Gewährung der Bei- 
bilfen abhängig gemacht wird, für die Ausbildung von Pflegerinnen ge= 
eignete Anftalten zu gewinnen, die Kojten der Ausbildung und der Wieder: 
holungskurſe anteilig zu tragen, eine entjprechende Zahl von Pflegerinnen 
auszubilden und zu unterhalten, welche zur Vertretung erfrantter und zur 
zeitweiligen Unterſtützung überlafteter Schweitern und Pflegerinnen verfügbar 
find, die Errichtung von Verbänden der nicht an eine Genofjenfchaft oder 
ſonſtige Vereinigung angejchloffenen Pflegerinnen, welche denjelben einen 
Rückhalt, Fürforge in Fällen von Krankheit und Not, Ergänzung der durch 
die jtaatliche AJuvalidenrente gewährten Verſorgung nach Eintritt von 
Anvalidität bieten können, vorzubereiten, auch die Verbände demnächit durch 
Rat und Geldbeihülfen zu unterftügen!, Beziehungen mit Mutterhäufern 
wegen Überlaffung von Schweitern anzufnüpfen?, durch den Erlaß von 
Rundfchreiben und Beranftaltung von Zufammenkünften die Verwertung der 
an den einzelnen Stellen gemachten Erfahrungen und damit die Vervoll- 
fommnung der Einrichtungen herbeizuführen. Endlich könnte von hier aus 
auf eine zweckdienliche Ausgeſtaltung der Gejegebung hingewirkt werden ®. 


ı Ib die Bildung eines einzigen Verbandes fich empfiehlt, kann mindeſtens dba 
zweifelhaft jein, wo beide Konfeifionen vertreten find, wenn der Verband fich nicht 
ausjchlieklih auf eine materielle Intereſſengemeinſchaft beichränten fol. Letzteres 
ift nicht als das Grftrebenswerte zu bezeichnen. Wünſchenswert wäre es vielmehr, 
wenn ben auägebildeten Pflegerinnen ein Anſchluß an diejenige Genofjenichaft oder 
Vereinigung, durch welche ihre Ausbildung erfolgte, ermöglicht werben fünnte. Die 
dieabezüglichen Vorichläge Paſtor Büttners — j. oben ©. 74 - die leider in der Folge 
zum Nachteil der Einrichtung nicht ganz zur Durchführung gelangt zu jein fcheinen, 
und die Organifation des Evangeliichen Diafonievereing — oben ©. 69 — verdienen 
bejondere Beadhtung. Auch auf fatholifcher Seite, wo auf engeren Anſchluß an kirch— 
lihe Einrichtungen beſonders großes Gewicht gelegt wird, und durch Erreichung eines 
folchen die Stellung der Pflegerinnen in der Bevölkerung vielfach außerordentlich ge: 
hoben werben würde, werden die Schwierigkeiten, welche die Angliederung einer 
folchen Laiengenoſſenſchaft an einen der beftehenden Srantenpflegeorden entgegenftehen 
tönnten, kaum unüberwindlich fein. Die Entwidlung, welche dad Ordensweſen im 
Zaufe dieſes Jahrhundert? genommen hat, geht zum großen Teile dahin, durd) Ger 
währung einer größeren Bewegungsfreiheit eine umfangreichere Thätigkeit der Orden: 
mitglieder, welche fich den Bedürfnifjen des Lebens mehr anpakt, zu ermöglichen. Es 
ift nicht abzujehen, weshalb nicht auf diefem Wege noch ein weiterer Schritt gethan 
werden könnte. 

2? Derartige Verhandlungen würden insbefondere mit fatholijchen Ordens— 
genoffenfchaften vielleicht notwendig fein, da dieſe zum Zeil noch wenig geneigt find, 
ihre Mitglieder für Einrichtungen, welche unter fremder Leitung ftehen, abzugeben. 

8 Ay würde die bevorftehende Revifion der Unfall- und Pe 
gejete beionderen Anlaß bieten. Nach dem Muſter der Württembergiichen Krankenpflege— 
verficherung follte dann, wenn die Krankheit Anforderungen an die Behandlung oder 
Verpflegung ftellt, denen in der familie des Kranken nicht genügt werden kann, bie 
Gewährung von Strantenhauspflege Verpflichtung der Krankenkaſſe, und bei Unfällen 
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MWie im übrigen die Organifation zu treffen ift, wird von den be= 
jonderen Verhältniffen abhängig zu machen fein. Wo die Kreisvereine und 
die Provinzialverbände des Vaterländiſchen Frauenvereins bereit? eine 
größere Thätigkeit entwideln, Liegt ein thunlichit enger Anjchluß an diefe 
nahe. Anderwärts wird eine Anlehnung an behördliche Organifationen fich 
empfehlen. Wieder anderwärt3 ein Zufammenfafjen von jonjtigen Vereinen, 
welche auf dieſem oder auf verwandten Gebieten arbeiten, rätlich fein. Es wird 
aber Grundſatz fein müfjen, der unterjten Injtanz, der örtlichen Vertretung, 
möglichjte Freiheit zu laffen und von ihr nur gewiſſe Mindejtleijtungen, 
ohne welche eine gedeihliche Thätigfeit der Pflegerin nicht gefichert erfcheint, 
neben einer nicht zu weitgehenden Berichterjtattung ! zu fordern, vor allem 
jede Einfeitigfeit zu vermeiden, jodaß unter der gemeinjchaftlichen Provinzial: 
inftanz ſowohl Trauenvereine ala andere auf konfeſſioneller oder freier 
Grundlage gebildete Vereinigungen oder auch fommunale Verwaltungen 
unbeengt neben einander ihre Thätigfeit entfalten fönnen. 

Aus dem leterwähnten Grunde würde es allerdings nicht rätlich fein, 
die Organijation volljtändig in die eines bereit vorhandenen Vereins auf: 
gehen zu laffen. Zwedmäßig find jtet? Vertreter anderer auf dem Gebiete der 
Öffentlichen Wohlfahrtspflege thätiger Bereinigungen heranzuziehen, und 
weiter ijt bei der Wahl der Mitglieder darauf Bedacht zu nehmen, daß 
mit denjenigen Stellen, auf deren materielle oder moralifche Unterftügung 
man angewiejen it, den leitenden Behörden, Berufsgenofjenjchaiten, Ver— 
fiherungsanjtalten, Srankenpflegegenofjenjchaften u. j. w., nach Möglichkeit 
unmittelbare Yühlung gewonnen wird. Damit würde das vermieden, 
woran bis jekt die Bewegung zum Zeil krankte, daß das Vorhandenſein 
der geeigneten Kräfte in einem bejtimmten Verein oder an einer be— 
jtimmten Stelle die Borausfegung für die Durchführung der Einrichtungen 
in einer Gemeinde oder in einem Kreiſe bildete. Je beſſer es gelingt, die 
jegt ohne Fühlung neben einander arbeitenden Einrichtungen zu gemeinfamer 
Arbeit zu vereinigen, ohne fie zur Aufgabe ihrer Sonderideen zu zwingen, 
deſto ficherer wird ein allgemeiner Erfolg jein. 


in landwirtichaftlichen Betrieben der Gemeinde jein. Denn weder die kleinen Kranken— 
faffen, noch die Landgemeinden bieten ihrer großen Mehrzahl nach die genügenbe 
Sicherheit, daß fie von ihrer Befugnis, in ſolchen Fällen Krankenhauspflege eintreten 
u lafjen, den richtigen Gebraudy) machen. Damit würden die Beftrebungen zur 
Berbeilering der Krankenpflege auf dem Xande einen kräftigen Antrieb erfahren. 

ı Eine ſolche Berichterftattung und eine auf derjelben beruhende Zujammen- 
ftellung de3 Aufwandes und der Xeiftungen ift einftweilen jchon deshalb durchaus 
erforderlih, um durch Veröffentlichung derjelben auf eine weitere Ausbreitung der 
Einrichtungen hinzumirfen. Denn eine Reihe von Einwendungen, mit denen gewöhn- 
lich die Einführung einer Gemeindefranfenpflege zurüdgewiejen wird, fann nur widerlegt 
werben durch den zum auf die guten Erfahrungen, welche nicht etiwa vereinzelt, 
fondern an vielen Orten unter ähnlichen Verhältniften gemacht wurden. Aber auch 
jpäter wird die Berichterftattung in Verbindung mit Zuſammenkünften und Rund— 
ichreiben der Gentralinftanz zur J——— am beſten beitragen. Es handelt 
fich alſo nicht um ein felbſtgefälliges Prunken mit den erreichten Erfolgen, zu dem 
mitzuwirken manche Pflegerin ſich fträuben möchte, fondern um Nechnungslegung 
gegenüber der Öffentlichkeit, welcye man nicht unterlafjen darf, wenn man dauernd 
Öffentliche Mittel in Anſpruch nehmen will. 


Die Kranken- und Hauspflege auf dem Lande. 91 


Henn auch jpäter der Schwerpunkt der ganzen Arbeit in der ört— 
lichen Inſtanz liegen wird, jo wird doch einftweilen in erſter Linie von der 
Zujfammenfegung und Thätigfeit der Provinzialinftanz das Gelingen des 
Werkes abhängen. Ihre Aufgabe ift es, die öffentliche Meinung noch 
mehr, alö bereits gejchehen, für die Beitrebungen zu gewinnen, dahin zu 
wirken, daß die fommunalen Verbände, wenn e8 fein muß, immer von 
neuem auf die großen für fie Hier in Frage ftehenden Intereſſen hingewieſen 
und zu einer entjprechenden Unterftügung der Sache angehalten werden. 
Ihr würde e8 auch gelingen können, die Berficherungsanjtalten und Berufs— 
genoffenjchaiten, welche fich zur Zeit noch ablehnend oder doch abwartend 
glauben verhalten zu follen, zu einer günftigeren Stellungnahme zu be= 
wegen. Denn es ijt vielfach nicht jo jehr die Abneigung, durch eigene 
Aufwendungen die Sache zu fördern, welche jene abwartende Haltung ver- 
urfacht, ala die Empfindung, daß die Gewährung der Beihülfe dazu 
führen werde, die Leiftungen der Nächjtbeteiligten zu vermindern, im Grunde 
alſo die Sache nicht ftüße. Die Überzeugung, daß die Einrichtungen der 
Arbeiterverficherung berufen find, über das ihnen zunächſt geſetzte Ziel 
hinaus an der Yörderung der Volkswohlfahrt mitzuarbeiten, gewinnt unter 
ihren Organen mehr und mehr Boden und wird zulegt auch die jet noch 
Zögernden zur Mitarbeit zwingen. 

Ein durhfchnittlicher Jahresbeitrag von 10 ME. für je 100 Ber- 
ficherte, der einer Jahresleiftung von 20—25 ME. für Bezirke von 1000 
Einwohnern gleichlommen würde, darf auch den minder günftig fituierten 
Berficherungsanftalten dauernd zugemutet werden. Solange derjelbe nur 
für eine bejchräntte Zahl von mit Pflegerinnen verjehenen Bezirken in 
Anſpruch genommen wird, follten Beihilfen etwa bis zur Hälfte der vor— 
läufig nicht zur Auszahlung gelangenden Jahresbeiträge für die vorbereitenden 
Schritte zur Errihtung neuer Stationen bereitgejtellt werden. Wenn auf 
ähnlicher Grundlage Berufsgenoſſenſchaft und Provinzialverband, dieſer 
wenigſtens für die erjten Entwidlungsjahre, beitragen, fo ftänden alljährlich 
für jede Million der Landbevölferung 30000 bis 40000 ME. allein der 
Provinzialinftang zum Zwed der Ausdehnung der Einrichtungen zur Ver— 
fügung. Bei angemefjener Heranziehung der übrigen Intereſſenten Tieße 
fi jährlich die Errichtung don wenigſtens 100 neuen Pflegeftationen und 
im Laufe von fünf oder ſechs Jahren der vorläufige Abjchluß der Organi— 
fation ermöglichen, während augenblidlich noch nicht der zehnte Teil davon 
erreicht wird, und noch keinerlei Ausficht vorhanden ift, daß in abjehbarer 
Zeit auch nur für den überwiegenden Teil des Reiches befriedigende 
Zuftände auf dem Gebiete der Ländlichen Krankenpflege gejchaffen fein 
werden. 

Die augenblicklich herrſchende Strömung ift der Eache unverkennbar 
günftig. Ein Beweis dafür find die häufigen Erörterungen über Fragen 
der Gefundheitslchre, welche die Tagespreſſe bringt; ein meiterer Beweis 
die mächtige Bewegung zur Bekämpfung der Schwindfucht, die in dem vor 
furzem in Berlin abgehaltenen Kongreß einen jo glänzenden Ausdrud fand. 
Die Verbeſſerung der Krankenpflege auf dem Lande bildete in den lebten 
Jahren das jtehende Thema auf der Tagesordnung der verichiedenen Ber: 
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einigungen, twelche fich die Förderung der öffentlichen Wohlfahrtäpflege zur 
Aufgabe gejeßt Haben. Es gilt daher, Hier einzufegen und die bereit vor— 
bandenen Beftrebungen auf breiterer Grundlage und planmäßiger auszu— 
geftalten, Der Erfolg wird nicht au&bleiben, und er wird wejentlich dazu 
beitragen, die Zufriedenheit der Landbevölferung und den allgemeinen 
Mohlitand auf dem Lande zu erhöhen, und dadurch die Landflucht einzu— 
ſchränken. 

Ein lebhaftes Intereſſe daran hat, von Humanitätsgründen ganz ab— 
geſehen, die geſamte Bevölkerung, nicht nur, weil jede Hebung der Volks— 
geſundheit der Geſamtheit zu gute kommt, ſondern auch deshalb, weil die 
Stadt auf den Bevölkerungsüberſchuß des platten Landes angewieſen iſt 
und deshalb an einer gedeihlichen Entwicklung desſelben direkt beteiligt iſt, 
Den vereinten Kräften aller wird es gelingen, das zu verwirklichen, was 
Profeffor Rumpf in feinem PVortrage gelegentlich der Berliner Gewerbe— 
ausftellung von 1896 ausſprach: 

„Mehr und mehr wird es in das Bemwußtjein des Volkes übergehen, 
daß die Krankenſchweſter eines der wichtigiten Organe der öffentlichen 
Gefundheitspflege, insbeſondere bei chronischen Krankheiten if. Dann 
wird nicht allein in Krankenhäuſern Pla für Schweitern fein, das 
fleinjte Dorf wird eine oder mehrere Schweftern haben, 
welche der Pflege der Kranken und der Sorge für die Um— 
gebung diejer leben.“ 
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Uberſicht 


über die Mitglieder der katholiſchen Krankenpflegegenoſſenſchaften 
im Deutichen Reiche. 





Männliche Weibl. Genoffens Ffür ambulante 
Genoflenidaften ſſchaften im ganzen Krankenpflege? 
“| Nieder „INieber- Mit⸗ 


laſſun⸗ Rur⸗Jlafſun-⸗ Sta⸗ 
gen: ——— gm! ———— tionen! 








Zahl der 
Bistum 
(Erzbistum) tatholiſchen ges 


- Pflege⸗ 
Einwohner | mein⸗ Pre 


träfte 

















| 
I. Rirchenprovinz | 
Bamberg: 

1lamberg . - . . . ssooo|l ı2!l -— | — I —- | mi —! — 
2lEihftätt .. . . . 181000| 251 — I — I — 15-1 — 
slSpeyer ...... 334000 | 2241 — = 2 | sl — — 
4 Würzburg. - - - - 514 000 | 435] — — — 766 | (5) | — 

| 

II. Sirdjenprovinz 
Gneſen-Poſen: 

5Gneſen-Poſen . . 1255000 5481 — — — 25771 — | — 
61Culm... . . 668000 2591 — — 17 1801 — — 

III. Kirchenprovinz | 

München-Freiſing: | 
7lMünden . .... 830 000 3971 — —— | a. en 
SI Augsburg... . -» 730000, 922 — 54 — | 5761 — | — 
9lRaflauı - - .»... 333 000 | 1731 — — — Juu6 — | — 
10 | Regenöburg . . . .[ 803000 467] — 64 — | 71 — — 

IV. Riederrheiniiche 
Kirchenprobinz: 
111Köln?e . . . . .. 2063000| 855] 8 ! 170 | 290 | 2105 | 128 | 579 
12] Münfter. . . . - . 1 006 000 ° 367 2 49 1 (160) | 1701 I — — 
| 








ı Mo die Zahl der Niederlaffungen nur für einen Teil der Pflegekräfte er: 
mittelt ift, ift diefelbe in Klammern gejeßt. Die Gefamtzahl der Niederlaffungen 
der Krankenſchweſtern darf auf etwa 2500 geſchätzt werden. 

2 Die Zahlen waren nur für wenige Didcefen zu erlangen und find auch für 
dieſe zum Zeil unvollftändig. 

s Nach Brandts, Die fatholifchen Wohlthätigkeitsanſtalten und Vereine in 
der Erzdiözefe Köln, Köln 1895. Die Zahlen ftammen aus den Jahren 1891 und 
1892 und enthalten nicht die in Bewahr: und Haushaltungsſchulen und ähnlichen 
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Männliche JWWeibl. Genofjen- | für ambulante 
Bistum Zahl ber Benofjenfhaftenfihaften im ganzen] Krantenpflege 
(Erzbistum) tapoliigen nn un mit⸗ rs] Mit- | Sta- |Pflege- 
nmohner |” on n. gliebe F Koss tionen | fräfte 
| 
13 1 Paderborn. . - - - 9810000 481] 2 18 I 188 | 20701 — | — 
Ale. » -.... 10480001 7431 12 | 317 | 125 ! 16211 — | — 
V. Oberrheiniſche 
Kirchenprobinz: 
15 |freiburg!. .... 103800001 838] — | — | 358 | 1674 | 108 | — 
161Fulda... 159 0000 167] 1 6 39 BI — | — 
17 ]8imburg . . - - - 300 0001 15] — 1071 — 4299| — | — 
18 [Main ..--. -» 2720001 171] 1 10 72 33831 — | — 
191 Rottenburg - - - 620000 685) — — I — 13581 — — 
VI. Exemte Bis- 
tümer: 
20 | Breslaupreuß.Anteil]| 2267 0001| 808] (9) | 138 | (266) | 375 | — | — 
21l6rmland . .. . - 400 0001 157] — — — 3051 — | — 
22 | Hildesheim . 1290001 120] — — — 2011 — | — 
28 Metz?....... 450000 8431 — — — — —— 
24 | Osnabritd einſchließl. 
beutjch. Anteil der 
Nordiichen Miffio- 
nen u. d. Apoft. 
Präfeltur Schles- 
wig-Holftein.. . 233 0001 145] — — 40 4121 4 11 
251 Straßburg 77380001 7021 — — — 16101 — — 
26 | Apoft. Vikariat Kgr. 
Sadjien. .. - . 129000 — _ — 16 1101 5 54 
17843 000111179] — | 931 — 18141 — | — 


Anftalten beſchäftigten Schweitern. Sie find für die Gegenwart nicht mehr zutreffend, 
da 3.8. die ambulante Kranfenpflege fih um ſchätzungsweiſe ein Drittel ausgedehnt 
bat. Neuere Erhebungen find jedoch nicht vorgenommen. — Für die übrigen Didceien 
find die Angaben entweder dem neueften Diöcefan-Schematismus entnommen ober 


durch bejondere Anfrage ermittelt. 


Cie beziehen fich vereinzelt auf die Jahre 1896 


oder 1897, überwiegend aber auf die allerjüngite Zeit. 
! Die Angaben beruhen bezüglich einer Genofjenfchaft mit 28 Niederlaffungen 


auf Schägung. 


? Ein Erhebung hatte bislang nicht ftattgefunden, ift jeßt eingeleitet, aber noch 


nicht abgejchlofien. 
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Anlage 2. 


Entwürfe zu WVerfrägen 


eines 


Daterländifchen Iranen-Vereins. 
A. mit einer Invaliditäts- und Alters-Berficherungsanitalt. 


8.1. 
Der Berein ftellt feine der Krankenpflege gewidmete Organifation, 
DOTERBELIER anna 


*4222——. 


nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen in den Dienſt der Anſtalt: 

A. Die Gemeindeſchweſtern des Vereins haben bei ihrer die Kranken 
in deren Wohnungen auffuchenden XThätigfeit das bejondere 
Augenmerk auf ſolche Verficherte der Anftalt zu richten, welche 
infolge von Verlegungen bei Unglüdsjällen oder durch die Anfänge 
chronischer Krankheiten, insbejondere don Lungenkrankheiten, Aus— 
ichlag, Bein» und Fußgeihwüren, Bruchleiden u. j. mw. zu der 
Befürchtung Anlaß geben, daß fie ſpäter durch Verſchlimmerung 
diefer Leiden in einem zur Invaliden-Rente berechtigenden Umfange 
erwerbsunfähig werden. Dieje Kranken werden von den Gemeinde- 
ſchweſtern rechtzeitig der ärztlichen Behandlung zugeführt; außer: 
dem tragen die Schweitern fortgefegt Sorge für die Heilung der 
Kranken durch Beſuche, Darreichung der verordnneten Medikamente 
und Meldungen über das Befinden der betreffenden Perfonen an 
den Borftand des Vereins, welcher ſeinerſeits der Verſicherungs— 
anftalt die etwa nötige Mitteilung macht. 

B. Sofern nach der Natur des Leidens oder im Hinblid auf ungünjtige 
häusliche Berhältniffe die Behandlung des Kranken in feiner 
Mohnung feinen oder nur einen unvollkommenen Erfolg erhoffen 
läßt, hat die Gemeindefchweiter behujs Erwirkung der Verpflegung 
in einem Krankenhauſe u. j. tw. unter Angabe auch der Franken 
kaſſe, welcher der Kranke etwa angehört, an den Vereinsvorſtand 
zu berichten. 

Diefer Bericht ift möglichit bald nach dem Auftreten der 
Krankheit zu erftatten, damit zwifchen der VBerficherungsanitalt 
und der etwa beteiligten Krankenkaſſe wegen Übernahme der Pflege- 
foften während der VBerpflichtungsdauer der Krankenkaſſe eine 
Vereinbarung getroffen werden kann. Der Kranke und feine 
Familie find über die Vorteile der Anftaltsbehandlung jowie über 
die Nachteile der unbegründeten Ablehnung einer ſolchen — 
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Verluſt des Anſpruchs auf Invalidenrente ($ 12 Abſatz 4 des 
Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes) — von der Ge— 
meindeſchweſter aufzuklären. 

C. Wird eine Familie durch das bei einem Verſicherten für notwendig 
erachtete Heilverfahren ihres Ernährers beraubt, jo hat die Ge- 
meindejchweiter behufß Erlangung einer angemejjenen Yamilien- 
unterftüßung während der Dauer des Heilverfahrens über die in 
Betraht kommenden Berhältniffe an den Wereinsvorjtand zu 
berichten, der, ſei ed aus eigenen Mitteln, fei e8 durch Bean- 
tragung einer Unterjtügung bei der Gemeinde oder bei der Ver— 
fiherungsanftalt, das Weitere veranlaffen wird. 

Auch ift es Sache der Gemeindejchweitern, darauf zu achten, 
daß die Unterftügung ihrem Zwecke gemäß verwendet wird, 

D. Werden in Bezug auf die unter A bis C behandelten Aufgaben 
Anfragen don der Berficherungsanftalt unmittelbar an die Ge— 
meindefchweitern gerichtet, Jo haben die Xebteren diefelben un— 
gefäumt zu beantworten. 

E. Die Krankenhäuſer des Vereins nehmen Verficherte der Anitalt 
jowohl zur Krankenpflege als zur Rekonvaleszenz oder Beobach— 
tung zu dem geringjten üblichen Pflegefat des Vereins auf. 

Die Krankenhausärzte find beauftragt, Erjuchen der Anjtalt 
in bezug auf das Heilverfahren und die Feititellung der Erwerbs— 
fähigkeit der Verficherten innerhalb der gejelich zuläffigen Grenzen 
zu entjprechen. 


82. 
Alljährlich big zum 20. Januar werden der Verficherungsanitalt 
vom Vereinsvorftand alphabetifch geordnete Nachweifungen überreicht, 
aus denen die Ortſchaften zu erjehen find, welche zu den Gemeinde- 


pflegejtationen ſowie zu den Bezirken der Kranfenhäufer gehören. 


838. 

Al Entichädigung für die im $ 1 zu A bis D aufgeführten 
Leiſtungen, einfchließlich Medifamente, Schreibmaterial und Morto, 
gewährt die Werficherungsanftalt dem Vaterländiſchen Frauenverein 
einen vierteljährlich jahlbaren Zuſchuß von jährlich 

0 6 Mk. für jede im Vereinsbezirk angeſtellte 

Schweſter. 

J Mk. für die Krankenhäuſer des Vereins. 

Es bleibt vorbehalten, durch Vereinbarungen dieſe Summen 
anderweit zu bemeſſen, falls ſich herausſtellen ſollte, daß dieſelben den 
vorgedachten Leiſtungen nicht entſprechen oder über dieſelben hinaus— 


gehen. Mi 
S 4. 


Die BVerficherungsanftalt erflärt fich ferner bereit, dem Vater— 
ländifchen Frauenvderein dreiprozentige Hypothefendarlehne big zur Hälfte 
der Fyeuerberficherungstare und ohne Amortifationgforderung auf die 
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dem Berein gehörigen Krankenhausgrundftüde zur erjten Stelle zu 
gewähren, nach Maßgabe der vorhandenen Mittel, und unter gegen- 
jeitiger Halbjähriger Kündigungsberechtigung. 


85. 
Diefer Vertrag tritt mit dem... in Kraft. Beiden 
Zeilen jteht nach Halbjähriger Kündigung das Recht zur Aufhebung 
desjelben zum ................................... zu. Zritt von feiner Seite eine 


Kündigung ein, jo gilt der Vertrag ftillfchweigend jtet3 auf ein neues 
Jahr verlängert. 
8 6. 


Diejer Vertrag ijt in zwei gleichlautenden Eremplaren ausgefertigt 
und zum Zeichen der Anerkennung wie folgt unterjchrieben. 


B. mit einer Berufsgenoſſenſchaft. 


81. 
Der Baterländifche Frauenverein ftellt feine der Krankenpflege 
gewidmete Organifation, bejtehend in... .,‚ nah Maßgabe 


der folgenden Beitimmungen in den Dienjt der Berufsgenofjenjchaft. 
A. Die Gemeindejchweitern Haben bei ihrer die Kranken in deren 
Wohnungen aufjuchenden Thätigkeit, ſowie bei den Hilfeleiftungen 
in der Station jelbjt ihr Augenmerk darauf zu richten, ob die 
Krankheit etwa infolge eines Betriebsunfalls im Sinne der Unfall» 
verficherungsgefeße iſt. 
Grgiebt fih dafür ein einigermaßen ausreichender Anhalt, 
jo ift von der Gemeindejchweiter 

a) in geeigneter Weije (durch Befragen des Ortsvorſtandes ꝛc.) 

fejtzuftellen, ob die zuftändige Berufsgenofjenjchaft von dem 
Falle Kenntnis Hat, und ihr, wenn dies nicht der Fall ift, 
eine Anzeige an die Adreile de... zu 
eritatten. 

b) dafür Sorge zu tragen, daß dem Kranken auch bei gering= 
fügigen Leiden thunlichjt ſchnell ärztliche Hilfe zu teil 
werde; 
auf ein fjachgemäßes, zur möglichjten Abjchwächung der 
Unfallsfolgen geeignetes Verhalten des Kranken, namentlich 
aber auf die Unterlaffung und Ternhaltung von Kurpfuſch— 
verfuchen aller Art nachdrüdlichjt Hinzumirfen ; 

d) unter der ärztlichen Leitung, oder, jolange eine jolche jehlt, 
nach eigenem beiten Willen und Können die Pflege des 


er) 
— 


! Gegen Betriebsunfälle verſichert ſind, um =. Hauptkategorien zu nennen, 
alle land» und forftwirtichaftlichen Arbeiter, alle bei Bauarbeiten befchäftigten Ber: 
ſonen, alle Fabrikarbeiter und die Arbeiter der Trandportgewerbe — männliche wie 
weibliche Perfonen. 

Schriften d. D. Der. f. Wohlthätigfeit. XLIV. 7 
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Kranken (durch Befuche, Belehrung, Darreichung der ver- 
ordneten Medikamente ꝛc.) unter bejonderer Rückſicht auch 
darauf, daß ala Ergebnis des Heilverfahrens eine möglichit 
geringe Beeinträchtigung der Erwerbsunfähigfeit übrig 
bleiben ſoll. 


B. Durch Betrieböunfall Beichädigte, für welche die Berufsgenofjen- 


ihaft innerhalb der eriten 13 Wochen nach dem Unfall oder 
päter die Fürforge übernommen hat, und welche in dem Bezirk 
einer Gemeindepflegejtation wohnen, werden vom Vorſtand der 
Berufsgenofjenjchaft dem Vorſtand des Vaterländiſchen Frauen 
vereins mit Angabe des Wohnorts und der Unfallgfolgen (Krankheit 
rc.) namhaft gemacht. Die Gemeindefchweitern haben dieje Perfonen, 
foweit fie in ihrem Bezirk fich befinden, zu bejuchen, und unter Ber 
achtung des zu A Gefagten unter Augen zu behalten. 


. Stellt bei Unfallverlegten die Art der Behandlung Anforderungen 


an die Behandlung oder Verpflegung, denen in der Familie oder 
unter den Berhältniffen, in denen der Verletzte lebt, nicht genügt 
werden kann, oder leijtet ein VBerlegter den im Intereſſe feiner 
Heilung verordneten Maßnahmen andauernd Widerſtand, jo Hat 
die Gemeindejchweiter hiervon nach Benehmen mit dem Arzt 
oder in dringlichen Fällen direkt der Berufsgenoſſenſchaft (an die 
MINE DR 2 a en Atgeigt 
zu erftatten, damit eventuell die Überführung in das Kranken— 
haus von der Berufsgenofjenfchaft angeordnet werden fann. 

Zugleich find etwaige Angehörige (Ehefrau und eheliche 
Kinder) thunlicht nach Namen und Geburtstag anzugeben. 

Ordnet die Berufsgenoſſenſchaft die Überführung des Kranken 
ins Krankenhaus an, jo hat die Schweiter, wenn nötig, auf die 
Kranken auch ihverjeit3 durch Belehrung einzumirken, daß fie fich 
der zu ihrem eigenen Bejten getroffenen Maßnahmen fügen und 
es nicht durch pflichtwidrigeg Widerftreben gegen die berechtigten 
Anordnungen der Berufsgenoſſenſchaft dahin kommen Laffen, daß 
ihnen der Rentenanjpruch zum Zeil — auch ganz — verloren 
geht. Zugleich find Ehemänner und Familienväter darauf hinzu— 
weifen, daß die Berufsgenoſſenſchaft während der Krankenhaus 
behandlung der Ehefrau und den ehelichen Kindern die Renten 
wie Hinterbliebenen zu gewähren hat. 

Iſt ein Kranker in das Krankenhaus aufgenommen worden, 
jo hat die Schweiter darauf zu jehen, daß die den Angehörigen 
äzuftehenden Renten auch wirklich im Intereſſe der notleidenden 
Familie zur Verwendung gelangen. 


. Werden in Bezug auf die unter A. bis C, behandelten Aufgaben 


Anfragen von der Berufsgenoſſenſchaft ummittelbar an bie 
Gemeindeichweitern gerichtet, jo haben die letzteren diejelben unge» 
jäumt zu beantworten. 


. Die Krankenhäufer des Vereins nehmen Berficherte der Berufe- 


genofjenfchaft ſowohl zur Krankenpflege, ala zur Rekonvaleszenz 
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oder Beobachtung zu dem geringften üblichen Pflegefab des 
Vereins auf. 

Die Krankenhausärzte des Vereins find beauftragt, den 
Erſuchen der Berufsgenofjenichait in Bezug auf das Heilverfahren 
und die Feftftellung der Erwerbsfähigkeit der Verficherten inner: 
halb der gejeglich zuläffigen Grenzen zu entjprechen. 

8 2 bis 5 wie $$ 2, 8, 5, 6 zu A. 


C. mit einer Gemeindes$tranfenverfiherung oder einer Krankenkaſſe. 


81. 
Der Verein ftellt jeine der Krankenpflege gewidmete Organifation, 


02021141110 1 RER EDER 
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nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen in den Dienſt der 
De Krankenkaſſe. 

A. Die Gemeindeſchweſtern des Vereins haben den erkrankten, durch 
ihre Kaſſenbücher ſich ausweiſenden Mitgliedern der Kaſſe Rat 
und Beiſtand, ſowie die ihnen zu Gebote ſtehenden Stärkungs— 
und Heilmittel unentgeltlich zu gewähren, fie in ihren Wohnungen 
aufzufuchen und von ihrem Befinden dem Kaffenarzt nach vorge- 
Ichriebenem Schema Mitteilung zu jenden. 

B. Sie haben am Ende jeder Woche die zur Erlangung des Kranken— 
geldes erforderliche Beicheinigung, daß die Erwerbaunfähigfeit des 
Kranken noch fortbeitehe, auszujtellen, wenn diefe Beſcheinigung 
nah Lage der Umftände nicht von dem Kaffenarzt ausgeſtellt 
werden fann. 

C. Unter der gleichen Vorausſetzung Haben die Gemeindejchweftern 
zu beicheinigen, daß die Behandlung des Kranken in feiner 
Wohnung nicht angängig ei, vielmehr die Aufnahme desfelben in 
ein Krankenhaus erfolgen müſſe. 

D. Die Krankenhäufer des Vereins nehmen die Mitglieder der Kaffe 
zu dem geringften üblichen Pflegefate de Vereins auf. 

E. Die Krantenhausärzte des Vereins find verpflichtet, für den dem 
Krankenhaus zugemwiejenen Bezirk die Geſchäfte des Kafjenarztes 
gegen diejelbe Vergütung, wie die anderen Arzte zu übernehmen. 

85 2 big 5 wie 88 2, 3, 5, 6 zu A. 
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Pierer’iche Hofbuchdruderei Stephan Geibel & Eo. in Altenburg. 
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Armenpflege und Woplthätigkeit. 


Fünfundvierzigites Heft. 


Die für das Armenweſen wichtigſten Vorſchriften des Bürgerlichen 
Gejegbuches, bearbeitet von Brinfmann und Cuno. 





Leipzig, 
Berlag von Dunder & Humblot. 
1899. 
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fiir das Armenweſen wichfiglen Vorſchriflen 


des 


Bürgerlichen Gefeßbudjes. 


Im Auftrage des deutſchen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit 


bearbeitet von 


Hürgermeiter Brinkmann un Stadt Cuno 
in Königsberg i. Pr. 





Leipzig, 
Berlag von Dunder & Humblot. 
1899. 
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Dorwort, 


In ſeiner Ausſchußſitzung vom 6. Februar 1897 ſetzte der Verein 
eine Kommiſſion, beſtehend aus deu Herren Stadtrat Dr. Münſterberg, 
Zandgerichtsrat Dr. Aſchrott und Bürgermeifter Brinkmann, nieder, 
die fid mit den für das Armenweſen wichtigen Vorichriften des B.G. B. 
näher beichäftigen und die Form erwägen follte, in der dem Verein von 
dem durch das B.G.B. gejchaffenen Sachſtande Kenntnis gegeben werden 
möge. Die Kommiſſion hielt e8 für zwedentiprechend, daß in frage 
fommende Stoffgebiet in mehrere Abteilungen zu zerlegen und die Be- 
arbeitung der in die einzelnen Abteilungen fallenden Fragen Referenten 
zur jelbjtändigen Bearbeitung zu übertragen. Die Bearbeitung follte in 
der Weile ftattfinden, daß für die einzelnen Abteilungen eine fyftenas 
tilche Darjtellung nach den für die Armenpflege wichtigften Gefichtöpunften 
erfolgte. Im übrigen Tollten die Bearbeiter nicht gebunden jein und 
für die Bearbeitung die unmittelbare Verantwortung tragen. Die 
Kommilfion nahın hierbei an, daß von einer Erörterung des Gegen 
ftandes in der Jahresverfammlung abgejehen werden würde, da eine 
Diskuffion über ein abgejchlofjenes Geſetz nicht wohl angängig erjchien. 
Es ichien notwendig, aber auch Hinreichend, wenn den Mitgliedern des 
Vereins, insbejondere den Armenderwaltungen, dag Material in ſyſtema— 
tifcher Ordnung dargeboten würde, jodaß fie fich über den gegenwärtigen 
Sachſtand und etwaige Veränderungen der Rechtslage zu unterrichten 
imjtande find. 

Die Bearbeitung übernahm zunächit der frühere Mag.-Affeffor in 
Frankfurt a. M., jegige Stadtrat in PBojen, Herr Pohlmann. Die 
Kommiffion konnte jedoch die fleikige Bearbeitung durch Herrn Pohl: 
mann infofern für die jpeciellen Zwecke des Vereins nicht als brauchbar 
erachten, als er zwar die juriftifchen Geficht3punfte mit vollem Verſtändnis 
erörtert, dagegen die bejonderen Beziehungen der Rechtövorfchriiten zu 
der Prarid der Armenpflege nicht hinreichend flargeftellt hatte. Im An— 
ichluß an die Pohlmannſchen Ausarbeitungen wurden daher die der eigent- 
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lichen Verwaltungspraxis der Armenpflege näher ſtehenden Herren Bürger— 
meiſter Brinkmann-Königsberg und Stadtrat Cuno-Königsberg mit 
der weiteren Bearbeitung betraut. Brinkmann übernahm die Abteilungen: 
Geſetzliche Unterhaltspflicht und Erſatzanſprüche zc., Cuno die Abteilungen: 
Stiftungen und Familienrecht. — Die näheren Einzelheiten ergiebt das 
ausführliche Inhaltsverzeichnis. | 

Leider war es nicht möglich — mie es urfprünglich beabfichtigt 
war — die Arbeiten der Jahresverfammlung in Breslau zu überreichen, 
da fie nicht abgeichloffen werden fonnten ohne Kenntnis der Beftimmungen 
der wichtigften Ausführungsgefeße, von denen nur erjt ein Zeil bis zum 
September 1899 erjchienen war. 


Berlin, im Dftober 1899. 


Im Auftrage der Kommission: 
E. Münlterberg. 
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I. 


Meferat 


von 


Bürgermeifter Brinkmann in Königsberg i. Pr. 


Säriften d. D, Ver. f. Wohlthätigkeit. XLV, 1 


I. Die geſetzliche Unterhaltspflicht. 





A. Einleitung. 


Die Unterhaltspflicht, als welche im folgenden nur diejenige ver— 
ſtanden werden ſoll, die auf Ehegemeinſchaft, Verwandtſchaft und unehe— 
licher Verwandtſchaft beruht, kommt für die Armenverwaltungen nicht 
bloß inſofern in Betracht, als aus ihr Erſatzanſprüche für Aufwendungen 
der öffentlichen Armenpflege hergeleitet werden können. Sondern ſie iſt 
auch deshalb wichtig, weil hilfsbedürftige Perſonen, welche die Hilfe der 
öffentlichen Armenpflege in Anſpruch nehmen wollen, in erſter Reihe auf 
die zu ihrem Unterhalt Verpflichteten zu verweiſen ſind. Die Unter— 
haltspflicht bedarf deshalb einer beſonderen, der Behandlung der Erſatz— 
anjprüche vorausgehenden Erörterung. 


B. Geltendes Recht. 


1. Gemeines Redt. 


Der bisherige Rechtszuftand ijt folgender: Gemeinrechtlich ijt der 
Ehemann zum Unterhalt feiner Frau verbunden (Dernburg, Panbdekten 
Bd. II ©. 10). Ob auch der Frau gegenüber dem Mann eine folche 
Unterhaltspflicht obliegt, it eine wenig geflärte Streitfrage (Motive zum 
B.G.B. Bd. IV ©. 126, Buengner, Alimentationspflidt ©. 175). 
Eltern und Kinder haben diefe Pflicht gegeneinander (Dernburg Bd. II 
©. 70). Doch find auch die Großeltern verpflichtet, wenn die Eltern 
nicht leiftungsfähig find. Desgleichen erftredt fich die Verpflichtung auf 
die Enkel und weiteren Abkömmlinge, falla Kinder nicht vorhanden oder 
die vorhandenen zur Alimentation außer jtande find. Gleichnahe Ber- 
wandte haften gemeinjam, ob jeder nur für einen Anteil oder auf das 
Ganze, iſt ftreitig, ebenfo wie die Frage, ob die Eltern nach den Kindern 
oder mit ihnen zufammen haften (Buengner a. a. O. ©. 33 fg., 167 fg.). 

1* 
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Das uneheliche Kind Hat Anſpruch auf Unterhalt gegen feinen Er— 
jeuger und gegen feine Mutter (Dernburg Bd. III ©. 72, 73). 

Die Mutter hat Anjipruc gegen den Schwängerer auf Entbindungs- 
und Wochenbettäfoften (Motive Bd. IV ©. 906). 


2. Allgemeines Landredt. 


Das Allgemeine Landrecht hat die Alimentationspflicht weiter aus» 
gebildet und getreu jeinem Beſtreben, zu jpecialifieren, ins einzelne 
gehende Beftimmungen getroffen. So bejagen die SS 185 ff. LER. 
H., 1 Folgendes: 

S 185. „Der Mann iſt verbunden, feiner Frau ftandesgemäßen 
Unterhalt zu gewähren.“ 

8 186. „Mit dem notdürftigen Unterhalte muß fie fich begnügen, 
wenn ihr der Dann den jtandesmäßigen nicht verichaffen kann.“ 

$ 187. „Zum Unterhalte der Frau gehören auch die betreffenden 
Kur: ... . koſten.“ 

Die Alimentationspfliht der Frau gegenüber dem Manne 
leitet man aus 8 174, A.L.R. II, 1 ber, welcher bejtimmt: 

„Eheleute find jchuldig, fi) in allen Borjallenheiten nach ihren 
Kräften wechjelfeitigen Beiftand zu leiſten.“ (Vergl. Rehbein u. Reinde, 
Allg. Landrecht Bd. IIT ©. 44 Anm. 87.) 

Hinfichtlich der Eltern und Kinder untericheidet das Allgemeine 
Zandrecht zwar zunächit, ob die Kinder noch unter der väterlichen Gewalt 
jtehen oder nicht (S 58 fg., 210 fg., 249 fg, A.L.R. IL, 2). Doch 
fommt dieſe Unterfcheidung nach der Seite der Berpflihtung kaum in 
Betracht. Denn, nachdem die SS 63 bis 65 die Unterhaltäpflicht der 
Eltern bezüglich der unter väterlicher Gewalt ftehenden Kinder geregelt 
haben, bejtimmt $ 251 a. a. D. wörtlich: 

„Auch nach aufgehobener väterlicher Gewalt find Kinder und Eltern 
einander wechjelfeitig zu unterftüßen und Eins das Andere, wenn e& fi 
nicht jelbft ernähren fann, mit Unterhalt zu verjehen jchuldig.“ 

Nur wird hier in Bezug auf dag Maß der Unterjtügung unter- 
Ihieden: Iſt das Unvermögen, ich jelbjt zu ernähren, unverjchuldet 
(Krankheit, Unglüdsfälle) entjtanden, jo iſt wechjelfeitig anftändiger 
Unterhalt, ift der hilfsbedürftige Teil durch eigene Schuld verarmt oder 
hat er jich gegen den andern fo betragen, daß diefer ihn zu enterben 
berechtigt jein würde, jo braucht nur notdürftiger Unterhalt gewährt 
zu werden (88 252, 253 II, WER.) Die Kinder müſſen in jolchen 
Fällen den Eltern in deren Wirtichaft und Gewerbe nach ihren Sträften 
behilflich fein ($ 254 a. a. D.). 

Ebenjo eingehend ift die Alimentationspflicht der weiteren Ver— 
wandten in den SS 14 ff. WER. IL, 3 geregelt. Aus den diesbezüg- 
lichen Beitimmungen ift insbefondere hervorzuheben, daß im Gegenjaß 
zum Gemeinen Recht, auch die Gefchwifter, und zwar ebenſo voll- ala 
halbbürtige, einander den notdürftigen Unterhalt zu gewähren vers 
pflichtet find, daß fich ferner die VBerbindlichkeit der Verwandten Hilflofe 
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TFamilienglieder zu ernähren, nach den Regeln der gefeßlichen Erbfolge 
richtet und mehrere gleich nahe Verwandte den Unterhalt des dürftigen 
Familienmitgliedes gemeinfchaftlih nach Verhältnis ihres Vermögens 
zu bejtreiten Haben, und daß endlich andere Seitenverwandte ala 
Geichwifter zwar zur Alimentation nicht verpflichtet find, jedoch ihr geſetz— 
liches Erbrecht verlieren, wenn fie die Berwandten „gegen ihre natürliche 
Pflicht” Hilflos verlaffen. 

Die Rechte der unehelichen Kinder und der unehelichen Mutter find 
jchließlich im Gebiet des AL.R. durch) Gefeß vom 24. April 1854 ein» 
gehend geordnet. 


3. Franzöſiſches Recht. 


Der Code eivil! beſchränkt fich auf eine geringe Anzahl von Be— 
jftimmungen. Nach Artikel 214 P iſt der Mann jchuldig, die Frau 
aufzunehmen und ihr alle Lebensbedürfniffe nach feinem Vermögen und 
Stande zu reihen. Dagegen hat die Ehefrau, welche die Güterfonderung 
ausgewirkt hat, nur nach dem Berhältniffe, in welchem ihr Vermögen 
zum Vermögen ihres Mannes jteht, zu den Haushaltungskoſten ſowohl 
als zu den Erziehungskoften der gemeinjchaftlichen Kinder beizutragen. 
Dleibt dem Manne nichts übrig, jo muß fie die Koften ganz tragen 
(Art- 1448 III®). Den Eltern liegt die gemeinschaftliche Verbindlichkeit 
ob, ihre Kinder zu ernähren, zu erhalten und zu erziehen (Art. 203 I?). 
Ebenjo find auch Kinder ihren Eltern und andern Afcendenten, wenn fie 
in Dürftigfeit find, Unterhalt fchuldig (Art. 205 a. a. O.). Auf gleiche 
Weiſe und unter denjelben Umſtänden find, im Unterfchiede vom Gemeinen 
und Preußiichen Recht auch Schwiegerjühne und Schwiegertüchter ihren 
Schwiegereltern zum Unterhalt verpflichtet (Art. 206). Der Unterhalt 
wird bemefjen erjteng nach dem Bedürfniffe deffen, der ihn fordert, und 
zweitens nach dem Vermögen deffen, der ihn zu reichen hat. Auch kann 
Aufenthalt nebjt Unterhalt in eigener Wohnung angeboten werden 
(Art. 210). 

Die Rechtslage der unehelichen Kinder ift im wefentlichen bejtimmt 
durch das befannte Verbot der Nachforichung, wer der Vater eines un— 
ehelichen Kindes ijt (Art. 340 I”). Bon dieſem Verbot find ausgenommen 
die Fälle der Entführung und der Notzucht, in welchen die Vaterjchafts- 
Hage zuläffig it. Außerdem begründet die freiwillige Anerkennung der 
Baterichaft die Unterhaltspflicht. 


C. Bürgerliches Geſetzbuch. 
1. Unterhaltspflicht der Eheleute gegeneinander. 


Vergl. Förtih, Vergleichende Darftelung des code civil und des Bürgerl. 
Geſetzbuchs S. 20, 32 fa. 
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„Der Mann Hat der rau nach Maßgabe jeiner Lebensſtellung, 
feines Vermögen? und jeiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt zu gewähren. 
Die Frau bat dem Manne, wenn er außer jtande ift, fich ſelbſt zu unter- 
halten, den feiner Lebenshaltung entjprechenden Unterhalt nach Maßgabe 
ihres Vermögens und ihrer Erwerbsfähigfeit zu gewähren.” 

Hiermit find die Zweifel des Gemeinen Rechts jowie des Preußifchen 
Allgemeinen Landrechts bejeitigt und die ungenügenden Beitimmungen 
des Franzöſiſchen Rechts ergänzt. 

Bei Gegenüberftellung der beiden angeführten Abſätze des S 1360 
B.G. B. Tällt ſofort der erhebliche Unterjchied der Verpflichtungen der 
beiden Ehegatten in? Auge. Der Mann hat ala Träger der Ehe jeiner 
Frau unter allen Umſtänden Unterhalt zu gewähren, gleich viel ob fie 
bedürftig ift oder nicht, nur daß das Maß ein verjchiedenes ift: je nach 
feiner Lebenzjtellung und feinen Mitteln, bei welchen leßteren jedoch nicht 
bloß auf das Vermögen gejehen wird, das er befitt, jondern, ebenjo — 
was für die Armenverwaltung bejonders wichtig erjcheint — auf das, 
was er täglich zu erwerben im jtande iſt. „Was er erwirbt, muß er 
zum Unterhalt des Haushaltes verwenden“ (Motive Bd. IV ©. 125). 
Dagegen tritt die Unterhaltspflicht der Frau nur aushilfsweije, nämlich 
nur dann ein, wenn der Mann nicht fähig ift, für fich allein zu ſorgen, 
aber fie beichränft fi) dann ebenjo nicht auf das Notwendige, jondern 
der dem Mann zu gewährende Unterhalt muß gleichfalls einerjeits feiner 
Lebensſtellung und andrerfeit3 ihrem Vermögen und ihrer Erwerbs: 
fähigkeit entjprechen.. „Die Frau iſt ſchon verpflichtet, mitzuverdienen 
oder mit ihrem Vermögen einzutreten im Falle, daß der Mann nicht 
den der eigenen und feiner Familie Lebensjtellung entjprechenden Unter- 
halt beichaffen fann“ (Motive Bd. IV ©. 127). Die Armenver- 
waltungen werden aljo fünftig nicht bloß die Ehefrau an den vermögen 
den Ehemann, fondern auch ummgefehrt den bedürftigen Ehemann an die 
vermögende Ehefrau und deren Hilfe verweijen dürfen. Gbenjo wird es 
ihnen erlaubt jein, da8 Vermögen und den Erwerb der Frau für nüßliche 
Aufwendungen im Intereſſe des Chemanns z. B. für die Koften der 
Krankenhauspflege in Anſpruch zu nehmen. Ya, nach der ausdrüdlichen 
Beitimmung des $ 1615 al. 2 B. G.B., welche nach $ 1360 al. 3 letter 
Sat auch auf das Verhältnis der Ehegatten zu einander Anwendung 
findet, Hat jeder der beiden Ehegatten für die Koſten der Beerdigung des 
andern aufzufonmen. 

Regel ift nach $ 1360 al. 2 eriter Sat, daß der Unterhalt, welchen 
Ehegatten einander jchulden, in der durch die eheliche Lebensgemein- 
Ichaft gebotenen Weife zu gewähren ift. Die Armenverwaltungen haben 
es aber erfahrungsmäßig häufig mit jolchen Eheleuten zu thun, welche 
von einander getrennt leben. Es fragt fich deshalb, inwiefern getrennt 
lebende Eheleute Unterhaltsrechte gegen einander haben. Darüber giebt 
$ 1361 8.6.8. Auskunft. Nur dann und für jo lange Zeit bejteht ein 
Unterhaltsrecht, ala einer der beiden Ehegatten die Herjtellung des ehe- 
lichen Lebens verweigern darf und thatjächlich verweigert, und zwar ijt dann 
der Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren, es jei 
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denn, daß die Bebürfniffe oder die Vermögens- und Erwerbsverhältniffe 
der Ehegatten den Wegfall der Rente oder ihre Beſchränkung auf die 
Zahlung eines Beitrages ala billig geboten erjcheinen laſſen. Den 
Armenverwaltungen ijt jomit anzuraten, falls fie fünftig von einem 
- getrennt lebenden Ehegatten für fi um Unterftügung angegangen werden, 
zunächſt die Gründe für das Getrenntleben zu ermitteln und nur dann 
Hilfe zu gewähren, wenn die Trennung fich als berechtigt herausſtellt, 
andernjall® aber jede Hilfe zu verfagen und auf die Wiedervereinigung 
der getrennten Eheleute hinzuwirken. Das Nähere hierüber ift im 
Zeil II: Erſatzanſprüche, auf Seite 31 ausgeführt. 


2. Unterhaltspflicht der Verwandten. 


a. Kreis der unterhalt3pflihtigen Verwandten. 


„Berwandte in gerader Linie find verpflichtet, einander Unterhalt 
zu gewähren.” 

Dies ift der zweite, in $ 1601 B. G. B. niedergelegte grundlegende 
Sat, der die Alimentationspflicht betrifft. _ 

Was find Verwandte in gerader Linie? Die Begriffsbeitimmung 
giebt $ 1589: 

„Berjonen, deren eine von der anderen abjtammt, find in gerader 
Linie verwandt. Perſonen, die nicht in gerader Linie verwandt find, 
aber von derjelben dritten Perſon abjtammen, find in der Geitenlinie 
verwandt. Der Grad der Berwandtichaft bejtimmt ſich nach der Zahl 
der fie vermittelnden Geburten.“ 

Demnah find in gerader Linie verwandt: Großeltern, Eltern, 
Finder und die weiteren Anverwandten nach der Seite der Eltern und 
der Kinder. Dagegen find nicht in gerader Linie, jondern in der Geiten- 
linie verwandt: die Gejchwifter und felbjtverftändlich die Geſchwiſter— 
finder und deren Abkömmlinge. Daraus folgt alfo, daß nach dem 
Bürgerlichen Gejegbuch nur Kinder und Eltern, Enkel und Großeltern 
und dergleichen weitere Dejcendenten und Aſcendenten gegen- und unter- 
einander unterhaltspflichtig und unterhaltsberechtigt find, nicht aber im 
Gegenjag zum Preußiichen Allgemeinen Landrecht, jedoch in UÜberein— 
ftimmung mit dem Gemeinen Recht die Geſchwiſter. Wie die Motive 
und der $ 1480 des Entwurfs ergeben, hat man anfangs im Intereſſe 
der Entlaftung der öffentlichen Armenpflege auch die Unterhaltspflicht 
der Geſchwiſter aufzunehmen beabfichtigt, fie aber nachträglich doch fallen 
gelaffen (Motive Bd. IV ©. 679, Reab, zweite Leſung des B.G.B. Bd. II 
©. 141). Ebenſo wenig begründet die Verſchwägerung, d. h. nad 
8 1590 B.G. B. das Verhältnis der Verwandten des einen Ehegatten 
zu dem andern und zu deſſen Verwandten irgend welche Unterhaltspflicht, 
jo daß durch das B.G.B. die finguläre oben erwähnte Unterhaltspflicht 
der Schwiegerföhne und Schwiegertöchter gegenüber den Schwiegereltern 
aus dem ranzöfiichen Recht bejeitigt if. In dem jomit eng begrenzten 
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Kreife der Unterhaltsberechtigten und Berpflichteten bedingt die elterliche 
Gewalt, aus der die Kinder mit der Volljährigkeit heraustreten ($ 1626 
B.G. B.) im allgemeinen feinen Unterfchied. Vergl. jedoch das bei 34 Geſagte 
über die Mithaftung des Ehegatten aus dem gemeinjchaftlichen Vermögen. 


b. Umfang und Inhalt der Unterhaltspflidt 
der Berwandten. 


Darüber bejagt zunächſt S 1610 B.G. B.: 

„Das Maß des zu gewährenden Unterhalt beſtimmt fich nach der 
Lebensſtellung des Bebürftigen (ftandesmäßiger Unterhalt). 

Der Unterhalt umfaßt den gejamten Lebensbedarf, bei einer der Er— 
ziehung bedürftigen Perfon auch die Kojten der Erziehung und der Bor 
bildung zu einem Berufe.” 

Alſo ftandesgemäßer Unterhalt muß gewährt werden, nicht nur das 
Notwendige, was auf Grund des Unterjtügungswohnfiggejeges gegeben 
werden muß. Was „jtandesmäßig” ift, läßt fich jelbjtverftändlich nicht 
allgemein jagen, das „Standesmäßige” richtet fich nach dem Beruf, der 
wirtfchaftlichen Stellung u. ſ. mw. des Bedürftigen. Unterjchiede nad) 
den einzelnen Kategorien der Berechtigten und Berpflichteten, jo daß die 
einen dad Standesmäßige, die andern nur das Notdürftige zu fordern 
bezw. au leijten hätten, werden nicht gemacht. Dagegen hat nach 8 1611 
B.6.B. Statt des ftandesgemäßen nur den notdürftigen Unterhalt zu 
fordern, wer durch jein fittliches Verſchulden bedürftig geworden iſt, 
nicht fchon, wie e8 in 8 153 WER Heißt: wer durch eigene Schuld 
verarmt ift, und der gleichen Bejchränfung unterliegt der Unterhalts- 
anipruch der Abkömmlinge, der Eltern und — was für die Erörterung 
zu 1 noch nachzuholen ift — des Ehegatten, wenn fie fich einer Ber- 
fehlung ſchuldig machen, die den Unterhaltspflichtigen berechtigt, ihnen 
den Pflichtteil zu entziehen, — 88 2333 bis 2335 und 1565, 1568 
B.G. B. — fowie der Unterhaltsanſpruch der Großeltern und der weiteren 
Boreltern, wenn ihnen gegenüber die Borausfegungen vorliegen, unter 
denen Kinder berechtigt find, ihren Eltern den Pflichtteil zu entziehen. 
Der oben bereits citierte Abfa 2 des S 1610 B.G.B. legt ferner den 
Umfang defjen, was zu gewähren ijt, dahin feit, daß er jedenfalls in fich 
begreift: Nahrung, Kleidung, Obdach (gefamter Lebensbedarf), ferner aber 
auch die Kojten der Erziehung und der Borbildung zu einem Beruf. 
Letzteres wäre 3. B. das Lehrgeld, welches gezahlt werden muß, um den 
Snaben ein Handwerk lernen, das Entgelt, welches gefordert wird, um 
dag Mädchen eine Näbjchule befuchen zu lafjen. Neu ift hier namentlich, 
ausgenommen für das Königreich Sachſen, wo $ 1846 des ſächſiſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs bereits die gleiche Beſtimmung enthielt, daß nicht 
nur die Unterhaltspflicht der Eltern, jondern auch die anderer Ver— 
wandten fich bei Kindern auf die Koften der Erziehung miterftredt. Die 
Motive Bd. IV ©. 696 bemerken hierzu: „Die durch die Verwandtichaft 
begründete natürliche und fittliche Pflicht bringt es mit fih, daß in 
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Ermangelung der Eltern die übrigen unterhaltspflichtigen Verwandten 
bei einer noch der Erziehung bedürftigen Perfon für die geijtige Ent- 
wicklung und die Ausbildung derjelben zu einem bejonderen Lebensberufe 
Sorge tragen müſſen. Dieſe Erweiterung der Unterhaltspflicht entjpricht 
auch den Intereſſen des Staates und der Geſellſchaft. Um fo mehr 
empfiehlt es fich, die Unterhaltspflicht ihrem Inhalt nach in der gedachten 
Art zu beftimmen, ala nach verjchiedenen Armengejeßgebungen 3. B. von 
Bayern, Baden, Anhalt und Sachjen jelbft der von den Armenverbänden 
den Kindern zu gewährende Unterhalt auch die Kojten der Erziehung 
einjchließlich des Unterrichts und der Ausbildung zu einen Beruf um— 
faßt. Was im einzelnen zum Lebensbedarf oder zu den Koſten der Er- 
ziehung jowie der Vorbildung zu einem bejonderen Beruf gehört, läßt fich im 
Geſetz nicht näher bejtimmen. Insbeſondere läßt auch die Frage, ob die 
Koften für ein Univerfitätsjtudium zu den Alimenten zu rechnen find, eine 
allgemeine Entfcheidung nicht zu. Vielmehr ift diefe Frage in jedem einzelnen 
Fall unter Berüdfichtigung der konkreten Verhältniſſe zu entjcheiden “ 

Zu dem, was unter „Unterhalt“ verjtanden werden joll, gehört 
fchließlich auch gegenüber den Verwandten das Begräbnis, das heißt: 
der Verpflichtete hat auch die Kojten eines jtandesmäßigen Begräbnifjes 
zu tragen und ijt nicht berechtigt, nur ein notdürftiges Begräbnis auf 
Koſten der öffentlichen Armenpflege ausführen zu laffen. Er ijt nicht 
verbunden, das Begräbnis jelbjt zu bejorgen, ijt aber demjenigen, der 
e3 bejorgt, in Höhe des Betrages eine „Itandesmäßigen” Begräbniffes, 
nicht aber für die Koften der Feuerbeſtattung erjagpflichtig (S 1615 
Abſ. 2). Dagegen find die Koften der Taufe, welche der Entwurf — 
$ 1488 — in die Unterhaltspflicht der Verwandten mit hineinbeziehen 
wollte, in das B.G. B. nicht mit aufgenommen. Ebenſo gehören Prozeß- 
fojten nicht zu den Alimenten, welche Verwandte einander zu gewähren 
haben. Motive Bd. IV ©. 696. Auch erjtredt fich die Unterhaltspflicht, 
jelbft die der Eltern, nur immer auf die perjönlichen Bedirfniffe des 
Berechtigten, nicht auch auf die feiner Familie, insbeſondere nicht die 
feines Ehegatten. ©. 698. 

Mie muß ferner der Unterhalt gewährt werden? Die Antwort 
fonnte bei einem Gejegbuch unferer Zeit, abgefehen davon, daß die Ehe— 
gemeinjchaft etwas anderes bedingt, nur lauten: „der Regel nach in 
Geld, nur ausnahmsweiſe in Natur.” „Die Naturalleiftung,”“ jo heißt 
e8 in den Motiven Bd. IV ©. 702, „entipricht allerdings oft dem 
Intereſſe des Verpflichteten am meijten, dagegen den individuellen Ber- 
bältniffen und den Anforderungen der Pietät am wenigſten, namentlich) 
in jolchen Fällen, in welchen Aſcendenten der Unterhalt von jeiten der 
Defcendenten zu gewähren ift oder in welchen ein jchlechtes Verhältnis 
zwifchen den Beteiligten bejteht. Wählt in folchen Fällen der Ber- 
pflichtete die Naturalleiftung, jo fann dadurch dem Berechtigten der 
Unterhaltsanfpruch unter Umſtänden faktiſch völlig illuſoriſch gemacht 
werden, oder es wird dieje Art der Gewährung des Unterhalts eine 
tete Quelle von Streitigkeiten und Prozeſſen, namentlich auch über die 
Frage, ob die einzelnen Naturalleiftungen dem Anfpruche auf jtandes- 
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mäßigen Unterhalt entjprechen.“ Wer häufiger Gelegenheit gehabt hat, 
für den Armenverband GErjaganfprüche zu verfolgen, welche auf der 
Unterhaltapflicht der Verwandten berubten, wird willen, wie gern bisher 
der Unterhalt im eigenen Haufe angeboten wurde, um — infolge der 
Annahmeweigerung des Berechtigten — die Berpflichtung los zu werden, 
und wird dem Gejeggeber für die Umwandlung der Unterhaltspflicht in 
baar Geld dankbar ſein. 

Das „Geld“ ift nicht einmalig zu zahlen, fondern gemäß dem fort: 
laufenden, fich erneuernden Anſpruch des Berechtigten in „einer Rente“ 
($ 1612). Daneben hat aber dag Bürgerliche Gejegbuch in Anlehnung 
an den Code eivil (Motive Bd. IV ©. 702) den Zuſatz gemacht: 

„Der Berpflichtete kann verlangen, daß ihm die Gewährung des 
Unterhaltes in anderer Art gejtattet wird, wenn bejondere Gründe es 
rechtfertigen.“ 

Die Worte: „Der VBerpflichtete kann verlangen” bedeuten, daß beim 
Streit der Parteien im einzelnen Fall der Richter zu entjcheiden hat, in 
welcher Art der Unterhalt zu gewähren ift. Es wird daher Aufgabe 
der richterlichen Praris fein, diejenigen Gründe zu finden, welche eine 
Naturalverpflegung, ſei e8 im Haushalt des DVerpflichteten oder bei 
einem Dritten, gerechtfertigt ericheinen laffen. Dabei wird nicht nur 
Rüdfiht auf die Perfon des Leijtenden, dem eine Geldrente vielleicht 
unerſchwinglich ift, zu nehmen fein, ſondern insbejondere auch auf die 
Perfon des Berechtigten, dem gegenüber aus Gründen jeiner Perjönlich- 
feit, 3. B. wegen Trunkſucht, Leichtfinn, Verſchwendung lediglich Unter» 
jftügung dur Wohnung, Koft u. j. mw. ſehr wohl angebracht erjcheinen 
fann. Das Borliegen von perjönlichen Gründen erkennt das B.6.B. 
— $ 1612 al. 2. — in dem Falle allgemein an, daß Eltern einem 
underheirateten Kinde Unterhalt zu gewähren Haben. Sie fünnen ein» 
jeitig beitimmen, in welcher Art und für welche Zeit im voraus der 
Unterhalt gewährt werden ſoll. Aus bejonderen Gründen fann aber 
wiederum das DVormundichaftsgericht auf Antrag des Kindes die Be— 
jftimmung der Eltern ändern. 

Wird fonjt entweder durch Urteil des Gerichts oder durch Überein- 
kunft der Parteien fejtgeiegt, daß eine Geldrente zu zahlen ift, jo fann 
deren vierteljährliche Vorauszahlung gefordert werden. Mit dem Be- 
ginn des Zeitabjchnitts ift der volle Betrag verfallen, jo daß auch bei 
inzwifchen eintretendem Tode des Berechtigten eine Rüdforderung nicht 
itattfindet (88 760, 1612 Abi. 3 B.6.8.). 

Nach dem gleichen Grundfag, nach welchem die Armenpflege niemals 
für die Vergangenheit aufzulommen hat, weil nämlich „Gegenjtand der 
Unterhaltspflicht nicht die einzelnen Zeitungen als ſolche find, jondern 
die Beiriedigung der Bedürfniffe des Berechtigten durch Darreichung 
der dazu erforderlichen Mittel” (Motive Bd. IV ©. 705), kann für die 
Vergangenheit, abgejchen von den Fällen des Verzuges und der Rechts— 
hängigkeit, Erfüllung der Unterhaltspflicht nicht mehr nachgefordert 
werden — $ 1613 B.G6B., und zwar jelbjt dann nicht, wenn der Be- 
rechtigte, um ſich zu unterhalten, Hat Schulden machen müſſen — 
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Motive Bd. IV ©. 705. Umgekehrt ijt, was namentlich für die Armen- 
verwaltung von Wichtigkeit erjcheint, ein Verzicht auf den Unterhalt für 
die Zukunft unzuläffig, und auch durch Voraugleiftung wird der Vers 
pflichtete bei erneuter Bedürftigfeit des Berechtigten in der Regel 
nur für einen Zeitabfchnitt von drei Monaten befreit. — 8 1614 B. G. B. 
Näheres auch hierüber im Zeil II: „Erjaganiprüche”. 


Borausſetzungen für die Entſtehung der Unterhalts— 
pflicht im Einzelfalle. 


Der Wortlaut der letzterwähnten Geſetzesvorſchrift deutet bereits 
darauf Hin, daß die Unterhaltspflicht der Verwandten untereinander nur 
unter gewifjen Borausjegungen eintritt. Während, wie wir fahen, die 
Ehefrau in jeder Bermögenslage vom Ehemann Unterhalt zu fordern 
berechtigt iſt, kann derjenige, der fein Unterhaltsrecht aus dem Recht der 
Berwandtichaft herleitet, Unterhalt nur dann verlangen, „wenn er außer 
ſtande ijt, fich jelbit zu unterhalten“ ($ 1602 B.6.8.). Der Unter: 
haltsberechtigte muß, bevor er jeine Verwandten beanjpruchen will, auch 
den Stamm jeine® Vermögens aufgezehrt haben. Das Gegenteil könnte 
dahin Führen, daß er den Stamm jeines Vermögens zu anderen Zweden 
vergeudet oder daß er jein Vermögen behält, während der Verwandte 
infolge jeiner Unterhaltspflicht fich jelbft ein Kapital zu jammeln vers 
hindert fein würde (Motive Bd. IV ©. 681). Andererfeits ift derjenige, 
der auf Grund der Berwandtichaft unterhaltspflichtig ift, nur dann zu 
irgend welchen LZeijtungen verbunden, wenn und injoweit er bei Berüd- 
fichtigung feiner ſonſtigen WBerpflichtungen ohne Gefährdung feines 
ſtandesmäßigen Unterhalts dazu imjtande ift ($ 1603 B.G. B.). „Das 
Recht und die Pflicht der Selbjterhaltung geht der Pflicht, andere zu 
unterjtüßen, vor” (Motive Bd. IV ©. 685). Dieje beiden Voraus— 
jegungen: auf jeite des Berechtigten das Unvermögen, fich jelbit zu 
unterhalten, auf jeiten des Berpflichteten die Leiftungsfähigkeit bilden 
nach der Intention des Gejeßgeberd derart die Grundlagen des Unter- 
baltsanfpruchs, daß ein jolcher ohne das Vorhandenfein beider Voraus— 
jegungen überhaupt nicht eriftent wird. Das ergiebt fich außer aus den 
Motiven aus der Anordnung des Geſetzgebers, der die beiden citierten 
Paragraphen an die Spite des Titeld über die Unterhaltspflicht ge- 
jeßt hat, und daraus folgt wiederum, daß, wer den Unterhaltsanjpruch 
erhebt, nach beiden Richtungen den Beweis zu erbringen hat. 
Dieg war in Bezug auf die Beweispflicht für die erjte Vorausſetzung 
auch bisher jchon als geltendes Recht angenommen. Dagegen gilt für 
das Gebiet des Pr. A.L.R. die Deklaration vom 21. Juli 1841, wonach 
der Unterhaltspflichtige jeine Leiſtungs un fähigkeit zu beweiſen hat. 
Diefer Grundjag joll künftig aufgehoben und in fein Gegenteil verkehrt 
fein. Zwar fönnte vielleicht aus Art. 103 E.G. 3. B.6.B. das Umgefehrte 
gefolgert werden. Allein, wie wir aus ‚den Motiven Bd. IV ©. 687 
erfahren, ijt die negative Faſſung des $ 1603 B. G. B.: „Unterhalts- 
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pflichtig ift nicht, wer... .” abfichtlich jo gewählt, um unzweideutig 
zum Ausdrud zu bringen, daß der Gejeggeber die Keiftungsfähigfeit des 
Beklagten als eine Borausjegung für die Entjtehung des Unterhalts- 
anſpruchs, als eine recht3erzeugende Thatlache auffaßt, für welche ſomit 
der Kläger beweispflichtig ift. 

Diefe Regelung der Beweislaft ift beide Male in den Motiven 
— Bd. IV ©. 683 und ©. 687 — eingehend gerechtiertigt. Was je- 
doch den Beweis ſelbſt für die Leiltungsfähigfeit des Verpflichteten ans 
betrifit, jo genügt der Kläger feiner Beweispflicht durch den Nachweis, 
daß der Beklagte nach feinen aktiven Bermögensverhältniffen und feinen 
Erwerbsverhältniffen ohne Gefährdung des eigenen jtandegmäßigen Unter» 
halts den Unterhalt zu gewähren imftande ſei. Will der Beklagte feine 
Unterhaltspfliht mit Rüdficht auf anderweite ihm obliegende Ber- 
pflichtungen ablehnen, fo iſt es feine Sache, die Erijtenz jolcher Ver— 
pflichtungen zu beweilen. Ebenſo liegt ihm der Beweis anderer be- 
fonderer, für die Bemeſſung der Leiftungsfähigfeit erheblicher Umjtände 
ob, 3. B. der Beweis der Behauptung, daß er wegen Kränklichkeit zu 
feinem eigenen Unterhalt mehr wie gewöhnlich bedürfe. Der Unter- 
haltsverpflichtete Hat alfo feinerfeitS den Gegenbeweis zu führen, wenn 
er die vom Gegner beigebrachten, recht3erzeugenden Thatfachen durch 
Einwendungen entkräften will. 

Wer gilt nun als außer jtande, fich jelbjt au unterhalten? Dar- 
über giebt das oben Geſagte bereits Aufichluß. Weil „tandesgemäßer“ 
Unterhalt verlangt werden fann, iſt jeder unterhaltsberechtigt, der 
nachzumweifen vermag, daß er den ftandesgemäßen Unterhalt zu erwerben 
nicht fähig ift. Zur Ungerechtigkeit aber würde es führen, wenn Die 
Gegenpartei, um der Unterhaltspflicht zu genügen, fich jelbjt den 
ftandesgemäßen Unterhalt verkürzen müßte. Deswegen darf fie fich 
mit einem dahingehenden Einwand jchüßen. Bei Prüfung dieſes Ein- 
wandes follen „die fonftigen Verpflichtungen” berüdfichtigt werden. Wie 
dies zu geichehen hat, wird fich allgemein nicht jagen laffen. Es wird 
vielmehr ZThatfrage des einzelnen Falles fein. Daß der Richter nicht 
Ichematifch verfahren joll, indem er einfach die Paſſiva von den Aktiven 
abzieht, heben die Motive ausdrüdlich hervor. Ebenſo betonen fie, daß 
bei Bemefjung der Unterhaltsfähigfeit neben dem Vermögen nicht bloß 
der wirkliche Arbeitsverdienit, fondern die Erwerbskraft in Betracht zu 
ziehen ift. Kann der Verpflichtete jo viel durch feine Arbeitskraft er- 
werben, daß er auch den Unterhalt des Bedürftigen davon zu beftreiten 
imftande ilt, jo ift er auch ae feine Kräfte dementjprechend an- 
zufpannen — cf. Motive Bd. IV ©. 685 —, eine Auffaſſung, welche 
hoffentlich die Arınenverwaltungen mehr als früher in den Stand jeßen 
wird, arbeitsunluftige Perfonen zur Erfüllung ihrer Unterhaltspflicht zu 
beftimmen. 

Bon dem Grundjag, daß der Unterhaltsberechtigte zuvor fein eigenes 
Derinögen verbraucht haben muß, bevor er feine Verwandten in Anjpruch 
nehmen fann, wird zu Guniten des minderjährigen unverheirateten 
Kindes gegenüber feinen Eltern durch $ 1602 Abf. 2 B. G. B. eine Aus- 
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nahme gemacht. Es braucht nicht jein Vermögen ſelbſt — gemeint ijt 
natürlich das freie Vermögen im Sinne der 88 1650, 1651 B.G.B. — 
aufzubrauchen, muß jedoch außer dem Arbeitsertrage die Einfünfte feines 
Vermögens zu feinem Unterhalt verwenden. Reicht beides nicht aus, jo 
haben die Eltern das Fehlende zuzujchießen. Eine ähnliche Erſchwerung 
der Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber ihren minderjährigen unver- 
heirateten Sindern enthält S 1603 Abi. 2 B. G.B. Danach find die 
Eltern verpflichtet, alle verfügbaren Mittel iiber die durch Abi. 1 des— 
ſelben Paragraphen Eonitituierte Verpflichtung hinaus zu ihrem und der 
Kinder Unterhalt gleihmäßig zu verwenden, es fei denn, daß ein anderer 
unterhalt3pflichtiger und, wie fich von ſelbſt verjteht, leiſtungsfähiger 
Verwandter vorhanden ift oder das Kind ſelbſt Vermögen befitt, deflen 
Stamm in diejeın Falle, entgegen der eben eitierten Vorichrift in $ 1602 
Abi. 2, zum Unterhalt des Kindes zunächit aufzubrauchen ift. 

Die Unterhaltspflicht, ſelbſt diejenige, die durch Urteil für die Zu- 
£unft fejtgejtellt ift, bleibt nicht immer unverändert, fie verwandelt ſich 
vielmehr mit den Verhältniffen des Berechtigten und VBerpflichteten ſowohl 
der Höhe als der Art nah. Allerdings können, wenn ein rechtsfräftiges 
Urteil vorliegt, nur diejenigen Gründe geltend gemacht werden, welche 
nach dem Schluſſe der legten mündlichen Verhandlung des früheren 
Prozeſſes, in der fie hätten vorgebradht werden müſſen, entjtanden find 
(S 686 C.P.O., Motive Bd. IV ©. 707). Die Abänderung ift geltend 
zu machen im Wege der Klage bei dem Gericht, bei welchem der frühere 
Prozeß in erjter Inſtanz anhängig war. Beweispflichtig ift aber ſowohl 
für die Veränderungen in der eigenen, Perfon ala in der des Gegners 
der Kläger, d. h. derjenige, der die Anderung der früheren Feſtſtellung 
berbeiführen will (Motive a. a. D.). Wenn der Unterhaltspflichtige 
verlangt, dak ihm Fünftig Naturalleiftung verjtattet werde, jo wird er 
den Nachweis führen müflen, daß ihm Baraufwendungen aus feinem 
Erwerb unmöglich find. Wenn er dagegen Befreiung verlangt, jo wird 
er entweder nachweijen müflen, daß der Berechtigte inzwilchen zu eigenem 
Vermögen gelangt ift oder daß bei ihm ſelbſt die Vorausſetzungen des 
$ 1603 Abi. 1 3.6.8. eingetreten find. Wie in dieſen Wällen, jo 
endigt auch bei dem Tode des Berechtigten oder DBerpflichteten die 
Unterhaltspfliht (S 1615 B. G. B.). 


3. Einzelheiten. 


a. Zufammentreffen mehrerer Berpflichteter. 


Wenn dem Unterhaltsverpflichteten mehrere — leijtungsfähige — 
Verpflichtete gegenüberftehen, jo fragt es fich, wen er von diejen zunächjt 
in Anſpruch nehmen darf. Hier fommt zunächſt $ 1608 8.6.8. in 
Betradt: 

„Der Ehegattte des Bedürftigen haftet vor deſſen Berwandten. 
Soweit jedoch der Ehegatte bei Berüdfichtigung feiner ſonſtigen Ber- 
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pflichtungen außer jtande ijt, ohne Gefährdung feines jtandesmäßigen 
Unterhalt3 den Unterhalt zu gewähren, haften die Verwandten vor dent 
Ehegatten.“ 

Daß der Ehemann vor den Verwandten feiner Frau haftet, folgt 
bereit3 aus $ 1360 Abi. 1, da — wie wir ſahen, der Mann ohne 
Einſchränkung ſelbſt unter Zuhilfenahme ſeines Vermögens ſeiner Frau 
Unterhalt zu gewähren hat (Motive Bd. IV ©. 689). Nicht folgt aber 
das Gleiche aus S 1360 Abi. 2 bezüglich der Ehefrau, da ihre Ber- 
pflihtung nur eine jubfidiäre ijt. In Bezug auf ihre Unterhaltspflicht 
in Konkurrenz mit anderweiten Verpflichtungen war deshalb die Vor— 
Ichrift im erjten Satz des S 1608 zur Klarjtellung notwendig. Wenn 
der Gejehgeber nun im zweiten Satz fortfährt: „Soweit jedoch,“ fo ift 
damit gejagt, daß, wenn Ehemann oder Ehefrau einander nur dag Not- 
dürftige gewähren fünnen, ohne den eigenen jtandesmäßigen Unterhalt 
zu gefährden, ergänzend bis zum jtandesmäßigen Unterhalt die Pflicht 
der Verwandten eintritt. 

Wie diefe Verwandten wieder untereinander rangieren, ergiebt fich 
ſowohl für den Fall des Zujammentreffen® mit einem unterhalts- 
pflichtigen Ehegatten als allgemein aus den 88 1606 und 1607. Die 
Abkömmlinge find vor den Verwandten der auffteigenden Linie unter- 
baltspflichtig.. Die Unterhaltspfliht der Abkömmlinge untereinander 
bejtimmt ſich wiederum nach der gefeglichen Erbfolgeordnung und nach 
bem Berhältniffe der Erbteile (ef. SS 1924 ff. B. G.B.). 

Unter den Verwandten der aufjteigenden Linie haften die näheren 
vor den entfernteren, mehrere gleichnahe zu gleichen Zeilen. Der Vater 
haftet jedoch vor der Mutter; jteht die Nußnießung an dem Vermögen 
des Kindes der Mutter zu, jo haftet die Mutter vor dem Bater 
($ 1606 al. 2 B.6.8.). 

Soweit ein Verwandter auf Grund des 8 1603 nicht unterhalts- 
pflichtig ift, Hat der nach ihm haftende Verwandte den Unterhalt zu 
gewähren. 

„Das Gleiche gilt, wenn die Rechtsverfolgung gegen einen Verwandten 
im Inland ausgejchloffen oder erheblich erjchwert iſt.“ (S 1607 al. 2.) 

Die Bedeutung diefer Beitimmungen wird vielleicht am beiten klar 
durch eine Reihe von Beifpielen: 


1. X., der außer jtande ift, fich jelbjt zu unterhalten, hat einen 
vermögenden Vater und zwei in guten Verhältniffen lebende, erwerbs— 
fähige Söhne. Die legteren find gemeinfam je zur Hälfte unterhalts- 
pflichtig, der Vater bleibt frei. 

2. Der Bater des X. verliert jein Vermögen und kann wegen 
hohen Alters einem Erwerb nicht nachgehen. Da X. zur Gewährung 
eines Unterhalts unfähig ift, jo haften auch für den Großvater jeine 
(des X.) Söhne zu gleichen Teilen wie bei Beifpiel 1. 

3. Der Bater des X. und X. jelbjt find leiftungsfähig, die Söhne 


dagegen außer jtande, fich jelbjt zu unterhalten. Es haftet für ihren 
Unterhalt allein X. 
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4. X. wird leiftungsunfähig, während fein Vater leiftungsfähig ge- 
blieben. Jetzt haftet letterer für den Unterhalt feiner Enkel. 

5. Neben dem Vater des X. iſt noch der Bater der verjtorbenen 
Frau des X. vorhanden. Beide haften, wenn fie leiftungsfähig find, 
für den Unterhalt der Enkel zu gleichen Zeilen. 

6. X. iſt leiftungsfähig, feine Frau Hat aber den Nießbrauch an 
dem Vermögen der Kinder. Sie haftet vor ihrem Mann, der erjt nach 
ihr verpflichtet ift (S 1606 al. 2). 

Diefelben Beifpiele gelten auch, wenn eine der unterhaltspflichtigen 
Perfonen geftorben ift oder „die Rechtsverfolgung im Inlande gegen fie 
ausgefchloffen oder wejentlich erfchwert iſt.“ Ausgefchloffen ift die Rechts- 
verfolgung, wenn überhaupt fein Gerichtsjtand für die Klage begründet 
ift (vgl. 85 1—32 C. P.O.), oder die Zwangsvollſtreckung nicht durch- 
zuführen if. Wann die Rechtsverfolgung als erheblich erfchwert an- 
zuſehen ift, wird Thatfrage des einzelnen alles fein. 


b. Zuſammentreffen mehrerer Beredtigter. 


Die Gegenfeite des Zujammentreffens mehrerer Berpflichteter ift das 
Zujammentreffen mehrerer Berechtigter. Hierüber jagt daS Bürgerliche 
Geſetzbuch in $ 1609 folgendes: 

„Sind mehrere Bedürftige vorhanden und iſt der Unterhalts- 
pflichtige außer jtande, allen Unterhalt zu gewähren, jo gehen unter 
ihnen die Abkömmlinge den Berwandten der auffteigenden Linie, unter 
den Abkömmlingen diejenigen, welche im Falle der gejeglichen Erbfolge 
als Erben berufen fein würden, den übrigen Abkömmlingen, unter den 
Berwandten der aufiteigenden Linie die näheren den entjernteren vor.“ 

„Der Ehegatte jteht den minderjährigen unverheirateten Kindern 
gleich, er geht anderen Kindern und den übrigen Verwandten vor.“ 

Auch Hier mögen Beifpiele zur Erläuterung dienen: 

X. hat jeinen Vater und Großvater noch am Leben, desgleichen 
einen Sohn und einen Enkel. 

1. Sind alle vier Perfonen außer X. außer ftande, fich jelbit zu 
unterhalten, ſo geht Hinfichtlich jeiner Unterhaltsberechtigung der Sohn 
des X. allen-anderen vor. 

2. Iſt der Sohn des X, gejtorben, jo geht deilen Enkel dem Vater 
des X. und feinem Großvater vor. 


3. St der Sohn des X. leijtungsfähig, jo daß er jeinen eigenen 
Sohn unterhalten fann, jo ijt der Vater des X. gegenüber dem lebteren 
zunächſt unterhaltsberechtigt. 

4. Kann der Bater des X. noch für fich ſelbſt forgen, aber feinen 
eigenen Vater nicht mehr alimentieren, jo Hat diefer gegen X. einen 
Anſpruch, falls deifen Kinder erwerbsfähig find. 

5. Hat X. noch eine Ehefrau, jo geht fie mit ihrem Anfpruch auf 
Unterhalt dem DBater und Großvater des X. ſowie feinen volljährigen 
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Kindern und Enfeln vor. Sie fteht nur in gleicher Linie mit etwaigen 
minderjährigen Kindern des X. 


ec. Berminderung der Unterhaltspflicht. 


Daß unter Umftänden ftatt des jtandesgemäßen Unterhalts nur der 
notdürftige Unterhalt gefordert werden kann, iſt ſchon oben bei Be— 
iprehung des Umfanges der Unterhaltspflicht der Berwandten erörtert. 
Hier wäre nur noch hinzuzufügen, daß nach $ 1611 Abi. 3 B. G. B. der 
Bedürftige wegen einer nach den citierten Borfchriften eintretenden Be- 
ichränfung feines Anſpruchs nicht andere Unterhaltspflichtige in Anſpruch 
nehmen kann. 


d. Erweiterung der Unterhaltspflicht. 


Schon oben bei Beiprechung des Umfanges und Inhalts der Unter- 
Haltspflicht jahen wir, wie gewifle Bevorzugungen der minderjährigen 
unverheirateten Kinder dazu führen, daß die Unterhaltspflicht der Eltern 
nach verschiedenen Richtungen Hin eine Erjchwerung erleidet. Das 
B.6.B. zählt aber in feinen 88 1604 und 1605 noch eine Reihe 
anderer Fälle auf, in denen gleichfalls die vorhandene Unterhaltspflicht 
erweitert wird. 

Nach 8 1363 BGB. wird das eingebrachte Gut der Frau, zu welchem 
auch das während der Ehe von ihr erworbene Vermögen gehört, durch 
die Cheichliegung der DBerwaltung und Nutznießung des Mannes 
unterworfen. Sie jelbjt fann alſo weder über dies Vermögen noch auch 
nur über die Einkünfte aus demjelben frei verfügen, und es wäre des— 
halb — ohne entgegenitehende Vorjchrift — nur folgerichtig, wenn dieſes 
eingebrachte Gut der Frau, bei der gemäß S 1603 B. G. B ftatthabenden 
Beurteilung ihrer KLeiftungsfähigfeit, außer Berechnung bleiben würde. 
Darin würde jedoch den unterhaltsberechtigten Verwandten der Frau 
gegenüber unter Umftänden eine große Härte liegen. Auch der gejunde 
Menſchenverſtand würde fich nur jchwer damit abfinden, wenn eine jehr 
vermögende Frau infolge der Eheichließung als unfähig zur Unterhalts— 
gewährung angejehen werden und jomit für ihre notleidenden Verwandten 
aus der Reihe der unterhaltspflichtigen Perſonen ausſcheiden jollte. 
Deshalb joll für die Frage, ob die Frau zur Gewährung des Unterhalt 
an ihre Verwandten im jtande ift, die dem Mann an dem eingebrachten 
Gute zujtehende Verwaltung und Nutznießung nicht in Betracht kommen. 
$ 1604 al. 1 8.6.8. 

Noch mehr fommt dem unterhaltsberechtigten Verwandten die weitere 
Beitimmung zu Gut, welche für den Yal gilt, daß in einer Ehe 
allgemeine Gütergemeinſchaft oder Errungenſchaftsgemeinſchaft oder Fahrnis- 
gemeinschaft bejteht. Auch nach bisheriger Prariß wurde zwar für das 
Gebiet der preußifch-rechtlichen Gütergemeinjchait, die im Gegenjab zum 
B.G. B. ala Regel galt, fotern fie nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen 
war, ala geltendes Recht angenommen, daß die Unterhaltsverpflichtungen 
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jedes der Ehegatten ihr beiderjeitiges gütergemeinjchaftliches Vermögen 
belajte, jo daß bei bejtehender Gütergemeinjchaft jeder Ehegatte für Die 
unterhaltsbedürftigen Verwandten des andern Zeil® mit aufzufommen 
habe. Indeſſen ließ fich doch diefer eine in der Prariß angenommene 
Grundjaß nicht ohne weiteres auf andere eheliche Gemeinschaften, ala die 
volljtändige Gütergemeinjchaft übertragen. Es dient deshalb ficherlich 
zur Bejeitigung von Zweifeln aller Art, wenn es nunmehr im B.G.B. 
$ 1604 al. 2 heißt, daß in dem alle der Gütergemeinjichaft, der Er- 
rungenschaftsgemeinjchaft oder der Fahrnisgemeinschait die Unterhalts— 
pflicht des Mannes oder der Frau Verwandten gegenüber fich jo beftimmt, 
wie wenn das Gejamtgut d. i. dasjenige, was in jeder der drei Gemein- 
ichaftsarten das gemeinfchaftlicde Vermögen beider Ehegatten bildet — 
J 1438 — dem unterhaltspflichtigen Ehegatten gehörte, und es ijt nur 
fonjequent, wenn weiterhin gejagt ijt, daß, wenn bedürftige Verwandte 
beider Ehegatten vorhanden find, der Unterhalt auß dem Geſamtgut jo 
zu gewähren ift, wie wenn die Bedürftigen zu beiden Ehegatten indem 
Verwandtichaftsverhältnis jtänden, auf dem die Unterhaltspflicht des ver- 
pflichteten Ehegatten beruht. Für die Errungenfchaftsgemeinfchaft in der 
Ehe gelten noch bejondere, das Gejamtgut belajtende Vorjchriften. So 
jagt $ 1534 ausdrüdlich, daß das Geſamtgut für Berbindlichkeiten der 
Frau haftet, die ihr auf Grund der gejetlihen Unterhalta- 
pflicht obliegen. So gilt nach S 1527 die Vermutung, daß das vor— 
bandene Vermögen Geſamtgut — aus der Errungenſchaftsgemeinſchaft — 
jei, und der Erwerb aus dem Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts gehört nach 
$ 1524 al. 1 legter Sa — unter allen Umjtänden zur Errungenfchafts- 
gemeinschaft. 

In allen diefen Vorſchriften macht ſich der durchaus der Billigfeit 
entiprechende Grundſatz geltend, daß das auf dem Naturgejeß der 
Familienzugehörigfeit berubende Unterhaltsrecht der Verwandten durch 
anderweite die Vermögens - Dispofition des UnterhaltSpflichtigen bes 
ichränfende Nechte nicht über Gebühr gejchmälert werden darf. Und der 
Ausbau diefes Grundjaßes führt denn auch jchließlich zur Erweiterung 
der Unterhaltspflicht desjelben minderjährigen Kindes, deſſen Unterhalts— 
recht an anderer Stelle, wie wir gejehen haben, gewiſſe Vorzüge genießt. 
„Soweit nämlich“ heißt es in $ 1605 B.6B. „die Unterhaltspflicht 
eines minderjährigen Kindes feinen Verwandten gegenüber davon abhängt, 
daß es zur Gewährung des Unterhalts im ftande ift, fommt die elterliche 
Nutznießung an dem Vermögen des Kindes nicht in Betracht.“ 


e. Unterhaltspflicht bei Annahme an Kindesſtatt 
und bei Kindern aus nihtigen Ehen. 


Es ijt bier vielleicht der Ort, einige Bemerkungen wegen der an 
Kindesjtatt angenommenen Kinder und der Kinder aus nichtigen Ehen 
hinzuzufügen. 

Dur die Annahme an Kindesftatt erlangt das Kind die rechtliche 
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Stellung eines ehelichen Kindes des Annehmenden und, wenn die An— 
nahme von einem Ehepaare gemeinfchaftlich geichieht, die Stellung eines 
gemeinschaftlichen ehelichen Kindes (S 1757), damit aljo die Unterhalts- 
Rechte und Pflichten wie gegenüber jeinen leiblichen Eltern. 

Die Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt erjtreden fi auch 
auf die — fpäter geborenen — Abkömmlinge des Kindes — 8 1762 
B.6.B. —, dagegen nicht auf die Verwandten und den Ehegatten des 
Annehmenden, es ſei denn, daß eben der Ehegatte gemeinjchaftlich oder 
jpäter ebenfall® die Annahme vollzieht — 8 1763. Ebenſo werden 
die Rechte und Pflichten, die ſich aus dem Berwandtichaitsverhältnifie 
zwijchen dem Kinde und jeinen Verwandten ergeben, durch die Annahme 
an Kindesftatt nicht berührt, jomweit nicht das Gele ein anderes vor» 
ichreibt. — 8 1764. Das angenommene Kind behält alfo feine Unter- 
halta-Rechte und » Pflichten gegenüber feinen Verwandten. Jedoch ift der 
Annehmende dem Kinde und denjenigen Abkömmlingeu des Kindes, auf 
welche fich die Wirkungen der Annahme erftreden, vor den leiblichen 
Verwandten de Kindes zur Gewährung des Unterhalt® verpflichtet 
— 81766 al.1. Auf einen zur Zeit des Bertragsabichlufjes ſchon vor: 
bandenen Abkömmling und deſſen fpäter geborene Abkömmlinge ers 
ſtrecken fi die Wirkungen — der Annahme an Kindesjtatt — nur, 
wenn der Bertrag auch mit dem jchon vorhandenen Abkömmling ge- 
ichlofjen wird? — 8 1762. Sat 2. Mit der Annahme an Kindesjtatt 
verlieren endlic die leiblichen Eltern die elterlihe Gewalt über das 
Kind, die uneheliche Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perfon 
des Kindes zu jorgen. Hat aber der Vater oder die Mutter dem Finde 
Unterhalt zu gewähren, fo treten das Recht und die Pflicht, Für die 
Perſon des Kindes zu forgen, wieder ein, wenn die elterliche Gewalt 
des ra endigt oder wenn fie aus gewiffen Gründen rubt 
— 1765. 

Wie ſteht es nun aber mit der Unterhaltspflicht des Angenommenen und 
feiner Abkömmlinge gegenüber dem Annehmenden? Auch fie folgt ohne 
ausdrüdliche Vorfchrift daraus, daß, wie wir gejehen, da8 angenommene 
Kind nah 8 1757 B.G.B. die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes der Annehmenden erlangt und auch die Abkömmlinge in der Regel 
an diefer Wirkung participieren — $ 1762, — in Verbindung mit der 
allgemeinen Alimentationspflicht der Verwandten gegen einander — 
$ 1601. Und diefe Folge ift, wie die Motive Bd. 4 ©. 992 ergeben, 
im Gegenjag zum A.L.R. SS 691 bis 694 II, 2 thatjächlich vom Gejeß- 
geber beabfichtigt. Er verfennt nicht, dab für den Angenommenen 
möglicherweife die Unterhaltspflicht fich verdoppeln kann, indem er nicht nur 
den leiblichen Eltern, fondern auch den Annehmenden Unterhalt zu ge- 
währen verpflichtet it. Er läßt aber die Gründe der Pietät dahin ent» 
Icheiden, daß er die Unterhaltspflicht gegen den Annehmenden nicht 
ausſchließen will, und jegt ſich damit auch über den fonjt erhobenen 
Ginwand hinweg, daß der Annehmende durch die Annahme an Sindes- 
ftatt feinen pefuniären Vorteil erlangen ſoll. 

Ein Kind aus einer nichtigen Ehe, das im Yalle der Gültigkeit der 
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Ehe ehelich jein würde, gilt ala ehelich, jofern nicht beide Ehegatten die 
Nichtigkeit der Ehe bei der Eheichließung gefannt haben ($ 1699). Gilt 
das Kind nicht als ehelich, weil beiden Ehegatten die Nichtigkeit der 
Ehe bei der Ehejchließung befannt war, jo fann es gleichwohl von dem 
Vater, jo lange er lebt, Unterhalt wie ein eheliches Kind verlangen 
(8 1708). 


f. Unterhaltspflicht bei gejchiedener Ehe, 
«. der Kinder. 


Die nichtige Ehe lenkt über zu der gejchiedenen Ehe. Wie ftellen 
fich in diefem Walle die Rechte der Eheleute und der Kinder auf Unter- 
halt? Daß die Berechtigung der lebteren an fich durch die Scheidung 
nicht berührt wird, verjteht fich eigentlich von jelbit, da die Grundlage 
der Fürſorgepflicht nicht die Ehe, jondern die Zeugung iſt, Das Gefeh- 
buch enthält auch feine Beitimmung, aus welcher eine Anderung der 
Fürjorgepflicht der Eltern für die Kinder nach der Scheidung gefolgert 
werden könnte, und die Motive (Bd. IV. S 622) betonen ausdrüdlich, 
daß eine folche Anderung nicht einzutreten habe. Lediglich in der Perſon 
des unmittelbar Fürſorgenden ift durch die Natur der Scheidung, welche 
ein Getrenntleben der Eheleute mit fich bringt, mit diefer eine Anderung 
notwendig verbunden. Denn ijt die Ehe gejchieden, jo jteht, jo lange 
die gejchiedenen Ehegatten leben, die Sorge für die Perſon des Kindes, 
wenn ein Ehegatte allein für fchuldig erflärt ift, dem anderen Ehegatten 
zu; find beide Ehegatten für fchuldig erklärt, jo ſteht die Sorge für 
einen Sohn unter ſechs Jahren oder für eine Tochter der Mutter, für 
einen Sohn, der über ſechs Jahre alt ift, dem Vater zu (S 1635). Die 
Rechtslage ift alfo derart zu denken, daß wenn 3. B. der Ehemann für 
den allein jchuldigen Zeil erflärt ift, die Mutter die Fürjorgepflicht über- 
fommt, der Vater aber vor ihr gemäß 8 1606 al. 2. die Unterhalts- 
pflicht des Kindes behält. Iſt die Mutter für den allein fchuldigen 
Zeil erklärt, jo trifft in der Perfon des Vaters Fürſorge- und Unter- 
baltspflicht zufammen. Sind beide Eheleute für jchuldig erklärt, und be- 
finden fich die Kinder teild bei dem Vater, teil® bei der Mutter, jo er- 
giebt fich das gleiche Bild des Nuseinanderfallens der Fürſorge und der 
Unterhaltspflicht. Ergänzend bejtimmt jedoch hierzu $ 1585: 

„Hat der Mann einem gemeinjchaftlichen Kinde Unterhalt zu ge— 
währen, jo iſt die Frau verpflichtet, ihm aus den Einkünften ihres Ver— 
mögens und dem Ertrag ihrer Arbeit oder eine von ihr jelbftändig be= 
triebenen Erwerbsgeſchäftes einen angemefjenen Beitrag zu den Koſten 
des Unterhaltes zu leiften, joweit nicht diefe durch die dem Manne an 
dem Vermögen des Kindes zujtehende Nutznießung gededt werden... . 

Steht der Frau die Sorge für die Perjon des Kindes zu und ift eine 
erhebliche Gefährdung des Unterhaltes des Kindes zu bejorgen, jo kann 
die Frau den Beitrag zur eigenen Verwendung für den Unterhalt des 
Kindes zurüdbehalten.” 

2% 
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Die Ehefrau wird aljo, ſelbſt wenn fie die Fürforge für feines ihrer 
Kinder mehr hat, von der Unterhaltspflicht nicht frei, muß vielmehr dem 
Manne die Unterhaltslaft durch einen angemefjenen Beitrag erleichtern. 
Hat fie ein Kind in eigener Fürſorge, jo ift fie zwar auch zu einem 
Beitrag verpflichtet, darf ihn aber, jtatt erjt an den Mann abzuführen, 
unter gewiffen Umftänden jelbjt für dag Kind verwenden. 


ö. der Eheleute. 


Im Gegenjag zu den Rechten der Kinder, die durch die Scheidung 
an fich nicht beeinflußt werden, erleiden die Rechte der Eheleute zu 
einander auf Unterhalt wejentliche Anderungen. Wie oben auseinander 
gefeßt ift, beruht im allgemeinen der Anſpruch der Frau auf Unterhalt 
nicht auf der Vorausfegung ihrer Bebürftigkeit. Anders wird es nach 
der Scheidung: 

„Der allein für jchuldig erklärte Mann Hat der gejchiedenen Frau 
den jtandesmäßigen Unterhalt injoweit zu gewähren, ala fie ihn nicht 
aus den Einkünften ihres Vermögens und, jofern nach den Berhältnifien, 
in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau 
üblich ift, aus dem Ertrag ihrer Arbeit beftreiten fann.“ ($ 1578 Abf. 1.) 

Nach der Scheidung ift alfo die Frau zunächſt auf fich ſelbſt an— 
gewiejen, die Ginkünfte ihres Vermögens und ihren etwaigen Erwerb. 
Grit, wenn dieje Einfünfte nicht ausreichen, darf fie fi) an den Mann 
halten. 

Nicht jo eingreifend ift die Wirkung der Scheidung Hinfichtlich der 
Unterhaltspflicht der Frau gegenüber dem Mann. Schon bei bejtehender 
Che ijt fie zur Alimentation nur verpflichtet (S 1360), wenn der Ehe- 
mann außer jtande ift, fich jelbft zu unterhalten. Nach der Scheidung 
tritt dieſe Pflicht ebenjo wie die Unterhaltspflicht des Mannes nur er- 
gänzend ein d. h., wie das Geſetzbuch jagt: 

„Die allein für jchuldig erklärte Frau hat dem gejchiedenen Manne 
den jtandesmäßigen Unterhalt info weit zu gewähren, als er außer 
itande ift, fich jelbjt zu ernähren.“ (F 1578 Abi. 2.) Der Mann muß 
alfo erwerben und nötigenfall® über die Einkünfte des Vermögens hinaus 
dieſes ſelbſt angreifen. 

Wohl gemerkt tritt dieſe Verpflichtung nur ein, wenn ein Teil für 
allein ſchuldig erklärt worden iſt. Dieſen trifft die Unterhaltspflicht, 
während der unſchuldige Teil unterhaltsberechtigt iſt. Der ſchuldige Teil 
hat nach Wortlaut des Geſetzes keinen Anſpruch auf Unterhalt weder gegen— 
über dem unſchuldigen noch gegenüber dem gleichfalls für ſchuldig erklärten. 

Bei einer Scheidung wegen Geiſteskrankheit eines Ehegatten hat der 
andere Teil in gleicher Weiſe Unterhalt zu gewähren, als wenn er allein 
für ſchuldig erklärt wäre (SS 1569, 1583). 

Im einzelnen richtet fich die Unterhaltsverpflichtung des gejchiedenen 
Ehegatten nah den Grundfäßen über die Unterhaltspflicht der Ver— 
wandten. Ginzelne Abweichungen interejfieren Hier nicht weiter ($$ 1581, 
1582 fg., 1608, 1609). 
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Hervorgehoben ſei nur noch, daß die Unterhaltspflicht mit der 
MWiederverheiratung des Berechtigten erliſcht und durch die Wieder- 
verheiratung des Berpflichteten beeinflußt wird (SS 1581, 1604). 


g. Unterhaltspflicht bei thatſächlicher Trennung. 


Der Scheidung der Ehe geht oft die thatjächliche Trennung der Ehe- 
gatten voraus. In diefem alle ift die Unterhaltspflicht nicht jofort 
aufgehoben, jondern, jo lange einer ber Ehegatten die Herjtellung des 
ehelichen Leben verweigern darf, ijt der Unterhalt durch Entrichtung 
einer Geldrente zu gewähren. Die Unterhaltspflicht des Mannes fällt 
nur weg, oder bejchränft fich auf die Zahlung eines Beitrages, wenn der 
Megfall oder die Bejchränfung mit Rüdficht auf die Verhältniffe der Ehe— 
gatten der Billigfeit entjpriht ($ 1361). Der Ehemann wird aljo 
Leiftungen verweigern fünnen, wenn die Frau von den Einkünften ihres 
Vermögens oder, ald dem Arbeiterjtande angehörig, von ihrem Verdienſt 
leben fann. DBerechtigt zum Getrenntleben ift der Ehegatte immer, der 
Grund hat auf Chejcheidung zu Hagen oder dem gegenüber das Ver— 
langen auf Heritellung der Gemeinjchaft als Mißbrauch des anderen 
Teiles erſcheint (S 1353). Näheres hierüber findet fi im Teil I: 
Erſatzanſprüche, auf Seite 31. 


h. Rechte bei unehelidher Geburt. 


Gleich den verlafjenen Ehefrauen und Kindern machen auch die un- 
ehelich geborenen Finder den Armenverwaltungen häufig zu jchaffen, weil die 
unehelichen Mütter häufig nicht die Mittel zum Unterhalt für ihr Kind 
befigen und die Väter ebenfo Häufig fich weigern, ihre Verpflichtungen 
zu erfüllen. Sind doch in manchen Armenverwaltungen die jogenannten 
Pflegefinder zum großen Zeil unehelicher Geburt! Es dürfte deshalb 
nötig fein, die Rechtäverhältniffe der unehelichen Kinder und ihrer Mütter 
eingehend zu erörtern. Zunächſt ſeien die Berechtigungen beider furz 
aufgeführt: 

Die Mutter hat Anfpruch auf die Kojten der Entbindung und des 
Unterhaltes für die erjten ſechs Wochen nach der Entbindung innerhalb 
der Grenzen der Notdurft. Den gewöhnlichen Betrag diejer Kojten fann 
fie ohne weiteres verlangen, den weiteren wirklichen Aufwand muß ſie 
beweifen ($ 1715, Motive Bd. IV ©. 910). 

Dem Kinde jteht bis zur Vollendung des jechzehnten Lebensjahres, 
unter Umftänden auch länger, nicht bloß, wie der Entwurf vorjchlug, 
ein notdürftiger, jondern ein der Lebensſtellung der Mutter entiprechender 
Unterhalt zu und zwar umfaßt diefer Unterhalt den gejamten Lebens- 
bedarf, jowie die Koften der Erziehung und der VBorbildung zu einem 
Berufe (1708). 

Die Anjprüche find zu richten gegen den „Vater“, d. h. gegen den— 
jenigen, der innerhalb des 181. bis innerhalb des 302. Tages vor dem 
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Tage der Geburt des Kindes der Mutter beigewohnt hat. Die exceptio 
plurium ift gejtattet. Indeſſen bleibt eine Beimohnung — und zwar 
auch die des ala „Vater“ Angeiprochenen — cf. Prot. 314 der zweiten 
Leſung ©. 676 — außer Betracht, wenn es den Umjtänden nach offen- 
bar unmöglich ift, daß die Mutter das Sind aus diefer Beimohnung 
empfangen hat — 8 1717. Durch einftweilige Verfügung kann fchon 
vor der Geburt auf Antrag der Mutter angeordnet werden, daß für die 
eriten drei Monate der Unterhalt des Kindes ſowie die Entbindungs- 
und Sechöwochenkoften zu hinterlegen find (S 1716). 

Gegen die Njcendenten des Vaters hat das uneheliche Kind feinen 
Anſpruch, wohl aber gegen die Verwandten der Mutter, weil es zu 
diefen, wie zur Mutter ſelbſt die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes einnimmt (S 1705). 

Diefe Beftimmungen nähern fich wohl am meijten den Vorſchriften 
des preußiichen Gejeßes vom 24. April 1854. Indeſſen dürfte es fich 
wohl verlohnen, die Unterjchiede des preußifchen Rechtes und des B. G. B. 
näher zu unterfuchen. Es find hauptjächlich folgende: 

1. Die jogenannte Empfängnisgzeit, welche nach $ 15 des Gef. vom 
24. April 1854 den Zeitraum vom 285. biß 210. Tage vor der Ent- 
bindung umfaßte, ift, wie wir gejehen haben, ſowohl bezüglich des 
Anfangs- ala des Endpunktes erheblich erweitert. 

2. Während bisher auch eine kürzere Zwifchenzeit für die Ver— 
mutung der Baterjchaft ausreichte, wenn nämlich die Beichaffenheit der 
Frucht nach dem Urteil der Sachverjtändigen mit der Zeit des Beifchlafes 
übereinjtimmte, iſt jeßt umgefehrt der Gegenbeweis für die Unmöglichkeit, 
daß die Mutter dag Kiud aus der Beiwohnung in der Empfängnigzeit 
empfangen Habe, unter Umftänden, die diefe Unmöglichkeit offenbar 
machen, zugelaflen. Eine Beiwohnung außerhalb der Konzeptionsgeit 
fommt dagegen überhaupt nicht mehr in Betracht. 

3. Der Einwand der gejchlehtlichen Beicholtenheit fommt künftig 
überhaupt in Yortfall, und damit find all die Einwendungen, welche 
der Schwängerer bisher aus den im $ 9 Nr. 2 a bis e des preuß. Gei. 
vom 24. April 1854 aufgeführten Thatjachen — oft, indem er fie aufs 
Geratewohl behauptete — herleiten fonnte, gänzlich bejeitigt. Die 
Armenverwaltung dürfte es bejonders intereffieren, daß auh ein 
zweite uneheliches Lind, ohne daß e8 von demfelben 
Schwängerer herrührt, alimentationgberechtigt ift. Ja, fogar ein ehe- 
liches, aber in Ehebruch erzeugtes Kind verliert nicht deshalb, meil 
feine Mutter zur Zeit der Empfängnis verheiratet gewejen, den 
Alimentationsanfpruch gegen feinen Erzeuger. Allerdings muß die Ehe- 
lichkeit des Kindes mit Erfolg angefochten oder der Vater, ohne das 
Recht der Anfechtung verloren zu haben, gejtorben fein (Motive Bd. IV 
S. 878 im Vergleich mit $ 9 Abf. 1 preuß. Gef. vom 24. April 1854). 

4. Nach 8 622 A.L.R. II, 1 hatte der Vater, ſobald das uneheliche 
Kind das vierte Lebensjahr zurüdgelegt hatte, das Recht, das Kind der 
Mutter abzufordern und es im eigene Erziehung zu nehmen, und nad 
S 623 ibid. verwirfte die Mutter den Unterhaltsanſpruch jür das Kind, 
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wenn fie die Herausgabe des Kindes verweigerte, es jei denn, daß das 
Bormundichaftägericht gemäß $ 624 entichied, daß dem Vater, ohne Be- 
ſorgnis eines Nachteiles für das Kind, die Erziehung nicht anvertraut 
werden fönne. Dieje Beltimmungen hat ſich fo mancher uneheliche, 
rechtskräftig zur Alimentation verurteilte Vater zu Nuße gemacht, um 
die Unterhaltspflicht wieder los zu werden, und der zuftändige 
Armenverband hat Häufig darunter leiden müffen. Das fann nach In— 
frafttreten des B.G.B. nicht mehr vorkommen. Schon weil der Unter- 
halt grundjäglich immer in einer Geldrente zu gewähren ift, fehlt es 
an der Grundlage dafür, dem unehelichen Vater das ihm früher zu— 
geftandene Erziehungsrecht zuzuerkennen (Motive Bd. IV ©. 363). 

5. Ein Erbrecht in den Nachlaß des Baterd, wie e8 dem unehe— 
lichen Kinde beim Fehlen ehelicher Abklömmlinge und in Ermangelung 
einer lettwilligen Verordnung durch $ 652 A.L.R. IL, 2 gegeben war, 
iteht nach dem B. G.B. dem unehelichen Kinde nicht zu. | 

Der Unterhaltsanfpruch des unehelichen Kindes Hat ferner im 
großen und ganzen die Natur des Unterhaltsanfpruches der Verwandten 
gegeneinander. Doch find Hier wieder hauptjächlich folgende Unterjchiede 
wohl zu beachten: 

1. Die Bedürftigkeit des unehelichen Kindes ift keineswegs Voraus— 
ſetzung für feinen Unterhaltsanfprud. Die Trage der Erwerbsfähigkeit 
wird biebei faum von Bedeutung fein, weil das Kind der Regel nach 
vor dem vollendeten jechzehnten Lebensjahr — der Entwurf hatte die 
Grenze von vierzehn Jahren beftimmt — irgend welche Erwerbsfähigfeit 
nicht erlangen dürfte. Aber auch der Befi don augreichendem Ver— 
mögen ſoll auf die Berechtigung ohne Einfluß fein (Motive Bd. IV. 
S. 696). 

2. Ebenjo ift die Unterhaltspflicht des unehelichen Vater nad) 
dem B.G.B. eine unbedingte und von der Trage der Leiftungstähigkeit 
unabhängig. Auch die befonderen Vorſchriften über die Beitreibung von 
Alimentationsgeldern gegen Perfonen des Soldatenftandes, wie fie 3. B. 
$ 21 des preuß. Gejehes vom 24. April 1854 enthielt, fallen fünftig 
fort. Zu erinnern dürfte hier vielleicht daran jein, daß die Zuläſſigkeit 
der Pfändung eines Gehaltsanjpruches von unter 1500 Mark, welche 
früher nach $ 749 Abſ. 4 ff. nur gegenüber der Ehefrau und den ehe- 
lichen Kindern bejtand, bereit3 durch Reichsgeſetz vom 27. März 1897 
auf die Unterhaltsanfprüche der unehelichen Kinder zu deren Gunften 
ausgedehnt worden war. Weil ferner der unehelihe Bater dem Finde 
den jchuldigen Unterhalt gewähren muß, auch wenn er für feinen eigenen 
Unterhalt nichts übrig behält, fo kann die Vorjchriit des $ 1609, welche 
den Fall des Zufammentreffena mehrerer Unterhaltsberechtigter behandelt, 
auf feine Unterhaltspflicht gegenüber unehelichen Kindern feine An- 
wendung finden. Dies kann zur Folge haben, daß die unehelichen 
Kinder bejjer geftellt find als die ehelichen. Ja, der gemeinfame Vater 
wird dem Unterhaltsanfpruch der ehelichen Kinder jeine Verpflichtung 
dent unehelichen Kinde entgegenhalten dürfen, um jein Unvermögen 
zur Alimentierung der erjteren nachzuweilen. Eine Ausnahme von 
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dem Grundjaß, daß das Unvermögen des unehelichen Vaters nicht zu 
berücfichtigen ift, machen nach 8 1708 Abſ. 2 letzter Satz — die 
Alimente, welche einem unehelichen Kinde nach dem vollendeten jechzehnten 
Lebensjahre im Falle eines körperlichen oder geijtigen Gebrechens und 
dadurch herbeigeführter Eiwerbsunfähigkeit zu gewähren find. Umgefehrt 
ist e8 eine Folge des gedachten Grundjaßes, daß nicht bloß, wie 8 1709 
Ab. 1 bejtimmt, der Vater vor der Mutter und den mütterlichen Ver— 
wandten des unehelichen Kindes unterhaltspflichtig iſt, jondern daß, 
bevor die lebteren in Anjpruch genommen werden können, die Bei- 
treibung der Alimente von dem Bater erfolglos verfucht fein oder daß 
die Grfolglofigfeit anderweit feſtſtehen muß. Denn das Unvermögen 
de S 1603 befreit den Vater nicht ſchon von diejer Unterhaltspflicht. 
Eine weitere folgerichtige Konſequenz iſt die bei anderen Unterhalts- 
anfprüchen nicht zutreffende Beitimmung des $ 1709 Abf. 2, wonach der 
Unterhaltsanfpruch des unehelichen Kindes gegen den Vater auf die 
Mutter oder den unterhaltspflichtigen mütterlichen Verwandten übergeht, 
falls dieje dem Kinde den Unterhalt gewährt haben. 

3. Während, wie wir oben jahen, andere Unterhaltsberechtigte 
Unterhalt für die Vergangenheit nur vom Zeitpunkt des Verzuges oder 
der Rechtshängigfeit fordern können, iſt die Geltendmahung von Ali- 
mentenrüdjtänden für das uneheliche Kind gegen feinen Vater nicht in 
gleicher Weiſe beſchränkt (K 1711 B. G.B.). Jedoch unterliegen ſolche 
rückſtändigen Leiſtungen natürlich der vierjährigen Verjährung des 
8197 8.6.8. 

4. Der Tod des Verpflichteten ſetzt ſonſt anderweiten Unterhalts— 
verpflichtungen ein Ziel, nicht jedoch der Unterhaltspflicht des unehe— 
lichen Vaters. Der Unterhaltsanfpruch ſteht dem unehelichen Kinde 
gegen die Erben des Vaters jelbjt dann zu, wenn der Vater vor der 
Geburt verftorben iſt. Doch ijt der Erbe berechtigt, das uneheliche Kind 
des Erblafierd mit dem Betrag abzufinden, der dem Kinde ala Pflichtteil 
gebühren würde, wenn es ehelich wäre. 

5. Bei den gewöhnlichen Unterhaltsanſprüchen ift, wie oben nach— 
gewiejen, ein Verzicht für die Zukunft unzuläffig, und die Vorauss 
leiftung befreit nur für einen beſtimmten Zeitabjchnitt. Ganz anders 
bei dem Unterhaltsanfpruch des unehelichen Kindes. Nur ein unentgelt- 
licher Berzicht für die Zukunft ift nichtig. Dagegen kann zwiſchen 
dem Bater und dem VBormund des Kindes, dem übrigens in vermögenss 
rechtlicher Beziehung nad) 8 1707 B. G. B. allein die Vertretung jeines 
Mündels zujteht, über den Unterhalt für die Zukunft oder über eine an 
Stelle des Unterhaltes zu gemwährende Abfindung mit Genehmigung des 
Bormundichaftsgerichtes eine — seil. entgeltliche — gültige Vereinbarung 
getroffen werden. $ 1714 3.6.8. 

6. Wie fteht e8 mit dem Unterhaltsanjpruch des unehelichen Kindes 
für die Zukunft im Falle des Konkurſes des Vater? Der Entwurf be- 
ftimmte in feinem $ 1574, daß er ebenjo wie andere Unterhaltsanfprüche 
— 8 1494 — für die Zukunft gegen die Konkursmaſſe nicht geltend 
gemacht werden dürfe, und begründete diefe Vorjchrift damit, daß hier 
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wie dort der Anspruch fich fortdauernd erneuere. Die gegenteilige Be- 
ftimmung würde auch — jo heißt e8 in den Motiven Bd. 4 ©. 900 — 
unzwedmäßig fein, weil dann der zukünftige Unterhaltsanſpruch von 
einem noch jo ungünjtigen Zwangdvergleich mitbetroffen werden würde. 
Eine jolche ausdrüdliche Beitimmung hat nun zwar der Gejehgeber weder 
in Bezug auf den Unterhaltsanjpruch des unehelichen Kindes noch 
in Bezug auf die anderen Unterhaltsanjprüche in das B.G. B. aui- 
genommen. Allein fie jcheint mir Hier wie dort aus der Natur des 
Unterhaltsanfpruches ganz von jelbjt zu folgen. Nur dürfte fich für das 
uneheliche Kind ein Unterjchied infofern ergeben, ala es, da es nicht zu 
den Konkursgläubigern in Anjehung feines Unterhaltsanfpruches gehört, 
fich nicht bloß nach Beendigung, jondern au während des Konkurs— 
verfahrens an den Vater Halten fann — $ 11 Konfurs- Ordnung — 
während dies für jonjtige Unterhaltsberechtigte, wegen des Unvermögens 
des Gemeinſchuldners, regelmäßig ausgeſchloſſen fein dürfte. 

7. Endlich weijt das Rechtsverhältnis des unehelichen Kindes zu 
feinem Vater injofern eine VBerjchiedenheit auf, ala die Unterhaltspflicht 
nicht wie zwijchen ehelichen Kindern und ihren Eltern eine gegenjeitige 
ift. Der uneheliche Vater hat, im Gegenja zu $ 6388 WER. II, 2 
nach dem B. G. B. feinen Unterhaltsanipruch gegen fein Kind — Motive 
Bd. 4 ©. 879. — Inſofern fommt das ſonſt vom Gefeßgeber fejtgehaltene 
Baterfchaftsverhältnis nicht zum Ausdruck. 


D. Schluß: Übergangsvorfchriften, 


Don nicht geringer Wichtigkeit für die Armenverwaltungen werden 
in der nächjten Zeit nach dem Inkrafttreten des B.G.B. die im 4. Ab- 
ichnitt des Ginführungsgefeßes enthaltenen jogen. Übergangsvorfchriften 
jein, ſoweit diejelben die Regelung der Unterhaltspflicht betreffen. Denn 
da, nach allgemeinen Rechtögrundjäßen, neue Gejege auf gejchehene Dinge 
und jomit auf bereits bejtehende Rechtsverhältnifje nicht ohne weiteres 
Anwendung finden, jo würden die Unterhaltsberechtigungen der Ehe— 
gatten in einer jchon bejtehenden Ehe und ebenfo die Unterhaltsrechte der 
am 1. $anuar 1900 jchon geborenen ehelichen jowohl als unehelichen 
Kinder ohne ausdrüdliche entgegenstehende Vorſchrift ſämtlich nach den 
früheren gejeglichen Bejtimmungen zu beurteilen jein. Die bisherigen 
Geſetze jollen aber nach Art. 208 E. G. nur für die Unterhaltspflicht des 
Vaters gegenüber feinem unehelichen Kinde Geltung behalten. Dagegen 
follen auf die Unterhaltspflicht der Ehegatten — Art. 199 — und auf 
das gejamte Rechtsverhältni® der ehelichen Kinder zu ihren Eltern 
— Art. 203 — fogleich die bezüglichen Beitimmungen des B. G. B. an- 
gewendet werden. 

Wie ſteht es nun aber mit den Gejchwijtern? In verfchiedenen 
deutjchen Staaten wie 3. B. in Preußen find fie bisher gegeneinander 
unterhaltsberechtigt und verpflichtet gewejen. Damit räumt das B.G.B. 
für ganz Deutichland auf. Sollen nun aber Geichwifter, welche in 
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diefem Verwandtichaftsverhältnis jchon vor dem 1. Januar 1900 ge— 
itanden, oder welche gar ihre Unterhaltsrechte bis dahin ausgeübt haben, 
von diejem Zeitpunft ab feinen Unterhaltsanjpruch mehr erheben dürfen ? 
So hart eine bejahende Antwort flingt, und fo jehr auch die Armen- 
verwaltungen in ihren bisherigen Rechten beeinträchtigt werden: die 
Frage läßt fi nur dahin beantworten, daß mit dem 1. Januar 1900 
jede Unterhaltspflicht der Gejchwifter gegen einander aufhört. Zwar 
eriftiert hierüber weder im B.G.B. noch im Einführungsgejeß eine aus— 
drüdliche Vorſchrift. Der Gefeggeber konnte eine folche Vorſchrift auch 
garnicht in jein Gejegbuch aufnehmen, weil dasjelbe Unterhaltsrechte der 
Geſchwiſter überhaupt nicht fennt. Die gegebene Antwort folgt aber 
einfach aus der Natur des Unterhaltsanipruches. Der Yamilienverband 
ift nach den Motiven Bd. 4 ©. 677 nur die Grundlage des Anjpruches, 
auf welcher derfelbe beim Eintritt gewiffer Vorausſetzungen zur Ent» 
ſtehung gelangt. So lange dieje Vorausſetzungen, nämlich: auf der 
einen Seite die Bedürftigfeit — 8 1481 B.G.B. — auf der anderen 
Seite die Leiſtungsfähigkeit — 8 1482 B.6.B. — nicht beitehen, bejteht 
nur die Ausficht, eine rechtliche Möglichkeit. Aber auch wenn jene Voraus— 
jeßungen eingetreten find, behandelt der Entwurf den Unterhaltsanipruch 
nicht ala einheitliche Obligation, welche, einmal entjtanden, jo lange fort- 
dauert, bis die eine oder die andere Vorausſetzung weggefallen ift, jondern 
als einen Anſpruch, welcher fort und fort fi erneuert, Jo 
lange jene Vorausſetzungen begründet find. Mit dem Inkrafttreten des 
B.6.B. füllt nun die Grundlage für den Unterhaltsanfpruch zwijchen 
Geſchwiſtern fort. Deshalb kann auch eine folche Erneuerung nicht mehr 
jtattfinden. 

Der 1. Januar 1900 wird jomit die Gejchwifter im ganzen Deutjchen 
Reich von der Unterhaltspflicht befreien, e8 jei denn, dak für 3 Monate 
oder laut Abrede für einen längeren Zeitraum eine in daß Jahr 1900 
bineinreichende Vorauszahlung der Unterhaltsrente erfolgt ift. Die Zurüd- 
zahlung des überjchießenden Betrages wird jelbitverjtändlich nicht ge— 
fordert werden fönnen. 


D. Die Anſprüche anf Erjag der für den Unterhalt 
hilfsbedürftiger Perſonen gemachten Aufwendungen. 





A. Einleitung. 


Die nachfolgende Augeinanderjegung joll ſich hauptjächlich mit der 
Frage bejchäftigen, inwieweit e8 den Armenverwaltungen nach dem In— 
frafttreten de8 B.G.B. möglich jein wird, fich für ihre im Wege der 
Öffentlichen Armenpflege gemachten Aufwendungen Erjag zu verjchaffen. 
Indeſſen joll fie fich darauf bejchränfen, entweder nachzumeijen, daß und 
weshalb fich die bisherigen Rechtsnormen nicht geändert haben, oder zu 
unterfuchen, ob und welche durch das neue Reicharecht gejchaffenen Ande— 
rungen fünftig zu beachten find. Eine vollftändige Darftellung des 
fünftigen Rechtszuftandes auf dem in Rede jtehenden Gebiet und eine 
ebenjolde Schilderung des Verfahrens, mitteljt deſſen die Erſatzanſprüche 
geltend zu machen ‚find, ijt nicht beabfichtigt. Daneben joll noch be- 
iprochen werden, ob und welche Aufwendungen Dritter für Hilfsbedürftige 
Perjonen von den Armenverbänden zu erjtatten find. 


B. Erfaganfprüche der Armenverbände gegeneinander. 


In dem Rechtsverhältnis der Orts- und Landarmenverbände zu 
einander wird fich auch in Bezug auf die Pflicht zur Erjtattung ihrer 
gegenfeitigen Aufwendungen nichts ändern. Vielmehr wird es in dieſer 
Beziehung überall bei den VBorfchriften des Reichagejeges über den Unter- 
ſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 in der Faſſung der Novelle vom 
12. März 1894 verbleiben. Denn der Art. 32 E.G. bejtimmt: 

„Die Borjchriften der bejtehenden Reichsgeſetze bleiben in Kraft. 
Sie treten nur injoweit außer Kraft, als fich auß dem B.G.B. oder aus 
diefem Gefeß die Aufhebung ergiebt”. 

In feinem diefer beiden Geſetze iſt aber meines Wiſſens irgend 
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welche Anderung des genannten Reichsgeſetzes enthalten, jedenfalls nicht 
infoweit, als darin das Gritattungs- Verhältnis der Armenverbände zu 
einander geregelt ift. Insbeſondere bleibt es auch künftig dabei, daß 
dag U.W.G. auf Bayern, Eljaß- Lothringen und Helgoland feine Anz 
wendung findet und daß jomit den dortigen Armenverwaltungen ein 
Anspruch weder für gewährte Armenunterjtügungen zuſteht, noch ihnen 
gegenüber geltend gemacht werden kann. 


C. Erjaganfprüche der Armenverbände gegen dritte 
Derpflichtete. 


1. Allgemeines, 


Für das Verhältnis der Armenverbände zu dritten Erjagpflichtigen 
fommt zunächſt Art. 103 E. G. in Betracht, wonach die landesgeſetz— 
fihen Vorſchriften unberührt bleiben, nach welchen Verbände, die auf 
Grund des öffentlichen Recht? zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet 
find, Erfah der für den Unterhalt gemachten Aufwendungen von denjenigen 
verlangen können, welche nach den Borjchriften de B.G.B. unterhalts— 
pflihtig waren. In dieſer Beltimmung tritt jofort die eigentümliche 
Natur diejer Erſatzanſprüche zu Tage, welche darin bejteht, daß fie feine 
eigentlich felbftändigen Anfprüche find, daß fie fich vielmehr anf der 
Unterhaltspflicht Dritter gegenüber dem unterjtüßten Hilfsbedürftigen 
aufbauen. Dieje Unterhaltspflicht Dritter wird, wie wir bereit® im 
Teil I dieſes Aufſatzes gejehen Haben und noch weiter jehen werden, 
durch dag B. G. B. verfchiedentlich geändert. Inſoweit es fich aber darum 
handelt, ob und wie die geänderte Unterhaltspflicht zur Grundlage von 
GErjaganfprüchen jJeitens der Armenverbände gemacht werden darf, joll 
alles beim Alten bleiben. So behalten jedenjalla die SS 65 bis 68 des 
Preußiſchen Ausführungsgejeges zum U.W.G. vom 8. März 1871 ihre 
volle Geltung. Anders dagegen fommen einige hierher gehörige reich®- 
gejegliche Vorſchriften zu ftehen. Zwar foll nach den Motiven — 
Bd. 4 ©. 676 — der $ 62 de U.W.G. gleichfallg im Princip un- 
berührt bleiben. Indeſſen dürfte es doch wohl feinem Zweifel unter« 
liegen, daß die darin angeordnete gejegliche Übertragung der Unter» 
baltsanjprüche der unterjtügten Perfonen auf die Armenverbände durch 
die in den SS 398 bis 412 des B. G. B. enthaltenen Vorſchriften, welche 
die Übertragung don Forderungen im allgemeinen zum Gegenftande 
haben, in gewifler Beziehung eine Anderung erleidet. Zwar wird auch 
künftig bei Erſatzklagen aus der cessio legis gemäß $ 62 U.W.G. darauf 
zu achten fein, daß die Unterftügung, für welche Erfat gefordert wird, 
für die gleiche Zeit beftimmt gewejen fein muß, für welche der Unter— 
ftüßte dem Dritten gegenüber Leiftungen zu fordern hatte, und ebenjo 
darauf, daR auch dieje gefchuldeten Leijtungen des Dritten dem gleichen 
Zweck wie die gewährte Unterftügung dienen müfjen, nämlich dem: dem 
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Unterſtützten die Lebensführung zu ermöglichen. Folgende neue Momente 
dürften aber den Armenverbänden bei Geltendmachung ihrer Erſatzanſprüche 
förderlich ſein: 

1. Der Unterſtützte als „der bisherige Gläubiger“ hat dem Armen— 
verbande als „dem neuen Gläubiger“ auf Verlangen eine öffentlich be— 
glaubigte Urkunde über die Abtretung auszuſtellen. $ 403 B. G. B. 

2. Er ijt verpflichtet, dem Armenverband die zur Geltendmachung 
der Forderung nötige Auskunft zu erteilen und ihm die zum Beweife 
der Forderung dienenden Urkunden, ſoweit fie fich in feinem Beſitze be- 
finden, auszuliefern. $ 402. 

Dieje Vorjchrift dürfte den Armenverwaltungen bejonders in Fällen, 
wo e& fich um bereits ausgeflagte Unterhaltsanjprüche des Unterjtügten 
handelt, zu ftatten fommen. 

3. Zahlungen des Schuldners, Abmachungen zwifchen ihm und dem 
Unterjtügten, ein inzwijchen ergehendes rechtäfräftiges Urteil Hinfichtlich 
des Unterhaltsanipruche braucht der Armenverband nur jo lange gegen 
fih gelten zu lafjen, ala er nicht den Schuldner „von der Abtretung“, 
bier alſo: „von dem Übergang des Anſpruchs kraft Geſetzes“ in Kennt» 
nis gejeßt hat. 8 407. 

4. Die cessio legis findet nicht jtatt, foweit der Anjpruch des Unter- 
ftüßten der Pfändung nicht unterworfen ift. $ 400. 

5. Sie findet auch dann nicht ftatt, wenn die Leiftung an einen 
anderen ala den urjprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres 
Inhalts erfolgen fann. 8 399. Wenn 3. B. ein Altfiger nur auf freien 
Auf- und Unterhalt im Haufe des Verpflichteten ſtatt auf Zahlung einer 
Rente Anjpruch hat, jo wird dieſer Anſpruch ungeändert weder freiwillig 
cediert werden können, noch wird eine Übertragung kraft Gejeges möglich 
fein. Dagegen findet der weitere Wortlaut des $ 399, wonach die Ab- 
tretung einer Forderung durch Vereinbarung mit dem Schuldner außs 
gejchloffen werden fann, auf Unterhaltsanfprüche feine Anwendung. Zwar 
ift der Abſatz 2 des $ 295 des Entwurfs, wodurch einer ſolchen Ver— 
einbarung jede Wirkjamfeit gegen Dritte abgejprochen werden jollte, in 
den Text des Gejeßes nicht aufgenommen. Aber dies ift nur deshalb 
nicht gejchehen, weil eine diesbezügliche Bejtimmung — cf. Protokolle 
der zweiten Leſung Bd. 1 ©. 385 — in die Givilprogeßordnung als 
dahin gehörig verwiefen wurde. Der $ 851 Abi. 2 der C.P.O. vom 
20. Mai 1898 bejagt denn auch: „Eine nach $ 399 des B.6.B. nicht 
übertragbare Forderung kann inſoweit gepfändet und zur Einziehung 
gr werden, als der gejchuldete Gegenstand der Pfändung unter: 
worfen ijt.“ 

Andere ala Unterhaltsanfprüche gehen zwar nicht gemäß $ 62 
0.8.8. auf den unterjtügenden Armenverband kraft Gejehes über. Sie 
fönnen aber jelbjtverjtändlich im Wege der gerichtlichen Pfändung und 
Überweifung, joweit folche nicht nach Vorſtehendem ausgeſchloſſen iſt, nach 
den Regeln der Givilprozgeßordnung den Armenverbänden dienjtbar ge- 
macht, werden. 

brigens werden den Armenverbänden außer der mehr formalen 
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Vorihrift des erwähnten $ 62 U.W.G. — und dies dürfte namentlich 
für diejenigen Gebiete de Deutjchen Reiches, in welchen das 1.W.G. 
feine Geltung bat, wichtig fein —, künftig auch die materiellen Vor— 
Ichriften des B.6.B. über die Geichäftsführung ohne Auftrag zu jtatten 
fommen. Nach der Definition des $ 677 gilt die Unterftügung hilfs— 
bedürjtiger Perjonen durch die Armenverbände anjtatt des gejeglich Ver— 
pflichteten ala Geſchäftsführung ohne Auftrag. Der unterjtügende Armen- 
verband bejorgt die Gejchäfte des Unterhaltspflichtigen, der die Alimentation 
eigentlic” zu übernehmen hätte, ohne dazu beauftragt zu jein. Als 
Gejchäftsführer ohne Anftrag Hat er die Intereſſen des Gejchäftsheren 
wahrzunehmen. Dabei jteht feine Gejchäftsführung unter der Beltimmung 
des 8 679: „Ein der Geichäftsführung entgegenjtehender Wille des Ge- 
ichäftsheren kommt nicht in Betracht, wenn ohne die Gejchäftsführung 
eine Pflicht des Gejchäftsheren, deren Erfüllung im öffentlichen Intereſſe 
liegt, oder eine gefeglihhe Unterhaltspflicht des Geichäftsherrn 
nicht rechtzeitig erfüllt werden würde.” Daraus folgt, daß jelbjt ein 
Verbot der Unterftügung jeitens des Unterhaltspflichtigen an den Armen- 
verband wirkungslos jein und den Erjtattungsanjpruch nicht bejeitigen 
würde. 

Sowohl der $ 62 U.W.G. ala auch die Grundſätze des B.G.B. 
über die nüßliche Verwendung geben immer nur die Möglichkeit, bereits 
gewährte Unterftüßungen vom Verpflichteten wieder einzuziehen. 
Gedient wäre den Armenverwaltungen jedenfall mehr, wenn es auch für 
fie zuläjfig wäre, die Gritattungspfliht auch für die Zukunft durch 
richterliched Urteil im ordentlichen Rechtswege feſtſetzen zu lafjen, jo daß 
fie es nicht nötig Hätten, die veraußlagten Unterjtüßungsbeiträge in 
gewiſſen Zwijchenräumen immer wieder von neuem auszuflagen, jondern 
die Verurteilung des Alimentationsverpflichteten gleichzeitig zur Er— 
jtattung der erjt künftig zu dverauslagenden Beträge erwirfen könnten. 
Das iſt auch künftig nicht der Fall. Den Hilfsbedürftigen ſelbſt ijt, zwar 
nicht durch das B.G.B. — der 8 190 des Entwurfs ift jpäter befeitigt — 
wohl aber durch S 258 der C.P.O. vom 17./5. 1898 eine Art Feſt— 
ſtellungs- und Leiſtungsklage zugleich „auch wegen der erjt nach Er- 
laſſung des Urteils fällig werdenden Leiftungen auf deren fünftige 
Entrihtung” ausdrüdlich gegeben. Der Armenverband wird fich aber 
auf andere Weije helfen müſſen, und zwar entweder jo, daß er fich diejen 
Klageanſpruch des von ihm unterjtüßten Hilfsbedürftigen von ihm 
behufs Einklagung im ordentlichen Rechtöwege cedieren läßt oder daß er 
da8 Verwaltungsjtreitverfahren, wie ein ſolches von der Landesgeſetz— 
gebung gegeben iſt, handhabt. Dieſer letztere Ausweg ijt denn auch den 
Armenverwaltungen da, wo es fich um die Fürforgepflicht in der Gegen- 
wart und für die Zufunft handelt, entjchieden anzuraten. Und Bier er- 
giebt fih nun etwas ganz Merkwürdiges. Bekanntlich fteht nah 8 65 
des Preußiichen Ausführungsgejehes zum 1.WG. vom 8. März 1871 
gegen die Entjcheidung der VBerwaltungsbehörde jedem der beiden jtreitenden 
Zeile, jowohl dem flagenden Armenverband als dem in Anjpruch ge- 
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nommenen Alimentationsverpflichteten, die Klage im ordentlichen Rechts» 
wege offen. Der Armenverband bat es jomit in der Hand, wenn er mit 
der im Verwaltungsftreitverfahren vergangenen Enticheidung nicht zufrieden 
ift, das ordentliche Gericht um Abhilfe anzugehen, und jo iſt den Armen 
verbänden der gleiche Rechtäbehelf, wie dem Alimentstationsberechtigten 
durch die direfte Vorjchrift des citierten $ 250 U.MW.G., wenigstens indirekt 
ebenfall eingeräumt. Auch fie fünnen auf dem angegebenen Wege ſowohl 
verwaltungsgerichtliche, als auch gerichtliche Urteile erzielen, welche nicht 
bloß theoretiih die Fürforgepflicht des Beklagten feititellen, jondern zu 
jeder Zeit in alle Zukunft die Zwangsvollſtreckung behufs Einbringung 
der künftigen Aufwendungen ermöglichen. 

Dies voraußgeichickt, wenden wir uns zu den verjchiedenen Arten der 
Erjaganfprüche der Armenverbände gegen dritte Verpflichtete: 


2. Erſatzanſprüche aus geſetzlicher Unterhaltspflicht. 


Soweit die gejegliche Unterhaltspflicht die Grundlage für Erſatz-— 
anfprüche der Armenverbände bildet, ift im wefentlichen auf dag im 
I. Zeil: „Unterhaltspflicht” Geſagte zu verweifen. Alles, was dort über 
die Unterhaltsrechte des Ehegatten, der Verwandten, und des unehelichen 
Kindes auseinandergejegt ift, Haben auch die Armenverbände zu beachten. 
Denn da fie feine eigenen, jondern immer nur fremde Rechte geltend 
machen, jo müſſen fie den jedesmaligen Anſpruch jo übernehmen, wie 
derjelbe durch das Verhältnis der Berechtigten und Verpflichteten zu 
einander fich gejtaltet hat. Einige Einzelheiten müfjen jedoch noch 
ganz bejonders hervorgehoben werden: 


a. Ginwand der angebotenen Naturalverpflegung. 


Der Einwand, daß dem Unterjtüßten vom Unterhaltspflichtigen 
Unterhalt in natura angeboten und von erjterem abgelehnt worden, wird 
fünftig von dem Ehegatten regelmäßig, von den Verwandten, abge- 
ſehen von den Eltern eines unverheirateten Kindes, über defjen Unterhalt 
die Eltern nach freiem Ermefien zu bejtimmen haben — 8 1612 al. 2 —, 
nur unter gewiljen Vorausſetzungen — $ 1612 al.1, Sa 2 —, 
von dem Vater des unehelichen Kindes dagegen niemals geltend ge- 
macht werden fünnen. Jeder Ehegatte hat zunächſt — das erfordert das 
Princip der möglichiten Erhaltung der Ehegemeinjchaft — Lediglich Anſpruch 
auf Unterhalt im Haufe des anderen Ehegatten. Nur wenn die thatſächlich 
eingetretene Trennung berechtigt iſt, verwandelt fich diefer Anſpruch in 
das Recht auf Zahlung einer Geldrente — $ 1361 B.6.B. — Es fragt 
fich deshalb: wann ift die Trennung berechtigt? Darüber giebt $ 1353 
al. 2 Auskunft: „Stellt fih das Berlangen eines Ehegatten nach Her— 
ftelung der Gemeinſchaft ala Mißbrauch feines Rechts dar, jo iſt der 
andere Ehegatte nicht verpflichtet, dem Verlangen Folge zu leiften. Das 
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Gleiche gilt, wenn der andere Ehegatte berechtigt ijt, auf Scheidung zu 
klagen.” Die Ehejcheidungsgründe find in den SS 1565 bis 1569 auf- 
gezählt. Es find die folgenden: Ehebruch, Nachitellung nach dem Leben, 
bögliche Berlaffung, jchwere Berlegung der durch die Che begründeten 
Pflichten, ala welche auch grobe Mikhandlung gilt, und ehrlofes oder 
unfittliches Verhalten, wenn dadurch eine jo tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Berhältniffes eingetreten ift, daß dem Ehegatten die Fortjegung der Ehe 
nicht zugemutet werden fann, endlich Geiftesfrankheit, welche während 
der Ehe drei Jahre angedauert und die geiftige Gemeinfchaft der Ehe- 
leute derart aufgehoben hat, dat jede Ausficht auf Wiederherftellung 
diefer Gemeinschaft ausgeſchloſſen iſt. Schwieriger dagegen wird im 
Einzelfall zu entjcheiden fein, ob und wann Berhältniffe vorliegen, von 
denen man jagen fann, daß fie das Berlangen nach Herſtellung der ehe- 
lichen Gemeinschaft als Mißbrauch des Rechtes, auf welches fich die 
Verlangen gründet, erjcheinen laffen. Die Frage wird ſtets zu bejahen 
fein, wenn der andere Ehegatte feinen Wohnfit in das Ausland verlegt 
oder fich wegen begangener Verbrechen aus den Lande entfernt hat. Nur 
weil dieſe Fälle jelbjtverjtändlich ein Getrenntleben auch ohne ausdrüd- 
liche Einwilligung rechtfertigen, find fie vom Gejeßgeber nicht befonders 
genannt — Motive Bd. 4 S. 106. — Welche Berhältniffe aber außer- 
dem dem Ehegatten ein Recht geben, dem Folgegebot nicht zu folgen, 
darüber iſt Näheres weder im Geſetz noch in den Motiven gejagt. Die 
Armenverbände werden deshalb die Behauptung eines Hilfsbedürftigen 
Ehegatten, daß der andere Ehegatte das Recht auf die Folgepflicht miß- 
brauche, und das Getrenntleben deshalb gerechtfertigt ſei, mit aller Vor— 
ficht aufnehmen und prüfen müſſen, wenn fie ihren Erſatzanſpruch nicht 
gefährden wollen. 


b. Einwand des Verzichts oder der Boraudßleijtung. 


Wie wir im Zeil I gefehen, ift der Verzicht auf Unterhalt für die 
Zufunft feitens des Ehegatten und jeitens der Verwandten überhaupt 
— 3 1614 und 1360 al. 3 —, ſeitens des unehelichen Kindes reip. 
ſeines Bertreter? ohne Entgelt — $ 1714 al, 2 — unzuläfjig, reip. 
nichtig. Ein Ginwand aus einem jolchen unzuläffigen reſp. nichtigen 
Verzicht ift deshalb für die Erjaanjprüche der Armenverwaltungen nicht 
zu befürchten. Wohl aber fünnen über die Unterhaltsrechte des unehe- 
lichen Kindes für die Zukunft entgeltliche Vereinbarungen gültig getroffen 
werden — 5 1714 al. 1 —, welche dann auch den Armenverbänden 
entgegenftehen. Denn fie fünnen nicht mehr und nicht größere Rechte 
erwerben, als fie den Unterjtügten jelbft zuftehen. Für die Armenverbände 
bat jomit der Bormundjchaftsrichter, deffen Genehmigung die Vereinbarung 
unterliegt, gewifjermaßen mit zu forgen, wie er auch durch Kontrolle 
der Bermögensverwaltung des Bormundes eine unzwedmäßige Verwendung 
der Abfindung zu verhüten und damit gleichfall8 das Intereſſe des be- 
teiligten Armenverbandes wahrzunehmen hat. Wie aber, wenn die Ver— 
einbarung zwar getroffen und genehmigt ift, die Abfindung aber noch 
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von dem unehelichen Vater geſchuldet wird? Ich meine, daß dann nicht 
mehr gleiche Unterhaltsrechte wie vorher in Rede ſtehen, daß deshalb 
der Abfindungsanſpruch nicht ohne weiteres gemäß 8 62 U.W.G. auf 
den unterſtützenden Armenverband übergeht, ſondern daß gerichtliche 
Pfändung und Überweiſung dieſen Übergang erſt wird herſtellen müſſen, 
daß aber andrerſeits die Rechte des pfändenden Armenverbandes bezüglich 
Zeit und Maß der verauslagten Unterſtützung nicht in gleicher Weiſe 
wie im Falle des $ 62 U.W.G. beſchränkt find. 

Die Vorausleiftung befreit ferner gegenüber allen Unterhaltzerjaß- 
aniprüchen der Regel nah nur für drei Monate, und die auch nur fo, 
daß nicht etwa jedesmal volle drei Monate ſeit der Inanſpruchnahme 
ausfcheiden, jondern jo, daB die Befreiung bis zum Ablauf der jedes- 
maligen Dreimonatzfriit wirkt. Weitere Vorausleijtungen werden den 
Armenverbänden gegenüber nicht eingewendet werden fünnen. Aber auch 
dieſe Friſt verfürzt fich unter Umständen noch für die Eltern, welche 
einem unverheirateten Kinde Unterhalt zu gewähren haben. Denn fie 
fönnen nad) $ 1612 al. 2 nicht bloß beitimmen, in welcher Art und 
für welche Zeit im voraus der Unterhalt gewährt werden joll, fondern 
fie werden auch einem Kinde gegenüber, von dem fie vorausfehen konnten, 
daß es die ihm zum Zwed des Unterhalt® gegebenen Mittel verjchleudern 
oder gegen die Beitimmung verwenden würde, verpflichtet fein, von 
diefer Befugnis durch Verabfolgung der Unterhaltsrente für kürzere 
Zmwilchenräume im voraus Gebrauch zu machen, wenn anders fie Doppelte 
Aufwendungen vermeiden wollen. Denn follte ein jolches Kind, welches 
das für einen größeren Zeitraum Boraus: Empfangene verjchleudert Hat, 
demnächit vom Armenverbande unterjtüßt werden müſſen, jo würde die 
unbedacht gejchehene Vorausleiſtung den Erſatzanſpruch nicht befeitigen 
— Motive Bd. 4 ©. 731. — Diefe allgemeinen in den 88 1612 und 
1614 8.6.8. enthaltenen Grundjäße erledigen nicht bloß die in ben 
Gebieten des Gemeinen Rechts und des Preußiſchen A.L. R. ftreitig ge- 
wordene Frage, ob der Vater gegen den Dritten, welcher dem Kinde den 
nötigen Unterhalt verjchafft Hat, eine wirkjame Einrede daraus entnehmen 
fann, daß er das Kind mit dem erforderlichen Gelde u. ſ. w. verjehen, 
das Find aber die ihm gewährten Mittel anderweit verwendet habe. 
Sie machen auch die fafuiitichen Vorfchriften der 88 126 ff. A.L.R. IL, 2, 
fünftig entbehrlih. Denn joweit nach $ 1614 al.2 B. G. B. eine Vor- 
außleiftung zum Zwed des Unterhalts für die Zukunft den Verpflichteten 
befreit, ift die Einrede begründet, da injoweit der Dritte dem Ver— 
pflichteten eine Ausgabe nicht eripart, mithin ein Gejchäft des Ver— 
pflichteten überhaupt nicht geführt hat. Soweit die Voraußleiftung da— 
gegen über die durch das Gejeß gebotenen Grenzen hinausgeht, befreit 
fie den Unterhaltspflichtigen nicht von etwaigen Erjaganfprüchen. Jeden— 
falls ift durch die Beitimmungen des B. G. B. der frühere direkte Anſpruch 
gegen den Bater aus SS 126 ff. A.L.R. II, 2 — befanntlich wurde der 
Vater felbſt oder niemand durch die Aufwendungen für fein Kind ver- 
pflichtet — als befeitigt anzujehen. Entweder beiteht die Unterhaltspflicht 
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troß der Voraußleiftung, und dann geht fie auf den Unterjtüßenden 
über. Oder fie iſt getilgt: dann kann auch ein Übergang nicht mehr 
jtattfinden. 


ec. Anſprüche für die Bergangendheit. 


Mie im Teil I gezeigt, ift der Unterhaltsanipruch des unehelichen 
Kindes gegen feinen Vater für die Vergangenheit unbejchräntt — S 1711 
B.G. B. —, der Ehegatte und der Verwandte dagegen können Erfüllung 
oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nur von der Zeit an fordern, 
zu welcher der Verpflichtete in Verzug gelommen oder der Unterhalts- 
anfpruch rechtshängig geworden iſt (SS 1613 und 1360 al. 3). Damit 
ift jedoch nicht gejagt, daR auch Erjaganjprüche gegen den Berpflichteten 
feitena Dritter, insbeſondere jeitens der Armenverbände der gleichen Be- 
Ichränfung in Bezug auf die Vergangenheit unterliegen. So ſehr diele 
Beichränfung gegenüber dem Unterhaltsberechtigten jelbjt durch die Auf- 
fafjung des Geſetzgebers gerechtfertigt ift, wonach die Entjtehung des 
Unterhaltsanfpruches gegen Verwandte die Unfähigkeit des Berechtigten 
zur Beichaffung des Unterhaltes aus eignen Kräften oder eignen Mitteln 
zur Vorausſetzung Hat, und jo jehr diefe VBorausfegung bei Anjprüchen 
für die Vergangenheit fehlt, weil ja für dieje der Unterhalt bereits be> 
Ichafft ift, fo wenig trifft diefe Auffaffung zu, wenn es fih darum 
handelt, einem Dritten Erjag jür gewährten Unterhalt zu leiften. Denn 
diefer Dritte hat ja gerade deshalb ausgeholten, weil Bedürftigfeit des 
Unterhaltsberechtigten ihn dazu nötigte. Die Ausnahme, welche hier» 
dur) don dem Princip geichaffen wird, daß der Gejfionar nicht mehr 
Rechte ala der Gedent ausüben fünne, ift nur eine jcheinbare. Denn der 
Erſatzanſpruch iſt ja bereits damals entjtanden, als dem Bedürftigen 
die notwendige Hilfe geleijtet wurde, und damals waren in der Perſon 
des Unterhaltsberechtigten alle Vorausjegungen zur Geltendmachung des 
Unterhaltsanjpruches gegeben. 


d. Die prozejjualijche Verfolgung. 


Die prozeſſualiſche Durchführung der Erjaganjprüche gegen Ehegatten 
und Verwandte wird fünftig in gewiſſer Beziehung jchwieriger fein ala 
bisher, wenigftens im Gebiet des preußifchen Rechtee. Denn da die 
bezüglichen Unterhaltsanjprüche na S 1360 al. 1 und 1603 al. 1 
B.6.B. nur dann zur Entjtehung gelangen, wenn der Verpflichtete aus— 
reichendes Vermögen oder doch ausreichenden Erwerb befibt, jo wird der 
Nachweis Hierfür dem Erjaß verlangenden Kläger obliegen, und die 
preußifche Deklaration vom 21. Juli 1841, welche vom Bellagten den 
Gegenbeweis des Unvermögens verlangte, verliert, wie wir dies auch 
ion im Zeil I außeinandergejeßt Haben, ihre Geltung. Der vom 
Kläger zu erbringende Beweis wird außerdem recht ſchwierig fein, weil 
es nicht genügt, wenn der Berpflichtete zur Zeit der Slageerhebung 
leiftungsfähig iſt, vielmehr die weiter zurüdliegende Zeit der Unter- 
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ſtützung maßgebend iſt. Dagegen begünſtigen in anderer Hinſicht ver— 
ſchiedene Vorſchriften des B.G.B. die Geltendmachung von Unterhalts— 
erſatzanſprüchen. 

Es ſei zunächſt an die ſchon im Teil 1 erörterten 88 1604 und 1665 
B.G. B. erinnert, wonach bei Beurteilung der Leiftungsfähigfeit einer Frau 
die Verwaltung und Nußnießung des Mannes an dem eingebrachten Gut, 
bei der Beurteilung der Leiftungsfähigfeit eines minderjährigen Kindes 
die elterliche Nutnießung an feinem Vermögen außer Betracht bleibt 
und bei irgend welcher Vermögensgemeinſchaft zwijchen Eheleuten das 
fogenannte Gejamtgut den Unterhaltsanjprüchen der beiderjeitigen 
Verwandten ala Angriffsobjeft dient. Aber auch noch andere Vor: 
Ichriften find bejtrebt zu verhüten, daR die Verwaltung und der Nieß— 
brauch des Ehenanne® am eingebrachten Gut der Ehefrau die Unter- 
haltsanfprüche der Verwandten der leßteren unnötig jchmälern. Nach 
$ 1386 B.G.B. ift der Mann verpflichtet, für die Dauer der Ver- 
waltung und Nußnießung alle diejenigen Berbindlichkeiten der Frau zu 
tragen, welche bei ordnunggmäßiger Verwaltung aus den Einkünften 
ihres Vermögens beftritten werden, einjchließlic der von der 
Frau auf Grund ihrer gejeglihen Unterhaltspflicht ge- 
Ihuldeten Leijtungen. Dafür, daß er dieſe Berbindlichkeiten der 
Frau auch wirklich erfüllt, haftet er jelbjt den Gläubigern der Frau ala 
Geſamtſchuldner (8 1388). Die Frau fann ferner verlangen, daß der 
Mann den Reinertrag des eingebrachten Gutes, ſoweit diejer zur Be- 
jtreitung de8 eigenen und des der rau und den gemeinschaftlichen Ab— 
fümmlingen zu gewährenden Unterhalts erforderlich ift, ohne Rückſicht auf 
feine fonftigen Verpflichtungen zu diefem Zwecke verwendet (S 1389 al. 2), 
und fie fann auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung Klagen, 
wenn der Mann diefeBerpflichtung verlegt hat und für die Zukunft 
eine erhebliche Gefährdung des Unterhalt zu bejorgen ijt (S 1418 
Ziffer 2). Freilich ift e& fraglich, ob. dies legterwähnte Recht der Frau 
auch übertragbar ift. Indeſſen fann dies dahingejtellt bleiben, weil die 
Gläubiger der Frau ohne Rüdfiht auf die Verwaltung und Nusniegung 
des Mannes, abgejehen von gewiffen Ausnahmen, zu denen Unterhalts- 
anfprüche nicht gehören, jogar Befriedigung aus dem eingebrachten Gute 
jeldft verlangen können ($ 1411 al. 1). Für die Errungenschaftsgemein- 
ichaft in der Ehe kommt die befondere Beftimmung in $ 1534 in Betracht, 
wonach das Gejamtgut für alle Verbindlichkeiten der Frau haftet, 
welche ihr auf Grund der gejeßlichen Unterhaltspflicht obliegen. 


e. Die Beitreibung. 


In ähnlicher Weife iſt künftig die Beitreibung ausgeklagter Unter- 
haltserfaganfprüche mannigfach begünftigt. Nach 8 1362 B. G. B. wird 
zu Gunsten der Gläubiger des Mannes vermutet, daß die im Beſitz 
eine® der Chegatten oder beider Ehegatten befindlichen beweglichen 
Sachen, insbeſondere auch Inhaberpapiere und Ordrepapiere, die mit 
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Blankoindofjament verjehen find, dem Manne gehören. Ausgenommen 
find von diefer Vermutung die zum perjönlichen Gebrauche der Frau 
bejtimmten Sachen. Ahnlich gilt na) $ 1527 im Falle der Errungen- 
Ichaftsgemeinfchaft die Vermutung, daß das vorhandene Bermögen Gejamt- 
gut jei, und jeder Erwerb aus dem Betriebe eines Erwerbögefchäfts fließt 
unter allen Umftänden, auch wenn er aus Mitteln des eingebrachten 
Gutes gejchehen ift, nach $ 1524 al. 1 leßter Satz in die Errungen- 
ichaftsgemeinschaft. Diejer jallen überhaupt, wie S 1525 ausdrüdlich 
beitimmt, die Nutungen des eingebrachten Gutes zu. 

Umgekehrt find nach $ 860 der C.P.O. vom 20. Mai 1898 die 
von dem Ehemanne erworbenen Früchte des eingebrachten Gutes dem 
Zugriff anderer Gläubiger entzogen, ſoweit fie zur Erfüllung der in den 
SS 1384 bis 1387 des B.G. B. bejtimmten Berpflichtungen des Che- 
mannes® — $ 1386 handelte, wie wir oben geliehen, von der Ver— 
pflihtung des Mannes, aus den Einkünften des eingebrachten Gutes 
die Unterhaltspflicht der Frau zu erfüllen — zur Erfüllung der ihm, 
jeiner Ehefrau oder feinen Verwandten gegenüber gejeßlich obliegenden 
Unterhaltspfliht und zur Bejtreitung ſeines — eigenen — jtandes- 
gemäßen Unterhaltes erforderlih find. Die Früchte des eingebrachten 
Gutes bleiben alfo für dieſe Zwede rejerviert. 

Das Dienfteintommen und ähnliche Bezüge gewiſſer Perſonen waren 
ferner jchon bisher zu 1500 Mark jährlich überhaupt nicht und im 
Mehrbetrage nur zum dritten Teil der Pfändung unterworfen. Diefe 
Beichränfung galt nicht, joweit es fich um die Berriedigung der Ehefrau 
und der ehelichen Kinder des Schuldners wegen jolcher Alimente handelte, 
welche für die Zeit nach Erhebung der Klage und für das diefem Zeit- 
punkte vorausgehehende lebte Vierteljahr zu entrichten find, und durch 
Reichageje vom 29. März 1897 war diefe Bejchränfung ausgedehnt zu 
Gunjten der früheren Ehefrau und der unehelichen Kinder des Schuldners. 
Dabei joll es nun zwar nach S 850 al. 4 C.P.O. vom 20. Mai 1898 
auch fünftig bleiben. Indeſſen findet die Begünftigung der Kinder ins 
jofern eine Grenze, ala der Schuldner der gedachten Bezüge zur Be- 
jtreitung feines notdürftigen Unterhaltes und zur Erfüllung der ihm, gegen 
über feinen Verwandten, feiner Ehefrau oder feiner früheren Ehefrau ge— 
jeglich obliegenden Unterhaltspflicht bedarf. Mit diefen Beichränkungen 
findet jedenfalls auch künftig die Pfändung des gewöhnlichen Arbeitslohnes 
auf Grund des geänderten NReichögejeßes vom 21. Juni 1869 jtatt, und 
zwar ſowohl der bereits fälligen als der fünftig fällig werdenden Lohn- 
raten. Dagegen dürfte e& ebenfowenig, wie für länger ala drei Monate 
zurüc, zuläffig fein, wegen zufünftiger Unterhaltsanfprüche zu pfänden. 
Die Pfändung wird vielmehr regelmäßig wiederholt werden müffen. Ya, 
e8 dürfte jogar ratfam jein, bei der Pfändung für die Vergangenheit 
einen angemefjenen Zeilbetrag der Lohnraten für den eigenen Unterhalt 
des Verpflichteten jelbjt frei zu laflen, um ihn nicht wider Willen aus 
der Arbeitsjtelle zu vertreiben. 

Hier mag endlich daran erinnert werden, daß durch die 88 811, 
812 der C.P.O. vom 20. Mai 1898 die Reihe der nach 8 715 der 
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C.P.O. vom 30. Januar 1877 von der Pfändung audgenommenen 
förperlichen Sachen nicht unmejentlich vermehrt ift. Insbeſondere wird 
fünftig ins Gewicht fallen der Ausfchluß derjenigen Gegenſtände von 
der Pfändung, welche zum gewöhnlichen Hausrat gehören und im Haus- 
halt des Schuldners gebraucht werden, wenn ohne weiteres erfichtlich ift, 
daß durch deren Verwertung nur ein Erlös erzielt werden würde, welcher 
zu dem Wert außer allem Berhältnis jteht. Allerding® werden Die 
Armenverwaltungen jchon bisher faum jemals jolche Habe zum Gegen- 
ftande der Beiriedigung wegen ihrer Unterhaltserfaganjprüche gemacht 
haben. Aber in entgegengejegter Richtung, indem fie den völligen Ruin 
der weniger Bemittelten verhüten und dieſelben jo der Armenpflege 
fern halten, werden die erwähnten neuen Vorſchriften gewiß ſegensreich 
wirken, wie denn auch die durch $ 559 letzter Sa B.G.B. für ganz 
Deutichland angeordnete Abſchaffung des Kahlpfändungsrechtes die gleiche 
Wirkung da gehabt hat, wo es bereits, wie in Preußen, früher ab- 
geihafft iſt. 


3. Grjatanfprüde der Armenverbände aus der 
jogenannten Arbeiterverficherung. 


An den Anſprüchen der VBerficherten ſelbſt aus Kranken-, Unfall», 
Invaliditäts: und Alteröverficherung und darum auch an den gleich- 
artigen Erfaganjprüchen der Armenverbände wird weder durch das B. G. B. 
noch durch die gleichzeitig in Kraft tretenden ſonſtigen Reichsgeſetze, ſo— 
weit fich bis jeßt überjehen läßt, etwas geändert. Der Übergang der 
Ansprüche der unterftüßten Berficherten auf die Armenverbände wird 
durch die oben ©. 29 ſchon erörterten SS 398 bis 413 B. G. B. eher 
noch begünftigt. Umſomehr dürfte e& angezeigt jein, an diejem jchon 
ex lege eintretenden Übergange der Rentenanjprüche für die Armens 
verwaltungen feſtzuhalten und ihre Rechte gegenüber abweichenden 
Meinungen zu verteidigen. Dies erjcheint inSbejondere notwendig in Bezug 
auf die aus der Unfall-, Invalidität» und Altersverficherung herzuleitenden 
Erjaganfprüche. Nach wiederholten Entjcheidungen des Reichäverficherungs= 
amtes — cf. 3. B. Amtl. Nachrichten des R.BA. 1890 ©. 505, 1895 
©. 228 und 229, auch Entich. vom 4. Juni 1898 — ſoll es nämlich zwar 
zuläffig jein, die Erfaganfprüche der Armenverbände im Rentenfeſtſtellungs— 
verfähren zu berüdfichtigen und die den Armenverbänden gebührenden 
Rentenbeträge in den Rentenbeicheid mit aufzunehmen, wenn die Be- 
rechtigung und der Umfang der geltend gemachten Erſatzforderung 
zwiichen dem Armenverband und dem Unterjtüßten unjtreitig find. 
MWenn dagegen über die Frage der Berechtigung oder über die Höhe 
der Grjaßforderung fein Einverftändnis zwilchen den beiden Beteiligten 
erzielt ift, To joll die Entjcheidung den ordentlichen Gerichten gebühren 
und der Rentenübergang in dem Rentenbejcheide ganz unerwähnt bleiben. 
Infolgedeſſen müſſen die Armenverwaltungen, wenn ſie ohne bejonderen 
Prozeß ihre Auslagen aus der Rente erjtattet haben wollen, von dem 
Unterjtüßten eine protofollariiche Erklärung beibringen, durch welche 
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er in den Abzug von der für ihn fFeftzufegenden Rente ausdrüdlich 
einwilligt. 

Demgegenüber wage ich zu behaupten, daß die Entfcheidungen des 
Reichsverſicherunggamtes weder was die Unfalls, noch was die Invali— 
ditäts- und Altersrente anbetrifft, rechtlich begründet find. Zu der ſchon 
durh $ 62 U.W.G. geichaffenen Legitimation der Armenverbände als 
Rechtönachfolger der Unterjtüten find noch die befonderen Bejtimmungen 
in $ 8 des Unfall-, und in 8 35 des Invaliditäts- und Altersver— 
ficherungsgeießes ergänzend DHinzugetreten. Danach) dürfte e8 feinem 
Zweifel unterliegen , daß, injofern der Rentenanjpruch des Unterjtüßten 
auf den Armenverband übergegangen iſt, dem Armenverband ein jelb- 
ftändiges Recht auf den entiprechenden Zeil der fejtzuftellenden Rente 
zufteht, und thatjächlich wird von dem Neichsverficherungsamt der dem 
Berfahren beitretende Armenverband als Gtreitgenofje des Verficherten 
angefehen, ja e3 wird ihm jogar das Recht zugeitanden, im alle des 
inzwifchen erfolgten Todes des Verficherten das Rentenfeititellungsverfahren 
jelbjtändig zu betreiben. Der Armenverband gilt jonach ala Teilcejfionar 
mit allen deilen Rechten und Pflichten, und ebenjo wie der berufene 
Richter auf Klage des Ceſſionars in gleicher Weile Recht zu fprechen 
hat, als wenn der Gedent jelbjt geflagt hätte, jo find auch hier die zur 
Feſtſetzung der Rente an fich berufenen Organe: Vorſtand der Berufs— 
genoſſenſchaft rejp. der Verſicherungsanſtalt, Schiedsgerichte, Reichs— 
verficherungsamt — über den auf den Armenverband übergegangenen 
Zeil des Rentenanjpruches gleichfalls zu entjcheiden berufen. Wie aller- 
ding® der ordentliche Richter eine vom Kläger behauptete Ceſſion des 
Klageanipruches auf ihn — den Kläger — auf ihre Gültigkeit zu prüfen 
bat, jo wird auch die Rentenfeitjtellung die Prüfung der cessio legis 
in gleicher Weije vorzunehmen haben, und deshalb wird vom Armen- 
verbande allerdings in jedem falle ein ausreichender Nachweis für die 
Unterftüßung jelbit, für die Höhe der gewährten Unterjtügung und hin— 
fichtlich des Zeitraumes, für welchen die Unterjtügung geleiftet ift, ver— 
langt werden fönnen. Dad Ginverjtändnis des Unterftübten aber 
außerdem fordern, dag geht zu weit. Das hieße ja, neben dem vom 
Geſetz bereit8 angeordneten Übergang des Rentenanfpruches, noch eine 
weitere Übertragung desjelben Anſpruches im Wege der freiwilligen 
Gejfton fordern, was doch unmöglich richtig fein kann. 

Ganz verfehlt aber ſcheint e8 mir, den etwaigen Streit darüber, 
ob und in welchem Umfange der Rentenanfpruch dem unterjtügenden 
Armenverband gebührt, den ordentlichen Gerichten zuzuweijen. Die Bezug: 
nahme auf S 76 al. 3 des J. und A.V. Geſ. vom 22. Juni 1889 ift 
unzutreffenv. Denn dieje jpecielle Vorſchrift betrifft Erſatzſtreitigkeiten 
zwiichen Berficherungsanftalten und Unfall-Berufsgenoſſenſchaften. Im 
Krankenkaſſengeſetz find zur Entſcheidung gleicher Streitigkeiten teils 
die ordentlichen Gerichte berufen, teild das Berwaltungsitreitverfahren 
ausdrüdlich angeordnet. An dergleichen Borjchriiten fehlt es in den 
beiden anderen Berficherungsgejegen, wenn man von der oben citierten 
Specialvorichrift abfieht. Ein Beweis, daß man die Einmifchung anderer, 
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ala der mit dem Teitjtellungsverfahren betrauten Behörden überhaupt 
nicht vorgejehen hat! 

Wie aber, wenn die ordentlichen Gerichte ſich für unzuftändig er- 
flären? Wo bleibt die Streitiumme? Muß die Verficherungsanjtalt fie 
bis zur Entjcheidung hinterlegen? Oder wenn, in dem jchon erwähnten 
alle des inzwijchen erfolgten Todes des PVerficherten der Armenverband 
jelbjtändig die Feitjegung der Rente für fich beantragt: muß er dann 
auch — und von wen ? — die Zujtimmung beibringen? Soll er etwa gegen 
die Erben des Berficherten Klage erheben? Ihre Pajfivlegitimation 
dürfte zweifelhaft jein. Cine erneute Prüfung der angeregten Frage wird 
hoffentlich dahin führen, daß die aus der jegigen Auffaffung den Armen- 
verwaltungen entitehenden ganz unnötigen Schwierigkeiten doch noch aus 
dem Wege geräumt werden. 


4. Griaganjprüche der Armenverbände gegen dritte Verpflichtete 
aus anderweiten Verpflihtungsgründen. 


Wie wir oben bei der allgemeinen Auseinanderjegung über die 
Griaganjprüche der Armenverbände gegen dritte Verpflichtete gejehen 
haben, ijt e8 den Armenverbänden nicht verwehrt, auch ſolche Ver— 
mögensanjprüche ihrer Armen, welche nicht direft zu deren Unter- 
halt zu dienen ‚bejtimmt find, und zwar im Wege der gerichtlichen 
Prändung und UÜberweifung, für ihre Auslagen in Anjpruch zu nehmen. 
65 wäre unmöglich), alle Ddieje verfchiedenen Arten don Vermögens— 
anjprüchen, zumal die Zahl der Rechtsgründe Legion it, darauf Hin 
zu unterjuchen, welchen Anderungen fie zum 1. Januar 1900 entgegen 
gehen. Wohl aber jollen nachjtehend wenigjtens die hauptjächlichiten 
Arten derjenigen civilrechtlichen Anſprüche nach der angedeuteten Richtung 
hin geprüft werden, welche häufig die Gewährung von Unterhaltsrenten 
oder doch Ähnliche Leijtungen zum Gegenftand haben und für die Armen- 
verbände ala Bejriedigungsobjekte hauptjächlich in Betracht kommen: 


a. Aus der jogenannten Haftpflicht im engeren Sinne. 


Das Haitpflichtgejeg vom 7. Juni 1871 erfährt durch Art 42 des 
6.6. zum B. G. B. verfchiedene Anderungen, und zwar jämtlich zu Gunften 
der Berechtigten. 

1. Sowohl im alle der Verlegung ala auch im Falle der Tötung 
umfaßt der zu leitende Schadenserſatz außer den Koſten der Heilung, 
reſp. der verjuchten Heilung nicht bloß den Vermögensnachteil, der durch 
Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigfeit während der Krankheit, 
jondern auch den Vermögensnachteil, der durch eine Vermehrung der 
Bedürfnifje während der Krankheit entitanden iſt. 

2. Im Falle der Tötung entjteht das Recht auf Unterhalt nicht 
bloß denjenigen PBerjonen, welche dem Getöteten gegenüber zur Zeit der 
Verlegung bereits kraft des Geſetzes unterhaltsberechtigt waren, ſondern auch 
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denjenigen, denen gegenüber der Getötete noch erſt kraft Geſetzes unterhalts— 
pflichtig werden fonnte, und zwar jedesmal auf die mutmaßliche Dauer 
der Lebenzzeit des Getöteten. Dieſe Erjaßpflicht tritt Jogar ein, wenn 
der dritte Unterhaltsberechtigte zur Zeit der Verlegung erzeugt aber noch 
nicht geboren war. 

3. Auf die Zahlung der aus der Haftpflicht gejchuldeten Renten finden 
zunächſt die uns jchon befannten allgemeinen Beitimmungen aus $ 760 
B.G.B. Anwendung. Außerdem kann der Erfaßpflichtige je nach den 
Umftänden zur Sicherheitsleiftung Tür die fünftige Rente angehalten 
werden, und der Berechtigte fann auch nach der Berurteilung noch Be- 
jtellung diefer Sicherheit oder Erhöhung der in dem Urteil bejtimmten 
Sicherheit verlangen, wenn die Bermögensverhältnifie des Verpflichteten 
fih erheblich verjchlechtert haben. Endlich kann jtatt der Rente Ab- 
findung in Kapital gefordert werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 


b. Aus unerlaubten Handlungen. 


Durch die in den SS 823 ff. und 249 ff. enthaltenen Vorſchriften 
des B.G.B. werden jowohl die gemeinrechtlichen, ala die preußijch-land- 
rechtlichen Grundjäße über unerlaubte Handlungen und deren Yolgen in 
folgenden hauptjächlichen Punkten geändert: 

1. Die Theorie von groben, mäßigen und geringen Berjehen und 
von der Berjchiedenheit der Schadenserjagpflicht nach dem Grade des Ber- 
ſchuldens ift fallen gelaffen. Vielmehr gilt jede auf Vorſatz oder Fahr— 
läffigfeit beruhende widerrechtliche Verlegung des Lebens, des Körpers, 
der Gefundheit, der Freiheit, des Eigentums oder eines jonftigen Rechtes 
eines anderen als unerlaubte Handlung, welche zum Erſatze des daraus 
entjtehenden Schadens verpflichtet. S 823 Abi. 1. 

2. Unmittelbarer, mittelbarer und nur zufälliger Schaden werden 
nicht unterjchieden. Vielmehr hat jeder, der zum Schadenserjag ver- 
pflichtet ift, entweder den Zuftand herzujtellen, der bejtehen würde, wenn 
der zum Erſatz verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre, — S 249 
— oder jalla die Herjtellung nicht möglich, oder zur Entjchädigung des 
Gläubiger ungenügend ift, den Gläubiger in Geld zu entichädigen — 
s 251 —. 63 it alfo jedesmal voller Schadenserſatz, einjchließlich des 
entgangenen Gewinnes — $ 252 — zu erießen. Jedoch ift regelmäßig 
nur wirklicher VBermögensichaden, nicht auch das Affektionsinterefje zu 
berüdfichtigen.. $ 258. 

3. Alle Vermutungen binfichtlich des Verſchuldens jowie Hinfihtlich 
des urjächlichen Zufammenhanges zwiichen Verfchulden und Schaden find 
vom B. G. B. abgelehnt. Zwar ift auch jchadenserjagpflichtig, wer gegen 
ein, den Schuß des anderen bezwedendes Geſetz verftößt — 8 823 Abi. 2. 
Aber dak wirklich Schaden entjtanden ift, muß von dem Schadenserſatz 
Hordernden ſtets nachgewiejen werden. Und falls ein Berjtoß gegen das 
Gejeg nach deffen Inhalt auch ohne Berfchulden möglich ift, it zur 
Begründung der Schadenserfagpflicht audy noch der Nachweis eines Ver— 
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ſchuldens erforderlid — $ 823 Abf. 2. letzter Sat. — Damit find die 
Präfumtionen der SS 25 und 26 A.L.R. I, 6 aus der Welt geichafft. 

4. Während nach den SF 18 ff. A.L.R. I, 6 im Falle fonfurrieren- 
den Verſehens die Erjagpflicht nach dem Grade des beiderjeitigen Vers 
ſchuldens unter Berüdfichtigung des unmittelbaren und des mittelbaren 
Verſchuldens bemeffen wurde, hängt nah S 254 al. 1 B. G. B. die Ver: 
pflichtung zum Schadenserſatz, ſowie der Umfang des zu leijtenden Er» 
ſatzes von Umjtänden, insbejondere davon ab, inwieweit der Schaden 
vorwiegend von dem einen oder dem anderen Zeil verurfacht worden ijt. 
Der Ausdrud „vorwiegend“ giebt dem Ermefjen des Richters den freiejten 
Spielraum. Als Richticehnur wird indeflen die jelbjtverjtändliche Voraus— 
fegung, daß der urjächliche Zufammenhang zwijchen der Handlung des 
Schuldners und dem jchädlichen Erfolge durch das eigene Verſchulden 
des Beichädigten nicht aufgehoben jein darf, feſtzuhalten fein. 

5. Wer einen anderen mit einer Verrichtung beauftragt hat, haftet 
wie nach Preußifchen Landrecht, jo auch nach den Bejtimmungen des 
B.G. B. für den Schaden, welchen der andere in Ausführung der Ver— 
richtung widerrechtlich Jemandem zugefügt hat. Hierbei iſt indeſſen zu 
Ungunſten des Auftraggebers eine Abweichung von der Beweispflicht des 
ALR. inſofern zu fonjtatieren, als nach diefem der — dem Auftrag: 
geber die culpa in eligendo zu beweifen hat, während nach $ 831 B. G. B. 
dem Geſchäftsherrn der Beweis obliegt, daß er bei Auswahl der bejtellten 
Perſon die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet Habe oder daß 
der Schaden auch bei Anwendung diefer Sorgfalt entjtanden fein würde. 

6. In dem eben unter 5 beiprochenen Falle ift für die Haftung des 
Auftraggebers das Vorliegen einer widerrechtlichen Handlung des beitellten 
Vertreter entjcheidend. Letzterer muß fich eines Delikts, einer un- 
erlaubten Handlung vorjäglich oder fahrläfftg jchuldig gemacht haben. 
Etwas anderes ift die Haftung des Schuldners für feinen gejeßlichen 
Vertreter oder für diejenigen Perfonen, deren er fich zur Erfüllung feiner 
Berbindlichkeiten bedient. Für deren Verſchulden haftet er in gleichem 
Umfange wie für eigenes Verſchulden. $ 278. 

7. Notwehr — 8 227 — Notjtand — $ 228 —, erlaubte Selbft- 
hilfe — $ 229 —, ebenfo Bewuhtlofigfeit oder krankhafte Störung der 
Beiftesthätigkeit — 8827 —, endlich: große Jugendlichkeit — bis zu 
7 Jahren — allein und Jugendlichkeit bis zu 18 Jahren, auch Taubſtumm— 
heit, in Verbindung mit mangelnder Einficht — $ 828 — befreien von der 
Verantwortung. Die Haftung tritt jedoch im Falle des $ 827 wieder ein, 
wenn Jemand fich durch geiftige Getränfe oder ähnliche Mittel in einen 
vorübergehenden Zuſtand der dort gedachten Art geſetzt hat, und ebenfo 
im alle des 5 828, wenn der Schadenäerjat von einem auffichtspflichtigen 
Dritten nicht erlangt werden fann und die Billigfeit nach den Um- 
ftänden, insbefondere nach den Verhältnifjen der Beteiligten, eine Schadlos— 
haltung erfordert, vorausgejegt wiederum, daß dem Schadengerjaß- 
pflichtigen die Mittel nicht entzogen werden , deren er zum jtandes- 
mäßigen a ſowie zur Erfüllung feiner gefeglichen Unterhaltspflicht 
bedarf. 829 
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8. Umgekehrt entiteht Schadenserjagpflicht nicht bloß durch Hand- 
(ungen, jondern auch durch Unterlaffung, 3. B. wegen ungenügender 
Aufficht über einen Minderjährigen oder über eine Perfon, die wegen 
ihres geiftigen oder förperlichen Zuftandes der Beauffichtigung bedarf 
— 8 823 —, ebenjo wegen Mangel an Sorgfalt bei der durch Bertrag 
übernommenen Beauffichtigung eines gefährlichen Tieres — 8 834 —, 
ierner im Falle des Einfturzes eines Gebäudes oder eined anderen mit 
einem Grundftüd verbundenen Werkes wegen unzureichender Sorgfalt 
bei der Errichtung oder Unterhaltung — SS 836 bis 838. — Sa, jogar 
das Halten eines Tieres an ſich — $ 833 — kann Schadengerjagpflicht 
ichaffen, wenn durch das Tier ein Menfch getötet oder der Körper 
oder die Gejundheit eines Menſchen verlegt oder eine Sache beichädigt ift. 

9. Ganz bejondere Erweiterungen erfährt endlich durch das B.G.B. 
die Schadengerjagpflicht wegen jolcher unerlaubter Handlungen, welche 
gegen die Perjon eines anderen gerichtet find. Nicht nur, daß im 
alle der Tötung oder der Verlegung des Körper oder der Gejundheit 
die eben erörterten Vorſchriften über die jogenannte Haftpflicht im engeren 
Sinne den Umfang der eintretenden Berpflichtungen bejtimmen. Das 
B.G. B. enthält noch darüber hinaus Vorſchriften, welche dem Verletzten 
zum Vorteil gereichen. So erftredt fich die Verpflichtung zum Schadens— 
erlag wegen einer gegen die Perfon gerichteten unerlaubten Handlung 
auch auf die Nachteile, welche die Handlung für den Erwerb oder das 
Fortkommen des Verletzten herbeiführt — 5 842. — So fann ferner 
der an feinem Körper, an feiner Gejundheit oder der durch Freiheitsent- 
ziehung Verletzte auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden 
iſt, eine billige Entſchädigung in Geld verlangen. — $ 847 al. 1. — 
Sp tft in gleicher Weife begünftigt eine Frauensperſon, gegen die ein 
Verbrechen oder Vergehen wider die Sittlichfeit begangen oder die durch 
Hinterlift, dur Drohung oder unter Mißbrauch eines Abhängigkeits- 
verhältniffes zur Gejtattung der außerehelichen Beiwohnung bejtimmt 
worden ilt. 


c. Aus Dienjtverträgen. 


Die Verpflichtungen der Herrichaft gegen ihre Dienjtboten und des 
Handwerksmeiſters gegen feine Gejellen und Lehrlinge im alle der Er- 
franfung waren nad) bisherigem Recht jo wenig ausreichend, daß es den 
Armenverbänden, wenn fie die Fürjorge in Krankheitsfällen übernehmen 
mußten, nur jelten gelang, fich vom Arbeitgeber Erjat zu verjchaffen. Speciell 
die Beitimmung des 8 86 der Preußifchen Gefindeordnung dom 8. No: 
vember 1810, welche darauf Gewicht legte, ob ſich der Dienjtbote die 
Krankheit durch den Dienft oder bei Gelegenheit des Dienjtes zugezogen 
hatte, führte zu vielen Unguträglichkeiten und ganz ungewiſſen Prozeſſen. 
Dazu fam, daß nach $ 92 I. ec. mit der Dienftzeit auch die Verbindlich: 
feit der Herrſchaft aufhörte, für Kur und Pflege des kranken Dienit- 
boten zu forgen, und daß nicht jelten, bevor die Hilfe des Armenver- 
bandes in Anſpruch genommen wurde, eine Vereinbarung zwilchen 
Herrihaft und Gefinde über eine vorzeitige Beendigung des Dienitver- 
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hältniſſes jtattgefunden Hatte. Das wird mit dem Inkrafttreten des 
B.6.B. anders werden. 

Bei jedem dauernden Dienjtverhältnis, welches die Erwerbsthätigkeit 
des BVerpflichteten volljtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nimmt und 
infolge deifen der Berpflichtete in die häusliche Gemeinfchaft aufge: 
nommen iſt, hat der Dienjtberechtigte ihm im alle der Erkrankung, 
ohne Unterjchied der Urfache, die erforderliche Verpflegung und ärztliche 
Behandlung bis zur Dauer von ſechs Wochen zu gewähren, Jofern nicht 
die Erkrankung von dem Verpflichteten, d. h. dem Dienjtboten, Gejellen, 
Lehrling, dvorfäglich oder durch grobe Yahrläffigfeit herbeigeführt worden 
it. Zwar foll fich auch diefe Verpflichtung nicht über die Beendigung 
des Dienitverhältnifies erjtreden. Wird indefjen das Dienjtverhältnig 
wegen der Erkrankung von dem Dienjtberechtigten gekündigt, jo bleibt 
die dadurch herbeigeführte Beendigung des Dienjtverhältniffe® außer 
Betraht — 8 617 al. 1. — Der Dienftberechtigte iſt ferner verpflichtet, 
Räume, Vorrichtungen oder Gerätichaften, die er zur Berrichtung der 
Dienite zu beichaffen hat, fo einzurichten und zu unterhalten, und Dienit- 
feiftungen, die unter feiner Anordnung oder feiner Leitung wahrzunehmen 
find, jo zu regeln, daß der Berpflichtete gegen Gefahr für Leben und 
Gefundheit ſoweit geſchützt ift, als die Natur der Dienftleiftung es ge- 
itattet. Iſt der Verpflichtete in die Häusliche Gemeinschaft aufgenommen, 
fo bat dieje Fürforge für fein Leben und feine Gejundheit jich auf den 
Wohns und Schlafraum, auf die Verpflegung, fowie auf die Regelung 
der Arbeits- und Erholungszeit zu erjtreden. Und erfüllt der Dienit- 
berechtigte die Verpflichtungen nicht, jo gelten für feine Berpflichtungen 
zum GErja etwaigen Schadens die oben erxörterten Vorſchriften der 
z8 842 bis 846 B.G.B. über die Schadenserjagpflicht aus unerlaubten 
Handlungen. — 

Dieje weitgehenden Verpflichtungen des Dienftberechtigten gegen die 
Dienjtverpflichteten find noch beſonders dadurch gefichert, daß fie nicht 
im voraus durch Vertrag aufgehoben oder bejchränft werden fünnen — 
$ 619 8.6.8, 


D. Erjataniprüche der Urmenverbände gegen 
den Unterjtüßten felbit. 


Das Reichsgeſetz, betreffend den Unterftüßungswohnfit, vom 6. Juni 
1870, legt in $ 28 nur die Pflicht des einzelnen Armenverbandes feit, 
den innerhalb feines räumlichen Gebietes Hilfsbedürftig Gewordenen zu 
unterftügen. Welches Berhältnig aber zwifchen dem Unterjtügten und 
dem Unterjtügenden durch die Erfüllung dieſer gejeglichen Pflicht entjteht, 
darüber jagt das Geſetz nichts. Die Armengejeßgebungen verjchiedener 
Einzeljtaaten füllen nun zwar dieſe Lücke dadurch aus, daß fie den ihren 
Armen zu gewährenden Unterhalt nur als Vorſchuß behandeln und 
deshalb beim Eintritt gewifler VBorausfegungen bald in weiterem, bald 
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in bejchräntterem Umfange die Erftattung der geleifteten Alimente an- 
ordnen — Motive zum B.G.B. Bd. 4 ©. 684. — In anderen Ge- 
bieten aber erijtieren ſolche VBorjchriften nicht, jo daß in ihnen die Frage 
der Erjtattung durch den Unterftüßten ſelbſt eine jehr jtreitige geblieben 
iſt. Der Charakter des Vorſchuſſes wohnt den Unterftügungen ohne 
ausdrüdliche Gejegesvorichrift und ohne befondere Abmachung im Einzels 
fall, deren Zuläffigfeit noch dazu zweifelhaft ift, obwohl fie in der Praris 
insbejondere bei Natural-Unterjtüßungen vielfach gehandhabt wird, nicht 
inne. Auch der Gefichtspunft der zurücdzufordernden Schenkung, der 
ebenfall3 heranzuziehen verjucht worden ift, trifft nicht zu. Denn die 
Unterftüßung wird nicht aus Treigebigfeit, jondern in Erfüllung einer 
den Armenverbänden gejeglich auferlegten öffentlich-rechtlichen Verpflichtung 
gewährt. Auch dem Preußiichen Ausführungsgejeg vom 8. März 1871 
tehlte eine Bejtimmung, welche die Erftattungspflicht ſeitens des Unter— 
ftüßten feſtſetzte. Das ſogen. Armenfürforge - Erweiterungsgefeg vom 
11. Juli 1891 erklärt zwar in einem Zujaß zum S 68 des Ausführungs- 
gejeßed die Erjtattungsflage, wie gegen den alimentationspflichtigen An- 
gehörigen des Unterftüßten, jo auch gegen den Unterftüßten jelbit für 
zuläſſig. Indeſſen läßt die Faflung diefes Zufates es zweifelhaft, ob 
damit die Klagbarkeit für die Erftattungsanjprüche wegen aller auf 
Grund des Unterftüßungsmwohnfitgejehes gemachten Aufwendungen oder 
nur wegen der bejonderen Aufwendungen für die Anjtaltspflege der hilfsbe— 
dürftigen Geijtesfranfen, Idioten, Epileptifchen, TZaubjtummen und Blinden 
bat Eonjtituiert werden jollen. Leider enthält auch dad B.G.B. aus- 
drüdliche Bejtimmungen in diefer Beziehung nicht. Vielmehr verweijt 
e8 durch Art. 103 E. G. auf die diesbezüglichen landesgejeglichen Bor: 
ſchriften. Wo jolche fehlen, wird deshalb bei der Beurteilung der ver: 
ichiedenen Fälle, in welchen die Inanſpruchnahme des Unterjtügten auf 
Erſatz der zu feinem Unterhalt gemachten Aufwendungen überhaupt in 
Trage fommen kann, auf die allgemeinen Rechtsgrundjäße des B. G. B. 
zurüdzugehen jein. 

Erjter al: Iſt eine Armenunterftügung durch eine arglijtige 
Täufhung des Armenverbandes über die Vermögens- oder Erwerbsver— 
bältnifje erichlichen, To verjtand es fich wohl auch jchon bisher nad) 
Gemeinem und ebenjo nach Preußiſchem Recht von jelbft, daß das jo Er- 
langte zurüdgegeben werden mußte. Der gleiche Rückforderungsanſpruch 
wird fich künftig jowohl aus $ 826 B. G. B.: 

„Wer in einer gegen die guten Sitten verjtoßenden Weije einem 
Anderen vorjäglih Schaden zufügt, ijt dem Anderen zum Grjaß des 
Schaden verpflichtet”, 
als auch durch $ 819 al. 2 B.G.B. begründen lafjen: 

„Berftößt der Empfänger durch die Annahme der Leiftung gegen 
ein gejebliches Verbot oder gegen die gute Sitte, jo ift er von dem Em- 
pfang der Leiftung an — zur Herausgabe — verpflichtet, —“ wie wenn 
der Anſpruch auf Herausgabe zu diejer Zeit rechtöhängig geworden wäre, 
d. 5. die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erjat des Wertes iſt 
dadurch nicht ausgeichloffen, daß der Empfänger nicht mehr bereichert 
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it — $ 818 al.3 und 4. Denn überall, beißt es in den Motiven 
Bd. 2 ©. 755, wo Jemand durch argliftige® Handeln gegen Treue und 
Glauben einem Anderen Schaden zufügt, wo aljo nach der römifch-recht- 
lichen Doktrin die actio doli begründet it, liegt auch eine, zwar fraft 
der allgemeinenen Freiheit erlaubte, jedoch gegen die guten Sitten ver- 
ftoßende widerrechtliche Handlung dor, und als. argliftige Täufchung im 
Sinne de $ 123 B.G.B. gilt nach den Motiven — Bd. 1 ©. 208 — 
dag Verjchweigen jolcher Umſtände, von denen vorauszufegen ijt, daß 
fie auf die Entſchließung des Anderen von Einfluß fein würden. ch 
würde biernach den Armenverband in jedem alle zur Rüdforderung des 
Aufgewendeten für berechtigt halten, wo von dem Unterjtüßten der Beſitz 
eine® wenn auch mur geringen Barvermögend verheimlicht oder fein 
Arbeitöverdienit wejentlich niedriger, als er in der Wirklichkeit war, an— 
gegeben und in Folge diefer unrichtigen Angaben Armenfürjorge Hat 
eintreten müflen. 

Zweiter Fall: 

Der Unterftüßte ijt wirklich zu der Zeit, wo er die Armenpflege in 
Anſpruch nahm, bedüritig gewejen, demnächjt aber während des Bezuges 
der Unterjtügung zu befjeren Vermögens- oder Eriverbaverhältnifjen ges 
langt, die es ihm ermöglicht hätten, jehr gut ohne Unterjtügung aus— 
zufommen. Auch hier hat faum ein Zweifel darüber geherricht, daß der 
Unterftüßte jowohl nach den Grundjäßen des Gemeinen ala des Preußiſchen 
Landrechtes von der Zeit an, wo er in den Befit ausreichender Mittel 
gefommen ift, die Unterftüßung zu Unrecht angenommen hat und deshalb 
dementjprechend zur Rüderjtattung verpflichtet iſt — ch. Entich. des R.G2. 
Bd. 14 ©. 197 — und der gleiche Erſatzanſpruch würde fich auch fünftig 
auf die eben citierten Vorfchriften des B.G.B. gründen lafjen. 

Dritter Fall: 

Eigentliche Schwierigkeiten hat die Geltendmahung des Eritattungs- 
anfpruches gegen den Unterjtüßten bisher nur dann gemacht, wenn der- 
jelbe erjt in jpäterer Zeit — nach Einftellung der infolge thatfächlicher 
Hilfsbedürftigkeit für ihn gemachten Aufwendungen — zu Vermögen 
gelangt war. Aus den eigenartigen Grundfägen des Preußifchen AL.R. 
über nüßliche Verwendung, ijt allerdings ſowohl vom früheren Ober- 
tribunal, als auch demnächſt vom Reichsgericht — cf. Gruchot Bd. 24 
©. 513 — die Beredhtigung des Erjtattungsanjpruches auch für diefen 
Tall abgeleitet. Für das Gebiet de Gemeinen Rechts dagegen ift in 
diefem Falle der Erſtattungsanſpruch in der joeben citierten Entjcheidung 
des Reichsgerichts rundweg abgelehnt, weil bei dem unterftügenden Armen- 
verband, die Abficht, einen Erfaganfpruch zu erwerben, nicht als vorhanden 
angenommen werden fönne und deshalb eine wejentliche Vorausſetzung 
für die Entftehung einer privatrechtlichen Verbindlichkeit fehle. Und 
ebenjo ijt im franzöfiichen Rechtsgebiet im gleichen Fall die Erjtattungs- 
pflicht durch ein Urteil des Oberlandesgerichtes Köln vom 4. Februar 
1885 — cf. Preuß. Verw. Blatt 1884/85 ©. 395 — verneint worden. 
Zweifelhaft bleibt meine Erachtens die Frage auch in der Zufunit 
überall da, wo fie nicht landesgejeglich beftimmt geregelt ift, Denn der 
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$ 812 B.G. B., der allein zur Begründung des Erjtattungsanipruches 
gegen unterſtützte Perfonen, welche jpäter zu Vermögen gelangen, ver- 
wertet werden könnte, verlangt, daß entweder die Leiftung, deren Rück— 
erjtattung beanjprucht wird, ohne rehtlihen Grund erlangt ift 
oder daß diejer rechtliche Grund fpäter weggefallen ift. Weder das Eine 
noch dag Andere wird man aber für den in Rede ftehenden Fall ala 
zutreffend anjehen dürfen. Zum mindejten Hat für den unterjtügenden 
Armenverband damals, als er die Aufwendungen machte, eine öffentliche 
rechtliche Verpflichtung vorgelegen, und der jpätere Wegfall des rechtlichen 
Srundes Hat doc nicht ohme weiteres derart rückwirkende Kraft, daß 
damit die Vorausfegungen der jogen. condictio ob causam finitam — 
ch. Motive Bd. 2 ©. 846 — erfüllt find. Die Frage der Erftattungs- 
pflicht in diefem dritten Falle dürfte jomit nach den Beitimmungen des 
3.6.8. zu verneinen fein, und man wird auch nicht etwa für Preußen, 
abgejehen von der jchon oben erwähnten, in ihrer Tragweite unklaren 
Beitimmung des Armenfürforge-Erweiterungsgejeges vom 11. Juli 1891, 
aus Art. 103 E.G. zum B.G.B. das Gegenteil herleiten dürfen. Denn 
der Grundſatz des S 262 A.L.R. I, 13, wonach alles, was aus dem 
Vermögen des Eine in den Nuten des Anderen verwendet worden, 
zurüdvergütet werden muß, ift in diefer Allgemeinheit vom B. G. B. nicht 
bloß nicht acceptiert, fondern durch die Vorjchriften in den 88 812 ff. 
geradezu ala aufgehoben anzujehen —. cf. auch Art. 87 des Entwurfes des 
Preußiichen Ausführungsgefeges zum B. G. B. 

Will man aber, entgegen der eben gemachten Ausführung, die Er- 
jtattungspflicht des jpäter zu Vermögen gelangten unterjtüßten Hilfs— 
bedürftigen nach dem B. G. B. bejahen, jo wird man mindeſtens die gleiche 
Einſchränkung, wie fie in den Gründen der R.G. Entich. Bd. 14 ©. 200 
enthalten iſt, ebenfall® machen müfjen und den Erjtattungsanfprudh nur 
da zulafien dürfen, wo die Vermögenslage des Unterjtügten fich joweit 
gebefiert hat, daß er bei Zurüdzahlung des Empfangenen nicht jofort 
wieder in Hilfsbedürftigfeit geraten und alſo wieder ala Hilfsbedürftiger 
zu unterjtüßen jein würde. Denn ohne dies dürfte von dem Wegiall 
des Rechtsgrundes zum Behalten des Empfangenen überhaupt nicht die 
Rede fein. 

Der Bollftändigfeit halber ift jchließlich hier noch zu erwähnen, daß 
ſolche Unterftüßungen, welche nicht aus dem Armenfonds, jondern aus 
jogen. Legaten oder Gtiftungsfonds verabfolgt werden, wie bisher jo 
auch künftig nicht zurücdgefordert werden fünnen, es jei denn, daß die in 
diefem Falle gleichfalls zuläffige Zurüdforderung ausdrüdlich vorbehalten 
worden. Denn wenngleich jolche Fonds regelmäßig gleichfall® von der 
Armenbehörde verwaltet zu werden pflegen, und wenngleich ihre Leiftungen 
häufig ebenfalls den Armen der Gemeinde und damit der Armenpflege 
jelbjt zugut fommen, jo bildet die Verteilung der gedachten Fonds doc) 
feinen Akt der öffentlichen Armenpflege, jondern einen Akt der Wohl- 
thätigfeit, zu welcher, abgejehen von Anjprüchen etwaiger Familienbe— 
rechtigter, weder eine privat- noch eine öffentlich rechtliche Verbindlichkeit 
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vorliegt. Deshalb dürfte die Rückforderung, wenn nicht ſchon durch die 
in den 88 516 ff. B. G.B. enthaltenen Grundſätze über Schenkungen, 
jo doch ganz ausdrüdlich durch $ 814 B. G. B. ausgeſchloſſen fein. 


E. Erjatanjprüche dritter Perfonen gegen Armenverbände. 


63 fann vorfommen, daß Dritte, jeien es Privatperjfonen oder 
juriftifche Perjonen, z. B. Krankenkaſſen oder Korporationen oder Vereine, 
welche öffentliche Krankenhäujer oder Anjtalten unterhalten, anjtatt der 
verpflichteten Armenverbände Hilfsbedürftige Perſonen verpflegen oder 
ſonſt unterftüßen, und es entjteht dann die Trage, ob ihnen daraus 
gegen den Armenverband ein Anſpruch auf Erftattung ihrer Auf- 
wendungen zufteht und auf welchem Wege fie diefen Anfpruch geltend 
machen fünnen. 

Das Verwaltungsjtreitverfahren des U.W.-Geſetzes ijt nur für die 
Streitigkeiten der Armenverbände gegeneinander gegeben, ſteht aljo 
folchen dritten Perfonen, auch wenn fie an fich erjaßberechtigt find, weder 
jegt noch künftig zur Verfügung. Den Rechtsweg wiederum für folche 
Ansprüche hat das Neichögericht in Früherer fonjtanter, mit dem ehe: 
maligen preußifchen Obertribunal übereinjtimmender NRechtiprechung 
— cf. insbeſondere Entjcheidungen des Reichsgerichtes in Eivilfachen, 
Bd. 3 ©. 370 ff. und Bd. 27 ©. 176 fi. — dann ausgeſchloſſen, 
wenn weder zwijchen den Parteien ein Einverjtändnis darüber bejtand, 
daß, in welcher Höhe und in welcher Weife der Armenverband zur Ge- 
währung öffentlicher Unterftügung an den betreffenden Armen verpflichtet 
gewejen, noch über dieje Fragen eine die Verpflichtung des Armen- 
verbandes jeftjtellende Entjcheidung der zuftändigen VBerwaltungsbehörde 
ergangen war, weil nämlich der Arme felbjt fein flagbares Recht, jondern 
nur ein Necht zur Bejchwerde habe, das Necht des Dritten aber rechtlich 
abhängig jei von dem des unterjtügten Armen und deshalb niemals 
weiter gehen fünne als diefes, vielmehr die für den Armen ſelbſt maß- 
gebenden Beichränfungen in der Verfolgung feiner Rechte vermöge recht- 
licher Konjequenz auch für den Dritten maßgebend jeien. Neuerdings 
jedoch, in ihrer Sigung vom 27. April 1898, haben die vereinigten 
Giviljenate des Neichsgerichtes entgegenftehend dahin entjchieden, daß 
— allerdings zunächſt nad Preußiichem Recht — der von einem 
anderen als einem öffentlichen Armenverbande erhobene Anſpruch auf 
Gritattung gewährter Armenunterjtügung gegen einen Armenverband im 
Rechtswege verfolgt werden fann, ohne daß vorher von der Verwaltungs» 
behörde entjchieden worden, daß, in welcher Höhe und in welcher Weile 
eine Unterjtüßung im Wege der öffentlichen Armenpflege erforderlich ge- 
wejen ſei. Die Gründe dieſer im preußifchen YJuftizminijterialblatt 
Nr. 28 vom 15. Zuli 1898 abgedrudten Entſcheidung berufen fich 
hauptjächlich darauf, daß für Preußen nicht durch ausdrückliche Gejeh- 
vorjchrift, wie in Bayern, Württemberg und Baden, der Rechtsweg für 
Erſatzanſprüche dritter Perfonen ausgejchloffen oder beſchränkt jei, daß 
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eine ſolche Beſchränkung nicht ohne weiteres aus S 63 des Preußifchen 
Ausführungsgeſetzes vom 8. März 1871 gefolgert werden fönne und 
daß es, wenn gleichwohl eine jolche Belchränfung der gerichtlichen Zu- 
ftändigfeit jtatuiert werde, in Preußen überhaupt feine Möglichkeit gebe, 
eine Entjcheidung über jolche Erjaganiprüche zu erreichen, eine Annahme, 
die ohne weiteres abzuweiſen jei. 

Die Plenarenticheidung will, wie jchon ihr Tenor bejagt, feine 
materielle Entjcheidung über den Erjaganjpruch jelbit fällen. Indeſſen 
jtüßt fich ihre Begründung auf materiellrechtliche Normen, nämlich die 
Vorſchriften des Preußiſchen Civilrechtes über die Gefchäftsführung ohne 
Auftrag und über die müsliche Verwendung; ihre Auffchriit citiert an 
eriter Stelle die SS 268 und 269 AL.R. 1. 13, und der von ihr aufs 
geſtellte ——— Toll deshalb zunächjt nur für das Gebiet des Preußi- 
ichen Rechtes gelten, weil nur in diefem die erwähnten civilrechtlichen 
Vorſchriften zur Anwendung gebracht werden fünnen. Alles dies jpricht 
dafür, daß das Reichögeriht unter Umftänden auch geneigt fein 
würde, den Erſatzanſpruch dritter Perfonen gegen die Armenverwaltungen 
jelbjt und zwar aus dem Gefichtspunft der Geſchäftsführung ohne Auf— 
trag und der nüßlichen Verwendung für begründet zu erklären, und es 
folgt hieraus für die fommende Zeit der Herrichait des B.G.B., daß die 
deutjchen Armenverwaltungen überall da, wo nicht durch günftige ausdrücliche 
Gejegesvorjchrift der Rechtsweg für Griaganfprüche Dritter auögeichloffen 
ist, gut thun werden, jich auf eine diefen Anfprüchen günftige Rechtiprechung 
einzurichten. Denn mit noch viel bejtimmteren Worten ala die SS 268 
und 269 A.L R. I, 13 ftatuieren die SS 683, 679 B. G. B. die Erjaß- 
pflicht der Armenverbande gegenüber dritten Perſonen, welche anſtatt 
ihrer einen Hilfsbedürftigen verpflegt oder unterſtützt haben. In S 683 
heißt es zunächjt allgemein, daß der Gejchäftstührer wie ein Beauftragter, 
Erſatz feiner Aufwendungen verlangen fann, wenn die Übernahme der 
Gejchäftsführung dem Intereſſe und dem wirklichen oder mutmaßlichen 
Willen des Geſchäftsherrn entſpricht und jodann im zweiten Abjag: 
„sn den Fällen des S 679 fteht diefer Anſpruch dem Geſchäftsführer 
zu, auch wenn die Übernahme der Gejchäftsführung mit dem Willen des 
Geichäftsheren in Widerjpruch ſteht.“ In 8 679 iſt aber gerade unfer 
Fall behandelt: „wenn nämlich ohne die Geichäftsführung eine Pflicht 
de3 Geichäftsheren, deren Erfüllung im öffentlichen Intereſſe liegt, nicht 
rechtzeitig erfüllt werden würde.” Somit wird die künftige materielle 
Rechtanorm des B.G.B. von den Givilgerichten erſt recht benußt werden 
fönnen, wenn fie der Plenarenticheidung des Reichsgerichtes folgen wollen. 

Bei der Wichtigkeit der Sache für die Armenverwaltungen mögen 
zu dieſer Entjcheidung noch einige Bemerkungen gejtattet fein. 

Diejenige Verwaltung, welche fich entweder mit dem Armen jelbjt 
oder einem Dritten über eine von ihr zu gewährende Unterjtügung ge- 
einigt hat oder die auf Beſchwerde des Armen von der zuftändigen Ber- 
waltungsbehörde zur Gewährung einer bejtimmten Unterjtüßung ver- 
urteilt ijt, wird fich nicht beklagen dürfen, wenn fie demnächit von 
einem Dritten, der jtatt ihrer geleiftet hat, mit Erfolg auf Erja des 
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Geleijteten belangt wird. Anders aber liegt doch die Sache, wenn fie 
bon dem Armen niemals in Anſpruch genommen worden und doch 
hinterher, vielleicht für längere Zeit, zurüdzahlen jol. Ihre Fürjorge- 
pflicht und deren Vorausſetzungen werden in diefem Falle volljtändig 
geändert. Die Berpflichtung wird aus einer dffentlich-rechtlichen eine 
privatrechtliche- Die Prüfung der Bedürftigkeit wird ihr aus der Hand 
genommen. Ya, im Grunde liegt doch nach den ſonſt fejtitehenden Be- 
griffen der Hilfsbedürftigfeit eine folche dann überhaupt nicht vor, wenn 
ein Dritter aus freiem Antriebe die Fürforge übernimmt und damit die 
Fürſorge de Armenverbandes entbehrlih macht. ft jchließlich die 
civilrechtliche Erjagflage gegeben, wenn weder eine ſolche Einigung, wie 
oben erwähnt, zu jtande gefommen iſt, noch die zuftändige Verwaltungs— 
behörde Feſtſetzung getroffen bat, dann iſt fie logiſcher Weile auch in 
dem Fall nicht ausgeichloffen, wenn die Verwaltungsbehörde die Be- 
jchwerde des Armen wegen mangelnder Hilfsbedürftigfeit ala unbegründet 
zurüdgewiejen bat. Denn der Givilrichter ift an den Spruch der Ber- 
waltungsbehörde nicht gebunden und jomit auch nicht gehindert, ent- 
gegengejeßt zu entjcheiden. Diefe Konjequenzen zwingen entjchieden dazu, 
die bejprochene Entjcheidung des Reichsgerichtes nicht zu ſehr zu vers 
allgemeinern, jondern die Entjcheidung über den Erſatzanſpruch ſelbſt von 
den bejonderen Umjtänden des jedesmaligen Falles abhängig zu machen. 

In dem Falle, welcher der zuerft erwähnten Entjcheidung in Bb. 3 
©. 376 fi. zu Grunde lag, Hatte der Erjakfordernde einen hilfs— 
bedürftigen Geiftesfranten mehrere Jahre hindurch bis zu feinem Tode 
vollſtändig verpflegt, ohne daß der beklagte Armenverband jemals in 
Anſpruch genommen war. Wir verjtehen durchaus die vom Reichagericht 
ausgeſprochene Abweilung des Klägers. Nur hätte diefelbe nicht wegen 
Unzuläffigfeit des Rechtsweges, jondern materiell mit der Begründung 
erfolgen müfjen, daß der Kläger durch ein klügeres Verhalten die Auf- 
wendungen, die er gemacht, hätte vermeiden fönnen und daß jomit feine 
Aufwendungen weder ala notwendig, noch ala nütlich angejehen werden 
fönnten. In dem anderen Falle, welcher zu der bejprochenen Plenar- 
entjcheidung Anlaß gegeben, hatte die klagende Krankenkaſſe die begonnene 
Kur ihres Kafjenmitgliedes in einem Krankenhauſe über die ftatuten- 
mäßige Zeit hinaus wegen fortdauernder Hilfsbedürftigfeit des Kranken 
fortgejegt, die gefamten Kurkoften aus ihren Mitteln bezahlt und forderte 
nun Grjaß für die über ihre Verpflichtung hinausgehende Kurzeit von dem 
Armenverband des Unterftügungswohnfites des Kranken. Wir würden 
es wiederum jehr wohl verftehen können, wenn das Reichsgericht nicht 
bloß den Klagemweg für zuläffig erklärt, Jondern auch materiell nach dem 
Klageantrage erkannt hätte. Denn hier war der Klägerin nicht? anderes 
übrig geblieben, ala den Hilfsbedürftigen im Krankenhaus zu belajfen. 
Der beklagte Armenverband hätte gar nicht anders und jedenfalls nicht 
beifer für ihn jorgen können. Die Aufwendungen der Klägerin waren 
fomit nicht bloß nüßlich, ſondern jogar notwendig. 

Sehen wir uns nach diejer Betrachtung der beiden Einzelfälle die 
Beitimmung in $ 679 B.6.B. noch einmal an! 3 will mir fcheinen, 
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als ob der Wortlaut: „wenn ohne die Gejichäftsführung eine Pflicht 
des Gejchäftsheren, deren Erfüllung im öffentlichen Intereſſe liegt, nicht 
rechtzeitig erfüllt werben würde”, der verfchiedenartigen Sachlage der 
beiden beiprochenen Fälle von vornherein Rechnung trägt. 

Wenn hienach ein Hilfsbedürftiger ohne die ihm von einem Dritten 
gewährte Hilfe in Gejahr geraten wäre, umzukommen oder doch er- 
heblichen Schaden an jeiner Gejundheit zu erleiden, jo würde der Dritte 
nah dem B.6.B. für feine zur Abwendung diejer Gefahr nütlicher 
Weiſe gemachten Aufwendungen einen civilrechtlich Elagbaren Erſatz— 
anfpruch gegen den verpflichteten Armenverband zweifellos geltend 
machen konnen. 


F. Erbrecht der Armenverbände und der Armenanftalten. 


Als auch Fünftig erjaßberechtigt find in dem jchon öfter erwähnten 
Art. 103 E.G. zum B.G.B. außer dem Staat und den Verbänden auch 
Anstalten aufgeführt, welche auf Grund des öffentlichen Rechtes zur Ge- 
währung von Unterhalt verpflichtet find. Nachdem jedoch durch S 2 
U.W.G. die Öffentliche Unterftügungspflicht im Geltungsgebiet dieſes 
Neichagejeges auf die Orts- und Armenverbände übertragen ift, dürften 
ſchon gegenwärtig in den dieſem Gebiet angehörenden Bundesjtaaten 
Erſatzanſprüche ſolcher Armenanjtalten gegen unterhaltspflichtige Ans 
gehörige, joweit deren eigenes Vermögen in Betracht fommt, überhaupt 
nicht — und gegen die unterjtüßte Perfon, reſp. in deren Vermögen 
nur da vorkommen, wo dieje Anjtalten erſtens jelbjtändige juriftifche 
PVerjönlichkeit und jomit ein bejonderes, von dem Vermögen des be- 
treffenden Armenverbandes getrenntes Vermögen befißen und wo ihnen 
zweitens ein jolcher Erſatzanſpruch durch gejeßliche Bejtimmung aus— 
drüdlich eingeräumt iſt. Lebteres ijt in Preußen der Yall. Denn bier 
it den Öffentlichen Armenanftalten, ala welche in 8 32 WER. 
U, 19, Armenhäufer, Hojpitäler, Waiſen- und Findels, Wert» und 
Arbeitshäufer aufgezählt find, nicht bloß das in den SS 50 ff. desjelben 
Titels näher bejtimmte Erbrecht in den Nachlaß der in ihnen verpflegten 
Perjonen, ſondern in 8 55 dajelbjt auch das Recht auf Rüdforderung 
der auf fie verwendeten Kojten aus ihrem Vermögen oder Nachlaß jelbit 
dann gegeben, wenn die aufgenommenen Perjonen die Anjtalt vor ihrem 
Tode freiwillig wieder verlaffen haben. 

Diejes Rüdforderungsrecht ift durch Art. 103. €. ©. für die Zeit nach 
dem Inkrafttreten des B.G.B. aufrecht erhalten. Ebenjo aber auch durch 
Art. 139 E.G. das eben erwähnte Erbrecht. Ya, e8 dürfte nach dem Wort- 
laut de Art. 139 E.G. — „in Anjehung des Nachlafjes einer verpflegten 
oder unterjtüßten Perſon“ — fein Zweifel darüber obwalten, daß auch 
das bejondere Erbrecht der Berliner Armendireftion, deſſen 
Entjtehung nicht von Anjtaltsverpflegung abhängig ift, jondern nur der 
Unterftüßung bei Lebzeiten bedarf, vom B. G. B. unberührt bleiben wird. 
Ebenjo werden umgekehrt alle anderen preußijchen Armenverwaltungen, 
falla fie jemandem nur Beiträge zu ſeinem Unterhalt gegeben haben, 
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ſich auch künftig mit dem ihnen in $ 67 A.L.R. II, 19 noch beſonders 
bejtätigten Rüdforderungsrecht aus dem Nachlaß begnügen müſſen. 

Zu beachten find ferner auch künftig die SS 60 und 61 A.L.R. IL, 
19, jowie von der Berliner Armenverwaltung die gleichlautende Be— 
ftimmung im Hofreſkript vom 2. Juli 1801, wonach dem in die Anjtalt 
Aufzunehmenden rejp. dem die Unterftügung Nachſuchenden dag Erbrecht 
befannt zu machen und, daß dies gefchehen, in einem von ihm zu unter» 
zeichneten Protokoll zu bemerken ijt. Dieſe Protokolle wurden bisher in 
der Regel von dem Borjteher, Inſpektor oder Hausvater der Anjtalt 
rejp. von einem Magijtratsbeamten aufgenommen und galten gemäß 
$ 129 der Allgemeinen Gericht3ordnung I., 10, als öffentliche Urkunden, 
gegen welche von dem, der fie bejtritt, der Beweis der Unrichtigfeit ge— 
führt werden mußte. Es war jogar außreichend, wenn die Parteien dag 
Protokoll anjtatt der eigenhändigen Unterjchrift „mit den in ähnlichen 
Fällen zugelafjenen Zeichen” verjahen. Doch mußte der Beamte bei 
jeiner Unterjehrift „die Eigenjchaft beifügen, in welcher er zur Auf- 
nehmung dieſes Protokolls autorifiert geweſen.“ cf. Nr. 3 und 4 des 
eitierten $ 129. Nachdem nunmehr das Reichagejeß über die Angelegen- 
beiten der freiwilligen Gerichtöbarfeit vom 17. Mai 1898 allein die gericht- 
lichen, die notariellen und die gerichtlich” oder notariell beglaubigten 
Urkunden ala öffentliche Urkunden mit Beweiskraft erklärt hat, würde die 
Trage entjtehen, ob jolchen Protofollen auch fünftig die bisherige Beweis- 
kraft innewohnen wird, wenn nicht das Einführungsgejeß zu dem letzt— 
erwähnten Gejeß die bisherige Gewohnheit berüdfichtigt und im $ 180 
zu Gunjten der nach den Landesgejegen gültigen Urkunden einen ent« 
Iprechenden Vorbehalt gemacht hätte. Troßdem dürfte es aber die Vorficht 
gebieten, die Erklärungen leſens- oder ſchreibensunkundiger Berfonen darüber, 
daß ihnen das Erbrecht befannt gemacht worden, künftig gerichtlich oder 
notariell aufnehmen zu lafjen, und jedenfall wird gegenüber tauben, 
blinden, ſtummen oder ſonſt am Sprechen verhinderten Perſonen die- 
jenige Form, welche in $ 169 des citierten Reichsgeſetzes für folche Fälle 
vorgejchrieben ift, genau zu beobachten jein. 


G. Derjährung. 


Die Verjährungds und Anmeldefriften des Unterſtützungs-Wohnſitz— 
Geſetzes und der fogen. jocialpolitifchen Gejeggebung hat das B. G. B. 
in feiner Weije geändert. Es genügt deshalb im übrigen bier auf die 
genannten Gejeße jelbjt zu verweilen. Nützlich ijt e& vielleicht nur, auf 
die erjt durch Art. IV der Novelle zum U.W.G. vom 12. März 1894 
eingeführte kurze Verjährung von 2 Jahren für alle Erjtattungs- und 
Erjaganfprüche, welche auf Grund des Unterſtützungs-Wohnſitz-Geſetzes 
erhoben werden, aufmerkſam zu machen. 

Was den auf dem VBerwandtichaftsverhältnis beruhenden Anjpruch 
auf Unterhalt anbetrifft, jo intereffiert zunächjt die VBorjchrift in 8 194 
al. 2, B. G. B., wonach der Anſpruch aus einem jamilienrechtlichen Ver— 
hältnis der Verjährung überhaupt nicht unterliegt, joweit er auf die 
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Herftellung des dem Verhältnis entjprechenden Zuitandes für die Zukunft 
gerichtet if. Danach werden Ehegatten einander, jowie Kinder ihre 
Eltern und umgekehrt auf Gewährung von Unterhalt in Anſpruch nehmen 
können, auch wenn das DVerwandtichaftsverhältnis zwifchen ihnen feit 
dreißig und mehr Jahren gar nicht geltend gemacht iſt. „Die eigen- 
tümliche Natur diefer Anjprüche geftattet eben nicht, daß diefelben durch 
Nichtausübung verloren gehen. Der Perfon nicht um ihrer ſelbſt willen, 
fondern mit NRüdficht auf die Samilienverbindung, in welcher fie jteht, 
gegeben, bilden fie Lediglich die Kehrſeite einer zur Rechtspflicht erhobenen 
fittlichen Pflicht. So lange diefe im Vordergrunde ftehende Pflicht 
dauert, muß auch das berjelben entiprechende Recht mit den darauf be- 
ruhenden Anfprüchen, joweit leßtere auf Heritellung des dem familien- 
rechtlichen Verhältniſſe entiprechenden Zujtandes gerichtet find, bejtehen 
bleiben.“ Motive Band 1, ©. 294. Dagegen fällt unter die citierte 
Vorſchrift nicht der Unterhaltsanipruch des unehelichen Kindes gegen- 
über dem Vater und ebenjo wenig der Anjpruch der Mutter des un- 
ehelichen Kindes auf die fogen. Sechöwochenkojten. Denn diefe An- 
fprüche fiud nur von kurzer Dauer und endigen jedenfalls innerhalb 
des Zeitraumes der ordentlichen Verjährung. cf. Motive Bd. 1 ©. 294 
und 295. 

Die regelmäßige Verjährungsfriſt beträgt nah 8 195 B.G.B. 
dreißig Jahre. Jedoch ift für unſere Zwede zu beachten, daß 8 197 
3.6.8. für die Anſprüche auf Rüdftände von Unterhalts- 
beiträgen und allen anderen regelmäßig wiederfehren- 
den Leiftungen eine fürzere, nämlich: die vierjährige Ver— 
jährungafrift vorjchreibt, und zwar ift dieje Vorfchrift zweifellos dahin 
zu interpretieren, daß folche Rüdftände in der furzen Frift von 4 Jahren 
nicht bloß da verjähren, wo das Unterhaltsrecht im Ganzen noch über- 
haupt nicht geltend gemacht ift, Jondern ebenſo auch da, wo dies Unter- 
haltsrecht ausdrüdlich anerkannt oder durch gerichtliches Urteil feſtgeſtellt 
worden. Natürlich bleibt im übrigen das Unterhaltsrecht an ſich, alfo 
für die Zukunft und für die leßten 4 Jahre bejtehen. 

Eine auch vom B.G.B. nicht entichiedene, uns aber jehr nahe an« 
gehende Zweifelsfrage ift die, wie fich diejenigen Anſprüche zu der vier- 
jährigen Verjährung verhalten, welche dritten Perfonen aus der Bes 
ftreitung don Rüdjtänden der bezeichneten Art im Wege der Geſchäfts— 
führung ohne Auftrag erwachlen. Die auf Verwandtichaft fich gründen- 
den Unterhaltsanfprüche und deren Rüdjtände dürften freilich überhaupt 
nicht unter $ 197 B.6.B. fallen. Denn wegen der Borausfeßungen, 
von welchen in jedem neuen Zeitabfchnitt — $ 1612 al. 3 und 8 760 
B.G.B. — die Entftehung der diesbezüglichen einzelnen Anjprüche ab- 
hängig und deren Vorhandenfein immer wieder neu zu prüfen ift, können 
diefe Ansprüche meiner Meinung nach nicht zu den regelmäßig wieder- 
fehrenden Leiſtungen gerechnet werden. Aus diefem Grunde bietet auch 
die früher bereits beiprochene VBorfchrift des S 1613 keine Schwierigteit, 
wonach bei Unterhaltsrechten aus der VBerwandtichaft für die Vergangen» 
heit, abgejehen von Verzug und Rechtshängigfeit, überhaupt nicht Er- 
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füllung gefordert werden kann. Dritte werden in Ddiefem Fall durch 
8 1613 8.6.8. in feiner Weije gehindert fein, ihre Auslagen für Hilfe: 
bedürftige Verwandte, und zwar auch für einen länger ala 4 Jahre 
zurüdliegenden Zeitraum erjtattet zu verlangen. Anders aber liegt die 
Sache bei den Unterhaltsaniprüchen aus unepelicher Geburt und bei ähn- 
lichen Anjprüchen, deren Geltendmachung von ſonſt feinen Voraus— 
fegungen in der Perſon des Berechtigten jowohl als des DVerpflichteten 
abhängt und auch jeiten® des Berechtigten jelbjt für die Vergangenheit 
nicht außgejchloffen ift. Soll der Dritte ältere als vierjährige Rüdftände 
eritattet verlangen dürfen, während der Anſpruch des Berechtigten für 
diejelbe Zeit bereit verloren gegangen ift? Die Löjung diejes Wider— 
ſpruchs hat der Geſetzgeber abjichtlich unterlajfen. Er hat ausweislich 
der Motive Bd. 1 ©. 306 davon Akjtand genommen, jolche Erjab- 
anſprüche Dritter ebenfall® der kürzeren Verjährung zu unterwerfen, 
weil ein binreichender Anlaß, die allgemeinen Grundfäße inſoweit zu 
durchbrechen, nicht vorliege, auch das bisherige Recht eine derartige Vor— 
ichrift nicht kenne. Damit jcheint mir gejagt, daß die jtreitige Frage in 
jedem Einzelfall uach allgemeinen Rechtsgrundfägen zu entjcheiden tft, 
und ich meine weiter, daß in den meiften Fällen auch der Erſatzanſpruch 
des Dritten für ältere als vierjährige Auslagen zwar nicht verjährt, 
aber deshalb nicht mehr Elagbar fein wird, weil Doch injoweit, ala für 
den Verpflichteten die Verpflichtung aufgehört hat, von einer nützlichen 
Geichäftsführung, die doch allein zum Erſatz verpflichtet, faum mehr die 
Rede fein fann. 

Der kurzen Berjährung von 3 Jahren unterliegen ferner die An- 
Iprüche auf Schadenserſatz aus unerlaubten Handlungen und einer noch 
kürzeren von 2 Jahren die Schadenserjaßforderungen aus dem gleichfalls 
bejprochenen Haftpflichtgejeße, cf. $ 852 B. G. B. und Art. 42 No. II 
€. ©. zum B.6.B. Sim erjtgedachten Fall beginnt die Verjährung mit 
dem Zeitpunkt, in welchem der Berlete von dem Schaden und der 
Perjon des Erjaßpflichtigen Kenntnis erlangt hat, in legterem alle Läuft 
die Verjährungsfriſt entweder von dem die Haftpflicht begrenzenden 
Unfall ab oder im Falle der Tötung gegen denjenigen, welchem der 
Getötete Unterhalt zu gewähren hatte, vom Tode ab. 

Alle übrigen bejprochenen Erſatzanſprüche, ingbefondere auch die 
gegen den Unterjtüßten ſelbſt oder diejenigen dritter Perſonen gegen 
Armenderbände, verjähren erjt in der gewöhnlichen Friſt von 30 Jahren. 


II. 


Referat 


von 


Stadtrat Cuno in Königsberg i. Pr. 


A. Stiftungen. 
1. Borbemerfung. 


Dad B.G.B. hat in der Lehre von den juriftifchen Perſonen fich die 
Beichränkung auferlegt, nur die privatrechtliche Seite zu regeln, die öffent- 
lich-rechtliche aber dem Landesrecht vorzubehalten. Infolgedeſſen ijt die 
Berüdfichtigung der MWünfche, welche der Deutjche Verein für Armen 
pflege rückſichtlich der gefeglichen Regelung des Rechts der Stiftungen (im 
weitejten Sinne) und ihrer Beziehungen zur öffentlichen Armenpflege wieder: 
holt ausgejprochen hat, von vornherein ausgejchloffen geweſen, weil deren 
Berwirklichung nur auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts erfolgen könnte. 
Die Borjchriften des B.G.B. über die privatrechtlichen Verhältniſſe der 
juriftijchen Perfonen, insbefondere der Stiftungen, haben daher für die 
Armenverbände nur ein geringes Intereſſe. Sofern es fich um eine Stiftung 
im engeren Sinne, d. 5. um ein bejtimmten und dauernden Zmeden 
gewidmetes und zu dieſem Behufe felbjtändig gejtelltes Vermögen handelt, 
fommt ein Intereſſe der Armenverbände nur infoweit in Trage, als etwa 
die Berwaltung der Gtiftung einer „öffentlichen Behörde”, 3. B. dem 
Magijtrat oder der Armenverwaltung zugewiejen ift. 

Die bisherige Jurisprudenz und Geſetzgebung Hat mehrfach einen 
Unterfchied darin gejehen, ob die Verfolgung des Stiftungszweds das Vor— 
handenjein bejonderer Einrichtungen vorausjeßt bezw. in denjelben fich ver- 
förpert („Anftalten“, vergl. $ 32, $ 42 ff. II. 19 Pr. A.L.R.) oder ob 
die Erreichung des Zwecks ohne folche Einrichtungen fich vollzieht. Das 
3.6.3. hat von diejer Unterfcheidung bei den privatrechtlichen jurijtifchen 
Perjonen abgejehen. Nur in $ 89 werden neben Körperfchaften und 
Stiftungen auch „Anjtalten” des öffentlichen Rechts erwähnt. Nach der 
Begründung Hat man durch dieſen Ausdrud die Gebilde des öffentlichen 
Rechts deden wollen, bei denen Zweifel beftehen, ob es fih um eine 
Körperjchaft oder eine Stiftung handele (Dentichr. S. 19). Da für die 
Verfaſſung der Stiftungen das Landesrecht vielfach maßgebend bleibt (vergl. 
Nr. 6), jo ift auch künftig die Unterfcheidung des preußifchen Rechts 
zwiſchen „milden Stiftungen” und ihnen gleichftehenden Anjtalten von 
anderen Stiftungen zu beachten (vergl. Entjch. d. Obertribunal® Bd. 23 
©. 356, Bd. 40 ©. 78 über den Begriff der milden Stiftung im Sinne 
des 8 32 II. 19 A.L. R.). 
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Familienſtiftungen, d. h. Stiftungen für eine Familie, ſei es die des 
Stifters oder eine fremde (vergl. $ 21, 22 II, 4 Pr. A.L.R., Pr. Aus— 
führungegefeg Art. 1) hebt das B.G.B. nicht bejonder® hervor. Sie 
unterliegen deshalb den allgemeinen Borjchriften. Sondervorſchriften des 
Landesrecht? (3. B. die Beltimmungen des preußifchen Rechts über die 
gerichtliche VBerlautbarung) find, joweit fie fich nicht auf die Verfaſſung 
der Stiftung beziehen (8 85), aufgehoben. Nur für Familienfideikommiſſe 
hat Art. 59 des Einführungsgejeßes die landesrechtlichen Vorſchriften auf: 
rechterhalten. Der Begriff des Familienfideikommiſſes im Gegenfag zur 
Tamilienftiftung wird auch jernerhin nach dem Landesrecht zu bejtimmen 
fein. Das Recht der Familienſtiftungen ift im preußijchen Ausführungs— 
gejeg ausführlich behandelt. Für die Armenverbände fommen dieje Vor— 
jchriften nicht in Betracht. 


2. Stiftungen des öffentlihen Rechts. 


Auf die juristischen Perfonen des öffentlichen Rechts, alſo den Staat 
(Reichs- und Landesfistus), „Körperſchaften, Anftalten und Stiftungen des 
Öffentlichen Rechts“ findet von den Vorfchriften der SS 21—88 nad) $ 89 
nur 8 31 entiprechende Anwendung (fiehe folgenden Abjchnitt). Außerbem 
findet, joweit überhaupt ein Konkurs zuläffig ift, die Beſtimmung des $ 42 
Ab. 2 Anwendung, wonach der Vorftand im Falle der Überfchuldung die 
Eröffnung des Konfursverfahrens zu beantragen hat, und die Vorſtands— 
mitglieder bei verjchuldeter Säumniß den Gläubigern für den daraus ent» 
ftandenen Schaden haften. 

Im übrigen finden auf die juriftifchen Perſonen des öffentlichen Rechts 
die Vorſchriften des B.G.B. im zweiten Titel des erjten Buches feine 
Anwendung. 

Eine juriſtiſche Perfon ift dadurch noch nicht öffentlich = rechtlicher 
Natur, daß die Verwaltung von einer öffentlichen Behörde geführt wird. 
Das wejentliche Merkmal der öffentlicherechtlichen juriftifchen Perſon bejteht 
darin, daß im öffentlichen Intereſſe ihr Verhältnis nach innen und außen 
durch Vorſchriften geregelt it, die den Charakter von Rechtönormen, nicht 
gewillfürter Satzung, haben und ihr oft, nicht notwendig‘, dÖffentlich-recht- 
liche Funktionen, Beiugniffe, Pflichten verleihen !, jo daß ihre Verwaltung 
ein Zeil der öffentlichen Berwaltung if. Es werden Hierzu neben den 
fommunalen Verbänden (Stadt= und Landgemeinden, Armenverbänden u. ſ. w.) 
auch Krankenanftalten, Siechen-, Armen», Waifenhäufer gehören, injoweit 
fie öffentliche Anftalten find, nicht auf privater Stiftung beruhen und nicht 
lediglich unter privater Verwaltung jtehen. Für ihre Organifation und 
Berfafiung bleiben die partifularrechtlichen Vorſchriften in Kraft. 


3. Haftung der jnriftiihen Perſonen. 


Nah 8 31 B.G. B. Haften alle juriftiichen Perſonen des öffentlichen 
Recht? wie des Privatrechts, aljo auch der Fiskus, Gemeinden, Stiftungen 
jür den Schaden, „den der Borftand, ein Mitglied des Vorſtandes, oder ein 
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anderer verjafjungsmäßig berufener Vertreter durch eine in Ausübung der 
ihm zuftehenden Verrichtungen begangene, zum Schadenserſatze verpflichtende 
Handlung einem Dritten zufügt.” Es ift gleichgültig, ob diefe Handlung 
an fich rechtswidrig, oder auch ohne Rechtswidrigkeit zum Schadenerjaß 
verpflichtet (3. B. N 833 Schaden, der durch Tiere angerichtet wird, 
8 904 Schaden bei Abwendung einer Gefahr), Es Handelt ſich dabei 
auch nicht nur um rechtögefchäftliche Handlungen, fondern auch um that- 
jächliche Verrichtungen (Verlegung eines Patentrechts, Beichädigung der 
gemieteten Dienfträume jeitens de Beamten, Außerachtlaffen der Aufficht 
über Unterbeamte)!. Würde man e8 als eine widerrechtliche Ber: 
legung des Rechts ($ 823) eines Armenverbandes anfehen können, weni 
eine Stiftung oder ein Wohlthätigfeitäverein Unterjtügungen gewährt mit 
der Abficht oder gar nur mit dem Erfolg, den Unterjtügungswohnfig zum 
Nachteil des Armenverbandes zu beeinfluffen (vergl. Fleſch in den Schriften 
des Vereins Heit 8, ©. 34), jo würde die Stiftung, der Verein, Für folche 
Handlung ihrer Vertreter haften. Man wird aber die frage verneinen 
müfjen, weil gejegliche Vorjchriften, welche die Privatwohlthätigkeit in der 
Freiheit der Entjchließung einengen, nicht beitehen, ſodaß ſelbſt abfichtliches 
Handeln gegen die Intereſſen des Armenverbandes nicht ala widerrechtlich 
gelten kann. (Bergl. auch Entſch. des Bundesamts für Heimatwejen Heft 
30, ©. 60.) 

Der Sinn diefer wichtigen Vorjchrift ift dahin zu umſchreiben: Für 
Wollen und Handeln ihrer verfafjungsmäßig berufenen Vertreter haftet 
die jurijtiiche Perfon ebenfo, wie die natürliche Perfon für eigenes Ver— 
ichulden Haftet. Auch der Nachweis der beobachteten Sorgfalt bei der 
Auswahl, Beauffichtigung und Leitung kann fie nicht befreien. Für jolche 
Perjonen, die für fie nur ald Werkzeuge handeln, haftet auch die juriftifche 
Perfon nur joweit, als die natürliche Perfon für fremdes Verſchulden oder 
aus der Bereicherung haftet (vergl. 88 278, 664, 691, 812 ff., 831). 
Ob eine Perfon ala Vertreter, d. h. Willengorgan, oder nur ala Werkzeug 
anzufehen ift, ift von Fall zu Fall zu entjcheiden. 

Auch das Handeln des DBertreterd gilt ald Handeln der jurijtijchen 
Perſon nur infoweit, als er innerhalb des ihm zugewiejenen Gebiet? , jei 
es in Ausübung der Vertretungsmacht, fei e8 in Ausführung der ihm ob= 
liegenden thatjächlichen Berrichtungen, gehandelt Hat; was er außerhalb 
feiner Berrichtungen oder nur bei Gelegenheit derjelben thut, verpflichtet 
die juriftifche Perfon nicht. Ed führt ala Beifpiel an: Wenn der Beamte, 
nachdem er die gemieteten Dienfträume verlaffen hat, auf der Treppe durch 
MWegwerfen der Gigarre einen Brand ftiftet?. 

Zu beachten ift, daß diefe Vorfchriften fi) nur auf ein Handeln des 
Vertreters im privatrechtlichen Verkehr beziehen; wenn Staats— 
oder Kommunalbeamte in Ausübung öffentlich-rechtlicher Funktionen, der 
ihnen „anvertrauten öffentlichen Gewalt“, Schtiden ftiften, jo entjcheidet 
nad Art. 77 des Einführungsgefeßes das Landesrecht. 


2 ee ug über dad Necht des B.G.B., Bd. I ©. 59. 
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4. Entſtehung der Stiftung. 


Zur Entſtehung der Stiftung iſt erforderlich: 

1. Die Willenserklärung des Stifters, daß er die Stiftung errichte; 

2. die Genehmigung des Bundesſtaates, in deſſen Gebiet die Stiftung 
ihren Sit haben joll, nötigenfall® de8 Bundesrate. Die ftaatliche Geneh- 
migung iſt zur Entſtehung erforderlih, Hat alſo — abweichend vom 
preußifchen Recht — nicht nur deflaratorifche, ſondern Eonftitutive Bedeu 
tung. Der Eintragung in ein Regijter (Wereinsregijter) bedarf e& zur 
Erlangung der juriftifchen Perfönlichkeit nicht. Die durch die Genehmigung 
entftehende Stiftung ift rechtsfähig. Welche Behörde de Bundesftaates 
für die Genehmigung zuftändig it, bejtimmt fich nach dem Landesrecht. 
Für Preußen Hat das Ausführungsgejeg zum B.G.B. für Familienſtiftungen 
die Gerichte für zuftändig erklärt, während „bezüglich der jonftigen Stif- 
tungen die Zuftändigkeit im Wege Königl. Verordnung zu regeln jein 
wird” (Begründung ©. 61). Solange folche nicht ergeht, iſt Königl. Ge— 
nehmigung erforderlich. Das heſſiſche Ausführungsgeſetz behält die Geneh- 
migung dem Großherzog vor (Art. 7), das hamburgifche dem Senat ($ 6). 

Das Stiftungsgeſchäft fann eine Verfügung unter Lebenden oder von 
Todes wegen jein. 

Das Stiftungsgefchäit unter Lebenden bedarf der fchriftlichen Form. 
Bis zur Erteilung der Genehmigung iſt der Stifter zum Widerruf berech— 
tigt. Sofern die Genehmigung bei der zuftändigen Behörde bereit3 nach- 
gefuhht war, muß der Widerruf der Behörde gegenüber erklärt werden, ift 
aljo ein empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft (S 130 ff.). Bloßes Zerreißen 
der Urkunde würde alfo nicht mehr genügen. 

Der Erbe darf nur widerrufen, fofern der Stifter dag Gefuch um Ge- 
nehmigung noch nicht bei der zuftändigen Behörde eingereicht, oder das die Ur- 
funde aufnehmende Gericht bezw. den Notar mit der Einreichung betraut hatte. 

Bei einer Verfügung don Todeswegen ijt felbitveritändlich ein Wider— 
ruf ſeitens des Erben unzuläſſig. Der Erbe oder der Tejtamentsvollitreder 
bat die Genehmigung nachzufuchen; falls diefe es unterlaffen, hat das 
Nachlaßgericht die Verpflichtung dazu. 

Bisher haben wohl oft die zur Verwaltung der Stiftung Berufenen, 
in&befondere die zur Verwaltung bejtimmte Behörde (Magijtrat) die Geneh- 
migung nachgejucht und waren dadurch zu einer Einwirkung auf die nähere 
Ausgeftaltung des Stiftungsſtatuts imftande. Das fällt bedauerlicherweife fort. 

Dad B.G.B. fieht das Stiftungsgeichäft als die Grundlage der Ge- 
nehmigung an. „Die Verfaſſung einer Stiftung wird, foweit fie nicht auf 
Reichs- oder Landesgeſetz beruht, durh das Stiftungsgeſchäft 
beftimmt“ (8 85). Es jcheint von der — namentlich bei letztwilliger 
Stiftung — nicht immer zutreffenden Vorausjegung auszugehen, daß der 
Stifter über die Verfaſſung der Stiftung, insbejondere die wejentlichen Er— 
forderniffe derjelben, den Namen, den Sitz, und den zu ihrer Verwaltung 
berufenen Vorſtand (SS 80, 86, 26) genaue Beitimmungen treffen würde. 
Meines Erachtens wird es genügen, wenn das Stiftungsgeſchäft den Zweck 
der Stiftung und das für diefen Zweck beftimmte Vermögen angiebt. Man 
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wird annehmen dürfen, daß, wenn der Stifter über die VBerfaffung feine 
näheren Borjchriften gegeben hat, er dem Staat, durch deſſen Genehmigung 
die Stiftung lebendig wird, die Ergänzung durch Bejtellung des Vorjtandes 
und Beitimmung de Namens und Sites hat überlafjen wollen, vergl. für 
gemeineg Recht: das Urteil des Neichagericht? vom 21. Oktober 1887, 
Entih. Bd. 19, ©. 257. 

Das jächfiiche Ausführungsgejeg zum B.6.B. vom 18. Juni 1898 
beftimmt in $ 1: 

„Die Berfaflung einer Stiftung wird, foweit fie nicht durch das 
Stiftungsgeſchäft bejtimmt worden ift, von der Behörde geregelt, der die 
Genehmigung der Stiftung zufteht. Die Behörde kann die von ihr 
getroffenen Beitimmungen ändern jowie neue ergänzende Bejtimmungen 
treffen, unbefchadet der inzwijchen begründeten Rechte Dritter.“ 

Das gleiche Recht weiſt Art. 8 des heififchen Ausführungsgejehes dem 
Staatsminijterium zu. 

In vielen Bundesftaaten gelten bezüglich der Verwaltung ergänzende 
Vorſchriften (j. unter Nr. 6). 

Geljtverftändlich ift, daß, von diefer im Sinne des Stifter liegenden 
Grgänzung abgefehen, das Stiftungsgeichäft und die Genehmigung fich 
deden müffen. Anderungen ohne Zuftimmung des Stifters oder der Erben 
darf die zur Genehmigung berufene Behörde nicht vornehmen. Andernfalls 
wäre die errichtete Stiftung nicht genehmigt, der Stifter, bezw. der Erbe, 
würden die genehmigte Stiftung nicht ala die errichtete anzuerkennen brauchen 
(R.G. bei Gruchot Bd. 27, ©. 984). Auch dritte Intereſſenten würden, 
wie in Bd. 19, ©. 257 der Entſcheidungen des Reichsgerichts anerkannt 
ift, ein Klagerecht haben !. 


5, Übergang des Stiftungsvermögens auf die Stiftung. 


Mit der Genehmigung entjteht die Stiftung. Wird aber die Stiftung 
erſt nach dem Tode des Stifters genehmigt, jo gilt fie für die Zuwendung 
des Stifterd als fchon vor deſſen Tode entitanden ($ 84). 

Bei Stiitung unter Zebenden ijt die GStreitfrage, ob das Stiftungs— 
vermögen mit der Genehmigung von felbft auf die Stiftung übergeht, in 
verneinendem Sinne entjchieden. Der Stifter ift verpflichtet, das in dem 
Stiftungsgefchäft zugeficherte Vermögen auf die Gtiftung zu übertragen 


"87 des Hamburgifchen Ausführungsgejeßes beftimmt: 

„Bei der Genehmigung einer Stiftung kann der Senat die Beftimmungen 
des Stiftungsgeichäfts über die Verfaſſung der Stiftung abändern und ergänzen. 
Iſt der Stifter am Leben, fo bedarf es feiner Zuftimmung. 

St der Stifter verftorben, fo bedarf e3 der Zuftimmung feiner Erben nicht; 
jedoch jollen fie gehört werden. Soweit der Stifter hiervon abweichende Beſtim— 
mungen getroffen hat, find dieje maßgebend.“ 

Das Geſetz ftellt alfo die —— auf, daß der Erblaſſer der Abänderung 
und Ergänzung der von ihm getroffenen eg durch den Senat zugeftimmt 
babe. Der Erblaffer kann aber durch abweichende Beitimmungen dieſe Vermutung 
mit der Wirkung entkräften, daß die Zuftimmung feiner Erben zu der Abänderung 
erforderlich ift. 
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($ 82). Doc wird bei Rechten, zu deren Übertragung der Abtretungs— 
vertrag genügt (Forderungen und andere Rechte, SS 3987413, Beitellung 
eines Piandrechts an Rechten, jofern nicht Übergabe erforderlich $ 1274, 
Beitellung des Nießbrauches an einem Rechte $ 1069) die Zuwendungs— 
erklärung, im Zweifel jchon die Abtretungserflärung enthalten. 

Iſt der Stifter vor Erteilung der Genehmigung verjtorben, jo gilt die 
durch das Stiftungsgeſchäft für die Stiftung begründete Yorderung als mit 
dem Tode des Stifterd unbedingt entitanden, die durch das Stiftungs- 
geichäft zugeficherten Rechte, zu deren Übertragung der Abtretungsvertrag genügt, 
find ala vom Todestage an auf die Stiftung übergegangen anzufehen. Die 
Auslegung des $ 84 bei Riedel, Das B.G.B. in Vergleihung mit dem 
preußifchen Recht, Lieferung 3 ©. 212, wonach in dieſem Fall ein une 
mittelbarer VBermögengübergang wie bei Errichtung der Stiftung von Todes- 
wegen eintrete, geht zu weit. 

Bei Stiftung durch Erbeinfegung geht dad Vermögen von jelbjt auf 
die Stiftung jo über, ald wenn die Stiftung zur Zeit des Erbfalls bereits 
beftanden Hätte; bei Stiftung durch Vermächtnis gilt die Forderung an den 
Beichwerten auf Erfüllung des Vermächtniſſes (S 2176) als mit dem Erb- 
fall entjtanden. — Es iſt alfo die vom preußifchen Recht jtet3 für zuläffig 
erklärte Erbfähigkeit einer durch Tegtwillige Verfügung „errichteten“ Stiftung 
nunmehr ausdrüdlich anerfannt. Die noch nicht genehmigte Stiftung wird 
dem Embryo gleich behandelt ($ 1923 Abi. 2), fie wird mit der Ge— 
nehinigung nicht Nacherbe, jondern unmittelbar und vom Erbiall an Erbe. 
Die gleiche Rechtswirkung tritt auch dann ein, wenn bei Stiftung durch 
Rechtsgeſchäft unter Lebenden der Stifter der von ihm errichteten Stiftung 
vor der Genehmigung durch Verfügung von Todeswegen eine Zuwendung 
macht, $ 84, dagegen nicht, wenn ein Dritter der noch nicht genehmigten 
Stiftung eine Zuwendung macht (vgl. Nr. 7). 

Hit die Stiftung zum Miterben eingejegt, jo ijt bis zu der Entfchei- 
dung über die Genehmigung die Teilung des Nachlaſſes ausgeſchloſſen 
(8 2043 Abi. 2). Im übrigen wird während des Schwebezuftandes das 
Nachlaßgericht gemäß 8 1960 Anordnungen, insbejondere durch Einleitung 
einer Nachlaßpflegichaft treffen können. 


6. Verfaſſung der Stiftung. 


Für die Verfaffung der Stiftung find zunächſt die reichägefeglichen 
Vorſchriften, ſodann die des Landesrecht3, in letzter Linie das Stiitungs- 
geichäft maßgebend. Es werden deshalb 3. B. die Vorfchriften des preußi- 
ichen Rechts über die Ummandlung oder Aufhebung einer Familienſtiftung 
durh Familienſchluß (Gef. dv. 15. Februar 1840), weil fie die Verfaſſung 
betreffen, als fortbeftehend anzufehen fein. Das Preußifche Ausführungs- 
geieg zum B. G.B. hat daher die Vorfchriften dieſes Geſetzes durch neue 
Vorſchriften erſetzt. 

Abſolute reichsgeſetzliche Vorſchriften ſind folgende: 

a) Die Stiftung muß einen Namen und einen Sitz haben; als Sitz 
gilt im Zweifel der Ort der Verwaltung (8 80). 
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b) Die Stiftung muß einen Vorſtand Haben, welcher die Stiftung 
gerichtlich und außergerichtlich vertritt und die Stellung eines gejeßlichen 
DBertreterd Hat. Seine Vertretungsmacht kann mit Wirkung gegen Dritte 
nur durch die „Satzung“, das ift Hier das Stijtungsgefchäft in Verbindung 
mit der Urkunde über die Genehmigung, bejchränkt fein ($ 26). Da aber 
die Berfafjung der Stiftung landesgejeglich geregelt werden kann, jo fann 
eine zwingende landesgeſetzliche Vorſchrift die Vertretungsmacht einfchränfen. 

Bon einjchräntenden VBorjchriften der „Satzung“ oder des Landesrecht? 
abgejehen, bejtimmt fich die Vertretungsmacht nach den Vorſchriften der 
88 164—181 B.6.B. — jomeit diefe ſich nicht auf eine durch Rechts— 

ejchäft erteilte Vertretungsmacht beziehen, wie 3. B. F 166 Abi. 2. — 

168 Abi. 2 und 176 Abſ. 3 kommen wegen der entgegenjtehenden Vor— 
jchriften in $ 27 Abi. 2 nicht zur Anwendung. Auch Vorfchriften anderer 
Gejege außer dem B.G.B., insbejondere der C.P.O., über die Stellung 
eines gejeglichen Vertreters finden auf den Vorſtand Anwendung. Die für 
andere gejeßliche Bertreter: Vormund ($ 1793), Pfleger ($ 1915), Inhaber 
der elterlichen Gewalt ($ 1630) gegebenen Sondervorſchriften finden auf 
den Borjtand feine Anwendung. Selbjtverjtändlich ift, daß die Stiftung 
zu dem Gtiftungszwed verwaltet werden muß. Rechtsgeſchäfte des Vor— 
ſtandes find nur, wenn fie in den Grenzen der Verwaltung, aljo auch des 
Stiftungszwecks abgejchloffen find, Gejchäite der Stiftung. 

Über die Art der Beitellung des Vorſtandes wird der Regel nach in 
dem Stiftungsgeſchäft Beitimmung getroffen fein, doch gehen zwingende 
landesgejegliche Vorfchriiten der Beitimmung in dem Stiftungägejchäft vor, 
jo die des badischen Geſetzes, die Rechtöverhältniffe und die Verwaltung der 
Stiftungen betreffend, vom 5. Mai 1870, welches nur das örtliche Stife 
tungsvermögen der kommunalen, die Diſtrikts- und Landesſtiftungen der 
ftaatlichen Verwaltung unterftellt, den Stiftern nur Hinfichtlich der Orts— 
ftiftungen eine Einwirkung auf die Berufung eines anderen gejeßlich vor— 
gejehenen Organes ftatt der regelmäßigen, ſowie in genau bejtimmter Weije 
auf die Zujammenfegung der (regelmäßigen oder bejonderen) Stiftungs- 
organe zuweiſt. Andrerjeit® finden vielfach in Ermangelung von Vor— 
ichriften des Stiftungsgeſchäfts landesgeſetzliche Vorſchriften Anwendung, fo 
nach preußiichem Recht 8 36 11 19 A.L.R., wodurch mangel3 ftiftungs- 
mäßiger Anordnung die Beitellung der Verwaltung und Anordnung der 
inneren Gintichtung dem Staat zufteht, in Verbindung mit 8 19g der 
Reg.-Inftr. dv. 23./10. 1817, nach welcher der Regierung die Verwaltung 
des Stiftungsvermögens zufteht, ſofern fie nicht verfaffungsmäßig anderen 
— Behörden oder Privaten — gebührt. 

Nach bayerischem Recht unterjtehen, mangels jtiitungsmäßiger Anord- 
nung einer bejonderen Verwaltung, die allgemeinen Stiftungen ftaatlicher 
Berwaltung, die örtlichen und bejonderen Perjonenkreifen beftimmten Stif- 
tungen, joweit fie Kultusftiftungen find, der Kirchenverwaltung,, ſonſt der 
Berwaltung der Gemeindeorgane (Verordnung dv. 7. März 1817). Des- 
gleichen find in Württemberg Beitimmungen über die Verwaltung gegeben, 
welche Anwendung finden, wenn anderweite jtiftungsmäßige Anordnungen 
nicht vorhanden oder doch unausführbar find. Verwaltungsedikt v. 1./8. 
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1822 8 120, Gem.Geſ. v. 14. 7. 1887 Art. 21 und 53, Geſ. v. 21./5. 1891 
Art. 43, 

ec) Iſt eine MWillenzerflärung der Stiftung gegenüber abzugeben, jo 
genügt Abgabe gegenüber einem Mitgliede des Vorftandes; wird jedoch die 
Berwaltung durch eine Öffentliche Behörde geführt, jo gelten die landes— 
gejeglichen Vorſchriften über MWillengerflärungen gegenüber einer Behörde, 
vol. 3. B. Art. 16 des Heffiichen Ausführungsgefeges. Soweit die erfor= 
derlichen Mitglieder des Vorſtandes fehlen, find fie in dringenden Fällen 
für die Zeit bis zur Hebung de Mangels auf Antrag eines Beteiligten 
von dem Amtögericht zu beftellen, in defjen Bezirk die Stiftung ihren Gi 
hat ($ 29, nicht anwendbar, wenn eine öffentliche Behörde die Verwaltung 
führt). 

d) Bezüglich der Haftung der Stiftung für Schaden und der Ver— 
pflichtung zur Konkurseröffnung gelten die bereits erwähnten Vorſchriften 
der 88 31, 42. 

Ferner gelten die nachfolgenden Vorjchriften, ſofern nicht die Verfaſſung 
oder das Landesgeſetz ein anderes bejtimmt oder die Verwaltung durch eine 
Öffentliche Behörde geführt wird: 

Auf die Gejchäftsführung des Vorjtandes finden die für den Auftrag 
geltenden Borfchriiten (SS 664—670) entjprechende Anwendung. Beiteht 
der Vorftand aus mehreren Perfonen, jo entjcheidet bei der Beichlußfaffung 
die Mehrheit der erfchienenen Mitglieder; der Gegenftand der Beichluß- 
faſſung muß bei der Berufung bezeichnet fein. Auch ohne Verſammlung 
it ein Beichluß gültig, zu dem alle Borftandsmitglieder fchriftlich ihre 
Zuftimmung erklären. Ein Borftandamitglied ift nicht ftimmberechtigt, 
wenn die Beichlußfaffung die Vornahme eines Rechtögefchäits mit ihm oder 
die Einleitung oder Erledigung eines Nechtsftreites zwifchen ihm und der 
Stiftung betrifft. 

Es können durch die Verfaſſung Für gewiſſe Zwede beſondere Vertreter 
bejtellt werden, deren Bertretungsmacht fi dann im Zweifel auf alle 
Rechtsgeſchäfte erjtredt, die der ihnen zugewieſene Gejchäjtsfreis gewöhnlich 
mit fich bringt. 

Ob Anderungen der Berfaflung einer Stiftung, vom Fall der zwangs— 
weifen Umwandlung aus Gründen des öffentlichen Intereſſes abgejehen 
($ 87 8.6.8., unten Nr. 9), zuläffig find, richtet fih, da das B.G.B. 
ichweigt, nach dem Landesrecht. Das Preuß. Ausf.-Gejeg läßt in Art. 4 
die Anderung der Berjafjung durch Beichluß des Vorjtandes mit ftaatlicher 
Genehmigung zu. 

Durch diefe Beitimmung wird die Handlungsfähigfeit dev Stiftungen 
wejentlich erweitert. Nach bisherigem Recht wurde wohl allgemein an— 
genommen, daß der Wille der verwaltenden Perjonen fich notwendig in den 
Grenzen des Stiftungszweds halten müffe, daß bei den Stiftungen das bei 
Körperichaften vorhandene felbftändige Willensorgan fehle, welches in der 
Zage jei, auch von dem geſetzten Zweck abzujehen oder darüber hinaus— 
zugehen, „die Sabungen” zu ändern. Da dieje Beitimmung für alle rechts» 
fähigen Stiftungen, außer Yamilienftiftungen, gegeben iſt, jo muß fie auch 
auf Stiftungen des öffentlichen Rechts Anwendung finden. Die gegenteilige 
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Erklärung des Juſtizminiſters auf eine Ben des Oberbürgermeifterg 
Bender im Herrenhaufe (21. Situng vom 26./8. 1899) bezieht fich nur 
auf fiduziarifche Stiftungen (Kapitalien, die einer Gemeinde mit der Ver— 
pflichtung, fie zu einem bejtimmten Zwecke zu, verwenden, zugewandt find). 
Welches Organ der Stiftung als der zur Anderung der Verfaſſung zus 
itändige „Vorſtand“ anzufehen ift, 3.8. bei Stiftungen, die von Behörden 
Öffentlicherechtlicher Korporationen vertreten werden, wird nach der Ver— 
faffung der Stiftung zu entjcheiden fein. Das Wort „Vorſtand“ darf nicht 
eng, etwa dahin außgelegt werden, daß damit das im der Berfafjung 
als Borftand bezeichnete Organ, dem vielleicht nur ein bejchräntter Ge— 
ſchäftskreis zugewieſen ift, gemeint fei. Bei dem von einer fädtifchen Bes 
hörde verwalteten, eine jelbftändige Stiftung bildenden Armen, Kranfen-, 
Siechenhaus, wird nicht der vom Magijtrat mit der Seichäftsführung 
betraute „Vorſtand“, fondern der Magiftrat das zur Anderung der Ver— 
faffung zuftändige Organ fein. Ob derjelbe der Mitwirkung der Gtadt- 
verordnieten bedarf, wird je nach der Verfafſung der Stiftung zu ent- 
jcheiden fein. 


1. Bermögenserwerb der Stiftung. 


Die Stiftung befitt im Vermögensrecht die gleiche Rechtsfähigkeit wie 
die natürliche Perfon. Die aus dem römijchen Recht ſtammende Zurüd- 
ſetzung der juriftifchen Perjonen auf dem Gebiet des Erbrechts iſt fortgejallen. 
Auch die noch nicht genehmigte Stiftung kann letztwillig für den Yall be— 
dacht werden, daß fie zur Eriftenz fommt. Die von einem andern als 
dem Stifter zum Erben eingejegte Stiftung wird mit der Genehmigung 
Nacherbe ($ 2101, vergl. dagegen $ 84 „für die Zuwendung des Stifterd“ 
ift fie Erbe, oben Nr. 5), Vermächtnis an die Stiftung gilt al® unter der 
auffchiebenden Bedingung der Genehmigung angeordnet ($ 2176 ff.). 

Die Privilegien der Stiftungen auf dem Gebiet des Vermögensrechts 
find aufgehoben. Doc find durch $ 15 Abſ. 1 Nr. 3 des Einführungs- 
gejeßes zum Geſetz betr. Anderungen der E.P.O. vom 17. Mai 1898, die 
(andeögejeglichen Borfchriften über die Zwangsvollſtreckung gegen eine 
Stiftung oder Anjtalt des öffentlichen Recht? oder eine unter Verwaltung 
einer öffentlichen Behörde jtehende Stiftung, foweit nicht dingliche Rechte 
verfolgt werden, aufrecht erhalten. Dahin gehört im Gebiet des preußijchen 
Rechts Anhang $ 153 zu 8 45 I 24 A.G. O., vergl. auch Allg. Verf. des 
Juſtiz-Miniſters vom 24. März 1882 (J. M.Bl. ©. 59), wonach Zwangs— 
vollftrefungen gegen jolche Stiftungen nicht vorgenommen werden dürfen. 
Auch kommen für Stiftungen öffentlichen Rechts und folche unter Ver— 
waltung einer öffentlichen Behörde die nach Art. 92 E.G. zum B.G.B. 
aufrecht erhaltenen, landesrechtlichen Borfchriften in Frage, nach welchen 
Zahlungen aus öffentlichen Kafjen an der Kaffe in Empfang zu nehmen 
find (Pr. Ausführungsgejeg Art. 11). 

Bezüglich des Vermögenserwerbs der Stiftung kommt beſonders bie 
Schenkung in Frage. Es iſt hervorzuheben, daß das Schenkfungäverjprechen 
gerichtlicher oder notarieller Beurkundung bedarf; der Mangel a Yorm 
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wird durch die Bewirkung der verſprochenen Leiſtung geheilt. Die durch 
Veräußerung vollzogene Schenkung bedarf keiner Form. 

Bezüglich des Erwerbes der Stiftung durch letztwillige Anordnung iſt 
von Wichtigkeit, daß der Erbvertrag allgemein für zuläffig erklärt iſt 
(35 2274, 2276). Es ift diefe Beitimmung für Berpflegungsanitalten, die 
fih ein Erbrecht in den Nachlaß der Pfleglinge fichern wollen, von Bes 
deutung. 

In Art. 139 E.G. find die Tandesgefeglichen Bejtimmungen aufrecht 
erhalten, nach welchen dem Fiskus oder einer anderen juriftiichen Perſon 
in Anſehnng des Nachlaffes einer verpflegten oder unterjtüßten Perjon ein 
Erbrecht, ein Pflichtteildanfpruch oder ein Recht auf bejtimmte Sachen zu— 
jteht. Für Preuß. Recht find ſonach die Vorjchriften der SS 50ff. IL, 19 
AL.R. über das Erbrecht der Anjtalten und milden Stiftungen aufrecht 
erhalten, ebenjo des 8 22 II, 16, jowie das bejondere Erbrecht der Berliner 
Armendirektion auf Grund des Hoireffripts vom 2. Juli 1801 (vergl. 
Collatz, Deutjche Gemeinde Zeitung 1898 Nr. 52). 

Das ſächſiſche Ausführungsgefe hat in den SS 42—45 diejes Erb— 
recht des Fiskus und anderer jurijtiichen Perſonen neu geregelt, desgleichen 
das heifiiche in Art. 127, 128. 

$ 2072 B.6.B. bejtimmt: 

„Hat der Erblaffer die Armen ohne nähere Beitimmung bedacht, jo 
it im Zweifel anzunehmen, daß die öffentliche Armenkaſſe der Gemeinde, 
in deren Bezirk er feinen fetten Wohnſitz gehabt Hat, unter der Auflage 
bedacht ift, da8 Zugewendete unter Arme zu verteilen.“ 

Nah Art. 86 E.G. bleiben die landesgefeglichen Vorſchriften, welche 
den Erwerb von Rechten durch juriftifche Perſonen bejchränfen oder von 
ftaatlicher Genehmigung abhängig machen, unberührt, ſoweit dieſe Vor— 
jchriften Gegenjtände im Werte von mehr ala 5000 Mark betreffen. 

Bei Ewerb von Todeswegen gilt die Genehmigung al® vor dem 
Erbfall erteilt, bei VBerfagung der Genehmigung gilt die juriftifche Perjon 
in Anjehung des Anfall® als nicht vorhanden. Bis zur Hebung der 
eg it Auseinanderfegung unter den Miterben auögejchloffen 

2043). 

Durch diefe Beftimmung find die Vorſchriften der jog. Amortifations- 
gejeße, insbejondere des Preuß. Geſetzes vom 23. Februar 1870 aufrecht 
erhalten, nur mit der Maßgabe, daß bei Wertgegenjtänden bis 5000 Mark 
das Grfordernis der Genehmigung fortfällt. Die Vorſchriften des preuß. 
Gejees werden erjegt durch die Beitimmungen in Art. 6 des Preuß. Aus» 
führungsgejeßes zum B.G.B. (nicht anwendbar auf Yamilienftiftungen, $ 4 daf.): 

91. Schenkungen oder Zuwendungen von Todeswegen an juriftifche 
Perjonen bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit ihrem vollen Betrage nad) der 
Genehmigung des Königs oder der durch Königl. Verordnung beftimmten 
Behörde, wenn fie Gegenftände im Werte von mehr als 5000 Mark 
betreffen. Wiederfehrende Leijtungen werden mit vier von Hundert zu 
Kapital gerechnet. 

$ 2. Die Genehmigung fann auf einen Zeil der Schenkung oder 
der Zuwendung von Todeswegen beſchränkt werden. 
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$ 3 enthält die Strafbeftimmung (Gelditrafe big zu 900 Mark) für 
die Vorjteher, die nicht innerhalb vier Wochen nach Empfang der Schenkung 
oder Zumendung don Zodeswegen die erforderliche Genehmigung nachjuchen, 
und diejenigen, welche einer juriftifchen Perfon, die in Preußen ihren Sit 
nicht hat, eine Schenkung oder letztwillige Zuwendung verabfolgen, bevor 
die erforderliche Genehmigung erteilt ift. 

Durch diefe Faſſung ift der nach dem B.G.B. mögliche Zweifel, ob, 
wenn einer jchon beftehenden Stiftung Gegenftände im Werte bis 5000 Mark 
zu anderen ala ihr biöher erlaubten Zweden zugewendet werden, Genehmigung 
um bdeöwillen erforderlich fei, weil folche Verwendung zu einem neuen 
Zwede eine Berfafjungsänderung darftellt, die der Errichtung einer neuen 
Stiftung gleichfommt, im verneinenden Sinne entjchieden. 

Auch die landesrechtlichen Beſchränkungen der Stiftungen bezüglich 
des Erwerbes don Grundeigentum werden infofern aufrecht erhalten, ala 
der Wert des Grundjtüds mehr ala 5000 Marf beträgt, während nad 
Art. 88 de EG. zum B.G.B. für ausländiſche Stiftungen die Be— 
ichränfungen auch fernerdin ohne Rückſicht auf den Wert in Kraft bleiben, 
Das Preuß. Ausführungsgejeß faßt die die juriftifchen Perjonen im Erwerb 
von Grundeigentum bejchränfenden VBorfchriften in Art. 7 zufammen. 

Ss 1. Juriſtiſche Perfonen, die in Preußen ihren Siß haben, be- 
dürfen zum Erwerbe von Grundftüden im Werte von mehr ala 5000 Mark 
der Genehmigung der jtaatlichen Auffichtsbehörde. Dies gilt nicht für 
Hamilienftiftungen, für juriftifche Perfonen, deren Rechtsfähigfeit auf einem 
neben dem bürgerlichen Gejeßbuch bejtehenden Reichsgeſetz beruht, ſowie 
für Solche juriftiiche Perfonen des öffentlichen Rechts, welche nad 
bejonderer gejeglicher Vorſchrift ohne die in Abſ. 1 bezeichnete Ger 
nehmigung Grundeigentum erwerben können. Sparkaflen, die durch jtaat- 
lihe Verleihung Rechtsfähigkeit erlangt haben, fönnen ein von ihnen 
beliehene® Grundjtüf im Zwangsverſteigerungsverfahren ohne die Ge— 
nehmigung erwerben. 

$ 2. Juriſtiſche Perfonen, die in einem anderen Bundesſtaat ihren 
Sit haben, bedürfen zum Erwerbe von Grundjtüden im Werte von 
mehr ala 5000 Mark der Genehmigung des Königs oder der durch fünig- 
liche Verordnung beitimmten Behörde, 

Der gleichen Genehmigung bedürfen ausländijche juriftiiche Perjonen 
zum Grwerbe von Grundjtüden ohne Rüdficht auf den Wert. 

8 8. Die in den $$ 1 und 2 vorgejchriebene Genehmigung ijt 
nicht erforderlich zu einem Erwerbe, der auf Grund einer nad) Maß— 
gabe des Art. 6 genehmigten Schenkung oder Zumwendung don Todes— 
wegen erfolgt. 

Bezüglich der Beſchränkung der Stiftungen in der Veräußerung und 
Belaftung von Grundeigentum und der Anlage von Kapitalien vergl. Nr. 11 
(Aufficht über Stiftungen). 

Das Bapyerifche Ausführungsgefeg hat in Art. 7 und 8 nur „geiftliche 
Gejellfchaften”, und auch diefe nur bei Gegenftänden im Wert von mehr als 
10000 Mark, den Beichränfungen im Erwerb durch Schenkungen und lebt- 
willige Zuwendungen jowie im Erwerb von Grundeigentum unterworfen. 

5 * 


68 Cuno. 


Die Vorſchriften finden auf ausländiſche juriſtiſche Perſonen, die religidje 
oder wohlthätige Zwede oder Zwecke des Unterrichts oder der Erziehung 
verfolgen, jchon bei einem den Betrag von 5000 Mark überjteigenden Wert 
jowie bei Erwerb des Eigentums an einem Grundjtüd ohne Rüdficht auf 
den Wert Anwendung. 

Das Badiſche Ausführungsgeje Hat in Art. 8 den S$ 1 Abf. 2 des 
Geſ. vom 5. Mai 1870 dahin abgeändert: 

Der jtaatlihen Genehmigung bedürfen jerner und find in ihrer 
rechtlichen Wirkſamkeit durch fie bedingt alle Schenkungen und Leßtwilligen 
Verfügungen im Werte von mehr ala 5000 Mark zu Gunften ſchon be= 
ftehender Stiftungen oder anderer juriftiicher Perfonen. 


8. Berhältnis zu deu Stiftungsberechtigten. 


Nach innen, zu den Gtiftungäberechtigten, beiteht in der Regel Feine 
Rechtsbeziehung. Möglich ift eine folche, wenn die Berechtigten nach der 
Stiftungsurfunde direkten Anſpruch auf den Stiftungsgenuß gegen Die 
Stiftung haben. Von diefem Fall abgejehen können vermeintliche Anfprüche 
auf den Gtiftungsgenuß nur im Wege der Beichwerde bei der Auffichte- 
behörde verfolgt werden, joweit nicht in einzelnen Staaten der Verwaltungs: 
rechtsweg eröffnet ift (3. B. in Baden, Stiftungagefeg vom 5. Mai 1870, 
8 11 3. 4 MWürttemberg, Gef. v. 16. Dezember 1876, Art. 1 3. 12). 


9. Erlöſchen der Stiftung. 


Die Stiftung wird aufgehoben durch Eröffnung des Konkurſes. Nach 
$ 213 der Konkurgordnung vom 17.120. Mai 1898 finden auf das Konkurs— 
verfahren über das Vermögen einer juriftifchen Perfon die Vorſchriften über 
den Konkurs einer Aktiengefellichait (SS 207, 208 daf.) Anwendung. Der 
Borjtand hat die Eröffnung des Konkurjes im Fall der Überfchuldung zu 
beantragen ($ 42 Abi. 2 B.G. B.). 

Nach Art. IV des Einführungsgejeßes zu dem Geſetz betr. Änderungen 
der Konkursordnung vom 17. Mai 1898 bleiben die Tandesgefeglichen Vor— 
ichriften unberührt, welche die Zuläffigfeit des Konkursverfahens über das 
Vermögen der Etiftungen und Anſtalten des öffentlichen Rechts und ber 
unter der Verwaltung einer öffentlichen Behörde ftehenden Stiftungen ($ 15 
Nr. 3 des E.G. zur C.P.O.) beſchränken oder ausſchließen. 

Vom Fall des Konkurjes abgejehen, kommen Beftimmungen der Ver— 
faffung über die Beendigung der Stiftung zur Anwendung, fonach, von 
Beitimmungen des Stifterd abgejehen, zunächſt landesgeſetzliche Vorfchriften, 
aber nur jolche, welche die Beendigung der Stiftung durch Willenzerklärung 
der zur Bertretung der Stiftung berechtigten Organe, ev. unter Erfordern 
einer ftaatlichen Genehmigung, zulaſſen. Denn für die Aufhebung der 
Stiftung durh den Willen der Staatsgewalt kommen lediglich die unten 
folgenden reichögejeglichen Borjchriften in Anwendung, für landesgejegliche 
Vorſchriften ift daneben fein Raum. 

Das Preuß. Ausführungsgejeß bejtimmt in Art. 4, daß die Aufhebung 
einer rechtsfähigen Stiftung (außer der Familienſtiftung, für welche befondere 
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Beitimmungen gelten) durch Beichluß des Vorſtandes mit ftaatlicher Ge- 
nehmigung erfolgen kann. 

Nach $ 87 B.6.B. kann die Stiftung jeitens der zuftändigen Behörde 
aufgehoben werden, wenn die Erfüllung des Stiſtungszweckes unmöglich 
geworden ift oder das Gemeinmwohl gefährdet. Dieje Behörde kann auch 
ftatt der Aufhebung der Stiftung eine andere Zwedbejtimmung geben und 
infoweit die Veriaſſung der Stiftung ändern. Es foll dabei die Abficht 
des Gtifterd, inäbejondere die Zuwendung der Erträge an den Perſonenkreis, 
dem fie zu ftatten kommen jollten, thunlichit beibehalten werden. Der 
Vorſtand ift vorher zu Hören. 

Diefe Vorſchrift des 8 87 ift an Stelle der Beitimmungen in $ 85 
des Entwurfs zum Ginführungsgefeß getreten, nach welchen die landesrecht- 
lichen Bejtimmungen über das Erlöfchen und die Umwandlung der Stiftungen 
unberührt bleiben follten. 

Die Vorſchrift ift viel zu eng und wird, wenn nicht eine außdehnende 
Auslegung Pla greift, nicht genügen, Stiftungen zu befeitigen, die zur 
Plage geworden find und ihren Zweck verfehlen. 

Melche Behörde zur Aufhebung zuftändig ift, beftimmt fich nach 
Landesrecht. Soweit danad die Zuftimmung der Landesvertretung (der 
Stände) erforderlich ift, wie nach der jächfiichen Verfaſſungsurkunde 8 60, 
der bayerifchen ($ 10 Zeil IV), der oldenburgifchen, braunfchweigifchen und 
anderer bezüglich der Abänderung oder Aufhebung allgemeiner, in 
ihrer Zweckbeſtimmung nicht lokal bejchränkter Stiftungen beſtimmt iſt, 
behält es dabei fein Bewenden. Dagegen fommt das Erfordernis der Zu— 
ftimmung der Beteiligten, wie es die fächfifche und bayerische B.U. vor— 
ichreiben, nah $ 87 B.6.B. in Fortfall. 

Wie oben ausgeführt, werden durch diefe reichsgeſetzliche Vorſchrift die— 
jenigen Iandesgefeglichen Vorſchriften nicht berührt, welche, wie dad Preuß. 
Ausführungsgefeß, eine Anderung der Berfafjung oder Aufhebung der Stif- 
tung dur den Willen der verfaffungsmäßigen Organe (des Vorjtandes) 
ev. mit ftaatlicher Genehmigung zulaffen (f. Nr. 6 am Ende). 


10. Rechtsfolgen des Erlöjchens, 


Im Tal des Erlöſchens der Stiftung fällt das Vermögen an die in 
der Berfaffung beſtimmten Perfonen. Zunächſt entjcheidet alfo nach S 85, 
da eine reichögefegliche Vorjchrift fehlt, das Landesrecht, ſoweit e8 zwingende 
Borjchriften enthält. Fehlen ſolche, jo entjcheidet über den Anfall das 
Stiftungsgeſchäft. Iſt auch aus diefem eine Beftimmung nicht zu entnegmen, 
jo entjcheidet da8 Landesrecht. Nach Art. 5 $ 2 des Preuß. Ausführungss 
gejeßes jällt das Vermögen einer rechtsfähigen Stiftung mit dem Erlöjchen, 
fofern nicht durch die VBerfaffung der Stiftung ein anderer Anfallberechtigter 
bejtimmt ijt, wenn fie von einer Gemeinde oder einer ſonſtigen Körperſchaft 
des Öffentlichen Rechts errichtet oder verwaltet war, an dieje Körperjchait, 
in allen übrigen Fällen an den Fiskus. Das Bermögen ift thunlichſt in 
einer dem Zwecke der Stiftung entiprechenden Weife zu verwenden. Fällt 
es an den Fiskus, jo findet nach 88 88, 46 B. G. B. Gefamtnachfolge ftatt, 
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ala ob dem Fiskus als gejeglichem Erben eine Erbſchaft zugefallen wäre. 
Er muß das Vermögen thunlichft in einer den Zwecken der Stiftung ent= 
iprechenden Weiſe verivenden. Fällt e8 an andere Perſonen, fo it ein Liqui— 
dationsverfahren nötig, welches der Vorftand nach den Beitimmungen der 
85 48—53 durchzuführen hat. 


11. Aufficht über Stiftungen, 


Der dem Art. 80 des Bundesratsentwurfs zum Ginführungsgejeh ent= 

iprechende Art. 49 Abf. 1 des Entwurfs erjter Lefung bejtimmte: 
Unberührt bleiben die Vorjchriften der Landesgefebe über die Ver— 
waltung und Beauffichtigung der juriftiichen Perſonen. 

Der Vorbehalt bezüglich der Verwaltung wurde in zweiter Leſung 
geftrichen. Art. 80 lautete in der Bundesratsvorlage: 

Unberübrt bleiben die Vorfchriften der Landesgeſetze über die Beauf- 
fihtigung der juriftifchen Perſonen. 

Auch diefe Vorſchrift ift in der Reichſstagskommiſſion geftrichen worden, 
aber mit dem ausdrüdlichen Hinweis darauf, daß fich der Inhalt derjelben, 
als dem öffentlichen Recht angehörig, von jelbjt verjtehe. 

Beftimmungen der Landesgeſetze aljo, welche die Stiftungen de3 privaten 
Rechts in der Verwaltung beichränfen, find nicht aufrechterhalten, 
wohl aber alle die, welche fich auf die Aufficht beziehen. Wie weit num 
aber auf Grund des Tandesrechtlichen Auffichtsrecht3 in die Verwaltung 
der Stiftung eingegriffen werden fann, ifl eine jchwer zu beantwortende 
Trage. 

Ein in der Reichstagskommiſſion gejtellter Antrag, die landesgejeßlichen 
Vorſchriften nur joweit unberührt zu laffen, als es fih um die Einficht- 
nahme und Prüfung von Bermögengüberfichten Handelt, wurde abgelehnt. 
„Der geitellte Antrag würde es der Staatöverwaltung geradezu unmöglich 
machen, ihre Aufgabe den Stiftungen gegenüber zu erfüllen.“ Kommiffiong- 
beriht ©. 27. 

In der Begründung de Bundesratsentwurfs (Protokolle II. Leſung 
©. 8840, 8841) wird ausgeführt: 

j Für landesgeſetzliche Borjchriften über die Berwaltung privat» 
rechtlicher juriftiicher Perfonen fei nur inſoweit Spielraum, als auch die 
Verfafjung der landesgejeklichen Regelung unterjtehe. 

Andererjeits führt die Begründung des Entwurfs I. Lefung aus: 

„Die Aufrechterhaltung des Iandesrechtlichen Auffichtsrechts in Ver— 
bindung mit der Borfchrift, daß die Vertretungsmacht des Vorſtandes 
beichräntt werden kann (& 44 Abf. 1 des Entwurfes, jet $ 26 Abi. 2), 
bat zur Folge, daB auch die landesgejeglichen Borjchriften unberührt 
bleiben, welche in Anſehung gewifjer juriftifcher Perfonen (Gemeinden u. ſ. w.) 
die Veräußerung, Belaftung, Verpachtung von Grundftüden, die Aufe 
nahme von Darlehn, die Annahme oder Ausſchlagung von Erbichaften 
jowie andere wichtige Akte im öffentlichen Intereſſe unterfagen, erjchweren, 
insbejondere von jtaatlicher Genehmigung abhängig machen. Eines be- 
jonderen Vorbehalts bedarf es daneben nicht.“ 
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Man wird ſonach annehmen müſſen, daß die landesgeſetzlichen Vor— 
jchriften, welche die Vertretungsmacht der Borftände in Hinficht der ges 
dachten rechtögefchäftlichen Handlungen derart befchränfen, daß mangels 
Genehmigung der Auffichtsbehörde die juriftiiche Perfon nicht verpflichtet 
ift, in Kraft geblieben find. 

Davon geht auch die Begründung des preußijchen Ausführungsgefehes 
zu Art. 7 aus: 

„Der Art. 7 8 1 läßt jelbjtverjtändlich auch die Beftimmungen un— 
berührt, nach welchen juriftifche Perfonen zur Veräußerung oder Belaftung 
von Grundeigentum ftaatlicher Genehmigung bedürfen.” 

Es find ſonach ohne Rüdficht auf die Wertshöhe die Vorfchriften auf: 
recht erhalten, nach welchen Stiftungen zur Veräußerung und Belaftung 
von Grundftüden, Ausleihen von Kapitalien u. ſ. w. ftaatlicher Genehmi— 
gung bedürfen. 

Für Preußen bleiben daher die Vorfchriften in Kraft, nach denen An— 
jtalten und milde Stiftungen, auch wenn fie unter Verwaltung oder Auf- 
ficht einer Stadtgemeinde ftehen — Reſkr. v. 16./4. 1831; v. Kamptz, An 
nalen Bd. 15 ©. 345, Reife. v. 30./12. 1844, V. M. Bl. 45 ©. 5 — zur 
Veräußerung von ganzen Landgütern und Häufern der Genehmigung des 
Miniſters der geiftlichen Angelegenheiten, zur Veräußerung einzelner Grunde 
jtüde und Gerechtigfeiten fowie zur VBerpfändung von Grundftüden der Ge- 
nehmigung der Regierung, — joweit es fich nicht um Kirchen- oder Schul- 
ftiftungen handelt, des Regierungspräfidenten, bedürfen (A.L.R. II. 19. 
$ 48, II. 11. $ 219—223, 227, 645; Reſkr. v. 15./3. 1832; v. Kamp, 
Annalen Bd. 16 ©. 100; Verf. v. 18.5. uud 2.6. 1875; J. M.Bl. 
S. 131). Die ohne die erforderliche Genehmigung gejchehene Veräußerung 
oder Verpfändung ift nichtig (vergl. Johow und Küntzel 1 ©. 70). 

Für andere Stiftungen gelten die Vorjchriiten der SS 88, 85, II. 6 
ALR., wonach zur DBeräußerung oder BVerpfändung von unbeweglichen 
Saden und Aufnahme von Schulden, für welche die Subſtanz oder die 
Nutzung des unbeweglichen Vermögens auf länger als ein Jahr haften fol, 
Einwilligung der vorgefegten Behörde erforderlich ift. Auffichtebehörde ift 
der Regierungspräfident. 

Auch die landesgejeglichen VBorfchriften, wonach für die Verwaltungs 
führung die für VBormünder gegebenen Vorſchriften maßgebend find (3. 8. 
preuß. WER. II. 19 $ 83), werden, weil aus dem Auffichtsrecht fließend, 
ala fortbeftehend zu erachten fein. 

Tür Bayern bleiben die Vorjchriften, wonach die einer befonderen Ver— 
waltung unterftehenden Stiftungen ftaatlicher Kuratel unterliegen, die fich 
nicht nur auf die Kontrolle der Gejegmäßigfeit, fondern auch der materiellen 
Zwedmäßigfeit der Verwaltungsakte bezieht, die in kommunaler Verwaltung 
jtehenden Stiftungen ftaatlicher Aufficht nach Maßgabe der Grundjäge über 
die Beauffichtigung de Gemeindevermögeng unterftehen. Ebenſo bleiben 
die Borfchriften anderer Landesgejeße, die fich auf die Beauffichtigung der 
Verwaltungsführung beziehen, in Kraft. 

Zmeifel können entjtehen, ob 3. B. die Vorfchrift des badiſchen Rechts, 
wonach für den Beichluß der örtlichen Stiftungsbehörde über Erwerbung 


72 Guno. 


unbeweglicher Güter, wenn die Mittel dazu nicht den ordentlichen Stiftungs- 
einfünften entnommen werden können (Stiftungsgeſetz vom 5. Mai 1871 
8 30 3. 2), Genehmigung erforderlich ift, durch Art. 86 E.G. rüdfichtlich 
der Werthöhe (über 5000 Mark) beſchränkt wird. Man könnte jagen, bie 
Beftimmung bezieht fi auf die Art der Verwendung der Mittel, doch wird 
dad Motiv der Vorſchrift gegenüber der pofitiven Vorſchrift de Einfüh— 
rungagejeßed nicht in Betracht fommen. 


12. Fiduziariſche Stiftungen. 


Als fiduziarifche Stiftungen bezeichnet man die Fälle der Zuwendung 
von Vermögen, in welchen nicht eine befondere juriftifche Perſon errichtet, 
jondern einer bereit bejtehenden juriftifchen Perſon Vermögen behufs Ver— 
wendung zu einem bejtimmten Zwede, mit einer ftiftungsmäßigen Auflage, 
übertragen wird. Der Unterfchied von der Zuwendung durch Auflage zu 
Gunften eines Dritten oder durch Vertrag zu Gunften Dritter liegt darin, 
daß die vorgejehene Leiftung auf die Dauer, und zwar mindeftens über 
die Zeit eine® Menfchenlebens hinaus berechnet ift, daß fie die dauernde 
Realifierung des individuellen Willen zum Zweck Hat, vgl. Kohler im 
Arhiv f. bürgerl. Recht Bd. 3 ©. 268—288, 291, 292. Man vergleiche 
folgende Verfügungen: 

1. Ich vermadhe der X-Stiftung zur Förderung ihrer Zwede 10000 
Mark. 

2. Ich ſchenke der Krankenanſtalt 10 000 Mark zur Stiftung eines 
Freibetts. 

3. Ich vermache der Stadtgemeinde 10000 Marf. Dieſes Kapital 
foll (unter dem Namen X-Stiftung) befonderß verwaltet und die Zinfen zur 
befjeren Erziehung und Ausbildung von Kindern verwendet werden. 

Im erjten Fall Hat die Zuwendung, nachdem fie an die X'ſche 
Stiftung gelangt ift, gar feine Selbjtändigfeit, fie ift in den Kaſſenbüchern 
der Stiftung ald einmalige Einnahme verzeichnet, das Geld ift mit den 
ſonſtigen Mitteln vermischt. Im letzten Falle muß die Zuwendung danernd 
als bejonderer Fonds, wie eine jelbftändige Stiftung verwaltet werden (Stif- 
tungsfondervermögen). Der zweite Fall Hält die Mitte, doch wird aud 
hier das Zugemwendete, mit Rüdficht auf die Zwedbeftimmung, eine dauernde 
jelbjtändige Exiſtenz haben müflen. 

Soweit es fih um die Zuwendung jelbjt handelt, fommen ledig— 
lich die allgemeinen Grundfäge über den Erwerb juriftifcher Perſonen (Nr. 7) 
zur Anwendung. 

Zweifelhaft ift, ob, ſoweit es ſich um die Ausführung der Zwedbeftim- 
mung Handelt, die Vorjchriiten über die Auflage (SS 525—527, 1940, 
2187, 2192 ff. B.6.8.) Anwendung zu finden haben. 

Der Begriff der „Auflage“ bei der Schenkung ift nicht im Geſetz be— 
ſtimmt; er wird ala in der Wiffenfchaft feſtſtehend vorausgeſetzt. Bezüglich 
der letztwilligen „Auflage“ bejtimmt $ 1940: 
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Der Erblafier kann durch Teſtament den Erben oder einen Ver— 
mächtniänehmer zu einer Leiftung verpflichten, ohne einem andern ein 
Recht auf die Leiſtung zuzumenden (Auflage). 

Nah SS 525 ff. kann der Schenker Vollziehung der Auflage verlangen, 
wenn er jelbjt geleiftet hat. Der Dritte, zu deſſen Gunften die Auflage 
ift, kann auch ſelbſt die Leitung fordern ($ 330 Saß 2). Beiteht an der 
Bollziehung der Auflage ein öffentliches Interefje, jo kann nach dem Tode 
des Schenkers auch die zuftändige Behörde die Vollziehung der Auflage 
verlangen. Ein Recht zur Rückforderung des Betrages, der zur Erfüllung 
der Auflage hätte verwendet werden müſſen, iſt unter den Tür das Rück— 
trittärecht bei gegenfeitigen Verträgen beftimmten Vorausſetzungen (88 325, 
326) gegeben, wenn die VBollziehung der Auflage unterbleibt und nicht ein 
Dritter berechtigt ift, die Vollziehung zu verlangen. 

Bezüglich der legtwilligen Auflage beftimmen 88 2193 ff. 

Die Vollziehung können der Erbe, der Miterbe und derjenige ver- 
langen, welchem der Wegfall des mit der Auflage zunächit Bejchwerten 
unmittelbar zu ftatten fommen würde. Liegt die Vollziehung im öffent» 
lichen Intereſſe, jo kann auch die zuftändige Behörde die Vollziehung 
verlangen ($ 2194). 

Die Beftimmung der Perjon, an welche die Leitung erfolgen foll, 
fann dem Bejchwerten oder einem Dritten überlafjen fein. 

Ein VBermächtnisnehmer , der mit einer Auflage bejchwert ijt, fann 
die Erfüllung auch nach Annahme des Bermächtnifjes infoweit verweigern, 
als dasjenige, was er aus dem Vermächtnis erhält, zur Erfüllung nicht 
ausreicht ($ 2187). 

Bei allen diefen Bejtimmungen , inbejondere auch bei der Regel in 
S 2196 über Herausgabe der Zuwendung an den, welchem der Wegfall 
des Bejchwerten unmittelbar zu ftatten fommen würde, ijt an eine in ab— 
jehbarer Zeit zu erfüllende Leiſtung gedacht. Es iſt zu bezweifeln, ob dieje 
Beſtimmungen auch nur analog bei fiduziarifchen Stiftungen angewendet 
werden können. 

63 jei hier nur auf eines Hingewiejen. Die preußifche Verwaltungs 
praxis macht auf Grund der Kabinettsordre vom 1. Februar 1834 die Ge- 
nehmigung der Annahme leßtwilliger Zuwendungen an juriftifche Perfonen 
von der Feititellung abhängig, daß nicht eine Verlegung einer Pflicht gegen 
hilfsbedürftige Angehörige des Erblaſſers vorliege und fordert von der 
juriftiichen Perfon vor Erteilung der Allerhöchiten Genehmigung die Über: 
nahme der Verpflichtung, eiwa ala Hilfsbedüritig anerkannten Verwandten 
des Erblafjers, auch wenn fie gar nicht erbberechtigt fein würden, jo daß 
ihnen „der Wegfall des mit der Auflage Beichwerten“ nicht unmittelbar 
zu ftatten fommen würde, Iebenslängliche Rente oder Kapitalabfindungen zu 
gewähren. Durch Übernahme folcher Verpflichtung wird die etwa der 
juriftifchen Perſon bei der Zumendung gemachte Auflage beeinträchtigt. 
Würden die civilrechtlichen Vorjchriften des $ 2194 bei folchen fiduziariſchen 
Stiftungen zur Anwendung fommen, jo würde die jwrijtiiche Perfon von 
den danach Berechtigten gezwungen werden können, die Auflage genau nach 
Vorſchrift des Erblafjerd zu vollziehen, fie dürfte die von ihr vor der Er— 
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teilung der Genehmigung eingegangene Berpflichtung zur Fürſorge für Ver— 
wandte des Erblaffers nicht aus der Zuwendung erfüllen, ſoweit dadurch 
die Vollziegung der Auflage beeinträchtigt würde. 

Da in der preußifchen Praxis lebtwillige Zuwendungen fiduziarifcher 
Stiftungen an Gemeinden vielfach dvorfommen, bei denen die Zuficherung 
der Fürſorge für Hilfsbebürftige Angehörige vor der Erteilung der Genehmi- 
gung gefordert wird, wird die Zweileldfrage von erheblicher Bedeutung. 
Sollten die Gerichte die Anwendbarkeit der civilrechtlichen Beitimmungen 
annehmen, jo würden die Gemeinden in die prefäre Lage kommen, die vor 
der Genehmigung ihnen aufigezwungenen Zuwendungen an Berwandte aus 
eigenen Mitteln, nicht aus dem ihnen vom Exrblaffer zugefallenen Nachlaß, 
feiften zu müſſen, weil Erben oder Miterben oder einer, „dem der Wegfall 
der mit der Auflage bejchwerten” Stadtgemeinde „zu ftatten fommen würde”, 
Bollziehung der Auflage ungejcehmälert durch die Zuwendungen an die Ver: 
wandten im Prozeßwege durchſetzt. 

Ih bin jedoch der Anficht, daß die civilrechtlichen WVorjchriften über 
die Auflage nicht Anwendung finden können, wenn es fich um eine fiduzia— 
tische Stiftung im eingangs angegebenen Sinne handelt. 

Pland führt in feinem Kommentar zu $ 80 Vorbemerkung Nr. 4 aus: 

„sn manchen Fällen diefer Art wird eine folche Uberweifung an eine 
beitehende juriftiiche Perfon ala Errichtung einer jelbjtändigen Stiftung auf— 
zufaflen fein, die nur das Eigentümliche hat, daß ihre Verwaltung und 
Vertretung der bereits beitehenden jurijtiichen Perjon übertragen wird. In 
anderen Fällen geht das liberwiefene Vermögen in das Vermögen der jurifti- 
ichen Perfon, an welche die Überweifung erfolgt, über, und verläßt fich der 
Überweifende darauf, daß die Organifation diefer juriftifchen Perfon genügende 
Sicherheit für eine dem Zweck entjprechende Verwendung bietet.” 

In der That fann die Kontrolle der Ausführung des Stiftungswillens 
bei auf die Dauer — über ein Menjchenleben hinaus — berechneten fidu- 
ziarifchen Stiftungen nicht nach civilrechtlichen Grundjäßen den nächjten 
Erbberechtigten überlaffen bleiben. Das Recht der entjtandenen Stiftung 
gehört dem Gebiete des öffentlichen Rechts an, nur im Auffichtswege kann 
die Kontrolle über die dauernde Erfüllung des Stiftungszweds geübt werden. 
63 werden fonach nicht die privatrechtlichen Regeln der Auflage Anwendung 
finden können. Für Preußen wird die fortdauernde Geltung der SS 73 ff., 
193 ff., II. 6 A.L.R. anzunehmen fein. 


B. Familienrecht. 
1, Elterlide Gewalt. 


Die Ordnung des Familienrehts im B.G.B. gewinnt für die Armen» 
verbände von dem Gefichtspunft aus Intereſſe, daß Bernacdhläffigung der 
aus dem YFamilienverhältnis erwachjenden Pflichten, insbeſondere alſo Ge— 
Tährdung vorhandenen Vermögens oder Verſagung ded Unterhalts ſowie 
Vernachläſſigung des geiftigen und fittlichen Wohls der Kinder, Gefahren 
jür das Gemeinmwefen in fich birgt und die Notwendigkeit eines Einjchreiteng 
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der Armenpflege Herbeiführen kann. Auf dem Gebiet des Familienrechts 
ift von wejentlicher Bedeutung die Vorſchrift des B.G.B., welche die elter— 
liche Gewalt an die Stelle der väterlichen Gewalt jeßt ($ 1626). Bei 
Lebzeiten des Vaters äußert fich die elterliche Gewalt für die Mutter in 
dem Recht und der Pflicht, neben dem Vater für die Perfon des Kindes 
zu ſorgen; bei Meinungsverjchiedenheit geht die Meinung des Vaters vor 
($ 1634). Zur Vertretung des Kindes ift die Mutter nicht berechtigt. 
Nach dem Tode bez. Todeserklärung des Vaters kommt die elterliche Gewalt 
der Mutter voll zur Geltung. Es ift ihr — bis zur MWiederverheiratung 
$ 1697 — ihrer natürlichen Pflicht entiprechend auch rechtlich eine der 
Stellung des Vaters grundfäglich gleichfommende elterliche Stellung mit 
dem Recht der Erziehung und der Verwaltung und Nußniefung am Ber- 
mögen des Sindes, einjchließlich der Vertretung des Kindes, eingeräumt. 
Der Einleitung der Vermundichaft bedarf es aljo für vaterloje Kinder, ſo— 
lange die Mutter lebt und fich nicht wieder verheiratet, nicht. 

Nur iſt die Möglichkeit gegeben, der Mutter einen Beiftand zu beftellen 
(88 1687—1697). 

Infolge diefer Vorſchrift lommt in einer großen Zahl von Fällen die 
Notwendigkeit der Beltellung eines Bormundes und der Einwirkung des 
Bormundjchaftsgerichts in Fortfall. 

Bei Lebzeiten des Vaters tritt die elterliche Gewalt der Mutter an 
die Stelle der des Vaters nur: 

1. Wenn der Vater die elterliche Gewalt infolge Beftrafung wegen 
eined an dem Finde verübten Verbrechens oder vorjählich verübten Ver— 
gehend zu Zuchthaugitrafe oder zu einer Gefängnisftrafe von mindeſtens 
ſechs ea ($ 1680) verwirft hat und die Ehe aufgelöft ift ($ 1684 
Nr. 2). 

2. Wenn bei nichtiger Ehe die Nichtigkeit nur dem Pater befannt 
war ($ 1701). 

Sie übt ferner die elterliche Gewalt ohne die Nubnießung: 

1. Während bejtehender Ehe — alſo nicht im Falle der Scheidung — 
wenn der Vater — durch Krankheit, vorübergehende Abwejenheit — an 
der Ausübung der elterlichen Gewalt thatjächlich behindert ijt oder jeine 
elterliche Gewalt — wegen Gejchäftsunfähigfeit, beſchränkter Gejchäftsfähig- 
feit, Beftellung eines Pfleger für feine Perfon und fein Vermögen wegen 
förperlicher Gebrechen (K 1910, Abf. 1) oder vormundichaftsgerichtlich feit- 
geftellter, Iangdauernder Behinderung an der Ausübung der elterlichen Ge— 
walt (8 1677) — rudt. 

2. Nach Auflöfung der Ehe, wenn die elterliche Gewalt des Vaters 
ruht und feine Ausficht befteht, daß der Grund des Ruhens wegfallen 
werde, kraft Übertragung durch das Vormundſchaftsgericht, durch welche fie 
5* die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes erlangt ($ 1685 
Abi. 2). 

Die elterlihe Gewalt der Mutter ruht und endigt aus bdenfelben 
Gründen wie die des Vaters; fie endigt, wenn die Mutter eine neue Ehe 
eingeht ($ 1697). Die minderjährige Mutter ſowie die wiederverheiratete 
Mutter behalten jedoch das Recht und die Pflicht der Sorge für die Perjon 
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des Kindes, ohne zur Vertretung des Kindes berechtigt zu fein. Der dem 
Kinde beitellte Vormund hat, joweit die Sorge der Mutter zufteht, die 
rechtliche Stellung eines Beiftandes (58 1696, 1697). 

Neben dem wegen Rubens und Verwirkens der elterlichen Gewalt des 
Vaters oder Entziehung der Vertretung des Kindes, beftellten Vormund 
und neben dem für die Erziehung des Kindes an Stelle des Valers beitellten 
Pfleger hat die Mutter die Sorge für die Perfon des Kindes, jedoch nur 
jo, wie neben dem DBater; bei Meinungsverjchiedenheit geht alſo die 
Meinung des Vormundes oder Pflegers vor. 

Der Mutter des unehelichen Kindes jteht die elterliche Gewalt nicht 
zu, fie hat nur das Recht und die Pflicht für die Perfon des Kindes zu 
forgen, ift aber zur Vertretung des Kindes nicht berechtigt; foweit ihr die 
Sorge — hat der Vormund die rechtliche Stellung eines Beiſtandes 
($ 1707). 

Durch die Ehefcheidung wird die elterliche Gewalt nur infoweit berührt, 
als für die thatjächliche Sorge für die Perfon des Kindes befondere Vor— 
Schriften gelten (SS 1635, 1686). Das mit der elterlichen Gewalt ver— 
bundene Recht der Sorge für dad Vermögen des Kindes, das Recht, dasſelbe 
in feinen perjönlichen Angelegenheiten zu vertreten und das Recht der 
elterlichen Nubnießung werden durch die Scheidung nicht geändert. Die 
Sorge für die Perjon des Kindes fteht, folange beide Eheleute leben, wenn 
ein Gatte für ſchuldig erklärt ift, dem andern Ehegatten zu; find Beide 
tür ſchuldig erklärt, fo fteht die Sorge für einen Sohn unter ſechs Jahren 
oder eine Tochter der Mutter, für einen Sohn, der über ſechs Jahre alt 
it, dem Bater zu. Das Bormundichaftsgericht kann aus befonderen 
Gründen im Intereffe des Kindes andere Anordnungen treffen. Der von 
der Sorge ausgejchloffene Ehegatte behält die Befugnis, mit dem Kinde 
perjönlich zu verkehren. 

Nach 8 20 U. W. G. teilen nach der Ehejcheidung die Kinder den Unter- 
ſtützungswohnſitz der Mutter, wenn diejer die Erziehung zufteht. Das Recht 
der Gorge für die Perfon enthält die Erziehung des Kindes. Bei den nach 
dem 1. Januar 1900 gejchiedenen Ehen teilen alfo, fofern nicht da8 Vor— 
mundfchaftsgericht eine andere Anordnung trifft, alle Kinder den Unter— 
ftügungswohnfig der Mutter, wenn der Vater für ſchuldig erklärt ift, ferner 
Knaben unter jech® Jahren und Mädchen, auch wenn beide Gatten für 
ſchuldig erklärt find. 

Dagegen bleiben für die bereit3 vor dem Inkrafttreten des B. G. B. 
geichiedenen Ehen die bisherigen Vorfchriiten über die Erziehung der Kinder 
in Kraft; nur findet das Recht des VBormundjchaftsgerichts, eine andere Ans 
ordnung im Intereſſe des Kindes zu treffen, auch auf die Sinder aus 
folcden Ehen Anwendung (Art. 206 E. G.). Eine durch folche Anordnung 
eintretende Anderung des Erziehungsberechtigten kann die Anderung des 
Unterjtügungsmwohnfites des Kindes zur Folge haben. 

Die elterlihe Gewalt ijt ein den Intereſſen des Kindes dienendes 
Schutzinſtitut, welches für die Inhaber der elterlichen Gewalt die Pflicht 
und das Recht begründet, für die Perfon wie für das Vermögen des 
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er — ſorgen und das Kind zu vertreten (Motive-Bd. IV ©. 724, 
1627). 

Nah 8 1631 umfaßt die Sorge für die Perfon dad Recht und die 
Pfliht das Kind zu erziehen, zu beauffichtigen und feinen Aufenthalt zu 
bejtimmen. Der erziehungsberechtigte Elternteil kann kraft des Erziehungs» 
recht? angemeſſene Zuchtmittel gegen das Kind anwenden. 

Er kann die Erziehung insbefondere die Berufsausbildung des Kindes 
einem Dritten inöbejondere einer GErziehungsanftalt übertragen, aber er 
fann nicht dauernd auf die Ausübung des Erziehungsrechts verzichten. Der 
bei Übergabe des Kindes an eine Erziehungs- oder Befjerungsanftalt ver- 
traglich ausgeiprochene oder in den Reglements jolcher Anftalten vorgefehene 
Berzicht auf jederzeitige Rüdnahme ift ſonach unwirkſam. Der Anitalts- 
vorstand kann fich gegen launenhaften, das Intereſſe der Kinder gefährdenden 
Widerruf nur dadurch fchügen, daß er geeignetenfalla ein Einfchreiten des 
Bormundichaftsgerichts nach 8 1666 (f. unten) anruft. 

Die elterliche Gewalt endet mit der Grokjährigfeit des Kindes; eine 
Entlafjung aus der elterlichen Gewalt kennt das B.G.B. nicht, ebenfowenig 
eine Yortdauer über das Alter der Grokjährigfeit hinaus. 


2. Staatliches Eingreifen in die elterlihe Erziehung. 
a. Allgemeines. 


Die Notwendigkeit reformatorischer Beitimmungen für die Behandlung 
der verwahrlojten und verbrecheriichen Jugend ift in den letzten Jahrzehnten 
lebhaft erörtert worden. Das B.G.B. Hat das Ziel, auf diefem Gebiet 
einheitliches Recht zu fchaffen, infofern erreicht, ala die Fälle, in denen ein 
jtaatliches Eingreifen in die elterlichen Erziehungsrechte zuläffig fein ſoll, 
erfchöpfend geregelt find, der Begriff und die Borausjegung der öffentlichen 
Zwangserziehung reichägefeglich feftgelegt und die Entjcheidung über die Zu— 
läffigfeit ver Maßnahmen, vom 8 56 des Strafgefegbuch® abgejehen, dem 
Bormundjchaftsgericht zugewiefen it. Die auf dem Gebiet der Zwangs— 
erziehung aufrecht erhaltene Landesgeſetzgebung (Art. 185 E.G.) darf nicht 
in weiterem Umfang, ala dad B. G. B. es zuläßt, in die elterliche Gewalt 
eingreifen, jondern muß die zum Schuß derjelben im B.G.B. gezogenen 
Schranken innehalten. 

Bon Bedeutung ift ferner, daß dad B.G.B. in allen bezüglichen Ber 
ftimmungen als Erfag der Erziehung im Elternhaufe die Erziehung in einer 
andern familie der Anftaltserziehung voranftellt. 

Für die richtige Beurteilung des Berhältniffes der reichögefeglichen 
Vorschriften zu den Tandeögefeglichen ift die Kenntnis ber Entftehung der 
einschlägigen Beitimmungen von Bedeutung. Der Reichstagsentwurf ent» 
hielt in dem jeßigen $ 1666, früher 8 1643 noch einen zweiten Abjaß: 

Das gleiche gilt, wenn das Kind fittlich verwahrloft und nach der 
Perjönlichkeit und den Lebensverhältniffen des Vaters anzunehmen iſt, 
daß die elterliche Gewalt zur Beſſerung des Kindes nicht außreicht. 

In dem Reichdtagsentwurf zum Einführungsgeje war in dem jetzigen 
Art. 135 (damals 134) bejtimmt: 
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Unberührt bleiben die landesgejehlichen Vorſchriften über die Zwangs— 
erziehung Minderjähriger. Die Zmwangserziehung ift jedoch, unbefchadet 
der Borjchrift in $ 56 St. G. B., nur zuläffig, wenn fie von dem Vor— 
munbdfchaftsgericht auf Grund des 8 1648 (jett 1666) und bes $ 1814 
(jet 1838) B. G. B. angeordnet wird. 

In der zweiten Lefung im Reichstag wurde der oben angeführte Abſatz 
geftrichen, weil man fich nicht darüber verftändigen fonnte, ob bei der fo- 
genannten objektiven Verwahrloſung — bei welcher ein Berfchulden des 
Inhabers der elterlichen Gewalt nicht vorliegt — der jtaatliche Eingriff in 
die Erziehung allgemein oder nur mit Genehmigung des Inhabers der 
elterlichen Gewalt zuläffig fein jolle. Dan überließ die Entjcheidung diefer 
Frage der landesgejeglichen Regelung der Zwangserziehung. Es wurde in 
Art. 135 E.G., bei Aufrechterhalten auch der auf Grund des $ 55 St. G. B. 
ergangenen landeögefeglichen Borichriften, den Landesgefegen die Anordnung 
der Zwangserziehung über die Fälle der SS 1666, 1838 hinaus, alſo auch 
im Tall der objektiven Verwahrlofung, jedoch nur unter der Vorausſetzung 
gejtattet, daß die Zwangserziehung zur Verhütung völligen fittlichen Ver— 
derbens nötig jei. 


3. b. Vormundſchaftsgerichtliches Einjchreiten. 


Das B.G.B. erkennt an, daß ein Eingreifen der Staatögewalt in die 
Erziehung nicht erft dann zuläffig fein kann, wenn eine jtrafbare Handlung 
begangen iſt. Dem natürlichen Rechte der Eltern zur Erziehung ihrer 
Kinder entiprechen Pflichten, welche ohne Schaden für die Gejfamtheit nicht 
vernachläffigt werden dürfen. $ 1666 B. G. B. beftimmt deshalb für Kinder, 
die unter elterlicher Gewalt ftehen: 

„Wird das geijtige ober leibliche Wohl des Kindes dadurch gefährdet, 
daß der Vater die Sorge für die Perſon des Kindes mißbraucht, das 
Kind vernachläffigt oder fich eines ehrlojen oder unfittlichen Verhaltens 
ichuldig macht, jo hat das Vormundjchaitsgericht die zur Abwendung der 
Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen. Das DBormundichaitsgericht 
fann insbefondere anordnen, daß das Kind zum Zweck der Erziehung in 
einer geeigneten Familie oder in einer Grziehungsanjtalt oder einer 
Beijerungsanftalt untergebracht wird.“ 

Das BGB. fteht jonach auf dem Standpunkt, daß dag Erziehungd« 
recht den Eltern nur infolge eine Berjchuldeng entzogen werden könne. 

Mißbrauch des Rechts der Sorge für die Perſon, VBernachläffigung des 
Kindes, find fo weite Begriffe, daß vielleicht die Gefahr eines zu jcharfen 
Eingriffs in die elterliche Erziehung beiteht. Die auch in der Kommilfion 
zweiter Leſung hervorgehobene Gefahr politifchen Mißbrauch und vielleicht 
noch mehr die Gefahr, daß diefe Vorfchrift die Handhabe zu einer modernen 
Inquiſition geben könnte, indem eine Erziehung in den Anfchauungen einer 
politifchen Partei, etwa der jocialdemofratifchen, oder in einer bon der 
orthodoren Lehre der Kirche — gleichviel welcher Konfeffion oder Religion — 
abweichenden religiöfen Anfchauung als ein das fittliche Wohl des Kindes 
gefährdender Mißbrauch des Erziehungsrechts aufgefaßt wird, ijt nicht von 
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der Hand zu weijen. Von diefer Gefahr der einjeitigen Auslegung der Vor— 
jchriften im Intereſſe der im Staat herrſchenden politifchen oder religiöfen 
Anjhauungen abgejehen, ijt für das Ermefjen des Vormundſchaftsgerichts 
ein weiter Spielraum gegeben. Die Motive nennen ala Beijpiele des Miß- 
brauchs und der VBernachläffigung, welche ein Eingreifen de8 Vormund— 
ichaftögerichts rechtfertigen: Mißhandlung des Kindes, Berleitung zum 
Böjen, Beitimmung zu einem den Neigungen, Fähigkeiten und fonjtigen 
Berhältniffen nicht entjprechenden Beruf, Vernachläffigung der Sorge für 
die Ernährung und Pflege des Kindes; man wird auch wohl übermäßige 
gewerbliche Beichäftigung Hierher rechnen können. Abgeſehen von einer 
Bernadhläffigung oder einem Mißbrauch des Erziehungsrechts iſt aber 
weiterhin die Möglichkeit eines Eingreifens jchon gegeben, wenn der Vater 
fich eines ehrlofen oder unfittlichen Verhaltens jchuldig macht. Das B. G. B. 
jchließt fi) mit Ddiefer Beitimmung dem Vorgange des Gemeinen Rechts 
des württembergiſchen Gejeßes vom 27. Dezember 1871, des elfaßslothr. 
Gejeßes vom 18. Juli 1890 an. Es foll dadurch die Möglichkeit gegeben 
werden, das Kind dem verderblichen Einflufjfe zu entziehen, welchen das 
Schlechte Beifpiel des Vaters ausübt. 

Die Art der im Intereffe des Kindes zu ergreifenden Maßnahmen ift 
dem Ermefjen des Vormundſchaftsgerichts überlaffen. Dasjelbe kann fich 
darauf beſchränken, an Stelle des Vaters für die Erziehung des Kindes 
einen Pfleger zu bejtellen; in dieſem Falle behält die Mutter die Sorge 
für die Perfon des Kindes neben dem Pfleger in der Weife, daß bei 
Meinungsverjchiedenheit die Meinung des Pflegerd vorgeht (SS 1698, 1634). 
Dieje Beitimmung ift von der Kommiſſion zweiter Lefung eingefügt (Prot. 4 
©. 650). 68 wurde für ein umnatürliche® Verhältnis erachtet, daß die 
Mutter nicht mehr das Recht habe, fi um das Kind zu kümmern. Der 
die elterliche Gewalt übenden Mutter kann im alle des 8 1666 ein Bei- 
jtand bejtellt werden ($ 1687). Das Vormundjchaftägericht kann aber auch 
fie von der Sorge für das Kind ausfchließen, indem es Unterbringung 
außerhalb des Elternhaufes anordnet. In ſolchem Fall hat das Vormund— 
ichaftsgericht die Wahl, ob es Yamilienpflege oder Anftaltspflege an— 
ordnnen will. 

Es it anzunehmen, daß einer Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
über die Unterbringung des Kindes außerhalb des Elternhaufes gegenüber 
das in $ 1698 der Mutter gegebene Recht nicht bejtehen bleibt. Mit 
Recht Führen die Motive aus, daß, wenn dem Vater die mit der elterlichen 
Gewalt verbundene Sorge für die Perfon des Kindes entzogen ift, nicht 
etwa die elterliche Gewalt der Mutter in Kraft treten dürfe, weil eine 
gegenteilige Bejtimmung bei der Abhängigkeit der Mutter vom Bater und 
dem Einfluß desjelben auf die Mutter den Erfolg der getroffenen Maßregel 
vereiteln würde (Motive IV ©. 806). Die Erfahrung lehrt, daß der Erfolg 
der Zwangderziehung, mag fie in Familien oder Anftalten vor fich gehen, 
oft gefährdet wird, wenn eine Verbindung zwijchen dem Kinde und dem 
Elternhaufe, aus dem es im eigenen Intereſſe entfernt werden mußte, bleibt. 
MWird ein Recht der Mutter zur Sorge für das Kind troß der Zwangs— 
erziehung anerkannt, jo würde der Einfluß des Elternhaujes bejtehen bleiben. 
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Für bebormundete Kinder trifft $ 1838 die entjprechende Beitimmung : 


„Das Vormundichaftsgericht kann anordnen, daß der Mündel zum 
Zwecke der Erziehung iu einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungs» 
anftalt oder einer Befferungsanjtalt untergebraht wird. Steht dem 
Bater oder der Mutter die Sorge für die Perfon des Mündels zu, jo 
ift eine jolche Anordnung nur unter den Vorausjegungen des $ 1666 
zuläffig.“ 

Die von der Kommiſſion zur zweiten Lefung des Entwuris beichloffene 
und auch in der Reichstagsvorlage enthaltene weitergehende Beitimmung, 
nach welcher eine Beichränfung der Eltern in ihrem Recht zur Sorge für 
die Perjon des Kindes auch dann zuläffig fein jollte, 

wenn das Kind fittlich verwahrloft und nach der Perfönlichkeit und den 
Lebensverhältniffen des Kindes anzunehmen ijt, daß die elterliche Er— 
ziehungsgewalt zur Bellerung des Kindes nicht ausreicht (Abf. 2 des 
$ 1643 des Reichstagsentwurfs), 
ift, wie bereit3 fur; erwähnt, im Reichstage gejtrichen worden. Der Ents 
wurf zweiter Lefung Hatte fich mit diefer Bejtimmung dem Vorgange der 
meiften Landesgejeßgebungen angejchloffen, die in Erkenntnis der dem Staat 
obliegenden focialpolitiichen Aufgaben das Eingreifen in die elterlichen Er— 
ziehungsrechte auch ohne Verſchulden der Eltern dann für zuläffig erklären, 
wenn das Find zu verwahrlojen droht und die häuslichen Verhältniſſe feine 
Gewähr für eine Beflerung bieten. Die Denkichriitt zum Entwurf des 
B.6.B. ſprach die Erwartung aus, daß eine derartige Erweiterung der 
ftaatlichen Fürforge dazu beitragen werde, der zunehmenden VBerwahrlofung 
der Kinder und der daraus fich ergebenden Vermehrung jtrafbarer Hand— 
lungen entgegenzuwirfen (S. 230). 

Nah Streichung dieſer Beſtimmung ift reichagefeglich ein Eingreifen 
gegen den Willen des Erziehungsberechtigten in dem nicht feltenen Falle 
ausgejchloffen, daß ohne nachweisbares Verſchulden der Eltern, troß redlicher 
Sorge derjelben, die Kinder verwahrlojen, daß die elterlichen Zuchtmittel 
nicht ausreichen. In ſolchem Falle joll das Vormundichaftsgericht nach 
$ 1631 Abſ. 2 den Vater „auf feinen Antrag durch Anwendung ge- 
eigneter Zuchtmittel unterjtügen“. Es foll nah den Motiven Bd. IV 
©. 152 durch diefe Beftimmung dem GErjiehungsberechtigten die Möglichkeit 
gegeben werden, das Kind mit Hilfe dee Vormundſchaftsgerichts andermweit, 
3. B. in einer Erziehungs: oder Befjerungsanftalt unterzubringen. Das 
Einjchreiten auf Grund des $ 1631 Abf. 2 ſetzt aber einen Antrag des 
Erziehungsberechtigten voraus, auch find die getroffenen Maßregeln nach 
dem Grundſatz, daß auf das elterliche Necht nicht verzichtet werden kann, 
nur folange zuläffig, ala der Inhaber der elterlichen Gewalt einverjtanden 
ift. Doch wird bei willfürlicher Willensänderung zum Nachteil des Kindes 
das Bormundfchaftsgericht Anlaß zu der Erwägung haben, ob nunmehr 
auf Grund des 8 1666 aus dem Gefichtspunft der Vernachläffigung der 
Erziehung einzufchreiten ift. Auf einem Umweg könnte ſonach das Ergebnis 
erreicht werden, zu welchem der Abſ. 2 des 8 1643 des Reichstagseniwurfs 
eine direkte Handhabe gewähren wollte. 
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Eine Altersgrenze, von welcher an und bis zu welcher die Maßnahmen 
des Vormundſchaftsgerichts auf Grund der SS 1666, 1631 Abſ. 2, 1838 
zuläffig find, ift reichögefeglich nicht vorgeſehen. Selbjtverftändlich fallen 
fie fort mit der Großjährigkeit des Kindes. Das Bormundjchaftsgericht 
fann fie jedoch während der Dauer der elterlichen Gewalt jederzeit ändern 
oder aufheben ($ 1671 B.6.8.). 


4. c. Berfahren und Durchführung. 


In tormeller Beziehung ift für das Verfahren des Bormundjchaits- 
gerichts reichögejeglich nur vorgejchrieben, daß vor einer Entjcheidung, durch 
welche die Sorge für die Perjon des Kindes dem Erziehungsberechtigten 
entzogen wird, diefer, foweit e& nicht unthunlich, jowie Verwandte, ins— 
befondere die Mutter des Kindes, ſoweit dies ohne erhebliche Verzögerung 
und unverhältnismäßige Koften gefchehen kann, zu hören find (S 1673). 
Gegen die Entjcheidung des Vormundjchaftsgerichts ift die Beichwerde an 
dag Landgericht und gegen deſſen Entjcheidung , jofern fie auf einer Ver— 
legung der Geſetze beruht, die weitere Bejchwerde an dag Oberlandeögericht 
nach den Vorſchriften des R.G. über die freiwillige Gerichtöbarkeit vom 
17. Mai 1898 (8 19 ff.) gegeben. 

Die Beichwerde jteht jedem zu, defjen Recht durch die Verfügung be= 
einträchtigt ift (S 20 daj.), gegen eine Verfügung, die eine Entjcheidung 
über eine die Perfon des Kindes oder de Mündels betreffende Angelegen- 
heit enthält, jedem, der ein berechtigtes Intereſſe Hat, diefe Angelegenheit 
wahrzunehmen (S 57 Nr. 9 daſ.). Zu den Anterefjenten werden die Ge- 
meinden (ala Schulbehörde, Ortsarmenverband) gehören. Insbeſondere fteht 
gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer der in 88 1665 
bis 1667 B. G. B. vorgejehenen Maßregeln abgelehnt oder eine jolche Maß— 
regel aufgehoben wird, den Berwandten und Verſchwägerten des Kindes die 
Beichwerde zu ($ 57 Nr. 8). Nach Bollendung des 14. Lebensjahres hat 
das Kind ſelbſt in alle feine Perſon betreffenden Angelegenheiten ohne Mit» 
wirkung des gejeglichen Vertreters das Bejchwerderecht (8 59 daſ.). 

Die Durhrührung der vom Bormundjchaitsgericht angeordneten Maß 
regel wird dem dom Gericht zu bejtellenden Pfleger obliegen. Die Kojten 
einer Erziehung außerhalb des Elteınhaufes hat der Vater zu tragen. Der 
mit der Durchführung der Maßregel betraute Pfleger wird nötigenfalls 
gegen den Vater auf Hergabe der erforderlichen Mittel lagen müſſen. So- 
fern der Vater die Koſten nicht hergeben kann, wird, fofern nicht die landes— 
gejeglichen Vorjchriiten über die Zwangserziehung eingreifen, die vom Gericht 
angeordnete Maßnahme nur durchführbar jein, wenn die Mittel anderweit 
zur Verfügung gejtellt werden; die Privatwohlthätigfeit greift vielfach er— 
gänzend ein. Man wird aber die Hergabe der erforderlichen Mittel ala 
Pflicht der Gemeinde anjehen müſſen. Es kann dahingejtellt bleiben, ob 
die dadurch entjtehenden Kojten ala Armenpflegefoften anzufehen find. Man 
fann da8 mit folgender Begründung behaupten: den Eltern ift die Er— 
jiehung genommen und angeordnet, daß das Kind anderweit untergebracht 
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werden joll, dazu reicht da Einkommen der Eltern nicht aus, die Kinder 
find, weil fie den Eltern nicht belaffen werden dürfen, hilfsbedürftig. 

Ob das Bundesamt für Heimatwejen in ſolchem Falle einen Eritat- 
tungsanjpruch gegen den Ortsarınenverband des Unterſtützungswohnſitzes an= 
erkennen würde, jteht dahin. In jedem Falle iſt die Übernahme der durch 
dieje auf der Grenze der Schul- und Armenverwaltung liegenden Fürſorge— 
thätigkeit entitehenden Kojten durch die Gemeinden ebenſo gerechtjertigt, wie 
die Aufnahme taubjtummer oder blinder Kinder, denen die Eltern zwar 
Ernährung und Unterkunft, aber nicht die zur Ausbildung nötige Anſtalts— 
pflege gewähren können, in eine Zaubftummen- oder Blindenanftalt, ob— 
wohl in einem folchen Falle nach dem Urteil des Bundesamts vom 2. März 
1895 die in Preußen der öffentlichen Armenpflege gezogenen Grenzen über: 
ſchritten werben. 

Das Ergreifen von Maßnahmen gegen die Verwahrlofung der Jugend 
ift, wie die Protokolle zweiter Xejung (Bd. 4 ©. 622) mit Recht bejagen, 
ein Ergebnis moderner Socialpolitif. Wenn die Gemeinden, wie dies die 
größeren Städte meift jchon gethan Haben, eine über den Rahmen der ges 
jeglichen Armenpflege hinausgehende Fürforge im Intereſſe der heranwachſen— 
den Jugend ausüben, jo handeln fie nach dem Grundſatz: Sauvez l’enfant 
et il n’y aura pas d’hommes à corriger ou à punir (Th. Roufjel auf dem 
internationalen Gefängnistongrefje zu St. Petersburg 1890). Es jei hier 
namentlich auf das Beiſpiel der Stadt Berlin verwieſen, welche jeit vielen 
SHahren für die Aufnahme verwahrlofter Kinder in „ſtädtiſche Erziehung“ 
bejondere Verwaltungsgrundſätze entwidelt hat. 


5. d. Zwangderziehung. 


Bei den auf Grund der 88 1666, 1631 Ab. 2, 1838 angeordneten 
Maßregeln des VBormundfchaftsgerichts Handelt e8 fih um einen Eingriff in 
die Erziehungsgewalt der Eltern, deſſen Durchführung wefentlih nur nad 
eivilrechtlichen Grundfäßen erfolgen kann. Das B.G.B. erfennt aber an, 
daß die Durchſührung der Maßregeln nicht völlig dem Civilrecht überlafjen 
werden darf, jondern nur durch die Zulaffung der öffentlichen Zwangs— 
erziehung gefichert werden fann (vgl. Dentjchriit zum B.6.B. ©. 230). 
Das B.G.B. überläßt jedoch die Regelung der öffentlichen Zwangserziehung 
in der Hauptjache der Landesgeſetzgebung. Art. 135 de E.G. zum B. G. B. 
beſtimmt in diefer Beziehung: 

Unberübrt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Zwangs— 
erziehung Minderjähriger. Die Zwangserziehung ift jedoch, unbejchadet 
der Borjchriften der SS 55, 56 St. G. B., nur zuläffig, wenn fie von dem 
Bormundjchaitsgericht angeordnet wird. Die Anordnung fann außer den 
Fällen der SS 1666, 1838 B.G.B. nur erfolgen, wenn die Zwangs— 
erziehung zur Verhütung des völligen fittlichen Verderbens notwendig ift. 

Die Landesgejege können die Entjcheidung darüber, ob der Minder- 
jährige, defien Zwangserziehung angeordnet ift, in einer Familie oder in 
einer Erziehungs- oder Befjerungsanjtalt unterzubringen fei, einer Ver— 
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waltungsbehörde übertragen, wenn die Unterbringung auf Öffentliche Koſten 
zu erfolgen Hat. ' 

Auf dem Gebiete der Zmwangserziehung iſt fonach die Rechtslage 
folgende: 

1. Unverändert gilt $ 56 St. G. B.: 

Gegen jugendliche Perjonen zwifchen 12 und 18 Jahren, welche 
eine jtrafbare Handlung begangen haben, aber wegen mangelnder Er— 
fenntnis der Strafbarkeit derjelben freigefprochen werden, fann in dem 
freifprechenden Urteil die Unterbringung in eine Erziehungs- oder Beſſe— 
rungsanſtalt angeordnet werben. 

Die Durchführung der vom Strafrichter angeordneten Maßregel richtet 
ſich nach den landesgejeglichen Borfchriften. In den vier Königreichen iſt 
die Regelung durch Minifterialerlaffe erfolgt. Die Koften werden als Kojten 
des Strafvollzugs auf die Staatskaſſe übernommen. 

2. 68 gilt ferner 8 55 ©t.6.B. in der Fafſung, die er durch 
Art. 34 1. des EG. zum B.G.B. erhalten Hat: Kinder unter 12 Jahren, 
die eine ſtrafbare Handlung begehen, find ftrafrechtlich nicht zu verfolgen; 
es können aber gegen fie 

„nach Maßgabe der landeögejeglichen Vorjchriften, die zur Beſſerung und 
Beauffichtigung geeigneten Maßregeln getroffen werden. Die Unterbrin= 
gung in eine Yamilie, Erziehungs- oder Beflerungsanftalt kann nur er 
tolgen, nachdem durch Beichluß des VBormundichaitegerichts die Begehung 
der Handlung feitgeftellt und die Unterbringung für zuläffig erklärt iſt.“ 

Der Unterfchied von der früheren Faſſung des 8 55 ©t.G.B. liegt 
darin, daß die Unterbringung in eine Familie — fogar in erfter Linie — 
Tür zuläffig erklärt ift, wodurch ein Zweifel über die Auslegung des früheren 
Rechts gehoben iſt, jowie darin, daß die Beichlußiafjung des Vormund— 
Ichaftsgerichts in allen Fällen der Herausnahme aus der elterlichen Familie 
gefordert wird, 

Eine auf Grund des 8 55 St. G. B. ergangene landeögejehliche Be- 
ftimmung ift für Preußen das Geje vom 13. März 1878 betr. die Unter- 
bringung verwahrlofter Kinder, welches fonach unverändert in Kraft bleibt. 
Die Annahme von Schulgenftein und Köhne, Das deutiche Vormundſchafts— 
recht ©. 343 Anm. 5, daß in 8 1 dieſes Geſetzes die Worte „zur Ver— 
hütung weiterer ſittlicher Verwahrloſung“ erſetzt jeien durch die Worte des 
Art. 135 Abi. 1 Sab 3 E. G.: „zur Verhütung des völligen fittlichen Ver— 
derbens“, ift m. €. irrig; denn $ 55 St. G. B. ift in Art. 135 unberührt 
gelaflen; die auf Grund des $ 55 St. G. B. ergehenden Landeögejege können 
daher die Vorausfegung der Unterbringung anders bejtimmen ala Art. 135 
vorjchreibt. 

Dieje Unterjcheidung findet fich auch in dem heſſiſchen Geſetz betr. die 
Zwanggerziehung Minderjähriger, deffen Art. 1 Sat 1, welcher die Maß— 
regeln auf Grund des $ 55 St. G. B. anordnet, durch Art. 284 des Aus— 
führungsgejeges zum B.G.B. vom 22. Juli 1899 die Faffung erhalten hat: 

„wenn die Unterbringung mit Rüdficht auf die Beichaffenheit der ftrafs 
baren Handlung der Perfönlichkeit des Kindes, der Eltern oder fonftiger 
6* 
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Erzieher desſelben und auf deſſen übrige Lebensweiſe zur Verhütung 
weiterer ſittlicher Verwahrloſung erforderlich iſt,“ 
während Satz 2, der die Zwangserziehung außerhalb des Falles des F 55 
St.G. B. (f. unten zu 3.) regelt, die Maßregeln nur zuläßt, 
„wenn fie zur Verhütung des völligen ſittlichen Verderbens 
des Minderjährigen notwendig find.“ 

3. Auch ohne die Vorausfegung einer ftrafbaren Handlung fann die 
Landesgeſetzgebung die Zwangserziehung Minderjähriger für zuläffig erklären, 
wenn zwei Vorausſetzungen erfüllt find: 

a) Die Anordnung muß durch das Bormundfchaftsgericht erfolgen. 
Die Vorfchriften einzelner Landesgeſetze, welche die Entjcheidung anderen 
Behörden zumweijen, 3. B. in Bayern dem Gtrafrichter gemäß Art. 81 des 
bayer. Polizei St.G.B., dem Armenrat nach $ 36 des Armengejeßed vom 
29./4. 1869, in Württemberg dem Gemeinderat nach Art. 12 des Polizei- 
&t.6.B., in Sachjen der Polizeibehörde nach $ 5 des Gef. über dag Volks— 
ſchulweſen vom 26./4. 1873, in Anhalt der Kreisdireftion nach dem Gef. 
vom 29./12. 18783, find damit aufgehoben Der Art. 81 des bayerifchen 
Polizei St.G.B., wonach beftraft werden fann: 

wer ihm angehörige oder anvertraute Kinder in Bezug auf Schuß, Auf— 
ficht, Verpflegung oder ärztlichen Beijtand verwahrloft; gleichzeitig kann 
in dem Urteil die Diftriftspolizeibehörde ermächtigt werden, in anderer 
Weiſe für die Unterbringung der betreffenden Kinder zu ſorgen, 
hat in Art. 162 Nr. I des bayeriſchen Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. 
den Zujaß erhalten: 
Die Ermächtigung ift, wenn es fich um eine Maßregel Handelt, zu der 
eine Anordnung des VBormundfchaftsgerichts erforderlich ift, von der Er— 
laſſung diefer Anordnung abhängig zu machen. 

b) Die Anordnung feßt die Feſtſtellung voraus, daR entweder ein Fall 
der 88 1666, 1838 B. G. B. vorliegt oder außer diefen Fällen — daß die 
Zwangserziehung zur Verhütung des völligen fittlichen Verderbens nötig ift. 

Letztere Vorſchrift iſt dem Wortlaut des — ſonach unverändert in 
Kraft gebliebenen — badiſchen Geſetzes vom 4. Mai 1886 nachgebildet: 

„wenn nach ihrem Verhalten die Erziehungsgewalt der Eltern nnd die 
Zuchtmittel der Schule fich zur Verhütung ihres völligen fittlihen 
Verderbens unzureichend erweifen“ (vgl. auch daß vorerwähnte hej- 
fiiche Geſetz). 

Meitergehende Beitimmungen einzelner Landesgefege werden ein— 
geichränft. 

Wenn 3. B. das bremifche Gejeg vom 19./6. 1877 ala zur Zwangs— 
— geeignet bezeichnet: 

jugendliche Perſonen von 12—18 Jahren, welche eine ſtraf—⸗ 
bare Handlung begangen, die Strafe verbüßt oder Strafaufſchub oder 
Begnadigung erlangt haben, ſofern die Maßnahme erforderlich erſcheint, 
um die betreffende Perſon auf den Weg der Sitte oder des Geſetzes zu— 
rückzuführen. 
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3. Perfonen unter 16 Jahren, 

a) wenn bei ihnen die gewöhnlichen Erziehungsmittel fich ala 
unzureichend erwiejen haben, um fie vor fittlicdem Berfall zu 
bewahren, 

b) wenn wegen der fittlichen Verkommenheit der Eltern oder 
jonjtigen Erzieher oder grober VBernadjläffigung der denjelben 
obliegenden Pflichten die Gefahr ihres fittlichen Verderbens 
begründet ift. 

4. Diejenigen, die während des jchulpflichtigen Alter dem Schul: 
bejuch fich beharrlich entziehen, 

fo wird, ſoweit nicht Nr 3b durch die Vorſchriften der SS 1666, 1838 
gebedt werden, gemäß Art. 135 E. G. die fernere Feſtſtellung erforderlich fein, 
daß die Zwangderziehung zur Verhütung des völligen fittlichen Verderbens 
nötig ſei. 

Die gleiche Feititellung wird auch gemäß Art. 135 E. G. der jächfifche 
Vormundſchaftsrichter treffen müfjen, obwohl die an Stelle des $ 5 des 
jächfiichen Gejehes über das Volksſchulweſen 

„ſchulpflichtige Kinder, gegen welche die der Schule jelbjt zu Gebote 
ftehenden Zuchtmittel ohne Erfolg bleiben, können auf Antrag der Schul: 
behörde durch die Ortspolizeibehörde den Eltern oder Pflegern entzogen 
und bei anderen Perfonen oder in Befjerungsanftalten untergebracht 
werden,“ 
getretene Vorſchrift des S 50 des jächfiichen Ausführungsgefeges vom 
18. Zuni 1898 nur vorjchreibt: 

„Iſt ein Kind fittlich verwahrloft oder der Verwahrlofung aus— 
gejegt, und bleiben die der Schule zu Gebote ftehenden Zuchtmittel ohne 
Griolg, jo Hat der Schulvorftand oder die Bezirksſchulinſpektion nach 
Gehör des Schulvorftandes die Anordnung der Zwangserziehung bei dem 
Bormundichaftögerichte zu beantragen. Wird die Zwangserziehung ans 
geordnet, fo ift, wenn fie auf öffentliche Koften erfolgt, von der Obrig- 
feit, anderenfall® von dem VBormundjchaftsgerichte zu bejtimmen, ob das 
Kind in einer Familie nach Befinden mit Privatunterrichtserteilung 
oder in einer Erziehungs- oder Befjerungsanftalt untergebracht werden 
Tolle.” 

Auf der anderen Seite ift e8 der Landeögefeßgebung unbenommen, die 
Fälle, in denen fie die Öffentliche Zwangserziehung zuläßt, gegenüber den 
88 1666, 1838 einzufchränfen. Wenn 3. B. das anhaltiiche Geſetz vom 
29./12. 78 die gr ei gegen Kinder von 6—12 Jahren zu- 
läßt, „welche durch ihr an die Offentlichkeit tretendes Verhalten eine jolche 
fittliche Verwahrlofung zu erkennen geben, daß ihr Verfallen in die Ver— 
brecherlaufbahn zu befürchten ſteht,“ jo reicht das Recht des Vormund— 
Ichaftägericht3 zur Anordnung der Zwangserziehung nicht jo weit, wie feine 
Beiugnis zum Ginjchreiten auf Grund der 88 1666, 1838, jowohl Hin- 
fichtlich der Alterägrenze wie hinfichtlich der Vorausſetzungen des Eingreifene. 
Noch viel mehr tritt das bei den Staaten in die Erfcheinung, welche, wie 
3. B. Preußen, die Zwangserziehung nur auf Grund der 88 55 und 56 
St. G. B. zulafien. 
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Für das Verfahren de Vormundſchaftsgerichts bei Anordnung der 
Zwangserziehung haben zunächſt die oben angeführten reichägejeglichen Vor— 
ichriften ($ 1673 8.6.8., 88 19 fi., 57, 59 des R.G. über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit) Anwendung zu finden. Die Landesgejeggebung fann weitere 
Borjchriften bezüglich des Verfahrens, der Antrags» und Beſchwerdeberech— 
tigten geben. 

Auch die Dauer der Zwangserziehung iſt Landesgejeglich zu regeln, 
naturgemäß darf fie nicht über die Großjährigkeit hinaus ausgedehnt werben. 

Die Unterbringung felbjt erfolgt der Regel nach durch eine Verwal— 
tungsbehörde. 

Die Koſten der Unterbringung werden, falls fie aus öffentlichen Mitteln 
entnommen werden müſſen, in den Landesgeſetzen meiſt den größeren Ver— 
bänden auferlegt bezw. zwiſchen diefen und den Ortsarmenverbänden geteilt. 


6. Beichränfung der elterlihen Gewalt in Bezug auf das 
Vermögensrecht. 


Verwaltung und Nutznießung am Kindesvermögen kann dem Vater 
entzogen werden, wenn er das Recht des Kindes auf Gewährung des Unter— 
halts verletzt und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unter— 
halts zu beſorgen iſt ($ 1666 Abſ. 2). 

Bei Gefährdung des Vermögens des Kindes durch Pflichtwidrigkeit 
oder Vermögensverfall des Vaters hat das Vormundſchaftsgericht die zur 
Abwendung der Geſahr erforderlichen Maßregeln zu treffen, kann Sicher— 
heitsleiſtung anordnen und äußerſtenfalls die Verwaltung entziehen (S 1667 ff., 
1670 3.6.8.). 

Der die elterliche Gewalt übenden Mutter kann in den Fällen der 
88 1666, 1667 ein Beiftand beftellt werden (S 1687 Nr. 8). 


7. Selbjtändigfeit der Fran in Beziehung auf Erwerb und Ver- 
luſt des Unterjtügungswohnfites. 


Nah 8 17 U.W.G. gilt die Frau während der Dauer der Ehe als 
jelbftändig in Bezug auf den Erwerb und Berluft des Unterftüßungswohn- 
fihes 

1. wenn und ſolange der Ehemann ſie böslich verlaſſen hat, 

2. wenn und ſolange ſie 

a) während der Dauer der Haft des Ehemannes, 

b) infolge der ausdrücklichen Einwilligung desſelben 

c) kraft der nach den Landesgeſetzen ihr zuſtehenden Befugnis 
vom Ehemann getrennt lebt und ohne deſſen Beihilfe ihre Ernährung findet. 

Die Fälle 2a und b werden durch dad B.G.B. nicht berührt. Zu 
beachten ift nur, daß ein vertragamäßiger Verzicht auf die Yolgepflicht der 
Yrau nicht zuläffig iſt. Wenn aljo der Daun feine Willensmeinung ändert, 
die Erlaubnis zum Getrenntleben zurüdnimmt, jo kann die Frau fich nicht 
auf die Abmachung berufen, es fällt von dem Zeitpunkt an der Grund für 
ihre Selbjtändigfeit fort, jojern nicht ihr ein Grund nach 2e zur Seite 
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jteht. Dagegen ift vom 1. Januar 1900 an die Trage, ob bösmwillige 
Verlafſung vorliegt und ob die Frau befugterweife vom Manne getrennt 
lebt, Lediglich nach dem B. G. B. zu entjcheiden, welches die Wirkungen der 
Ehe einheitlich unter Ausschluß abweichender landesgeſetzlicher Vorſchriften 
regelt, jonach an Stelle der „landesgeſetzlichen“ Vorfchriften tritt. Es Tann 
daher die Folge eintreten, daß der gleiche Thatbeftand vom 1. Januar 1900 
an abweichender Beurteilung unterliegt. Wenn eine Frau, die nach der 
Randesgejeßgebung beiugterweife getrennt lebte, daher einen felbitändigen 
Unterftügungswohnfig erworben hatte, nach den Vorfchriiten des B.G.B. 
nicht mehr ala befugterweije getrennt lebend angejehen werden kann, jo teilt 
fie vom 1. Januar 1900 wieder den U.W. des Mannes. 


Das B.G. B. behandelt die bösliche Verlaſſung ala Eheſcheidungs— 
grund in $ 1567. Danach Liegt bösliche Berlafjung in diejem Ginne 
eined Ehejcheidungägrundes nur dor, wenn die Frau eine Vorklage auf Her⸗ 
ftellung der häuslichen Gemeinschaft — aljo auf Rüdfehr in die Ehewoh— 
nung bezw. Aufnahme der Frau in diejelbe — erhoben und der Mann dem 
rechtskräftig gewordenen Urteil ein Jahr lang nicht Folge geleiftet hat, und 
zwar gegen den Willen der Frau und in böslicher Abficht; ohme dieje Vor— 
klage nur, wenn der Aufenthalt des Mannes ein Jahr lang unbefannt war, 
jo daß es der öffentlichen Zuftellung bedurfte und letztere Vorausſetzung 
noch zur Zeit des Urteil beiteht. 


Da in $ 17 U.W.G. nicht vorausgejegt ift, daß das bösliche Ver— 
laffen nur dann die Frau jelbjtändig macht, wenn dasſelbe auch einen Ehe: 
icheidungsgrund giebt, jo lönnen die VBorjchriften in $ 1573 nur infoweit 
zur Auslegung des $ 17 benußt werden, als fie etwa den Begriff der „bös- 
lichen Verlaſſung“ beftimmen , nicht aber injoweit fie nur Beitimmung dar— 
über treffen, unter welchen Vorausſetzungen das bösliche Verlaffen einen 
Eheſcheidungsgrund darjtellt (vgl. Entich. des Bundesamts Bd. 24 ©. 61). 
Im übrigen ift die Frage, wann bögliches VBerlaffen im Sinne des S 17 
U.W.G. vorliegt, lediglich nach den allgemeinen Vorſchriften des B.G.B. 
über die Rechte und Pflichten der Ehegatten gegeneinander zu bejtimmen. 


Das B.G.B. jtellt in $ 1353 feinen Vorſchriften über das perjönliche 
Verhältnis der Ehegatten den Sat voran: 
„Die Ehegatten find einander zur ehelichen Lebensgemeinfchaft ver- 
bunden,“ 


Der Mann Hat nach $ 1354 die Enticheidung in allen das gemeinjchait- 
liche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten, insbejondere in Bezug auf 
Wohnort und Wohnung. Die Frau ift nicht verpflichtet, dem DBerlangen 
des Ehemannes nach Herftellung des ehelichen Lebens Folge zu leiften oder 
feiner Entjcheidung in Bezug auf Wohnort und Wohnung fich zu Tügen, 
wenn fein Verlangen oder feine Entjcheidung einen Mißbrauch feines Rechtes 
darftellt. Die Frau kann weiterhin die Heritellung des ehelichen Lebens 
verweigern, wenn fie berechtigt ift, auf Ehejcheidung zu lagen. Nach diefen 
Vorſchriften ift zu beurteilen, ob die rau vom Dann böglich verlaffen ift 
oder befugtermweife von ihm getrennt lebt; nur injomweit wird die Vorſchrift 
in $ 1567 in Betracht gezogen werden fünnen, als danach zum Begriff 
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des böglichen Verlaſſens gehört, daß der Mann gegen den Willen ber 
rau ihr fern bleibt. 

Was ala „Mißbrauch“ des Rechts des Mannes anzufehen ift, richtet 
ſich danach, ob nach den Umſtänden des einzelnen Falles unter Berüd- 
fichtigung der gefellichaitlichen Stellung, der Lebens» und Erwerbäverhältnifie 
der Ehegatten ein bejtimmtes Verlangen mit der rechten ehelichen Gefinnung 
unvereinbar ift. Der Regierungsvertreter hat im Reichstag den Begriff 
dahin erläutert: Mißbrauch liegt vor, wenn der Mann eine Entjcheidung 
trifft, von der man jagen muß, bei der rechten Liebe wäre dieſe Entjcheidung 
nicht getroffen worden. inerjeits ijt eg Mißbrauch, wenn der Mann ver— 
langt, daß die Frau zu ihm ziehe, während er ihr eine nach jeinen Ver— 
bältniffen unzureichende Wohnung bietet; wenn andrerjeit3 die Not des 
Lebens den Mann zwingt, für fich allein an einem fremden Ort Arbeit zu 
juchen, jo wäre es ein unberechtigtes Verlangen der Frau, daß der Mann 
in die Ehewohnung zurüdlomme (Jaſtrow, Recht der Frau. ©. 27). 

Ein Recht auf Scheidung zu Hagen hat die Frau: 

1. Bei Ehebruch, Doppelehe, widernatürlichem Sittlichkeitävergehen, 
ed ſei denn, daß die Frau dem Ehebruch oder der ftrafbaren Handlung 
zuftimmt oder an ihr Anteil hat; 

2. wenn der Mann ihr nach dem Leben trachtet; 

3. wenn der Mann fie böslich verlaffen hat mit der oben ans 
gegebenen Beſchränkung; 

4. wenn der Mann durch ſchwere Verlegung der durch die Ehe be- 
gründeten Pflichten oder durch ehrlojes oder unfittliches Verhalten eine jo 
tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verjchuldet, daß der Frau die 
Fortfegung der Ehe nicht zugemutet werden kann; als folch ſchwere Ver— 
legung der ehelichen Pflicht gilt grobe Mißhandlung. 

5. wenn der Mann in Geijtesfranfheit verfallen ift, unter den in 
$ 1569 angegebenen Borausfegungen. 

In dieſen Fällen fteht aljo der Frau das Recht zu, vom Manne 
getrennt zu leben, doch erliſcht das Recht auf Scheidung im Fall 1—4 
durch Werzeihung, ſowie wenn nicht binnen 6 Monaten nach Kenntnis des 
Eheicheidungsgrundes die Klage erhoben oder Sühnetermin beantragt iſt. 
Solange aber die Frau wegen Vorhandenſeins eines folchen Ehefcheidungs- 
grundes die eheliche Gemeinjchaft gelöft Hat, läuft die Frift nicht. Der 
Mann kann fie in Lauf fegen, indem er die Frau auffordert, entweder die 
häusliche Gemeinjchaft Herzuftellen oder die Klage auf Scheidung zu er- 
heben. Sofern infolge diejer Beitimmung das Recht der Frau, auf Ehe— 
ſcheidung zu Hagen, durch Friftablauf erlifcht, kann ihr zunächft befugtes 
Getrenntleben ein unbefugtes werden, fofern ihr nicht gemäß SS 1353, 
1354 auch nach Bejeitigung des Ehefcheidungsgrundes das Recht zuiteht, 
die häusliche Gemeinfchaft zu verweigern. 

Abgejehen von diefem Friftlauf ift nach 10 Jahren, feit Eintritt des 
Scheidungsgrundes, das Recht auf Scheidung zu Klagen, ausgeſchloſſen. 
Damit ift aber noch nicht gefagt, daß von nun an das Getrenntleben der 
rau ein unbefugtes jei. 
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C. Bormundfihaftsrerht. 


1. Gemeindewaijenrat. 


Das B.G.B. hat die Fürforge für die Perfon und das Vermögen des 
Mündels im wefentlichen dem Vormunde überlaffen, dem Vormundſchafts— 
gericht nur eine Oberaufficht zugewiefen. Den Landesgeſetzen iſt überlaffen, 
die dem Bormundjchaftsgericht obliegenden VBerrichtungen anderen ala gericht: 
lichen Behörden zuzuweiſen (Art. 147 E.G.). Eine allgemeine Übertragung 
der Dbervormundichaft an die Gemeinden iſt als unthunlich erachtet 
(Motive IV, ©. 1017). Wohl aber ift für eine Mitwirkung der Gemeinden 
auf dem Gebiet der unmittelbaren Aufficht über Vormünder und Mündel, 
ingbejondere joweit es fi um die perjönliche Yürforge für die lebteren 
handelt, durch die Schaffung der Gemeindewaifenräte ein Feld der Thätig- 
feit eröffnet. 

Die Stellung des Gemeindewaijenrates ift als die eines Hilfsorgans 
der Obervormundjchaft, und zwar nicht nur im Verhältniffe zu demjenigen 
Bormundichaftägericht, in deſſen Bezirk die betreffende Gemeinde Liegt, 
jondern im Berhältnis zu allen Bormundjchaftsgerichten, welchen obervor= 
mundfchaftliche Funktionen in Anjehung der in der Gemeinde fich auf: 
haltenden Mündel zuftehen, auigeiaßt (Motive IV, ©. 1225). Die Or- 
ganijation it der Landesgejeßgebung überlafjen. 

Das preußijche Ausführungsgeſetz bejtimmt in Art. 77: 

F 1. „Für jede Gemeinde oder für örtlich abzugrenzende Gemeinde- 
teile find ein oder mehrere Gemeindemitglieder als Gemeindewaijenrat 
zu bejtellen; für benachbarte Gemeindebezirfe fünnen diejelben Perjonen 
bejtellt werden. Das Amt eine Waifenrats ift ein unentgeltliches 
Gemeindeamt. 

Durch Beichluß der Gemeindebehörde können die dem Gemeindes 
waijenrat obliegenden VBerrichtungen bejonderen Abteilungen oder jchon 
bejtehenden Organen der Gemeindeverwaltung übertragen werden. 

Auf jelbjtändige Gutsbezirke finden dieſe Vorſchriften mit der 
Maßgabe entjprechende Anwendung, daß der Waijenrat von dem Guts— 
vorjteher ernannt wird. 

Die bisherigen Waifenräte bleiben im Amte. 

5 2. Zur Unterftügung des Gemeindewaijenrates können Frauen, 
die hierzu bereit find, ala Waifenpflegerinnen widerruflich beitellt werden. 
Die Zuftändigkeit für die Beitellung beftimmt fich nach den für die 
Beitellung der Waifenräte maßgebenden Borjchriften. 

Die Waijenpflegerinnen Haben unter der Leitung des Gemeindes 
waiſenrats bei der Beauifichtigung der im Kindesalter jtehenden Mündel 
und bei der Überwachung weiblicher Mündel mitzuwirken. 

Das Sächſiſche Ausführungsgeje beftimmt in $ 41 nur: 

Die Einrichtung des Gemeindewaifenrats wird durch Verordnung 
bejtimmt. 

Das Heffiiche weiſt die Gejchäite des Gemeindewaijenrates den 
Ortögerichten zu. ingehende PVorjchriften giebt das Bayrijche Aus— 
führungsgefeß in dem Art. 93—99. 
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Art. 93. Für jede Gemeinde wird ein Gemeindewaifenrat beftellt. 
In Städten mit mehr ala 100000 Einwohnern können mehrere Ge— 
meindewaijenräte, jeder für einen abgegrenzten Zeil des Stabdtbezirkes 
gebildet werden. 

Art. 94. Der Gemeindewaijenrat beſteht in Gemeinden mit 
ftädtifcher Berfafjung ſowie in Gemeinden mit mehr ala 5000 Ein- 
wohnern, aus dem Bürgermeifter, wo deren mehrere vorhanden find, 
aus dem erſten, ala Borfitenden, und aus einer Anzahl gewählter 
MWaijenräte. Der Bürgermeifter kann fi) durch ein Mitglied des 
Magiftrats oder der Gemeindeverwaltung vertreten laffen. 

In den übrigen Gemeinden werden ein oder mehrere Waifenräte 
aufgeftellt. Bei der Aufitellung mehrerer Waifenräte ift jedem ein ört— 
lich abgegrenzter Bezirk zuzumeijen. 

Art. 95. Die Zahl der MWaifenräte wird in Gemeinden mit 
jtädtifcher Berfaffung vom Magijtrat unter Zuftimmung der Gemeindes 
bevollmächtigten, in anderen Gemeinden von der Gemteindeverwaltung 
feſtgeſetzt. Das Gleiche gilt von der Bildung mehrerer Gemeindewaijen- 
räte nach Art. 93, Abf. 2. Die Gemeindeverwaltung beftimmt in den 
Fällen des Art. 94, Abi. 2 auch die Bezirke der einzelnen Waijenräte. 

Art. 96. Die Waijenräte werden in Gemeinden mit flädtifcher 
Verfaſſung von den in einen Wahlkörper vereinigten Magiftratsmitgliedern 
und Gemeindebevollmächtigten, in den übrigen Gemeinden von der Ge- 
meindeberwaltung gewählt. 

Zur Wahl der Waifenräte ift nach der Vollendung der ordentlichen 
er und nach der Bildung des Armenpflegſchaftsrats zu 
jchreiten. 

MWählbar ift, wer zum Mitgliede des Armenpflegichaftsrats gewählt 
werden lann. 

Als gewählt ift zu erachten, wer bei der Wahl die meijten 
Stimmen erhalten hat. Die Wahl gilt für die Zeit bis zu der nächiten 
nah Abſ. 2 ftattfindenden Wahl. 

Abgänge in dem Perfonal der Waifenräte find ſofort durch Neu— 

wahl zu erjeßen. 

Die Gewählten werden durch den Bürgermeijter auf Handgelübde 
verpflichtet. 

Art. 97. Das Amt des Waiſenrats ift ein unentgeltlicheg Ge— 
meindeamt. 

Art. 98. Der Gemeindewaifenrat ift befugt, Frauen, welche Hierzu 
bereit find, als Waijenpflegerinnen in widerruflicher Weiſe aufzuftellen. 

In den im Art. 94, Abi. 2 bezeichneten Gemeinden erfolgt die 
Aufftellung auf den Vorſchlag des Waiſenrats durch den Bürgermeifter. 

Die Waifenpflegerinnen haben unter Zeitung des Gemeindewaijenrats 
bei der Beauffichtigung der im Kindesalter jtehenden Mündel, und bei 
der Überwachung weiblicher Mündel mitzuwirken. 

Art. 99. Die Gejchäfteführung des Gemeindewaifenrats, insbefondere 
der Verkehr mit dem Bormundjchaftsgerichte, wird durch die Staats— 
minifterien der Juſtiz und des Innern geregelt. 
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Es kann insbefondere angeordnet werden, daß die Waiſenräte eines 
Bezirkes zeitweife unter der Leitung des Vormundſchaftsrichters zufammen- 
treten, um von dem Zuſtande der Aufficht über die Erziehung und 
förperliche Pflege der Mündel in dem Bezirke Kenntnis zu erlangen, 
jowie allgemeine Fragen ihrer Amtsführung zu beiprechen und Mängel 
abauftellen. 

Baden hat in dem Geſetz über die freiwillige Gerichtöbarfeit und das 
Notariat vom 17. Juni 1899 88 5—15 die Einrichtung de Gemeinde 
waifenrates geregelt. Da nah 8 5 desjelben Geſetzes nur diejenigen Per- 
jonen von dem Amte eine Gemeindewaijenrats ausgefchloffen find, welche 
nah 88 1780 und 1781 B.G. B. nicht zum Bormund bejtellt werden 
fönnen oder jollen, jo iſt damit die Zulaffung von Frauen zu dem 
Amt — nicht nur als Helferinnen — ausgeſprochen. 


2. Pflichten des Gemeindewaijenrats, 
a. Fälle der Vormundſchaft. 


Der Gemeindewaifenrat Hat dem Vormundfchaftsgericht die Perjonen 
vorzufchlagen, die fich im einzelnen Fall zum Vormund, Gegenvormund, 
Pfleger, Beiltand eignen (8 1779 Abf. 1, 88 1849, 1915, 1694 B. G. B.). 
Erlangt er von einem Falle Kenntnis, in welchem ein Vormund, ein 
Gegenpormund oder ein Pfleger zu beftellen ift, jo hat er dem Vormund— 
Ichaftsgericht Anzeige zu machen und joll zugleich die Perſon vorſchlagen, 
die ſich zum Vormunde, Gegenvormund oder Pfleger eignet (4 49 R.G. 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit). 

Der Gemeindewaiſenrat muß fich, wenn er ſeinen Verpflichtungen 
nachkommen will, darüber klar ſein, in welchen Fällen die Beſtellung eines 
Vormundes, Gegenbormundes oder Pflegers nötig iſt. 

Fälle der Vormundſchaft: 

I. Ein Minderjähriger erhält einen Vormund:“ 

A. Menn er nicht unter elterlicher Gewalt fteht. Das ift der Fall: 

1. wenn er unehelich geboren (8 1707) und nicht legitimiert oder 
adoptiert ilt; 

2. wenn er aus einer nichtigen oder mit Erfolg angefochtenen Ehe 
jtammt und beide Eltern den Mangel kannten ($ 1699 ff.); 

3. wenn beide Eltern tot oder für tot erklärt find; bei Annahme 
an Kindesftatt: wenn der Annehmende tot oder für tot erklärt worden ift, 
oder der Mdoptivvertrag aufgehoben ift, im letzten Fall troß Lebens der 
leiblichen Eltern. 

4. wenn der Vater die elterliche Gewalt verwirkt hat, ohne daß bie 
Ehe mit der Mutter des Minderjährigen aufgelöft ift $ 1684 Abi. 2. 
Berwirkungsgründe ſ. $ 1680 und 1771; 

5. wenn die Mutter ala Inhaberin der elterlichen Gewalt diefe ver- 
wirft hat oder, wenn fie zu einer neuen Ehe jchreitet (8 1686, 1697). 

B. Wenn die Eltern weder in den die Perfon, noch in den das 
Dermögen betreffenden Angelegenheiten zur Bertretung des Minderjährigen 
berechtigt find. Das ift der Fall: 
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1. wenn die elterliche Gewalt des Vaters ruht und auf die Mutter 
wegen Minderjährigfeit oder jonftiger Unfähigkeit oder Auflöfung der Ehe 
nicht übergehen kann. Im leßteren Falle muß jedoch die elterliche Gewalt 
der Mutter übertragen werden, wenn fie es beantragt und Feine Ausficht 
befteht, daß der Grund des Ruhens wegiallen werde ($ 1685). 

Die väterliche Gewalt ruht, wenn der Vater gejchäftsunfähig (F 104 
Nr. 2 und 3) oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift ($ 114), wenn 
er wegen förperlicher Gebrechen einen Pfleger für Perfon und Vermögen 
erhalten hat ($$ 1910, 1676), oder wenn er längere Zeit hindurch an 
der Ausübung der elterlichen Gewalt thatjächlicd behindert iſt und dies 
durch das Vormundſchaftsgericht fejtgejtellt it ($ 1677); 

2. wenn den Eltern wegen fchuldhaften Verhaltens die Sorge für die 
Perfon und das Vermögen des Kindes entzogen ift ($ 1666). 

C. Wenn der Familienjtand des Kindes nicht zu ermitteln ift. 

II. Ein Bolljähriger erhält einen Bormund, wenn er — wegen 
Geiſteskrankheit, Geiltesichwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht — ent« 
münbdigt ift ($ 1896). 

Nac Beantragung der Entmündigung fann eine vorläufige Vormund— 
ſchaft eingeleitet werden ($ 1906). 

Ein Gegenvormund fol neben dem Bormund bejtellt werden, wenn 
mit der DVormundichaft eine Vermögensverwaltung verbunden ift, es jei 
denn, daß dieje unerheblich ift oder mehrere Bormünder gemeinjchaftlich Die 
Bormundihait führen ($ 1792). 

Eine Pflegſchaft ift einzuleiten: 

1. Wenn der Inhaber der elterlichen Gewalt oder der Vormund 
behindert ift, gewiffe Angelegenheiten zu beforgen (3. B. wegen ntereffen- 
follifion), in&bejondere, wenn er von der Berwaltung eines dem Sinde 
——— oder letztwillig zugewendeten Vermögens ausgeſchloſſen iſt 
(8 1909); 

2. für einen VBolljährigen, der infolge Eörperlicher Gebrechen, ins— 
bejondere weil er taub, blind oder flumm ift, feine Angelegenheiten oder 
einzelne Angelegenheiten nicht bejorgen kann, jedoch nur mit feiner Ein- 
1910 es ſei denn, daß eine Verftändigung mit ihm nicht möglich iſt 
(8 1910); 

3. für einen unbefannt abwejenden VBolljährigen ($ 1911); 

4. für eine Leibesfrucht, falls dies zur Wahrung fünftiger Rechte 
nötig ($ 1912); 

5. falls unbekannt ift, wer bei einer Sache beteiligt ift; 

6. zur Verwaltung von für vorübergehende Zwecke durch öffentliche 
Sammlung zufammengebrachtem Geld. 

Der Mutter ift ein Beiftand zu beftellen: 

1. wenn der Bater die Bejtellung angeordnet hat; 

2. wenn die Mutter die Beitellung beantragt; 

3. wenn das Bormundjchaftsgericht aus bejonderen Gründen, ins- 
bejondere wegen de Umfangs oder der Schwierigkeit der Vermögens— 
verwaltung oder in den Fällen der 88 1666, 1667 die Beftellung im 
Intereffe der Kinder für nötig erachtet ($ 1687). 
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Mitglieder eine Familienrats find vom Gemeindewaijenrat nicht 
vorzufchlagen, der VBormundfchaftsrichter Hat nur über den von ihm Aus— 
gewählten den Gemeindewaijenrat zu hören ($ 1862). 

Der Unterfchied gegen das bisherige Recht in helm Zandesteilen ins- 
bejondere in Preußen, liegt hauptjächlich darin, daß infolge der elterlichen 
Gewalt der Mutter die Einleitung einer Vormundſchaft nicht nötig ift, 
wenn nach dem Zode des Baterd die Mutter lebt, daß anderjeitö der 
Großvater des unehelichen Kindes nicht mehr gefeglicher Vormund ift, ſon— 
dern für das uneheliche Kind in allen Fällen die Vormundſchaft ein— 
äuleiten iſt. 


3. b. Gejeglihe Vormundſchaft. 


Als gejegliche Vormundſchaft läßt das B.G.B. die des Vorſtandes 
einer unter ftaatlicher Verwaltung oder Aufficht jtehenden Erziehungs=- oder 
Berpflegungsanitalt oder eines Beamten über die in der Anjtalt oder unter 
der Aufficht des Vorſtandes oder de Beamten in einer von ihm aus— 
gewählten Familie oder Anftalt erzogenen oder verpflegten Kinder oder 
jelbft die unter folcher Aufficht in der mütterlichen Familie erzogenen oder 
verpflegten unehelichen Kinder, nah Maßgabe landesgejehlidher 
Vorſchriften zu, nach welchen dieſe gejegliche Vormundſchaft auch nach 
Beendigung der Erziehung oder Verpflegung bis zur Volljährigkeit dauern, 
der gejegliche Vormund nach $ 1852 befreit und Beitellung eines Gegen- 
vormundes ausgeſchloſſen fein kann, unbejchadet des Rechts des Vormund— 
ſchaftsgerichts zur Beitellung eines andern Vormundes. Art. 136 E. G. 

Durch dieje Beftimmungen werden die in verjchiedenen Bundesjtaaten 
beftehenden Vorſchriften über die gejegliche Wormundichaft, u. a. auch die 
in Sachſen bejtehende Generalvormundichaft über alle unehelichen Kinder, 
aufrechterhalten. Nur darf dem Bormundjchaftsgericht das Recht nicht be= 
ſchränkt werden, einen andern Vormund zu beſtellen. Das Preuß. Aus— 

führungsgeſetz bat die bisherigen Vorſchriften der Preuß. Vormundſchaſtsordnung 
den — Beſtimmungen durch folgende Vorſchriften angepaßt: 
rt. 78. 1. Der Vorſtand einer unter der Verwaltung des 
Ginntes oder einer Gemeindebehörde ftehenden Erziehungs- oder Ver— 
pflegungsanftalt Hat für die in der Anftalt untergebrachten Minder— 
jährigen die Rechte und Pflichten eines Vormundes. Die Rechte und 
Pflichten des Anftalt3vormundes bejtehen nur, jolange dad Vormund— 
Ichaftsgericht nicht einen andern Vormund beftellt hat. Der Vorſtand 
behält die Rechte und Pflichten des VBormundes auch nach der Beendigung 
der Erziehung oder Verpflegung bis zur Volljährigkeit des Mündels. 

8 2. Die Aufnahme de8 Minderjährigen in die Anftalt ift von 
dem Borjtande dem VBormundichaftsgericht und dem Gemeindewaifenrat 
des Bezirkes, in dem die Anftalt liegt, anzuzeigen. 

Mit der Aufnahme in die Anftalt endigt das Amt des bisherigen 
Vormundes. 

5 8. Neben dem Vorſtand iſt ein Gegenvormund nicht zu beſtellen. 

Dem Borftand ftehen die nach $ 1852 Ab. 2 des BGB. zuläffigen 
Befreiungen zu. 
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8 4. Auf Grund ortsſtatutariſcher Beftimmungen können 
Beamten der Gemeindearmenverwaltung alle oder einzelne Rechte und 
Pflichten eines Bormundes für diejenigen Minderjährigen übertragen werden, 
welche im Wege der öffentlichen Armenpflege unterftügt und unter Aufficht 
der Beamten entweder in einer don diefen ausgewählten Yamilie oder An— 
ftalt, oder, jofern es fi) um uneheliche Minderjährige handelt, in der 
mütterlichen Familie erzogen oder verpflegt werden. 

Wird von diefer Befugnis Gebrauch gemacht, jo finden die Vor— 
ichriften de S 1 Abi. 2, des 8 2 Abf. 1, und wenn den Beamten alle 
Rechte und Pflichten des Bormundes übertragen werden, auch die Vor— 
jchriften des $ 2 Abi. 2 und des $ 3 entiprechende Anwendung. 

Es wird Aufgabe der Gemeinden fein, den Erlaß eines folchen Orts- 
ftatut3 in Erwägung zu nehmen. 

Das Sächſiſche Ausführungsgefeg bejtimmt: 

8 37. Die Gemeinde kann mit Genchmigung des Juſtizminiſte— 
riums den Vorſtand einer unter ftaatlicher Aufficht jtehenden Erziehungs- 
oder Berpflegungsanftalt oder einen Beamten bejtimmen, dem die Rechte 
und Pflichten eines Vormundes oder Pflegerd über alle oder über gewiſſe 
Minderjährige zuftehen, die in der Anftalt oder unter der Aufficht des 
Borjtandes oder des Beamten in einer von ihm ausgewählten Familie 
oder Anjtalt oder, ſoweit fie unehelich find, in der mütterlichen Familie 
erzogen oder verpflegt werden. 

Die Vorſchrift findet Feine Anwendung auf Minderjährige, für deren 
Bevormundung ein anderes ala ein jächfifches Gericht zuftändig ift. 

$ 38. Tritt eine Vormundſchaft oder Pflegichaft nach $ 37 ein, 
jo endigt das Amt des bisherigen Vormundes oder Pflegerd von jelbit. 
Ein Gegenvormund wird nicht beſtellt. Dem Vorſtand oder Beamten 
ftehen die nach $ 1852 des B.G.B. zuläffigen Berreiungen zu. 

Der Borftand oder Beamte behält, joweit nicht etwas anderes be= 
ftimmt ift, die Rechte und Pflichten de Vormundes oder Pflegerd auch 
nach der Beendigung der Erziehung oder der Verpflegung. 

Dem zuftändigen VBormundjchaftsgerichte bleibt unbenommen, für 
einen Minderjährigen einen Vormund oder Pfleger zu beitellen, wenn 
der Borftand oder Beamte es beantragt. 

Nah dem Bayrifchen Ausführungsgefeg $ 100 kann dem Borftand 
einer unter ftaatlicher Verwaltung oder Aufficht ftehenden Erziehungs- oder 
Berpflegungsanftalt die gejegliche Vormundſchaft über die darin auf- 
genommenen Minderjährigen nur infolge Anordnung der zuftändigen Staats- 
minifterien übertragen werden. 


4. c. Vorſchlag des Vormundes. 


Meiterhin muß der Gemeindewaifenrat wiffen, wen er zum Vormund 
vorſchlagen ſoll und wer von der Beitellung ausgeſchloſſen iſt. 

Gewiſſe Perfonen find vorzugsweife zur Vormundjchaft berufen, ſodaß 
fie ohne ihre Zuftimmung nur aus wichtigen Gründen übergangen werden 
dürfen. Es find daß: 
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1. wer von dem Bater des Mindels Iebtwillig als Vormund be— 
nannt iſt; 

2. wer von der ehelichen Mutter letwillig benannt ift; 

3. der Großvater väterlicherfeits ; 

4. der Großvater mütterlicherfeitt. Vor diefem darf für ein unehe— 
liches Kind die Mutter bejtellt werden ($ 1778 Abi. 3). 

Iſt ein jo Berufener vorhanden, jo findet ein Vorſchlagsrecht des Ge— 
meindewaifenrates ‚nicht ſtatt. Seine Mitwirkung ift aber dadurch nicht 
ausgefchloffen. Dad Bormundfchaftsgeriht wird nicht jelten Anlaß zur 
Feftftelung haben, ob nicht etwa einer der Gründe vorliegt, weshalb der 
Berufene nicht zum Vormund beftellt werden kann oder ſoll, ob insbeſondere 
die Beitellung des Großvaters des unehelichen Kindes die Intereſſen des— 
jelben gefährdet, ob die Beftellung der unehelichen Mutter vorzuziehen oder, 
weil auch diefe fich nicht eignet, ein anderer Vormund zu beftellen ift. 

Iſt fein Berufener vorhanden, fo hat der Gemeindewaifenrat Anſpruch 
darauf, vor der Beitellung eines Vormundes gehört zu werden. Er bat 
ein Beſchwerderecht nach $ 19 des R.G. über die freiwillige Gerichtäbarkeit. 

Al Bormund kann nicht bejtellt werden: wer gejchäftsunfähig oder 
wegen Geijtesichtwäche, Verſchwendung, Trunkſucht entmündigt ift (8 1780). 

Es joll nicht beftellt werden ($ 1781): 

1. wer minderjährig oder nach $ 1906 unter vorläufige VBormund- 
ſchaft gejtellt iſt; 

2. wer nach 8 1910 zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegenheiten 
einen Pfleger erhalten hat; 

3. wer in Konkurs geraten iſt, während der Dauer des Konkurſes; 

4. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt; 

ferner nicht, wer durch Anordnung des ehelichen Vaters oder der ehe— 
lichen Mntter ausgeſchloſſen iſt (3 1782). 

Weibliche Perſonen ſind in gleicher Weiſe wie Männer zur Übernahme 
der Vormundſchaft befähigt, nur ſoll eine Frau, die mit einem andern als 
dem Vater des Mündels verheiratet iſt, nur mit Zuſtimmung des Mannes 
zum Vormund beſtellt werden ($ 1783). 

Der Waifenrat wird alfo, wenn er eine verheiratete rau vorjchlagen 
will, fich außer ihrer Bereitwilligfeit auch der Zuftimmung des Ehemannes 
verfichern müffen. 

, Ein Beamter oder Religionsdiener, der nach den Landesgejeken zur 
Übernahme einer Vormundſchaft befonderer Erlaubnis bedarf, ſoll ohne jolche 
nicht beftellt werden ($ 1784). 

Das Preuß. Ausführungsgeſetz beftimmt in diefer Beziehung in Art. 72, 
im wejentlichen itbereinftimmend mit Art. 123 des Heffifchen und Art. 40 
des Sächfiſchen Ausführungsgejehes: 

„Wer ein Staatsamt oder ein befoldetes Amt in der Kommunales 
oder Kirchenverwaltung bekleidet, bedarf zur Übernahme einer Vormund⸗ 
ſchaft oder zur Fortfegung einer vor dem Gintritt in das Amt über- 
nommenen VBormunbichaft der Erlaubnis der zunächſt vorgejegten Behörde. 
Das Gleiche gilt für die Übernahme oder die Fortfegung des Amtes 
eines Gegenvormundes, Pfleger? oder Beiftandes. 
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Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden. Notare bedürfen der 
Erlaubnis nicht.“ 

Reichscivilbeamte ſtehen, da auf fie nach $ 19 des R.G. vom 31. März 
1873 die Vorſchriften der Landesgejege Anwendung finden, den Staat?- 
beamten glei. Militärperfonen des Friedensſtandes und Givilbeamte der 
Militärverwaltung bedürfen gleichfalls nach $ 41 des NReichgmilitärgejees 
der Genehmigung ihrer Vorgeſetzten. 

Die Übernahme einer VBormundichaft dürfen ablehnen ($ 1786): 

1. eine rau; 

2. wer das fechzigite Lebensjahr überjchritten hat; 

3. wer mehr als vier minderjährige eheliche Kinder hat; 

4. wer durch Krankheit oder Gebrechen verhindert ift, die Vormund— 
ihaft ordnungsmäßig zu führen; 

5. wer wegen Entfernung feines MWohnfiges don dem Sitze des Bor- 
mundfchaftsgerichts die Vormundſchaft nicht ohne befondere Beläftigung 
führen fann; 

6. wer zur Gicherheitäleiftung angehalten wird; 

7. wer mit einem andern zu gemeinfchaftlicher Führung der Vormund— 
ſchaft beftellt werden ſoll; 

8. wer mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft führt; die Vor— 
mundſchaft über mehrere Geſchwiſter gilt nur als eine, die Führung bon 
zwei Gegenvormundfchaften fteht der Führung einer Vormundichaft gleich. 

Es gilt daher auch die Vormundſchaft über mehrere uneheliche Kinder 
derjelben Mutter als eine Vormundichaft, auch wenn die Kinder nicht 
denjelben Water haben. 

Über die Auswahl des Vormundes giebt das Geſetz fodann noch folgende 
von dem Gemeindewaijenrat wohl zu beachtende Vorfchriften: 

1. Es foll eine Perfon ausgewählt werden, die nach ihren perjönlichen 
Berhältniffen und ihrer Vermögenslage, fowie nach den ſonſtigen Umſtänden 
zur Führung der VBormundichaft geeignet iſt. 

2. Bei der Auswahl iſt auf das religiöſe Bekenntnis des Mündels 
NRüdficht zu nehmen. 

3. Verwandte und Verſchwägerte des Mündels find zunächit zu be= 
rüdfichtigen. 

4. Wenn mehrere Gefchwifter zu bevormunden find, joll für alle 
Mündel nur ein Vormund beftellt werben. 

Alle diefe Vorfchriiten zwingen den Gemeindewaifenrat, fich eingehend 
mit den BVBerhältniffen des Mündels zu bejchäftigen. Er wird die Ber- 
mögensverhältnifie, die fociale Lage, die Bildung des Mündels, feine Religion 
feſtſtellen müſſen, erfragen müffen, ob Verwandte — aljo Perfonen, welche 
mit dem Mündel gemeinfchaftliche Vorfahren haben — aller Grade (mit 
dem unehelichen Kinde ift der Water nicht verwandt) — oder Verſchwägerte 
— durch Heirat zwifchen einem Ehegatten und den Blutsverwandten des 
andern Verbundene (auch nach Beendigung der Ehe) alfo 3. B. Schwager, 
Schwägerin, Schwiegermutter — vorhanden und zur VBormundjchaft geeignet 
find; er wird bei unehelichen Kindern feftftellen müffen, ob etwa Gejchwijter 
am Reben find, da dann deren Vormund auch für das jüngjte Kind zu 
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beitellen ift. Es kann durch Beachtung diefer Vorſchrift dem jet oft vor— 
fommenden Mißitand vorgebeugt werden, daß für alle unehelichen Kinder 
einer Mutter verichiedene VBormünder beitellt find. 


5. Überwachung des Vormundes. 


Mit dem Vorjchlag des Vormundes ift die Thätigkeit des Gemeindes 
waijenrats nicht erjchöpft; im Gegenteil, nach der Auffaſſung des B. G. B. 
beginnt nun erſt die Hauptaufgabe: 

Der Gemeindewaifenrat wird vom VBormundjchaftsgericht von der An— 
ordnung der Vormundſchaft über einen in feinem Bezirk ſich aufhaltenden 
Miündel unter Bezeichnung des VBormundes und Gegenvormundes benach- 
richtigt,, ebenfo von jedem Wechfel in der Perfon des Vormundes oder 
Gegenvormundes (S 1851). Der Gemeindewaifenrat hat dann in Unter: 
ftügung des VBormundjchaitsgerichts darüber zu wachen, daß die Bormünder 
der fich in ihrem Bezirk aufhaltenden Mündel für die Perſon der Mündel, 
insbejondere für ihre Erziehung und körperliche Pflege pflichtmäßig Sorge 
tragen. Er hat dem Vormundjchaitsgericht Mängel und Pflichtwidrigfeiten, 
die er in dieſer Hinficht wahrnimmt, anzuzeigen und auf Erfordern über 
das perjönliche Ergehen und Verhalten des Mündels Auskunft zu erteilen. 

In diefer Überwachung des VBormundes Liegt die Hauptaufgabe des 
Gemeindewaijenrat?. Wenn auch nur Anzeige von Mängeln und Pflicht» 
widrigfeiten an das Gericht vorgejchrieben ijt, jo jchließt dies doch nicht 
aus, daß der Waifenrat unmittelbar gegenüber dem VBormunde durch Rat 
und Mahnung eingreift. Das Bormundichaftägericht wird in vielen Fällen 
ein Intereſſe daran Haben, von dem Gemeindewaifenrat ein Gutachten über 
Die Hperfönlichen BVerhältniffe des Mündels zu erhalten, wenn e8 auch in 
eriter Linie auf die vom Vormund zu erfordernden Berichte angewiefen iſt. 
Namentlich bei Maßnahmen bezüglich der Erziehung, der Unterbringung in 
die Lehre (1829 Nr. 6) wird das Gericht Anlaß haben, den Gemeinde= 
waijenrat zu hören. Da ilt es dann naturgemäß von Wert, wenn der 
Gemeindewaifenrat nicht erft, nachdem er um Auskunft angegangen ift, fich 
um dag Mündel kümmert, fondern infolge feines Auffichtsrechts bereit mit 
den Verhältniſſen bekannt ift. 

Schließlich Hat dad B.G.B. das Auffichtsrecht des Gemeindewaiſenrats 
noch infofern erweitert, ala ihn zur Pflicht gemacht ift, dem Gericht Anzeige 
zu machen, jobald er von der Gefährdung des Vermögens eines Mündels 
Kenntnis erlangt (S 1850 Abi. 2). Durch dieje Vorfchriit wird der Ge— 
meindewaijenrat in feiner Weife ermächtigt, in die VBermögensverwaltung 
ded Vormundes fich einzumifchen. Wenn aber der Gemeindewaijenrat eine 
mit den WBerhältniffen feines Bezirks vertraute Perfönlichkeit ift, deren 
Kenntnis es nicht entgeht, wenn ein mit einer Wermögendverwaltung 
betrauter Bormund in Vermögensverfall gerät, fich in gewagte Spekulationen 
einläßt und dgl., jo wird er in der Lage fein, das Gericht auf eine mög— 
liche Gefährdung des Mündelvermögens hinzumeifen und zum Ergreifen von 
Schugmaßregeln anzuregen. 

Auch diefe Beitimmung zeugt dafür, daß dag B.G.B. von dem Ge— 

Schriften des D. Ver. f. Woblthätigteit. XLV. 7 


98 Guno. 


meindewatjenrat ein großes Maß von Perfonenkenntnis, Umfiht und Takt 
erfordert, jo daß es bejonders jorgfältiger Auswahl der mit diefem Amt zu 
betrauenden Perſonen bedarf. 

Der Auffichtsführung des Gemeindewaijenrats fteht in allen großen 
Städten dad Hindernis im Wege, daß er von dem MWohnungswechjel des 
Mündels nur in jeltenen Fällen Kenntnis erhält. In diejer Beziehung 
fchreibt $ 1851 Ab. 2 entiprechend dem S 54 der preuß. Vormundichafts- 
ordnung vor, daB von der Verlegung des Aufenthalts eines Mündels in 
den Bezirk eined andern Gemeindewailenrat3 der Vormund den Waijenrat 
des bisherigen Aufenthaltsortes benachrichtigen und Ießterer den nunmehr 
zuftändigen Waifenrat davon in Kenntnis jegen joll. Es iſt zu befürchten, 
daß dieſe Anzeigen der VBormünder auch in Zukunft meift unterbleiben 
werden. Zudem fehlt die Verpflichtung, einen MWohnungswechjel inner: 
halb des Bezirks zur Anzeige zu bringen. 

Das B.G.B. jchreibt vor, daß das Vormundfchaftsgericht über die 
gejamte Thätigkeit des PVormundes die Aufficht zu führen, daß der 
Vormund ihm auf Verlangen jederzeit über die Führung der Vormund— 
ſchaft und über die perfünlichen Verhältnifje des Mündels Auskunft zu 
erteilen hat (SS 1837, 1839). Wie die Motive (Bd. IV ©. 1156) hervor— 
heben, hat man, obwohl die Beitimmung des 8 1839 fchon aus dem Recht 
der Aufficht hergeleitet werden fan, es doch, um Mikverjtändniffen vor- 
zubeugen, vom praftijchen Standpunkt aus für ratfam erachtet, das Bor: 
mundichaftsgericht darauf Hinzumeifen, daß es vom Wormunde jederzeit 
Auskunft über die Führung der Vormundſchaft und zwar insbefondere auch 
in Anfehung der Perjon des Mündels fordern fann. Man Hat zwar Vor— 
ichriften über jog. Erziehungsberichte nicht für angezeigt gehalten, aber die 
Vorſchrift, daß das Recht, Auskunft zu verlangen, fich insbejondere auch 
auf die perjönlichen Verhältniſſe des Mündels erjtrede, fol fie erjeßen. 
Wenn das Vormundfchaftsgericht dem Geifte diefer Vorſchrift entfprechend 
jeine Auffichtspflicht jo auffaßt, daß e& von Zeit zu Zeit Berichte über die 
perfönlichen Verhältniſſe des Mündels erfordert, jo wird ed von etwaigen 
MWohnungswechjel Kenntnis erlangen. Es wäre im Intereſſe der Wirkſam— 
feit der Gemeindewaifenräte und ihres Zufammenmwirfen® mit dem Bor: 
mundjchaftsgericht dringend erwünjcht, wenn das Gericht troß de8 Mangels 
geſetzlicher Vorſchriſt ſich verpflichtet halten würde, von jedem Wohnungs» 
mwechjel eines Mündels, der zu feiner Kenntnis kommt, dem Waijenrat 
Anzeige zu machen. Eventuell würde eine diefe Anordnung enthaltende 
Minifterialverordnung zu erftreben fein. 


6. Auffichtsrecht des Gemeindewaijenrats gegenüber dem Inhaber 
der elterlihen Gewalt. 


Nach 8 1675 Hat der Gemeindewaifenrat dem Vormundſchaftsgericht 
Anzeige zu machen, wenn ein Fall zu feiner Kenntnis kommt, in welchen 
dad Wormundichaitsgericht im Intereſſe eine® unter elterlicher Gewalt 
ftehenden Kindes zum Einfchreiten berufen ift, insbeſondere weil der In— 
haber der elterlichen Gewalt durch die Art der Ausübung bderfelben die 
Perfon oder dad Vermögen feines Kindes gefährdet. Solche Fälle find: 
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1. Wenn das geijtige und leibliche Wohl des Kindes dadurch ge- 
fährdet wird, daß der Vater das Recht der Sorge für die Perfon des Kindes 
mißbraucht, das Kind vernachläffigt oder fich eines ehrlofen und unfittlichen 
Verhaltens jchuldig macht ($ 1666 Abf. 1), 

2. Wenn der Vater dag Recht des Kindes auf Gewährung des Unter: 
haft verleßt und für die Zufunit eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts 
zu bejorgen iſt (S 1666 Abi. 2), 

3. Wenn das Vermögen des Kindes dadurch gefährdet wird, daß der 
Vater die mit der VBermögensverwaltung oder die mit der Nutznießung 
verbundenen Pflichten verlet oder in Vermögensverfall gerät. 

Mit diefen Beitimmungen iſt dem Gemeindewaifenrat ein über das 
Gebiet der Vormundſchaft weit Hinausgreifender Wirkungsfreis zugewieſen: 
er ift allgemein zum „Jugendanwalt“ (vergl. Ajchrott, die Behandlung der 
verwahrlojten Jugend, ©. 38) beitellt. Ihm fteht nicht das Necht zu, 
eine eigentliche Aufficht über die unter elterlicher Gewalt jtehenden Kinder 
bezw. die Handhabung der elterlichen Gewalt durch die Eltern zu üben. 
Er joll aber das flaatliche Intereſſe und das Intereſſe der Kinder gegenüber 
den Eltern vertreten, jobald er, ſei e8 auf Grund eigner Kenntnis, ſei es 
durch Anzeigen von Verwandten der Kinder oder aus dem Publikum, 
von einer Gefährdung der Kinder durch die Eltern Kenntnis erhält. 


D. Entmündigung. 


Nach den B.G.B. kann entmündigt werden: 

1. wer infolge von Geiſteskrankheit oder von Geiſtesſchwäche feine An— 
gelegenheiten nicht zu beforgen vermag; 

2. wer durch Verfchwendung ſich oder feine Familie der Gefahr des 
Notjtandes ausſetzt; 

3. wer infolge von Trunkſucht feine Angelegenheiten nicht zu bejorgen 
vermag oder fich oder jeine Familie der Gefahr des Notjtands ausſetzt oder 
die Sicherheit anderer gefährdet ($ 6 B. G. B.). 

Das Amtsgericht, bei dem der zu Entmündigende feinen allgemeinen 
Gerichtsſtand Hat — alſo regelmäßig das Amtagericht feines Wohnſitzes 
($ 13 C. P.O.) — iſt ausichlieglich zuftändig (S 648 C.P.O.). Wer fid) 
in einem nicht nur vorübergehenden, die freie Willensbeſtimmung aus— 
ichließenden Zuftande krankhafter Störung der Geijtesthätigfeit befindet, iſt 
geihäitsunfähig, kann alſo einen MWohnfik weder begründen noch aufheben 
($ 104 B. G. B.). 

Antragsberechtigt ſind der Ehegatte und der geſetzliche Vertreter, dem 
die Sorge jür die Perſon zuſteht; ferner Verwandte, ſofern es ſich nicht 
um eine unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ſtehende Perſon oder 
eine Ehefrau Handelt (F 646 C. P.O.); außerdem bei Entmündigung wegen 
Geiſteskrankheit oder Geiftesihwäche der Staatsanwalt bei dem vorgejeßten 
Zandgerichte. 

Zandeögefeglich Fann die Gemeinde oder der Armenverband zum Ans 
trag auf Entmündigung wegen VBerfchwendung oder Trunkjucht für berech— 
tigt erklärt werden. Dies ift 3. B. in Bayern gefchehen: 
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Der Armenpflegſchaftsrat iſt berechtigt, die Entmündigung wegen Ver— 
ſchwendung oder wegen Trunkſucht zu beantragen, wenn Grund zu der Be— 
ſorgnis beſteht, daß der zu Entmündigende der Armenkaſſe zur Laſt fallen 
werde. Art. 160 VIII des Ausf.“Geſ. zum B. G. B. 

Für Preußen beitimmt $ 8 des Ausi.-Gef. zur EP.O. in der 
Faſſung des Art. 1. III des Gejeßes vom 22. Septeniber 1899: 

Die Entmündigung wegen Berjchwendung oder wegen Trunkſucht 
fann auch von dem Armenverbande beantragt werden, dem die Fürſorge 
für den zu Gntmündigenden im Falle feiner Hilfsbedüritigfeit obliegen 
würde. 


E. Erfakanfprüde gegen Armenverbände. 


Die Frage, ob dritte Perfonen, welche einen Hilföbedürftigen unter- 
jftüßt haben, gegen den Armenverband einen Anſpruch auf Eritattung der 
gewährten Armenunterftügung haben, ift fünftig nach den Regeln des B. G. B. 
über die Gejhäftsführung ohne Auftrag zu entjcheiden (S 677 fi. 
B.G. B). Ob für diefen Erſatzanſpruch der Rechtsweg zuläffig iſt, hängt 
von landesgeſetzlichen VBorfchriften ab. Bayern, Württemberg, Baden haben 
den Rechtsweg ausgeſchloſſen oder bejchräntt. Für das preußifche Recht ift 
duch Entjcheidung der vereinigten Giviljenate der Rechtsweg ohne voraus— 
gehende Entjcheidung der Verwaltungsbehörde über Notwendigkeit und Höhe 
der Unterſtützung für zuläffig erachtet (Entjch. d. Reichsg. Bd. 41 ©. 267 ff.). 

S 677 8.6.8. beftimmt: 

er ein Geſchäft für einen andern beforgt, ohne von ihm beauf- 
tragt oder ihm gegenüber fonft dazu berechtigt gewejen zu fein, hat das 
Geſchäft jo zu führen, wie das Intereſſe des Gefchäftsheren mit Rüdficht 
auf defjen wirklichen oder mutmaßlichen Willen es erfordert. 

Nach 8 678 wird der Gejchäftsführer auch ohne Verfchulden ſchadens— 
erjagpflichtig, wenn er gegen den Willen des Gejchäftsheren die Geſchäfts— 
führung übernahm und dies erfennen mußte. Diejer entgegenjtehende Wille 
fommt aber nicht in Betracht, 

wenn ohne die Gejchäftsführung eine Pflicht des Gejchäftsheren, deren 
Erfüllung im öffentlichen Intereſſe Liegt, oder eine gejegliche Unterhalts— 
pflicht des Geſchäftsherrn nicht rechtzeitig erfüllt werden würde (8 679). 

Der Gejchäftsführer kann in dieſem Fall Erfaß feiner Aufwendungen 
wie ein Beauftragter verlangen, wenn nur die Übernahme der Gejchäfts- 
führung dem Intereſſe des Gefchättsheren entiprach ($ 683). Der Geſchäfts— 
führer darf jedoch, ohne die Entichliefung des Geichäftsheren abzuwarten, 
nur die unauffchiebbaren Gejchäfte vornehmen (S 681). 

Nach diefen Regeln werden Erſatzanſprüche von Ärzten oder Hebammen 
anzuerkennen fein, welche hilfsbebürftigen Perfonen, die nicht zahlungsfähig 
find, fondern die Öffentliche Armenpflege aur Erlangung der Leiftung in Ans 
ſpruch nehmen müßten, in dringenden Fällen, mit der Abjicht, von dem 
Armenverbande Erſatz zu verlangen, Hilfe letiten. 
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Erſte Sitzung. 


Donnerstag, den 21. September 1899, 
Vormittags 9a Uhr. 


BVorfigender Beigeordneter Seyffardt (Krefeld): Ich eröffne die 
19. Jahresverfammlung des Deutichen Vereins für Armenpflege und. Wohl- 
thätigfeit. 

Das Wort Hat Herr Landes-Syndifus Geheimrat Gürich (Breslau). 


Landes-Syndikus Geheimer Regierungsrat Gürich (Breslau): Meine 
hochgeehrten Herren! Namens und im Auftrage des Herrn Landeshaupt- 
manns von Schlefien habe ich die Ehre, Sie im Landeshaufe der Provinz 
Schlefien zu begrüßen und Herzlich willfommen zu heißen. Der Herr 
Landeshauptmann von Röder bedauert aufrichtig, daß er, fern von Breslau, 
fich bei den Beratungen nicht beteiligen kann; er hat mir aufgetragen, dies 
zu Ihrer Kenntnis zu bringen mit den beiten Wünſchen für den Verlauf 
der 19. Yahresverfammlung des Deutfchen Vereins für Armenpflege und 


Wohlthätigkeit. 
(Bravo!) 


Vorſitzender: Dad Wort Hat der Herr Regierungspräfident von 
Heydebrand und der Laja (Breslau). 


Regierungspräfident v. Heydebrand und der Lafa: Meine Herren, 
da ich vorausſichtlich durch auswärtige Gejchäfte verhindert fein werde, den 
weiteren Verhandlungen beizumohnen, wollte ich wenigjtens heute durch 
mein Gricheinen an den Tag legen, welche Wichtigkeit ich den Verhand— 
lungen des Deutjchen Vereins fir Armenpflege und Wohlthätigkeit beimejfe. 
Meine Herren, in einem fo volfreichen Bezirk wie dem Breslauer lernt der 
Verwaltungsbeamte jehr bald die Notwendigkeit einer wirkſamen Armen— 
pflege kennen. Aber noch mehr lernt er die Notwendigkeit einer rationellen 
Geftaltung diefer Armenpflege kennen; denn nur in der richtigen Form wird 
fie etwas Erfprießliches leiſten. 

Schriften d. D, Ber. f. Wohlthätigkeit. XLVL, 1 
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Nun werde ich Ihnen nichts Neues jagen, meine Herren, wenn ich das 
MWejentliche diefer rationellen Geftaltung darin jehe, daß zwifchen der öffent- 
lichen Armenpflege und der privaten entjprechende Fühlung vorhanden ift, 
und daß auf dem privaten Gebiete fich ſtets die nötige Zahl von Damen 
und Herren findet, die Hilfsbereit ihre Zeit und ihre Kräfte der Sache zur 
Verfügung Stellen. Meine Herren, wir haben bier in Breslau auf diefem 
Gebiete die erfreulichjten Erfahrungen gemacht, und ich von meinem Stand- 
punkte fann nur wünfjchen, daß in gleicher Weife fortgearbeitet werde. Ich 
bin auch durchaus in der Lage, an diefer Stelle allen den hilisbereiten 
Kräften, Damen und Herren, den wärmften Dank der Staatöregierung aus— 
zuſprechen. 

Nun wird man ja aber hier in Breslau gewiß dankbar ſein für jede 
Anregung, die aus dieſem großen erweiterten Verein kommt; wie es ja 
überhaupt eine Errungenſchaft der neueren Zeit iſt, daß man durch gegen— 
ſeitigen Austauſch der Gedanken die Erfahrungen ausnutzt, die man in dem 
eigenen Kreife gemacht Hat. Und don diefem Standpunkt aus begrüße ich 
Sie von Herzen namen? der Negierung im Regierungsbezirk Breslau und 
wünjche, daß Ihre Verhandlungen einen gedeihlichen Fortgang und eine 
erfprießliche Einwirkung auf die Geftaltung auch unferer Berhältniffe haben 


mögen. 
(Lebhafter Beifall.) 


Borjigender: Das Wort Hat Herr Oberbürgermeifter Bender 
(Breslau). 


Dberbürgermeifter Bender (Breslau): Meine hochgeehrten Anwejenden, 
geftatten Sie auch mir ein Wort der Begrüßung namens der Stadt Breslau, 
in deren Mauern Sie Heute zur Beratung zufammentreten! Seien Gie 
herzlich willkommen hier bei ung im Oſten und empfangen Sie Worte des 
Dantes, daß Sie uns Gelegenheit gegeben haben, den großen Berein, dem 
wir jo vieles jchulden, Hier in unferer Stadt begrüßen zu können! Das 
auszusprechen, meine Herren, iſt ung um fo mehr Pflicht, als ja der Verein 
als ein arbeitender Verein Gewicht darauf legt, den Umfang der Begrüßungen 
und der Bewillfommungen möglichjt einzuengen, und uns alio faum Ges 
legenheit giebt, Ahnen unfere Gaftfreundjchaft anderweit befonders zu be— 
thätigen. 

Meine geehrten Herren! Die vielen Taufende, die in unferen Mauern 
an der Armenpflege und der Wohlthätigkeit arbeiten, fie empfangen Sie 
mit dem Gefühl des Dankes und zugleich mit dem Gefühl der Hoffnung: 
des Dankes für das, meine Herren, was Sie und jchon geboten haben, und 
der Hoffnung, daß Ihre Tagung gerade unter uns in die weiten Kreiſe, 
die ja jolchen Bejtrebungen noch fern jtehen, die für fie erſt erzogen werden 
jollen, neue Anregung tragen werden. 

Meine geehrten Herren, wir haben in dem Werke, das wir dem Fleiße 
des Herrn Direktors Dr. Neefe aus unjerem jtatiftiichen Amt danken, Ihnen 
ein oberflächliches Bild — wenn ich diefen Ausdrud, ohne dem Herrn Ber: 
jaffer zu nahe zu treten, mit Rückſicht auf die NReichhaltigkeit des Stoffes 
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gebrauchen darf — eine flüchtige Skizze alles deffen zu geben verfucht, was 
auf dem Gebiete der Armenpflege und der Wohlthätigkeit, fomweit fie von 
der Stadt ausgeht oder in direkter Berührung mit der Stadt jteht, hier 
gegenwärtig geleiltet wird. Sie werden daraus erkennen, meine Herren, 
daß hier in Breslau jeit Jahrhunderten immer eifrig gearbeitet worden ift, 
diefen Zweig des Verwaltungsgebiets, . dem wir gegenwärtig ein Viertel 
der gejamten Steuern, die wir unjerer Bürgerjchaft abnehmen, widmen, in 
gutem Stande zu erhalten den Anjchauungen der Zeit entjprechend. 

Man nimmt wohl an, meine Herren, daß früher die Armenpflege und 
die Wohlthätigkeit wejentlich von mehr äußerlichen polizeilichen Geſichts— 
punkten geleitet worden wären. Den Arger von der Straße wegzubringen, 
den ein zerlumpter Bettler macht, und die unangenehmen Gindrüde zu er— 
übrigen, die der Wohlhabende, Satte empfängt, wenn er den Hungrigen, 
Armen auf der Straße trifft. Man würde aber doch der damaligen Armen 
pflege und ihren Leitern unrecht thun, wenn man ihnen folche Motive unter- 
legen wollte und wenn man in Zweifel ziehen wollte, daß auch damals 
ſchon jehr edle und Hohe Motive vorhanden geweien find bei den Männern, 
die an der Spibe der Armenverwaltung ftanden. ch brauche ja nur auf 
die großen Verdienfte hinzuweiſen, die fich die Kirche zu allen Zeiten auf 
diefem Gebiete erworben hat. Sch darf an ein Wort erinnern, dag ein 
großer Prediger in unferer Stadt vor mehr ala drei Jahrhunderten aus— 
ſprach, als er vom Rate gefragt wurde, warum er denn nicht predige; da 
bezog er fich auf die Bettler, die auf der Straße vor den Kirchenthüren 
anzutreffen waren und fagte: „mein Leber Herr Jeſus liegt vor der Kirchen— 
thür, ich mag über ihn nicht wegjchreiten; wenn Ihr ihn nicht befriedigt, 
fann ich auch nicht predigen.“ 

Meine Herren, die Anjchauungen Haben fich geändert, aber ficherlich 
nicht zum Nachteil der Armenpflege, de8 Opfermuts und der humanen 
Gefinnung, die ihr zu Grunde Liegen follen. Was damals nur ein Gebot 
der Religion war, ein Gebot der Moral vielleicht, das ijt Heute ein Gebot 
des Nechts geworden, und unfere Aufgabe ijt nun, die Übung des Rechts 
in fefter und warmer Fühlung mit der Moral und mit der Religion zu 
erhalten. Das danken wir allerdings, wie fchon der Herr Regierungs- 
präfident ausgeführt hat, dem einigen Zufammengehen der freiwilligen Wohl- 
thätigfeit und Armenpflege mit der obligatorischen. 

Meine Herren, es iſt wohl die Behauptung aufgeftellt worden, daß 
der Gang der Sorialgefeßgebung, die mir doch als einen bejonderen Stolz 
der Gegenwart alle anjehen müfjen, der Entwidlung der Armenpflege äußer— 
lich Hinderlich gewefen fei, infofern allerdings die focialen Geſetze vielleicht 
die armenpflegliche Gefeßgebung etwas aufgehalten Haben. Mag das jein, 
meine Herren, aber die Anfchauungen der Menfchen über die Verpflich— 
tungen, die auf dieſem Gebiete bejtehen — welche gewaltige Entwidlung 
haben fie gerade im Lauf der Tekten Jahre und auch unter dem Eindrud 
derjenigen Bewegung, die fich im der ſocialen Gefeßgebung verkörpert, em— 
pfangen! Was wir den Armen und Unglüdlichen fchuldig find, was unjere 
Pflicht auf dem Gebiete ift, das Hat doch eine gewaltige Ausdehnung er- 
fahren! 

1* 
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Meine Herren, Ihr Verein ift feit Jahren bemüht, diefe Anfchauungen 
zu verbreitern, zu vertiefen und die Formen und Wege zu fuchen und an— 
zugeben, auf denen wir den fchweren Aufgaben, die Hier beftehen, näher 
fommen können, Wenn ich namens der Stadt den Männern, die in unferen 
Mauern jeit einigen Jahren, 3. B. dem Elberfelder Syitem der Armen- 
pflege glüdlich zur vollen Wirkjamfeit verholfen haben, danke, jo weiß ich 
mich mit ihnen einig im Dank gegen diefen Verein, dem wir auch bdiefe 
Anregung zum Zeil zu danken haben. Und wenn ich mit einem Wunfjche 
ſchließen darf, jo ift e8 der, daß auch die diesmalige Verfammlung Ihres 
Vereins einen Schritt weiter bezeichnen möge auf dem Wege, der dahin 
gebt, die Grenze einerjeit? des Notwendigen und auch Diejenige be 
Münfchenswerten, des von dem Wohlmollen des Menſchen Bedingten weiter 
hinauszurüden und zugleich die Wege klarer zu bezeichnen, auf denen wir 
zum Ziele gelangen können. 

Meine Herren, es iſt oft des jchönen Wortes von Goethe gedacht 
worden, und heute, wo wir das Andenken diejes größten Sohnes unſeres 
Volkes feiern, darf ich auch wohl daran erinnern. Ihr Verein wirkt ja in 
dem Sinne jene® Wortes: „Edel ſei der Menſch, Hilfreich und gut!” 
Helfen Sie ung, meine Herren, auf dem Wege aufs neue einen Schritt 
vorwärts, damit wir Ihnen zu noch größerem Dante verbunden feten. 

Und jo Heiße ich Sie in der Hoffnung, daß dies nicht bloß eine Hoff: 
nung ſei, fondern daß e8 auch in Erfüllung gehen möge, nochmal herzlichft 
bei una willlommen. 

(Bravo!) 


Borfigender: Ich danke dem Herrn Vertreter der Provinzial- 
verwaltung, dem Herrn Regierungspräfidenten und dem Herrn Oberbürger- 
meijter für die höchft Liebenswürdigen Worte, mit denen die Herren uns 
in diejer jchönen Stadt Breslau begrüßt haben. ch danke ihnen für dag 
Einverftändnis, das fie unferen Zielen entgegengebracht haben, ich danke 
ihnen auch für die Anerkennung der Leiftungen des Vereins während der 
19 Jahre, die wir jenen Zweden nun bereits gewidmet haben. 

Menn ich auf dieje Leiftungen zurüdblide, fo muß ich von vornherein 
hervorheben, daß eine Seite unferer Wirkfamkeit, nämlich diejenige der 
Einwirkung auf die Gefeßgebung, nicht in dem Maße Berüdfichtigung ge— 
funden hat, wie wir das im Anfange erwartet haben. Wir wiffen ja 
aber, daß jowohl die Reichäregierung ala auch der Neichdtag gar jehr mit 
anderen Angelegenheiten bejichäftigt gewejen find, die meift auf dent politi= 
ichen Gebiete liegen, jo daß fie unferen Anregungen nicht die von un® ge= 
wünjchte Aufmerkjamfeit haben gewähren können. 

Mehr erfreut find wir indeffen — und da8 haben auch die Herren 
Borredner jchon hervorgehoben — von der Wirkung unjerer Anregungen 
auf die deutjchen Städte, die mit verhältnismäßig jehr wenigen Ansnahmen 
unjerem Berein als Mitglieder angehören. Unſere Berichte, die fchriftlich 
niedergelegt find, unfere mündlichen Verhandlungen, in alljährlich wieder— 
fehrenden Berfammlungen, haben doch weſentlich dazu beigetragen, auch in 
in der Armenpflege einer höhern Auffaffung der focialen Aufgaben bie 
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Wege zu ebnen. Wir Haben nach diefer Richtung Hin, glaube ich, doch 
manches erreicht. Auf unferen Berfammlungen ijt und überall, jei «8, 
daß wir in Preußen oder in einem der anderen deutfchen Staaten getagt 
haben, Elar vor die Seele getreten, daß das gleiche Intereſſe, der gleiche 
gute Wille, eine erfprießliche Fürforge für die Armen plaßgreifen zu Laffen, 
im ganzen deutjchen Vaterlande vorhanden ift. 

Gar jehr verjchieden aber find die Wege, auf denen man zu biefem 
Ziele gelangen will: von der einfachen Pflege des Almoſenſyſtems, das fich 
begnügt, dem dringenditen Bedürfnis des Hungers und der augenblidlichen 
Not abzuhelfen, bis zu der ausgeprägten Organijation eine Fürſorge— 
ſyſtems, das auch zukünftiger Not vorzubeugen und die arm und ratlos 
Gewordenen zur Selbjtändigfeit in moralifchem und wirtjchaftlichem Handeln 
zu erziehen bejtrebt ift. 

Als roter Faden geht durch alle unfere Verhandlungen Hindurch die 
Aufforderung ſowohl an die Einzelperfonen, die fich dem öffentlichen Dienft 
widmen, als auch an die Gemeinden, daß fie ihre Einrichtungen auf dem 
Gebiet der Armenpflege auf ihre Reformbedürftigfeit Hin einer Prüfung 
unterziehen und fie mit den Leitungen anderer Städte und ben Forde— 
rungen unferer Yachlitteratur zu vergleichen bejtrebt fein möchten. 
| Meine Herren, wir haben die große Genugthuung, daß die Fühlung, die 

fo viele wadere Mitarbeiter auf dem Gebiete des Armenwefens auf unjern 
Jahresverſammlungen miteinander genommen Haben, mächtig mitgewirkt 
hat, der Bewegung zum Erja von Beitimmungen, die den heutigen An— 
forderungen nicht mehr genügen, durch eine jeden Fall in feiner Eigenart 
erfafiende Pflege in den weitejten Kreiſen unſers Vaterlandes zum Siege zu 
verhelfen. Es hat fchon Herr Oberbürgermeifter Bender gejagt, daß fait 
alle die verbefferten Armenordnnungen der jüngeren Zeit fih um die Grund— 
fäe des jogenannten Elberfelder Syſtems der Armenpflege gruppieren; : nicht 
al® ob diejes Syftem nun etwas Unübertreffliches, nie zu Überbietendes 
fei — denn fchon vor einem Jahrhundert haben von hervorragenden Männern 
die Gedanken Ausdrud gefunden, denen jebt die Elberjelder Armenpflege 
praftifche Anwendung in dem Gemeindeleben zu verichaffen ſucht. Dieje 
Elberfelder Armenpflege iſt — um e8 mit einem Wort zu jagen — die 
Grlöjung von der alten büreaufratifhen Schablone, von dem einfachen 
Almojengeben, das mehr im Intereſſe desjenigen geſchah, der gab, ala im 
Interefſſe desjenigen, der empfing. Die Armenpflege iſt durch das Elber— 
felder Syitem in einer Weiſe individualifiert worden, daß die Aufgaben 
auch einen ganz anderen und höheren Charakter Haben, als ihn früher die 
"Armenpflege für fih in Anfpruch nehmen durfte. Ich glaube, daß das 
Syitem bisher gut gearbeitet Hat; ich bin überzeugt, ſoweit ich die Sache 
überjehe, daß es überall da vortrefflich gewirkt hat, wo man nicht ver- 
geſſen hat, die dringend notwendigen Kontrollen einzuführen bezw. dafür 
zu forgen, daß fie nicht langſam einjchlafen und wo man gleichzeitig von 
der Gentraljtelle aus der Einrichtung den populären, bürgerfreundlichen 
und gemeinnüßigen Charakter gewahrt hat. 

Es iſt ein weiterer Vorteil dieſes Syſtems, daß es zur Ermöglichung 
der genauen individuellen Behandlung herangezogen hat fo zahlreiche ehren- 
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amtliche Pflegekräfte, die nun ein jeder durch das Intereſſe, das er ja 
naturgemäß jchon dur die Worjchriften der Religion und des Wohl- 
anftandes in fich fühlt, auch praftiich bethätigt, daß er mitwirkt zu der 
Erziehung des zukünftigen Gefchlechts, auch der durch Armut und Not ges 
drüdten Glieder der menschlichen Gejellichaft. 

Meine Herren, wir fchreiten zur Konftitwierung. Wir haben nach 
unferer Gepflogenheit bisher drei Herren mit dem Präfidium beauftragt, 
einen Vorſitzenden und zwei Stellvertreter. Der Vorjchlag für die Be— 
jegung diejer Stellen ift nach den Sabungen unſerem Ausſchuſſe vor— 
behalten. Diefen Borfchlag abzugeben, Hat Herr Bürgermeifter Arnede 
(Dortmund) das Wort. 


Bürgermeifter Arnede (Dortmund): Namens des Generalausschuffes 
geftatte ich mir der geehrten Verſammlung vorzufchlagen: als eriten Vor— 
figenden unferen langjährigen Borfigenden Herrn Beigeordneten Seyffardt 
(Krefeld), als zweiten Borfigenden Herrn Gemeinderat Stähle (Stuttgart) 
und als dritten Borfitenden Herrn Stadtrat Martius (Breölau). Einer 
Empjehlung diefer Herren meinerſeits wird e8 wohl nicht bedürfen. 


(Bravo!) 


Borjigender: Werden andere Vorſchläge gemacht? — Es ijt nicht 
der Tall: die Vorgejchlagenen find gewählt. 

Wir haben dann noch drei Schriftführer unferen Traditionen ent» 
fprechend zu wählen, wenn ich ala Wunſch der VBerfammlung erachten darf, 
daß der langjährige Geichäftsführer des Vereins, Herr Stadtrat Ludiwig- 
Wolf, die drei Herren zu unterftüßen gebeten wird. Auch zu dieſer Wahl 
erfuche ich den Herrn Bürgermeifter Arnede, in Bertretung des Gentral- 
ausjchuffes das Wort zu ergreifen. 


Bürgermeifter Arnede (Dortmund): Seitens des Generalausjchufjes 
werden vorgejchlagen: Herr Direktor Dr. Neefe (Breslau), Herr Bürger- 
meilter Künzer (Pofen) und Herr Beigeordneter Dr. Schmidt (Mainz). 


Vorſitzender: Werden andere Vorſchläge gemacht? — Auch das ijt 
nicht der Fall; die Herren find gewählt. Ich erfuche fie, an dem Vor— 
ſtandstiſch Plab zu nehmen. 

(Gejchieht.) 


Meine Herren, wenn fein Wideripruch erfolgt, dann darf ich wohl” 
annehmen, daß, wie bißher, unjere Geſchäftsordnung derjenigen des 
Deutjchen Reichstages entjpricht, mit der einzigen Ausnahme, daß bie 
Reihenfolge der Redner nicht durch das Auge des Vorſitzenden, jondern 
durch eine Rednerliſte beitimmt ift. 

Ich habe noch daran zu erinnern, daß eine große Anzahl Schriften 
zur Entnahme außliegt. 
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Wir gehen über zum erſten Gegenſtand der Tagesordnung: 


Geſchäftliche Mitteilungen. 


Die Vorberatung der gegenwärtigen Jahresverſammlung hat am 
11. Februar in Berlin in einer Sitzung des Ausſchuſſes ſtattgefunden. 

Die Jahresrechnung wurde durch Herrn Beigeordneten Aders 
(Elberfeld) geprüft und richtig befunden, dem Geſchäfts- und Kaſſenführer 
Herrn Stadtrat Ludwig-Wolf Entlaſtung erteilt und der Dank für ſeine 
Mühewaltung ausgeſprochen. 

Herr Stadtrat Ludwig-Wolf hat zu einigen kurzen Mitteilungen über 
die Finanzlage unſeres Vereins das Wort. 


Geſchäfts- und Kaſſenführer Stadtrat Rud wig-Wolf (Leipzig): Meine 
hochgeehrten Damen und Herren! Ich geſtatte mir, in der üblichen Weiſe 
Ihnen einen kurzen Überblick über den Stand und die Bewegung unſerer 
Mitgliederzahl zu geben. 

Wir haben im ganzen nach der Aufitellung vom 15. September 500 
Mitglieder gegen 438 im Jahre 1898 und 405 im Jahre 1897, und 
zwar verteilen fich dieje auf die Gemeinden mit 216 gegen 192 im 
Sabre 1898 und 187 im Jahre 1897; wir haben 30 Landarmen-, Kreide 
verbände u. f. w. gegen 28 im Jahre 1898 und 27 im Jahre 1897; 
ftaatliche Behörden und Anjtalten verzeichnen wir in diefem Jahre 12 
gegen 5 im Jahre 1898 und 1897; Bereine 53 gegen 44 im Jahre 1898 
und 36 im Jahre 1897, und Cinzelperfonen 189 gegen 169 im Jahre 
1898 und 150 im Jahre 1897. 

Bei Gelegenheit unferer vorjährigen Generalverjammlung erlaubte ich 
mir, was die Kafjenverhältnifje anbelangt, die Hoffnung auszufprechen, daß 
wir mit einem vorausfichtlichen Kafjenbeitande von ungefähr 11 200 Mark 
in das neue Vereinsjahr übertreten würden. Dieje Hoffnung hat ſich 
volljtändig bejtätigt infofern, als wir 11242 Mark an Vermögen in 
diefe8 Jahr Herübergenommen haben. Im laufenden Jahre haben wir biß 
jetzt an Mitgliederbeiträgen u. j. mw. 5744 Mark eingenommen, jodaß wir alfo 
jet eine Gejamteinnahme von 16 986 Mark zu verzeichnen haben. Bis 
zum Beginn diejer VBerfammlung haben wir an Ausgaben gehabt 3323 Marf 
und werden nach einer auf Erfahrungen beruhenden Schäßung voraus 
fichtlih in diefem Jahr noch ca. 2200 Mark Ausgaben jür Schriften ıc. 
haben, jodaß wir aljo hoffen dürfen, mit einem Kafjenbejtand von rund 
11 500 Mark in das neue Jahr himüberzutreten. Es ift ja erfreulich, daß 
es und gelungen ijt, im Laufe der Jahre eine Kleine Rücklage zu erlangen; 
denn es jteht jebt jo, daß unſere Ausgaben unfere jährlichen Einnahmen 
ziemlich aufbrauchen, ſodaß wir, wenn irgendwie außerordentliche Ausgaben 
an und herantreten, dann diefe außerordentlichen Ausgaben nur bejtreiten 
fönnen durch die fleine Referve, die ung im Laufe der Jahre zurüczulegen 
gelungen ift. 


Borjitender: Die Mitglieder des PVorjtandes Seyffardt, Stähle, 
Zudwig- Wolf, Dr. Münfterberg und Graf von Winkingerode wurden für 
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1899 wiedergewählt. Dem Ausihuß zugewählt wurden die Herren: 
Dbermedizinalrat Dr. Haufer- Karlaruhe, Direktor Dr. Buehl- Hamburg, 
Beigeordneter Dr. Schmidt-Mainz, Rechtzrat Fleifchmann- Nürnberg, Unter: 
ftaatsfefretär a. D. Profeifor Dr. von Mayr» München, Rechtsrat Dr. 
Menzinger- München, Rechtsrat Steinhäufer-München ; die Gewählten haben 
die Wahl angenommen. 


Herr Statiftifer Dr. Berthold, der regelmäßig jeit einer Reihe von 
Jahren ala Vertreter der Stadt Berlin in unſerer Mitte war, ift ver— 
ftorben. Sie erinnern fih, wie lebhaft er fich an unferen Intereſſen und 
an unferen Beratungen beteiligt hat, und ich erfuche die Anweſenden, fich 
zum Andenken an den Berftorbenen von ihren Siten zu erheben. 

(Geſchieht.) 

Das Bedauern, verhindert zu fein, an unſeren Beratungen teil— 
zunehmen, haben ausgeiprochen: Seine Durchlaucht der Herr Oberpräfident 
Fürft von Hatzfeld-Trachenberg; Herr Landeshauptmann von Röder, ver— 
treten indejjen durch Herrn Landesſyndikus Geheimrat Gürich, der ja die 
Liebenswürdigfeit hatte, und zu begrüßen; dann Seine Eminenz der 
Kardinal: Fürftbifchof Kopp, vertreten durch Herrn Domherrn und derzeitigen 
rector magnificus Lizentiat Profefjor Dr. König und der Generalfuper- 
intendent Herr Erdmann. 

Angemeldet find von auswärtigen, außerhalb des Deutſchen Reiches 
liegenden Provinzen und Städten die Herren: Kaiferlicher Rat Dr. Roderich 
Krenn, Delegierter der Stadt Wien; Reichsrat Dr. Richard Weißkirchner, 
Delegierter de Magiitrats der Stadt Wien; Inſpektor der MWohlthätig- 
feitsanftalten des Landes Nieder Dfterreich Fedor Gerenye, Delegierter des 
niederöfterreichifchen Landesausſchuſſes; Ignaz Hoffmann, Landesjefretär, 
Delegierter des niederöfterreichiichen Landesausſchuſſes; Landesconzipift Dr. 
Neuer, Berein für Armenpflege und MWohlthätigkeit in Graz in Steiermarf, 
Dfterreich. 

Die Kommiffion für die Anregungen der Herren Stadtrat Dr. 
Fleſch (Frankfurt am Main) und Beigeordneten Zimmermann (Köln) bes 
züglih Statistik fol gemäß Beſchluſſes des Centralausſchuſſes bei dieſen 
gefchäftlichen Mitteilungen einen kurzen Bericht über die bisherige Thätigfeit 
erftatten. Herr Stadtrath Dr. Münfterberg hat dag Wort. 


Stadtrat Dr. Münjterberg (Berlin): Die Kommiſſion hat biß jeßt 
ihre Arbeiten in der Weife begonnen, daB fie verfucht hat, eine gleich- 
mäßige Grundlage für die Führung namentlih der Armenfinanz- 
ſtatiſtik zu fchaffen. Wir haben dabei erfannt, daß es in der Haupt— 
jache notwendig ift, eine einheitliche, möglichſt durchfichtige und klare 
Buchführung Herzuftellen, und daß nur auf der Grundlage jolcher Buch- 
führung es möglich fein wird, eine einheitliche Statiftif zu erbringen. Ich 
kann heute nur mitteilen, daß die Kommiſſion in diefer Arbeit begriffen 
ift, und daß wir Hoffen, zur nächiten Sahresverfammlung den ausführlichen 
Bericht zur Diskuſſion jtellen zu können. 
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VBorfigender: Für die unter Leitung des Herrn Stadtrats Dr. 
Münfterberg (Berlin) begründete Gentral- und Auskunftsſtelle 
für Armenweſen bewilligte der Ausſchuß einen jährlichen Beitrag bis auf 
weitere. Zum Wertreter der Intereſſen des Vereins bei der Gentralitelle 
wurde Herr Geh. Oberregierungsrat Blend, Direktor des Königlich preußi- 
ichen ftatiftifchen Büreaus (Berlin) erwählt. 

Eine Frühftüdspaufe findet nicht ſtatt. Grfrifchungen find 
jederzeit in einem der anftoßenden Säle zu haben. 

Das Wort Hat nunmehr noch zu einigen gejchäftlichen Mitteilungen 
Herr Stadtrat Peterfon (Breslau). 


Stadtrat Beterjon (Breslau): Meine geehrten Damen und Herren! 
Es ijt üblich, gelegentlich der Generalverfammlungen des Deutjchen Vereins 
für Armenpflege und Wohlthätigkeit einige Wohlfahrtgeinrihtungen 
derjenigen Stadt zu bejuchen, in der die Generalverfammlung ftattfindet. 
Der Herr Borfitende des Vereins hat dem Ortsausſchuß der Stadt Breslau 
gegenüber den Wunjch ausgejprochen, diefe Befichtigungen auf das möglichite 
Mindejtmaß zu beichränfen, und von diefem Gefichtspunfte aus hat der 
Ortsausſchuß beichloffen, Ihnen für heute Nachmittag und morgen Nach» 
mittag zur Wahl je drei Gruppen von Befichtigungen vorzujchlagen. Es 
ift darüber ein Programm aufgeftellt, welches, wie ich Hoffe, in den Händen 
der meijten von Ihnen fein wird; wenn nicht, jo können Gie e8 draußen 
in Empfang nehmen. 

Es ift für Heute zunächft um 3 Uhr, möglichſt pünktlich, die Be— 
fichtigung des alten Rathaufes der Stadt Breslau in Ausficht genommen ; 
von dort aus jollen dann nach drei Richtungen der Stadt Hin dieje ver- 
jchiedenen Gruppenbefichtigungen jtattfinden. Die erjte joll dem Aller- 
beiligen:Hofpital, dem ältejten und größten Krankenhauſe der Stadt Breslau 
gelten; dasfelbe ijt zu Fuß vom Rathaus aus zu erreichen, weil e& im 
Gentrum der Stadt liegt; daran joll fich fchließen die Befichtigung des 
ſtädtiſchen Speifehaufes, einer in Deutfchland ziemlich einzig daftehenden, 
unter Direktion der ſtädtiſchen Verwaltung jtehenden Speijeanftalt für 
minder bemittelte Bewohner der Stadt Breslau. Die zweite Gruppe betrifft 
die Befichtigung der Königlichen Univerfitätzklinifen, eines großen Komplexes 
neuer Anftalten, ausgejtattet mit den neueſten Hygienifchen und fonjtigen 
Einrichtungen der medizinischen Wiffenichaft und Praxis. Die dritte 
Gruppe betrifft ein zweites jtädtifches Krankenhaus, das fich dadurch aus— 
zeichnet, daß es vor furzem einen Neubau erhalten hat, das Menzel 
Haudejche Krankenhaus, und an dieſes joll fich anfchließen die Befichtigung 
des Kinderhojpitals St Anna. — Das wären die Befichtigungen, welche 
für heute Nachmittag in Ausficht genommen find. 

Für morgen, wo die VBerfammlung ebenfall3 vor dem Rathaufe, und 
war um 2 Uhr pünktlich, jtattfinden foll, wird ala erſte Gruppe empfohlen 
die Befichtigung der jtädtifchen Srrenanftalt und in Verbindung damit der 
Beſuch des Claaſſenſchen Siechenhaufes, welches ebenfalls vor kurzem einen 
erheblichen Neubau erhalten Hat, und infolgedeffen von dem Standpunkt 
der Fürſorge für altersſchwache und fieche Perſonen, welche dauernder 


10 Berhandlungen. 


Pflege und Wartung bedüritig find, befichtigenswert ift. Die zweite Gruppe 
betrifft zwei firchliche Krankenanſtalten: Die Anftalt Bethanien und das 
Klojter der Barmberzigen Brüder; Bethanien dient zur Aufnahme von 
Kranken beiderlei Geſchlechts, das Klofter der Barmbderzigen Brüder zur 
unentgeltchen Aufnahme Heilbarer männlicher Kranken. Als dritte Gruppe 
wird vorgejchlagen der Beſuch des Kloſters der Elifabethinerinnen, einer 
firchlichen Anftalt zur. Fürjorge für arme, heilbare weibliche Kranke. 

Soweit gehen die Vorjchläge der vorbereitenden Kommiffion. Es ift 
nun geftern gelegentlich der gejelligen Verſammlung, bei der eine größere 
Anzahl der auswärtigen Herren jchon gegenwärtig gewejen ijt, der Wunfch 
ausgefprochen, auch den jtädtijchen Schlacht und Viehhof zu befichtigen, 
eine neue, große Anjtalt, die für diejenigen Herren, welche auf diejem 
Gebiete vielleicht amtlich thätig find, recht viel Intereſſantes bieten wird. 

Ich bitte die geehrten Damen und Herren, welche an diefen Befich- 
tigungen ſich beteiligen wollen, dieſes nach Möglichkeit fchon heute dadurch 
zu fennzeichnen, daß fie ihre Namen in die in der großen Halle aus 
liegenden Lijten eintragen. Es Hat das eine bejondere Bedeutung: wir 
wünjchen die Herrichaften mittel der Straßenbahn möglichjt in die Nähe 
der Anjtalten zu befördern, und da ijt ed wünſchenswert, die Anzahl der 
Teilnehmer an den einzelnen Gruppenbefichtigungen vorher einigermaßen zu 
erfahren. Sch bitte aljo, nach Möglichkeit diefer Bitte zu willfahren und 
draußen fih in die Liften einzutragen. 


Vorſitzender: Dad Wort hat Herr Stadtrat Mard (Breslau). 


Stadtrat Mard (Breslau): Meine verehrten Damen und Herren! 
Ich habe Ihnen namens des Vergnügungsausſchuſſes einige Mitteilungen 
zu machen über die VBergnügungen, welche in Ausficht genommen 
worden find. Ehe ich dieſe Mitteilungen erftatte, möchte ich bemerken, daß 
der hieſige Ortsausſchuß den ausdrüdlichen Wunjch des Vereins, lediglich 
als ein arbeitender Verein aufzutreten, refpektiert hat und infolgedefjen 
von der Veranftaltung größerer Feſtlichkeiten Abjtand genommen und fich 
darauf bejchränft hat, Lediglich die Pauſen, die fich in der Arbeit ergeben, 
mit gejelligen Bereinigungen auszufüllen. 

Die erite derjelben findet Heute Abend im Schießwerder jtatt, und 
zwar eine Vereinigung der Mitglieder des Vereins mit den Mitgliedern 
der jtädtiichen Armenpflege und privaten Wohlthätigkeit. Die Eintritt3- 
farten zu diejer Feſtlichkeit bekommen die Herren, joweit fie noch nicht in 
ihren Händen find, hier im Vorſaal. Ich möchte bemerken, daß die Zu— 
jammenfunft jich Lediglich darjtellen wird als ein gemütliches Beifammen- 
fein, bei welchem ein Konzert unter Mitwirkung von Männerchören jtatt- 
findet, daß aber eine Diskuſſion dort nicht erfolgt. Dem offiziellen Zeil, 
welcher um 8 Uhr feinen Anfang nimmt, geht ein unoffizieller voran: Es 
it von 6—8 Uhr ein Konzert im Garten des Schießwerder in Ausficht 
genommen. 

Morgen Nachmittag findet um 5 Uhr ein Feſtmahl in der Loge zum 
Scepter auf der Antonienjtraße jtatt, und die Teilnehmerfarten zu diejem 
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Feſtmahl find hier im Vorſaal zum Preife von 4 Mark zu haben. Es 
ift jelbjtverjtändlich, daß wir uns freuen würden, wenn außer den Mit» 
gliedern des Vereins auch Mitglieder der hiefigen Armenpflege fih an 
diefem Diner beteiligen würden, und felbjtverftändlich ſteht es auch 
jedem Mitgliede und jedem Teilnehmer frei, außerdem noch Gäjte bei 
diefem Diner einzuführen. Im Anfchluß an das Diner findet dann bei 
gutem Wetter eine Zuſammenkunft auf der Liebichshöhe jtatt, wo Pläße 
rejerviert find. 

Für Sonnabend iſt ein Ausflug nach Freiburg, Fürſtenſtein und 
Kieder - Salzbrunn in Ausficht genommen; die Zeilnehmerfarten erhalten 
Sie, meine Damen und Herren, auch draußen im Borfaal gegen Zahlung 
von 6 Mark 50 Pfennig. Das Programm für den Ausflug ijt folgendes. 
Die Teilnehmer verfammeln ſich früh 8U/2 Uhr auf dem hiefigen Freiburger 
Bahnhof. Dort wird gegen den erjten der Zeilmehmerfarte angeheiteten 
Gutjchein jedem Mitgliede eine Fahrkarte ausgehändigt; die Yahıt findet 
ftatt in gemeinjchaftlichen, von der Bahnverwaltung ung rejervierten Wagen. 
Um 8 Uhr 58 Minuten Fährt der Zug ab, und wir gelangen in Freiburg 
an um 10 Uhr 38 Minuten. Bon dort wird in die Stadt Freiburg ge= 
gangen — ein ganz kurzer Weg — und im „Gajthaus zum Buchwald“ 
um 11 Uhr ein gemeinjchaftliches Frühftüd eingenommen. Nach dem 
Frühſtück, meine Damen und Herren, iſt eine Teilung der Gefellfchaft in 
Ausſicht genommen. Es follen Spaziergänge jtattfinden, und die find jo 
eingerichtet, daß fie wohl jeder, der halbwegs gut zu Fuß it, mitmachen 
fann. Trotzdem glaubten wir Rüdficht darauf nehmen zu müflen, daß 
vielleicht einige Herren und Damen es vorziehen, zu jahren, und wir haben 
deshalb auch Wagen beitellt. Alfo man Hat die Wahl, entweder zu 
Magen über Polsnig nach der Neuen Schweizerei zu jahren oder einen 
Spaziergang durch das „Gründel” über den Fohlenbufch nach dem Rieſen— 
grabe und anderen Ausfichtspunften zu machen und von da nach der 
Neuen Schweizerei hinabzufteigen, oder drittens fünnen diejenigen, welche 
die Provinzial» Heil- und Pflegeanjtalt zu befichtigen wünjchen, dieſe Be— 
fihtigung vornehmen und ſich dann nach der Neuen Schweizerei begeben. 
Die ganze Geſellſchaft trifft fich alfo dort wieder, und es ſoll um 184 Uhr 
dafelbjit ein gemeinfchaftliches Mittagefjen eingenommen werden. Um 
31/s Uhr findet dann ein Spaziergang durch den Fürſtenſteiner Grund 
ftatt. Nun, meine Herrichaiten, ich möchte Sie insbejondere darauf hin— 
weifen, daß dieſer Spaziergang eigentlich dag Lohnendſte diefer Partie iſt. 
Diefer Spaziergang fann nur zu Fuß gemacht werden, Wagen können 
dort nicht fahren; aber e3 ijt ein äußerjt bequemer und [ohnender Weg. 
63 wird durch den Füritenfteiner Grund nach der alten Burg gegangen, 
wo wir 4 Uhr 30 Minuten einzutreffen gedenken. Dort findet erſt Ein- 
nahme von Kaffee jtatt, und dann wird die alte Burg befichtigt.. Von 
der alten Burg haben die Mitglieder nun die Wahl, entweder zu Wagen 
oder zu Fuß weiter zu fommen. Diejenigen, die jahren wollen, benußen 
die Wagen, die fie am Vormittag benußt haben, und fahren direkt nad) 
dem Bahnhof Nieder: Salzbrunn, während die anderen durch den Zips, 
eine jehr malerifche Partie, zu Fuß nach dem Bahnhof Nieder - Salzbrunn 
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fteigen, wofelbft wir 6° Uhr ankommen. Um 7 Uhr 17 Minuten 
fommt der Zug von freiburg her und trifft um 9 Uhr 5 Minuten abends 
in Breglau ein. 

Meine verehrten Herrschaften, ich möchte Sie aber bitten, daß die— 
jenigen Herrichaften, welche zu jahren beabfichtigen, dies bereits Heute Hier 
erklären und draußen im Borjaal MWagenkarten nehmen. Es ift außer: 
ordentlich jchwierig, jet Wagen zu befommen, da die Saifon bereit3 ge— 
fchloffen ift; die Fuhrwerfäbefiter haben ihre Wagen abgegeben, und es 
macht große Umftände, fie zu beftellen. Der Fuhrwerkebefiter, mit dem 
wir in Unterhandlung jtehen, bat ausdrüdlich den Wunfch geäußert, daß 
er bis Freitag früh die Beftellung der Wagen genau in Händen Hat, da 
er jonft nicht in der Lage ift, alle Wagen zu ftellen, die gewünfcht 
werden. 

Alfo ich möchte diejenigen Herrichaften, welche fi an der Partie be— 
teiligen wollen, erjuchen, wenn möglich noch im Laufe des Bormittags 
draußen die Teilnehmerfarten zu löfen und gleichzeitig zu erklären, ob fie 
beabfichtigen, einen Zeil der Partie zu Wagen zurüdzulegen,; die Wagen 
karten find zum Preife von 4 Mark erhältlich. 


Vorſitzender: Wir gehen über zum nächjten Gegenſtand der Tages⸗ 
ordnung: 


Vorlage des Berichts über die für das Armenweſen wichtigen 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches. 


Die Berichterſtattung hat Herr Stadtrat Dr. Münſterberg (Berlin) über— 
nommen; ich gebe ihm das Wort. 


Berichterſtatter Stadtrat Dr. Münfterberg (Berlin): Auch Hier 
babe ich über eine unter meiner Leitung ftehende Kommiffiongberatung zu 
berichten. Wir Hatten in Ausficht genommen, aus Anlaß des Inkraft— 
tretens des Bürgerlichen Gejebuches den Armenverwaltungen einen Weg— 
weifer dafür zu geben, welches die für die Armenpflege wichtigjten Be— 
ftimmungen des Bürgerlichen Gefeßbuches find. Wir haben die Berichte 
forgtältig vorbereitet und haben die Genugthuung, zwei jehr bewährte Mit» 
glieder, Herın Bürgermeifter Brinfmann und Herm Gtadtrat Cuno, 
für die Ausarbeitung der Berichte gewonnen zu haben. Leider werden wir 
nicht in der Lage fein, Ihnen, wie wir gewünſcht Hatten, die Berichte heute 
fchon vorzulegen, weil durch die verjpätete Fertigſtellung der preußifchen 
Ausführungsgefeße der Abſchluß der Arbeit verzögert wurde. Es war nicht 
gut angängig, für eine Reihe von Beitimmungen die Borjchriften der 
wichtigjten deutſchen Ausführungsgejege unbeachtet zu laſſen. Wir müſſen 
daher um die Erlaubnis bitten, Ihnen diefe Arbeit al nachträgliche Gabe 
des Vereins und hoffentlich als frühzeitiges Weihnachtsgeſchenk auf den Tiſch 
fegen zu dürfen. Sie wird, jobald fie drudfertig hergeſtellt ift, jogleich zur 
Berjendung gelangen. 
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Borfigender: Wir gehen über zum dritten Gegenjtand der Tages— 
ordnung: 


Gritattung von Unterjtüßungen durd die Unterſtützten und 
deren Angehörige. 


Berichterftatter ift Herr Stadtrat Dr. Münfterberg; er bat das Wort. 


Berichterftatter Stadtrat Dr. Münjterberg (Berlin): Wenn eine 
Perſon die öffentliche Armenpflege in Anfpruh nimmt, jo Hat fie in der 
Hauptfache einen dreifachen negativen Beweis zu erbringen: einmal, daß 
ihr fein Recht gegen dritte Berpflichtete aus dem Arbeitsverhältnis, wie 
Dienftherrfchaft, Arbeitgeber, Krantenkaffen oder dergleichen, zur Verfügung 
jtehe, daß fie zweitens feinen Anjpruch an Familienangehörige habe, und 
drittend, daß fie fein eigene? Einfommen aus Vermögen oder Arbeits- 
verdienft beſitze; wer dieſer drei Unterhaltsquellen entbehrt, muß als be= 
dürftig bezeichnet werden. Aber die Öffentliche Armenpflege muß noch einen 
Schritt weiter gehen: nicht nur der, der diefer Unterhaltsquellen entbehrt, 
jondern auch der, dem dieſe Unterhaltsquellen im gegenwärtigen Moment 
nicht fließen, dem fie gewifjermaßen verjtopft find, muß von der Armen 
pflege unterjtüßt werden. Wenn alſo der Anipruch gegen Krankenkaſſen 
u. ſ. w. im Augenblid nicht durchgeführt werden fann, wenn die Ans 
gehörigen zwar vorhanden, aber im Augenblid nicht erreichbar find oder 
fich weigern, oder wenn der Hilfefuchende das Vermögen, das er befikt, 
nicht liquid machen kann oder jeine Arbeitskraft nicht ausnügen kann, in 
allen diejen Fällen greift die Armenpflege ein, weil fie niemanden Not 
leiden laffen darf. Aber es ift zu beachten, daß fie nicht eingreifen würde, 
wenn die vorhandenen Quellen fließen würden. Aus diefer Vorausjegung 
ergiebt fih, daß die Armenverwaltung in allen dieſen Fällen nur vor— 
läufig eintritt, es ift wohl auch in Litteratur und Praris unbejtritten, 
daß in allen diejen Fällen der Armenverwaltung ein Rüdforderungsrecht 
gegen die Verpflichteten oder gegen den Unterftüßten ſelbſt zuiteht. 

Nur ift folgender Unterfchied zu machen: bei den Drittverpflichteten 
muß der Anfpruch der Armenverwaltung mit der Unterjtüßung zeitlich zu— 
fammenfallen. Nur folange und joweit die Krankenkaſſe, die Berufsgenofjen= 
ichaft u. ſ. w. wirklich verpflichtet waren, und joweit während der Dauer 
der Berpflichtung wirklich Unterftügung gegeben ift, nur jo weit auch reicht 
der Anſpruch der Armenverwaltung auf Erftattung. 

Viel zweifelhafter dagegen ift der Anfpruch gegen den Unterjtüßten. 
Es ijt die Frage, ob der Unterftühte in dem Augenblid, in dem er unter- 
fügt wurde, verpflichtet wird zurüdzuerftatten, ganz gleichgültig, ob er zu 
der Zeit über Vermögen hätte verfügen fönnen oder nicht, ob die einfache 
Thatjache der Armenunterftüßung ausreicht, um für ihm auf Lebenszeit die 
BDerpflichtung zu fonftituieren, die gewährte Unterjtüßung zuräüdzugeben. 
Die Frage ift in der Litteratur zweifelhaft geworden. Ich Habe Ihnen in 
dem Bericht die Gründe dargelegt und glaube, mich auch hier dafür aus— 
iprechen zu müfjen, daß unter allen Umftänden, auch da, wo die Gefeße 
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ed nicht ausdrüdlich ausfprechen, die Unterjtügung ala ein Vorſchuß zu be— 
trachten iſt, der zurüdzuerjtatten ift, jobald der Unterjtüßte in die Lage 
fommt, e8 thun zu können. 

Anders liegt es bei den Angehörigen. Bei diefen wird man von einer 
Verpflichtung zur GErftattung nur dann fprechen können, wenn der Anz 
gehörige zu der Zeit, ala die Unterjtüßung gewährt wurde, wirklich in der 
Lage war, an Stelle der Armenpflege thätig fein zu können. 

Sch Habe diefe grundfäßlichen Tragen, die gewifjermaßen für das heute 
gegebene Thema den Grundaccord bilden, vorausfchiden wollen, möchte aber 
betonen — und Sie werden das auch in dem Bericht ausgedrüdt gefunden 
haben —, daß diefe juriftifche Seite ganz außerordentlich zurüdtritt vor 
der praftiichen Seite. Es zeigt fich eine höchſt charakterijtiiche Verſchieden— 
heit zwijchen dem Verhältnis zu den öffentlichen Korporationen, wie Kranfen- 
fafjen, Berufsgenofjenjchaften u. j. w., und den Privatperfonen, dem Unter: 
jtüßten jelbft und feinen Angehörigen. Dort brauchen Sie den Anfpruch 
nur feſtſtellen zu lafjen; ift der Anfpruch fejtgeitellt, ausgeklagt u. j. w., jo 
liegt das Geld, ich möchte jagen, auf dem Tiſche — es find leijtungsfähige 
Drganijationen, denen gegenüber die Bolljtrefung nicht die geringiten 
Schwierigkeiten bereitet. Ganz anders liegt es bei diejen verpflichteten 
Privatperjonen. Das Berhältnis ſelbſt, das Sachverhältnig, auf Grund 
deſſen fie verpflichtet find ala Sohn, ald Tochter, ala Bater, ald Ehemann, 
iſt jo ungemein Klar, daß fich rechtlich eigentlich nicht die geringiten 
Schwierigkeiten ergeben. Aber diefer durchaus flare, unbejtrittene, jurijtijche 
Anſpruch verſagt fich allermeift der praktischen Durchführung aus äußeren 
und aus inneren Schwierigkeiten. 

Als wir dad Thema in unferen Ausſchuß anregten, Haben wir es 
eigentlich aus einer Art Neugier gethan — oder ich will den edleren Aus— 
druck gebrauchen: aus einer Art Wißbegier — um einmal zu erfahren, wie 
e8 denn anderwo gehandhabt wird, und wie e8 möglich fein wird, ander— 
wärts gemachte Erfahrungen zu verwerten. Ich Habe demnächit ala Referent 
einen Fragebogen, wie üblich, hinausgejchidt, der von der überwiegenden 
Zahl der angefragten Städte von über 20000 Einwohnern beantwortet 
it. Leider habe ich von drei größeren Städten die Antwort nicht mehr 
verwerten können, weil fie zu jpät eingegangen iſt. Wenn ich Ihnen den 
Gejamteindrud refapitulieren joll, den die Lektüre und Turcharbeitung diejer 
Antworten auf mich gemacht hat, jo iſt es eigentlich der: wir haben es 
auch nicht befjer, wir helfen ung auch von Fall zu Fall nach unjerem Er: 
mefjen durch, — und es ſenkt fich auf die Seele der Leſer — und, wie ich 
hoffe, auch auf die Seele der Hörer — eine gewiffe Beruhigung, daß man 
nicht allein diefen Verhältniffen gegenüber jo hilflos daſteht, jondern daß 
man in diefem Leide Genofjen hat. 

63 fann nicht meine Abficht fein, Ihnen irgendivie die Detaila des 
Berichts zu wiederholen. Sie werden fich durch einen Blid in das Mtaterial 
überzeugt haben, daß es fich um jehr vielfältige Kategorien Handelt, und 
daß man unmöglich Hier fich über die Zweckmäßigkeit des Vorgehens in 
jedem einzelnen Falle wird verftändigen können. Mir jcheint wichtiger aus 
diefer ganzen Unterfuchung das allgemeine Ergebnis, weil e& wichtiger ift 
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für die Beurteilung unſerer wirtichaftlichen und unferer focialen Ver— 
hältniffe, und weil, wie fchon Häufig bei unfern Diskuffionen, die auf dem, 
ich möchte jagen, rein jurijtifchen oder rein armentechnifchen Felde angefangen 
werden, fich allmählich herausstellt, daß das Beſte, was die Armenpflege 
überhaupt leiften kann, nicht auf dem Gebiete der Armenpflege Liegt, ſondern 
auf einem Vorgebiete, auf dem Gebiete der wirtjchaitlichen und foctalen 
Borbeugung. Man vergegenwärtige fich doch einmal den Zujtand einer 
Yamilie, die wegen Bedürftigfeit die Armenpflege hat in Anjpruch nehmen 
müſſen. Es iſt meijt ein Zuftand des Mangels vorhergegangen, durch 
Krankheit, Arbeitslofigkeit, vielfach auch durch Arbeitsfcheu; es iſt alles 
Entbehrliche verjeßt, die Kinder find jchlecht genährt, die Familie weniger 
widerftandefähig; die jeelifche Stimmung iſt getrübt u. ſ. w. Nun tritt 
die Armenpflege ein. Zritt die Armenpflege ein als ein Darlehnögeber, 
der jein Geld feiner Zeit zurüdhaben will oder gar mit Zinſen zurüd haben 
will? Doch gewiß nicht! Tritt fie ein ala ein Gefchenfgeber, der mit 
offener Hand aus feinen eigenen Mitteln das giebt, was ihm gut dünkt? 
Gewiß auch nicht, denn die Armenpflege ift Verwalterin fremder Mittel. 
Und jo ergiebt fich für die Stellungnahme der Armenpflege eine gewiſſe 
mittlere Richtung, die ein Stüd von dem Darlehnögeber und ein Stüd 
von dem Geſchenkgeber enthält: auf der einen Seite die durchaus vorfichtige 
Prüfung, die dem Darlehnögeber eignet, und auf der andern Seite die 
durchaus milde Gefinnung, die den Geſchenkgeber auszeichnet. Auf das 
Detail der Wege, die hierbei einzufchlagen find, gehe ich auch hier felbjt- 
verjtändlich nicht ein; wir werden gerade bei dem nächitfolgenden Gegen- 
ftand Gelegenheit haben, dies näher zu erörtern. Aber was hier wichtiger 
iſt zu betonen: dieſer Umftand, daß Armenpflege geübt wird, daß aljo 
unter dorfichtigjter Prüfung zunächſt Hat geſchenkt werden müfjen, hat zur 
natürlichen Folge, daß von einer Rückerſtattung in nächiter oder in naher 
Zeit natürlich nicht die Rede fein kann; man behält fich das für gelegenere. 
Zeit vor und rechnet im großen Ganzen mit der Rüderjtattung als einer 
wejentlichen finanziellen Einnahmequelle nicht. In der Regel wird dies 
dem Unterjtüßten ausdrüdlich eröffnet, daß er verpflichtet fei, die Unter: 
ſtützung zurüdzuzahlen, wie dies 3. B. in Hamburg der Fall ift bei 
dauernden Unterftügungen, auch in Berlin und einigen andern Gtädten. 
Meiter gehen noch diejenigen Verwaltungen, denen ein ausdrüdliches Erb- 
recht am Nachlaß des Unterftüßten zugejagt wird oder gejeglich zufteht, 
fobald er in dauernde Unterftüßung tritt. Man jagt ihm, daß er die ge— 
jegliche und natürliche Verfügungsbefugnis über fein Vermögen verliert, 
und die Armenverwaltung Erbin wird. Das ift eine Sicherung für den 
Tall, daß doch verheimlichtes Vermögen vorhanden ift, oder daß im Laufe 
der Zeit Vermögen ererbt oder erworben wird u. ſ. w. Meift iſt diefe 
Eröffnung ohne mefentlichen praftifchen Erfolg, aber es läßt fich nicht 
leugnen, daß fie diejenigen Leute, die in die Armenpflege eintreten, doch zu 
einer gewiljen Befinnung bringt, und daß nicht jelten auf diefe MWeife die 
Leiftungsfähigfeit aus eigenen Mitteln oder die von Angehörigen beeinflußt 
wird, und unter folchen Umjtänden zuweilen auf die Unterjtügung verzichtet 
wird. Nicht ganz jelten findet fich troß alledem Vermögen beim Ableben 
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vor, und ich kann aus meiner eigenen Praxis — und wahrjcheinlich die 
meijten von Ihnen — von Strümpfen alter rauen erzählen, in denen fich 
ganz erkledliche Summen befunden haben; andere haben es unter dem Bett- 
ſtroh verftedt. ch erinnere mich noch, wie eines Tages ein Armenvorjteher 
in Hamburg triumphierend an mich herantrat und mir in einem Gad 
3000 Mark bares Silbergeld zeigte, die er bei einer Frau gefunden hatte, 
die geradezu auf dem Stroh verfommen war. Das werden Sie alle mehr 
oder weniger erfahren haben. 

Sehr Häufig find die Anfprüche an Sterbefaffen, und bier hat fich in 
den Armenverwaltungen eine jehr eigenartige Behandlung herausgebildet, 
die ganz beſonders den eigenartigen Bedürfniffen der Bevölkerung Rechnung 
trägt. Die GSterbefaffen find eine der urältejten Einrichtungen, die wir 
unter Kulturvölfern haben. In den älteften Zeiten finden fich bereit Ge— 
nofjenjchaften, auch jchon im alten Rom, Begräbnisgenoffenfchaften, bie 
dafür jorgen, daß der Menjch anftändig unter die Erde fommt. Ja, Ans 
gehörige, denen ed nie darum zu thun war, daß der Vater, die Mutter 
fih einigermaßen anftändig über der Erde hielten, geben jehr viel darauf 
im Intereſſe der Yamilie, daß er anjtändig unter die Erde fommt, daß 
es eine jogenannte „jchöne Leiche” giebt; infolgedefjen hat fich gerade das 
Gterbefafjenwejen in hohem Maße entwidelt, und jelbjt bei Armenverwal- 
tungen, die ganz außerordentlich für die Lebenden in Anjpruch genommen 
werden, bilden die Aufwendungen für das Begräbniswefen einen ganz ver» 
ichwindend geringen Zeil der gefamten Ausgaben. Hier fann für die 
Armenverwaltung nur der Gefichtspunft maßgebend jein, daß fie weniger 
an den Toten als an die Hinterbliebenen Lebenden denkt; es wird daher 
gerade in Bezug auf Begräbniögelder allgemein eine ſehr milde Praris 
geübt, in der Art, daß Überjchüffe den Hinterbliebenen überlaffen werden, 
während die Armenverwaltung es faſt durchweg ablehnt, zu dem Begräbnis 
jelbjt einen Zuſchuß zu gewähren. Es liegt ganz ähnlich bei der Be— 
urteilung der Ansprüche auf den Nachlaß. Auch Hier wird bei den Armen 
verwaltungen eine ziemliche Milde geübt, und namentlih Mobiliarnachlaß 
der Witwe und den Kindern überlafjen; ja es findet fich jogar bei einer 
Reihe von Armenverwaltungen, teils ausdrüdlich durch Beichlüffe der be- 
teiligten Behörden, teils durch ſtillſchweigende Übung, die Bejtimmung, 
daß eine gewiffe Summe — beifpielaweife in Hamburg, wenn ich nicht 
irre, 200 Mk., in Berlin 300 Mi. — zu Gunſten von verwaijten Kindern 
zurüdgehalten und von der Armenverwaltung nicht in Anjpruch ges 
nommen wird. 

Sie fehen in diefer Stellungnahme der Armenverwaltungen zu dem 
Unterftügten jelbft vor allem Leitend den wirtjchaftlichen Geſichtspunkt; man 
will verhüten, daß durch Ausnutzung des rein juriftifchen Anjpruch® der 
praftijche Erfolg der Armenpflege in Trage geitellt werde, und man übt 
da Milde, wo man glauben fann, durch diefe Milde der Berarmung anderer 
Mitglieder der Familie vorzubeugen. Eine ganz eigentümliche Ausbildung 
bat diefe Richtung gefunden bei der Einziehung von Renten, die ja jebt 
für alle Armenverwaltungen ungemein wichtig geworden ift, und die wir 
im vorigen Jahre aus einem anderen Anlaß näher erörtert haben. Sch 
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möchte bei dieſer Gelegenheit erwähnen und Sie darauf hinweiſen, daß dag 
neue Jnvalidenverficherungsgejeß den vielen Zweifeln der Armenverwaltungen 
jegt ein Ende macht und eine jehr pofitive Beitimmung darüber trifft, wie 
weit die Verwaltungen befugt find, die Renten einzuziehen. Sie dürſen 
von vorübergehend Unterjtüßten überhaupt nur für drei Monate einziehen 
und don dauernd Unterftüßten, ſoweit es fich nicht um Anſtaltspflege 
handelt, nur die Hälfte Wie ich Hinzufügen fann, entjpricht diefe Praxis 
der Übung ſehr vieler Armenverwaltungen, und ich Habe felbjt für den 
Bereich der Berliner Armenverwaltung in ähnlicher Weife Anordnung ge 
troffen, weil ich es nicht für ganz richtig halte, daß man die Rente zum 
vollen Betrag einzieht. Aber, wie gejagt, wir haben uns über den Punkt 
ja im vorigen Jahre ausführlich unterhalten. 

Tritt in dem Berhältnis der Armenverwaltung zu dem Unterftüßten 
jelbjt das hervor, was ich den wirtjchaftlichen Gefichtspunft nannte, jo tritt 
in dem Verhältnis zu den Angehörigen des Unterjtüßten das hervor, was 
man pafjend den jocialen Gefichtspunft nennt. Die Verpflichtung der 
Familie ift unter allen Umjtänden jtärker als die Verpflichtung der Armen» 
pflege; fie it vor allem auch wichtiger, weil auf dem Untergrund der 
Familie unfere gefamte fittliche Ordnung und die Möglichkeit beruht, ein 
Staatswejen zu bilden. Und jelbjt wenn die Gemeinde auf daß finanzielle 
Ergebniß aus der Heranziehung der Angehörigen verzichten wollte oder 
fönnte, — auf ihre fittlichen Ergebniffe darf fie nicht verzichten. Sie 
werden aus den Berichten, die fich auch wieder an viele frühere Wahr: 
nehmungen anfchließen, entnommen haben, daß der Tyamilienzufammenhang 
vielfach gelodert ift, daß die Ehemänner ihre Ehefrauen und ihre Kinder 
verlafien, daß Eltern ihre Kinder preisgeben, daß eine gewiffe Unruhe in 
die Bevölkerung gefommen ijt. Der Zug don Often nach dem Weiten, 
vom Lande in die Stadt, die ganze loſe, freizüigige Bewegung, unterjtüßt 
durch unfere modernen Verkehrsmittel, die Neigung, ein unabhängigeres 
und vergnügtered Leben, unabhängig don den Eltern nantentlich und von 
der Laſt für fie, zu führen, — all das wirkt zufammen, um den fyamilien- 
zufammenhang zu lodern. Und was Sie mit eben folcher Sicherheit aus 
den Berichten werden entnommen haben, und was uns ja allen eine täg- 
liche Klage und ein gewohnter Gegenjtand des Bedauerns iſt, das tft, daß 
die MWiederheranziehung von Angehörigen eins der unfruchtbarjten Felder 
der Thätigfeit unjerer Verwaltung if. Da wird die Wohnung zu er= 
mitteln gejucht; hat man fie ermittelt, jo ift der Betreffende glüdlich wieder 
verzogen. Iſt er noch da und Hat man die Arbeitäftätte ermittelt, jo bietet 
die Einziehung ungemeine Schwierigkeiten, weil der Arbeitslohn nur unter 
gewiffen Umftänden angreifbar ift. Sind wir fo weit, daß dieje Schwierig» 
feiten überwunden find, dann entziehen fich gerade die Elemente, die wir 
treffen wollen, durch Arbeitöniederlegen der Weiterverjolgung, wechſeln den 
Wohnort, und die Armenverwaltung bleibt troß aller Mühe zu unthätigem 
Zufehen verurteilt. Und hierauf gerade bezieht fich die Bemerkung, die ich 
im Eingang gemacht habe, daß es etwas Beruhigendes für den Lefer und 
Hörer hat, wenn er weiß: anderen geht es auch nicht beijer. Es ijt that— 
ſächlich jehr ſchwer, wenn nicht unmöglich, hier ein er Der: 
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fahren früher herzuftellen, ala bis wir gejeglich in der Lage find, die Armen— 
verwaltung in gewiſſen Fällen auf gleiche Stufe mit den Angehörigen zu 
ftellen. Wir müſſen in den Fällen, wo wir ganz klipp und Klar die Ver— 
pflichtung der Yamilie übernehmen, wo wir der Ehemann find, der die 
Frau unterftüßt, wo wir der Vater find, der die Kinder unterhält, befugt 
jein, mit denjelben Brärogativen, die den Yamilienmitgliedern zuftehen, auch 
gegen dieje pflichtvergeffenen Angehörigen vorjchreiten zu können. Sie 
werden in den Leitjäen, die ich nachträglich noch meinem Referat Hinzu- 
gefügt Habe, diefen Punkt in Nr. 3 behandelt finden; auch wird der 
Korreferent fich vermutlich noch näher darüber aussprechen. 

Wie jehr wir aber auch in den Maßregeln gehemmt jein mögen, jo 
fann ich doch nur al® dad Ergebnis der Unterfuchung den allgemeinen 
Wunſch ausſprechen — und kann meinerjeit® nur jagen, daß ich das 
dringend befürworte —, daß die Armenverwaltung in der Bemühung, den 
Angehörigen nachzufolgen, fie heranzuziehen, nie erlahmen und die Maß- 
regeln, jo unfruchtbar fie manchmal jcheinen mögen, zu wiederholen nie 
unterlaffen möge Ich will auch Hier nicht verfennen, daß auch diejer Zu— 
fammenhang uns wieder auf die Bedeutung der Wohlfahrtsmaßregeln im 
allgemeinen hinweiſt, und daß man fich jehr täufchen würde, wenn man 
glauben wollte, daß irgend eine noch jo aufmerkjame, eine noch jo reichlich 
mit Strafe und Eivilrechtsmitteln ausgerüftete Armenverwaltung das leiften 
fönnte, was die allgemeine Wohlfahrtspflege und eine allgemein wohl« 
wollend geübte vorbeugende Thätigfeit Leiften fönnen. Hier find ganz 
andere Maßregeln notwendig, die aus allgemein ftaatlichen und wirtichaft- 
lichen Intereſſen Heraus auf die Wiederbefejtigung des Zufammenhangs der 
Familie hinzielen, und die die Armenpflege in der That nur ala die letzte, 
äußerjte Zuflucht betrachten. Namentlich möchte ich für die zu meiner 
Freude zahlreich anmwejenden Damen bemerken, daß ich fein Gebiet der 
Frauenhilfe für zugänglicher und geeigneter erachte, als gerade die vor- 
beugende Thätigkeit in der Bemühung, den geloderten Familienzuſammen— 
bang wieder Herzuftellen und damit die härtere Arbeit der Männer, im 
Rechtswege Hinterher den Angehörigen zu Leibe zu geben, thunlichft zu 
verhüten. 

Bei dem Bemühen, die Angehörigen heranzuziehen, jtehen ung zwei 
überaus große technifche Schwierigkeiten im Wege — ganz abgefehen von 
allen den Mühen, die ich vorher ganz furz angedeutet Habe —: die tech= 
niſche Schwierigkeit, einen angemefjenen Maßſtab für die Heranziehung der 
Angehörigen zu finden, und zweitens die Schwierigfeit, den rechtlich feft- 
gejtellten Anſpruch durch Zwangsvollftrefung zu verwirklichen, weil nur 
dag eigentliche Lohneinfommen in der Regel zur Verfügung jteht, und Voll— 
jtredung in Vermögen fehr jelten erfolgen kann. Für diefen letzteren Punkt 
babe ich, wie ſchon erwähnt, die letzte Theſe mit Herrn Stadtrat Ludwig» 
Wolf vereinbart, und er wird auf den Punkt noch näher eingehen. Was 
dagegen den eriten Punkt anbetrifft, die Gewinnung eines Maßſtabes, fo 
werden Sie aus dem Bericht entnommen haben, daß es kaum ein Gebiet 
giebt, auf dem eine größere Verfchiedenheit und Willkür herrſcht, daß eigent- 
(ih an feiner Stelle eine fichere Meinung darüber vorhanden ift: wie jollen 
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wir bei der Einziehung vorgehen, in welchem Maße follen wir die An- 
gehörigen heranziehen. Die einzige Stadt, — oder wenn Sie wollen, die 
einzigen zwei Städte, die einen feſten Zarif dafür haben, find Elberfeld 
und Aachen. Elberfeld jagt: wenn eingeljtehende Perjonen wöchentlich 
nicht mehr ala 10 Mi. einnehmen, follen fie nicht herangezogen werden, 
deögleichen nicht eine Zamilie, die aus den Eltern und mehr ala 3 Kindern 
beiteht, wenn fie zujammen 14 ME. verdienen u. ſ. w.; kurz, es ift eine 
ſehr fein detaillierte Aufftellung. Aber ich kann der Meinung einer größeren 
Zahl von Armenverwaltungen, die fich gerade über das Tarifweſen ge— 
äußert haben, nicht widerjprechen, daß, jo jchön dieſer Tarif ausfieht, er 
praftifch ungemein fchwierig anzuwenden ift, weil wiederum die Grundlagen, 
auf denen gefußt werden fol, jo überaus jchwanfend find: das Arbeits- 
einfommen wechjelt, die Größe der Familie wechjelt, der Gejundheitszuftand 
wechjelt. Und jo wird die Armenverwaltung vielleicht in der Lage fein, 
wenn fie mit ihrem etwas langjam arbeitenden Apparat jo weit ift, den 
Zarif anzuwenden, zu finden, daß die Borausfegungen des Tariis fich voll- 
ftändig verändert haben. Einen gewiffen Anhalt für die Bearbeitung der 
Sachen mag er immerhin geben und vielleicht kann ung der Herr Ver— 
treter von Elberfeld über die praftiiche Anwendung noch einige Mitteilungen 
machen. Ich Habe in Berlin verfucht einen gewiffen Hinweis zu geben 
durch die Bezugnahme auf die Ermittelung über die Lohnſätze in Berlin. 
Unſer ftatiftiiches Amt Hat eine ausführliche Lohnftatiftit für fämtliche 
Arbeitenden und Gewerbetreibenden in Berlin veröffentlicht, jo daß man 
ungefähr jagen kann: wenn jemand dem und dem Gewerbe angehört, jo 
wird er durchichnittlich das und das Einkommen haben. Aber ich leugne 
nicht, für die nicht gewerblichen Arbeiter und vor allem für die nicht ge— 
lernten Arbeiter verfagt auch diefer Maßſtab. Im allgemeinen weiſen die 
Armenverwaltungen darauf Hin, daß eine Reihe von Momenten vorhanden 
find, die man wejentlich beobachten muß, alfo, ob jemand eigene Familie 
befigt, Tür die er forgen muß, wie groß die KHinderzahl iſt, wie der Ge- 
ſundheitszuſtand ift, wie die Höhe des Verdienſtes ift u. j. w.; auch wird 
in der Praxis vielfach berüdfichtigt, in welchem Verhältnis jemand zu feinen 
Angehörigen fteht, jo daß Eltern oder Kinder, die ganz verfommen find, 
anders behandelt werden, als folche, bei denen es fich um ein gutes Ver— 
bältnis handelt, jo daß man Eltern und Kinder wechjeljeitig frei läßt oder 
milder behandelt, weil man ihnen nicht zumuten fann, daß fie für folche 
verfommene Glieder ihrer Familie dauernd die Fürforge übernehmen. Cs 
find andere Armenverwaltungen, die troßdem auch Hier jtveng den unzweifel- 
haft rechtlich begründeten Anſpruch durchführen. Bor allem wird auch hier 
der fociale und wirtjchaftliche Geſichtspunkt fo weit in Betracht fommen, 
daß man ſich Hüten muß, — wozu eine rein juriftiiche Betrachtung der 
Sache jehr leicht Jühren kann —, mit der einen Hand zu zerjtören, was 
man mit der anderen aufbaut. Wenn, wie ich jelbjt namentlich bei jüngeren 
Juriſten dieſe Neigung wahrgenommen habe, mit der Heranziehung jehr 
fcharf vorgegangen wird, jo kann e& kommen, daß ſelbſt die mäßigen Bei: 
bilfen, die ein Sohn feinen Eltern giebt, zurüdgezogen werden; es fann 
fommen, daß die Kinder und Eltern, auch die Gejchwijter unter einander, 
2% 
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die nach verjchiedenem Maßjtabe herangezogen werden, fich volllommen ver= 
feinden und einander volljtändig fremd werden; es kann eintreten, daß die 
Eltern jelbjt mit ihren Rindern in vollftändigen Verfall geraten, und es 
fann endlich eintreten, daß ſelbſt ein verhältnismäßig Heiner Betrag, der 
einem Sohn etwa abgezogen wird, ihn wirtjchaftlich zurüdbringt, weil er 
zunächſt für feine eigene Yamilie forgen muß. Es wird alſo diefer Punkt 
ganz beſonders beachtet werden müſſen, auch wird die Nähe des Familien— 
verhältniffes vor allem in Betracht kommen, jo daß man allerdings mit 
voller Schärfe, ich möchte jagen, bis zur Vernichtung, — wenn Sie den 
Ausdrud gejtatten wollen — gegen den Vater, der feine Kinder, gegen den 
Ehemann, der feine Frau verläßt, vorgehen muß, dagegen, je weiter fi 
das Tyamilienverhältnis entfernt, je mehr eine eigene Wirtjchaft des Kindes 
oder des Angehörigen ſchon an die Stelle getreten ift, dag Verfahren milder 
und milder werden läßt und vor allem fich hütet, die wirtjchaftliche Selb- 
ftändigfeit de8 Angehörigen zu gefährden, um für die Armenkaſſe einen 
Gewinn herauszufchlagen oder auf diefe Weife den Yamilienzufammenhang 
wieder herzuftellen. 

Sie werden ganz befonders dieſes focialswirtjchaftlicde Moment betont 
finden bei den Ausführungen über das Verhältnis von Kindern gegenüber 
Eltern im Haushalte oder von Eltern im Haushalt gegenüber den Kindern. 
Es handelt fich da nicht eigentlich um eine Erjtattung von Unterjtügungen, 
da die Kinder im Haushalt mit Leben; es Handelt fich vielmehr darum, 
in welddem Maße man, wenn man unterjtüßen joll, den Verdienſt der im 
Haushalt Lebenden Kinder berüdfichtigt, ob man den Verdienſt voll ans 
rechnen joll, ob zur Hälfte, ob zu irgend einem anderen Zeil. Und da 
meine ich allerding®, daß ein Hauptverdienſt einer jorgfältig arbeitenden 
Armenverwaltung darin bejtehen wird, das beitehende Familienverhältnis 
zu pflegen und nicht durch eine wiederum rein juriftifche und büreau= 
fratiiche Auffaffung die Kinder aus dem elterlichen Haushalte zu treiben 
und dann dor einem übleren Zuftand zu ftehen ala vorher. Sie find 
— darüber dürfen wir uns nicht täufchen — geneigter, den Haushalt zu 
verlaffen; fie werden in der großen Stadt namentlich jehr Leicht dazu ver- 
führt, und anftatt daß der Familienzuſammenhang, fo gut oder jchlecht es 
eben geht, erhalten wird, wird nunmehr der betreffende ältere Angehörige 
ganz und gar der Armenpflege anheimgegeben. Ich möchte, ohne auf das 
Detail diefer Sache einzugehen, Ihnen vor allem die Lektüre der von mir 
jehr ausführlich wiedergegebenen Nachrichten über das Berhältnis von 
Kindern im Haushalt zu ihren Eltern empfehlen, aus der hervorgeht, daß 
nur ein Ermeffen von Fall zu Fall fruchtbar fein Kann. Ich Habe aus 
den verjchiedenen größeren Städten diejgnigen Außerungen wörtlich an— 
geführt, die das Verhältnis von allen Seiten beleuchten und daher auch 
allen Möglichkeiten, die Hierbei in Betracht fommen, gerecht werden können. 
Diefem Gefihtspuntt — um zum Schluß zu kommen — der Schonung 
der wirtjchaftlichen Verhältniffe und der Betonung des focialen Zuſammen— 
bangs der Angehörigen entiprechen die Leitfäge, die Herr Stadtrat Ludwig— 
Wolf und ich Ihnen vorgelegt Haben. Dieje Leitjäbe find, wie mir viel« 
feicht eingewandt werden wird, etwas matt oder etwas jarblod. Sie werden 
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bei dem ungemein großen Detail, das bei diefer Trage zu erörtern ift, und 
auf das ich ja im Rahmen dieſes Vortrags nicht habe eingehen fünnen, es 
unmöglich erreichen können, daß Sie in der Gejtalt von Leitſätzen zum 
Gegenstand unferes Themas in allen einzelnen Punkten Stellung nehmen. 
Es wird nicht anderd möglich fein, wenn wir die Frage abjchließen wollen, 
als eben dieſe Hauptgefichtöpunfte der Schonung der wirtjchaftlichen Eriftenz 
auf der einen Seite und der Betonung des ſocialen Gefichtspunft3 auf der 
anderen Seite ganz kurz pragmatifch herauszuheben und an der letzten Stelle, 
wo es fih um das DVerwaltungdverfahren handelt, die von ung hervor- 
gehobenen Gefichtspunfte zu betonen. Ich empfehle Ihnen darnach die 
Annahme der Leitjähe und möchte damit gleich zum Ausdrud bringen, daß 
an einer Stelle wie der unfrigen gewürdigt wird, was die Yurisprudenz, 
und was die praftifche Verwaltung leiften kann. Die rechtliche Betrachtung 
führt zu einem anderen Ergebnis als die wirtjchaftliche Betrachtung, teils 
wegen der Undurchführbarkeit der Zwangsvollſtreckung aus thatjächlichen 
Gründen, teil® weil die Verhältniffe überhaupt eine ganz andere pflegerifche 
Mürdigung erfordern. — ch habe den Einwand zu gewärtigen, daß dieſe 
wiederholt betonte Wahrheit nicht neu iſt; -aber ich glaube doch, daß fie 
in diefem Zujammenhang erneut audgefprochen zu werden verdient, weil fie 
gerade die ganz bejonderen und eigenartigen Aufgaben der Armenpflege 
wieder zum Bemwußtfein bringt, die es immer mit dem einzelnen Individuum 
zu thun bat. Um fo wichtiger ijt es bei diefer Arbeit, den Blick über die 
Einzelheit hinaus auf das Ganze zu richten und fich zum Nachdenken gerade 
darüber anregen zu laffen, wie man dem ganzen focialen und wirtjchaft- 
lichen Körper nüßlich fein kann, indem man den einzelnen Fall aus dem 
Geſichtspunkt folcher Höheren Einheit betrachtet. 
(Bravo!) 


Vorſitzender: Das Wort hat der Herr Mitberichterjtatter, Stadtrat 
Ludwig Wolf (Leipzig). 


Mitberichteritatter Stadtrat Ludwig Wolf (Leipzig): Hochverehrte 
Damen und Herren! Mein Bericht fann aus zwei Gründen ein recht Eurzer 
fein. Ginmal befinde ih mich Hier in der Hauptjache in der Mitte von 
Armenpraftifern, denen ich nichts Neues fage und nichts Neues jagen kann; 
die in ihrer eigenen Praxis am beiten alltäglich empfinden, wo fie der 
Schuh drüdt. Der andere Grund ift der, daß mir eigentlich nur obliegt, 
aus allen den Geſichtspunkten und Thatjachen, die Ihnen der Herr Referent 
Ichon des Ausführlichen Hier vorgetragen hat, auf, ich möchte jagen, pro= 
zeflualem Gebiete die Konfequenzen zu ziehen. 

Ich Habe mir erlaubt, in dem erjten Zeil meines Berichts die That— 
fache hinzuftellen, daß der Civilprozeßweg, auf den die Gemeinden bei ihren 
Erfagleiftungsanfprüchen angewiefen find, den Gemeinden nicht den not= 
wendigen Schuß und die notwendige Hilfe bietet, die fie beanspruchen 
fönnen. Sch habe e8 begründet mit den Klippen und Untiefen, welche die 
prozekführende Gemeinde im Prozeſſe zu umſchiffen hat; der Herr Referent 
hat Sie bereit auf verfchiedene diefer heiklen Punkte hingewiefen, welche 
den Gemeinden im Prozeßwege ſich entgegenitellen. 
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An dem zweiten Teil meines Berichts bin ich nun an die Beant- 
wortung der Frage herangetreten: wenn der Rechtsweg uns nur in der 
geringften Weife zum Ziele führt, welchen Weg können wir dann an die 
Stelle des Rechtswegs ſetzen? Wir Haben in Deutjchland verjchiedene 
Syſteme, 3. B. hat Bayern einen VBerwaltungsweg eingeführt, ebenjo Baden, 
ebenjo die beiden Medlenburg; endlich ift noch von Preußen in feiner Aus— 
führungsverordnung zum Unterſtützungswohnſitzgeſetz in den 88 65 ff. den 
Gemeinden ein Verwaltungsverfahren an die Hand gegeben, deſſen jie fich 
bedienen können, um wenigjten® für die Zukunft betreff3 des Erſatzes die 
Nährpflichtigen in entiprechender Weiſe heranzuziehen. ch glaube, daß es 
politiſch richtig ift, dasjenige Verfahren zu acceptieren, weldyes in den 
meiften Staaten von Deutjchland eingeführt ift, d. h. das preußifche Ver— 
iahren nad) den 88 65 ff. der Ausführungsverordnung, welches neben 
Preußen noch von einer ganzen Reihe anderer Staaten acceptiert worden 
iſt. Diejes Verfahren hat verſchiedene unleugbare Vorteile, wenn e8 auch 
nur immerhin, wie ich ſchon angedeutet Habe, ein ziemlich einfeitiges ift, 
infofern, ala e& nicht den eigentlichen Erſatz im Auge hat, fondern bloß 
die zufünftige Heranziehung. Es ijt als Berwaltungsverfahren ein rafches, 
e8 hat weiter dann auch dem noch Rechnung getragen, daß es dad Moment, 
was der Herr Referent den technifchen Maßftab der Heranziehung genannt 
bat, ins Auge faßt, infofern, als auf Antrag des betreffenden Ortsarmen— 
verbandes die Wohnortsgemeinde nach Prüfung der VBerhältniffe des Bes 
(angten fi) darüber jchlüffig zu machen hat: wie viel kann der Betreffende 
fir die Zukunft nach jeinen Berhältniffen zahlen? Es iſt dann weiter 
durch die preußiiche Geſetzgebung auf einem anderen Gebiete, und zwar auf 
dem Gebiete der Erefution — es find das die SS 41 ff. des preußiichen 
Geſetzes über die Zwangsvollitrefung — auf fommunalem Gebiete vor— 
gejorgt, daß auch die eine Klippe, die Nichtheranziehung infolge des Lohne 
befchlagnahmegejeßes, in entjprechender Weiſe umjchifft werden kann, injo= 
fern, ala durch die SS 41 ff. des preußiſchen Gejeges über die Zwang: 
vollftrefung auf verwaltungsrechtlichem Gebiete der Gemeinde die Zwangs— 
vollſtreckung auf Forderungen und Vermögensrechte überwiefen tft, — ein 
Borteil, deſſen allerdings die meiften deutfchen Staaten außerhalb Preußens 
entraten. 

Unter ſolchen Umftänden, meine Herren, glaube ich, ijt es ratjam, daß 
wir, wenn wir auch noch nicht alles erreichen können, doch wenigſtens 
unjere Stimme dahin erheben, daß in den Staaten, die außer Preußen 
das preußifche Verfahren noch nicht Haben, das preußiiche Verfahren der 
88 65 ff. der Ausführungsverordnung zum Unterſtützungswohnfitzgeſetz ein— 
geführt und damit eine Gemeinſamkeit für die Zukunft bereitet wird. Aller— 
dings wäre es jehr zu wünjchen, wenn auch bei diejer Gelegenheit dann 
noch Fürforge getroffen würde, daß diejes Verfahren — ich habe es praftijch 
verjchiedene Male feinerzeit angewendet und jehr acceptabel befunden — noch 
vervolljtändigt würde infofern, daß es Anwendung fände auf die wirkliche 
Griaßforderung und ſich nicht bloß erjtredte auf die Heranziehung für die 
Zukunft. Allerdings, das geftehe ich, daß, wenn ein Ortsarmenverband 
von dieſen Vorjchriften rechtzeitig Gebrauch macht, er dadurch auch in bie 


BDerhandlungen. 23 


Lage verjegt ijt, die Erjaßforderung auf ein jo enges Maß zu befchränfen, 
daß er feinen großen Ausfall zu erleiden bat. 

Ich empfehle Ihnen daher mit meinem Kollegen Dr. Münjterberg den 
Beitritt zu unjeren Thejen, welche implieite den Anſchluß an das preußifche 
Berfahren vorjchlagen. 


Borjigender: Das Wort hat Herr Dr. Olshauſen (Hamburg). 


Dr. Olshauſen, Rat bei der Allgemeinen Armenanftalt in Ham— 
burg: Meine Damen und Herren! Mit den allgemeinen Ausführungen der 
Herren Referenten nach den wirtjchaftlichen und focialen Gefichtspunften hin 
fann ich mich nur einverjtanden erklären. Dagegen geben die Ausführungen, 
bejonder8 des Herren Referenten, im einzelnen doch nach verjchiedenen Seiten 
hin Beranlaffung zu einigen Bemerkungen, die ich auf Grund der Er- 
fahrungen zu machen mir erlauben möchte, welche ich gerade bei der Leitung 
desjenigen Erſtattungsweſens erworben Habe, das jeine Organifation dem 
Herrn Referenten nahezu augfchließlich verdanft. 

Zunächſt kann ich mich — und ich glaube, diefen Punkt angefichts 
der vielen bier anweſenden Praktiker nicht unterdrüden zu dürfen — mit 
der Anficht des Herrn Referenten über die Trage der Eritattungspflicht 
nicht einverftanden erklären. Der Herr Referent hat zwei Urteile, ein Urteil 
vom Landgericht Aachen, und eins vom Reichögericht, angeführt und glaubt, 
daß diejelben die Frage nicht überzeugend entſcheiden. Es giebt aber in 
der That noch eine ganze Anzahl weiterer Urteile über diejelbe Frage. 
Zunächſt ein Urteil des Reichögerichtd vom Jahre 1894, welches in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift abgedrudt ift, dann ein Oberlandesgerichtäurteil 
des Hanjeatiichen Dberlandesgerichts don 1898 und noch ein Urteil des 
Reichagerichts vom April dieſes Jahres, die fi in demjelben Sinne er- 
Hären. Das Urteil des Hanfeatifchen Oberlandeögerichts führt ausdrücklich 
aus, daß weder nach dem gemeinen Recht, noch nach dem Code eivil ein 
Eritattungsanfpruch beftehe, und das Neichögericht Hat dieſes Urteil be- 
jtätigt. Ich glaube daher, daß man die Trage, ob dort, wo es an einer 
bejonderen gejeglichen Beitimmung darüber fehlt, der Unterjtüßte zur Er— 
ftattung der erhaltenen Unterjtügung verpflichtet ift, wird verneinen müſſen, 
und ich halte es daher für fehr angemefjen, daß man in denjenigen Rechts: 
gebieten, wo es an einer bejonderen Beitimmung bisher fehlt, vielleicht jetzt 
bei Gelegenheit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuches eine folche 
ausdrüdliche Beitimmung einführt. 

Nicht unintereffant ift übrigens aus jener Entjcheidung des Hanſeati— 
ichen Oberlandesgerichts auch eine Ausführung über die Frage, welches 
Recht zur Anwendung kommt, wenn die Unterjtüßung, welche von dem 
vorläufig unterftügenden Armenverbande gewährt ift, durch einen anderen 
Armenverband erjtattet wird, und wenn dieſe beiden Armenverbände ver: 
ichiedenen Rechtögebieten angehören. Das Urteil kommt zu der Enticheidung, 
daß dasjenige Recht maßgebend ift, welches für den vorläufig unterjtüßenden 
Armenverband gilt, da nach Maßgabe dieſes Rechts die Unterftüßung ge- 
währt worden ift. Zu derjelben Entfcheidung fommt auch eine Abhandlung 
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von Schäfer, die ich generell mit den privatrechtlichen Beziehungen der 
Armenverbände beichäftigt. Ich kann diefe Schrift, die fi) in den „Bei— 
trägen zur Grläuterung des deutjchen Rechts“ VI. Folge, 1897, findet und 
außerordentlich eingehend ift, jedem, der fich für diefen Gegenftand intereffiert 
und fie noch nicht fennen jollte, zur Durchſicht empiehlen. 

Was jodann die Frage der Miedereinziehung der Krankenpflegefoften 
von den Unterftüßten jelbjt anbetrifft, jo giebt Hier das Verfahren von 
Duisburg und Witten doch zu einer Bemerkung Anlaß. In beiden Städten 
wird der Unterftüßte zunächft aufgefordert, fih zur Eritattung der Koften 
zu verpflichten; außerdem wird cine Erklärung von ihm verlangt, daß er 
im Falle der Nichterfüllung feiner DVerpflichtung fi) damit einverjtanden 
erklärt, daß jein Arbeitgeber ihm die Kojten in Raten abziehe, und im 
Yormular von Mitten heißt e8 dabei ausdrüdlich noch: „ch verzichte 
hiermit außdrüdlich auf den rechtlichen Anfpruch auf meinen Xohn in Höhe 
diefer Forderung“. Na, meine Herren, das fteht im ausdrüdlichen Wider: 
ſpruch mit der Beſtimmung des Geſetzes, betreffend die Beichlagnahme des 
Dienjte und Arbeitölohnes; es ift rechtlich vollflommen unwirkſam. Ein 
Einbehalten des Lohnes kann immer nur zuläffig fein, wenn der Arbeiter 
fi) am Lohnzahlungstage jelber damit einverjtanden erflärt. Nun wird 
man praktisch die Wahrnehmung machen, daß dem Lohnabzug in der Regel 
nicht widerjprochen wird. Aber warum nicht? Deswegen, weil der Arbeiter 
nicht weiß, daß er wideriprechen darf. ch glaube, es ift doch nicht un— 
bedenklich, eine ſolche Rechtsunfenntniß des Arbeiters auszunützen. Man 
follte daher wenigitens Fürforge treffen, den Arbeiter über die Rechtälage 
aufzuklären, und bejier auch noch den Wibeitgeber. Denn in den Kreifen 
der meijlen Arbeitgeber ijt zweifellos dieje Rechtslage gleichiall® unbefannt. 
Wir in Hamburg haben bei der Einziehung der Krankenkoſten von See— 
leuten ein Verfahren, welches dem beiprochenen ähnelt. Die Seeleute er- 
halten in der Regel ihre Heuer dort vom Seemannsamte ſelbſt au&gezahlt ; 
wir erfuchen nun das Seemanndamt, den betreffenden Seemann bei der Ab— 
mufterung auizufordern, und die Kojten zu erjtatten und im falle des Ein— 
verftändnifles einen Zeil der Heuer einzubehalten. Dabei fehlt «8 an jedem 
Zwange, und irgend etwas Bedenkliches kann darin nicht gefunden werden. 

Nicht ganz verftändlich ijt mir, was das Verhältnis zu den Berufs— 
genofjenichaften angeht, die Klage von Königsberg, daß ein jortwährender 
Streit mit denfelben herrſche, weil dieſelben die Auslegung vertreten, daß 
die Unfallrente nur dann auf die Armenverwaltung übergehe, wenn die 
Hilfsbedüritigfeit durd den Unfall hervorgerufen ſei. Das Reichsveiſiche— 
rungsamt hat befanntlich in wiederholten Plenarentfcheidungen überein- 
ſtimmend erfannt, daß die Einheit des Leiftungsgrundes allerdings die un= 
umgängliche Borausfegung des NRechtsüberganges fei, und daran wird fich 
niemals rütteln laſſen. Allerding® bin auch ih der Anficht, daß es 
wünſchenswert wäre, den Nechtzübergang auch in anderen Fällen eintreten 
zu laffen, 4. B. bei Gewährung von Srankenhauspflege, aber einjtweilen 
wird fich das nicht erreichen lafjen. 

Was das Verhältnis zu den Sterbekaſſen angeht, jo findet ih in 
einigen Städten die Beftimmung, daß nur Armenbegräbnifje geftattet werden. 
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Lübeck führt aus: „Die Beerdigung der Armenpfleglinge wird von der 
Armenverwaltung beichafft. Eine andere Art der Beerdigung ift nicht ge= 
ftattet, wenn nicht zuvor der Armenverwaltung alle ihr durch die Unter: 
ftügung des Pfleglings erwachjenen Koften erftattet find.“ Dieje Bes 
ftimmung, meine Herren, kann ich als dem Rechte entiprechend nicht er— 
achten. Es läßt fich mit dem bejten Willen fein Rechtsgrund dafür finden, 
der es geftattete, einem Sohne die Beerdigung feines Vaters zu verbieten, 
weil die für den Vater aufgewendeten Koften nicht erftattet find; oder heißt 
Armenunterftügung beziehen etwa, jich der Armenverwaltung mit Leib und 
Seele verfchreiben; oder will man etwa den Leichnam ala Nachlakfache 
auffaffen, die man jo lange retinieren kann, bis die Koften erjtattet find ? 
Ich glaube, das geht nicht. Die Beziehungen der Armenverwaltung zu 
dem Leichnam find vielmehr auf der Grundlage des Armenrecht3 Lediglich 
die, daß die Armenderwaltung den Leichnam beerdigen muß, wenn er fonjt 
unbeerdigt bliebe. 

Was die Eritattung durch Angehörige betrifft, eine frage, die be— 
fonderd dom Herrn Referenten ausführlicher behandelt worden ift, jo ftehen 
wir in Hamburg auf einem etwas anderen Standpunft. Der Herr Referent 
jagt in feinem Bericht folgendes: „Da aber der Arbeitslohn nur für die 
laufenden Unterhaltungsaniprüche der Ehefrau und der Finder pfändbar ift, 
fo verjagen die Gerichte die Volljtredung für die Forderungen der Armen» 
verwaltungen, weil es fich bei diefen immer um Rüdjtände handelt.“ ch 
halte das nicht für richtig. Wir Klagen jehr häufig auf Erjaß der Kojten, 
die in den lebten drei Monaten aufgewendet find; dann fleht uns für dieje 
Zeit das Recht der Lohnpfändung zu, weil es auch der Eheirau und den 
Kindern zufteht, denn der Anſpruch der Ehefrau und der Kinder geht ja 
nach der überwiegenden Anficht im Wege der gejeglichen Ceſſion auf den 
Armenverband über, und nach der überwiegenden Anficht geht mit dem 
Anspruch auch das Pfändungeprivileg auf den Armenverband über. Natür— 
lich erreicht man pefuniär nicht viel, weil e& fi nur um drei Monate 
handelt; aber der große Vorteil liegt darin, daß man den Leuten zeigt, fie 
fönnen gezwungen werden, und häufig zahlen fie dann freiwillig. 

Mas die Frage anbetrifft, ob die verjchiedenen Kategorien von Ans 
gehörigen verjchieden zu behandeln find, insbeſondere, ob die Kinder gegen- 
über den Eltern milder behandelt werden follen, jo hat Bremen bemerkt, 
daß fich eine VWerfchiedenheit der Behandlung ſchon deswegen empfehle, weil 
der Arbeitälohn der Eltern und des Ehemannes für die Familie der Pfändung 
unterliege. Wenn damit, wie es fcheint, gejagt werden joll, daß der Arbeitö- 
lohn der Kinder nicht der Pfändung unterliege, jo ift das irrtümlich. Nach 
dem Geſetz, betreffend die Beichlagnahme des Dienft= und Arbeitslohnes, 
fann auch der Lohn der Kinder zu Gunjten der Eltern gepfändet werden; 
anders fteht e8 dagegen mit den Dienft- und Penfionsbezügen auf Grund 
des 8 749 der Givilprozeßordnung. 

Schließlich noch einige Bemerkungen zu dem Korreferat. Der Herr 
Mitberichterftatter führt aus, daß ein Verwaltungsverfahren, betreffend Ein- 
ziehung der Armenunterftüßung von den Unterjtüßten felbit, bisher nur in 
den beiden Medlenburg, Bayern und Baden beitehe. Das ift nicht ganz 
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richtig, auch wir in Hamburg haben ein Verwaltungsverfahren gegen den 
Unterſtützten ſelbſt, und zwar ein ſehr einfaches: wir können ſelbſt durch 
Beſchluß die Schuld des Unterſtützten feſtſtellen und haben damit einen voll- 
ſtreckbaren Titel, den wir auf Grund der Landesgejeggebung vollitreden 
fönnen. Die Bolljtredung muß allerdingd mit Hilfe der Gerichte erfolgen, 
und da bin ich nun der Anficht, daß das abjolut fein Nachteil ift. Wir 
haben praftiih die Erfahrung gemaht, daß im Zwangsvollitredungs- 
verfahren die Gerichte genau jo fchnell arbeiten wie Kreis- und Gtadt- 
ausſchüſſe. Es ift jekt übrigens in Anregung gebracht worden — und wir 
Hoffen, daß, namentlich wenn die Thejen angenommen werden, mit Unter- 
ſtützung dieſer Thejen unfer Borjchlag zur Annahme gelangen wird —, ein 
Derwaltungsverfahren auch Tür die Heranziehung der Angehörigen einzu= 
führen und zwar auch wegen der bereit3 gewährten Unteritügungen. 

Zum Schluß möchte ich noch darauf aufmerffam machen, daß Herr 
Stadtrat Ludwig Wolf die Sache etwas zu ſchwarz gejchildert Hat, infofern, 
ala fein Zweifel über die Beweispflicht nach $ 1608 nicht gerechtfertigt iſt. 
Aus den Verhandlungen über dag Bürgerliche Gejegbuch geht deutlich hervor, 
daß die Beweispflicht nicht dem Alimentationsberechtigten, ſondern dem 
in Anjpruch genommenen Alimentationspflichtigen obliegt; er muß be— 
weiſen, daß er den Unterhalt nicht leijten fann. Das geht auch aus dem 
Wortlaut, der von der negativen Seite her die Sache behandelt, deutlich 
hervor. 

Mit den Thefen kann ich mich im allgemeinen nur einverjtanden er= 
flären. Einige Bedenken find mir aufgeftoßen, als ich den Paſſus 1 las, 
weil ich von der Anficht ausgehe, daß eine Eritattungspflicht nicht überall 
befteht; da man aber auf die letztere nur da verzichten kann, wo fie be= 
iteht, jo würde ich fein Bedenken tragen, die Theſe, wie fie geitellt ift, 
anzunehmen. Was die Ziffer 3 betrifft, die Gleichitellung der Anfprüche 
der Armenverwaltung mit denen der Ehegatten und der Eltern und Kinder, 
jo habe ich jchon ausgeführt, daß eine Pfändung nach richtiger Anficht 
auch Heute jchon zu Gunften der Armenverwaltung möglich if. An der 
Gleichſtellung fehlt e8 bisher nur injofern, ala die Armenverwaltung nicht 
auch die zufünftige Unterftügung im Rechtswege fordern kann — obgleich 
auch das nicht ganz unbeftritten ift; und da Gleichitellung zu jchaffen, 
würde mir im höchiten Grade erwünfcht erjcheinen. ch glaube, daß das 
Verfahren, welches eine Klage auf die zukünftigen Alimente zuläßt, unter- 
jtüßt wird durch den $ 258 der neuen Givilprozeßordnung, welcher e8 zu= 
(läßt, daß bei wiederkehrenden Leiftungen auch auf die erjt nach Erlaß des 
Urteils fällig werdenden Leiftungen geklagt werde. — Da aber diejes 
Reſumee die Leitjäge an ihren wejentlichen Fundamenten nicht berührt, jo 
darf auch ich bitten, diefelben anzunehmen. 


Borjigender: Das Wort hat Herr Bürgermeijter Brinkmann 
(Königsberg i. P.). E 


Bürgermeifter Brintmann (Königdberg i. P.): Meine verehrten 
Damen und Herren! Als wir dor einiger Zeit in unjerem Verein die 
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Frage erörterten, wie wir alimentationsvergefjene Angehörige auf ftrafrecht- 
lihem Wege zur Erfüllung ihrer Alimentationspflicht zwingen könnten, ent» 
ipann fich ein förmlicher Feldzug gegen die -ordentlichen Gerichte, und es 
ſoll ja in Nürnberg ſcharf Hergegangen fein — ich war leider im vorigen 
Jahre verhindert, an den Nürnberger Verhandlungen teilzunehmen. Diefer 
Feldzug ſcheint mir Heute fortgejeßt werden zu jollen. Allerdings iſt es 
vorläufig nur ein leichtes Geplänfel; aber man ſoll auch diejem Verſuch 
fofort entgegentreten. Heute find die Herren Referenten noch etwas zaghaft 
an die Sache herangetreten. Es wird von ihnen in Gegenſatz geitellt: die 
rechtliche und die wirtjchaftliche Auffafjung, und es wird gemeint, beim 
Richter käme die erjtere und bei den Berwaltungsbehörden die legtere allein 
zur Geltung. Aber in dem uns vorliegenden Bericht ift in etwas gröberen 
Tarben gemalt. Da fteht 3. B. zu lejen, daß dem Juriſten, dem Richter, 
der über ſolche Eritattungsanjprüche zu befinden Hat, das fociale Ver— 
jtändnis vollftändig abgeht, daß er jür fociale und wirtjchaftliche Ver— 
hältnifje überhaupt feine Empfindung habe, daß ihm folche erjt anerzogen 
werden müfle. Das Heißt doch entichieden zu weit gegangen. Die lebte 
der uns heute empfohlenen Theſen läßt die auf den erjten Blick nicht jo 
ganz klar erkennen; aber wer näher binfieht, findet die Bedeutung ſofort 
heraus. Der ordentliche Richter, der zur Zeit allein dazu berufen ijt, über 
Eritattungsanjprüche aus der Vergangenheit zu befinden, ſoll enthront 
werden. Auch diefe Anjprüche jollen dem Berwaltungsgericht künftig über- 
lafjen werden. 

Ich möchte dagegen ganz entjchieden Proteft einlegen. ch bin der 
Anficht, daß in der That feine Veranlafjung vorliegt, den ordentlichen Ge— 
richten ein jolche® Mißtrauen entgegenzubringen. Sch nehme zunächft An— 
jtand, mir eine Erkenntnis und Empfindungen beizulegen, die ich andern 
Leuten abfpreche. Ich bin prineipaliter bis zum Beweiſe des Gegenteils 
der Anficht, daß der andere von der Sache, die ich zu beherrjchen glaube, 
mindeſtens ebenfalls jo viel verjteht. 

(Heiterfeit.) 
63 kann wohl vorlommen, daß in gewifjen Fällen jchiefe Urteile ergehen; 
wem iſt aber nicht in feinem Leben ſchon ein Fehler paffiert? Daraus 
nun die Schlußfolgerung Herzuleiten, daß alle diefe richterlichen Urteile die 
Bedeutung der Armenpflege und die focialen Verhältniffe des Lebens ver- 
fennen, das jcheint mir ewas jehr gewagt. ch meine vielmehr, wir müßten 
im Gegenteil verfuchen, uns der richterlichen Auffafjung zu nähern. Zu 
diefem Zwed ijt e8 zunächit ganz unerläßlih, daß fich die Armenverwal- 
tungen jtet3 auf den Boden des Geſetzes ftellen, wenn fie genötigt find, 
im Zwangswege ihre Unterftüßungen einzuziehen. Ya, ich könnte vielleicht 
als erſte Theſe die folgende vorjchlagen: Die Armenverwaltungen find ver« 
pflichtet, die gefeglichen Grenzen der Eritattungspflicht ftrenge einzuhalten, 
wenn fie Erftattungsanfprüche geltend machen. Denn nicht? ift unan— 
genehmer, ala fich gegen unbegründete Anjprüche zu verteidigen, und nichts 
ift geeigneter, eine Behörde zu disfreditieren, ala wenn fie in ſolchen Pro— 
zeſſen, die fie beſſer Hätte vermeiden können, wegen Gejegesunfenntnig 
unterliegt. Es ift meines Erachtens überhaupt ein Fehler jolche Prozefle 
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anzuftellen, bei denen man nicht von vornherein des Erfolges ficher ift. 
Sch möchte deshalb dringend empfehlen, unter allen Umjtänden die gejeß- 
lichen Bejtimmungen forreft einzuhalten. Dies gejchieht nach den von den 
Herren Referenten wiedergegebenen Berichten einzelner Arnenverwaltungen 
nicht immer in wünjchenswerter Weife. 

So iſt es 3. B. total unrichtig, daß die Armenunterftüßung einen 
dem Armen gewährten Vorſchuß darjtellt.e Mögen auch in diefem oder 
jenem Einzelſtaat gejegliche Bejtimmungen exijtieren, welche von dieſer An- 
ficht ausgehen, mag auch anderswo, wo ein folches Geſetz nicht exiftiert, 
die Armenordnung eine bezügliche Vorſchrift enthalten. Ich glaube troß: 
dem die Frage aufwerfen zu dürfen, ob fich eine jolche gefegliche Be— 
ftimmung oder eine jolche Beſtimmung der Armenordnung verträgt mit 
der Haren Vorſchrift des Unterjtüßungswohnfibgefege®, wonach den Ges 
meinden die öffentlich-rechtliche Verpflichtung obliegt, Bedürftigen, ohne 
Unterfchied, ob fie fih demnächſt zur Rüdzahlung verjtehen wollen oder 
nicht, die nötige Hilfe angedeihen zu laſſen. Ich meine ferner, es beiteht 
fein jelbftverftändliche® Recht, die Nachläffe von unterftüßten Perjonen 
wegen Eritattung in Anspruch zu nehmen, und es beiteht keineswegs ein 
Recht der Armenbehörde, die Sterbegelder einfach einzufaffieren. Die 
Entjcheidung joll man mir noch zeigen oder den Gejeßesparagraphen, auf 
den die Behörde fich Hierfür berufen könnte! Geradezu barbariſch jcheint 
es mir aber, Leichen don unterjtüßten Perfonen den Angehörigen vor- 
zuenthalten, bis die Armenverwaltung mit ihren Auslagen beiriedigt it. 
Sch weiß nicht, ob im heutigen Strafgefegbuch ein Paragraph enthalten 
ift, der eine folche Leichenvorenthaltung unter Strafe ftellt; aber wenn ein 
folcher Paragraph nicht bejteht, dann müßte er gejchaffen werden, um der— 
artigen Gebräuchen energiſch entgegenzutreten. 

(Heiterkeit.) 

Meine Herren, weiter wird im Referat behauptet, es jei zuläffig, die 
Unterftügten oder ihre Angehörigen, wenn fie nachträglich zu Vermögen 
gelangen, für alle Unterjtügungen früherer Zeit in Anjpruch zu nehmen. 
Diefe Behauptung wiederholt fi) jogar im verjchiedenen Berichten der 
Armenverwaltungen. Ich behaupte, daß ſowohl nach gemeinem als nach 
preußifchem Recht, als auch nach dem Bürgerlichen Gejegbuch die Frage 
gerade umgekehrt zu entfcheiden ift: bei der Frage der Leiſtungsfähigkeit 
des Unterſtützten ſelbſt reſpektive bei der Frage der Leiftungsfähigfeit feiner 
Angehörigen muß immer zurüdgegangen werden auf den Zeitpunkt, während» 
deffen die Unterjtügungen thatjächlich gegeben find. Mit Anſprüchen, die 
über diefe Grenze hinausgehen, werden Sie niemal® Glüd haben. 

Es ijt ferner unzuläffig, die Aufnahme in eine Krankenanſtalt von 
dem Berfprechen des Kranken abhängig zu machen, daß er fpäter die Kur: 
foften erjegen werde, oder gar zu verlangen, daß er fich Lohnabzüge zu 
diefem Zweck gefallen laſſen joll. Ich Halte das nicht bloß für ungejeglich, 
fondern auch für ganz unverbindlich. Auf ein folches Verſprechen kann fich 
ein Armenverband jpäter unmöglich berufen. Es widerjpricht übrigens 
auch dem KLohnbeichlagnahmegejeg. Ein folches Verfahren, wie das von 
mir getadelte, ijt aber auch in hohem Grade jchädlich, und wir, die 
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wir una etwas darauf zu Gute thun wollen, dem focialen Übel näher auf 
den Grund gekommen zu jein als andere Xeute, wir müßten erjt recht mit 
gutem Beifpiel vorangehen und dag jelber jagen, daß aus der Verzögerung 
der Aufnahme eines Kranken jehr Leicht ein Schaden entitehen fann, der 
niemal3 wieder einzubringen ift. Wie will ich e& überhaupt verantworten, 
dem franfen Mann zunächit ein Protokoll zur Unterjchriit vorzulegen und 
ihn, wenn er e& nicht vollziehen will, zurüdzumeifen? Wie will man ein 
folches Verfahren in Einklang bringen mit den jocialen Pflichten, von 
denen wir alle erfüllt fein jollten? ch meine deshalb, wir jollten gerade 
umgekehrt handeln. Wir follten die Aufnahme in die Krankenanjtalt jo 
wenig wie möglich erjchweren, wir jollten den Leitern und den Arzten 
unferer Krankenanſtalten möglichit freie Hand laſſen und ihnen die Auf— 
nahme aller jolcher Kranken zur Pflicht machen, deren Zurüdweifung mit 
irgend welcher Gefahr für fie verknüpft ſein könnte. Wir in Königsberg 
haben jolche Grundjäße ſeit jeher als richtig anerkannt. Schon vor 20 und 
mehr Jahren Haben wir allen unjeren praftiichen Arzten ohne Ausnahme 
die Befugnis eingeräumt, Franke Leute ohne Verzug und ohne alle 
Formalitäten der jtädtifchen Krankenanſtalt zu überweifen, wenn fie der 
Meinung find, daß die Häuslichkeit der Kranken ihre Entfernung aus der— 
jelben gebietet. 

Auf der anderen Seite Halte ich die im Hauptreferat vertretene An— 
ficht für unrichtig, wonach eine Erjtattungspflicht deshalb nicht ind Leben 
treten joll, weil es verfäumt ift, die Angehörigen beizeiten zur Unterhalts— 
gewährung heranzuziehen. Ich meine, man darf im allgemeinen wohl 
verlangen, daß jeder Menſch von der Lage feiner nächjten Verwandten 
ausreichende Kenntnis haben muß, um zu wiffen, wer von ihnen notleidend 
iſt. Die Herren Referenten betonen dieje Pflicht ja gerade in ihren Leit» 
ſätzen. Wie ift es damit vereinbar, daß die Gerichte die Erjtattungspflicht 
nur dann für gegeben erachten jollen, wenn vorher die Angehörigen um 
Hilfe angegangen find. Es eriftiert eine folche gejegliche Beſtimmung 
faktiſch nicht. 

Im Grunde bin ich dafür, daß man fi) auf das Erſtattungsweſen 
überhaupt fo wenig wie möglich einläßt. Dagegen bin ich der Anficht, 
daß die Unterftügung meiſtens zu verfagen fein wird, wenn der Nach- 
juchende reiche Verwandte hat, die ihn ausreichend unterjtügen könnten. 
Zum mindejten muß der Hilfefuchende in folchen Fällen mit aller Ent» 
ichiedenheit zunächft an diefe Verwandten gewiefen werden. it es doc 
mitunter nur falſche Scham, die den Armen Hindert, fih an feine Ver— 
wandten zu wenden. Wird feitens der Armenverwaltung feine Unter: 
jtüßung gegeben, jo hat fie ſpäter die Einziehung nicht zu betreiben. Ich 
weiß wohl, daß bei den ehrenamtlichen Organen der Armenpflege eine ge— 
wiffe Neigung befteht, zu jagen: Wir geben die Unterftüßung und ziehen 
fie nachher don den reichen Angehörigen ein. Dagegen wehre ich mich 
jedesmal, ſoviel ich irgend kann. Allerdings muß ich zugeitehen, wir 
finden in dieſer Beziehung bei unjerem Bezirksausſchuß fein rechtes Ent— 
gegenfommen. Don ihm wird und meiftens erwidert: Es fteht feit, daß 
fih die Angehörigen des Armen nicht annehmen, folglich Hat der Armen 
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verband einzutreten. Ich Halte dieje Auffaffung für falſch und möchte 
wünſchen, daß dieje Trage recht bald auf die Tagesordnung eines unjerer 
nächſten Kongrefje gejeßt werden möchte. Für die Theſen 1 und 2 werde 
ich mitjtimmen. Für Nr. 3 dagegen fünnte ich folange nicht ftimmen, 
als darin ftehen bleibt, daß auch über die der Vergangenheit angehörigen 
Erſtattungsanſprüche das Verwaltungsftreitverfahren gewünfcht wird. Meines 
Erachtens Hat fich eine Notwendigkeit dafür, auch bier den ordentlichen 
Rechtsweg einzuschränken, in feiner Weife geltend gemacht. Wir haben 
mit dem verwaltungsrichterlichen Verfahren, welches in unjerem preußijchen 
Ausführungsgeſetz vorgejchrieben ift, zwar jehr günftige Erfolge gehabt, ſo— 
lange es fi darum handelte, für die Zufunft die Unterhaltungspflicht 
auszuſprechen. Aber ich fürchte, daß unfere Berwaltungsgerichte ung 
möglicherweife im Stich lafjen würden, wo es fi um Unterjtügungen aus 
früherer Zeit Handelt. Allerdings gönne ich das Verwaltungsgerichts— 
verfahren im Umfange des preußifchen Gejeges allen Verwaltungen, die fich 
ähnlicher gejeglicher Beltimmungen noch nicht erfreuen. Andererſeits aber 
glaube ich, daß wir in Preußen mit dem gegenwärtigen Rechtszuſtande 
jehr gut ausfommen.. Ich würde deshalb darum bitten, die Theſe 3 in 
ihrem vorliegenden Wortlaut, falls fie nicht in der von mir angegebenen 
Richtung eingefchräntt werden follte, abzulehnen. 


Borfigender: Das Wort hat der Herr Beigeordnete Aders (Elberfeld). 


Beigeordneter Aders (Elberfeld): Verehrte Damen und Herren! 
‘ Herr Dr. Münfterberg hat in feinem Referat von der Skala geiprochen, 
welche wir in Elberfeld haben, um zu ermeilen, wie weit die alimentationg- 
pflichtigen Angehörigen einer Familie heranzuziehen find; er hat den Wunſch 
außgejprochen, daß ich in kurzen Worten daranf eingehen möchte, wie wir 
in der Praris dieſe Skala handhaben; diefem Wunfche will ich gern nach» 
fommen. 

Meine Damen und Herren, ich kann Sie verfichern, daß wir in der 
Praris diefe Skala ungemein milde handhaben. Die Skala dient und nur 
als eine Grenze nach unten; wir jagen: wenn eine einzelnjtehende Perjon 
nur foviel verdient oder eine Familie mit Kindern nur ſoviel, dann iſt es 
ausgeichlofien, daß dieſe Perſon oder diefe Familie noch etwas für Vater 
oder Mutter oder für jonftige, für die fie verpflichtet ift, beiträgt. Wir 
jcheiden dieſe Fälle aljo fofort aus. Stellen wir aber feit, daß der Ver— 
dienjt ein höherer ift, jo jagen wir und: dann fann die Perfon oder die 
Familie beitragen, und wir unterfuchen dann erjt, inwieweit. Das Ver— 
jahren ijt das folgende. Wir laſſen erſt die Perfon oder den Mann oder 
die Ehefrau auffordern, zu erjcheinen und fich darüber zu erklären, ob und 
inwieweit fie freiwillig einen Beitrag leiften wollen. Die Antworten find 
ſehr verjchieden; viele erklären fich fojort bereit , ſoundſoviel abzugeben ; 
andere jagen wiederum: wir unterfiüen ja ſchon unſere Mutter oder unjern 
Bater joweit, wir brauchen fie doch nicht mehr zu unterftüßen, es iſt 
überhaupt eigentlich eine Unterftügung nicht nötig. Drittens jagen fie wieder: 
wir find durchaus nicht in der Lage, irgend einen Beitrag zu leijten, aus 
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den und den Gründen. Dieſe Antworten ſchicken wir an die betreffenden 
Bezirke zur Begutachtung; der Armenpfleger oder der Bezirk äußert ſich 
darüber, ob die Angaben, welche die Leute gemacht haben, richtig find, 
und danach enticheiden wir erſt in der Verwaltung, inwieweit die Leute 
herangezogen werden follen. Wie ich gejagt habe, ift darin die Praris 
eine ungemein milde Wenn die Leute angeben, daß fie noch Schulden 
haben oder aus den und den Gründen nicht zahlen können, wenn fie an« 
geben, fie haben ein krankes Kind, wofür fie befondere Auslagen zu machen 
haben für beflere Nahrung, für Medizin u. ſ. w., wenn fie angeben, fie 
haben ein Kind zu Eonfirmieren oder auszuftatten oder dergleichen, und 
wir Hören durch die Organe der Verwaltung, der Bezirke, daß das auf 
Mahrheit beruht, jo laſſen wir die Leute in der Regel frei für 3 Monate, 
für 6 Monate, und unterfuchhen dann den Fall von neuem. Auf die 
Weiſe haben wir und bisher gut geftanden. Nur da, wo wir böfen Willen 
fejtftellen und überzeugt find, daß die Leute zahlen können, da gehen wir 
mit der ganzen Strenge vor; in allen andern Fällen juchen wir ehe 
Milde zu üben ala Strenge. Ich kann Sie verfichern, daß nicht allein in 
der Bürgerfchaft, jondern auch in Arbeiterfreifen mir oft verfichert worden 
ift, daß man unjer Verfahren ala ein gerechte® und durchaus humanes 
anerkennt. Berechtigte Klagen find mir, folange ich die Ehre habe, der 
Elberjelder Armenverwaltung vorzujtehen, noch nicht vorgekommen. 


Vorſitzender: Ich jchließe die Beiprechung. 
Direktor Dr. Buehl (Hamburg): Darf ich noch um dag Wort bitten? 


Borjigender: Ich Habe die Beiprechung Leider gejchloffen und 
fann daher zur Verhandlung das Wort nicht weiter geben. 
Das Schlußwort hat der Herr Berichterjtatter Dr. Münjterberg. 


Berichterftatter Stadtrat Dr. Münjterberg (Berlin): Jh kann mich 
mit jehr wenigen Worten begnügen, da im großen Ganzen namentlich über 
die beiden erſten Punkte unferer Leitfäge ziemlich allgemeines Einverjtändnis 
geherricht Hat. Ich werde auch auf alle Einzelheiten der Herren Bor» 
redner injofern nicht eingehen, als es fich da um zum Zeil verjchiedene 
Rechtsauffaffungen handelt, die wir heute nicht werden erledigen Fönnen. 
Ich möchte nur das eine bemerken: was die Berechtigung den Angehörigen 
gegenüber betrifft, jo habe ich Heute außdrüdlich hervorgehoben, daß aller- 
dingd meiner Meinung nach der Anspruch entjtanden fein muß zu einer 
Zeit, als die Angehörigen Tleiltungsfähig waren. Ich bin nicht der 
Meinung, daß e8 möglich ift, diefen Anfpruch geltend zu machen, wenn fie 
in einer jpäteren Zeit etwa zu Vermögen gelangen, für eine Zeit, die längit 
zurüdliegt. 

Außerdem aber bin ich Herrn Bürgermeijter Brinkmann gegenüber 
entjchieden anderer Meinung, was die Verpflichtung betrifft, die An 
gehörigen vorher in Kenntnis zu jegen. Es ift nicht richtig, daß die An— 
gehörigen immer mit den Verhältniſſen bekannt find. ch glaube, Sie 
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werden mir bezeugen, und natürlich in größeren Städten mehr ala in 
Hleineren, daß Sie jehr häufig von dem Sohn, der fich in Leidlichen Ver— 
hältnifjen befindet, hören: ich erfahre Heute zum erjtenmal, daß meine 
Mutter fih um Armenunterftüßung bemüht hat — hätte ich das gewußt, 
jo würde ich unzweifelhaft jür fie eingetreten fein. Es mag ja das nicht 
immer wahr jein; aber auf Grund deſſen iſt unſer Anfpruch wiederholt 
und meines Grachtens mit Recht abgewiefen worden, wenn der Betreffende 
ung einmendete, er habe nicht® davon gewußt. 

Was dann die Einzelheiten mit dem Zurüdhalten der Armenleijtung 
betrifft und auch die Abhängigmachung der Aufnahme in die Kranken 
anftalt von der vorherigen Unterjchriit eines Protokolls, jo find dag Miß— 
bräuche, denen wohl feiner von uns wird zujtimmen können, und ich 
glaube, Herrn Brinkmann dankbar fein zu follen, daß er diefe Mißbräuche 
ala jolche gekennzeichnet Hat. 

Was dann die Bemerkung des Herrn Rat Olshauſen betrifft, jo ver: 
juchen wir das auch in vielen Verwaltungen, die Anfprüche wegen der 
leten drei Monate geltend zu machen und die Löhne zu pfänden. Die 
praftiiche Schwierigkeit liegt nur auch immer in den großen Berhältnifjen, 
wo die Majchine etwas langjam arbeitet: ehe man jo weit fommt, find 
die Leute weg, und der Lohn ijt verbraudt. Was wir mit der Theje 
meinen und worin, glaube ih, auch Herr Rat Olshauſen fein Ein- 
verjtändnis erflärt hat, ilt, daß wir da, wo es fih um Alimentations- 
verpflichtete Handelt, wir auch für die Dauer der Alimentationsverpflichtung 
diejelben Rechte fordern, wie fie den Angehörigen zuſtehen; wir treten dann 
an die Stelle der Alimentationsberechtigten und brauchen gar nicht immer 
nur die legten drei Monate geltend zu machen, ſondern jolange die Unter: 
jtüßung dauert, find wir als die Vertreter der Angehörigen berechtigt und 
haben auch die Privilegien der Zwangsvollftredung. 

Was den lebten von Herrin Brinfmann ausgeführten Punkt betrifft, 
anlangend die PBermwaltungägerichte, jo ftellt es feiner wohlbefannten 
menschlichen Gefinnung und feinem gütigen Herzen ein vortreffliches Zeugnis 
aus, daß er dieſes gute Vertrauen zu allen hat, die mit einem Gegenjtand 
zu thun haben — wahrjcheinlich nach dem Wort, daß, wen Gott ein 
Amt giebt, er auch den Berjtand giebt. ch möchte bemerken, daß ich 
keineswegs unfere Gerichte Herabjegen oder ihnen den nötigen Berjtand ab— 
iprechen möchte; aber es ijt mir fraglich, ob Gott ihnen dag richtige Amt ge— 
geben hat, und das bezweifle ich. Es ift leider jo, daß die jurijtiiche Er- 
ziehung unjerer Juriſten fih auf dem Boden des ftarren Rechts abfpielt, 
und daß fie nur ganz vereinzelt anfangen, in dieſe fociale Welt Hinein- 
zubliden. Sehen Sie ſich doch die ganzen Verhandlungen der Gerichte an 
in Bezug auf Bettelei, auf VBagabondage, auf Verfolgung der Proftitution — 
wie werden denn die Sachen gemaht? Wenn Sie dag mit anfehen 
— und viele von uns haben das ja praftifch durchgemacht —, jo finden 
Sie, daß für diefe Dinge, die Aburteilung der Dirnen, der Landjtreicher, 
der Vormittag ausreicht, um 60 bis 100, ja bis 150 Fälle abzumachen, 
weil das anfcheinend jehr unmichtige Sachen find — während in Wahrheit 
ein Vermögensſtreit zwijchen zwei reichen Leuten um 50000 Mark nicht 


Verhandlungen. 38 


fo wichtig ift ala der Schade, der durch ein einziges ſolches Leichtiertiges 
Urteil angerichtet werden kann. Ich kann nur jagen, daß, joweit die Ge— 
richte zur Vernichtung von Eriftenzen beitragen fünnen, fie ihr redlich 
Teil beigetragen haben, weil fie diefe Dinge ala Bagatellen behandeln. 
Und warum? Meil wir noch nicht fo weit find, daß unfere Juriſten 
mit jenem berühmten Tropfen focialen Ols gejalbt find und weil ihnen 
die focialen Verhältniſſe fozufagen eine fremde Welt find. Deshalb ift es 
nicht ein Mangel an Zutrauen in dem Sinne, daß ich jage: das find 
anders geartete oder jchlechter begabte Leute, fondern ein Mangel an Zus 
trauen, daß. die Männer in dem Amte ftehen, in dem fie jtehen follen, 
und ich bin allerdings auch Heute der Meinung, daß Berwaltungsgerichte, 
die die praftifchen Verhältniffe fennen und inmitten diefer focialen Ver— 
hältniffe leben, dem Bedürfnis viel beſſer entjprechen fönnten. 

Was dann die Theje 3 betrifft, jo würde ich doch bitten, fie thunlichſt 
fejtzuhalten. Es ift, wie Sie auß der ganzen Faflung bemerkt haben 
werden, verfucht worden, den Ertraft deifen, worüber wir uns bier unter- 
halten haben, in eine Faſſung zu bringen, daß wir ung wohl allgemein 
darüber verjtändigen fönnen, und ich würde dankbar fein, wern bei der 
Abjtimmung, die dann wohl getrennt jtattzufinden hätte, fich herausſtellte, 
daß Sie auch diefer Theſe zuftimmen, die ich troß beiten Uberlegens, wenn 
wir überhaupt die Frage der VBerwaltungsgerichte Hereinbringen, nicht 
anders zu fafjen willen würde. 

Ich Habe alfo im Namen des Herrn Slorreferenten und in meinem 
Namen zu bitten, den hier vorgelegten Thejen zuzuſtimmen. 


Borfißender: Herr Stadtrat Ludwig-Wolf verzichtet auf das ihm 
zuftehende Schlußwort. 

Herr Bürgermeifter Brinfmann hat den Antrag geftellt, eine getrennte 
Abjtimmung Über die Nrn. 1 und 2 einerjeit3 und bie Nr. 3 andererfeits der 
Reitfäße der Herren Dr. Münfterberg und Ludwig-Wolf vorzunehmen. Ich 
werde alſo zuerjt abjtimmen laffen über Nr. 1 und 2, dann über Nr. 3 
und hinterher über das Rejultat diejer vorbereitenden Abftimmungen, 

Ich frage, ob es erforderlich ift, die beiden Leitfäße 1 und 2 zu ver— 
leſen. — Es wird wohl nicht nötig jein, da die Leitfäße in aller Händen 
find. 

(Zuftimmung.) 
Ich erfuche alfo diejenigen Herren, die für die Thefen 1 und 2 find, auf- 
jtehen zu wollen. 
(Gejchieht.) 


Die Theſen find beinahe einjtimmig oder ganz einftimmig angenommen, 

Sch bitte dann diejenigen, die für Nr. 3 find, fich erheben zu wollen. 

(Geſchieht.) 
Das iſt ebenfalls die große Mehrheit. 
(Ruf: Gegenprobe!) 
Ich glaube, eine Gegenprobe iſt nicht nötig; es waren höchſtens 8 oder 10 
Herren, die ſich nicht erhoben haben. 
Schriften d. D. Ver. f. Wohlthätigkeit. XLVI. 3 
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Wir haben nun noch abzuftimmen über 1, 2 und 3 zufammen, und 
ich bitte diejenigen, die auch in der Gejamtheit die drei Nummern an— 


nehmen wollen, fich zu erheben. 
(Geſchieht.) 
Sie ſind angenommen. 
Wir gehen über zu dem nächſten Gegenſtand der Tagesordnung — — 
Stadtrat Rüßler (Cottbus): Darf ih um das Wort bitten? 
Vorjigender: Wir müſſen erft die Referenten hören: wollen Sie 


fich hier auf dem Büreau zum Worte melden? 
Nr. 4 der Tagesordnung: 


Arbeitseinrihtungen für Zwecke der offenen Armenpflege. 
Das Wort hat der Herr Berichterftatter Direftor Dr. Buehl (Hamburg). 


Berichterftatter Dr. Buehl, Direktor des öffentlichen Armenweſens 
in Hamburg: Sie alle, verehrte Damen und Herren, fennen die alte Sage, 
wonach Übel jeder Art über die Menfchheit hereinbrachen, als diefe durch 
des Prometheus fühne That in den Befig des Feuers und der Künite ge— 
langt war. In gleicher Weife ift neuerdingg — zugleich mit dem ge: 
waltigen Auffchwunge, den Induſtrie und Wohlftand in lebter Zeit in 
faſt allen Kulturländern genommen haben — in der Arbeitslofigkeit ein 
jocialer Mißſtand ſchwerſter Art in die Erjcheinung getreten, und alle 
politifchen wie wirtfchaftlichen Richtungen find einig in der Anerkennung 
der ungeheuren Tragweite des Übels und der Notwendigkeit feiner wirk— 
jamen Befämpfung. 

War man nun auch bereit? am Ende des vorigen Jahrhunderts in 
Deutjchland, England und Frankreich in der Theorie darüber einig, daß 
den Arbeitsloſen von Staatswegen Erwerbögelegenheit zu eröffnen fei, jo 
haben die in diefer Richtung unternommenen praftifchen Verfuche zu nichts 
weniger als befriedigenden Rejultaten geführt; ich brauche nur an den 
völligen Zufammenbruch der Parifer Nationalmerkjtätten und an die Fülle 
des Unheils zu erinnern, das in England durch den Gilbertsaft Herauf- 
bejchworen wurde. Und was inäbefondere das durch den Fürſten Bismard 
noh im Sabre 1884 im Deutjchen Reichstage proflamierte „Recht auf 
Arbeit” anlangt, jo bejteht Heutzutage wohl darüber fein Streit mehr, daß 
ein ſolches Recht auf Arbeit in einem Staate mit freier Erwerbsordnung 
nicht durchführbar ift. 

Sind fonach die im großen Stil unternommenen focialreformatorijchen 
Berjuche der Befeitigung der Arbeitslofigkeit vollitändig gefcheitert, jo war 
man nicht ganz ohne Erfolg bemüht, durch planmäßige Organifation der 
Arbeitsvermittlung Abhilfe zu ſchaffen. Auf diefem Wege konnte indefjen 
nur eine Linderung, nicht aber die Heilung des Übels erreicht werden. 
Denn auch der beitorganifierte Arbeitsnachweis vermag nicht neue Arbeit 
zu Schaffen, fondern nur die vorhandene Arbeitägelegenheit zu verteilen, 
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fodaß er in Zeiten allgemeinerer Arbeitslofigkeit, alfo gerade dann, wenn 
dad Bedürfnis nach Arbeitsverfchaffung am dringenditen it, mit Not- 
wenbdigfeit verjagen muß. 

Man darf jomit feſtſtellen, daß die Verfuche, welche zur Bejeitigung 
des Ubels jelbjt, auf präbentivem wie auf reprejfivem Wege unter: 
nommen find, nicht zum Ziele geführt haben. 

Es fonnte indefjen in einer Zeit wie der unjeren, die uns die fociale 
Gejeggebung gegeben hat, nicht wunder nehmen, daß man fich bemüht 
bat, das Ubel der Arbeitslofigkeit auch dadurch zu befämpfen, daß man 
den Plan einer Verficherung gegen die Folgen unverjchuldeter Arbeits- 
lofigfeit aufs Tapet brachte. Aber auch auf diefem Gebiet ift leider bis 
jegt Nennenswertes nicht erreicht. Wenn ich auch nicht zu denjenigen 
gehöre, die den Begriff der „unverjchuldeten Arbeitslofigkeit” für völlig 
undefinierbar, die aus der Verfchiedenheit des Riſikos ſich ergebenden 
Schwierigkeiten für unüberwindlich halten, jo möchte ich doch der Meinung 
Ausdrud geben, daß noch Jahrzehnte vergehen werden, biß die ganze Frage 
fo weit geklärt ift, daß man am ihre gefeßgeberifche Regelung mit einiger 
Ausficht auf Erfolg wird herantreten können. 

Das Facit diefer meiner einleitenden Ausführungen ift alſo das, daß 
die große und ſchwere Aufgabe, das durch die Arbeitslofigkeit hervorgerufene 
jociale Elend zu lindern, bis auf weitere auf den Schultern der Armen 
pflege ruht. Und das ijt ein ſowohl für die Arbeitälojen wie für die 
Armenverbände gleich unerfreulicher Zuftand. Wäre die Lage des Arbeits» 
marftes jo geartet, daß jeder Arbeitsfähige jederzeit Arbeit finden fönnte, 
jo hätte der Hilfsbedürftige die capitis diminutio, die er erleidet, wenn für 
ihn oder jeine Angehörigen die Armenpflege einzutreten hat, Lediglich fich 
jelbjt zuzuſchreiben. So liegt die Sache aber keineswegs. Abgefehen 
davon, daß viele Arbeitnehmer, wie die Bauhandwerfer, die Hamburger 
Hafenarbeiter, jahraus jahrein unter der jogenannten Saiſonsarbeitsloſigkeit 
zu leiden haben, iſt einerſeits das regelmäßige Angebot von Arbeits- 
fräjten in den Städten durchweg größer ala die Nachfrage, während 
andererfeit3 faſt alljährlich in diefer oder jener Branche zahlreiche Arbeiter 
durch die Ungunſt der Produftiong- oder Abjagverhältniffe aus ihrer ge- 
wohnten Beichäftigung herausgeriſſen werden. So waren beijpieläweije 
nach der Neichaitatiftit wegen anderer Gründe ald Krankheit im Deutjchen 
Reich am 14. Juni 1895 170004 und am 2. Dezember desſelben Jahres 
fogar 553640 Perfonen bejchäftigungslog, und ſelbſt in dem für Die 
Arbeitsverhältniffe jo überaus günftigen laufenden Jahre lag bei dem 
Arbeitsnachweis der Patriotifchen Gefellichaft in Hamburg die Sache noch 
jo, daß das Angebot an ungelernten Arbeitskräften die Nachfrage um über 
50/0 überjtieg. Daraus, meine geehrten Damen und Herren, ergiebt fich 
ohne weiteres, daß auch voll erwerbafähige Perfonen in die Notwendigkeit 
verjegt werden können, Öffentliche Unterftüßung in Anfpruch zu nehmen; 
und wenn von einzelnen Armenverwaltungen arbeitsfähigen Perſonen Unter: 
ſtützung grundjäßlich verjagt wird, fo vermag ich dieſes Verfahren mit den 
Beitimmungen des Reichsgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz nicht in 
Einklang zu bringen. 

3* 
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Nun darf die Armenbehörde ja aber nur denjenigen unterftüßen, der 
außer jtande ift, fich aus eigener Kraft zu erhalten; fie bedarf infolgedefjen 
notwendig eine® Mittel, um feitzuftellen, ob der an fie herantretende 
Arbeitsfähige wirklich feine Arbeit hat finden fönnen, oder ob er etwa 
zu denjenigen gehört, die nicht arbeiten wollen. Während nach dem 
englifchen Armenpflegeſyſtem der arbeitsfähige Hilfefuchende feine Hilfs- 
bedürftigfeit dadurch zu erhärten hat, daß er fich dem Arbeitszwang des 
workhouse unterwirft, daß er fich alfo in gejchlofjene Pilege begiebt, 
waren die Gründer der Hamburger Allgemeinen Armenanftalt gegen Ende 
des vorigen Jahrhunderts bemüht, dem Mißbrauch der Armenpflege 
prädentid dadurch zu ſteuern, daß fie jedem nicht ganz erwerbsunfähigen 
Hilfsbedürftigen Freie Erwerbögelegenheit zu eröffnen fuchten. Beiden 
Formen der Hilfe Liegt der Gedanke zu Grunde, daß die Arbeit den zu« 
verläffigiten Prüfftein für die Hilfsbedürftigkeit des arbeitsfähigen 
Hilfefuchenden darſtellt. Und dieſer Gedanke hat auch in der deutjchen 
Armengejeggebung jeine Stätte gefunden, indem von allen deutjchen Bundeg- 
jtaaten den Armenverbänden die Befugnis zugejtanden worden ijt, die dem 
arbeitsfähigen Armen zu verabreichende Unterftüßung entweder in Gejtalt 
der Zuweiſung von Arbeit oder unter Erfordern einer Arbeitzleiftung für 
die verabfolgte Unterftügung zu gewähren. 

Durch die Eriftenz diefer gejelichen Beltimmungen, die Sie in der 
Anlage 1 zu meinem fehriftlichen Bericht zufammengeftellt finden, ift num 
aber noch keineswegs eine abfolut fichere Gewähr gegen eine Aufwendung 
Öffentlicher Mittel zu Gunften armenrechtlich nicht Hilfebedüritiger Perſonen 
gegeben. Das folgt jchon daraus, daß der Armenverband in praxi faum 
in der Lage fein wird, alle an ihn herantretenden Arbeitsfähigen in der 
Form der Zumeifung von Arbeit zu unterjtüßen. Wir hatten 5. B. in 
Hamburg im Laufe eines Jahres, in der Zeit vom 1. April 1895 bis 
31. Mär; 1896, 4874 Unterjtügungsfälle — das ift faſt ein Drittel der 
Geſamtzahl —, in denen dag Eintreten der Armenpflege durch Arbeitälofig- 
feit oder geringen Verdienſt bedingt war. Woher jollten wir nun gegen= 
über einer jolchen Anzahl Hilisbedürftiger die Arbeitsgelegenheit nehmen, 
um überall durch Zuweifung von Arbeit Helfen zu können? Es wird 
ichon jchwer, für die Inſaſſen von Arbeitshäufern, Gefängniffen, Zucht: 
häufern angemefjene Arbeit zu jchaffen, und jchon jet werden vielfach 
Klagen über die Benachteiligung des freien Gewerbes durch Gefängnis- und 
Zuchthausarbeit laut. ‚Wohin fümen wir alfo, wollten wir ſämtliche 
an una berantretenden, ganz oder nur bejchränft erwerbsjähigen Hilfefuchenden 
von Gemeinde wegen beichäftigen ? 

Aber, meine verehrten Damen und Herren, ſelbſt wenn wir dazu in 
der Lage wären und es wollten: wir dürften es meines Erachtens nicht! 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß auch die Unterftügung durch Arbeits— 
gewährung eine Aufwendung aus öffentlichen Mitteln darjtellt. Öffentliche 
Unterjtüägung darf aber erjt gegeben werden, wenn fejtfteht, daß der Hilfe 
juchende außer ftande ift, fi aus eigener Kraft den notdürjtigen Unterhalt 
zu verichaffen. Diefer letztere Thatbeitand ift alfo in jedem einzelnen alle 
vor der Gewährung der Unterjtüßung fejtzuftellen, und es ift — ftreng 
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genommen — unzuläffig, die Prüfung der Arbeitöwilligfeit in die Unter- 
ftüßungsform zu verlegen, alfo die Unmöglichkeit der Verwertung der 
Arbeitskraft auf dem freien Arbeitsmarkte zu präjumieren und jemand 
durch Zuweiſung von Arbeit zu unterjtüßen, um das Vorliegen feiner 
armenrechtlichen Hilfsbedürftigkeit, alfo einer Vorausſetzung für die 
Zuläffigteit der Unterftüßung zu fonftatieren. 

Da nun aber Häufig Fälle an uns hHerantreten, in denen wegen 
augenbliclicher dringender Not jofort eingegriffen werden muß, jo läßt fich 
in der Praris die momentane Unmöglichkeit der Verwendung der Arbeits- 
kraft auf dem freien Arbeitsmarkte nicht immer vorgängig jeititellen, und 
habe ich daher als erjten Leitſatz Ihnen den folgenden empfohlen: 

Die zwedmäßigifte Form der Hilfe für arbeitsfähige Perfonen, 
welche fich wegen Arbeitslofigfeit an die Armenpflege wenden, ijt die 
Berihaffung von Beichäitigung auf dem freien Arbeitsmarfte. 

Melche Mittel ftehen nun aber der Armenbehörde zu Gebote, um 
dem arbeitsfähigen Hilfefuchenden die Erlangung jelbjtändigen Erwerbes zu 
ermöglichen? Vielfach wird weder die Armenverwaltung, noch vollends 
der einzelne Armenpfleger im jtande fein, die Lage ded Arbeitsmarktes 
genau zu überjehen. Hier bietet nun meines Grachten® eine Verbindung 
zwijchen Armenpflege und Arbeitänachweis einerjeit? der Armenpflege den 
erwünjchten Prüfftein für die Arbeitswilligkeit des Hilfefuchenden, während 
andererjeit3 dem letteren die beiten Chancen für die Erhaltung feiner wirt- 
ichaftlichen Selbjtändigfeit eröffnet werden. Ein Blid auf die Statiftil des 
Arbeitsmarktes zeigt uns ja, in welchem erfreulichen Aufichwunge die In— 
anjpruchnahme des Arbeitänachweijes begriffen ift, und wie auch der 
Prozentjaß der vermittelten Stellen fich in jteigender Bewegung befindet. 

In Hamburg ift es troß jtarfer Zerjplitterung des Arbeitsnachweiſes 
gelungen, die große Mehrzahl der beftehenden ca. 80 Arbeitänachweije für 
ein Abkommen zu gewinnen, welches fie verpflichtet, die ihnen von den 
Armenpflegeorganen überwiejenen Perjonen in gleicher Weile zu berüd- 
fichtigen, wie die jonjtigen Arbeitjuchenden und ferner der Armenbehörde 
über die Thatjache der Meldung und den Erfolg jogleich auf der Rückſeite 
des Überweifungsformulare Mitteilung zugehen zu laffen. Unfere Armen» 

pflegeorgane find angewiefen, jeden arbeitsfähigen Hilfefuchenden zunächſt 
an einen geeigneten Arbeitsnachweis zu verweilen; jeder Armenpfleger be— 
findet ſich im Beſitz eines Kleinen Büchelchens, in welchem die Arbeitg« 
nachweije branchenweije aufgezählt find, und ich bin gerne bereit, ein jolches 
Büchlein ſowie auch das Formular, ſoweit mein Vorrat reicht, Intereſſenten 
zur Verfügung zu ftellen. Alfo der Armenpfleger erhält entweder alsbald, 
d. h. etwa innerhalb 24 Stunden, die Rückmeldung, oder er kann daraus, 
daß fie ausbleibt, den ficheren Schluß ziehen, daß fich der Hilfefuchende 
gar nicht an den Arbeitänachweis gewandt Hat. Wir können mit dem 
Erfolg dieſes Abkommens durchaus zufrieden fein. Unter 589 im Laufe 
des lebten Jahres zurücgemeldeten Hilfefuchenden hatten 144 auf dieſe 
Weiſe Arbeit erlangt. Wejentlicher ala die dadurch Für die Armen 
verwaltung erzielte Erjparnis ift, daß damit dem einzelnen Armen- 
pileger eine Handhabe geboten ift, die Arbeitäwilligkeit des Hilfe: 
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juchenden zu kontrollieren und eine fichere Grundlage für die Zurückweiſung 
etwaiger unbegründeter Anfprüche zu gewinnen. 

Die gemachten Erfahrungen haben auch feinen Anlaß zu Bedenken in 
der Richtung gegeben, daß der Arbeitjuchende in den eigenen Bemühungen 
um Verſchaffung von Ermwerbögelegenheit gelähmt und in ihm der focia= 
liſtiſche Gedanke genährt werde, es ſei Sache der Gemeinde, ihm Arbeit 
zu verichaffen. In diefer Hinficht Hat fich die dolle Gleichitellung der 
von ung überwiejenen Perjonen mit den übrigen Arbeitfuchenden als ein 
ausreichende Korrektiv erwielen, und ich glaube, daß die Zugrunde- 
legung dieſes Princips der Gieichjtellung auch da anzuempfehlen ift, wo 
die Gemeinde die Arbeitsvermittlung jelbjt in die Hand genommen hat 
und daher vielleicht in der Lage fein würde, eine gewiſſe Bevorzugung der 
von der Armenbehörde überwiejenen PBerfonen zu erreichen. 

Diefer Gedanke der Einführung einer Verbindung von Armenpflege 
und Arbeitsnachweis auf der Grundlage der Gleichberechtigung bildet den 
Anhalt meiner zweiten Thefe, die dahin geht: 

Es empfiehlt fich eine Verbindung der Armenbehörde mit den am 
Drte beftehenden Arbeitsnachweifen auf der Grundlage der Gleich- 
berechtigung der von der erjteren überwiejenen Perfonen mit den jonjtigen 
Arbeitfuchenden. 

Im übrigen muß fich das auf Arbeitsverfchaffung gerichtete Verfahren 
verſchieden gejtalten, je nachdem die Armenpflege in der Hand der Ver— 
waltung centralifiert, oder aber nach Elberfelder Syſtem decentralifiert iſt. 
Die Armenverwaltung als jolche wird fich neben dem Arbeitsnachweig 
vielfach mit Erfolg der Tagespreife bedienen fönnen, indem ſte arbeitsfähige 
Hilfefuchende an geeignete Arbeitgeber verweift. Diejes Verfahren hat fich 
namentlich in Aachen jehr gut bewährt, wo fich die betreffenden Hilfe 
juchenden refpeftive Unterjtüßten täglih in dem von der Behörde er- 
richteten Kontrollbüreau unter Vorlage des entiprechenden Ausweiſes zu 
melden haben. Da, wo die Armenpflege dagegen in den Händen ehren- 
amtlicher Bezirkäorgane liegt, wird diejen auch die Sorge für die Arbeits- 
verichaffung im mefentlichen überlaffen bleiben müſſen. Bon Wichtigkeit 
ift hierbei, daß möglichit jedem Armenbezirk geeignete Arbeitgeber, Baus 
bandwerfer, Angejtellte größerer Etabliffements ala Pfleger angehören, jo= 
wie ferner auch, daß der Bezirksvorſteher fiir den einzelnen Unterſtützungs— 
fall nicht etwa durch eine feſte Quartiereinteilung an einen bejtimmten 
Armenpfleger gebunden, jondern in der Auswahl des Pflegers frei, alfo 
zum Beifpiel in der Lage ift, einen bejchäftigungslojen Rohlenarbeiter einem 
etwa in feinem Bezirke ala Armenpfleger thätigen Kohlenhändler zu über- 
weiſen. Ganz twejentliche Dienjte auf diefem Gebiete wird die Armen 
pflege, namentlich in Bezug auf weibliche Hilfsbedürftige, von der Heran— 
ziehung weiblicher Pflegekräfte erwarten können. Gerade auf dem Gebiete 
der Arbeitsfürforge haben wir in Hamburg Dank der Mitarbeit von 
Frauen in unſerer Armenpflege befonders erfreuliche Nefultate zu ver— 
zeichnen. 

Wenn nun der Arbeitsnachweis vergeblich in Anfpruch genommen ift 
und auch die fonjtigen auf Arbeitsverjchaffung gerichteten Bemühungen der 
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Armenverwaltung oder ihrer Organe erfolglos geblieben find, jo wird die 
Frage brennend, ob die Gemeinde ſelbſt dem Hilfsbedürftigen Arbeits- 
gelegenheit eröffnen fann und joll. Nach den beitehenden gejeglichen Vor— 
ichriften ift die Gemeinde — abgejehen von den bier nicht interejfierenden 
Fällen, wo gejchlofjene Armenpflege angemefjen erfcheint — jomwohl in der 
Rage, dem Hilfefuchenden Arbeit anzumweifen, für die er das Erijtenz- 
minimum ala eine Art Arbeitslohn erhält; fie kann aber auch dem Armen 
Bar- oder Naturalunterftügung gewähren und von ihm nachträgliche Arbeits- 
leiftung fordern. Für befonderd unangebracht Halte ich, namentlich volls 
erwerbsfähigen Perfonen gegenüber, die legtere Form der Armenbeichäftigung. 
Das Höchſte, was der Arme durch Aufbietung feiner vollen Arbeitskraft 
erreichen fann, iſt, daß er das Grijtenzminimum abverdient — und auf 
dieſes legtere Hat er ja gewiſſermaßen ohnehin einen Anfpruch, veipektive 
die Gemeinde muß ihm dasjelbe auch ohne Arbeitsleiftung gewähren. Folglich 
wird jeine Arbeitöfreudigkeit feine befondere Anregung erfahren, und er 
wird fich aus diefer Art Schuldverhältnis faum je herauszuarbeiten in der 
Lage fein. Und das muß ihn jelbjtverjtändlich verbittern und auch moralisch 
berunterjegen. Aber auch die andere Form der Armenbejchäftigung, die 
Unterftügung durch Arbeitsgewährung, jollte meines Erachtens thunlichit 
durch Eingehung eines freien Arbeitäverhältniffes erjeßt werden. Jeder 
Arbeiter ift ſeines Lohnes wert, jagt man, und ich würde es einer Ge- 
meinde geradezu für nicht würdig erachten, wollte fie Arbeitäloje gewifjer- 
maßen unter daS och der Armenpflege zwingen, um billigere Arbeits- 
fräfte zu gewinnen. Das höchſte Ziel der Armenpflege ift und bleibt, fich 
ſelbſt überflüfftg zu machen, und von diefem Gefichtepunfte aus Habe ich 
an dritter Stelle den Leitſatz aufgeftellt: 

Zur Verrichtung fommunaler Arbeiten eingeftellte Arbeitäloje find 
thunlichft als freie Arbeiter zu behandeln; von dem Verlangen einer 
Arbeitäleiftung als Aquivalent für vorher empfangene Unterjtügung ift, 
insbefondere bei voll erwerbäfähigen Perfonen, abzufehen. 

Nun liegt die Sache natürlich anders, wenn auf der einen Seite freie 
Arbeit weder verjchafft noch nachgewiefen werden fonnte, während anderer: 
jeit8 die Gewährung don Geld- oder Naturalunterftüßung an den arbeits- 
fähigen Hilfefuchenden armenpflegerifch bedenklich fein würde, weil gegen 
ihn begründeter Verdacht der Arbeitsſcheu beiteht oder anzunehmen ift, daß 
Ihon eine fürzere Zeit der Beichäftigungslofigfeit den Arbeitslojen dem 
Trunfe oder Müßiggange in die Arme treiben würde Hier muß meines 
Grachtens die Arbeit ala Unterftüßungsform feitgehalten und 
jeitend der Gemeinde unter allen Umjtänden für Bereititellung pafjender 
Arbeitögelegenheit Sorge getragen werden. Dieſe Forderung bildet den 
Inhalt meiner vierten Theſe, welche lautet: 

Beiteht der Verdacht der Arbeitsfcheu oder erjcheint cine andere 
Unterftügungsform aus jonftigen armenpflegerifchen Gründen nicht ratjam, 
jo ift die Unterftügung lediglich mittel Arbeitszumeifung zu gewähren. 

Nun drängt fich jelbftredend die weitere Frage auf: Wie follen dieſe 
Arbeitseinrichtungen bejchaffen fein? Durch den Eintritt gefchloffener Pflege 
würde dag Yamilienband vielfach zerrifien, die wirtichaftliche Selbftändigfeit 
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vielleicht für immer vernichtet, und eine jolche Maßnahme wäre alfo in 
vielen Fällen armenpflegeriich durchaus verfehlt. Es kann ſich alfo Hier 
meines Erachtens ledigli um eine Einrichtung der offenen Armenpflege 
handeln, welche die wirtjchaftliche Selbjtändigfeit des Armen unangetaftet 
läßt. Wohl jede größere Gemeinde verfügt über ein Armenhaus, eine 
Giechenanftalt oder dergleichen, und an dieje läßt fich eine folche Bejchäfti- 
gungsſtelle ohne jede Schwierigkeit und ohne bedeutende Kojten angliedern. 
Es handelt fich dabei regelmäßig nur um Haus- oder Straßenarbeit oder 
um eine einfache mechanijche Thätigkeit, wie Holzzerkleinern, Mattenflechten, 
Steineflopfen, und es bedarf nur eine Zimmers oder Schuppens, wo diefe 
Berrihtungen vorgenommen werden fönnen. Selbſtverſtändlich muß der 
einer jolchen Arbeitsanjtalt überwiejene Arme unter jteter Kontrolle bleiben, 
unter pflegeriſcher Aufficht gehalten werden; es darf diefe Art der Armen: 
beichäftigung lediglich ala ein Proviforium gelten, und er muß angehalten 
werden, fich fortgejeßt um freie Arbeit zu bemühen. 

Dafür, daß fich die Einrichtung einer folchen Armenarbeitsanftalt 
finanziell gut rentieren würde, lafjen Sie mich nur ein Beifpiel anführen. 
Im Jahre 189090 Hat die fleine bremifche Stadt Vegeſack, um der 
Überhandnahme des Armenaufwandes zu feuern, ein für 150 Perjonen 
eingerichtete Armenarbeitshaus erbaut und die pflegerijch allerdings nicht 
einwandsfreie Beſtimmung getroffen, daß jeder Hilfsbedürftige, jo lange 
er Unterftüßung in Anjpruch nehme, in dieſe Anjtalt aufzunehmen, Bar» 
unterftügung an außerhalb der Anftalt befindliche Perjonen aber nur in 
ganz bejonderen Ausnahmefällen zu gewähren jei. Der Erfolg war der, 
daß von den vorhandenen 100 Almojenempfängern 70 jogleich auf jede 
Unterftüßung verzichteten, und daß der Aufwand für Barunterftügungen in 
furzer Zeit von 18000 ME. auf 300 ME. zurüdging, während andererjeits 
auch die Anftalt nahezu leer jteht. 

(Heiterfeit.) 

Ich darf vielleicht an diefer Stelle auch erwähnen, daß, wenn aus— 
weislich der vorjährigen Statiſtik über die Nährpflichtverleßung der Ehe— 
männer fich berausgejtellt hat, daß der Prozentfa in Hamburg gerade 
fiebenmal jo groß iſt als in dem benachbarten Altona, auch dieſes Rätſels 
Löſung wohl darin Liegen dürfte, daß Altona den verlafjenen Familien 
Aufnahme in einem Armenhaufe oder Arbeitshaufe anzubieten in der Lage 
it, auf die bekanntlich häufig verzichtet wird, während Hamburg in Er: 
mangelung einer folchen Anftalt Geldunterjtüähung gewähren muß, die jeltener 
zurüdgewiefen zu werden pflegt. 

(Heiterfeit.) 

Meine fünfte Theje geht jonach dahin: 

Zur Durchführung dieſes Principe find Armenarbeitsanftalten zu 
errichten, die dem Unterjtüßten nicht den vollen Unterhalt, jondern ledig- 
lich angemeſſene Beichäftigung bieten. 

Meine verehrten Damen und Herren! Die gejchilderten Arbeits— 
einrichtungen würden eine über ihre Bedeutung ala Prüfftein der Arbeits- 
willigfeit und als Erziehungsmittel weit hinausgehende focialreformatorifche 


Verhandlungen. 41 


Tragweite erlangen können, wenn es möglich wäre, in ihnen die Baſis für 
eine erfolgreiche Anwendung der 88 361 und 362 des Strafgeſetzbuchs 
gegenüber jäumigen Nährpflichtigen zu gewinnen. Sämtliche Landesgeſetz— 
gebungen jtatuieren die Verpflichtung des Armen zur Arbeitzleiftung, und 
nad $ 361 Nr. 7 des Strafgejeßbuch® wird mit Haft bejtraft, neben welcher 
gemäß $ 362 auf Überweifung an die Landespolizeibehörde — alſo Arbeits- 
haus — erlannt werden fann: 

wer, wenn er aus Öffentlichen Armenmitteln eine Unterjftügung empfängt, 

fih aus Arbeitsjcheu weigert, die ihm von der Behörde angewiejene, 

jeinen Kräften angemefjene Arbeit zu verrichten. 
Will man dem Mikbrauch der unbedingten Unterftügungspflicht der Armen- 
verbände durch Strafvorjchriiten fteuern, fo bedürfen die Armenverbände 
ſolchen Schußes weniger alleinftehenden Unterftügungsempfängern gegenüber, 
weil fie fich Hier ja jehr einfach durch Einftellung der Unterftügung ſelbſt 
helfen können, als vielmehr gegenüber den jäumigen Nährpflichtigen. Braucht 
doch beijpielaweije ein Ehemann, der feine Familie im Stich gelaffen hat, 
jeine Thätigfeit nur abfichtlich auf den Erwerb des zu feinem eigenen Not— 
bedarf Erforderlichen zu bejchränfen, um nicht nur feiner civilrechtlichen 
Inanſpruchnahme zu entgehen, jondern mit ziemlicher Sicherheit auch der 
Strafverfolgung aus $ 361 Nr. 10 des Strafgeſetzbuchs fich zu entziehen. 
Daß es die unabweisbare Pflicht der Staatögewalt ijt, die Armenverbände 
wirfjamer ala bisher gegen die faſt ſchrankenloſe Ausbeutung durch pflicht» 
vergefjene Familienhäupter zu ſchützen, darüber Herrjchte ja im vorigen 
Jahre in Nürnberg alljeitiges Einverjtändnig. Berjchiedener Meinung war 
man nur darüber, ob eine Verſchärfung des Strafrecht? oder die landes— 
gejegliche Einführung des fogenannten Verwaltungszwangsverfahrens an— 
zujtreben jei. Sch gehöre nach wie vor zu denjenigen, die Lediglich von 
dem Berwaltungszwangsverfahren eine Beſſerung glauben erwarten zu dürfen. 
Wenn man aber erwägt, daß im weitaus größten Zeile Deutſchlands die 
Armenverwaltungen über dieſes Machtmittel nicht verfügen, und es nicht 
abzuſehen ift, ob und wann fie e8 erhalten werden, jo meine ich, daß die 
des Verwaltungszwangsverfahrens entbehrenden Armenbehörden fich nichts 
vergeben, wenn fie — unter voller Aufrechterhaltung ihrer in dem vor— 
jährigen Nürnberger Beichluffe zum Ausdrud gelangten weitergehenden 
MWünfche — auf dem Boden der Reichsftrafgefeßgebung gegen ſäumige 
Nährpflichtige mit aller Energie vorgingen. 

Bislang hat man fich bei diefem jtrafrechtlichen Vorgehen im weſent— 
lichen auf die Anwendung des 8 361 Nr. 10 beſchränkt. ch finde aber, 
daß ſich hier $ 361 Nr. 7 wirkſamer erweifen müßte — vorausgeſetzt, daß 
die Gerichte ihn richtig handhaben —, einmal, weil er die Überweifung in 
ein Arbeitshaus durch richterliches Urteil ermöglicht, und ſodann, weil er 
den Armenverwaltungen in der Arbeitganweifung ein wirkſameres Drud- 
mittel an die Hand giebt, ala es die bloße Aufforderung zur Übernahme 
der Nährpflicht gemäß 8 361 Nr. 10 darftellt. 

Ich verfenne allerdings nicht, daß die biälang mit dem $ 361 Nr. 7 
bei den Gerichten gemachten Erfahrungen nicht gerade beſonders günftige 
find. Es find vielfach Freiſprechungen ergangen, weil das Gericht bei 
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einem Angeklagten, der gegenüber der Arbeitsanweilung Rheumatismus oder 
ein ähnliches inneres Leiden vorjchüßte, die Arbeitsſcheu nicht feſtſtellen zu 
fönnen glaubte; beſonders bebauerlich ijt aber meines Grachteng ein Urteil, 
welches Hier vom Breslauer Landgericht gefällt ift, wonach 5 361 Nr. 7 
nur auf Perſonen anwendbar jein fol, die für ſich ſelbſt Unterftügung 
beanjprucht Haben, nicht aber auch auf diejenigen, die in der Perfon ihrer 
unterhaltsberechtigten Angehörigen unterjtügt werden mußten. Damit wird 
der Paragraph gerade für die Fälle, wo wir ihn am notwendigiten brauchten, 
lahm gelegt. Ich Hoffe aber, daß dieſes Urteil inzwifchen bereits vom 
Dberlandesgericht aufgehoben ift; wenn dag nicht der Fall fein jollte, jo 
erwarte ich jedenfalls, daß andere Gerichte dieſen Standpunkt des Breslauer 
Landgerichts nicht teilen werden. Denn die Frage, wer als Unterjtügungs- 
empfänger anzufehen ift, muß doch nah armenrechtlichen Gefichts- 
punkten beantwortet werden, und armenrechtlich gilt al& Unterjtügter nicht 
bloß der, der für fich felbjt Armengeld empfängt, fondern auch derjenige, 
der, ohne jelbjt Armenunterjtüßung beanfprudt zu haben, 
in der Perfon feiner arbeitsunfähigen Angehörigen unterjtüßt wird. 

Da nun jede Verurteilung eines jäumigen Nährpflichtigen, insbejondere 
wenn fie mit Arbeitshaus gewürzt ift, dem jeßigen unhaltbaren Zujtande 
gegenüber einen ſchätzenswerten Gewinn bedeutet, jo Halte ich dafür, daß 
man allenthalben, wo das Berwaltungszwangsverfahren nicht anwendbar 
ift, auf Grund des $ 361 Nr. 7 vorgehen ſollte. Das Schlimmijte, was 
vaffieren kann, meine Damen und Herren, ift doch, daß die Aktion er— 
iolglos bleibt; dann hätte fie aber immerhin den Vorteil gehabt, daß einer- 
jeit3 diefe wichtige Frage im Tyluffe erhalten, und andererjeit3 ein weiterer 
Beweis dafür erbracht wäre, daß Straibeftimmungen ala ein ges 
eignetesg Mittel zur wirkſamen Bekämpfung der Nährpflichtverlegung über- 
haupt nicht angejehen werden fönnen, und daß fie folglich durch wirkſauere 
Mittel erjeßt werden müffen. 

Ich glaube, nad) diefen Ausführungen auch die ſechſte Theje zur Ans 
nahme empfehlen zu können, welche lautet: 

Gegen fäumige Nährpflichtige, welche der ihnen erteilten Arbeits- 
auflage nicht Folge leijten, ift, foiern fie nicht im Verwaltungswege 
zwangsweiſe zur Arbeit angehalten werden fönnen, auf Grund der $ 361 
Nr. 7, 8 362 des Strafgejeßbuchs vorzugehen. 

Meine bisherigen Ausführungen haben fich mit normalen Zeit: und Ar— 
beitsverhältniffen bejchäftigt. In den beiden folgenden Theſen habe ich die 
wichtigften Gefichtspunfte, welche gegenüber wirtjchaftlichen Notjtänden zu 
beachten fein würden, zufammengefaßt. Schon in meinem jchriftlichen Bericht 
babe ich mich auf eine ganz kurze Skizzierung der leitenden Gedanken be= 
ſchränkt und um jo mehr möchte ich mich Hier kurz faſſen, indem ich gleich- 
zeitig den Wunſch außfpreche, daß die wichtige Materie der Notſtands— 
arbeiten als bejonderer Verhandlungsgegenſtand auf der Tagesordnung einer 
der nächften Jahresverſammlungen erjcheinen möge. 

Darüber, daß Staat und Gemeinde innerhalb gewifjer Grenzen für die 
Eröffnung von Erwerbögelegenheit forgen jollten, wenn infolge von Natur» 
ereigniffen oder wirtjchaftlichen Krifen plöglich Tauſende von Arbeitern be— 
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ſchäftigungslos geworden find, kann wohl in unferem focialen Zeitalter ein 
Zweifel nicht beftehen. Bier die Fürſorge lediglich der öffentlichen Armen— 
pflege zu überlaffen, wäre nicyt nur Hart, jondern zugleich unpolitifch: Hart, 
weil die Arbeiter an dem über fie hereinbrechenden Unglück pofitiv un— 
jchuldig find, und unpolitiich, weil die Gewöhnung größerer Maffen von 
Arbeitsfähigen an den Genuß öffentlicher Unterftüßung immer eine jchwere 
Gefahr für das Gemeinwejen in fich fchliekt. 

Es würde zu weit führen, alle die Klippen zu erwähnen, welche bei 
der Einrichtung von Notjtandsarbeiten zu vermeiden find. Ich möchte nur 
hervorheben, daß es von bejonderer Bedeutung ift, daß auch nicht einmal 
der Anjchein erwedt wird, ala handle es fich Hierbei um einen Akt der 
öffentlichen Armenpflege. Es jollte daher die ganze Einrichtung in die 
Hand der Bauverwaltung gelegt werden, und die Thätigkeit der Armen 
behörde auf die Mitwirkung bei Feſtſtellung der perfönlichen Verhältniffe 
bejchräntt bleiben. Auch wird jede Bevorzugung der von der Armenpflege 
auf die Notjtandsarbeiten Hingewiejenen Perfonen vor anderen zu vermeiden 
jein, weil ſonſt armenrechtlich nicht HilfSbedürftige Perſonen dazu verführt 
werden fönnten, den Umweg über die Armenpflege zu nehmen, un bei den 
Notitandsarbeiten Beichäftigung zu finden. Ich glaube aljo, die fiebente 
Theſe: 

Für die Dauer beſonderer Notſtände find Notſtandsarbeiten in 
Ausficht zu nehmen; die Annahme der Arbeiter Hat ohne Vermittlung 
der Armenbehörde zu erfolgen — 

wird auf wejentlichen Widerfpruch nicht ftoßen. 

Daneben lege ich aber bejondere® Gewicht darauf, auch Hier den pro= 
phylaktiſchen Gefichtspunft nachdrüdlich hervorgehoben zu jehen in dem 
Sinne, daß die Gemeinde alles aufbieten follte, um dem Cintritte eines 
Notſtandes durch geeignete Maßnahmen, insbefondere durch Fernhaltung 
des Zuzugs außmwärtiger Arbeitjuchender thunlichjt vorzubeugen. ch er- 
blicke hierin gewiflermaßen einen Akt der dankbaren Anerkennung gegenüber 
dem Minifterialerlaß von 1894; wir jollten Hier zeigen, daß wir nicht nur 
gewillt find, diefem Erlaffe unfere platonifche Sympathie entgegenzubringen, 
jondern daß wir auch nach Kräften dazu beitragen wollen, daß die zur 
Verhütung von Notftänden geeigneten Mittel zur prompten Anwendung 
gelangen. Es Lautet daher die Thefe 8: 

Dem Eintritt folcher Notjtände ift durch ein planmäßiges Zuſammen— 
wirken der beteiligten Stellen thunlichjt vorzubeugen. 

Damit, meine verehrten Damen und Herren, glaube ich troß der Kürze 
der mir zu Gebote jtehenden Zeit einigermaßen ausreichendes Material bei— 
gebracht zu haben, um auch demjenigen, der fich durch den ftellenweife etwas 
trodenen Bericht nicht Hindurchgearbeitet hat, die Annahme der von mir 
aufgeitellten Leitjäße zu ermöglichen. Ich Habe alfo zu bitten, dem Inhalt 
diefer Leitſätze zuzuſtimmen. 

Nun noch ein Wort mit Bezug auf den Antrag, der eben von den 
Herren Dr. Münſterberg und Genoſſen verteilt worden iſt und der es ſich 
zur Aufgabe gejtellt Hat, den Inhalt meiner acht Thefen in zwei Theſen zu 
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fomprimieren. Es ift daß gelungen, wenn auch nicht ganz ohne einige 
Schadtelfäße, und ich muß fogar diefen Münfterbergichen Thefen den Vorzug 
der befjeren Gruppierung dor meinen Theſen inſofern zugeftehen, als dort 
in der erſten Theje alles zufammengefaßt ift, was fich auf die Berfchaffung 
freier Arbeit bezieht, während fich die zweite Theſe mit der Arbeit ala 
Unterftügungsform beſchäftigt. Zu meiner Rechtfertigung möchte ich nur 
anführen, daß mir Theſen vorgejchwebt haben, die feiner Zeit der Freiherr 
von Reitzenſtein am Schlufje feines Referats über Armenbeichäftigung und 
Arbeitsnachweiß beantragt hat; e3 waren das nicht weniger als neun Thejen 
mit 19 Unterabichnitten, die ca. 2I/s Drudjeiten einnahmen — und ans 
geſichts deſſen, daß Freiherr von Reibenftein, der doch ala Autorität galt, 
derartig umfangreiche Thejen beantragte, glaubte ich es verantworten zu 
fönnen, acht einfache Hauptſätze Ihnen vorfchlagen zu dürfen. Aber ich bin 
eines bejjeren belehrt worden; ich habe gehört, daß es üblich ift, im Verein 
möglichjt wenig Thejen zur Abftimmung zu ftellen, und ich beuge mich der 
längeren Erfahrung der Herren Antragiteller durchaus. ch bitte Sie alfo, 
meine Herren, den Thejen, die hier von den Herren Dr. Münfterberg, Dr. 
Schmidt und Freiherr von der Golt beantragt find, die fich inhaltlich mit 
meinen Thejen volljtändig deden, die aber in formaler Beziehung den Vorzug 
verdienen, Ihre Zujtimmung erteilen zu wollen. 
(Bravo!) 


VBorfigender: Meine Herren und Damen! ch Höre, daß ich 
vorhin Herrn Nüßler-Cottbus nicht richtig verftanden Habe, ala ich glaubte, 
er habe fich zu dem jeßigen Gegenjtand gemeldet. Er hatte die Abficht, 
noch eine Frage an die Herren Referenten bezüglich de8 erjten Gegen- 
jtandes zu ftellen. Das ijt aber nach unjerer Geſchäftsordnung nur jtatte 
haft während der Diskuffion, nicht nach Schluß derfelben. 

Was nun die weitere Behandlung anbetrifft, jo mache ich darauf auf: 
merfjam, daß nur noch vorliegen die Leitfäe der Herren Dr. Miünjterberg, 
Dr. Schmidt und Freiherr von der Golt, die Sie in Ihren Händen haben; 
den Druckfehler, der fich bezüglich der Gruppierung der Unterjchriften ein= 
eingejchlichen hat, werden Sie wohl bereits berichtigt haben. Herr Dr. Buehl 
hat fich mit diefen Thefen einverjtanden erklärt; wir werden aljo bei der 
Abſtimmung leichte Arbeit haben. 

Ich habe nur noch auf eine redaktionelle Abänderung: diefer Leitjäße 
hinzuweiſen, die dahin geht, daß in Nr. 2 nach dem Worte „Perſonen“ in 
der zweiten Zeile einzufchalten ift „und zwar ſofern hiergegen nicht armen— 
pflegerifche Bedenken obwalten“, und daß dagegen in Zeile 3 und 4 bie 
Worte „Sofern hiergegen nicht armenpflegeriihe Bedenken obwalten“ ge= 
jtrichen werden. Es handelt fich aljo lediglich um eine redaktionelle Um— 
ftellung. ch werde demnach, wenn ich bei der Abjtimmung die Meinung 
der Berfammlung einhole, die Leitfäge immer nur mit diejer kleinen redaf- 
tionellen Anderung im Auge haben. 

Wir treten in die Beiprehung ein. Das Wort hat Herr Stadtrat 
Martius (Breslau). 
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Stadtrat Martius (Breslau): Meine Damen und Herren! Ich 
fühle mich nur veranlaßt, eine furze Bemerkung zu machen mit Rüdficht 
auf die Mitteilung des Herrn Referenten, betreffend das Erkenntnis des 
biefigen Landgerichts, wonach eine Verfolgung aus $ 361 Nr. 7 nur gegen 
jolche Perſonen möglich wäre, die für ihre Perfon Unterftühung empfangen 
haben, nicht aber für ihre Familien, reſp. die nur deswegen Arbeits- 
anweifung erhalten Haben, weil ihre Familien unterjtügt worden find. 
Derfelbe Hat die Hoffnung ausgejprochen, daß da8 betreffende Erkenntnis 
inzwijchen durch das Oberlandeögericht rejormiert fein möchte. Dieje Hoff: 
nung muß ich num leider enttäufchen. Das kommt in erjter Reihe daher, 
daß gegen das Erkenntnis überhaupt feine Berufung eingelegt worden ijt. 
Das Erkenntnis ift nämlich erft, nachdem es rechtöfräftig war, dem De— 
cernenten zu Geficht gefommen — 

(Heiterkeit!) 

wie das bei einer jo großen Verwaltung ja wohl vorfommen kann. — 
Aber es ift infolge dieſes Umftandes eine Verfügung an alle beteiligten 
Beamten erlafjen worden, daß diejes Erkenntnis in der diegfeitigen Ver— 
waltung ignoriert werden joll, daß nach wie vor Arbeitganweifung auch in 
ſolchen Fällen erteilt werden fol, daß, falls die betreffenden Leute Die 
Arbeit verweigern, Strafantrag geftellt werden joll, und daß die Staats— 
anwaltſchaft eventuell um Verfolgung der Sache durch alle Injtanzen 
erfucht werden ſolle. Es find jeitdem auch zahlreiche Fälle der Art vor- 
gefommen; meiftens haben die Leute die Arbeitsanweifung angenommen, 
aber gegen eine Anzahl ift auch) Strafantrag auf Grund des $ 361 Nr. 7 
gejtellt worden. Bis zur landgerichtlichen Entjcheidung iſt meines Willens 
noch fein Fall bisher gediehen, jo daß man aljo bisher nicht feitjtellen 
fann, ‚ob das Landgericht jeine Anficht jefthält. Dagegen glaube ich, daß 
das biefige Schöffengericht (welches ja auch damals in erjter Inſtanz ver— 
urteilt hatte), auch neuerdings mehrjach den $ 361 Nr. 7 in folchen Fällen 
angewendet bat. 


Borfißender: Das Wort hat der Herr Geheime Regierungsrat 
von Maſſow (Potsdam). 


Geheimer Regierungerat von Maſſow (Botsdam): ch wollte nur 
furz darauf hinweiſen — nicht um in die Diskufſion einzugreifen —, daß 
wir auf den Arbeiterfolonien, von denen wir in jedem deutjchen Lande, 
mindefteng in jeder deutjchen Provinz einige haben, bei der jegigen günftigen 
Stellung des Arbeitmarktes immer und auch jelbft im äußerften Winter 
offene Pläße haben. Es ijt feine Armenunterftüßung, die dort gegeben 
wird; es kann jeder frei fommen und frei gehen, wann er will, er wird 
nicht gefragt, woher er fommt und wohin er geht. 110 Aufnahmen haben 
wir in den Arbeiterfolonien bereitß vollzogen. Es wird aljo möglich fein, 
einen Mann, der jagt, er habe feine Arbeit finden können, dorthin zu 
dirigieren und ihm ala Unterftüßung das Heine Reifegeld 4. Klaſſe bis zur 
nächiten Kolonie, zu geben; dann würde er verjorgt fein, und es würde aljo 
lediglich die Sorge für die Familie übrig bleiben. Jede der über 30 
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Arbeiterkolonien bildet gleichzeitig ein Arbeitsvermittlungsbüreau, und wir 
haben in der heutigen Zeit die größte Not, allen Anfragen nach Arbeitern 
zu genügen, ſodaß wir alſo durch die Arbeiterkolonien auch immer wieder 
die Leute zuſammenbringen. Was meine Kolonie anbetrifft, die ich ſpeciell 
ſelbſt verwalte, ſo kommen ungefähr 100 Menſchen im Jahre, die ſich 
melden, gar nicht in die Kolonie hinein, ſondern fie werden gleich zu Arbeit— 
gebern dirigiert. Natürlich können wir nur folche Leute den Arbeitgebern 
empfehlen, die empfehlenswert find; die Trinker, die nicht ganz Arbeits: 
fräftigen u. f. w. behalten wir ſelber. Wir Haben augenblidlich über 
2000 Pläße frei, und es bejteht deshalb immer die Möglichkeit, einen 
Arbeitjuchenden jofort auf die nächſte Arbeiterfolonie zu dirigieren, 

Ich bemerfe zum Schluß, daß die Gejellichaft, die fich in den Kolonien 
zufammenfindet, eine außerordentlich gemifchte ift, aber auch in gutem Sinne; 
wir finden ſelbſt von unferen juriftifchen Kollegen — wir find ja jo 
ziemlich alle hier Zuriften — welche da; es giebt Leute aus den aller- 
verjchiedensten Lebensverhältniffen bi8 zum Arbeiter herunter und auch 
eine ganz große Menge folcher, die unverjchuldet in die Arbeitslofigfeit 
bineingefommen find. 

Ich Habe diefe Bemerkung nur gemacht, um denjenigen Herren, denen 
vielleiht unfere Einrichtungen nicht fo bekannt find, dieſen Weg vor— 
zujchlagen, den fie möglicherweife bequemer finden, ala eigene Arbeitzitätten 
zu errichten. 


VBorfigender: Die Beiprechung it geſchloſſen. Wir kommen zur 
Abſtimmung, da Herr Direktor Buehl auf das ihm zuftehende Schlußwort 
verzichtet. 

Die Leitjäße Liegen Ihnen gedrudt vor; ich frage, ob die Berfammlung 
fie noch einmal verlefen zu hören wünjcht ? 

(Wird verneint.) 


Ich bitte diejenigen Herren, die die Leitſätze annehmen wollen, fich zu 
erheben. 
(Geſchieht.) 


Sie ſind einſtimmig angenommen. 


Wir gehen über zum nächſten Gegenſtand der Tagesordnung: 


Beauffichtigung der in Familienpflege untergebrachten Kinder. 


Berichterſtatter iſt Herr Waiſenhausdirektor Stalmann (Hamburg); er hat 
das Wort. 


Berichterſtatter Waiſenhausdirektor Stalmann (Hamburg): Hoch— 
geehrte Damen und Herren! Was ich Ihnen über die Frage der Be— 
aufſichtigung der Kinder in Familienpflege heute zu bieten 
habe, und wofür ich kurze Zeit Ihre Aufmerkſamkeit mir erbitten möchte, 
iſt nicht hervorgegangen aus der Vergleichung eines umfangreichen ſtatiſti— 
ſchen Materials, noch etwa aus rein theoretiſchen Erwägungen, ſondern es 
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iſt der Niederichlag einer praftiichen Thäigkeit von einer Reihe von Jahren 
in einer großen Erziehungsanſtalt und gleichzeitig in der Leitung der Unter- 
bringung und Beauffichtigung von vielen Tauſenden der öffentlichen Pflege 
anheimgefallener Kinder. 

Ich ſtelle voran die Behauptung, daß es bei Unterbringung diejer 
Kinder fich nicht nur darum handelt, für fie die notwendigen äußeren 
Zebensbedingungen zu jchaffen, die fie verloren haben, indem fie aus dem 
Berbande ihrer Yamilie herausgenommen werden mußten, jondern daß es 
in hervorragender Weije fich auch darum handelt, für eine gejunde zweck— 
mäßige Erziehung diefer Kinder Sorge zu tragen. Es ifl nach meiner 
Auffaffung gerade das der wejentlichfte und wichtigſte Zeil diefer Arbeit, 
der Beauffichtigung der der öffentlichen Fürſorge überwiejenen Kinder. 

63 wird vielleicht manchem der Anmejenden aus eigener Erfahrung 
befannt jein, wie dann, wenn es fich etwa darum handelt, eine Erziehungs: 
anftalt, ein Waiſenhaus zu erweitern oder neu zu bauen, exjt jehr gründ- 
liche Erwägungen angejtellt zu werden pflegen, ob man von dem Syſtem 
der Anjtaltzerziehung zu dem der Yamilienerziehung übergehen jol. Es 
find überall, wo derartige Fragen aufgetaucht find, zuvor Gutachten ge= 
fordert und Gutachten erjtattet. 

Das Ergebnis diefer an verjchiedenen Orten mit tiefer Gründlichkeit 
behandelten Fragen ift, joweit ich das überjehen kann, dies gewejen, daß 
die Natur ihr Recht gefordert und ihr Recht erhalten hat. Die Familie 
it nun einmal die Grundlage des Volkslebens, und darum, meine ich, ift 
es ein Naturrecht, welches fich hier geltend gemacht hat, daß auch von 
jeiten der Armen» und MWaijenpflege immer mehr und mehr anerkannt 
wird, in erjter Linie fei die Erziehung der der Armen: und Waijenpflege 
anbeimgefallenen Kinder in einer Familie zu erjtreben. Das Syſtem der 
Familienpflege iſt nach meiner Überzeugung faſt allgemein zur An- 
erfennung gelangt. 

Freilich, glaube ich, find diejenigen zu tweit gegangen, die eine Er— 
ziehungsanſtalt befaßen und nun ohne weiteres fie jchloffen, um das neue 
Syſtem der FFamilienpflege allein durchzuführen. Wo man das verfucht 
bat, iſt man doch vielfach wieder zurüdgegangen auf etwas Anjtalts- 
erziehung, und wo man auf dem Boden der Yamilienpflege angefangen 
hat und von vornherein feine Anjtalt befaß, ift man dazu übergegangen, 
wenigſtens ein Pflegehaus einzurichten, in welchem man die Kinder vor- 
läufig unterbringt, und in welches fie auch im Notfalle zurüdgenommen 
werden. Dies beſtärkt mich in der Überzeugung, daß es namentlich in 
größeren Verbänden fich nicht empfiehlt, fich lediglich auf Familienerziehung 
zu bejchränfen, jondern daß alg Ergänzung eine wohleingerichtete, gut ge= 
leitete Erziehungsanftalt zur Verfügung jtehen muß. Im diefe Anftalt 
jollen zunächft Hereingeführt werden alle die Kinder, die dem Yamilien- 
zuſammenhang, in dem fie bisher gewejen find, entnommen werden mußten, 
und für die eine neue Familie gefucht werden foll; in dieſe Anjtalt find 
aber auch zurüdzunehmen ſolche Kinder, bei denen fich Herausgeftellt hat, 
daß die Yamilienpflege für fie nicht geeignet ift. Es giebt ja, wie Ihnen 
allen bekannt ift, unter den Kindern, die unjerer Aufficht unterftellt 
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werden, auch jolche, die in einem geordneten Familienleben durchaus nicht 
weiter fommen können, — ganz abgejehen von denen, die aus Gründen 
feiblicher oder geiftiger Gebrechen nicht gut in einer Familie untergebracht 
werden fönnen, jondern notwendig dauernd der Anjtaltöpflege bedürfen. 
Eine folche Anftalt darf aber feineswegd nur ein Taubenſchlag etwa jein, 
in den heute eine Zahl von Kindern Hereingeführt wird, die morgen oder 
übermorgen wieder hinausgeht, um in Familien untergebracht zu werden, 
und in die dann am nächſten Tage wirder Kinder bereinftrömen. Soll die 
Anjtalt eine wirkliche Ergänzung und Mithilfe bei der Erziehung der ung 
andertrauten Jugend bilden, jo muß fie eine folche fein, in der das Er— 
ziehungswerk nicht von Zufälligfeiten abhängig iſt, wie das der Fall wäre, 
wenn in ihr nur Finder jein würden, die Heute fommen und morgen 
gehen; ſondern eine Anjtalt, die einen aus den verjchiedenen Altersſtufen 
fich bildenden feften Stamm von Kindern in fich birgt, an den die anderen 
fich anzugliedern haben. Dieſer Stamm wird es fein, der eine vernünjtige 
und erfolgreiche Erziehung auch an denen ermöglicht, die nur furze Zeit 
fih in der Anjtalt aufhalten können und dann in Familien verpflanzt 
werden. Aber alle müflen von vornherein das Gefühl Haben, Hier nicht 
nur auf Wartegeld gejeßt zu fein, wie etwa in einem „Depot“ das ber 
Fall jein muß, jondern alsbald nach ihrer Aufnahme berechtigte und not= 
wendige Mithelfer an gemeinfam zu leiftender wertvoller Arbeit zu jein, 
wie andererſeits auch vollberechtigte Mitteilnehmer an den Erholungen und 
Freuden, die das Anjtaltäleben bietet. 

Uber nur ala Ergänzung möchte ich dieſes gemifchte Syitem der 
Anſtalts- und Familienpflege empfehlen. Die Mehrzahl der Kinder joll 
Familien anvertraut werden und möglichjt bis zur Beendigung ihrer Er— 
ziehung in der Familie bleiben. Auch die beiteingerichtete Anftalt vermag 
das nicht zu eriegen, was die natürliche Familie dem heranmwachjenden 
Menſchen bieten kann und bieten joll, und darum betone ich noch einmal, 
dak für die Erziehung der Waiſen- und Armenkojtlinder die Kamilienpflege 
die naturgemäße ift. 

Aber e8 ijt nicht damit gethan, daß man ein Kind einer Familie an- 
vertraut, etwa gar derjenigen, die fich bereit erklärt hat, für das billigſte 
Entgelt ein jolches Kind aufzunnehmen, wie es ja leider noch Hier und da 
vorfommt. Es ift noch gar nicht lange her, daß eine Schar unjerer 
Hamburger Waijenfinder Hinausgeführt wurde in eine wohlhabende Land» 
gemeinde, um dort in recht angenehmen Berhältnifjen gegen gutes Koftgeld 
untergebracht zu werden, und daß gleichzeitig der Gemeindediener durchs 
Dorf Elingelte und ein dort unterzubringendes, der Gemeinde zur Verſorgung 
anheimgejallenes Kind dem Mindeitfordernden anbot. Wie gejagt, es iſt 
nicht damit gethan, daß irgend eine Familie gefunden wird, die ein jolches 
Kind aufnimmt. Nicht jede Familie eignet fi) dazu, fremde Kinder in 
fich aufzunehmen und erzieheriich zu beeinfluffen,; ebenjowenig ijt jedes 
Kind geeignet, jeder an fich noch jo guten Familie überwiefen zu werden. 
Beides, die Art der Familie wie namentlich die Eigenart des Kindes, er 
fordert ſehr gewiſſenhafte Prüfung, und darum ift e& notwendig, daß 
ſowohl die Auswahl der Familie als auch die fernere Überwachung der in 
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Familien untergebrachten Kinder mit der größten Sorgfalt gejchieht; dann 
erſt wird die Familienpflege wirklich von Segen fein für die Kinder, an 
denen fie geübt wird. 

Mer ift berufen, diefe Arbeit zu thun? Gelbjtverftändlich in erfter 
Linie diejenigen Männer, die ala Mitglieder der Armen- und Waifen- 
verwaltung in den verjchiedenen Gemeinden für die Unterbringung und 
Berforgung der ihnen in der öffentlichen Armenpflege anheimgejallenen 
Kinder aufzulommen haben. Indeſſen nur in Eleinen Gemeinwejen wird 
es ja möglich fein, daß diefe Männer die Arbeit allein leilten; ſowie 
größere Komplexe in Betracht fommen, wird es nicht zu umgehen fein, daß 
diefe behördlichen Organe fich ihre Hilfsorgane fuchen, die mit ihnen die 
Arbeit an der Beauffichtigung und Leitung der Kinder zu überwachen 
haben. Es wird für die Armen: und Waifenbehörde im wmejentlichen 
darauf hinausfommen, die Ziele aufzuftellen, die Grundjäbe feftzulegen, die 
Richtlinien anzugeben, die bei diefer Arbeit zu befolgen find, im übrigen 
aber fich zu beſchränken auf eine gelegentliche Inſpektion ſeitens einzelner 
Mitglieder oder am beiten durch ‚einen jtändigen Aufficht3beamten, der den 
Auftrag Hat, von Zeit zu Zeit alle von der betreffenden Verwaltung 
untergebrachten Kinder zu befuchen und über ihr Ergehen und Fortkommen 
zu berichten, und der namentlich bei fjchwierigen oder außerordentlichen 
Vorfällen jchnell zur Stelle fein und eingreifen kann. Im übrigen wird 
die Schar der Helfer, der Hilfsorgane, berufen fein, die unmittelbare Be— 
auffichtigung, die direkte Leitung der Erziehung der Kinder zu übernehmen, 
und da handelt es fich darum, die rechten Perfönlichkeiten zu finden, Die 
dieje Arbeit leiſten. — Wie follen dieſe beichaffen fein? — Ich darf ala 
Grundbedingung voranftellen, daß es vor allen Dingen gebildete Berfönlich- 
keiten jein müſſen, Leute, die mit den Verhältniffen ihrer Gemeinde und 
des Dijtrift3, in dem die Kinder untergebracht werden, vertraut find, 
warmberzige und doch unparteiifche, mit pädagogifchen Gaben und pä— 
dagogiichem Takt außgerüftete Leute müffen e8 fein, denen man folche Arbeit 
anvertraut, PBerfönlichkeiten, die im jtande find, vermöge de warmen 
Intereſſes, das fie der Erziehung der Jugend entgegenbringen, auch das 
Vertrauen zunächft diefer Jugend für fich zu gewinnen, und die andererſeits 
auch jo viel Vertrauen und jo viel Anjehen bei den Erwachjenen genießen, 
daß man fich gern ihren Rat gefallen läßt, wenn es fich darum Handelt, 
den Pflegeeltern Anleitung und Winke zu geben, mit Rat und That ihnen 
zur Seite zu ftehen bei der Erziehung der Finder, ° 

Aber die Männer allein thun es auch hier nicht. Gerade bei der 
Erziehung der jüngeren Knaben und Mädchen, oder wo es fi) um bie 
Berforgung kranker Kinder oder gar Säuglinge handelt, darf das Auge 
der Mutter nicht fehlen, wenn das Kind geraten fol. Auch dem heran 
wachjenden Knaben wird e8 nur von Segen fein, wenn fich von Zeit zu 
Zeit ein Mutterauge und Mutterher; feiner annimmt und mit ihm in 
nähere Berührung fommt. Darum jollte dahin geitrebt werden, daß, wo 
Männer fich bereit gefunden haben, die Hilfgarbeit zu leilten an der Er- 
ziehung und Überwachung der in Familienpflege untergebrachten Kinder, 
auch deren Ehefrauen gewonnen werden, oder, wenn dieje nicht zu ges 
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winnen find, andere Frauen mit mütterlichen Herzen ihnen zur Seite ge— 
jtellt werden, die ihnen helfen, das Werk zu betreiben. 

Vor allen Dingen aber wird eg nötig fein, zumal wenn es fi um 
Heine, jchwächliche Kinder Handelt, auch ärztliche Hilfe zur Hand zu haben. 
Die betreffende Armen» und Waifenverwaltung wird dafür forgen müſſen, 
daß dieje Hilfe ohne Schwierigkeit den betreffenden Pflegern zur Verfügung 
fteht und keinesfalls von den Pflegeeltern zu bezahlen if. Ob man Aerzte 
ſelbſt erjuchen ſoll, die Beauffichtigung zu übernehmen, wird von den 
einzelnen PBerjönlichkeiten abhängen; im allgemeinen dürfte anzunehmen 
fein, daß ein Arzt durch feine berufliche Thätigkeit jo jehr fchon in An— 
ipruch genommen ift, daß er faum noch genügend Zeit und Intereſſe übrig 
behalten wird — vor allen Dingen nicht die Zeit —, auch den anderen, 
oft recht Eleinlichen Pflichten fich zu widmen, die zu beachten find bei der 
Leitung und Beauffichtigung diejer Kinder. 

Was die rechtliche Stellung dieſer Hilfisorgane der Armen= und 
Maifenverwaltung betrifft, jo möchte ich zunächſt das Eine betonen, daß 
nach meiner Überzeugung die Armen= oder die Waijenverwaltung jelbit, 
die an Stelle der natürlichen Väter und Mütter tritt, denen dieſe 
Kinder haben entzogen werden müſſen, auch das Recht und die Pflicht 
gejeßlicher VBormünder oder Pfleger in Anjpruch nehmen muß. Soll das 
Werk gedeihen, jo müſſen die betreffenden behördlichen Organe auch mit 
der nötigen gefeßlichen Vollmacht ausgerüftet jein, um das, was fie für 
nötig und für gut befunden haben, auch durchführen zu fönnen; und die 
Hilfsorgane dürfen dann als die Bevollmächtigten und die Vertreter der 
mit der gejeßlichen Vormundſchaft oder Pilegichaft ausgerüfteten behördlichen 
Drgane erjcheinen in Bezug auf die ihnen unterjtellten, auf öffentliche 
Koiten in Familien zu verpflegenden Unmündigen. 

MWenn auch im allgemeinen das Amt eines Waifenpflegers als ein 
Ehrenamt anzujehen jein wird, fo liegt es doch jelbitverftändlich in der 
Billigkeit, dag, was an direkten Ausgaben, 3. B. durch die regelmäßig 
an die Oberleitung zu erjtattenden Berichte für ihn entiteht, ihm zu er— 
jeßen, jei es, daß eine Liquidation über die einzelnen Ausgaben von ihm 
gefordert wird, fei eg, daß, wie es in Berlin und Hamburg gefchieht, ein 
Kleines Paufchquantum feftgefeßt wird? — 50 Pf. pro Kind und Monat —, 
womit die betreffenden Ausgaben ausgeglichen werden. 

Bon ganz bejonderer Wichtigkeit ift e8 aber, durch das Zujammen- 
wirken der behördlichen Organe und der Hilfsorgane diejenigen Familien 
herauszufinden, die wirklich geeignet erjcheinen, diefe jchwierige Arbeit der 
Erziehung der der öffentlichen Pflege anheimgefallenen Kinder zu übernehmen. 
Was die fociale Stellung diefer Familien betrifft, jo braucht ja faum her— 
vorgehoben zu werden, daß Familien, die fich jehr erheblich in Bezug auf 
ihre ganze LZebenshaltung und ihren Bildungsſtand über diejenigen Kreiſe 
erheben, aus denen dieje Kinder in der Regel jtammen, faum in frage 
fommen; höchſtens, wo es fi um Adoption eines Eleinen Waiſenkindes 
mit „blonden Locken und blauen Auglein“ Handelt, wird auch ein vor- 
nehmes Haus feine Thore und fein Herz öffnen. Das find aber nur die 
Ausnahmen; im allgemeinen wird ala Regel zu bezeichnen fein, daß die 


Berhandlungen. 51 


Familien, die gefucht werden zur Unterbringung von folcden ung anheim— 
fallenden Kindern, in Bezug auf ihre fociale Stellung nicht jehr erheblich 
zu ſtehen brauchen über dem Sreife, aus dem die Finder hervorgehen. Da 
wird am erjten ein gegenjeitiges Verſtändnis ermöglicht, ein gegenjeitiges 
Vertrauen angebahnt, was für eine erfolgreiche Erziehung von außer: 
ordentlichem Werte ift. Im übrigen aber wird als Grundſatz aufzustellen 
fein, daß wirklich ein gejundes volljtändiges Familienleben vorhanden it, 
daß Vater und Mutter am Leben find, daß ernſter Sinn und gute Sitte 
in der Familie Herrjcht, daß die Erwerbs: und Vermögensverhältniſſe 
derartig find, daß man erwarten darf, ed werde die nötige förperliche 
Pflege den Kindern nicht fehlen, und daß vor allen Dingen die eigene 
fittliche Haltung der Familie jo beichaffen ift, daß eine gute Beinfluffung 
der Kinder nach diefer Seite hin erwartet werden darf. Ausſchließen follte man 
im allgemeinen alle Almojenempfänger, bei denen ja diefe Vorausſetzungen 
nicht zutreffen können; ebenjo ſehr aber follte man ausſcheiden alle die- 
jenigen, bei denen man zu der Überzeugung gelangen muß, daß das Ber- 
langen nach der Erziehung eines Waiſenkoſtkindes im wejentlichen nur her— 
vorgegangen ift aus Eigennug, um etwa die Kinder im eigenen Betriebe 
vorwiegend mit zu verwenden, größere Kinder ausſchließlich ala Erſatz von 
Dienjtboten ind Haus aufzunehmen. Bor allen Dingen find aber auch 
diejenigen befjeren Häufer nicht zu berüdfichtigen, die von vornherein nicht 
die Abjicht haben, den Kindern vollen Yamilienanjchluß zu gewähren, die 
etwa nur in der Gefindejtube das Kind dulden, dasfelbe mit dem Gefinde 
wohnen, eſſen und jchlafen laſſen wollen; da würde die gejunde Grundlage 
für eine Familienerziehung nicht geboten fein, und darum follten auch dieje 
Familien ausgejchloffen werden. 

As ein gutes Necht der uns zugewiejenen unmündigen Rinder und 
ihrer Angehörigen muß ich es bezeichnen, daß auf die religiöfen und kon— 
feffionellen Berhältniffe Bedacht genommen werde. Es jollte ala Regel 
gelten, daß Kinder nur bei Pflegeeltern ihrer Religion oder Konfeſſion 
untergebracht und thunlichſt auch nur Pflegern der gleichen Konfejfion 
unterjtellt werden. Wir haben in Hamburg die Erfahrung gemacht, daß 
das ohne Schwierigkeit geht durch freundliches Entgegenfommen der fatholi= 
chen Gemeinde dort wie der jüdischen Waifen- und Armenpflege, bie 
jederzeit bereit find, ung bei der Auffindung einer geeigneten, natürlich auch 
von der Verwaltung zu prüfenden und zu fontrollierenden Pflegefamilie 
beizujtehen. 

Neben diefen in Bezug auf die Bechaffenheit der auszumwählenden 
Familien aufzuitellenden Grundſätzen und Regeln fommt jehr wejentlich in 
Betracht die Frage nach der Eigenart des Kindes. Da ſoll vor allen 
Dingen — und dad, meine ich, Hat in der anfangs von mir erwähnten 
Anſtalt zu geichehen — feitgeitellt und erprobt werden mancherlei in 
Hinficht auf Körperliche und geiftige Beichaffenheit, auf bisherige Ent— 
wicklung der Charafteranlagen; es werden Talente und Anlagen entdedt 
werden, die der Pflege bedürfen und der Pflege wert find, — es werden 
Mängel und Fehler fich herausftellen, die befämpft werden müfjen, und 
von denen man auch den Pflegeeltern möglichſt vorher Kenntnis geben joll. 
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Alle dieje Fragen müſſen forgfältig erwogen fein, ehe man die für diefeg 
Kind nun gerade geeignete Familie auswählt. Bei Säuglingen wird es 
ſich wejentlich darum Handeln, Weütter zu finden, die in der Verſorgung 
Heiner Kinder bejonders geübt find, und man follte hier auch Witwen 
nicht augjchließen, wenn fonft bei ihnen die Vorausſetzungen zutreffen, die 
vorher ala notwendig bezeichnet worden find. Für jchwächliche und kränk— 
liche Kinder wird man gefunde Gegend, Waldluft oder, wenn es fein kann, 
auch die Seefüfte ausſuchen. Man wird Knaben vorwiegend unter männ— 
liche Zucht und Leitung ftellen; man wird Mädchen nicht da unterbringen, 
wo eine außjchließlich oder faſt ausschließlich männliche Umgebung fich 
findet; bei geiftig begabten Kindern wird man Bedacht zu nehmen Haben 
auf einen Ort, wo die Schulverhältniffe eine gute geiftige Ausbildung des 
Zöglingd gewährleilten ; bei fittlich gefährdeten Kindern wird man juchen 
nach einfachen gejunden Berhältniffen, nach Familien, in denen fie entweder 
allein erzogen werden, oder in denen ältere eigene Kinder gut erzogen und 
gut geartet vorhanden find, bei denen die Gefahr nicht vorliegt, daß fie 
etwa von den zugezogenen Fremdlingen jchlecht beeinflußt werden, bei 
denen man im Gegenteil erwarten darf, daß fie felbjt vorbildlich und in 
gutem Sinne miterziehend auf die Entwidlung dieſes neuen Kausgenofjen 
werden einwirken können. 

Wo wird man aber die Familien zu juchen Haben, die diefen Voraus— 
jegungen entjprechen, und in denen man mit gutem Gewiſſen dieje Kinder 
unterbringen fann? Am nächiten liegt e8 ja, in der eigenen Gemeinde, 
in der eigenen Stadt fich danach umzufehen; und gewiß, ſoweit das 
irgend fich erreichen läßt, ift e8 das Natürlichite, und wird auch überall 
als Regel befolgt werden. Aber der allgemeinen Durchführung diefer Regel 
jtellen fich doch namentlich in großen Städten jehr erhebliche Schwierig- 
feiten entgegen. Da iſt zunächſt die Beichränktheit der Wohnungen gerade 
in denjenigen Bevölferungsfreifen, die in den Städten am erjten geneigt 
fein würden, ein folche® Rind bei fich aufzunehmen. Dann aber fommt 
noch ein anderes Hinzu, was jehr erheblich ins Gewicht fallt. Es ift ja 
allgemein die Regel der Armenpflege und ein Grundjaß, der, foviel ich 
weiß, überall befolgt wird, daß man die natürlichen Familienbande nicht 
zerreißen joll, wo es nicht unbedingt durch Vorkommniſſe und Verhältniſſe 
gefordert wird, die ein Zujammenbleiben der Familie unmöglich erfcheinen 
lafjen. Wenn troß dieſes Grundfaße aber in größeren Gemeinmwejen 
— ich führe nur beifpielaweife unfere Hamburger Stadtgemeinde an — 
neben etwa 20°%o Vollwaiſen jett 40% Halbwaiſen und 40 %o folcher 
Kinder, deren beider Eltern noch am Leben find, der öffentlichen Armen 
pflege überwieſen find, fo darf man jchon daraus fchlieken, was denn auch 
durch Betrachtung der einzelnen Fälle vielfach beftätigt wird, daß nicht 
nur die Rüdficht auf die Bedürftigkeit der Eltern oder eines Elternteils 
bei der erfolgten Abnahme der Kinder maßgebend gemejen ift, jondern daß 
noch andere Gründe vorgelegen haben. Man fonnte ein Sind in dem 
Familienverbande nicht laffen, weil durch Schuld der Eltern oder eines 
Elternteil dieſes Familienband jchon zeritört war, weil durch Verbrechen 
der Eltern dem Kinde ein jchlechtes Vorbild gegeben war, oder auch weil 
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die Kinder Hilfsbedürftiger Eltern jelbft jchon jo jehr der Gefahr der Ver— 
wahrlofung ausgeſetzt waren, daß im Intereſſe des Kindes und des ganzen 
WTamilienverbandes und Staatsweſens es nötig erichien, die Kinder aus 
diefem Familienverbande zu entnehmen und fie der öffentlichen Armenpflege 
anheimfallen zu laffen und auf diefe Weiſe die Familie jelbjt zu unter: 
ftügen. Wenn nun, weil der Vater ein arbeitsfcheuer Trunkenbold, oder 
die Mutter eine Liederliche Perfon ift, oder weil die Kinder ſelbſt der 
Gefahr der VBerwahrlofung ſchon anheimgefallen waren, Kinder den Familien 
weggenommen werden mußten — und ich habe gezeigt, in wie großem 
Umfange das in einer größeren Stadt gefchehen kann — fo liegt eg, 
meine ich, auf der Hand, daß für folche Kinder die Stadt felber nicht der 
geeignete Ort ift, um fie ferner beauffichtigen und erziehen zu laſſen; e8 
wäre außerordentlich ſchwer, auch bei der größten Vorfiht, die Einflüffe, 
die gerade ihren fittlichen Verfall herbeigeführt haben, von ihnen fern= 
zubalten, und darum wird es in folchen Fällen unter allen Umftänden im 
Anterefje der zu erziehenden Jugend wie im Intereſſe des gefamten Ge— 
meinweſens erforderlich fein, für fie auswärts? Pflege zu juchen, was ohne— 
hin durch den Mangel genügender Pflegeftellen in der Stadt aus anderen 
Gründen geboten wird. 

Ein Anderes kommt noch Hinzu, was die Armen- und Waijenpflege 
veranlaffen follte, mehr auswärts nach Pflegeftellen ſich umzuſehen, als in 
der eigenen Stadt. Wenn wir diejenigen etwas näher betrachten, die ung 
ihre Hilfsbebüritigen Kinder überlafjen müſſen, jo ftellt fich vielfach heraus, 
daß es gar nicht folche find, die in der Stadt jchon lange heimifch waren. 
In Hamburg war im vorigen Jahre das Verhältnis derartig, daß von 
den Eltern der Kinder, die der Öffentlichen Armenpflege überwiejen werden 
mußten, nicht mehr ala 30%o wirklich Eingeborene waren; alle übrigen 
find zugewandert, find jehr bald verarmt und haben nun ihre Kinder der 
Öffentlichen Pflege überlaffen müffen. Man braucht nicht Agrarier zu 
fein, um ed als fehr wünfchenswert Hinzuftellen, bier einen vernünftigen 
Ausgleich zwiſchen Stadt und Landbevölferung herbeizuführen, indem man 
diefe hilfsbedürftig gewordenen, zum Zeil aus traurigiten Verhältniſſen 
entnommenen Kinder in einfache, gejunde Berhältniffe überführt, wo ihnen 
viel eher die Möglichkeit geboten wird, widerftandsfähige und arbeitä= 
freudige Exiſtenzen zu werden, die dann auch vielleicht draußen eine viel 
beffere und gefundere eigene Lebenäftellung fich jchaffen können, als fie fie 
in der Stadt gefunden haben würden. 

Se weiter übrigens infolge diefer Erwägungen der räumliche Kreis 
fein wird, in dem man Kinder unterbringt, deſto bedeutfamer ift auch die 
perfönliche Mitwirkung der Hilfgorgane, die ja namentlich bei weiteren 
Entfernungen in ganz bejonderd verantwortlicher Weile einzutreten haben. 
Man joll ihnen daher auch nicht eine zu große Zahl von Kindern über- 
weifen, in der Regel nicht mehr ald 10—30. Ihre Hauptaufgabe wird 
es fein, durch fleikige Hausbeſuche ein recht lebhaftes Vertrauensverhältnis 
zu den Pfleglingen und den Pflegeeltern herbeizuführen, nicht zu erjcheinen 
ala der geftrenge Auffeher, der da fommt, um nach dem Rechten zu fehen 
und zu fchelten, wenn etwas nicht in Ordnung ift, fondern ala der Mann, 
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auf defjen Ankunft man jchon gewartet Hat, dem man fein Herz aus— 
jchütten muß, fei e& von feiten der Pfleglinge, ſei e8 von jeiten der Pflege- 
eltern. Schon beim Anfange des Pflegeverhältniffes wird es jehr häufig 
jeine Aufgabe fein, zu warnen dor einem Fehler, der oft begangen wird 
von warmherzigen Pflegeeltern, die ein ſolches armes Kind aufnehmen, 
nämlich vor zu großer Weichherzigkeit. So ein armes Waifenkind bringt 
gar leicht die Thränen ind Auge, man wird nachfichtiger und behandelt 
e8 freundlicher als die eigenen Kinder, und die Folgen find oit recht 
ſchwere. Man wird alfo von dem Pfleger erwarten, daß er die Pflege- 
eltern von vornherein zu einer zielbewußten Erziehung anleite. Anderer: 
jeits wird e8 auch vorfommen, daß er zur Geduld ermahnen muß, wenn 
die ungezogenen Knaben oder Mädchen aus der Stadt in dem einfachen 
ländlichen Haufe fich nicht fügen wollen und Unruhe jchaffen. Bon größter 
Bedeutung wird e& daher fein, gerade die Pfleger genügend zu orientieren 
über die Eigenart des Kindes und über das, was etiva anzuwenden ift, 
um die Erziehung richtig weiter zu leiten auf dem vorhandenen — etiwa 
während des Aufenthalts in der Anftalt beobachteten oder gelegten Grunde. 
Ein fogenannter Perjonalbogen, lediglich für den Pfleger bejtimmt, kann 
in der Beziefung außerordentlich nüßlich wirken, zumal wenn dann auch 
der Pfleger für etwaige Nachfolger im Amte feine Beobachtungen und Be— 
merfungen über das Kind hineinfchreibt. 

Selbitverjtändlih iſt auf die Körperpflege der Kinder auch von jeiten 
der Pfleger zu achten, jowie auch darauf, ob Ordnung und Sauberkeit in 
dem Haufe der Pflegeeltern herrſcht; es iſt ja befannt, wie unfere ländliche 
Bevölkerung vielfach eine naive Unbefangenheit den Tragen der Ordnung 
und Reinlichkeit gegenüber an den Tag legt. Dies kann aber gerade durch 
verjtändiges Eingreifen eines Pflegers recht bald heilfam geändert werden. — 
In Bezug auf Nahrung und Kleidung des Kindes wird man fich darauf 
beichränten, die Verhältniffe der Pflegeeltern ala maßgebend Hinzuftellen ; 
auch Hier aber gilt es, den Pfleger mit der nötigen Vollmacht zu verfehen, 
um im Falle von Krankheit fofort die nötige ärztliche Hilfe zu bejchaffen. 
Bei fchulpflichtigen Kindern wird der Schulbefuch zu überwachen, wird 
namentlich auch von Zeit zu Zeit ein Erforfchen ihrer Fortjchritte ſehr 
erwünjcht fein. Beſonders veranlagten und jtrebfamen Kindern wird man, 
wenn es möglich ijt, noch beſſere Gelegenheit zu verichaffen fuchen, um 
ihre Gaben und Talente auszubilden, und zurüdgebliebenen und jchwach- 
begabten wird man die Möglichkeit der Nachhilfe geben, damit fie auch 
weiter fommen und fürs Leben genügend ausgebildet werden können. Man 
wird vor allen Dingen darauf zu achten haben, daß eine ungehörige Aus— 
nugung der Kinder verhütet wird, daß namentlich Dispenfationen vom 
Schulbefuch nicht gewährt werden, nur damit die Kinder mehr im Haus— 
halt helfen können. Dagegen ift es jehr wünfchenswert, fie zu einer nüß- 
(ihen Thätigfeit von vornherein anzuhalten, fobald Alter und Kräfte e8 
geltatten, jedoch nur in dem Umfange, wie veritändige Eltern ihre eigenen 
Kinder zu einer folchen Thätigkeit anzuhalten pflegen. Bon großer Be- 
deutung ift auch die Beobachtung des gefelligen Verkehrs und des Verkehrs 
der Kinder überhaupt. Die Gefahr Liegt jehr nahe, daß ein Kind aus der 
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Stadt auf dem Lande ala ein Wunder angejtaunt wird und deshalb, wenn 
man fich nicht darum fümmert, bald einen üblen Einfluß auf die neue 
Umgebung gewinnt. Man jollte daher die Pfleger anhalten, erit ein Kind 
zu überwachen und genauer kennen zu lernen, ehe man den freien Verkehr 
mit Alterögenofjen gejtattet. Die Verbindung der Pfleglinge mit ihren 
Angehörigen fol nicht zerriffen werden, aber der briefliche Verkehr 3. B. ilt 
jo zu leiten, daß ein DVertrauensverhältnig eintritt, daß die Kinder die 
Briefe, die fie jchreiben, den Pflegeeltern zeigen und auch die empfangenen 
Briefe ihnen vorlegen. Es wird dadurch amı beiten verhütet oder gemildert‘ 
ein übler Einfluß, der leider nur zu häufig gerade von den Angehörigen 
auf die Pfleglinge ausgeübt wird. Wo ein folcher fich dennoch geltend 
macht, iſt es Pflicht des Pfleger, zunächſt in taftvoller Weiſe dem ent- 
gegenzuwirfen, nötigenjall® auch die Oberleitung anzurufen, damit dieſe 
mit ihren Mitteln dem Übel entgegentritt. — Zu den Pflichten der Pflege: 
eltern und damit auch zu den Auffichtspflichten des Pfleger gehört es 
ferner, bie Kinder zu einer gefunden Frömmigkeit zu erziehen und fie heran 
zubilden zur bewußten Teilnahme am Eirchlichen Gemeinleben ; zu bewirfen, 
daß das in einfacher und natürlicher Weife gejchehe, iſt eine wefentliche 
Aufgabe des Pflegers, der von der Überzeugung durchdrungen fein wird, 
daß das religiöfe Element einen jehr wejentlichen Faktor in der Jugend— 
erziehung bildet. 

Bon ganz befonderer Wichtigkeit aber wird es für den Pfleger jein, 
dem herangewachjenen jungen Menfchen behilflich zu fein, wenn er in das 
Alter fommt, wo er von der Schule entlaffen wird, bei der Wahl eines 
Lebensberufes. Die jungen Leute find anzuhalten, aus freiem Entſchluß 
nach ihren eigenen Gaben und Anlagen und Neigungen fi einen Beruf 
fürs Leben zu wählen; fie find dann fo zu leiten und es ijt zugleich das 
Nötige zu beichaffen, daß diefer Beruf und die Vorbildung dazu ihnen aud) 
ermöglicht werde. Es ijt gewiß allezeit ein recht erfreulicher Beweis eines 
guten Pflegeverhältniffes, wenn Kinder in diefem Alter ſelbſt die Bitte 
außfprechen, bei ihren Pflegeeltern bleiben zu dürfen, fei es im Dienjt- oder 
Lehrverhältnis, oder wenigſtens in deren Nähe ald Dienjtboten oder Lehr— 
linge untergebracht zu werden. Das find Wünfche, die unter allen Um— 
jtänden die ſorgſältigſte Berücfichtigung verdienen. Die letzte Entjcheidung 
freilich über die Unterbringung der Kinder, welche in diejeg Alter kommen, 
wird der mit den vormundichaftlichen Rechten befleideten Waiſen- oder 
Armenverwaltung vorbehalten bleiben müfjen. Sie wird auf Grund 
pflegeriichen Berichtes die Verträge, ſeien es Dienit-, feien es Lehrverträge, 
abjchließen und wird auch für ein fernered Überwachen der Dienjtboten oder 
Lehrlinge Sorge tragen. Denn es darf die Arbeit an diejen Kindern, die 
leitende Beauffichtigung derſelben nicht ala abgejchloffen angejehen werden 
mit dem Augenblid, wo fie der Schule entwachjen find und irgendwie im 
bürgerlichen Leben als Vorbereitung für den künftigen Beruf eine Stellung 
gewonnen haben; es jollte auch nach diejer Zeit noch das fürforgende Auge 
der Vormünder über ihnen wachen. Es Fällt uns ja in den gebildeten 
Ständen nicht ein, etwa unjeren Söhnen mit dem 14. Lebensjahre volle 
Selbjtändigfeit zuguerfennen; wir wiffen, wie wir fie bis zum 20. Jahre 
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und dadrüber hinaus noch unter unferer väterlichen Zucht und Leitung 
behalten. Wie viel mehr haben das diejenigen Kinder nötig, die unter 
ungünjtigen Berhältniffen herangewachſen find und nicht entiernt auch nur 
den jchon in den gejellfchaftlichen Sitten und Gewohnheiten liegenden Schuß 
und Halt genießen, den wir unſern Kindern bieten fünnen! Es follte daher 
als eine allgemeine Regel anerkannt werden, daß die Fürſorge für die der 
öffentlichen Pflege anheimgefallenen Kinder auch über da8 jchulpflichtige 
Alter hinaus fich erjtreden muß; es jollten die gejeglichen Vormünder dafür 
jorgen, daß die Unmündigen auch nach der Schulzeit, gleichviel wohin fie 
fi) wenden, ob fie Lehrlinge oder Dienjtboten werden, in den Auf— 
jihtsorganen Männer oder Frauen zur Seite haben, die ihnen helfen, 
den Kampf des Lebens kämpfen zu lernen, die fie Hinmweifen auf das, was 
nötig ift, um zu rechtem, vernünftigem Gebrauch der freiheit heranzureifen, 
die fie warnen dor den Gefahren namentlich des jugendlichen Alters und 
ihnen auch zeigen die rechten Arten der Erholung für dieſes Alter in 
mäßiger und angemefjener Weife, die fie anleiten zu Ordnung und Spar— 
jamfeit, die fie willig zu machen fuchen zur freien Unterordnung unter be= 
ftehende Ordnungen und Autoritäten, fie Hinzuleiten trachten auf rechte, 
treue Erfüllung ihres Lebensberufs. Das Wohl unjeres Volts — das ift 
von vielen Seiten audgeiprochen und anerkannt — erjordert eine erhöhte 
Gürforge für die heranwachjende Jugend, namentlich in dem Alter vom 
14. bi8 zum 21. Jahre. An manchen Orten bat man freiwillige Er— 
ziehungsvereine und Waiſenvereine gegründet, um diefen Verpflichtungen 
unferer Jugend und unjerem Volke gegenüber nachzukommen. Die Männer, 
die berufen find, nach der Seite hin das Wohl unjeres Volkes wahr: 
zunehmen, haben Rat erbeten von den Angefehenjten der Nation, daß man 
ihnen Winfe gebe, wie bier zu helfen jei. Die Männer der Armen- und 
Waijenpflege find in der glüdlichen Lage, jogleich zur rettenden That 
ichreiten zu können, wenn fie allgemein dahin jtreben, die Kinder, die ihnen 
einjft vor dem 14. Jahre überwiefen waren, auch nachher jo lange unter 
ihrer treuen Fürforge zu erhalten, bis fie zu wirklicher Mündigkeit heran 
gereift find. — 

Die notwendige Vorausſetzung für eine folche Handhabung der Bes 
auffichtigung der in Familienpflege untergebrachten Kinder wird, wie in 
dem Ausgeführten jchon angedeutet ift, die jein, daß eine Gentraljtelle da 
ift, von der aus dieje ganze Arbeit im ganzen und im einzelnen geleitet 
wird, an die von den Dilfsorganen über die Pfleglinge regelmäßige Bes 
vichte zu erjtatten find. Mit diefer Centraljtelle wird auch die Anjtalt am 
bejten zu verbinden fein, von der vorhin die Rede war. — Lähmend und 
hemmend würde e& auf die ganze Arbeit wirken, wenn nicht die zur Ges 
währung eines wirklich angemefjenen Kojtgeldes und die zur Beichaffung 
ärztlicher Hilfe und die zum Erſatz der durch Beauffichtigung entjtandenen 
Auslagen notwendigen Mittel in Hinreichendem Maße zur Verfügung ges 
ftellt würden. Es wäre eine bunte Harte, wenn ich Ihnen vorführen wollte, 
wie verjchieden das Geld normiert ift, das als Erja gewährt wird für bie 
Mühe, ein folches Armen: und Waifenktind zu erziehen. Das Mindefte, 
was mir befannt geworden ift, find 36 ME., und das fteigt durch 48 ME. — 
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wie es für eine ganze Provinz ald Norm angenommen wird — auf 72 Mk., 
und dies ijt bei vielen ſchon ein recht hoher Sag. Nach meinem Empfinden 
follte man bei Eleinen Kindern nicht unter 200 Mk. heruntergehen und bei 
mittleren und älteren einen Durchichnittsfah von 150 bis mindeſtens 120 ME. 
annehmen; dazu fommt dann auch noch, was erforderlich ijt, um die nötige 
ärztliche Pflege zu gemwährleiften. Man follte namentlich in Städten auch 
über diejen Sat hinausgehen; denn er ift berechnet nach einfachen Verhält- 
niffen in Heinen Städten und auf dem Lande. Man wird aber die Über» 
zeugung haben können, daß die in diefer Beziehung mehr aufgewandten 
Mittel reiche Zinfen tragen werden, in erfter Linie für die Kinder, denen 
fie gewidmet gewejen find, dann aber auch für unfer ganzes Volk, an deſſen 
Gejundung wir mitarbeiten, wenn wir dieſe heranwachjende Jugend der 
Armen- und Waifenpflege möglichit jo erziehen, daß fie dereinft auf eigenen 
Füßen jteht und nicht mehr nötig hat, ve Armenpflege anheimzufallen. 
(Bravo! 


VBorjigender: Ich geftatte mir, an diefer Stelle, die bejondere 
Bitte auszufprechen, daß alle Teilnehmer an unferen Verhandlungen, ſowohl 
Herren wie Damen, die fich noch nicht in die Präjenzlifte durch Ausfüllung 
einer Zählkarte eingetragen haben, die noch vor dem Berlaffen des Saales 
heute thun und nicht auf morgen zu verjchieben die Güte haben, da wir 
außerordentlichen Wert darauf legen, daß die Liſte der Teilnehmer eine 
ganz volljtändige jei. 

Wir treten in die Beiprehung ein. Es Hat das Wort Herr Dr. Blum 
(Heidelberg). 


Dr. Blum (Heidelberg): Hochgeehrte Herrichaften! Die Rede des 
Herrn Berichterjtatters Hat mich jehr ſympathiſch berührt: Ich möchte aber 
einen Punkt, den er nur flüchtig berührt bat, etwas ausführlicher behan— 
deln: das it die Frage der Kinder auf dem Lande. Diefe Berfammlung 
it ja weſentlich aus Armenpflegern der größeren Städte, der Städte über- 
haupt zufammengejeßt, und die Armenpflege auf dem Lande findet nicht viel 
Teilnahme. Allein Hier Handelt fich® um die Unterbringung von Kindern 
aus den Städten auf dem Lande. Ich habe jeit mehr ala 25 Jahren die 
Armenpflege im Kreife Heidelberg beobachtet, und wir haben gegenwärtig 
etwa 900 Kinder in der Armenpflege. Anfangs war ich entjchieden der 
Anfiht, daß die Armenpflege in den Städten derjenigen auf dem Lande 
vorzuziehen jei; ein Hauptgrund für mich war ja die beſſere Schulpflege 
in der Stadt gegenüber dem Lande. Allein jeit mehr ala 12 Jahren bin 
ich zu der Anficht gefommen, daß die Verpflegung armer Kinder auf dem 
Lande durchichnittlich ein beſſeres Reſultat herbeiführt ala in der Stadt. 
Und warum? Sehr einfach aus dem Grunde, weil die Kinder nach der 
Schule in der Stadt feine rechte Beichäftigung haben, auf der Straße 
herumbummeln und verwahrlofen. Dagegen auf dem Lande, wenigſtens 
bei uns, wo der Fleine Bauernftand ja entjchieden überwiegt, it das Kind, 
wenn ed die Schularbeiten erledigt hat, der Gehilfe der Mutter in der 
Pflege der Tiere. Die Haudtiere bedürfen ja einer erheblichen “Pflege; 
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denken Sie nur, was die Hühner, die Enten, die Gänfe, die Ziegen, die 
Schweine, die Kälber alles für Pflege erfordern! Zu allen diejen Pflegen 
zieht die Mutter das Kind bei, und das ift mit ein Hauptgrund für den 
Bauern, ein Find in Pflege zu nehmen, wenn er feine eigenen Kinder hat. 
Hier wird nun das Armenfind von der Mutter ala Gehilfe benußt, und 
jo lernt e8 denn den Haushalt, die Sorgfalt und die Gemifjenhaftigkeit in 
der Haushaltung kennen, und dadurch ergiebt fich nachher eine befjere 
GSharakterbildung, ala es bei den auf der Straße ihre freie Zeit ver— 
bummelnden Kindern in der Stadt Häufig der Fall iſt. 

Nun Hat die Pflege der Kinder auf dem Lande auch noch andere 
Unterjchiede gegen die in der Stadt. Das kleine Kind findet natürlich 
bei der Bauernfamilie jehr jchwer ein Unterlommen; die Bauernfrau muß 
zur Arbeit auf das Feld hinaus und Hat dann niemand, der das Kind 
beauffichtigt, wenn fie nicht jelber jchon größere Kinder hat. Sie werden 
alfo da8 Eleine Kind in der Stadt viel beſſer unterbringen als auf dem 
Lande. Dagegen wenn das Kind älter wird, jchon felber für fich jorgen 
fann, dann wird es teil mitgenommen aufs Feld, teil in der Haus— 
haltung bejchäftigt, und es tritt dann ein Zeitpunkt etwa mit dem zehnten, 
zwölften Jahre ein, wo der Bauer geneigt ijt, in den Verpflegungskoſten 
berunterzufteigen, weil bereit3 der Vorteil, den er von dem herangewachjenen 
Kinde hat, derart ift, daß er aufs Pflegegeld dann weniger fieht. Nun 
werden ja die Herren alle der Anficht jein, daß ein Hauptgeſichtspunkt für 
die Erziehung der Armenkinder der ift, fie möglichft in der gleichen Yamilie 
von Anfang bis zu Ende erziehen zu laſſen, damit fie Halt an der Familie 
gewinnen. Wenn nun dag Kind in dieſer Weije auf dem Lande erzogen 
ift, jo bleibt e8 dann auch Häufig in der Yamilie als Knecht, ala Gehilfe, 
und während wir in den Städten ung gar nicht vor der Anzahl von 
Kindern zu retten willen, jo wiflen wir ja alle, daß die Landbevölferung 
an jungen fräftigen Leuten Mangel bat, weil die in die Fabriken gehen, 
in die Stadt ziehen. Es würde aljo in diefer Weife eine Art Ausgleich 
jtattfinden. Der Nachlaß an den Verpflegungskoſten auf dem Lande ift 
bei ung in Baden jo allgemein, daß in der Regel, während das Kind für 
80—100 Mi. im Jahre untergebracht ift, vom zehnten, zwölften Jahre 
an auf 60, 50 ME. auf dem Lande heruntergegangen wird, 

Indem ich privatim diefe Anfichten hier einigen Kollegen entwidelt 
babe, wurde mir nur ein Einwand dagegen erhoben; das iſt: die Kinder 
werden auf dem Lande zu jehr zur Arbeit ausgenußt, und dazu gehört 
eben eine gehörige Aufficht. Ja, meine Herrfchaften, die Aufficht auf dem 
Rande iſt eine jehr ſchwierige. Schriftliche Berichte, das wiljen Sie, kann 
man dom Bauer nicht verlangen. Da haben nun bei uns in Baden die 
Frauenvereine ein Hilfsmittel geboten. Unter der Leitung Ihrer Königlichen 
Hoheit der Frau Großherzogin Haben fich auch auf dem Lande überall 
Trauenvereine gebildet, und die Kreisverwaltung hat vor ein paar Fahren 
diefen Trauenvereinen die Beauffichtigung der Kinder übertragen. Wir 
haben nicht ganz die erwarteten Rejultate davon gehabt; namentlich fanden 
wir, daß die rauen nicht jo jehr geneigt waren, dem Kreisausſchuß Be— 
richt zu erjtatten über das Refultat ihrer Wahrnehmungen, als an die 
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Gentraljtelle nach Karlsruhe, und jo find wir eigentlich durch die Beauf- 
fichtigung der Armenkinder feiten® der Frauen nicht beffer über dieſe Natur 
der Armenkinderpflege auf dem Lande unterrichtet ala bisher. Allein die 
Aufficht der Frauen hat denn doch einen großen Vorteil, injofern die rau 
als Sachverftändige den Haushalt mit wenigen Bliden ſofort überjchaut, 
während der Mann in diefer Beziehung etwas weniger chart fieht, und 
deshalb die Frauenvereine geeignet find, über die Natur der Armenkinder- 
pflege in einem Haufe ſehr bald das Richtige zu erfahren. Wenn fie nur 
in der Lage wären, auch dem Sreisausfchuß die entfprechende Mitteilung 
zu machen! In der Beziehung fehlt es uns leider noch einigermaßen, 

MWir haben auch Männer, einzelne Männer, die fich bejonders in ber 
Armenpflege hervorthaten, auf dem. Lande fpeciell mit der Aufficht von je 
15—20 Kindern beauftragt. Diefe Männer ftehen mit der Kreisverwal— 
tung in Korrefpondenz, und aus ihren Berichten können wir jo ziemlich 
entnehinen, wie die Sache fteht. Dieſe Maßregel würde ja wohl in ganz 
Deutjchland durchzuführen fein. Es werden fich auf dem Lande Männer 
in geeigneter Stellung finden, welche folche Aufficht über die Armenkinder 
übernehmen. Und wenn das durchgeführt würde, und die Hilfe der Frauen— 
vereine bei der Beauffichtigung der Kinder auf dem Lande in Anwendung 
fommen fönnte, jo wäre wohl das, was unter den jegigen Umständen am 
feichtejten durchzuführen jein würde, erreicht. 


Borfigender: Das Wort Hat Herr Stadtrat Jakſtein (Potsdam). 


Stadtrat Jakſtein (Potsdam): Verehrte Anweſende! Aus dem jehr 
wertvollen Vortrage, den wir heute don dem Herrn Referenten Stalmann 
gehört Haben, möchte ich einen Sat im wejentlichen herausgreifen, der mir 
ichon zu Haufe bei Lektüre des Neferats eine bejondere Freude bereitet und 
befriedigend und anregend gewirkt hat: das ijt die Betonung des Satzes, 
daß gerade diejenigen Kinder, die entweder in der Verwahrlofung begriffen 
find oder in der Gefahr einer folchen jtehen, wo die Eltern ihre Erziehungs- 
pflicht gegen die Kinder vernachläffigen, am zwedmäßigjten — und vielleicht 
einzig auf diefem Wege — in ländlichen Pflegeftellen zu ordentlichen Staats— 
bürgern, zu ordentlichen Menſchen erzogen werden können. Diefe jelbe 
Überzeugung Hatte ich im Laufe der Jahre mir felbft nach meinen Er— 
fahrungen gebildet, und dementiprechend Habe ich — allerdings nur be= 
fcheidene — Berfuche gemacht, indem ich derartige Kinder gerade auf das 
Land gebracht Habe, und Habe ganz außerordentlich gute Erfolge damit 
erreicht. 

Wenn diejer Gedanke ein fruchtbringender fein, bei ung allen in den 
großen Städten Aufnahme finden joll, dann muß aber ein ſehr wejent- 
liches Hindernis für und aus dem Wege geräumt werden, daß nämlich 
diefem deal, das uns Hingeftellt wurde, die praftiiche Schwierigkeit gegen— 
überfteht, daß die Städte nicht imftande find, fich zu Helfen, diefe länd— 
lichen Pflegeftellen, deren wir bedürfen, uns jelbjt aus eigener Kraft zu 
beichaffen. Wir in meiner Heimat, in Potsdam, find in ganz verjchwinden- 
dem Maße in der Lage, die ländlichen Pflegeflellen zu ermitteln, und 
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müffen daher mit ſtädtiſchen vorliebnehmen, und ich fann nur jagen, daß 
die jtädtiichen Pflegeeltern durchaus der Anerkennung nach der Richtung 
bedürfen, daß fie jelbjt bei einem jehr niedrigen Pflegegeld mit einem Eifer, 
mit einer Opferwilligfeit für die Kinder forgen, die man nur äußerjt an- 
erfennen fann. Aber gerade diefed Bedürfnis, die Notwendigkeit, auch der- 
artige Kinder, die fich bereit3 in der Anjtalt befinden, wieder heraus— 
zubringen, weil fie auch da dem Einfluß ihrer Eltern noch zugänglich find, — 
das bedarf der Abhilfe, indem und Organe gezeigt werden, die bereit find, 
die Vermittlung zum Nachweis von Pflegeftellen und auch die Beauffich- 
tigung von Kindern auf dem Lande zu übernehmen. 

Nun ift ein natürlicher Bundesgenofje, wie der Herr Referent auch 
ausgeführt Hat, die Landwirtichaft. Die Leutenot auf dem Lande muß doch 
jeden nachdenfenden Landwirt zu der Erwägung bringen, daß er fich be= 
mühen muß, die entbehrlichen Elemente aus den Städten nach dem Lande 
hinzuziehen — und nad der Richtung fann ich Ihnen etwas jehr Inter— 
eflantes mitteilen. Bor wenigen Tagen befaın der Magijtrat in Potsdam 
eine Verfügung des Regierungspräfidenten unjere® Bezirks, worin derfelbe 
und ein ihm zugegangenes Schreiben eines Rittergutsbefitzers aus unferer 
Provinz, eines Herrn von Rohr, zufchicdte, der diefen Gedanken aufnahm 
und einen Vorſchlag machte, durch welchen der Leutenot abgeholien werden 
fönnte, indem er fich perjönlich erbot, von und Pflegetinder unter den und 
den Bedingungen unterzubringen. Diefe Bedingungen nun enthalten die 
eine jehr verjtändige Beitimmung, daß er fich bereit erklärt, Kinder bei fich 
in angemefjenen Stellen unterzubringen, wenn die Stadt fich verpflichten 
wolle, diefe Kinder über das 14. Lebensjahr hinaus bis zum 17. Lebens— 
jahre in der Pflegeitelle ala Arbeitskraft zu belaffen, in welcher dag Kind 
erzogen wurde. — Es find da noch andere Bedingungen, die ich nicht 
erwähne, die etwas jchwieriger zu erfüllen, die finanzieller Natur und 
mehr untergeordnet find. — Aber das ijt auch ein jehr richtiger Gedanke, 
auf den wir Vertreter der Städte wohl eingehen können, namentlich auch 
in rechtlicher Beziehung, da wir ja am 1. Januar fünftigen Jahres die 
Befugnis Haben werden, durch Generalvormundichait Beitimmungen über 
den Aufenthalt der Kinder und auch über die Pflegeitelle zu treffen; alfo 
es ift, wie ein einfichtsvoller Großgrundbefiter das Anerfenntnis gegeben 
hat, möglich. 

Mährend hier die Bereitwilligfeit zur Aufnahme vorhanden iſt, fehlt 
und aber noch der andere Faktor: das iſt die Auffichtsinftanz. Und da 
bin ich der Meinung, daß wir alle an unjerem Teil dazu beitragen jollten, 
die Kirche mobil zu machen. Nach diefer Richtung thut die Kirche viel 
zu wenig, und es ift ein Zugejtändnis einfichtsvoller Geiftlicher, das fie 
von ihren Amtögenofjen abgeben, wenn fie jagen: es find wenig Geiftliche 
imftande und bereit, eine jolche Aufficht zu übernehmen. Woher diefe Er- 
fenntnis des Mangels der Befähigung für eine ſolche Aufficht ſtammt, das 
will ich nicht unterfuchen; aber als Thatſache muß man es in der That 
anjehen, und daher find wir, die wir daß Intereſſe dazu haben, auch be= 
rufen und verpflichtet, da wir nicht mit den einzelnen Geijtlichen verhan— 
deln können, die firchlichen Behörden anzugehen, daß fie ung an die Hand 
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gehen. Es erijtieren ja Organijationen auf diefem Gebiete, aber leider nur 
vereinzelt. Meines Willens eriftieren, von der inneren Miffion eingerichtet, 
in der Provinz Sachſen und Schleswig-Holftein nur die Erziehungsvereine, 
die diefe Aufgabe übernommen haben; in der Provinz Brandenburg aber 
entbehren wir einer folchen Einrichtung, und ich für meine Perfon werde 
von unjerem Armenverbande aus mich bemühen, etwas nach diefer Richtung 
zu unternehmen; Hoffentlich wird es nicht an Unterſtützung fehlen. Aber 
ich möchte auch für alle weiteren Kreife die Anregung gegeben haben, daß 
alle Herren Kollegen in diefer Sache vorgehen möchten. Sollten Bedenken 
dagegen vorliegen, jo wäre e8 mir intereffant, wenn die heute ſchon troß 
der vorgerüdten Stunde noch befannt gegeben werden könnten. 


Vorjigender: Ehe ich den nachfolgenden Rednern das Wort gebe, 
made ich die Mitteilung, daß im Einverſtändnis mit dem Herrn Dr. 
Schmidt, der fonjt einen Antrag geitellt haben würde, der Herr Referent 
Stalmann aus Hamburg die littera a auf ©. 72 des Hefts 43 in ber 
Art abändert, daß diejelbe dahin gefaßt wird: 

foweit möglich, mit den Pflichten und Rechten gejeglicher Vormünder 

oder Pfleger ausgeſtattet werden joll. 
Ich glaube, das iſt in der That eine Verbeſſerung, weil ja doch auch 
manche unter uns find, die fich dieſes neue Statut noch nicht jo recht an— 
gejehen haben und nicht willen, wie fie fi) dazu verhalten jollen, — und 
auch Herr Stalmann kann damit ſehr wohl zufrieden fein, indem feiner 
Anficht doch in gewiffer Beziehung Rechnung getragen wird. 

Das Wort hat Herr Geheimrat von Mafjom (Potsdam). 


Geheimer Regierungsrat von Maſſow (Potsdam): Ich möchte als 
ehemaliger Lüneburger Nachbar von Hamburg auf die großen Schwierig: 
feiten binweijen, die fich in der Praxis herauaftellen bei dem Syſtem, die 
Kinder aus den großen Städten auf dem Lande unterzubringen. Man 
fann nach unferen Gejegen e8 niemandem wehren, ein Find in Pflege zu 
nehmen, auch zwei oder drei Kinder; wenn nun aber da® recht vielfach ge- 
ichieht und eine Gemeinde hat viele folcher Pflegefinder, fo fommt für die 
Schulverwaltung plößlich die Notwendigkeit, für 40 Kinder Zuwachs eine 
Schulklaſſe zu errichten! Ach muß ferner betonen, daß gerade die Schule 
mit dem Egoismus diejer Pflegeeltern zu kämpfen Hat, weil fie die Kinder 
hauptjächlic zum Biehhüten nehmen, und das Biehhüten und Schule 
jtehen in einem Kampf miteinander, der jchon jo lange dauert, daß der 
dreißigjährige Krieg ein Kinderjpiel dagegen ift. Das zieht ſich don Dit- 
preußen, wo e8 am ſchlimmſten ift, durch alle Provinzen hindurch. 

Dann möchte ich noch ganz furz auf das fommen, was mein Kerr 
Vorredner angedeutet hat, nämlich auf die ungeheure Schwierigkeit, um 
über dieſe Kinder oder vielmehr über ihre Pflegeeltern die Aufficht aus— 
zuüben. Ich unterfchreibe jeden Saß, den der Herr Referent gejagt hat, — 
er hat mir ganz aus der Seele gejprochen, aber woher jchaffen Sie die 
Drgane, die das ausführen follen? Leute, die fich für derartige Fragen 
intereffieren, haben wir auf dem Lande außerordentlich wenig. Meift find es 
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nur der Pajtor und feine Frau; aber auch nicht alle PBajtoren erwärmen 
fich für fociale Fürforge. Ich Habe Fürzlich auf einer kirchlichen Konferenz 
gejagt, ich Hoffte von der Zukunft jehr viel auf geiftlichem Gebiete, nämlich 
vom Bilariat und vom Fahrrad: vom Vikariat, weil damit Fünftig das 
Referendariat auch für die Theologie eingeführt ift, weil die jungen Theo— 
logen ihre Arbeit num auch praftijch lernen, während ſie bisher vielfach 
direft von der Univerfitätsbant auf den Pfarrſtuhl kommen; und vom 
Fahrrad, weil diejes die Möglichkeit gewährt, auf Filialen und Ausbauten 
leichter und häufiger Hinzufommen. Vorläufig möchte ich dazu raten, daß 
die jtädtifchen Armenverbände Männer und womöglich auch Frauen ent» 
jenden, die an Ort und Stelle Umjchau Halten, dagegen warne ich ‚davor, 
fich dem trügerifchen Glauben hinzugeben, daß man auf dem Lande jelbjt 
die Organe findet, die eine wirkliche Aufficht mit Erfolg, mit focialem 
Berjtändnig und mit richtiger Beurteilung der Berhältniffe ausüben 
fönnen. Mancher VBerwaltungsbeamte kommt mit focialen Gedanken ins 
Amt, er kann fie aber nicht verwirklichen, weil ihm die Hilfsorgane fehlen 
und man auf 20 Quadratmeilen nicht alles jelbft machen fann. Alſo: 
die Theorie Herrlich, die Praris äußerſt jchtwierig. 
(Beifall.) 


Vorſitzender: Das Wort hat Herr Gemeinderat Stähle (Stuttgart). 


Gemeinderat Stähle (Stuttgart); Meine Herren, ich könnte 
eigentlich auf das Wort verzichten, nachdem eben Herr Geheimrat 
von Maſſow das außgejprochen hat, was ich fagen wollte. ch ftimme 
vollfommen überein mit dem Herrn Berichterjtatter, auch mit Herrn Dr. 
Blum inbetreff der Beauffichtigung der untergebrachten Kinder. Sch halte 
es don großem Vorteil, daß mit diefer Beauffichtigung ehrenamtliche Organe 
betraut werden, ich Halte namentlich die angeführte Fürforge der Frauen— 
vereine von großem Wert. Aber wie jchon Herr von Maſſow angeführt 
hat: in allen Fällen reicht eben diefe Fürforge nicht aus. Wir haben in 
Stuttgart hierüber Erfahrungen gemacht. Denken Sie daran, daß ein Teil 
der Kinder ziemlich fern von der Stadt, von welcher die Beauffichtigung 
ausgehen foll, untergebracht ijt, daß auch Schwierigkeiten anderer Art bei 
den Pflegeeltern und bei den Kindern fich ergeben, ſodaß eben berufg- 
amtliche Organe auch Hier mit einzutreten haben. Das jchließt natürlich 
die ehrenamtlichen nicht aus; aber es können Fälle eintreten und treten 
Fälle ein, in welchen die Dame nicht die Autorität, nicht den Einfluß 
hat, in welchem ein Beamter wirken, namentlich in feinen Berichten 
viel eingehender über die Zuftände der Familie und der Kinder berichten 
kann. — Wie gejagt, ich kann mich kurz faſſen, nachdem Herr von Maſſow 
viel eingehender die Gründe für die Aufficht durch berufsamtliche Organe 
entwidelt hat, — immer neben den ehrenamtlichen Organen, die ich für 
die Hauptjache Halte. 


Vorſitzender: Das Wort hat Herr Pfarrer Schloffer (Gießen). 
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Pfarrer Schlofjer (Gießen): Nur ein ganz kurzes Wort bitte ich 
mir zu geftatten. Ich möchte nicht, daß die peſſimiſtiſche Auffaffung, die 
aus den Ausführungen des Herrn Geheimrat® von Mafjow herausgetönt 
bat, und die von verjchiedenen Seiten mit Beifall aufgenommen worden 
ilt, den legten Ton hier in der Berfammlung abgiebt. ch kenne die Ver— 
bältnifje in den Gegenden, von denen Herr Geheimrat von Maſſow geredet 
hat, nicht, und es mag wohl fein, daß dort wirklich diefe Schwierigkeiten 
bejtehen. ch wollte nur kurz fonjtatieren, daß bei und im Süden und 
Südweſten entichieden jehr viel beſſere Verhältniffe find. 

Sch Habe den Appell des Herrn Stadtrats Jakſtein an die firchlichen 
Organe mit großer Freude begrüßt. ch glaube, daß da in der That die 
rechten Organe vielfach werden gefunden werden können. Und fie find bei 
ung in der That gefunden. Wir zum Beijpiel in Gießen bringen eine 
große Anzahl von Kindern in den Landgemeinden unter, ganz einfach in 
der Weiſe, daß wir ung an den betreffenden Drtägeiftlichen wenden. Der 
verschafft uns die Pflegeeltern und übernimmt auch die Aufficht, und wir 
haben da nur die beiten Erfahrungen gemacht, jowohl damit, daß die 
nötigen Pflegejtellen gefunden worden find, ala auch, daß die rechte Aufficht 
geübt wird. Am beiten jteht es in denjenigen Bezirken bei ung, in denen 
ein förmlicher Erziehungsverein gebildet worden iſt. Dieje Erziehungs— 
vereine bejtehen bei ung in ziemlicher Menge, und ich kann nur fehr an- 
empfehlen, daß auf die Bildung folcher Erziehungsvereine hingewirkt wird. 
Diejen Erziehungsvereinen gehören in erjter Linie natürlich überall die 
Geijtlichen an, aber auch die Lehrer und Bürgermeifter, und es find aljo 
in diefen Erziehungsvereinen die rechten Organe gegeben, und es ift auch 
ferner eine weitausgedehnte Erfahrung vorhanden. ch glaube, daß durch 
jolche Erziehungsvereine auch in andern Gegenden, in denen größere 
Schwierigkeiten vorhanden find, doch die rechten Organe gefunden werden. 
Ich kann das ja wohl begreifen, was der Herr Stadtrat Jakſtein fagt, 
daß die Stadtverwaltungen nicht jo ohne weiteres an die einzelnen Geijt- 
lichen gehen mögen, die fie gar nicht fennen. Wenn ſolche Organe da= 
zwijchen jtehen, dann ift auch die Vermittlung gegeben. ch glaube, daß 
wir auch in weiteren Kreifen befjere Erfahrungen machen könnten ala die, 
welche von andern Seiten bier angeführt worden find. 


Vorſitzender: Das Wort hat Bürgermeijter Jochmus (Kaffe). 


Bürgermeifter Johmus (Kafjel): Meine Hochgeehrten Herren! Auch 
ih will Sie nur ganz wenige Minuten in Anfpruch nehmen. Auch ich 
üble mich veranlaßt, mich gegen die zuleßt laut gewordenen etwas 
pejfimijtiichen Anfichten zu wenden und ein paar Worte auß den Er— 
fahrungen in meiner Heimat zu jagen. Sch Habe dort ſchon bei meinem 
Amtsantritt im Jahre 1896 die Praris übernommen, daß in jehr großem 
Umfange von der Unterbringung auf dem Lande Gebrauch gemacht wurde, 
und ich kann jagen, daß die Erfahrungen die denkbar beiten find. Zunächſt 
haben wir niemals über einen Mangel an Pflegejtellen zu Elagen; bei uns 
find annähernd 50 immer vorgemerkt, die fich freuen, wenn fie wieder ein 
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Kind überwiejen befommen. Dann haben wir da8 denkbar beite Zu= 
fammenarbeiten der Geiftlichen und Lehrer mit dem Ortövorjteher; der 
Ortsvorjteher und Geiftliche jorgt für die Auswahl, der Geijtliche und 
Lehrer für die Aufficht. Daneben findet auch eine Beauffichtigung ſeitens 
der ſtädtiſchen Verwaltung ftatt, die allerdings in noch außreichenderem 
Maße mit der Zeit erfolgen muß. Sch Habe jedes Jahr Gelegenheit, 
wenn die Pflegeeltern mit den Kindern fich vorjtellen müffen, jelbjt einen 
perjönlichen Eindrud zu gewinnen, und ich muß jagen, es iſt mir jedesmal 
eine große Freude, in dem einzelnen Falle zu jehen, mit welcher herzlichen 
innigen Liebe die Frauen, die mit den kleinen Kindern anfommen, an den= 
jelben hängen, und mein Bureauvorfteher, der viele perjönlich kennt, weiß mir 
davon noch eine ganze Mafje zu erzählen. Wiederholt ift es vorgefommen, 
daß wohlhabende finderlofe Bauernfamilien ihre Pfleglinge adoptiert Haben, 
und in jehr vielen Fällen bleiben die Kinder dauernd im Haufe ihrer 
Pflegeeltern. Ein jo nettes Verhältnis Habe ich bei den in jtädtifcher 
Familienpflege untergebrachten Kindern noch niemals gefunden. Ich glaube, 
die Sorge, ob da vielleicht eine Schule mehr gebaut werden muß auf dem 
Lande, braucht uns nicht zu beunrubigen. 

Und endlich wollte ih noch, wenn allen Armenverwaltungen es 
nahegelegt würde, Kinder auf dem Lande unterzubringen, darauf hinweiſen, 
daß man in der Provinz Pofen jehr nach Kindern jucht, die da unter= 
gebracht werden follen. Wir werden wohl kaum daran denken, Kinder 
dorthin zu geben, aber für folche Ortsarmenverbände, denen es an ge- 
nügenden Pflegejtellen in der Nachbarichaft fehlt, dürfte die Frage ſehr zu 
erivägen jein. 

Dem möchte ich allerdings nicht das Wort reden, daß man jolche Ver— 
träge eingeht, wie hier einer erwähnt ift, daß ein Großgrundbefiter Kinder 
nehmen will unter der Bedingung, daß fie bis zum 17. Jahre bleiben. 
Ich möchte doch die perjönliche Freiheit jo wenig wie irgend möglich be= 
ſchränken; jedenfalls jollte man fich den, der folche Bedingungen jtellt, aufs 
allergenauejte anfehen. 


Borjigender: Das Wort hat Herr Bürgermeifter Oftertag (Gotha). 


Bürgermeifter Oftertag (Gotha): Ich kann auch aus Gotha nur 
günitige Eriahrungen berichten, wie fie der Herr Vorredner und Herr 
Pfarrer Schloffer bereit3 mitgeteilt Haben bezüglich der Unterbringung der 
Kinder auf dem Lande. Auch wir bringen einen großen Teil unferer Kinder 
auf dem Lande unter und haben noch nie Anlaß zu Klagen über Mangel 
an Bereitwilligfeit jpeciell der Geiftlichen gehabt, auf dem Lande die Auf- 
fiht zu üben; wir haben die Herren von jeher als die naturgemäßen 
Auskunſts- und Auffichteperfjonen behandelte. Wir fragen bei ihnen an, 
ob Pflegeeltern, die fi) uns in der Großſtadt anbieten — namentlich 
Mädchen werden gern genommen — geeignet find, geben ihnen Nachricht 
von der erfolgten Unterbringung und bitten fie, ein Auge auf die Kinder 
zu haben, fragen auch von Zeit zu Zeit an, wie es mit den Kindern fteht 
und haben, wie bereit3 erwähnt, immer bereitwilligit Auskunft erhalten. 
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Vorſitzender: Ich ſchließe die Beiprechung. 
Direktor Dr. Buehl (Hamburg): Darf ich noch ums Wort bitten? 


Vorſitzender: Ich habe die Beſprechung bereits geſchloſſen. Ich 
bedaure recht ſehr, daß ich das Wort nicht mehr geben kann, weil es un— 
liebſame Konſequenzen nach ſich ziehen würde. Ich möchte doch erſuchen, 
daß die Herren ſich lieber etwas früher beim Schriftführer zum Worte 
melden. 

Es hat das Schlußwort der Herr Berichterſtatter, Direktor Stalmann 


(Hamburg). 


Berichterſtatter Direkto Stalmann (Hamburg): Meine verehrten 
Herren, ich werde mich jehr kurz fafjen. 

Ach möchte zunächſt Herrn Geheimrat von Maſſow erwidern, daß er 
wahrjcheinlich lange nicht im Lüneburgifchen geweſen ift. Ich kann aus 
eigenjter Erfahrung, weil ich jehr viel mit Lüneburger Gemeinden zu thun 
habe, Ihnen mitteilen, daß die Sachen nicht jo jchlimm ftehen, wie Herr 
von Maſſow fie für Lüneburg gejchildert hat. Es find vielmehr gerade in 
Lüneburger Gemeinden ganz außerordentlich geeignete Pflegeeltern gefunden 
und gute Refultate erzielt worden. Auch die Schulen haben Feine Not, 
denn es liegt ganz in unferer Hand, da feine Kinder hinzugeben und dort 
Kinder wegzunehmen, wo etwa die Gefahr der Überfüllung einer Schule 
vorliegen jollte. 

Dann muß ich dem anderen Herren erwidern, daß es uns noch niemals 
an Pflegeftellen gefehlt hat; obgleich wir im ganzen über 3000 auswärts 
untergebracht haben, bin ich in der Lage, dem Herrn Bertreter von 
Potsdam noch einige Pflegeitellen zur Verfügung zu ftellen, und zwar auf 
jeinem Gebiete. Wir Haben und ausgedehnt von der pommerjchen Grenze 
bis nach Weitfalen hinein und haben jo viel Auswahl von guten Pflege- 
itellen, daß wir noch einmal jo viel unterbringen könnten. 

Und endlich Habe ich auch noch nicht die Notwendigkeit empfunden, 
die don dem Herrn aus Potsdanı gewünjchte Hilfe der Geiftlichen durch 
die kirchlichen Oberbehörden zu erbitten. Die meijten unjerer auswärtigen 
Pfleger find Geiftliche,; aber es ift mir in feinem einzigen alle eine ab— 
(ehnende Antwort zugefommen, wenn ich mit der Bitte an einen Geiſt— 
lichen herangetreten bin, die Aufficht über die in feiner Gemeinde unter- 
gebrachten Kinder zu übernehmen, und ich kann nur rühmend hervorheben, 
daß die Herren mit großer Opferrilligfeit und Umficht fich ihrer Aufgabe 
entledigt haben, und zwar nicht bloß die evangelifchen Geiftlichen, ſondern 
ebenjo die fatholifchen Pfarrer, in deren Gemeinden Kinder von Hamburg 
aus untergebracht worden find. 

Im übrigen kann ich nur dankbar die Übereinftimmung hervorheben, 
die fich dahin kundgegeben hat, daß thatfächlich die Unterbringung außer: 
halb der Städte für diefe arme Jugend meiſtens das Empfehlenswerte ijt. 
Ich Hätte wohl einige Exemplare mitbringen mögen von Kindern, die 
früher welt und bleich mir zugeführt waren, und die nach einigen Jahren 
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Sandaufenthalt rotwangig und gejundheitsitrogend mir wieder vor die 
Augen gelommen find. ch möchte daher der Unterbringung von Kindern 
auf dem Lande noch einmal das Wort geredet haben. 


Vorſitzender: Zu einer perfönlichen Bemerkung inbezug auf die 
Ausführungen de8 Heren Referenten bat das Wort Herr Geheimer Res 
gierungsrat von Maflow. 


Geheimer Regierungsrat von Maſſow (Potsdam): Ich Habe in 
feiner Weile gejagt, daß die Pflege auf dem Lande nicht gut wirfe; ich 
habe die gegenteilige Überzeugung, — nur habe ich ein Wort eingelegt für 
die Zandgemeinden gegenüber den Bebürfniffen der Schule. ch Habe ferner 
von jchlimmen Berhältniffen im Lüneburgifchen nicht gefprochen, die Pflege‘ 
der Kinder ift auch im Lüneburgiichen meift vortrefflih. Aber die körper: 
liche Pflege thut es doch nicht allein. 


Vorſitzender: Den von Herrn Stalmann aufgeftellten Leitjäßen it 
feine Entgegnung in abänderndem Sinne zu Zeil geworden; da8 einzige 
Amendement, da geitellt worden ift, Hat er jelbjt aufgenommen. Wir 
fönnen aljo im ganzen über diefe Leitſätze abſtimmen. 

Ich frage nun die VBerfammlung, ob fie die Leitjäße, da fie aus dem 
Referat nicht noch beſonders abgedruckt worden find, vielleicht noch 
hören will. 

(Wird verneint.) 
Alfo die Verſammlung erläßt mir die Berlefung. 

Ich bitte demnach diejenigen, die fich für die Leitſätze ausſprechen 
wollen, fich zu erheben. 

(Geſchieht.) 


Das iſt einſtimmiger Beſchluß der Verſammlung. 

Meine Herren, ich habe nun noch die Bitte des Ortsausſchuſſes Ihnen 
borzutragen, doch ja recht pünktlich bei den Befichtigungen zu erfcheinen, 
da ſonſt Schwierigkeiten fich ergeben würden. Die Herren werden alfo jo 
freundlich fein, diefem Wunfche des Ortsausſchuſſes, foweit möglich, ent- 
gegenzufommen. 

Nah dem Beichluffe unferes Ausſchuſſes ſollen die ferneren Gegenjtände 
der morgigen Verhandlung vorbehalten bleiben; ich bitte daher um recht 
pünktliches Erfcheinen morgen früh um 9 Uhr. 

Ich Ichließe die Sitzung. 


(Schluß der Situng 2 Uhr.) 


Zweite Sitzung. 


Sreitag, den 22. September 1899, 
Bormittags 9% Uhr. 


Vorſitzender: ch eröffne die zweite Sitzung der 19. Yahres- 
derfammlung des Deutjchen Bereins Für Armenpflege und Wohlthätigkeit. 
Das Wort hat zur Gefchäftsordnung Herr Stadtrat Peterſon. 


Stadtrat Beterfon (Breslau): Ich wollte meine geehrten Damen 
und Herren, nochmals hinweiſen auf die Wohlfahrtseinrichtungen, welche 
heute von 2 Uhr nachmittags ab befichtigt werden follen. Ich nehme an, 
daß die Programme in den Händen der Anmwejenden find, und möchte, wie 
gejtern, die Bitte ausfprechen, daß diejenigen, welche die eine oder andere 
diefer Wohlfahrtseinrichtungen bejuchen wollen, dieſes gelegentlich draußen 
auf den ausliegenden Bogen fennzeichnen möchten. 

Gejtern Hatte ich vergeffen darauf hinzuweiſen, daß am Schluß der 
Befihtigung der Wohlfahrt3einrichtungen noch die Stadtbibliothek befucht 
werden ſoll. Die Stadtbibliothek liegt derart, daß von dort aus das Teit- 
mabl-Lofal, die Loge zum Scepter, in fürzefter Zeit erreicht werden kann, 
und es eignet fich deshalb die Stadtbibliothek jehr gut ala Verſammlungs— 
ort dor diefem Mittageſſen. 

Dann Hatte ich gejtern darauf Hingewiefen, daß von einen Zeil der 
fremden Gäſte der Wunjch ausgeiprochen war, den Schlacht und Biehhof 
zu befichtigen. ch Habe nun inzwiſchen erfahren, daß geftern bereits einige 
auswärtige Herren dort geweſen find und ihn angejehen Haben, und bin 
deshalb zweifelhaft geworden, ob etwa dieſer Wunfch für heute noch aufs 
recht erhalten wird. Wenn das der Fall ift, möchte ich die Bitte aus— 
Iprechen, dies zu Eennzeichnen, damit ich in der Lage bin, einen oder zwei 
Wagen der Straßenbahn zu beitellen, die uns dann vom Ring bequem 
nad) dem Schlacht: und Viehhof Hinfahren können. Bielleicht könnte der 
Wunſch in irgend einer Weiſe alabald zur Kenntnis gebracht werden, 
damit ich gleich die weiteren Vorbereitungen treffen kann. 
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Borfigender: Ich bitte aljo diejenigen Damen und Herren, die an 
der Befichtigung des Viehhofs teilnehmen wollen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) 
Es find im ganzen etwa fünf bis ſechs Perſonen. 
Wir treten in die Tagesordnung ein und ftehen bei Nr. 6: 


Natural und Geldunterftügung. 


Berichterjtatter ift Herr Beigeordneter Dr. Kayſer (Worms); er hat 
das MWort. 


Berichterftatter Beigeordneter Dr. Kayfjer (Worms): Meine hoch— 
verehrten Damen und Herren! Es wird wenig Armenfreunde geben, die 
nicht, wenn fie don Natural- und Geldunterftüßung Hören, eine feſt— 
begründete Vorliebe für die eine oder andere der beiden Unterjtügungsarten 
empfinden. Ich kann Ihnen aber als erjte Frucht meiner Bearbeitung die 
Mitteilung machen, daß fich bei mir diefe Vorliebe verloren hat. Ich werde 
verjuchen, unparteiifch die Vorzüge und Nachteile einer jeden der beiden 
Unterjtügungsarten zu Ihrer Kenntnis zu bringen. 

Vorausſchicken darf ich, daß Für ein großes Gebiet der Armenpflege, 
für die gefchlofjene Armenpflege, und in der offenen Armenpflege für die 
Krankenpflege, für die Unterbringung der Kinder, für die Ärztliche Behand- 
fung, es jelbjtverjtändlich ift, daß hier allein die Naturalunterftüßung An— 
wendung findet. Es wird deshalb auf diefem Gebiete meinerjeit3 von der 
Naturalunterftügung nicht mehr die Rede fein. Was uns bier interejfiert, 
das ilt das Feld, auf dem die Natural- und die Geldunterjtühung mit— 
einander wetteifern und in gemeinfamem Kampfe, möchte ich jagen, ihre 
Kräfte offenbaren können. 

Der Unterjchied zwijchen Natural- und Geldunterftügung iſt äußerlich 
nur der Gegenjtand der Unterftüßung. Neben diefem äußeren Unterfchied 
läuft ein innerer Unterjchied her: das ift der Unterfchied der mehr oder 
minder freien Behandlung des Armen, der Unterfchied, welches Maß von 
Berfügungsbeihränftung man dem Armen zumuten, welches Maß von Ver: 
fügungsbejchräntung man dem Armen erjparen will. Wir Haben in der 
Naturalunterftüßung die dee der ftrengen Fürſorge verkörpert; wir ſehen 
dagegen in der Geldunterjtühung die Idee des wohlwollenden Vertrauens. 
Bon diejer Seite betrachtet, ift diefer innere Gegenfag jehr wohl überbrüd- 
bar; es ijt möglich, in den verjchiedenften Tönen dieſen Unterjchied ab- 
zuftufen, — und ich gehe noch weiter: weniger die Wahl des Gegenitandes 
der Unterftüßung ala die Art der Behandlung des Armen ift das Mittel, 
mit dem wir die höchiten Zwecke der Armenpflege zu erreichen juchen 
wollen. 

Nach eingehender Prüfung bin ich nicht in der Lage, einen Vorrang 
der einen oder anderen der beiden Unterftüßungsarten anzuerkennen. Ich 
bezeichne nicht die Geldunterftüßung als die Grundlage, ich bezeichne auch 
nicht die Naturalunterftügung lediglich als das ÜÜberbleibfel einer früheren 
Naturalwirtichaft.. Wo nur Naturalwirtichaft beftand, konnte allerdings 
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nur von Naturalunterftügung die Rede jein. Es ift auch, ſoweit Natural- 
wirtjchait bejteht, die Naturalunterjtügung das Nächitliegende, gerade jo wie 
in der Geldwirtichaft man wohl zunächſt an die Gelduntergtügung denken 
wird. Allein, wo Naturalunterftüßung angewendet wird, wird fie an— 
gewendet al3 der lebendige Ausdrud der Anfchauungen, die an dem be— 
treffenden Plage über die Behandlung der Armen und über jonjtige all- 
gemeine Grundfäße bejtehen. Die Naturalunterftügung ift gleichwertig mit 
der Geldunterftüßung und ebenjo wie die Geldunterjtüßung befähigt, fich 
fraftvoll weiter zu entwideln und auszubauen. 

In der Anwendung allerdings ift die Geldunterjtügung einfacher, fie 
ijt auch leichter abzumefjen. Dagegen befitt die Naturalunterftügung eine 
große Reihe charakteriftiicher Eigenjchaften, welche e8 auch mit fich bringen, 
daß man bei Vergleichung der beiden vorzugsweiſe von der Naturalunter- 
ſtützung zu reden haben wird. 

Man joll in der Armenpflege niemals vergefjen, daß ihre Mittel durch 
Steuern aufgebracht werden, und ich halte deshalb die Frage, ob wir durch 
die Naturalunterftügung Minderausgaben im Vergleich mit der Geldunter- 
ftüßung erzielen können, für eine außerordentlich wichtige. Wenn es möglich 
ilt, daß die Armenpflege einen Gegenftand, den der Arme für 100 kauft, 
bereit3 für 90 beziehen fann, jo iſt damit noch nicht gejagt, daß man 
billiger jährt; e8 fommen Unkoſten Hinzu, jei e& in geringem Maße, wenn 
die Armenverwaltung lediglich Verträge mit Lieferanten abjchließt, jei es 
aber auch in höherem Grade, wenn die Armenverwaltung ihre eigenen 
Magazine Hält, oder wenn fie noch weiter geht und die Gegenjtände der 
Unterftüßung ganz oder teilweije in eigenem Betriebe herjtellt. Es ift ja 
wertvoll, im letzteren Falle die Kräfte der Unterftügten ausnutzen zu können; 
man bat aber auch hier mit Verluften zu rechnen. Auch Hat man damit 
zu rechnen, daß große Intereſſentenkreiſe, welche fich durch diejen Gejchäfts- 
betrieb in ihrem eigenen Erwerbe benachteiligt fühlen, ala Gegner auftreten 
werden und unter Umftänden, 3. B. in Stabtverordnetenfigungen eine jehr 
gewichlige Stimme erlangen können. Es kann aber auch — und darauf 
ift beſonders aufmerffjam zu machen — die Naturalunterjtügung dadurch 
verteuert werden, daß die Armen mit den Naturalien weniger haushälteriſch 
umgehen, als fie es vielleicht mit dem Gelde thun würden. Mean fönnte 
nun jagen: das thut nichts, fie befommen nicht mehr. Meiner Anficht 
nach würde dies mit den Hauptzweden der Armenpflege nicht im Einklang 
jtehen. Wir wollen mit den Mitteln, die wir dem Armen geben, ihm 
auch möglichjt genüßt haben. Es ijt jedenfalls ein Unterfchied zu machen 
— und der Arme macht ihn — zwijchen den Sachen, die ihm geliefert 
werden, und denen, die er fich kauft. Der Arme wird ein Kleidungsſtück, 
ein Möbel, jei e8 noch jo einfach, daß er fich aus eigenen Mitteln an- 
geichafft Hat, in ganz anderem Sinne fein Eigen nennen ald das, was ihm 
geliefert worden ift. Der Arme weiß, in welchem Maße er fich Selbit- 
beherrſchung auferlegen mußte, biß er die betreffenden Pfennige zufammen- 
gebracht Hatte. 

Eine andere Frage ift nun, ob aus einem dritten Grunde vielleicht 
die Armenpflege bei Naturalunterftügung teurer werden könnte. Es haben 
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verjchiedene Armenbehörden in diefem Sinne diefe meine Fragen bejaht. 
Wenn die Naturalunterftügung teurer wird infolge eines näheren Eingeheng 
auf die Bebürfniffe des Armen, jo ift es jedenfalls Feine ungünftige Eigen- 
ichaft der Naturalunterftügung; denn damit ift ja auch für den Armen 
um jo befjer gejorgt. 

63 giebt Fälle, in denen wir Naturalien geben, weil nur dadurch der 
Arme den Gegenftand — 3. B. Kindermilch — in einem derart unver— 
tälfchten, unverdorbenen Zuftande erlangt, wie er ihn haben foll. Ob man 
aber aus einem ähnlichen Grunde die Naturalunterjtügung über das dringende 
Bedürfnis ausdehnen fol, ob man lediglich im Intereſſe des befjeren Ein— 
fauf3 und der befferen Zubereitung der Naturalien zur Naturalunterjftügung 
greifen joll, da hängt wohl von allgemeinen Gefichtspunften ab, und für 
mich ift Hier die Frage entjcheidend: wie foll der Arme Leben? foll er leben, 
wie e8 die Beſſeren aus der Bevölferungäklaffe, der er angehört, zu thun , 
pflegen, oder joll er Leben nach einer Regel, die Andere für ihn erdacht 
haben? ch entjcheide mich unbedenklich für das Erftere. Wir wollen die 
Zeit der Armenpflege benüßen, um dur den Einfluß des Armenpflegers 
erzieherifch auf den Armen zu wirken; wir wollen feine Willenzfraft jtärfen, 
wir wollen ihn zu einer befferen, praftifcheren Verwendung feiner Mittel 
anhalten. Allein, wenn wir ihn mit Gewalt gewöhnen wollen, wenn wir 
ung etwas davon verfprechen, daß er nun während der Zeit der Unter— 
ftügung auf Naturalien angewiefen wird, jo wird diefe ihm aufgedrungene 
Lebensweiſe niemals fejt bei ihm Wurzel jchlagen,; und was wir glaubten 
ihm angewöhnt zu haben, das wird, jobald die Unterjtügung aufhört, eben- 
falls bei ihm verichwunden fein. Ich kann in diejer Beziehung nur dem 
beipflichten, wa3 eine größere Reihe don Armenverwaltungen mir ge= 
antwortet haben: der Arme jelbjt wiſſe am beiten, was er brauche. 

Die Naturalunterftügung ift, weil fie die Verfügungsfreiheit beſchränkt, 
zugleich ein Mittel, gegen zwedwidrigen Gebrauch, den. der Arme von der 
Unterjtüßung machen könnte, vorzugehen, und es ift gewiß rätlich, Natural- 
unterftügung anzuweiſen bei Leuten, die eine unüberwindliche Schwäche in 
der Verwendung von Geldmitteln Haben. Freilich gegen hartgejottene 
Sünder wird ſogar die Naturalunterftügung nicht auffommen können; 
darüber find alle Verwaltungen einig, daß bei unzuverläffigen Armen 
Naturalunterftügung vorzuziehen ift. Diele Berwaltungen gehen aber fo 
weit, daß fie regelmäßig einen Mißbrauch befürchten, daß fie fchon bei 
einem geringen Verdacht glauben Naturalunterjtügung anwenden zu müffen, 
oder daß fie ſchon dann Naturalunterftügung zur Verhütung des Miß— 
brauch anwenden, wenn nicht genau vorher bereitö feftgeftellt ift, daß der 
Arme ſich als ein durchaus Zuverläffiger erwiefen Hat. Meiner Anficht 
jollte man mit der leßteren Maßregel warten und es dem Armenpfleger 
überlaffen,, feitzuftellen, ob wirklich eine Unzuverläffigfeit bei dem Armen 
vorliegt. Yrı Worms, wo wir die Einteilung haben, daß der Armenpfleger 
durchfchnittlich nicht mehr als zwei Arme zu verforgen Hat, find wir in 
der Lage, dieſes durchzuführen. Wir haben auch ſchon an die Einführung 
von Haushaltungsbüchern gedacht; es ijt dies jedenfalls ein Mittel, den 
Armen in feinen Geldaußgaben zu fontrollieren. Wir hatten eine Frau 
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mit fünf Rindern, welche behauptete, fie könne mit unferer — an fich nicht 
geringen — höchſten Taxe nicht auskommen. Wir haben gejagt: gut, wir 
geben der Frau die Woche 17 ME. unter der Bedingung, daß fie jeden 
Pfennig auffchreibt. Es war für den Pfleger eine ganz geringe Mühe, das 
zu fontrollieren; jede Woche wurde das Buch eingereicht, und wir hatten 
dad Vergnügen, zu jehen, daß die Rechnung auf den Pfennig jtimmte, und 
hatten zugleich nach einigen Wochen die Genugthuung, daß bei den Kindern 
eine ganz erfreuliche Gewichtszunahme fejtzuftellen war. 

Die Ungunft der Vermögenslage wird bekanntermaßen nicht gern dor 
anderen Menjchen offenbart, und es ijt eine ganz begreifliche Thatfache, daß 
das Ungemach fich lieber in feine engjten reife zurückzieht. Es ift deshalb 
auch befannt, daß die Thatjache der Unterftüßung gern geheim gehalten 
wird, auch in folchen Fällen, wo fich ja jeder jagen muß, die Frau fann 
mit ihren fünf Kindern ohne Geldunterftügung nicht ausfommen. Nun ift 
allerdings dag Gefühl bei vielen Unterjtüßten in diefem Sinne abgejtumpft, 
allein es iſt oft jheinbar mehr abgejtumpit als wirklich, und in Fällen, 
in denen wir glauben, daß fein Gefühl mehr vorhanden jei, kann der Arme 
doch noch jehr wohl empfinden. ch Habe aus meiner Vaterſtadt ein Bei- 
jpiel zu erwähnen. Die Benübung des Piandhaufes erfolgt zunächſt auf 
dem Wege, daß man fi an Drt und Stelle zur Abgabe der Pränder 
begiebt; es giebt aber noch einen anderen Weg: wer zehn Pfennige mehr 
anlegen will, fann gegen diefe Gebühr auch bei dem Piandhausdiener in 
deffen Wohnung die Pfänder abgeben. Nun find es bekanntermaßen durch- 
gängig recht arme und bedrüdte Leute, die von dem Piandhaus Gebrauch 
machen; und troßdem werden neun Zehntel aller Pfänder bei dem Pfand» 
hausdiener eingeliefert — aljo ijt doch allen diefen Leuten diefe Schonung 
ihres Ehrgefühls troß der bedrüdten Lage noch diefe zehn Piennige wert. 

Ih würde es nicht für einen Nachteil anſehen, wenn bei Ausgabe der 
Geldunterftügung dem Armen eine Mehrarbeit auferlegt würde, 3. B. durch 
Abholen und dergleichen, ich würde aber jede Form vermieden willen wollen, 
welche das Ehrgefühl der Armen verlegen kann. ch kann e8 nicht billigen, 
wenn gelegentlich der Ausgabe der Naturalien Anfammlungen von Armen 
jtattfinden, wenn öffentliche Verrihtung von Arbeit oder der Zujchnitt der 
Kleider, die die Armen befommen, die Thatjache der Armenunterftügung 
verrät. Daß man dem Menjchen im allgemeinen darin eine Empfindlich- 
feit zutvaut, beweijt meiner Anficht nach auch die vorfichtige Behandlung, 
welche den jogenannten verichämten Armen zu Zeil wird, die doch im weſent— 
lichen nicht etwas ganz anderes find als die übrigen Armen. 

Die Naturalunterftügung ijt ja im allgemeinen weniger beliebt, und 
diefe Unbeliebtheit kann jo weit gehen, daß jemand, der eine Geldunter- 
ſtützung annehmen würde, die Naturalunterftüßung ängftlich ablehnt. Es 
ergiebt fich daraus eine gewiſſe abjchredende Wirkung. Wenn die Ab» 
ſchreckung darin ihren Grund hat, daß in der gebotenen Form die Natural» 
unterftüßung für das Ehrgefühl nicht annehmbar ift, dann würde ich das 
ſehr beklagen. Im übrigen, wenn dieſe verlegende Form wegfällt, handelt 
es jich eben um ein Hausmittel, das eine Armenverwaltung ganz gut ge= 
brauchen kann; aber wünfchenswert ift natürlic” und das Ziel, daß eine 
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Armenpflege jo organifiert ift, daß fie in der Hauptjache den Hilfsbedürf- 
tigen von dem Nichthilisbedürftigen auch ohne dieſes Hausmittel unter: 
jcheiden kann. 

Meine Herren, die Gabe, mit dem Vorhandenen auszulommen, geht 
ja vielen Menjchen volljtändig ab. Sie ift aber eine Gabe, die außer- 
ordentlich wichtig ift, die namentlich bei einem Arbeitereinfommen ein großes 
Maß von Selbftbeherrichung vorausjeßt. Wir Haben in der Armenpflege 
allen Grund, diefe Gabe außerordentlich zu pflegen; ich möchte fogar in 
dem Beltreben, auszulommen, oder in dem Mangel diejes Beftrebens den 
hauptjächlichiten Unterfchied zwijchen dem Bürger und dem Proletarier jehen. 
Es iſt Aufgabe der Armenverwaltung, joweit irgend möglich, die Gabe, 
mit dem Vorhandenen auszulommen, bei ihren Unterjtüßten zu wecken zu 
juchen, und da, wo fie fich regt, fie zu ftärken. In diefem Sinne haben 
denn auch viele Armenverwaltungen fich dafür auggejprochen, daß fie der 
Geldunterjtügung den Vorzug geben, weil fie auf die Fähigkeit des Unter: 
ftüßten, wirtjchaftlich felbjtändig zu fein, mit dem Borhandenen fich ein- 
zurichten, günjtiger wirfe. Ich bin auch perjönlich der Anficht, daß Unter- 
jftüßungen von längerer Dauer, die in Naturalien erfolgen, ungünjtig ein= 
wirken müſſen. Wenn wir für den Armen die Miete direft an den 
Vermieter zahlen, wenn wir ihm Brot, Kartoffeln, Kohlen und Kleider 
geben, wofür hat denn diejer Arme überhaupt noch zu forgen? Wenn 
eine Witwe bei Lebzeiten ihres Mannes ein wöchentliches Haushaltungs— 
geld von 10 ME. erhielt und damit auskommen fonnte, — wenn wir nun 
diefer Frau im Falle ihrer Unterftügung ihre 10 ME. nicht in Geld geben, 
fondern in Naturalien, dann wird diefe Frau die Fähigkeit, mit dem Gelde 
zu wirtjchaften, verlieren, und ihre Kinder werden dieje Fähigkeit niemals 
erlangen, weil fie niemals das anleitende Beifpiel ihrer Mutter jehen. 

Ich fomme nun zum Schluß. Es iſt unmöglich ein bejtimmtes Er— 
gebnis aus der Betrachtung der verjchiedenen Eigenſchaften der Naturals 
und Geldunterftügung zu ziehen. Wenn ich die Naturalunterftüßung milder 
finde, wenn ich die Geldunterjtügung erziehlicher finde, jo ift e8 unmöglich, 
diefe beiden Eigenjchaften gegen einander abzumwägen. Aus diejen Gründen 
habe ich aud) davon abgejehen, eine eingehende Rejolution Ihnen zu unters 
breiten. ch habe mit dem Herrn Kollegen Martius eine Refolution ver: 
einbart, einige Leitfäße, die Ihnen heute Morgen vorgelegt worden find, 
die jo allgemein gefaßt find, daß wohl auf deren Annahme durch eine 
größere Majorität zu rechnen iſt. Es Liegen gleichzeitig eine Reihe von 
Leitfägen vor, die durch Herin Stadtrat Jakſtein und mehrere andere Herren 
unterzeichnet find. Dieſe Leitſätze jprechen fich im allgemeinen für die Geld- 
unterjtüßung aus; ich bemerke aber — und deshalb ift mir diefe Rejolution 
ja jehr bedeutungsvoll — unter den Herren Unterzeichnern derjelben Ver— 
treter von Armenbehörden, welche, wie ich bejtimmt weiß, in ganz großem 
Umfange Naturalunterftügung anwenden und ihr jogar, wie die Thatjachen 
zeigen dürften, den Borzug einräumen. Sch möchte, wenn auch meine 
perfönliche Auffaffung zum Zeil mit bdiefer letzteren Reſolution von Herrn 
Sakjtein und anderen Herren übereinftimmt, doch abraten, diefe Reſolution 
anzunehmen, weil e8 meines Grachten® nicht darauf ankommt, eine weit- 
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gehende Anficht, wenn fie auch richtig ift, durch Refolution fejtzuftellen, 
jondern eher für etwas faſt felbftverftändliches ein möglichit einjtimmiges 
Urteil der Verfammlung zu erlangen. In der Rejolution der Herren Jak— 
jtein und Genofjen ift gejagt, daß erzieherifche Rüdfichten für die Natural» 
unterftägung jprechen. Es wird noch der Erläuterung bedürfen — und 
fie wird ja jedenfall® erfolgen —, in wie weit diefe erzieherifche Wirkung, 
die ich gerade mehr bei der Geldunterftühßung finde, in der Naturalunier- 
jtäßung liege. Wenn man, wie aus den Jalſteinſchen Sätzen zu erjehen 
it, aus fisfalifchen Intereſſen die Naturalunterftügung empfiehlt, dann 
müßte man die Naturalunterftügung auch überall da anwenden, wo fie 
billiger ift — wenn fie überhaupt billiger ift —, d. i. in weiterem, uns 
gleich größerem Umfang als in den beiden Gruppen, welche bier ala das 
wejentliche Anwendungsgebiet der Naturalunterftügung bezeichnet worden find. 

Ich bitte Sie aljo, die Refolution von Herrn Martius und mir an— 
zunehmen. Ich kann — um auf meinen Bericht zurüdzulommen — nur 
wünſchen, daß fich alle, wenigjtens alle größeren, Armenbehörden auf beide 
Arten der Armenunterftüßung einrichten. Jedenfalls müßte die Natural» 
unterftüßung derart organifiert werden, daß fie den Pflegern eine erhebliche 
Mehrarbeit nicht verurfacht. Und zwar aus zwei Gründen. Verlangt 
man bon dem Pfleger, wie e& die Naturalunterftügung Leicht mit fich bringt, 
eine eingehende Buchführung, eine umfaflende Zählung und Überwachung, 
jo macht man ihn zum Nechnungsbeamten und entzieht ihn feiner höheren 
und wichtigeren Aufgabe, möglichjt engen Anjchluß an die Armen zu pflegen. 
Und zweiten, wenn man zur Naturalunterftüßung ebenjo Leicht wie zur 
Geldunterftügung greitt, nur dann find Natural- und Geldunterftügung 
unter gleihen Bedingungen einander gegenübergeftellt, und nur dann iſt es 
möglich, daß fie beide ihre Vorzüge und ihre Kräfte in einem gerechten 
Mettlampfe gegen einander bethätigen fönnen. 

(Bravo!) 


Borjigender: Das Wort Hat der Herr Mitberichterjtatter Stadtrat 
Martius (Breslau). 


Mitberichterftatter Stadtrat Martius (Breslau): Meine Damen 
und Herren, diejenigen von Ihnen, welche die gedrudten Referate gelejen 
haben, werden bereits wahrgenommen haben, daß wir beiden Referenten 
über da8 vorliegende Thema unfere Aufgabe namentlich in formeller Hinficht 
und Hinfichtlich de Umfanges der Arbeit in einigermaßen verjchiedener 
Weile aufgefaßt haben, wenn wir auch im übrigen, was die materiellen 
Rejultate anbetrifft, zu ziemlich gleichen Ergebniffen gelangt find. Der 
Hauptreferent, Herr Dr. Kayſer, ftellt von vornherein jet, daß für gewifie 
große Gebiete der Armenpflege, insbejondere für die gejamte gefchloffene 
Urmenpflege, für die Armenkrankenpflege u. ſ. w., überhaupt nur Natural— 
unterftüßung angebracht und denkbar fei: e& habe daher eine Gegenüber: 
jtellung der Geld» und Naturalunterftüägung für dieſe beitimmten Gebiete 
gar feinen Zweck; er beſchränkt deshalb fein ſehr eingehendes und er— 
Ichöpfendes Referat im übrigen auf das Reſtgebiet der offenen Armenpflege, 
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auf welchem diejer Streit in den früheren Jahresverfammlungen des Vereins 
im wejentlichen entbrannt ijt. 

Auch ich bin zu diefer Teititellung gelangt, daß für ein jehr großes 
Gebiet der öffentlichen Armenpflege überhaupt nur von Naturalunterjtügung 
vernünftigerweife die Rede fein fanı. Aber ich habe, da unfer Thema 
nicht lautet: „Geld oder Naturalunterftügung”, jondern „Geld- und 
Naturalunterftüßung”, geglaubt, das Gefamtgebiet der Unterſtützungen ins 
Auge faſſen zu müſſen einschließlich jener dort ausgeſchloſſenen Gebiete. 
Ich weiß nicht, ob ich der Abficht, in der das Thema uns geftellt it, 
hierdurch gerecht geworden bin, Halte mich aber immerhin verpflichtet, 
Ihnen aus meinem gedrudten Referat wenigitens einen furzen Auszug bier 
zu geben, und ich Hoffe, für die Punkte, auf die ich da kommen werde, 
Ihr Intereffe einigermaßen in Anfpruch nehmen zu können, wenn diefelben 
auch an praftiicher Bedeutung vielleicht mit der vom Hauptreferenten jo 
eingehend behandelten Trage nicht werden konkurrieren können. 

Die Begriffe Geld- und Naturalunterftügung erfcheinen durch die 
Worte jelbit jo Klar ausgedrüdt, daß es nicht der Mühe zu lohnen jcheint, 
über die Begriffebejtimmungen noch etwas Weiteres zu fagen. Und doch 
ift ein tiefered Eingehen Hierauf nicht nur von theoretifchen Intereſſe, 
jondern auch von nicht unerheblicher praftifcher Bedeutung. Jede Unter: 
jtüßung hat die Abficht, dem Unterftüßten zur Befriedigung gewiller Be- 
dürfniſſe zu verhelfen, die er fich, weil er eben hilfsbedürftig iſt, allein nicht 
beichaffen fanı. "Dies farin entweder dadurch geichehen, daß man dem 
Armen dasjenige, was er (nach feiner Angabe oder nah Anſicht 
des Helfenden) gerade bedari, Nahrung, Wohnung, Kleidung, Heizung, 
ärztliche Behandlung, Medifamente, Krankenpflege, und was ſonſt zum 
Leben und zur Eriftenz notwendig gehört, unmittelbar verichafft, das 
heißt entweder direkt giebt oder anweiſt — und in diefem Falle liegt 
Naturalunterftüßung vor —, oder daß man ihm Geld in die Hand giebt, 
damit er nach feiner Wahl und eigenen Ermeffen fich dasjenige beichafft, 
was er wirflich braucht oder was er nach feiner Anficht gerade für not= 
wendig und wünſchenswert hält, — in diefem alle Tiegt Geldunter- 
jtüßung vor. 

So einfach dies jcheint, lehrt doch die Erfahrung, daß die Praris beide 
Begriffe oft nicht richtig voneinander unterjcheidet, und insbeſondere werden 
häufig folche Unterjtügungen, die eigentlich Naturalunterftüßungen find, von 
den Arnenpflegern und =verwaltungen ala Geldunterftügung betrachtet. Es 
fommt das, wie ich glaube, Hauptjächlich daher, daß die Armenverwaltungen 
(ebenfo Stifts- und PVereinsvorftände, Anjtaltsvorjtände) jchließlich jede 
Unteritüung irgendwo und zu irgend einer Zeit einmal in Geld an- 
weijen, jei «8, daß fie die Zahlung unmittelbar an den Armen jelbft 
feiften oder an irgend einen Dritten zur Weiterzahlung (an den Bezirks— 
vorfteher, Armenpfleger oder jonftigen Beamten) oder auch ala Vergütung 
an einen Lieferanten, an eine Anjtalt, die in ihrem Bertrage die Lieferung 
an den Armen, die Verpflegung de Armen übernommen haben; — das 
führt dazu, daß die betreffenden Beamten geneigt find, weil fie dieje Unter: 
ſtützung in Geld anweiſen, fie auch als Geldunterftügung anzufehen. Aber 
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nicht darauf, in welcher Form die Verwaltung die Unterftüßung anmeift, 
fondern darauf, in welcher Form der Arme zur Beiriedigung feines Bedürf— 
nifjes gelangt und die Unterftüßung in die Hand befommt, kommt es an. 
Daß die Berabjolgung von Brot, welches die Verwaltung bädt, von 
Kleidung, die fie ſelbſt anfertigt, von Heizung, die fie anjchafft, Natural« 
unterftüßung it, das wird faum irgendwo verfannt; ebenjowenig direkt 
erteilte Anweifungen auf Suppe, Mil u. ſ. w. Auch ijt in der Litteratur, 
wie ſchon mehrfach erwähnt, gar fein Zweifel, daß alle gejchloffene Armen- 
pflege Naturalunterftüßung iſt. Hinſichtlich der leßteren begegnet man 
jedoch in der Praris häufig ſchon ganz abweichenden Auffaffungen, nament- 
(ich bei jtatiftifchen Zählungen, Berichten u. j. w. Wenn beifpielaweije 
eine Verwaltung, die fein eigenes Krankenhaus hat oder feinen genügenden 
Raum in demjelben, irgend einer Privatanjtalt, vielleicht einem Kloſter 
Kranke überweiit, da fällt zuweilen dag Mißverſtändnis vor, daß, weil die 
Kojten von der Verwaltung jelbft natürlich in Geld an die Anjtalt gezahlt 
werden, das für Geldunterftügung und nicht für Naturalunterjtüßung ge- 
halten wird. Noch mehr fommt dag in andern Fällen vor: jo 3. B. bei 
der jogenannten Mietsunterjtüßung, welche, wenn diejelbe direkt zu Händen 
des MWirtes gezahlt wird, natürlich Naturalunterftügung tft, denn der Arme 
erhält Wohnung und fein Geld; jener 3. B. bei dem Jogenannten Koft- 
gelde, welches für die in Yyamilienpflege untergebrachten Waiſenkinder u. ſ. w. 
gezahlt wird — das Waiſen- oder Koftfind erhält nicht Geld, jondern 
Wohnung, Nahrung, Pflege, unter Umftänden "je nach dem Kontrakt, der 
mit der Pflegemutter gejchloffen ift, auch Kleidung; die Pflegemutter er— 
hält Geld, das ift aber Feine Unterftügung für fie, jondern eine fontraft- 
liche Gegenleiftung. Das iſt bei genauerer Betrachtung ja ganz klar und 
zweifellos, wird aber in der Praris doch häufig überjehen. ch will Hierbei 
beijpielaweife folgendes erwähnen: wir in Breslau haben in unferm Armen 
etat einen großen Titel, den Zitel I „Auf Almojen, Koftgelder u. |. w.“, 
aus welchen wir auch alle außerordentlichen Unterjftüßungen, einschließlich 
etwaiger direkter Mietöunterftüßungen bezahlen. Alles aus diefem Titel 
Bezahlte wurde ala Barunterftüßung angejehen: und ala wir nun vor zwei 
Yahren eine neue Geichäftsanleitung für die Breslauer Bezirkdarmen- 
fommiffionen erlaffen haben (ich habe fie ſelbſt redigiert) — ja, da haben 
wir die Unterftüßungsarten der Reihe nach aufgezählt, wie folgt: Almofen, 
Kojtgeld, Tonjtige bare Unterftüßungen (dann fommt die Krankenpflege 
u. ſ. w.). Ich bin mir eben jelbit erſt bei näherem Eindringen in die 
Materie gelegentlich) Ausarbeitung dieſes Referates fo recht Klar geworden, 
wo eigentlich der entjcheidende Punkt Liegt, und wie man die Begriffe richtig 
zu jondern hat. — Nach diefem Bekenntnis wird hoffentlich feine Armen 
verwaltung e& mir übelnehmen, wenn ich in meinem gedruckten Referate 
Hinfichtlich der Reichaftatiftif von 1885 fage, daß viele Armenverwaltungen 
falſch gezählt Haben, insbejondere zum Nachteil der Naturalunterftühung. 
Bei diejer Reichäftatijtit von 1885 wurden Zählfarten an die einzelnen 
Armenverbände verteilt, nach welchen fie angeben jollten, wieviel von den 
ordentlichen Ausgaben fie auf Geldunterftügung, auf Naturalunterftügung, 
auf „Jonjtige Koften der Armenpflege” verwendet hätten. Das Gejamt- 
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refultat diefer Berichte ift num für das Gebiet des Unterſtützungswohnſitz- 
gejeges dahin zufammengejtellt worden, daß von rund 74!/s Millionen 
ordentlicher Ausgaben 35 Millionen auf Geldunterftüßung, nur 12%/e 
Millionen auf Naturalunterftügung, dagegen 27/4 Millionen auf „jonftige“ 
Koiten entfallen fein jollen. Das Hat mich dazu veranlaßt, mir die An- 
gaben einzelner Armenverbände näher anzufehen, und ich bin da zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß dieſes auffällige Refultat hauptjächlich daher 
fommt, daß eine große Menge Armenverbände ganz unrichtig gezählt haben. 
Erſtens haben viele auch die direkten Mietsunterftügungen und Koſtgelder 
ala Geldunterftügung gezählt. Noch jchlimmer ift, daß viele nicht recht 
gewußt haben, wie fie die Kojten der gefchloffenen Armenpflege unterbringen 
jollten; da haben fie denn einfach die gefamten Koſten derjelben unter den 
„ſonſtigen“ Koften gezählt.e Sch Habe das bei einer Reihe von einzelnen 
Berwaltungen, wo ich in der Lage war, auf Grund mir vorliegender Etats 
und Jahresberichte teild für diefelbe Zeit, teil für naheliegende Jahre 
einige Vergleichungen anzujtellen, näher nachzuweifen und die dadurch ver— 
urfachten Irrtümer zu berechnen verjucht. Dieſe Berechnungen Liegen Ihnen 
in meinem gedrudten Referate vor. Ich will bier nur das Nejultat furz 
dahin angeben, daß bei acht Städten, die ich in diefer Weife nachgeprüft 
habe, im ganzen jtatt 840000 ME. Naturalunterjtügung, wie die Reichs— 
jtatijtit e& auf Grund der Zählkarten zujfammengejtellt Hat, ungefähr 
5700000 ME. auf Naturalunterftügung zu zählen gemwejen wären; das ift 
aljo ein Heiner Unterjchied ! 

Nun muß ich natürlich Hierbei betonen, daß meine Ziffern jelbit- 
verjtändlich nicht etwa den Anspruch erheben können, die ftatiftifch richtigen 
Ziffern zu fein. Ich Habe e8 da mit Berichten und Etats zu thun ge= 
habt, die fich ohne nähere Kenntnis der örtlichen VBerhältniffe nicht immer 
richtig verſtehen laſſen. Es find ferner bei einer Menge Berichts- oder 
Etatspofitionen Geld- und Naturalunterftüßungen zujammengefaßt, und ich 
war alfo auf eine ſchätzungsweiſe Trennung derjelben angewiejen. Es find 
daher jelbftverjtändlich eine ganze Menge Irrtümer und Fehler vor— 
gefommen; einen folchen Hat unſer Herr Borfigender mir berichtigt. 
Krefeld hatte nach feinem Jahresbericht für 1885/86 an Bar- und Mietd- 
unterftügungen zufammen 175600 ME. verausgabt. Nun betont Krefeld 
befanntlich die direkte Mietsunterftüßung befonders, und das hatte mich 
in Verbindung mit andern Notizen zu der Schäßung veranlaßt, daß etwa 
52600 ME. auf ſolche direfte Mietsunterftüßungen zu rechnen wären. 
Das Hat fi ala Irrtum herausgeſtellt, es find Hierauf thatjächlich nur 
24 000 ME. zu rechnen. Ich muß alfo von den Naturalunterftügungen 
rund 28—29000 ME. abjegen. Die von mir für Krefeld auf rund 
216300 ME. berechnete Gejamtnaturalunterftügung reduziert fich danach 
auf 187700 ME. An der Reichaltatiftit von 1885 ijt für Krefeld aber 
eine Gefamtjumme der Naturalunterftügungen von noch nicht 2000 ME. 
angegeben! Daraus ergiebt fich, meine Herren, das Eine: man fann 
abjolut nicht mit Sicherheit angeben, wie das Verhältnis der Natural- 
unterftüßung zur Geldunterftühung gegenwärtig in Deutjchland im all- 
gemeinen jteht, aber das jteht feft, daß das Verhältnis von 35 zu 12!/4 
Millionen abjolut unrichtig ift. 
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Der Herr Hauptreferent hat nun feinerjeit3 auch eine ſehr dankens— 
werte Statijtit aufgeftellt, er hat an 268 deutjche Gemeinden entiprechende 
Sragebogen verjandt und Mitteilungen aufgenommen. Dieje Statiftik 
erjtredft fich feiner ganzen Grundidee entiprechend natürlich nur auf die 
offene Armenpflege, nicht auf das geſamte Gebiet der Armenpflege. Auch 
bier muß ich geftehen, fann ich mich aber der Vermutung nicht ganz er= 
wehren, daß die von mir erwähnte Scheu der Armenbeamten vor aus— 
reichender jtatiftifcher Anerkennung der Naturalunterftügung immer noch 
eine gewifje Rolle gefpielt Hat. Ein paar Kleine Beifpiele. Altenburg be— 
richtet auf Seite 18 und 19 des Hauptreferats, daß nach der dortigen 
Geſetzgebung Naturalunterftügung vorgefchrieben ſei, und Barunterftügung 
nur aus ganz bejonderen Gründen gewährt werde. Bei der Gtatijtif 
Seite 14 giebt jedoch Altenburg al® Summe der Geldunterftügung 
16547 ME. an, an Naturalunterftügung dagegen nichts. Ebenfall® giebt 
Gotha, das nach Seite 23—46 des Hauptreferats in erfter Linie Natural— 
unterftüßung gewährt, 6408 ME. Geldunterjtüßung, 14200 Me. Miets- 
unterftüßung, dagegen feine Ziffer für fonftige Naturalunterftühung an. — 
Meine Damen und Herren, ich will aber mit dieſen ftatiftiichen Fragen 
Ihre Geduld nicht weiter in Anfpruch nehmen und nur dem dringenden 
Wunſche Ausdrud geben, daß man bei künftigen ftatiftichen Erhebungen 
über diejen Punkt den einzelnen Verwaltungen recht genaue und fachgemäße 
Inſtruktionen darüber mitgeben möge, welche Unterjtügungen fie eigentlich 
als Geldunterftügung und welche ala Naturalunterftügung zu zählen haben, 
weil ſonſt ein richtiges Bild unmöglich heraustommt. 

Was nun die eigentlich im MWordergrund Ihres Intereſſes ftehende 
Frage anbetrifft, inwieweit Geld» oder Naturalunterftügung den Vorzug 
verdient, jo ift diejelbe in dem Hauptreferate (namentlich in dem gedrudten) 
jo außerordeutlich erjchöptend behandelt worden, daß ich neues Thatſäch— 
liches in diefer Hinficht anzuführen nicht in der Lage, bin und mich Herrn 
Dr. Kayſer nur anjchließen fann, „jo wie der Ahrenlejer folgt dem 
Schnitter.” Immerhin Halte ich mich für verpflichtet, auch meine Stellung 
zur Sache furz zu präcifieren. 

Ih ſtimme zunächſt — wie fchon erwähnt — mit dem Herrn 
Hauptreferenten volljtändig darin überein, daß für gewilfe große Gebiete 
der Armenpflege (die gefamte gejchloffene Armenpflege, die Waifen- und 
Krankenhauspflege) überhaupt nur von Naturalunterftügung ernftlich die Rede 
fein kann; dasfelbe gilt von der offnen Krankenpflege, jowie von der offenen 
MWaifenpflege (ich rechne nämlich auch die Waijenfamilienpflege zur offenen 
Armenpflege, in manchen Berwaltungen wird dieje zur geichloffenen ge— 
rechnet, jedenfalls ift fie Naturalunterftügung), jodaß alſo die Frage, 
ob Geld- oder Naturalunterftügung, nur auf einem beſchränkten Rejtgebiete 
der offenen Armenpflege überhaupt in Frage fommen kann. ch bin aber 
weiter der Meinung — und jtimme auch dabei, wie ich glaube, mit dem 
Herrn Hauptreferenten überein, daß auch auf dDiefem Rejtgebiete 
feine von beiden Unterftügungsarten ausfchließlich berechtigt ijt, daß 
vielmehr je nach Lage des Falles bald dieje bald jene Art ala die be= 
vechtigte erfcheint. Sch erkenne an, daß die von den DVerteidigern beider 
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Unterftügungsarten vorgebrachten Argumente immer eine relative Berech: 
tigung haben; ich vermag dagegen nicht anzuerkennen, daß die von manchen 
Seiten vorgebrachte principielle Befämpfung der Naturalunterftüßung be= 
rechtigt ilt. 

Ich kann in erjter Linie die jo ſcharfe Betonung der wirtjchaftlichen 
Selbftändigfeit der Armen, welche angeblich unter der Naturalunterftügung 
leiden ſoll, nicht als gerechtfertigt anerkennen, ich vermag ihr wenigſtens 
feine ausfchlaggebende Bedeutung auzufprechen. Gewiß ijt die wirtichaftliche 
Selbjtändigkeit auch der der öffentlichen Armenpflege anheimgefallenen 
Perſonen nah Möglichkeit zu jchonen und zu ſchützen; aber ich meine, 
man darf dieſen Gefichtöpunft nimmermehr zur Hauptjache oder zum 
alleinigen Angelpuntt bei der Regelung diejer Trage machen. Meine 
Herren, wer einmal die öffentliche Armenpflege in Anfpruch zu nehmen 
genötigt ift, der hat eben feine wirtfchaftliche Selbftändigfeit in gewiſſem 
Sinne bereits eingebüßt. Bon eigentlicher wirtjchaftlicher Selbitändigfeit 
fann doch immer nur bei demjenigen die Rede fein, der fich aus eigener 
Kraft erhält; wer fremde Hilfe in Anſpruch nimmt, und damit anerkennt, 
daß er fich jelbjtändig nicht weiter durchhelfen kann, der muß es ſich 
naturgemäß gefallen laſſen, daß derjenige, der ihm Hilft, Hierfür auch die 
nach jeinem Grmefjen vernünftigen Bedingungen der Hilfe vorjchreibt. Wer 
fih an eine Privatperjon wendet, muß fich das felbftveritändlich gefallen 
laſſen; aber der öffentlichen Armenpflege jteht der Hilfsbedürftige principiell 
auch nicht ander gegenüber. Natürlich ift hier — im Gegenfaße zu einem 
Privathelfer — das willfürliche Ermefjen der Behörde und des Armen 
pflegers ausgeſchloſſen; diefelben find an das Geſetz und an die Forderungen 
des Öffentlichen interefies gebunden. Aber einen Anjpruch des Armen 
auf irgend eine bejtimmte Art der Unterftüßung vermag ich nicht an— 
zuerfennen und würde es jür gefährlich Halten, dieje Theorie irgendwie zu 
proflamieren oder zu unterftüßen; das würde weder für die Verwaltung 
noch für die Armen felbjt von Vorteil fein und nur ganz unberechtigte 
Ansprüche hervorrufen. Zuzugeben ijt, wie jchon Herr Dr. Kayfer erwähnt 
hat, daß allerdings für ordentliche Leute, die der öffentlichen Armenpflege 
unvderjchuldet anheimfallen, in einer abjoluten und ausfchließlichen Natural» 
unterftüßung ſeitens der öffentlichen Armenpflege oft eine Läftge Bevor— 
mundung liegen würde; foviel ich weiß, hat man aber auch überall, wo 
die ausschließliche Naturalunterftüßung als Regel eingeführt iſt, ſtets aus— 
nahmsweiſe auch Geldunterftügung für ſolche Fälle zugelajjen. 

Im wejentlichen Zufammenhange mit dem Dogma von der Schonung 
der wirtfchaftlichen Selbjländigfeit jteht meines Grachten® dasjenige von 
den erzieherifchen Rüdfichten. Auch Hier kann ich die Gefahr, die in der 
Naturalunterftügung liegen joll, nicht jo hoch anſchlagen, ala es vielfach 
geichieht. Ich glaube Faum, daß durch die Gewährung von Naturalien 
wirklich an und für fich verjtändige und wirtjchaftliche Perſonen die Fähig— 
feit, ordentlich zu wirtjchaften, einbüßen ſollen. Wer im jtande ift, mit 
einer jehr knappen Geldjumme ordentlich auszukommen, der wird auch mit 
beftimmten guten und in ausreichendem Maße gewährten Naturalien 
— joweit das möglich ift, ſolche in ausreichender Weife zu gewähren, 
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worauf ich noch zurückkomme — fich einzurichten verjtehen. Aber, meine 
Herren, find denn die Armen alle oder auch nur in ihrer großen Mehrzahl 
fo wirtfchaftlich intakte Perjönlichkeiten? Wir Haben es gejtern gehört, 
gelegentlich der Referate über die Arbeitseinrichtungen für die Armen, wie 
groß die Zahl derjenigen ift, die aus eigenem Berfchulden der Armenpflege 
anheimfallen! Aber ich will gar nicht von den Zrunfenbolden, den 
Liederlichen, den Arbeitsjcheuen jprechen, nehmen Sie jelbjt den Mittelfchlag 
derjenigen Perjonen, die der öffentlichen Armenpflege anheimfallen, glauben 
Sie, daß diefe im großen und ganzen gerade bejonder8 richtige An— 
ſchauungen darüber haben, was ihnen am beiten ift? Bei dieſen wirt- 
ichaftlih nicht fo Hervorragend einfichtigen Perfonen — und gerade bei 
dieſen fommt es auf die erzieherifche Einwirkung an — iſt aber die Geld- 
unterjtüßung meines Grachtens erziehlich gefährlicher ala die Naturalunter- 
ſtützung. Letztere wird immerhin in der Regel zu vernünftiger Verwendung 
veranlafjen, Geldunterftügung aber wird einen großen Zeil der Armen ver— 
führen, die Männer dazu, mehr in Alkohol, Tabak u. ſ. w. anzulegen 
ala gut ijt, die Frauen mehr in Pub für fi) und ihre Kinder anzulegen, 
als gut iſt; fie wird endlich auch Häufig dazu verführen, da zu faufen, 
wo es anjcheinend am billigiten ift, und bei der, wir willen es ja, in 
Industrie und Handel jo jehr verbreiteten Praris, billig und jchlecht zu 
liefern, werden fie auch hierbei keineswegs immer richtig wirtjchaftlich ver- 
fahren, und es würde in vielen Fällen befjer fein, wenn ſie ftatt defjen 
von der Armenverwaltung wirklih gute, dauerhafte und brauchbare 
Naturalien erhalten hätten. 

Troß alledem, meine Damen und Herren, fomme ich keineswegs zu 
denn Schluß, Ihnen zu empfehlen, nun die Naturalunterjtügung zur 
Regel zu machen. ch erkenne vor allem an, daß in großen Städten 
in der offenen Armenpflege die allgemeine und ausfchließliche Durchſührung 
der Naturalunterftügung nahezu eine Unmöglichkeit ift. Diefe Durchführung 
würde vorausjegen, daß das Pflegerperfonal ausnahmslos in allen Bezirken 
gleihmäßig pflichteifrig und einfichtig wäre und derartig überflüffige Zeit 
hätte, daß es fich in einer Art und Weiſe um alle einzelnen Bedürfnifje 
der Armen kümmern könnte, wie man es in der That gar nicht voraus— 
jegen fann, und aus diejem Grunde, aber keineswegs aus den theoretifchen 
Gründen, die angeführt worden find, bin auch ich der Meinung, daß 
namentlich für größere Städte die Geldunterjtügung die ganz natürliche 
und die eigentlich jelbjtverjtändlihe Grundlage der offenen Armenpflege 
it. Ich möchte mich aber entjchieden dagegen erklären, die Naturalunter: 
ftüßung deswegen ala etwas Überlebtes, Veraltetes, principiell Verwerfliches 
zu erklären. ch bin auch der Meinung, daß ſelbſt in großen Städten 
eine teilweife Ergänzung der Geldunterftügung durch Lieferung gewiſſer 
Naturalien in guter Qualität immer am Platze fein wird; aljo beiſpiels— 
weije gute Suppe zum Winter; Brot, wie es 3. B. in Leipzig geſchieht; 
gute haltbare Kleidungsſtücke, die nach meiner Anficht die Verwaltung, 
wenn fie es verftändig anfängt, billiger und befjer anſchafft ala der Einzelne. 

Ich komme noch einmal kurz auf die frage des Ehrgefühls zurüd. 
Da jtimme ich mit dem Herrn Referenten auch überein: das Ehrgefühl 
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fann meine® Grachtend niemals durch die Naturalunterftügung an fich 
leiden. Es iſt für das Ehrgefühl überhaupt peinlich , fremde Hilfe an- 
zunehmen, und es it für das Ehrgefühl noch peinlicher, das bekannt 
werden zu jehen; ob aber die Unterftügung in Geld oder Naturalien gegeben 
wird, daß kann doch eigentlich feinen Unterjchied machen? Eine Verlegung 
des Ehrgefühls, meine Damen und Herren, fann freilich in der Art und 
Weiſe liegen, wie jo manchmal an manchen Orten die Naturalunterjtügung 
gewährt wird. Dieje Klage ift namentlich häufig bei der Suppenverteilung 
laut geworden, und da möchte ich der Meinung fein, daß man daß dann 
eben anders einrichten muß. Das läßt fich auch anders einrichten. Wir 
haben bier 3. B. in Breslau eine jolche Anftalt, die Volksküche des Aſyls 
für Obdachlofe, die gute Suppe und andere Naturalien an verichämte 
Arme im Winter in ehr disfreter Weife verteilt. Das Hat allgemein 
Anklang gefunden, und ich Habe noch nie gehört, daß verichämte Arme 
fih dadurch in ihrem Ehrgefühl gekränkt gefühlt hätten. 

Sch meine alfo, eine teilweife Ergänzung der Geldunterjtüßung durch 
Naturalien auch in größeren Städten joll man nicht principiell verwerfen 
und nicht Theorien aufftellen, die diefe oft ſehr nützliche Einrichtung 
herunterdrüden und in Mißkredit zu bringen geeignet find. 

Es giebt fchließlih gewijfe Fälle, wo Naturalunterftühung ftatt 
Geldunterjtügung meines Erachtens ein unbedingtes Bedürfnis, eine un- 
abweisbare Pflicht if. Das wird ja auch von den Gegnern der Naturals 
unterftügung anerkannt; nur wollen fie von ihrem Standpunkt aus das 
auf das Alleräußerjte beſchränken, während ich wieder umgekehrt auf dem 
Standpunkt ftehe, daß ich ſage: nicht nur derjenige, der zweifellos ala 
Trunkenbold erſten Ranges feitjteht, nicht nur der zweifellos nicht Be- 
dürftige, nicht nur der zweifellos Unmwirtichaftliche joll von der Geld» 
unterftüßung ausgefchloffen werden, ſondern auch alle Zweifelsfälle 
diefer Art find zur Offerte von Naturalunterftügung ſehr wohl geeignet 
— und zwar denfe ich dabei auch immer (ſoweit man die Sache nicht 
durch Anbieten von Arbeit erledigen fann) an Aufnahme in Anftalten der ges 
ſchloſſenen Armenpflegeanftalten. — Auch in folchen Zweifelfällen wird 
die Armenverwaltung jehr wohl thun, wenn fie ftatt der Geldunterftügung 
Naturalunterftügung gewährt bezw. anbietet. Es muß nur gute und für 
den Fall wirklich geeignete Naturalunterftügung fein; fie muß nicht zu 
dem Zwecke gegeben werden, überhaupt abzufchreden, fondern nur zu dem 
Zwede, die wirkliche Bedürftigfeit auf die Probe zu ftellen und die uns 
berechtigte Begehrlichkeit auszujchließen. Denn, meine Damen und Herren, 
wie bier jchon von anderer Seite ausgeführt worden ift, es ift eine der 
eriten Pflichten der Armenverwaltung, die mit den Steuergrojchen auch des 
minder Bemittelten wirtichaftet, daß fie die Öffentlichen Mittel nicht ver— 
geudet, — das aber ijt eine DVergeudung öffentlicher Mittel, wenn fie 
Perſonen, die thatjächlich nicht bedürftig find und die die gewährte Unter- 
ftüßung unrichtig anwenden würden, Geldunterjtüßung gewährt. 

Ih ſchließe wie in meinem gedrudten Referat mit dem Sabe: „Geld- 
wie Naturalunterftügung find beide gut, wenn fie an der richtigen Stelle 
und dor allem im der richtigen Weiſe angewendet werden,“ und empfehle 
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Ihnen nur noch zuleßt die mit Herrn Dr. Kayſer vereinbarten Leitjäße 
zur Annahme. Dieje Leitfähe find, wie jchon Herr Dr. Kayfer gejagt hat, 
dag Rejultat eine® Kompromiſſes; es hat da, wie Gie ſehen werben, 
vieles nicht Aufnahme gefunden von dem, wofür Herr Dr. Kayſer ein- 
getreten ift, und auch viele® von dem nicht, wofür ich eingetreten bin, 
weil wir doch eben nicht überall übereinftimmten und ferner den Wunſch 
hegten, etwas vorzulegen, was auf möglichjt allfeitige Annahme rechnen 
fönnte. Das feßen wir von diejen, dadurch vielleicht etwas jarblos ge- 
wordenen, Leitſätzen voraus. 

Nun muß ich mich aber noch zu den von einer Anzahl anderer 
Herren aufgeftellten Leitfägen äußem. Meine Herren, dieſe kann ich, 
obgleich ich einzelnes in diefen Sätzen durchaus unterjchreibe, doch nicht, 
mindefteng nicht in der Form, wie fie Ihnen vorgelegt find, unterſtützen. 
Erſtens giebt diefe Theſe von vornherein ein falſches Bild; fie ignoriert 
vollitändig die mehrerwähnte Thatjache, daß für große Gebiete der öffent» 
lichen Unterjtügungen Naturalunterftüßung überhaupt nur allein möglich 
it; fie will fich ja freilich auch nur auf das beſchränkte Gebiet der offenen 
Armenpflege beziehen, jpricht aber von Naturalunterftüßung und Geld— 
unterftügung im allgemeinen, führt alfo zu einem ganz jaljchen Bilde. 
Ferner betont fie nach meiner Anfiht das Princip der Selbjtändigfeit in 
einer nicht wiünfchenswerten Weiſe. „Bei der Ausübung der öffentlichen 
Armenpflege ijt die wirtſchaftliche Selbftändigfeit des Unterjtüßten ge— 
wiffenhaft zu wahren.“ Gewiß, das ijt ein Saß, den ich an und für 
fich nicht als unrichtig bezeichnen Tann, der aber in diefer ſcharfen jBe- 
tonung und im Zufammenhange mit dem nächjten Satze zu ganz falchen 
Schlüffen führt. ES Heißt da weiter: „Die Geldunterftüung ift hierzu 
am meiſten geeignet.“ Dieſe ift aber, wie gejagt, bei der reichlichen Hälite 
aller Fälle überhaupt nicht möglich. Sie werden doch jemand, der Franf 
zu Ihnen fommt, nicht ein Stüd Geld in die Hand drüden, damit er 
fieht, ob er in ein Krankenhaus aufgenommen wird oder einen Arzt be= 
fommt? Ich jehe aber auch weiter nicht ein, warım man denjenigen 
Städten, die die Naturalunterftüßung — was ich ja für jehr fchwierig 
halte, was aber in Lübeck doch gefchehen zu fein jcheint, ebenfo in einer 
Anzahl jüddeutfcher Städte — auch in der offenen Armenpflege ala Regel 
durchgeführt Haben, und zwar jo, daß fie zweckmäßig funktioniert — 
ich jage, ich jehe nicht ein, warum man denen jolche doktrinäre Vorfchriiten 
machen joll? Da ift doch das Princip richtiger, dag wir aufgeftellt haben: 
nach dem örtlichen Bedürfni® und nach der Lage des einzelnen Falles zu 
entjcheiden! Ebenſo jcheint mir im Schlußjage die Beſchränkung auf 
die wirtichaftlich unzuverläffigen Perfonen auch nicht ganz richtig. Wo 
Geldunterjtügung die Regel ift, wird ſich die Anwendung der Natural— 
unterjtüßung im großen Ganzen von jelbjt auf diefe Fälle beichränfen; ich 
meine aber, man foll, wo umgekehrt eine Verwaltung einmal die Natural: 
unterftüung zur Grundlage genommen hat, das nicht von vornherein 
als unberechtigt bezeichnen, jondern joll ihr überlaffen, nach ihrem eigenen 
verjtändigen Ermeſſen die notwendigen Ausnahmen zu machen, oder bei 
veränderten Berhältniffen allgemein ihre Einrichtungen zu ändern. 

Schriften d. D. Ber. f. Wohlthätigkeit. XLVI, 6 
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Stadtrat Jakſtein (Potsdam): Meine Herren, ich bin Ihnen wohl 
befannt als ein etwas extremer Vertreter der Art der Unterftüßung, die 
wir in dag Wort „Geldunterftügung“ zufammenfafen. Wenn ich nun 
heute mich überhaupt in die Arena begeben habe, jo Habe ich es nur aus 
der Überzeugung, die ich Hier in Breslau gewonnen habe, gethan, daß der 
Zeitpunkt wirklich gefommen ift, wo wir, die wir als Parteigänger uns 
gegenüberftehen, uns verjtändigen fönnen. Die — um mich fo aus— 
zudrüden — Naturalijten und die — um hier ein Wort zu bilden — 
Monetiften bilden Parteien, die ſich gegenjeitig befämpfen, weil fie ihren 
Standpunkt, ihre Art der Unterftügung als die einzig richtige anfahen 
und, weil fie ihnen ans Herz gewachjen war, mit ihrem ganzen Weſen, 
mit ihrer ganzen Kraft vertraten; und diefe Schärfe des principiellen 
Gegenfages führte zu einer Art Spannung, will ich jagen, unter ung, die 
der Aufklärung über die Sache ſchädlich war. 

Ich war, als ich hierher kam, zweifelhaft, ob es gut wäre, an dieje 
zarten Saiten der einzelnen Vertreter diefer Anfchauungen zu rühren, und 
namentlich hatte ich das Bedenken, zu dem mir in Kiel Anlaß gegeben 
worden war, ob es richtig wäre, namentlich unfere ſüddeutſchen Brüder, 
die ja wefentlich die Naturalunterftügung bei fich haben, in ihrer vielleicht 
jo zu benennenden berechtigten Gigentümlichkeit anzufaffen. Und um feinen 
unnüßen Streit und feine unnütze Aufregung unter und zu verurfachen, 
hätte ich ja Lieber gefchwiegen; allein mir ift e& ganz merkwürdig hier in 
Breslau gegangen. Ich Habe durch Geſpräche mit verfchiedenen Vertretern 
ſüddeutſcher Städte die Erfahrung gewonnen, daß es mit der Jdentifizierung 
von Naturalunterftüung und fjüddeutich gar nicht jo gefährlich ift. Die 
ſüddeutſchen Armenverwaltungen find nicht jo ausgefprochene Anhänger der 
Haturalunterftügung als einer zu beborzugenden Art der Unterftügung, 
jondern fie laſſen mit fich reden, und, wie Gie ja auch bei der Unter- 
zeichnung der Thefen gefehen Haben, haben Herren, wie die Vertreter von 
Nürnberg, Wiesbaden und Offenbach, fich dem Princip der Geldunter- 
ftüßung, die als Regel anzuſehen wäre, angejchloffen. 

Um nun gleih mit Süddeutfchland abzurechnen, jo will ich Ihnen 
das, was ich gehört habe von den wenigen Städten, die in Frage fommen, 
lagen. 

Erſtens jteht in dem Kayſerſchen Referat, daß München bei der 
laufenden Unterjtügung die Geldunterjftügung ala die beſte Unter— 
ftügungsart anwendet und bevorzugt. Das ift doch ein Zugeftändnis für 
unferen principiellen Standpuntft. 

In Nürnberg it die Naturalunterftügung auch nach den Zahlen, 
welche im Referat gegeben worden find, in jehr ſtarkem Schwunge; und 
als wir unfere Generalverfammlung in Nürnberg hatten, habe ich perfönlich 
dag Intereffe gehabt, mich zu überzeugen, in welcher Art denn die Armen- 
pflegethätigfeit und gerade in der Anwendung der Naturalunterftügung in 
Nürnberg geübt wird. Sch fuchte einen der Armenpflegichaitsräte in 
Nürnberg auf und bat ihn, mir Hierzu Gelegenheit zu geben, und die fand 
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ich in feiner Sprechftunde. Die Herren Armenpflegichaitzräte haben dort 
in einem jtädtijchen Gebäude ein Amtszimmer und Haben dort Sprech— 
ftunden eingerichtet, in denen die Armen erjcheinen und ihre Anträge 
jtellen, und in diefen Sprechjtunden werden die dann vorliegenden Gefuche 
in der Regel direkt durch den Armenpflegichaftsrat, alfo durch ein einziges 
Armenpflegeorgan, entjchieden. Nun war der Sachverhalt der: der Armen 
pflegichaftsrat hatte feine Unterjtügungslifte vor fich; wenn nun ein Armer 
vor ihm erſchien und ihm die Not klagte und Bitten ausſprach, und er 
in Zweifel war, ob der Arme Geld» oder Naturalunterjtügung oder beides 
befommen jollte, dann ſah der betreffende Armenpflegichaftsrat in feinem 
Verzeichnis nach und ſah, wann der Arme den und den Geldbetrag, wann 
er ein Paar Schuhe bekommen Hatte u. j. w., und wenn er fagte: ich 
möchte Schuhe für meine Kinder haben, und es fich zeigte, daß vor 
8 Wochen oder einem Bierteljahre Schuhe gegeben waren, dann fonnte 
das bewilligt werden. So wurden die wirtjchaftlichen Bedürfniffe feſt— 
gejtellt, und der Armenpflegichaftsrat entjchied das in diefem Zeitpunfte in 
der Sprechſtunde. Das fam mir nun außerordentlich bedenklich vor, weil 
doch jehr Leicht Irrtümer bei der Beurteilung des Bedürfniffes vorfommen 
fönnen, und mir erfchien e8 als ein unmwirtichaftliches Verfahren, jo Leicht: 
hin Naturalunterjtügung, die erbeten wurde, zu gewähren. Ich jprach mit 
dem Kollegen Fleiſchmann Hier des näheren über die Sache und fragte 
ihn, ob ich vielleicht einen Ausnahmefall beobachtet hätte, und er ſagte 
mir, daß das allerdings die Regel wäre; jo, wie diefe Herren amtierten, 
thäten e& alle. Und nun fügte er das jehr Bedeutjame Hinzu: er müſſe 
geitehen, die Naturalunterjtügßung, ingbejondere in der Verabjolgung von 
Kleidung, jei doch jehr bedenklich; denn es jei eine unbeftreitbare Thatjache, 
daß in ganz mafjenhafter Weife die KHleidungsitüde, die neu verabfolgt 
werden, von den Armen verfauft werden: Stiefel, Kleidungsſtücke und 
dergleichen eignen fich vorzüglich, um an andere um billiges Geld abgegeben 
oder ins Leihhaus getragen zu werden. So zeritörte er aljo die Illuſſion, 
daß Nürnberg an der Naturalunterftügung befonders hinge und fie als be= 
jonder8 wertvoll hielte und gab zu, daß jchlieklich doch dag MWejentliche 
der Öffentlichen Armenpflege wäre, den einzelnen Armenpflegefall gründlich 
zu unterfuchen, und daran fehlte es bei ihnen in Nürnberg. Im übrigen, 
wie Sie ja erfahren haben, hat fich Kollege Fleiſchmann für die Geld- 
unterjtüßung al& die der Regel nach zu gewährende Unterjtügungsart ja 
auch erklärt. 

Geftern Abend war ich mit dem Herrn Bertreter von Mannheim 
zufammen, der mir mitteilte, daß Mannheim im Jahre 1898, aljo ganz 
neuerdings erſt, das Elberfelder Armenpflegeſyſtem bei fich eingeführt habe, 
und ala die Wirkung diefer Neubildung, dieſer Reorganijation teilte er 
mir mit, daß die Ausgaben für Naturalleiftungen außerodentlich herab— 
gegangen wären. Das beweilt alfo wieder, daB es nicht die Güte der 
Unterftügungsart, jondern, wie ja auch Kollege Kayfer in feinem Referat 
immer es betont, daß es die gründliche armenpflegeriihe Thätigkeit ift, 
die den Kernpunkt unſerer Armenpflege bildet. Und jo ift der Gegenjat 
zwiſchen Geld» und Naturalunterjtügung, wie er bei uns bejtanden hat, 
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doh nur als ein Lünftlicher, als ein gemachter anzujehen, der gewilje 
Schwächen der heimifchen Armenverwaltung verdedt. 

Meine Herren, wenn man nun aljo diefe Rüdfichten nicht mehr zu 
nehmen Hat, jo will ich bezüglich meiner weiteren Ausführungen jagen, daß 
ich e8 nicht für notwendig Halte, irgend ein Wort zur Belehrung Hier an— 
zuführen. Das Material zur Beurteilung der vorliegenden Frage ijt Hin- 
reichend vorhanden, und die beiden Referate, die ich außerordentlich jchäte, 
haben ganz außerordentlich zur Klärung dev Sache, ſoweit fie noch not= 
wendig war, beigetragen. Alfo wir können ung bei Hinreichender Infor— 
mation auch verjtändigen. 

Wenn nun zwei Gegner fich gegenüberftehen, jo ift es, wie bei einem 
Rechtäftreit notwendig und eine richtige Taktik, daß man fich zunächſt über 
dag verjtändigt, was man gemeinjchaftlich Hat, und dann den Streit ein— 
zufchränfen jucht auf die num noch übrig bleibenden Streitpunfte. Nach 
der Richtung find ja Zugeftändniffe auch jeitens des Kollegen Kayſer in 
ganz bedeutender Art gemacht worden, jo daß ich glaube, daß jelbjt mit 
dem Kollegen Kayſer, der bereit ala ein Befürworter unferer Theſe hier 
gejtanden hat, eine Verſtändigung möglich jein wird. 

Die Bafis, auf der wir und verjtändigen fönnen, der unbeftrittene 
Teil in unferem Parteiverhältnis, Liegt darin, daß wir erſtens — und 
darin möchte ich unfere Theſe etwas berichtigen durch die Anderung eines 
Wortes — nicht durch Refolution entjchieden Haben wollen, in welcher 
Weiſe die gejchlojjene Armenpflege anzuwenden ift. Uns liegt im wejent« 
lichen daran, gute Grundfäße für die offene Armenpflege zu finden, und 
jo wollen die Herren, welche die Theje vor fich haben, fich das jagen Lafjen, 
daß wir eine Abänderung unjerer Theje wenigſtens zu ihrer Aufklärung 
dahin vornehmen wollen, daß wir das Wort „öffentliche Armenpflege” 
abändern in „offenen Armenpflege”. Damit fcheiden alle dieſe Betrach— 
tungen über den Wert der gefchloffenen Armenpflege, die ung ja zu weit 
führen, aus. 

Nun, diefen und jenen von und, der Anhänger diefer oder jener Art 
der Unterftügung ift, von der Güte feiner Unterjtügungsart abzubringen, 
dad will ich gar nicht unternehmen. Wir werden immer Anhänger diefer 
oder jener Art der Unterjtügung haben. Wir müfjen aber doch die Stich» 
worte, die direkt unjere Parteigegenfäße erflärt haben, befeitigen; es darf 
nicht mehr heißen: hie Geldunterjtügung, hie Naturalunterftügung, ſondern 
wir müfjen nach einem Princip fuchen, nach einem einigenden Grundjaß, 
der die Grundlage für die Wahl der Art der Unterjtüßung gewährt. Und 
diefen Grundjag finden wir darin, daß wir jagen, daß in erjter Linie über 
beiden Unterjtügungsarten der Grundjaß ftehen muß, die wirtjchaftliche 
Selbjtändigfeit des Armen zu wahren und zu fchonen. Das ijt der 
Springpunft unſeres GStreites, und darüber kann eine Verftändigung heute 
erzielt werden. Herr Kollege Kayfer erkennt diefen Grundfa mit uns an; 
aus jeinen Ausführungen von Heute habe ich verichiedene Säße entnommen, 
die dafür fprechen, daß er ganz unſerer Anficht ift, — denn er hat einmal 
gefagt: der Arme weiß ſelbſt am beiten, was er braucht; er Hat ferner 
gejagt: wir jollen den Armen durch die Naturalleiftung nicht auf einen 
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Standpunkt bringen, den er wieder verläßt, wenn er aus der Armenpflege 
berausfommt; wir follen ihm alfo nicht wirtfchaftliche Gewohnheiten jchaffen, 
jondern wir jollen ihn in feiner früheren Lebensweiſe, zu der er wieder 
zurücfehren wird, belafjen, und wir Haben, wie er jagt, allen Grund, bie 
GSelbjtbeherrihung des Armen zu jchonen und zu ſtärken. Damit hat er, 
tie ich verftanden zu haben glaube, auch fagen wollen: wir jollen ihm 
feine eigene Wirtjchaftsführung überlaffen, jollen ihn nicht bevormunden. 
Und endlich hat er gejagt, daß Laufende Naturalunterftüägung direkt jchäd- 
lich ift. Das find doch Sätze, die fich vollftändig dem Sab, den wir an 
die Spitze jtellen, unterordnen laſſen, ihn unterftügen und bejtärfen. Der 
Unterfchied zwifchen ung befteht nur darin, daß der Kollege Kayſer nicht 
die Konjequenzen feiner Anjchauung ziehen will, und das Hat er darin 
ausgejprochen, daß er jagt, er will der Geldunterftüßung nicht den Vor— 
rang einräumen. a, meine Herren, ohne das geht’ aber nicht. Ich 
meine, wenn wir die Sache für reif zum Spruche Halten, dann müſſen 
wir das Zugeſtändnis abgeben, fonft wird die Sache zu einer fürmlichen 
Seeſchlange. Ich empfinde e8 als einen Drud für die Entwidlung unferer 
Thätigfeit, wenn wir an diefem Sauerteig immer noch hängen bleiben 
und noch immer uns ftreiten über Geld- oder Naturalunterftüägung. Wir 
müſſen darüber hinwegkommen und die Frage, ob im einzelnen Falle Geld» 
oder Naturalunterftüßung anzumenden ijt, ruhig der Ausübung der Armen 
pflegethätigfeit in der Heimat überlafien. Wenn wir einen Grundfaß ge= 
wonnen haben, den ich voraudgejchiet habe, dann können wir ruhig die 
Einzelthätigfeit den einzelnen Armenverbänden überlaffen und werden hier 
frei injofern, als wir nun auf dieſes Thema nicht immer wieder zuräd- 
zukommen Haben, jondern ung anderen Aufgaben zuwenden fönnen, 

Die Theſen, welche jeitend der Herren Kollegen Kayſer und Martius 
aufgejtellt worden find, find ja, wenn man den Springpunft übergehen 
will, in den beiden letzten Sätzen auch für mich acceptabel. Den erjten 
Sat würde ich nicht anerkennen, die beiden legten find ja zweifellos zu— 
zugeitehen, die da heißen: 

„Jedenfalls ſollte Naturalunterftügung nur in einer Form gegeben 
werden, welche das Ehrgefühl des Armen in feiner Weiſe verletzt.“ 
Und ferner: 
„Die beite Gewähr für richtige Anwendung der beiden Unterjtügungs- 
arten beruht in einer intenfiven Pflegethätigkeit.“ 

Ya, meine Herren, darüber ift wohl feiner von uns zweifelhaft, daß 
wir diefe Sätze unterjchreiben können, fie bringen uns aber nicht einen 
Schritt weiter. Um einen Vergleich mit der Kriegführung heranzuziehen, 
jo Halte ich die Aufftellung jolcher Thefen — ich bitte mir das nicht übel 
zu deuten — für jo unbedeutend, ala wenn z. B. die feindlichen Vorpoften 
die Feldflafchen austauschen; das ift fein Friedensjchluß, jondern ein unter: 
georbneter Punkt, der uns im Streite ſelbſt nicht weiter führt. 

Was den Herrn Kollegen Martius anbetrifft, jo ftehe ich zu dem aller- 
dings in einem jehr jcharfen Gegenſatz. Er bat fi) ja entjchieden gegen 
die Anerkennung dieſes oberjten Grundjaßes, der Wahrung der wirtichaft- 
lichen Selbftändigfeit de8 Armen, ausgeſprochen, und nach meiner Auf- 
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faſſung vollſtändig zu Unrecht. Wenn wir dem Armen nicht Vertrauen 
fchenfen wollen, dann degradieren wir ihn moralijch und erflären ihn für 
unfähig, fi überhaupt wieder zu helfen. Das widerfpricht doch unferen 
fonft beftehenden Anjchauungen. Das tft doch unfere erjte Aufgabe, daß 
wir ihm wieder aus der wirtſchaftlichen Unjelbitändigkeit heraushelfen 
wollen. Wie wollen wir da8 erreichen, wenn wir ihm nicht Vertrauen 
entgegenbringen! Er wird doch nicht dadurch unfelbjtändig, daß er in 
Armenpflege fommt, fondern der Beweis muß in anderer Weife erbracht 
werden. Und da muß ich jagen: ich habe vor dem deutjchen Arbeiter in 
wirtjchaftlicher Beziehung die größte Hochachtung, ich traue dem Arbeiter 
fo hohe wirtjchaftliche Tugenden zu, die ihm auch durch das Leben an— 
erzogen werden, daß ich nicht eine jo Hohe Kunſt des Wirtſchaftens für 
meine PBerfon habe, wie es bei dem Armen der Fall if. Meine Herren, 
wir wollen eine Art der Naturalunterftüßung nehmen, die Gewährung von 
Kleidung. Es Hingt jehr jchön, jehr Human, dem Armen ein paar Schuhe, 
einen Rod u. j. w. zu geben. Ja, ich muß aber geftehen, der ordentliche 
Arme, der einen geflidten Rod trägt, den er fchon 20 Jahre auf dem Leibe 
bat, und der Hygienifch bedenklich fein mag, und die Mutter, die ihrer 
heranwachſenden Tochter mit den zunehmenden Jahren nicht neue Kleider 
anfchafft, jondern dag kurze Rödchen immer mit neuen Fränschen verforgt 
und länger macht, — vor denen habe ich die größte Hochachtung. Und 
jolche Tugenden follen wir jtärfen! Ein Hinauffchrauben der wirtjchaft- 
lichen Stellung ift das Bedenklichite, da& e8 geben kann, denn über dem 
Arbeiter fteht der Arbeitslohn als ein Lohngefeg in diefem Sinne, d. h. er 
hat fich nach der Dede zu ftreden. Ich Tann es mir als eine furchtbar 
ſchwere Aufgabe vorftellen, ſich mit den veränderten Lohngeſetzen abzufinden 
und die MWirtfchaftsführung, wo es ſich um jo Eleine Wirtfchaften, um fo 
fleine Werte handelt, einzufchränfen. Alfo bevormunden wir den Armen 
nicht, ſondern lafjen ihn ſelbſt für fich forgen, das muß unfere Regel auch 
in der Armenverwaltung fein. 

Wenn ich auf die einzelnen Theſen noch eingebe, die von mir und 
den Herren, die fi mir angefchloffen haben, aufgeitellt find, jo mwiederhole 
ich alfo zunächſt die Bitte, jtatt des Wortes „öffentlichen“ in der erjten 
Reihe zu fagen „offenen“. Zur Erklärung des zweiten Satzes, daß die 
Geldunterftügung zur Stärkung der wirtjchaftlichen Selbjtändigfeit am 
meiſten geeignet fei, glaube ich faum etwas Eingehenderes weiter jagen zu 
dürfen. ch finde, daß es auf der Hand Liegt, daß die Geldunterftükung 
ihrer Art nach in der That am meijten geeignet ift. Im Referat des 
Herrn Dr. Kayjer find Mitteilungen aus einer Stadt enthalten, die der 
entgegengejegten Auffaffung ilt, die meint, daß die Naturalunterjtügung 
ganz beſonders geeignet wäre, die wirtjchaftliche Selbftändigfeit zu erhöhen. 
Ich verftehe das nicht. Die Kunſt des MWirtfchaftens kann ich doch nur 
dadurch zeigen, daß ich mit dem Gelde, das mir in die Hand gegeben ijt, 
auszukommen veritehe. Wenn Naturalunterftügung gegeben wird, Kleider 
oder Schuhe oder Brennmaterialien oder dergleihen, dann kann ich mich 
wirtfchaftlich nicht einrichten, das fommt mir von anderer Seite, alfo wirt- 
ſchaften ferne ich nur durch den Beſitz von Geld. 
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Dann, meine Herren, haben wir mit den Schlußthefen, wir Anhänger 
der Geldunterftühung, eine Konzeffion im Streit gemacht den Anhängern 
der Naturalunterftügung gegenüber. ch Habe aus dem Martiusfchen 
Referat gelernt, ich bin der Naturalunterftüßung etwas näher getreten — 
mein Zugeftändnis findet fich in Mr. 2 dieſes Schlußfakes, indem ich mich 
auch davon überzeugt habe, daß es richtig und empfehlenswert ijt, die 
Naturalunterftügung ala Prüfftein der Hilfsbedürftigfeit zu benuben. Aber 
darüber Hinaus, glaube ich, kann man auch nicht gehen. 

Menn nun bezüglich der Naturalunterftüßung gejagt worden ijt, daß 
die Naturalunterftügung „ihrer Art nach dazu beftimmt wäre, aus er— 
zieherifchen Rüdfichten für die Armen und zur Wahrung der figfalifchen 
Intereſſen der Armenverbände die Geldunterftüßung zu erjegen“, jo bemerfe 
ich erflärend, daß ich die erzieherifche Wirkung der Naturalunterftügung 
z. B. in folgendem ſehe. Ein Menſch, der außerordentlich gejunfen iſt 
und diefen Verfall auch in feiner Kleidung zeigt, dem kann unter Um— 
ftänden eine moralifche Stärkung zu Zeil werden, wenn ich ihm ein ordent— 
fiches Kleidungsftüd gebe; jo fann ich durch Gewährung von Kleidung 
erzieheriich auf ihn wirken, ihm jelbit eine größere Achtung vor fich bei: 
bringen. Oder es handelt fich um einen Knaben, einen Handwerkslehrling, 
der in Armenpflege fteht in einer Yamilie, die unterjtüßt wird. Er ift 
auch in der Kleidung heruntergefommen und fann wegen feiner jchlechten 
äußeren Erfcheinung feine gute Arbeitsftelle finden. Mir hat es thatjäch- 
lich bejondere Freude gemacht, wenn ich jo einem braven Jungen neue 
Kleidung geben fonnte, er fühlte fich wie neugeboren. So habe ich er— 
zieherifch auf den Knaben eingewirkt, er freute fich, e8 war eine Prämie 
für ihn, daß man ihm Zutrauen in feine Ordnungsliebe jchenkte, und er 
entwidelte danach eine ſtärkere Arbeitäluft. 

Und nun, meine Herren, „zur Wahrung der wirtichaftlichen Intereſſen 
der Armenverbände“ die Naturalunterftüäßung zu empfehlen, das verftehe 
ich jo, daß unter Umftänden, wie es in den Städten Meb, Leipzig und 
früher ja wohl in Mannheim der Fall war, Kommunalbädereien 3. B. ein» 
gerichtet werden, um billiges Brot zu liefern. Das iſt eine Einrichtung, 
die man unter Umftänden anerkennen fann. Aber Sie werden mir zugeben, 
eine weitere Verbreitung fünnen derartige fommuniftifche Einrichtungen bei 
ung nicht finden. Bon Leipzig haben Sie gehört, daß bei dem Antrage 
des Magijtrats, des Rats der Stadt, auf eine Ausdehnung der Bäderei 
die Stadtverordnneten erklärt Haben, daß fie das nicht billigen, weil durch 
eine zu große Ausdehnung derartiger ftädtifcher Inſtitute die Privatbädereien 
geichädigt würden. Alfo an eine große Entwidlung folcher Inſtitute ift 
nicht zu denken, wir haben ung nur mit einzelnen Einrichtungen abzufinden, 
und deren Wert ijt ja unverkennbar, weil der Arme billigere® und ge= 
jundes Brot befommt, jo daß ihm perfönlich geholfen ift und auch der 
Stadt in ihrem Budget geholfen ift, indem fie billiges Brot zu verichaffen 
in der Lage geweſen ilt. 

Meine Herren, diefe Erklärung Hatte ich zu unferen Theſen zu geben. 

Nun möchte ich noch einen Punkt hervorheben. Sch bin nämlich der 
Meinung, daß die Naturalunterftügung nicht die billigfte Art der Unter- 
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ftügung ift. Die billigite Armenpflege ift die gründliche Armenpflege. Die 
Befürchtung, daß die Naturalunterftügung in großem Umfange angewendet, 
den Gemeinden große Koften macht, Habe ich, und diejer Verdacht, der jo 
bei mir entftanden ift, Hat auch in Zahlen jeine Begründung gefunden. 
Ah Habe aus den Kayſerſchen Zahlen 3. B. vergleichaweife Städte wie 
Breslau, Leipzig und München gegenübergeitellt und will Ihnen die Zahlen 
in Erinnerung bringen, rejp. aus dem Referat hHerausgreifen. Wir haben 
in den Kayſerſchen Zahlen ala Summe der Geld- und Naturalunterftüßungen 
in diefen drei Städten folgende Zahlen vor und. Breslau, München und 
Zeipzig, bemerfe ich, find der Einwohnerzahl nach ziemlich gleich groß, es 
find nur geringe Unterjchiede. München hat 447000 Einwohner ungefähr, 
und die Herren in Breslau fennen ja ihre Eimmwohnerzahl auch, und fo 
jteht e8 mit Leipzig auch, jo daß die Kayſerſchen Zahlen bezüglich der 
Größe der Einwohnerzahl wohl ala maßgebend angejehen werden fünnen. 
Bei aljo jajt gleicher Einwohnerzahl und bei einem gleichartigen Charakter 
der Städte, fomweit die Armenpflege dabei intereffiert ift, wird in Breslau 
eine Summe von 529000 ME. jährlich ausgegeben; in Leipzig eine Summe 
von 641000 Mt., in München dagegen beinahe eine Million, beinahe dag 
Doppelte von Breslau, nämlich 935 000 Mt. München hat, troßdem die 
Naturalunterſtützung nur bei einmaligen Unterftüßungen gegeben wird, doch 
in jehr erheblihem Maße die Naturalunterjtügung; es iſt ein jehr erheb- 
licher Betrag von 180000 bis 200000 ME. für Naturalleijtungen aus— 
gegeben. Nun will ich ja nicht ohne weiteres unbedingt an diefe Zahlen 
mich anfchließen, fie unbedingt für richtig halten, weil wir leider feine ein— 
beitlichen Grundfäge für die Aufnahme unſerer Armenjtatiftit haben, aljo 
es fann 3. B. ein wejentlicher Faktor das Bild ganz anders gejtaften, wenn 
etwa die Städte nicht gleichartig die Ausgaben, die für die gejchloffene 
Krankenpflege etwa gemacht find, mit aufgenommen Haben; Hat die eine 
Stadt Kranfenpflegefoften in diefe Zahlen aufgenommen und die andere 
nicht, dann find die Zahlen natürlich nicht vergleichbar. Alfo ich kann die 
Zahlen nur unter der Vorausſetzung, daß fie gleichartig find, Hier nehmen. 
Und daher weijt diejes Beiſpiel jedenfall® nach, daß die Stadt, die vorzugs— 
weile Naturalunterftügung hat, erheblich mehr ausgiebt als die andere. 
Gin zweiter Vergleich, den ich mir jo gezogen habe, betrifft Nürnberg 
und Magdeburg. Magdeburg ilt fogar an Einwohnerzahl noch größer ala 
Nürnberg; Magdeburg hat 223000 Einwohner, Nürnberg 213000, und 
dabei giebt Nürnberg im ganzen 330000 ME. in Summa jährlich aug, 
während Magdeburg 272000 ME. ausgiebt. Ich meine, auch diefe Zahlen 
iprechen dafür, daß die Naturalunterjtüßung fisfaliich ihre Bedenken Hat. 
Zum Schluß möchte ich noch mit dem Herrn Kollegen Martius in 
einem Punkte abrechnen. Er jtellt meiner Behauptung, daß der Arme ge- 
wiffermaßen ein Recht auf Geldunterjtügung habe, entgegen, daß von einem 
jolchen Rechte nicht geredet werden fönne, da die Armenverwaltung allein 
darüber zu bejtimmen Habe, was dem Armen gut ift. Und, meine Herren, 
diefer Satz ijt ja zweifellos anzuerkennen, aber dadurch, daß wir die Macht 
über den Armen haben, Haben wir noch nicht das Recht, ihn willkürlich 
zu behandeln, fondern wir find genötigt, gewifjenhait zu prüfen, wie wir 
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die wirtichaftliche Selbftändigkeit des Armen wahren. Und dieſer Schluß 
punkt ift auch der Ausgangspunkt, daß wir die wirtfchaftliche Selbjtändig- 
feit de Armen als den Kernpunft der Trage anfehen, und dieſen Sat 
bitte ich die Herren zu bejahen, damit wir über den Streit, der lange 
genug jchon gefchwebt Hat, hinwegkommen. ch empfehle Ihnen danach 
unfere Thefen zur Annahme. 

(Bravo!) 


Borjigender: Zur Gejchäftgordnung habe ich noch mitzuteilen, daß 
einige Herren zum Feſtmahl gemeldet find, aber die Karten noch nicht in 
Empfang genommen haben. Ych erjuche fie, das gefälligft nachzuholen, 
damit die Einrichtungen entfprechend getroffen werden können. Gbenjo find 
mehrere Herren zur Fahrt nach Fürftenjtein gemeldet, haben aber die Karten 
noch nicht gelöft, auch hier bitte ich, da& baldigſt nachzuholen. 

Das Wort hat Herr Beigeordneter Freiherr von der Goltz (Straßburg). 


Beigeordneter Freiherr von der Golf (Straßburg i. E.): Meine 
verehrten Damen und Herren! Wenn ich den Gindrud, der mir über Die 
Berhandlungen des Themas: Naturalunterjtügung oder Geldunterjtügung 
heute geworden ijt, kurz zufammenfafjen ſoll, jo iſt es der: in den früheren 
Berfammlungen Krieg mit heftigen Gefechten und Schlachten, — heute das 
Beitreben aller Parteien, Frieden zu fchließen. Die Frage, um die e8 ſich 
heute für ung handelt, ift lediglich die: auf welche Bedingungen Hin ſoll 
der Friede gejchloffen werden? Die Herren Referenten gipfeln in dem Satze: 
Naturatunterftüßung und Geldunterftügung find beide gut, es fommt nur 
darauf an, daß fie in der richtigen Weiſe angewendet werden; die Herren 
Antragfteller ftimmen in einzelnen Punkten mit ihnen überein, erklären die 
Naturalunterftügung unter beftimmten Borausfegungen auch Tür zuläffig, 
wollen aber grundjäßlich der Geidunterftügung den Vorzug geben. 

Menn ich mir dad Wort erbeten habe, jo ift der Zwed der geweſen, 
dafür einzutreten, daß die Thejen der Referenten und nicht die der Antrag- 
fteller, und zwar wegen dieſes nun einmal aufgejtellten grundjäßlichen 
Gegenjates angenommen werden. ch gebe letzteren, insbeſondere Heren 
Stadtrat Jakſtein, zu: das Gebiet der Geldunterſtützung ijt das viel weitere, 
die Grundlage einer Armenpflege wird immer die Geldunterjtügung bleiben 
müflen; ich gebe aber nicht zu, daß die Form der Geldunterftügung 
eine befjere iſt als die der Naturalunterftüßung. Sch glaube, daß die 
Herren, die für die Geldunterftüßung ala die befjere Art der Unterſtützung 
eingetreten find, doch einen der Fundamentalſätze des Elberfelder Armen- 
pflegeiyftems nicht gebührend Hierbei gewürdigt Haben, und das ift der 
Grundjaß der Individualiſierung. Es kommt nicht darauf an, ob eine 
Armenverwaltung grundjäßlich Geldunterftüßung, grundfäßlih Natural- 
unterftüßung giebt, jondern es fommt einzig und allein darauf an: Geld- 
unterftügung am richtigen Plate, Naturalunterftügung am richtigen Plabe. 

(Sehr richtig! Lebhafter Beifall.) 

Ih bin Vertreter einer jüddeutichen Stadt, und bei dem lebhaften 

Sinterefle, das diefes Thema auf früheren VBerfammlungen gefunden hat und 
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auch hier findet, gejtatten Sie mir vielleicht, ein kurzes Bild zu geben, wie 
wir die Naturalunterftügung üben. Der Kernpunkt jür die Naturalunter- 
ftüßung iſt bei ung die Unterftügung mit Brot. Wir gehören zu den 
glücklichen Städten — ich darf es wohl jagen —, die eine große Bäckerei 
befiten, die zu gleicher Zeit den Zweden unjere® Spital und den Zwecken 
der Armenverwaltung dient. Bon diejer Bäderei werden große Quantitäten 
vorzüglichen Brotes hergeſtellt. Dieſes Brot geben wir auch als Laufende 
Unterftügung insbefondere an alle alten, erwerbaunfähigen Perfonen und 
Witwen mit vielen Kindern. Wir glauben nicht, daß wir durch die Ger 
währung diejer Unterjtüßungen die Selbftändigfeit der Armen in unzuläffigem 
Maße beichränfen. Die Wirkung diefer Unterftügung ift, daß wir ein 
Drittel gegenüber Geldunterftügungen jparen und entjprechend mehr auf 
andere Unterftügungen verwenden können. 

Eine weitere Unterftüßung, die in Straßburg in erheblichen Maße 
angewendet wird, ift die Suppe. Für die Wintermonate wird eine Suppen 
anjtalt eröffnet, die je nach dem Winter 150 000 bis 300 000 Portionen 
ausgiebt. Es ift auch hier wieder das finanzielle Intereſſe jehr erheblich 
geweſen; weiter aber hat fich die Gewährung von Suppe ala ein jehr 
wichtiges Mittel, welches ja auch die Gegner der Naturalunterftühung als 
berechtigt anerkennen, erwiefen, um das Vorhandenſein der Hilfsbedürftigkeit 
zu prüfen. Wir haben Häufig die Erfahrung gemacht, daß Familien, denen 
die Suppe bewilligt war, troßdem fie nur wenig entfernt von der Suppen- 
anftalt wohnten, dieſe nicht abholten. Wir geftatten nämlich nicht nur, 
die Suppe in der Anjtalt ſelbſt zu verzehren, fondern weitaus die Mehrzahl 
wird in die Wohnung entnommen. Meine Herren, ich glaube, e8 iſt eine 
gefunde Armenpflege, wenn wir denjenigen, welche die Suppe nicht abgeholt 
haben, jede Geldunterftügung verweigert haben. 

Ich komme ferner auf eine dritte Art der Naturalunterftügung, es iſt 
die Erankheitsfeimfreie Milch, die wir neuerdings eingeführt haben, gewiß 
eine Naturalunterjtügung, die ihre Berechtigung hat. Wir haben in Straß- 
burg eine jehr Hohe KHinderfterblichkeit und Halten diefe Milch für ein Mittel, 
um dieſe Sinderjterblichkeit zu bekämpfen. Die krankheitskeimfreie Milch 
£oftet im Handel 20 Pfennige das Liter; die Armenverwaltung Hat einen 
Bertrag geichloffen, wonach fie fie zu 15 Piennigen befommt. Ich glaube, 
auch dies iſt wieder ein Gebiet, in dem die Naturalunterftügung durchaus 
angezeigt iſt. 

Neuerdings find wir auch dazu übergegangen, Kartoffeln in beſchränktem 
Maße, insbefondere an finderreiche Familien und Witwen mit Kindern 
auszugeben. Die Beobachtung, die ung hierzu geführt hat, war die, daß 
die armen Leute, weun fie ihre Kartoffeln kaufen, fie in fchlechter Qualität 
jehr teuer bezahlen müfjen, weil fie eben nur Kleine Quantitäten mit einem 
Male entnehmen können. Der finanzielle Gefichtspunft und der Geſichts— 
punft, daß die Armen gute nahrhafte Kartoffeln Haben follen, hat dazu 
geführt, daß wir im Herbft und Winter mehrere Male von diefen von uns 
angefauften Kartoffeln abgeben. 

Sch komme weiter auf die Kleidung; es ift das einer der Punkte in 
dem Syitem der Naturalunterſtützung, der jehr vielfach angefeindet worden 
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ift. Hier ift ein anderer Gefichtöpunft, der ung wejentlich dazu geführt 
hat, die Naturalunterftügung an Kleidung nicht einzufchränfen, ein Um— 
itand, der gejtern berührt worden ift. Straßburg bat ein ſtarkes Über- 
angebot von weiblichen Arbeitskräften und insbeſondere jolchen, die in ihrer 
Erwerbsfähigkeit mehr oder weniger Schaden gelitten haben. Es erjcheint 
aber dringend erwünjcht, den Reit der dieſen verbliebenen Arbeitsfähigfeit 
noch zu verwerten. Wir betrauen daher folche Perfonen mit der Anferti= 
gung der KHleidungaftücde, welche an Arme ausgegeben werden und erreichen 
dadurch, daß fie auf diefe Weije einen noch immerhin nennenswerten Wer: 
dienjt erzielen. Für die Ausgabe der Kleider an Arme hat gerade Herr 
Stadtrat Jakſtein einige der Gründe angeführt, die in einzelnen Fällen 
dieſes Verfahren gerechtfertigt erjcheinen laffen. Der Übelftand,, der häufig 
beklagt wird, daß Kleider verkauft werden und der Erlöß verjubelt wird, — 
ja, meine Herren, jpricht nicht dasjelbe gegen die Geldunterjtüßung? Die 
Geldunterjtügung kann auch in das nächjte Wirtshaug getragen und dort 
vertrunfen werden — es ift ganz dasjelbe, ala wenn ein Kleidungsſtück 
verkauft und das Geld zu unnüßen Zmweden vergeudet wird. Gegen das 
Berjegen von Kleidungsſtücken haben wir dadurch Vorſorge getroffen, daß 
fie in einer unablösbaren Art gekennzeichnet find, und daß das ſtädtiſche 
Leihhaus die ftatutarifche Beltimmung Hat, daß derartig gekennzeichnete 
Gegenjtände nicht ala Pfand angenommen werden können. 

63 bleiben noch zwei Arten der Naturalunterjtügung übrig; zunächit 
das Brennmaterial. Hier kann ich dem Herrn Jakſtein und Genofjen Kon— 
zeffionen machen. Ich gebe zu, daß fich gegen die Naturalunterjtügung in 
Brennmaterial wejentlihe Gefichtspunfte anführen laſſen. Vielleicht geht 
die audgiebige Gewährung von Brennmaterial in der Beſchränkung der 
wirtfchaftlichen Selbjtändigfeit der Armen etwas weit. Wir find in Straß- 
burg aber jchon darauf angewiejen, Brennmaterial auszugeben, weil die 
(öbliche Gewohnheit einer Reihe von Kohlenhändlern bei ung bejteht, bei 
Eintritt der Kälte der Armenverwaltung größere Mengen von Kohlen zur 
Verfügung zu jtellen. Hier gebe ich auch zu, daß ein Punkt uns aufge: 
jtoßen ijt, der gegen die Naturalunterftügung angeführt werden fann. Es 
war nicht felten, daß das gelieferte Brennmaterial an Güte oder Menge zu 
wünjchen übrig ließ. 

Ich komme endlich noch auf die viel umjtrittene und heiß bekämpfte 
Mietsunterftügung. Auch Hier gebe ich zu, daß eine zu weite Ausdehnung, 
ganz abgejehen davon, daß fie unpopulär ift, große Gefahren in fich jchließt. 
Aber, meine Herren, was wollen Sie machen, wenn in einer Stadt, 
wie beijpielamweife Straßburg, die Gefahr für Finderreiche Familien, dauernd 
obdachlo8 zu werden, außerordentlich groß ift, wenn mehrere Mtietstermine 
aufgelaufen find, und einer jolchen Yamilie nun die legte Mahnung ſeitens 
des Vermieters zugeht: zahlen oder die Wohnung räumen! Was bleibt 
der Armenverwaltung anders übrig ala — der Not gehorchend, nicht dem 
eigenen Triebe — in diejen Fällen die Miete zu bezahlen ? 

Meine Herren, ich habe e8 für zwedmäßig gehalten, eingehend die 
heimifchen Berhältniffe Ihnen darzuftellen, weil ich in der Erläuterung der- 
jelben zugleich die beite Verteidigung des Gates finde, den ich für den 
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richtigen Halte: Geldunterftügung und Naturalunterftügung, find beide 
qut, wenn fie am richtigen Plate und in der richtigen Weiſe angewendet 
werden. 

Ich bitte daher, die Leitjäße der Herren Referenten anzunehmen. 


Vorſitzender: Herr Bürgerineifter Künzer (Pofen) hat das Wort. 


Bürgermeifter Künzer (Pojen): Meine Damen und Herren! Sch 
habe mich zunächft zum Wort gemeldet, um gegen eine Bemerkung zu 
protejtieren, welche die Stadt Pofen betrifft und welche fih im Schluß- 
paragraphen des gedrudten Berichts des Herrn Referenten befindet. Dort 
ftellt er nämlich gegenüber die Städte, in denen in letter Zeit eine Ent- 
widlung von der Naturalunterjtüßung zur Geldunterftügung und anderer- 
jeit3 die, bei denen eine folche von der Geldunterftügung zur Naturalunter- 
ftüßung zu beobachten fei. Unter den erfteren, bei denen eine Ausdehnung 
zu Gunjten der Geldunterſtützung fich bemerkbar machte, figuriert auch die 
Stadt Pojen. Wenn die übrigen Städte, die dort genannt find, fich in 
derjelben Lage befinden wie Poſen, jo muß ich jagen, daß die Beobachtung 
des Herrn Referenten nicht zutreffend ift. In der Stadt PBofen iſt es näm— 
lich genau entgegengejeßt. Wir haben bis vor etwa 6 Jahren jo gut wie 
gar feine Naturalunterjtügung gehabt, nur Brennmaterial und Bekleidung 
von Rindern; erit vor 6 Jahren find wir in erweitertem Umfange zur Ge— 
mwährung von Raturalunterftüßung übergegangen und haben insbejondere die 
Verabfolgung von Brot, Milh und Mittageffen eingeführt und in be- 
ſchränktem Umfange auch die Bekleidung erwachjener Perjonen. So ilt es 
auch bis heute geblieben; wenn in leßter Zeit vielleicht eine Eleine Ab- 
dämmung jtattgefunden bat, jo hat das feine Urjache nur in den Miß- 
bräuchen,, die naturgemäß auch bei diefer neuen Art der Unterftühung ein— 
getreten find. Es verjteht fich von jelbit, daß bei jeder Anderung in der 
Art und Weiſe der Armenfürforge in der Regel zuerſt alles jchön und 
glänzend geht, nachher jtellen fich kleine Mängel Heraus, die dahin führen, 
daß bis zu einem gewiſſen Grade ein jcheinbarer Rückſchlag eintritt. Man 
denkt in Pojen aber gar nicht daran, von der Naturalunterftüßung etwa 
wieder zurüdzufehren zur ausnahmsloſen Geldunterjtüßung, und zwar aus 
dem einfachen Grunde, weil wir auch auf dem Standpunfte ftehen, den der 
Herr Vorredner jehr richtig betont Hat, daß in einem Falle Geldunter- 
ftüßung das Richtige ift, in einem anderen Falle aber Naturalunterftüung 
das allein Zwedmäßige. 

Für uns war feiner der Gründe maßgebend, welche die Herren Antrag: 
fteller Zakjtein und Genofjen in ihren Thejen als die einzigen angegeben 
haben, welche allenfalls zur Anwendung don Naturalunterjftügung berech— 
tigen jollen. Weder waren es erzieheriiche Rüdfichten für die Armen, noch 
war ed gar die Wahrung des fisfalifchen Intereſſes des Armenverbandes; 
das letztere in den Vordergrund zu ftellen, ijt ſchon ohnehin außerordentlich 
bedenklich, das erftere ift aber entjchieben nicht das allein Maßgebende. 
Tür uns war vielmehr ganz etwas anderes maßgebend, nämlich der Wunfch, 
die Lebenshaltung der Unterjtübten zu verbeſſern. Wir hatten die Beob- 
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achtung gemacht, daß unfere Geldunterjtügungen niedrig waren, daß die 
Leute mit den Unterjtüßungen jchwer außfamen, und äußerlich dofumentierte 
ſich das durch ein ziemlich jtarkes Bettelunwefen auf den Straßen und in 
den Häujern. Nun gab es für uns zwei Mittel: Erhöhung der Geld- 
unterftüßung oder Ergänzung der Geldunterftüßung durch Naturalunter- 
ftügung. Gegen das erjtere Mittel jprach eine Beobachtung, die wir eben- 
alla gemacht Hatten, und die darin bejtand: erhöhte man die Geldunter- 
ſtützung, jo war die Folge, daß der Mietzins, den der betreffende Unter» 
jtüßte zu zahlen Hatte — meijt nicht an den Hauswirt direkt, jondern an 
einen Aitermieter —, in die Höhe ging; gaben wir 6 Mi. und erhöhten 
wir fie auf 9 ME. monatlich, jo war die Folge, daß der Betreffende an 
feinen Aftermieter 8 ME. oder gar 9 Mi. abzuführen hatte, während der 
Bermieter fi) früher mit 6 ME. begnügt hatte. Wollten wir wirklich den 
Armen nüben, dann mußten wir in anderer Weiſe helfen. Und das thaten 
wir durch Einführung dev Naturalunterftüßung. Der typifche Fall der 
Armenunterftügung ift ja doch nicht der des Trinkers, ift auch nicht der 
des wirtſchaftlich Unzuverläffigen, jondern die alleinitehende alte Frau oder 
die Witwe mit den vielen Kindern. Ya, wollen Sie einer derartigen Yrau 
oder Familie wirklich Helfen und in einer jolchen Weiſe, daß es auch den 
Familienmitgliedern jelbjt zugute fommt, jo können Sie das, glaube ich, 
am wirffamsten nur durch die Naturalunterftügung. Die des Mannes be= 
raubte Frau ift, wenn man fo jagen darf, zunächjt meiſt wirtjchaftlic) 
„unſelbſtändig“ und „unzuverläffig“. Der Mann bat bisher für die Be— 
Ihaffung der notwendigen Gegenjtände geforgt, und die frau ift an ein 
höheres Einfommen gewöhnt, nun fol fie fi) mit einem Male mit einem 
beſchränkteren Wirtjchaftsgeld begnügen und foll davon den Gejamtbedarf 
für die Familie befchaffen. Das wird fie häufig nicht fertig befommen, 
und da iſt ed, glaube ich, Sache der Armenverwaltung, ihr auch zu helfen. 

63 find num drei Gründe hier gegen die Naturalunterftühung principiell 
geltend gemacht, auf die ich noch kurz eingehen möchte. Daß das Ehr- 
gefühl des Armen bei der Geldunterftügung befjer geſchützt jein ſoll als bei 
der Naturalunterftügung, daß ferner die Gabe, mit dem Vorhandenen aus— 
zufommen, ausgebildet werden ſoll, und drittens die Mißbräuche, die mit 
der Naturalunterftüßung vorgekommen jeien. 

Was den erjten Punkt, das Chrgefühl,. betrifft, jo möchte ich mich 
nicht auf den — fentimentalen Standpunkt möchte ich es nennen — jtellen, 
den einer der Herren Vorredner hier eingenommen hat. Der Arme, der 
den Weg zum Armenpfleger findet, hat bereits fich in eine Lage begeben, 
in der er die erite Scheu überwunden hat. Nicht die Frage, ob er nach— 
der die Unterftügung in Naturalien oder in Geld bekommt, ijt das 
Entjcheidende für die Überwindung feines Schamgerühls, jondern der erſte 
Schritt; wenn man ihm den erleichtert, und wenn man ihm den fo ein- 
richtet, daß in der That nichts Entehrendes darin liegt, dann, glaube ich, 
fann man in der zweiten Beziehung fehr viel weiter gehen. Die Frau, die 
fünf Kinder zu ernähren bat, die kann fie naturgemäß nicht ſelbſt erhalten; 
das weiß fie nicht nur, das weiß ihre ganze Umgebung; es ift für fie feine 
Schande, Armenunterftüßung zu befommen; und ob fie die in Geld be- 
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fommt oder in einer Suppenküche ſich das Eſſen durch ein Kind holen 
läßt oder jelbft da8 Geld vom Armenpfleger Holt, das kommt jchließlich 
auf dasjelbe Heraus. Wir Haben es in der amtlichen Armenpflege doch 
nur ausnahmsweiſe mit „verſchämten“ Armen zu thun. 

Was nun die Gabe anbetrifft, mit dem vorhandenen auszufommen, 
welche durch die Geldunterftüßung anerzogen werden fol, jo it es jehr 
ſchön, wenn jemand dieſe Gabe hat. Sie anerziehen iſt eine pädagogijche 
Maßregel; aber für die ausgewachjene meiſt ältere Perfon, die der öffent- 
lichen Armenpflege anheimgefallen ift, iſt es häufig jchon dazu jehr ſpät, 
und da wird das Bemühen nicht mehr allzu viel Erfolg haben. Selbſt— 
verjtändlih muß man die wirtfchaftliche Selbitändigfeit fchonen und aufs 
ftrengjte berüdfichtigen ; deswegen bin ich mit dem erjten Saß der Thefen 
der Herren Jakſtein und Genofjen volljtändig einverjtanden. Aber Ddiefe 
pädagogijchen Rüdfichten, die Hier jo jcharf betont find, kommen in der 
Öffentlichen Armenpflege doch nicht in diefem Maße in Betracht; die jpielen 
in der privaten Wohlthätigfeit eine wejentliche Rolle, und die jpielen bei 
der vorbeugenden Armenpflege und bei den wenigen wirklich verſchämten 
Armen eine Rolle, mit denen die öffentliche Armenpflege nur gelegentlich 
einmal zu thun hat. 

Bleiben alfo nur noch die Mißbräuche. Ja, meine Herren, Miß— 
bräuche fommen, wie der Herr Vorredner bereit? ausgeführt hat, mit Geld— 
unterftügung ganz ebenjo dor und werden auch andererjeit3 nicht vermieden, 
wenn nach dem Wunfche der Herren Jakſtein und Genofjen verfahren wird, 
die die Naturalunterjtügung bei unjelbjtändigen Perſonen zulaffen wollen, 
in&bejondere für die Trinker. Ja, die Milchmarken oder Brotmarken kann 
auch der Trinker verkaufen, er fann auch die Suppe an Fremde abtreten 
und in Spirituofen umfegen. Da ijt e8 eben Sache der Armenpfleger, die 
ja nur wenige Arme zur Kontrolle überwiefen befommen follen, aufzupaffen 
und Mißbräuche zu verhindern. 

Ich glaube nicht, meine Herren, daß unfere Zeit auf eine Entwidlung 
von der Naturalunterftügung zur Geldunterftübung deutet; ich glaube viel- 
mehr, wir befinden uns im Gegenteil in einer Zeit, in der die Natural- 
unterftüßung wieder größere Bedeutung befommt als die Geldunterjtügung, 
die eine zeitlang die dominierende Rolle gefpielt hat. In einer Zeit, in 
welcher die Volkshygiene eine Stellung einnimmt, wie in unferer jeigen, 
ift einer der wichtigjten Gefihtspunfte die richtige und gute VBolfsernährung. 
Und diefe erreichen wir auf dem Gebiet der Armenpflege meiner ilber- 
zeugung nach leichter durch Naturalunterjtügung als durch Geldunterftügung, 
jelbftverftändlich nur im Regelfall, nicht im allgemeinen. Nicht die Rück— 
fiht auf den Armen oder gar auf die fiskaliſchen Intereffen der Armen- 
verbände find für Art und Umfang der Armenunterjtüßung allein bejtim- 
mend, jondern die vitalſten ntereffen der Gejamtheit, welche die Erhaltung 
und Stärkung der Volfägefundheit, der Volkskraft gebieterifch fordern, 

Ih glaube deswegen, daß wir nicht den Anträgen der Herren Jakftein 
und Genofjen beiftimmen £önnen, fondern daß wir ung vielleicht, wenn uns 
die Theſen der Herren Referenten etwas zu allgemein und unbejtimmt ge- 
halten erjcheinen, einigen fönnen auf die beiden erſten Sätze der Thejen 
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Jakſtein und Genofjen; alles übrige aber in diefen Theſen möchte ich Sie 
dringend bitten, als viel zu eng gefaßt, zu ftreichen. 


Borfigender: Das Wort Hat Herr Beigeordneter Dr. Schmidt 
(Mainz). 


Beigeordneter Dr. Shmidt (Mainz): Meine Damen und Herren! 
Ih werde Sie nur ſehr kurze Zeit in Anfpruch nehmen. Sch bin mit den 
Ausführungen des Herrn Stadtrats Jakſtein einverftanden und wollte nur 
noch einiges Hinzufügen. Wir Hatten zunächſt die Abficht gehabt, eine 
Einigung zwijchen den verjchiedenen Meinungen herbeizuführen, die fich ja 
jchon in der früheren Berhandlung gezeigt haben, wo e3 hieß, hie Natural- 
unterftüßung und bie Geldunterftügung. Wir waren aber weiterhin der 
Anficht, daß Sätze, wie fie die Herren Referenten gemeinjchaftlich aufgeftellt 
haben und wie fie einer derjelben ſelbſt als farblos bezeichnet hat, ung hier 
nicht dienen können, daß wir vielmehr als Ergebnis unferer Verhandlungen 
eine ganz beftimmte Direktive bezüglich der Natural» und Geldunterftüung 
erreichen müflen, daB uns ein Gefichtöpunft gegeben werden muß, unter dem 
Natural» oder Geldunterftügung auf ihren Wert beurteilt werden können, 
und ich glaube, daß durch unfere Theſen diefer Zweck erreicht wird. 

Meine Herren, wir, die wir die Thejen mit Herrin Jakſtein unter- 
zeichnet Haben, gehen davon aus, daß die Naturalunterftügung an ſich und 
die Geldunterftügung an fich weder gut noch fchlecht find, jondern daß fie 
erſt durch die Ausführung, durch die Art und Weiſe, wie fie angewendet 
werden, gut oder fchlecht werden. Wir müſſen aber deswegen den Geſichts— 
punkt bezeichnen, unter dem die Geld- oder Naturalunterftügung anzu— 
wenden it. Meine Herren, wir find der Anficht, daß der Gefichtöpunft, 
den das Elberfelder Syitem als einen wejentlichen für die Armenpflege auf: 
geitellt Hat, und der wohl dem jElberfelder Syjtem eine jo große Aus— 
dehnung gegeben hat, auch bier maßgebend fein muß. Diefer Gefichtspunft 
ift der, daß e3 vor allen Dingen darauf ankommt, in der Armenpflege die 
Gelbitändigfeit des Unterftüßten zu wahren, zu fördern und aufrecht zu er— 
halten. Oder wenn wir noch etwas höher hinauffteigen und das anders 
ausdrücken wollen, jo können wir jagen: die Unterftüßung und die Armen» 
pflege ift nicht um ihrer jelbftwillen da, jondern fie ift da, um die Not- 
wendigfeit der Armenpflege aus der Melt zu fchaffen. 

(Sehr richtig!) 

Und, meine Herren, diefem Gefichtspunft wird, wie Herr Jakſtein ſchon aus— 
führte, in erſter Linie die Geldunterftügung gerecht; ihm kann aber unter 
befonderen Umjtänden auch ſehr wohl die Naturalunterftügung gerecht 
werden. Das fehen Sie aus der Anwendbarkeit, die wir für die Natural: 
unterjtüßung in den Theſen angegeben haben, nämlich bei wirtichaftlich 
unzuberläffigen Perjonen iſt es zwedmäßig, Naturalunterftüßung zu geben, 
und außerdem foll die Naturalunterftügung fein ein Prüfftein der Hilfs— 
bebürftigfeit, um Leute, die nicht verdienen, unterjtüßt zu werden, von der 
Armenpflege fern zu halten. Wer in der Armenpflege längere Zeit thätig 
war, weiß jehr wohl, daß, wenn wir folche Perjonen auf eine Anjtalt 
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verweilen, wo fie unter Aufficht zu Mittag jpeifen follen, fie von Unter- 
ftüßung nichts mehr wifjen wollen. Das alles entjpricht jenen Grundſätzen 
des GElberfelder Syſtems, die ich erörtert habe, und ich glaube, wir werden 
bier vollftändig einig gehen. 

Meine Herren, in Einzelheiten will ich mich nicht einlaffen; ich wollte 
nur noch einen Punkt betonen. Es ift wiederholt bei den Verhandlungen, 
inöbejondere auch von Herrn Freiheren von der Golg unter Verwendung 
des Beifpield der frankheitsfeimfreien Milch, verfucht worden, den Vorzug 
der Naturalunterftügung dor der Geldunterftügung dadurch zu belegen, daß 
man fagt, erſtere biete Vorteile für die Unterftüßten, die fie fich ſonſt nicht 
verschaffen können. Dieſe Beweisführung Halte ich für unzutreffend. ch 
bin jelbjtveritändlich der Anficht, daß es richtig iſt, krankheitskeimfreie 
Milch Herzuftellen, um diefe an bedürftige unbemittelte Leute, die nicht 
in der Lage find, fich Eranfheitsfeimfreie Milch zu dem üblichen hoben 
Preis zu beichaffen, gegen den Preis von gewöhnlicher Milch oder auch 
unentgeltlich auszugeben. Dieje Einrichtung muß aber eine für alle uns 
bemittelte Zeute gleichmäßig zugängliche fein, und fie Hat mit der Frage, 
ob Naturals oder Geldunterftügung die richtige ift, nichts zu thun. 
Wenn wir von Unterftüßung und von Unterftüßten reden, jo meinen wir 
einen ganz engen Kreis von Perfonen, die aus der Öffentlichen Armenkaſſe 
Unterftügung erhalten, und ich bin der Meinung, daß es nicht richtig ift, 
dieſe Leute noch beſonders zu begünftigen gegenüber andern armen Leuten, 
die das Geld, das für die öffentliche Armenpflege verwendet wird, im 
Schweiße ihres Angefichtd verdienen müſſen. Dieje Einrichtung muß viel- 
mehr jo bejchaffen fein, daß in gleicher Weiſe nicht unterjtüßte Unbemittelte 
mit ihrem jelbjtändigen Einkommen und Unterjtügte mit ihrer Geldunter- 
jtügung an ihr teilnehmen können, ohne daß dieſe oder jene Hierzu ger 
jwungen werden. 

Meine Herren, wie gejagt, unfer Streben war, einheitliche Grundjäße 
und ein einheitliches Princip für die Verwendung der Natural und der 
Geldunterftügung aufzuftellen, und wir hoffen, daß dag mit unjeren Leit— 
fügen — die vielleicht amderd redigiert werden fünnen — erreicht werben 
fann. Herr Jakſtein jagte bereits, daß die offene Pflege in den Leitfägen 
betont werden fol; ferner würde ich der Anficht fein, daß die in unjeren 
Thejen enthaltenen Worte „und zur Wahrung der fisfalifchen Intereſſen 
der Armenverbände” von minderer Bedeutung find und geftrichen werden 
fönnen. 


Borfigender: Es ift ein neuer Antrag eingegangen von den 
Herren Stadtrat Ludwig Wolf und Beigeordneter Aders: 

Bei Ausübung der offenen Armenpflege ift das Ehrgefühl und die 
wirtjchaitliche Selbjtändigfeit des Armen thunlichjt zu wahren, bezw. 
auf deren Wiedererweckung hinzuwirken. 

Die beite Gewähr für richtige Anwendung der beiden Unterjtügungs- 
arten, Natural» und Geldunterftüßung, bietet eine ſorgſame Pflegethätig- 
feit unter Berüdfichtigung der vorhandenen lokalen Verhältniſſe. 

Das Wort hat Herr Stadtrat Dr. Münfterberg (Berlin). 
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Stadtrat Dr. Münfterberg (Berlin): Mir jeheint bei der Diskuſſion 
ein flein wenig die Empfindung für die allgemeine Grundlegung des 
Syitemd von Geldunterftüßung und von Naturalunterftüßung in den 
Hintergrund getreten zu fein. Sch habe das Gefühl, als wenn die Mehr: 
zahl der Redner eigentlich bei ihren Ausführungen vor allem einzelne 
Andividualitäten vor Augen hätte, denen gegenüber der jcharfe Unterjchied 
gemacht werden muß, und denen gegenüber fie fi) vor Mißbrauch der 
Armenpflege hüten, reſp. die unmirtfchaftliche Verwendung des Geldes un— 
möglich machen wollen. 

Wenn Sie fi) einmal die Ziffern Ihrer Unterftüßten anfehen und 
ihre Gliederung nach den verfchiedenen Alterd- und Berufsklaſſen, jo werden 
Sie finden, daß ungefähr 60— 70% aller Ihrer Unterftüßten rauen mit 
Kindern, etwa 20% alte Leute find, und daß je nach der größeren 
Fluktuation der Bevölferung und nach den Verhältniffen des Arbeits: 
marktes 2—5, auch bis 100 arbeitsfähige Perſonen find und Perfonen, 
bei denen es allerdings jehr, jehr wünfchenswert ift, ihren erften Anfall an 
die Armenpflege zu verhüten, den Mißbrauch der Armenpflege abzuwenden 
und ihnen feine Gelegenheit zu geben, Geld unmirtjchaftlich zu verwenden. 
Im großen Ganzen, glaube ich, werden wir aber den Hauptkategorien von 
Unterftüßten gegenüber das ja auch im ganzen in größeren Verhältniffen 
übliche Syſtem der Geldunterftügung gar nicht ala Hauptgrundform ent= 
behren können. Bei diefen Kategorien Haben wir jchon einen fehr gewohnten 
Maßſtab. Wenn wir fehen, daß es Perfönlichkeiten find, mit denen wir in 
der offenen Armenpflege nichts zu jchaffen haben wollen, und wenn es fich 
gleichzeitig darum Handelt, fie in allen Lebensbedürfniffen zu unterjtüßen, 
lafjen wir ohnehin fchon, wenn irgend thunlich, die Hauptform der Natural= 
unterftügung eintreten, indem wir fie nämlich volljtändig in unfere Ans 
italten aufnehmen, Tiederlichen Müttern die Kinder entziehen, um fie in 
Maifen- und Yamilienpflege zu geben, und alte Leute in Armen- oder 
"Siechenanftalten und dergleichen unterbringen. 

Es bleibt dann die große Zahl von regelmäßig Unterjtüßten zurüd : 
die Frauen und die Kinder und vor allem die alten Leute. Wie jtehen 
wir denn denen gegenüber? Geben wir denn irgendwie einer von dieſen 
Perfonen jemal® eine dolle Unterftügung? Übernehmen wir jemals bei 
der Unterftügung die Verforgung mit allen Lebensbedürfnifien? Das thun 
wir nicht; wir geben vielmehr immer nur eine Art Ergänzung. Alſo wir 
jagen der Frau, die mehrere Kinder Hat — was, nebenbei bemerkt, zu 
vielen großen Härten führt (aber das will ich Hier nicht berühren) —: 
thue du, was du fannft, um durchzukommen; wir werden dir jo und fo 
viel für jedes Kind geben oder die Miete bezahlen oder eine Summe 
geben, mit der du unferer Meinung nach mußt durchlommen können. 
Wir geben ihr aljo einen Betrag, den wir nach unjerem Ermefſſen feitjegen ; 
wir geben — mit anderen Worten — dad, was wir glauben geben zu 
müffen, damit die Familie fich durchhelfen kann. Wir geben aljo nicht 
etwa eine Unterftügung, die decken kann Wohnung, Milch, Kleider, Lehr: 
mittel, oder was eben in der familie vorfommt; wir geben nur daß, 
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was den Betrag ergänzt, den das Familienoberhaupt nicht ſelbſt aufbringen 
fann. Wir übernehmen alfo auch gewiffermaßen feine Berantwortung 
dafür, daß wir num für alle Bedürfniffe jorgen, die wirklich die bedürftige 
Familie braucht, fondern wir jagen ihr: das haft du, nun forge für deine 
Familie. Und da kommt allerdings der Gefichtspunft der wirtichaftlichen 
Gelbjtändigfeit ganz bejonder® zur Geltung. Denn eine folche Perjon 
muß fich eben einrichten; und daran wird doch fein Zweifel bejtehen 
fönnen, daß mit allen noch jo vortrefflichen Einrichtungen — ich jehe 
ganz ab von Schonung des Ehrgefühls, ich jede ab von dem finanziellen 
Bedenken, das eine kommunale Bäderei gegenüber privatem Verkauf haben 
kann — daran wird fein Zweifel fein, daß dieſe Unterjtüßten im großen 
Ganzen beſſer wiflen, wo fie ihre Kleinen Bedürfniffe im einzelnen fich be- 
ichaffen Fönnen, als die Armenverwaltung, die ihnen alles ins Haus liefern 
joll und doch nicht genug thun kann, weil fie eben die unendliche Mannig- 
faltigfeit der verjchiedenen Bedürfniffe gar nicht ermefjen kann. 

63 kommt ein andere Hinzu. Im Augenblick drüdt eine folche 
Perjon vielleicht eine Art von Schuld ganz bejonders; fie befommt eine 
Unterftügung und iſt froh, wenn fie fi) damit von diefer Schuld los— 
faufen kann, die fie in früherer Zeit gemacht hat. Oder eine Frau, Die 
früher Dienftmädchen war, hängt noch mit ihrer alten Herrichaft zufammen, 
die für Effen forgt; wenn wir der Suppe geben, thun wir etwas abjolut 
Uberflüffigeg, indem für Eſſen jchon Hinreichend gejorgt ift; wenn wir 
Kleidung geben, iſt fie vielleicht auch damit ſchon verforgt durch Nachbarn, 
Freunde oder wohlthätige Vereine u. ſ. w.; wir wiſſen aljo im großen 
Ganzen bei dem KHauptfontingent unferer Unterftügten gar nicht, wo fie im 
Augenblid der Schuh drüdt. Nehmen Sie dazu die Sparjamfeit der einen 
Frau, die Unmwirtichaftlichkeit der anderen: die eine kann mit einem fleinen 
Betrage von Geld fich Lebensmittel beichaffen, wird billige Speijen kochen, 
fie fann die Kleider der Kinder doppelt jo lange Zeit erhalten, als eine 
unjparfame, al& eine Frau, die nie ordentlich Fliden und Reinhalten der 
Kleider gelernt hat. 

Alſo Sie werden der ungeheuren Individualität der Fälle durch 
Naturalgaben allerdings nur in fehr geringem Maße gerecht. Und das ijt 
für mich der Hauptgrund, weswegen ich der Meinung bin, daß das 
Syitem der Geldunterftügung als die Hauptform der offenen Armenpflege 
gar nicht entbehrt und wohl auch faum durch Naturalunterftügungen 
wejentlich modifiziert werden fann. 

Ich Lege dabei noch nicht einmal das Schwergewicht auf die 
Schonung des Ehrgefühle. Denn das muß ich auch geftehen: wer die 
Unterftügung zu nehmen gezwungen ift, wird immer fi) mit derjenigen 
Form begnügen müffen, die eine mwohlmwollende und verjtändige Armen- 
verwaltung für ihn auszumählen geneigt ijt; und wen die eine Form 
kränkt, den wird auch die andere verlegen. Cine wohlwollende Armen- 
verwaltung wird auch die Naturalunterftügung nicht jo einrichten, daß es 
auf den Markt hinausgefchrieen wird, — wie Sie ja wiffen, daß auch bei 
Armenbegräbniffen man fich Heute Mühe giebt, fie von anderen nicht ab- 
ftechen zu lafjen, daß man uniforme Kleidung für Arme thunlichjt ver- 
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meidet und dergleichen. Diejer Punkt des Ehrgefühls würde alfo für mich 
nicht jo entjcheidend fein. 

Was dann die wirtichaftliche Selbitändigfeit betrifft, auf die mit 
Recht ein großer Nachdrud gelegt ift, jo meine ich allerdings, daß wir 
namentlich in den erſten Fällen der Unterſtützuug auch nicht recht wiſſen 
fönnen, wie einem Hilfefuchenden am beften geholfen werden fann. Im 
eriten Zugreifen iſt allermeift, wenn es fich nicht um jene Hauptlategorien 
bon Frauen und alten Leuten handelt, jondern um arbeitäfähige Perjonen, 
an irgend einer Stelle ein Loch zu fliden, und dieſes Loch werden wir 
allermeift nicht zufliden können durch Naturalunterftügung, ſondern durch 
eine Geldunterftüßung, und ich habe mich längit daran gewöhnt — und 
das werden die meilten Herren auch thun —, daß, wo wir größere Mittel 
auf einmal bemwilligen, wir fie in der Regel nicht dem Unterjtüßten in die 
Hand geben, fondern unjere Pflegeorgane erfuchen, in Verbindung mit 
dem Unterftüßten fie angemefjen zu verwenden, gegebenenjall® auch mit 
dem Hauswirt zu verhandeln, ſodaß wir auf diefe Weije die Verwendung 
der Geldunterftügung ficheritellen. 

Bleibt nun übrig das, was mit Recht Hier von anderer Seite hervor- 
gehoben ift: unmirtichaftlihe Verwendung und mißbräuchliche Benußung 
der Armenpflege.. Ya, das läßt fich nicht leugnen: wir haben fälle 
— und nicht bloß bei den profeffionellen Trinfern, nur zum geringeren 
Zeile jogar —, wo ein Tiederlicher Burjche von Mann das Geld, das mir 
der Frau felbft geben, damit fie c8 nicht dem Manne geben foll, aus ihr 
wieder herausprügelt, — und da wird allerdings die Form angezeigt fein, 
daß man die Miete direft an den Hauswirt zahlt, daß man der Frau 
und den Kindern reichliche Naturalunterftügung zu teil werden läßt und 
der Frau jelbit nur den allerkleinften Betrag in Geld in die Hand giebt, 
damit diefe Möglichkeit des Mißbrauchs durch das Familienhaupt ver- 
mieden wird. Ebenjo, wenn vorgebeugt werden joll der mißbräuchlichen 
Anrufung der Armenpflege. 

Je größer die Verhältniffe find, um fo fchwieriger werden ja alle 
diefe Fragen. Wir willen, mie das Beijpiel wirft. Der eine fieht, daß 
ed weiter nichts ala ein Wort foftet, um unterjtüßt zu werden, und bat 
einer einmal das Wort gefunden, und gejehen, daß der Thaler, den er ala 
Unterftügung befommt, genau jo rund ift, wie der, dem er fich verdient 
bat, dann findet er bald Nachfolge, und e& muß darauf gehalten werden, 
daß demjenigen, der die Armenverwaltung anruft, obgleich er noch arbeiten 
fann, die Unterftüßung wenigften in der ihm am wenigjten angenehmen 
Form geboten wird, alfo ala Naturalunterftüßung, aus der er fich vielleicht 
nicht8 macht, weil er Geld Haben will. 

Nun will ich nicht unterfchägen, was die örtlichen Verhältniffe und 
auch eine gewiſſe Hiltorifche Entwidlung ausmachen. Ich ehe aber, daß 
unfer ganzes Thema fi nach und nach auf diefen Punkt der mißbräuch- 
lichen Anwendung zurüdgezogen hat, und daß eigentlich ernjtlich dieſe 
Hauptform der Unterftügung von feiner Seite angegriffen wird. 

Ich halte e8 auch für bedenklich, daß wir an diefer Stelle ein Urteil 
darüber abgeben, ob Geldunterftügung oder Naturalunterftügung durchweg 
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in erfte oder zweite Linie zu jtellen fei; bedenklich deöwegen, weil wir die— 
jenigen, die mit dem einen Syſtem gute Erfahrungen gemacht haben, oder 
in deren Berwaltung fich diejes Syftem gerade entwidelt hat, gewifler- 
maßen in Widerjpruch bringen würden mit der Autorität, die dieſe Ver— 
jammlung doch nun einmal beanfpruchen kann, und umgefehrt würden wir 
es mit denen thun, die die Geldunterftüägung ihrem Syſtem zur Grundlage 
gegeben haben. 

Ih bin daher geneigt, weder den Thefen der Herren Referenten noch 
den Theſen der anderen Herren, die durch Herrn Jakſtein vertreten werden, 
Folge zu geben, fondern möchte mir erlauben, in Verbindung mit Herrn 
Pfarrer Schloffer, der fich feinerfeitS wieder mit einer Anzahl anderer 
Herren verjtändigt hat, etwa folgendes auszudrüden, wobei ich bemerfe, 
daß durch dieſe Leitjähe, die wir und vorzufchlagen erlauben, der Zwed 
der Armenpflege hauptſächlich in den Vordergrund gerüdt wird; wir laffen 
dabei, wie ich zugebe, einen gewifjen Zweifel darüber, was das Beſſere 
it, indem wir mehr auf den Inhalt der Verhandlungen Hinweiien, als 
daß wir eine ganz beftimmte Stellungnahme empfehlen. Wir haben das 
verfucht jo auszudrücken: 

Der Zwed jeder Armenunterftügung ift, einem vorhandenen Notftand 
jachgemäß abzuhelfen. 

Das wollen wir flar in die erjte Lnie iftellen, das iſt für ung 
immer die Hauptjache. 

Ob diefem Zwed Geld oder Naturalgaben beffer dienen, iſt in 
erjter Linie von diefem Gefichtspunft unter Würdigung der örtlichen 
Berhältniffe und der Lage des einzelnen Falles zu entjcheiden. 

Die Geldunterftüäung verdient überall da den Vorrang, ſoweit fie 
geeignet ift, die wirtjchaftliche Selbftändigfeit des Hilfefuchenden zu er— 
halten und wiederherzuftellen. 

Naturalunterftügung empfiehlt fich überall da, wo die unmirt« 
ichaftliche Verwendung von Geldmitteln zu befürchten fteht, oder die 
mißbräuchliche Anrufung der Armenpflege verhütet werden fol. 


Das find aljo die Thefen, die wir Ihnen zur Annahme empfehlen. 


Borjitender: Das Wort Hat Herr Regierungsrat Dr. Würmeling 
(Berlin): 


Regierungsrat Dr. Würmeling (Berlin): Meine verehrten Damen 
und Herren! Es ift von den Vertretern der beiden Richtungen mit viel 
Geiftesichärfe und Sachkunde der eine oder der andere der beiden Stand— 
punkte, die fich hier zunächft gegenüber gejtanden haben, vertreten worden. 
Ich glaube, je weiter wir im Laufe unferer Beiprechung gefommen find, 
defto mehr hat fich herauggeftellt, daß die verfchiedenen Leitſätze, wie fie 
uns heute von den Herren Referenten und von der anderen Seite vorgelegt 
find, zwar jeder für fich genommen, ein gut Stüd Quantum Wahrheit 
enthalten, aber die beiderjeitigen Vorſchläge enthalten nicht die volle 
Wahrheit, und es wäre unbefriedigend, den einen oder anderen Vor— 
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ichlag in der Form, wie fie hier geftellt find, zu bevorzugen. Diejer Auf: 
fafjung ift ja auch ſchon dadurch Rechnung getragen, daß Mittelanträge 
gejtellt find feitens des Herrn Ludwig- Wolf und jet feiten® des Herrn 
Vorrednerd. Ich Hatte auch die Abficht, mich in diefer mittleren Richtung 
zu bewegen. Die Leitjäße der Herren Kayfer und Martiuß haben meines 
Erachtens zunädhft den großen Borzug, daß fie dem auch don anderer 
Seite in den Vordergrund geftellten Gedanken hervorragenden Ausdrud 
geben, nämlich daB Ddiefe Trage zunächſt unter Berüdfichtigung der ört— 
lihen Verhältniſſe und nach Lage des einzelnen Falles zu entjcheiden ift. 
Meine Heren, wie wir in der Armenpflege im allgemeinen und bejonders 
auf dem Boden des Elberfelder Syſtems nach Individualifierung trachten, 
jo ift auch die Hier vorliegende Trage zunächft von diefem Gefichtspunft 
zu betrachten. Inſofern Halte ich aljo entjchieden dafür, daß die Leitjähe 
Kader und Martiuß den Vorzug verdienen, weil jener Gedanke in den 
Leitſätzen von der anderen Seite in feiner Weife in den Vordergrund ge- 
jtellt ift. Werner ift der Schlußjag in den Leitfägen der Herren Kayjer 
und Martius mir auch recht ſympathiſch und er entfpricht ja auch dem 
eriten Gedanken, indem bier gejagt ift: „die beſte Gewähr für die richtige 
Anwendung der beiden Unterjtügungsarten beruht in einer intenfiven 
Pflegethätigkeit.” Meine Herren, wir können das beſte Armenpflegeſyſtem 
haben, — wenn die Pflegethätigfeit der Organe der Armenverwaltung 
nicht gehörig gehandhabt wird, kann das beite Syitem praftifch fcheitern, 
und ich glaube, daß es richtig ift, dieſen Gedanken auch bei dieſer Ge- 
legenheit hervorzuheben. 

Weniger angebracht erjcheint mir der Mittelfaß, obwohl er im Laufe 
der Debatte nicht bejonders angefochten iſt. Es iſt da gejagt: „Jedenfalls 
ſollte Naturalunterftügung nur in einer Form gegeben werden, welche 
dag Ehrgefühl des Unterftüftten in feiner Weiſe verlegt.“ Meine Herren, 
ich bin gewiß durchaus entfernt davon, das Ehrgefühl der Armen zu ver: 
legen; aber die Art, in welcher das bier im Leitſatze gerade in den Vorder— 
grrund tritt, erjcheint mir nicht angezeigt. Es ijt ganz felbjtverjtändlich, daß 
wir das berechtigte Ehrgefühl nicht nur nicht verlegen, jondern es jogar Heben 
wollen und jollen, das braucht man garnicht beſonders hervorzuheben. 
Aber was zur ordentlichen Armenpflege erforderlich ijt, das kann nicht aus 
der unbedingten Rüdficht auf ein nicht jelten mißverftandenes und unberech- 
tigtes Ehrgefühl unterbleiben. 

Mas den weiteren Satz betrifft, der von der Mehrarbeit der Armen 
pfleger handelt, jo würde ich diefen für bedenklich Halten; denn wir jtellen 
nicht in die erjte Linie, ob mehr Arbeit erwächſt, jondern wir fragen, ob 
die Arbeit notwendig ift. Dann find wir auch in der Lage, diefe Mehr: 
arbeit von den Organen der Armenpflege zu verlangen; wir fönnen auch 
gewiß annehmen, daß die Organe der Armenpflege in ihrer opferfreudigen 
Thätigkeit fich der uotwendigen Arbeit unterziehen werden. — Ich würde 
alfo jagen, daß ich mit dem erjten Gedanken, der in Abſatz 1 ausgedrüdt 
it und mit dem Schlußſatz ebenfalls einverftanden bin; ich wollte höchſtens, 
was die Faſſung des erjten Abſatzes anlangt, noch jagen, daß allgemein 
Einverftändnig darüber Herrfcht, daß dieſe ganze Frage nur auf dieſem 
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Gebiete der offenen Armenpflege eine Rolle ſpielt. Ich würde es nicht 
jür wejentlich halten, die Krankenpflege Hier noch befonders hervorzuheben. 
Das „wieweit" am Schluffe des erjten Abjates jagt mir bejonders zu, 
weil damit zum Ausdrud fommt, daß zum Zeil Natural- und zum Teil 
Geldunterjtügung gewährt werden fann. 

Auh in den Thefen der Gegenfeite find meines Erachtens gejunde 
Gedanken enthalten. Aber wenn wir fie jo, wie fie vorliegen, allein an— 
nehmen, würden wir doch nicht zu einen befriedigenden Ergebnifje fommen. 
Zunächſt ijt bereit? geändert „offenen“ jtatt „öffentlichen“. Ich habe gegen 
den erjten Sat nichts Befonderes zu erinnern; ich würde nur jtatt des 
Ausdrudes: „gewijfenhaft zu wahren“ Lieber jagen: „thunlichit im 
Auge zu behalten.“ Soweit die wirtjchaftliche Selbjtändigfeit da iſt, 
wahre ich fie, und im übrigen behalte ich auch ihre Wiederherjtellung 
im Auge. 

Dann heißt es: „Die Geldunterftügung iſt hierzu am meijten geeignet,“ 
das würde ich Lieber abjchwächen: „in der Regel am meijten geeignet.“ 

Dann find im folgenden Sat bejondere Fälle hervorgehoben. „Die 
Naturalunterftüßung iſt ihrer Art nach dazu beftimmt, aus erzieheri= 
ſchen Rüdfichten für die Armen und zur Wahrung der fisfalifchen 
Sintereffen der Armenverbände die Geldunterftügung zu erjegen.“ ch würde 
zunächit glauben, daß der Gefichtspunft der erzieherifchen Rüdfichten auf 
die Armen Hierbei nicht befonders in den Vordergrund träte, weil ja auch 
ihon von anderen Seiten meines Erachtens mit Recht hervorgehoben ift, 
daß die erzieherijchen Rüdfichten auch umgekehrt dazu führen können, 
Geldunterftüßung zu bemilligen. 

Für wichtig Halte ich hier einen Zuſatz, nämlich den des Gedantens, 
daß man jagt: „zur Sicherung der Zwede einer geordneten Gemeinpflege”. 
Das ijt meines Erachtens wichtig darum, weil wir wejentlich bei der 
Taturalunterftüßung auch gegen den Mißbrauch der Mittel, die zur Unter- 
jtügung dienen follen, und wenden wollen, und der Gedanke muß in irgend 
einer Yorm zum Ausdrud kommen. 


Im übrigen jteht dann weiter da: „fe empfiehlt fich wejentlich 


1. bei wirtjchaftlich unzuverläffigen Perfonen, insbeſondere bei Trinkern, 
2. als Prüfjtein für das Vorhandenfein der Hilfsbedürftigkeit.“ 


Nun kann man das „wejentlich”“ in engerem und in weiterem Ginne 
auffaffen, ich möchte es etwas abjchwächen, weil verfchiedene Herren an— 
gedeutet haben, daß man fich auch Fälle denken kann, wo die Natural» 
unterftüßung nicht bloß für wirtjchaftlich unfelbjtändige Perjonen oder nicht 
bloß als Prüfſtein der Arbeitsfähigkeit gegeben wird, ſondern wo fie 
fih auch ſonſt empfiehlt. Daher möchte ich jagen jtatt „wejentlich“ 
„namentlich“. 

Ich Hatte mir erlaubt einen Vermittlungsantrag zu formulieren, möchte 
aber davon Abſtand nehmen, ihn direkt einzubringen, weil ich finde, daß 
mein Standpunkt im Grunde genommen einen genügenden Ausdrud in dem 
findet, wa8 eben der Herr Vorredner beantragt hat. Ich wollte auch jagen, 
daß man den Gefichtäpunft der Rüdficht auf die örtlichen VBerhältniffe und 
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den Einzelfall in den Vordergrund ftellen müßte, und wollte im übrigen 
die beiden befprochenen Hauptanträge in einander arbeiten, etwa in folgender 
Meife: 

„Sn wie weit in der offenen Armenpflege Natural- und wie weit 
Geldunterftügung gewährt werden foll, ift unter Berüdfichtigung der 
örtlichen Verhältniffe und nad) Lage des Einzelfalles zu entjcheiden. 

Bei der Ausübung der Armenpflege ift die wirtjchaftliche Selb: 
jtändigfeit des Unterftüßten thunlichſt im Auge zu behalten. 

Die Geldunterftügung ift Hierzu im der Regel am meiſten geeignet. 

Die Naturalunterftügung iſt ihrer Art nach dazu beitimmt, zur 
Sicherung der Zwede der Armenpflege und zur Wahrung der fisfalifchen 
Sintereflen der Armenverbände die Geldunterftüßung ganz oder zum Zeil 
zu erjeßen; fie empfiehlt fi) namentlic) 

1. bei wirtichaftlich unzuverläffigen Perjonen, insbefondere bei Trinkern, 
2. als Prüfftein für das Vorhandenſein der Hilfsbedürftigkeit. 


Und dann fommt der Schluß des lebten Satzes aus dem eriten Antrag: 


Die beite Gewähr für die richtige Anwendung der beiden Unter: 
ſtützunsarten beruht in einer intenfiven Pflegethätigfeit. 

Diefe Gedanken find aber, wie bemerkt, in dem Antrag des Herrn 
Vorredners meines Grachtens ausreichend, wenn auch in etwas anderer 
Form, enthalten, und ich glaube dadurch meinen ähnlichen Antrag erledigt. 

Was den Antrag Ludwig Wolf anlangt, jo würde ich eventuell geneigt 
jein, ihn anzunehmen, hoffe aber, daß wir dazu fommen werden, ung auf 
den Antrag des Herrn Vorredneis zu einigen, denn eigentlich enthält der 
Antrag Ludwig: Wolf ala Ergebnis einer jo langen Beiprechung doch etwas 
zu wenig. 63 jteht, foviel ich eben beim Verleſen gehört habe, bloß darin, 
es wäre das GEhrgefühl zu berüdfichtigen und zweitens der Gefichtepunft 
der intenfiven Pflegethätigkeit, während jonft weiter auf die aufgeworfenen 
Fragen nicht eingegangen if. Darum möchte ich meinen, e8 würde ſich 
wohl empfehlen, daß wir und auf den Antrag des Herrn Vorredners 
einigten. 


Borjigender: Es liegen una nun vier Anträge vor. Es iſt für 
die nachherige Abjtimmung nicht gerade ſehr erwünſcht, daß die Herren 
Antragfteller ih nicht nach parlamentarifchem Gebrauch an die einzelnen 
Abſätze des Antrags der Herren Referenten gehalten, ſondern dem gegenüber 
andere Serien aufgeitellt haben, über die nur insgeſamt abgejtinmt werben 
fann. ch würde daher empfehlen, in den Verſuch, ſich auf eine Theje zu 
einigen, unter der Hand noch einmal etwas näher einzugehen; wir laufen 
jonft die große Gefahr, daß nachher unjere Abjtimmungen doch zu Zufalls— 
refultaten führen. ch bitte, diefen meinen Gedanken in gütige Erwägung 
zu ziehen; Sie werden ja jehen, ob Sie vielleicht in der Lage find, fich zu 
einigen. Weit von einander entfernt find die vier Anträge, wie ich zu 
meiner Freude Eonftatieren fann, ja nicht mehr. 

Das Wort hat Herr Pfarrer Schloffer (Gießen). 

(Rufe: Schluß!) 
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Plarrer Schlofjer (Gießen): Meine Herren, das Verlangen nad 
Schluß ift ja fehr begreiflich; ich will mich auch ganz kurz faſſen. 

Es ift ein dringendes Intereſſe, daß wir mit einer möglichſt einmütigen 
Refolution unfere Verhandlungen über dieje Frage abjchließen. Die Trage 
wird damit in der Praxis nicht abgejchloffen fein, namentlich in der Be— 
urteilung des einzelnen alles wird nach Gewohnheiten, auch nach Ver— 
jchiedenheit de Menſchenſchlags immer wieder verjchieden verfahren werden. 
Aber ich möchte doch wünfchen, daß wir und grundjäßlich einigten. In 
diefem Intereſſe habe ich mir erlaubt, mit Herrn Stadtrat Dr. Münfter- 
berg Theſen einzubringen. Wenn daran beanjtandet wird, daß fie eine 
andere Ordnung einhalten, jo liegt gerade darin der Kern unferes Antrages. 
Ih Halte e8 nämlich Für falfch, daß die Herren — wie Herr Stadtrat 
Sakftein fie nennt — Monetiften jo einfeitig als den allein leitenden 
Grundjag in den Vordergrund ftellen die Wahrung der wirtjchaitlichen 
Selbjtändigfeit des Armen. Das Halte ich für zu doftrinär und für zu 
formaliftifch. Diefer Grundſatz findet ja in unferem focialen Fühlen und 
Empfinden einen außerordentlich lebhaften Widerhall, und es wird ficherlich . 
bei der praktischen Ausübung der Armenpflege diefer Grundjaß uns alle 
bejeelen und uns die Direftive geben. Aber ich muß fagen, vom Stand- 
punkt der Armenpflege aus ſteht es jo: wenn die Aufgabe der Unterftühung 
eines Armen an mich herantritt, jo ift nicht der erjte Gedanke: nun will 
ich aber die wirtfchaftliche Selbftändigkeit des Armen wahren, jondern: ich 
will ihm wirklich zwedentfprechend und ausgiebig helfen. Und da wird in 
den verjchiedenen Fällen das eine Mal jo, das andere Mal jo entjchieden 
werden. ch meine, wir jollten nicht obenan ftellen, die wirtjchaftliche 
Selbftändigfeit zu wahren, ſondern den Grundſatz: wirklich jachgemäß zu 
helfen, und dann jagen, das wird in verfchiedenen Fällen auf verjchiedene 
Meile zu erreichen fein. Wir geben den Herren aber zu, daß in allem, 
was wir thun, der Gedanke, die wirtfchaftliche Selbftändigkeit der Armen 
wiederherzuftellen, jo daß die Armenpflege ſchließlich an ihnen überflüffig 
wird, uns leiten muß. 

Nun muß ich allerdings noch furz eingehen auf das, was Herr Dr. 
Schmidt jagt: wenn wir die Naturalunterftüßung als eine zwedmäßige Art 
der Unterftüßung verteidigen damit, daß wir beſſere Qualitäten und befjere 
Quantitäten liefern, jo jet das eine unzwedmäßige Bevormundung des 
einzelnen Armen. Ich Halte diefen Einwurf durchaus nicht Für jtichhaltig. 
Menn wir einen armen Kranken in das Krankenhaus Hineinbringen, jo Lebt 
er ein paar Wochen oder Monate Herrlich und in Freuden im Bergleich 
zu der Lage zu Haufe; ja felbjt wenn wir unfere Gefangenen in unjere 
modernen Gefängniffe bringen, wohnen fie beffer und find befjer genährt 
als zu Haufe. Aber darum dürfen wir doch nicht jagen: wir dürfen fie 
nicht ins Krankenhaus oder ins Gefängnis bringen, das ift nicht gut für 
fie. Das fann für ung nur ein Antrieb fein, daß wir die Wohlthaten, 
die wir den Unterjtüßten gewähren, durch freiwillige Mildthätigfeit auch 
Anderen zugänglich machen. 

Ich möchte alfo unfere Refolution deshalb empfehlen, weil fie den 
eigentlichen Zweck der Armenpflege voranftellt, und möchte den Gedanken, 
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daß wir die wirtjchaftliche Selbftändigfeit der Armen zu wahren haben, 
nur al3 ein mitklingende® Motiv gelten laſſen. Ich glaube, das ift der 
richtige Standpunkt, den wir einnehmen, damit werden wir allen Intereſſen 
gerecht. 


Borjigender: Ich erfuche diejenigen Herren, welche den Echluf- 
antrag gejtellt Haben, denjelben noch für einige Minuten zurücdzuftellen, 
indem ein gemeinjchaftlicher Antrag in der Vorbereitung ift. E& haben fich 
auch noch verichiedene Herren zum Worte gemeldet, jo daß die Zeit jehr 
hübſch ausgefüllt werden fann. — Ich ftelle feft, daß mein Wunfch freund» 
liche Erfüllung gefunden Hat, und der Schlußantrag einftweilen zurüd- 
geſtellt ift. 

Dad Wort hat Herr Gemeinderat Stähle (Stuttgart). 


Gemeinderat Stähle (Stuttgart): Meine Herren, e8 gehört eine ge- 
wiſſe Kühnheit für mich dazu, gegen den Leitſatz mich auszusprechen, welcher 
von Herrn Jakſtein aufgeftelt und von jolch hervorragenden aht Männern 
mitunterzeichnet worden if. Allein Herr Jakſtein bat ja jehr auf Süd— 
deutjchland eremplifiziert und hat davon geiprochen, daß in Süddeutjchland 
mehr und mehr von der, neben der in der Hauptjache verwilligten Geld- 
unterftüßung gereichten Naturalunterftügung abgegangen werde. Gr bat 
auch Beiſpiele angeführt, er hat die drei Monate genannt, nach denen wieder 
Schuhe verlangt wurden; er hat von den Kleidern gefprochen, die in Mann— 
heim gegeben und von den Empfängern verkauft wurden u. j. w. Died 
alles ift aber, glaube ich, fein Beleg gegen die Vorteile der Naturalunter- 
ſtützung, fondern nur ein Beleg dafür, daß in diejen Fällen die Armen» 
fürforge nicht eine den gegebenen Berhältnifien entiprechende war. 

63 find ferner einige Punkte von Herrn Jakſtein hervorgehoben worden, 
welchen ich entgegentreten möchte. Er jagt, es ſei die Geldunterftügung 
billiger ala die Naturalunterftüßung. Dem fann ich durchaus nicht bei— 
treten. Wir Haben in Stuttgart Speifeanftalten — Volksküchen mögen 
Sie fie nennen — aus welchen auf Grund von Anmweifungen den Bedürf— 
tigen unentgeltlich Speijen abgegeben werden; ich denke hierbei 3. B. an 
Witwen mit einer Anzahl von Kindern oder an Familien, wo der Familien— 
vater frank ift und feinen Erwerb hat u. ſ. w. Bon verabreichten Speifen 
foftet uns die Portion für Gefunde 13—14 Pfennige — es iſt je ein Liter 
Gemüje oder ein Liter Suppe mit Fleiſch. Für vier Portionen macht dies 
52 Piennig; wo iſt eine Frau in der Lage, für ihre 5, 6 Kinder um 
52 Piennig fo gute, nahrhafte Speifen zu bereiten und in wie vielen Fällen 
bat fie nicht die nötige Zeit zur Bereitung der Speifen frei? 

Ih komme dann noch kurz auf eine Bemerkung des Herrn Dr. Schmidt 
zurüd. Er ſprach davon, die Milchbeichaffung gehöre eigentlich nicht zu der 
Naturalunterftüßung. a, meine Herren, ich halte dafür, das ift ein ganz 
wejentlicher Punkt der Naturalunterftüßung, wefentlich bejonders in Bezug 
auf den Vorteil, der damit der Familie gewährt wird. Wenn ich mir fo 
eine Familie anfehe, in der einige ſtrophulöſe Kinder find, und wo täglich 
zwei Liter Milch gegeben werden, jo ift dies erjtlich ein großer Vorteil für 
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die Familie, ijt dann aber auch eine anjehnliche Unterjtügung, die gereicht 
wird. Solche Milchabgabe macht im Monat etwa 10 Mi. aus, fie hat 
aber für die Familie und bejonderd für die Kinder einen ficheren Wert, 
viel ficherer, al3 wenn wir der Familie 10 Mk. geben würden, denn da 
wäre es jehr fraglich, ob jeden Tag die zwei Liter Milch geholt würden. 

Aus meiner Erfahrung Heraus find die Fälle, wo Naturalunterftügung 
für wirtjchaftlich unzuverläjfige Perſonen, insbeſondere Gewohnheitätrinter, 
und zweitens ala Prüfjtein für das VBorhandenfein von Hilfsbedürftigkeit 
abgegeben wird, die jelteneren, jondern e8 find, wie Herr Dr. Münjterberg 
angeführt hat, meiſtens Familien mit einer Anzahl von Kindern, e3 find 
Krankheitsfälle in der Yamilie, es ijt eine MWöchnerin da, alles Fälle, wo 
Naturalunterftügungen mit Koft für Gefunde oder Kranke, mit Heizmaterial, 
mit Bett und Kindszeug u. ſ. w. angezeigt it. 

Wie felten find die Fälle, wo in der Yamilie, jelbjt auch wenn das 
Geld dazu gegeben würde, für Kranke und MWöchnerinnen Koft, in der Art 
und Qualität, die Hier nötig ift, hergeitellt werden kann? Und deshalb 
fage ih, daß in vielen Fällen, wo Naturalunterftügung gegeben wird, es 
für die Familie das einzig richtige, das beite ift. 


VBorfigender: Das Wort bat Herr Bürgermeijter Brinkmann 
(Königäberg). 


Bürgermeifter Brinkmann (Königsberg): Weine jehr verehrten 
Damen und Herren! ch möchte mich auch Heute, wie damals in Kiel, 
als es fich um die gleiche Frage handelte, zum Verfechter der wirtjchaft- 
lichen Selbjtändigkeit auch unferer Armen aufmwerfen. Der Herr Kollege 
Yakftein hat zwar meine Hilfe nicht begehrt. Aber nachdem ich ihm dort 
geholfen habe, und wir dort eine jo glänzende Niederlage erlitten haben, 
möchte ich doch gern Heute ebenfalls dabei fein, wo wir vorausfichtlich zu 
einem endgültigen Siege unferer gemeinfamen Anjchauungen fommen werden. 
Ich Halte e8 nicht für Theorie, wenn die wirtjchaftliche Selbftändigfeit 
immer und immer wieder in den Vordergrund geitellt wird — es iſt das 
im Gegenteil eine durchaus praftifche Frage. Denn wenn e3 richtig ift, 
daß jede Armenpflege bemüht jein joll, jeden Armen fo bald ala möglich 
in die Lage zu bringen, fich wieder ſelbſt zu helfen, fo iſt e& dringend ge= 
boten, darauf zu achten, daß der Arme feine wirtjchaftliche Selbftändigfeit 
behält oder, wenn er fie verloren Hat, fie jo jchnell als möglich wieder 
gewinnt. Und daraus ziehe ich den Schluß, daß eine Naturalunterjtügung 
nur in Ausnahmefällen zur Anwendung gelangen darf. Gewiſſe Fälle find 
meine® Grachten® von vornherein als ganz ungeeignet auszufchließen. So 
zunächjt, wenn jemand zwar in augenblidliche Not geraten ijt, dabei aber 
die ziemlich fichere Ausficht hat, wieder auf eigenen Füßen jtehen zu fünnen. 
Da wäre es entjchieden faljch, ihm Milch oder Suppe oder Brot anzubieten. 
Denn ſolche Hilfe würde ihn unnötig demütigen und den Zwed der Be- 
freiung aus der Notlage niemals erreichen. Aber auch nicht einmal bei 
allen dauernd Unterjtügten wird Naturalunterftügung am Plate fein. 
Hier läßt fich die Sache vielleicht beffer pofitiv angreifen und fo formu— 
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lieren: man giebt da Naturalunterftüßung, wo es fi) um volljtändig ge— 
fcheiterte Eriftenzen Handelt oder wo alte gebrechliche, alleinftehende Witwen 
in Frage fommen. Bei beiden Arten von Hilfsbedürftigen fteht es ziemlich 
feft, daß fie nicht mehr wieder jelbjtändig werden dürften. Ahnen ift des» 
halb mit Brot, Kleidung, Brennmaterial u. dergl. gedient. Denn fie werden 
faum jemald mehr in die Lage fommen, für fich ſelbſt zu forgen. 

Noch auf eins möchte ich entgegnen, was ich unmöglich unmwiderjprochen 
laffen fann. Der lebte Herr Redner meinte, wenn es fih um Witwen mit 
Kindern Handelt oder um Tyamilien, deren Ernährer am Erwerbe verhindert 
it, da jei die Naturalunterjtügung dag richtige. Ich beitreite das ganz 
entjchieden. Denken Sie fi) doch nur, was es für einen Eindrud auf die 
Kinder machen muß, wenn täglich der Brotwagen vorfährt und täglich 
Brot unentgeltlich ins Haus geliefert wird, und ebenjo Milch und Suppe. 
Kommt da nicht unwillfürlich dem Kinde die Borjtellung, Brot und Milch 
und Suppe würden einfach vom Himmel befcheert? Wie foll da die Er- 
ziehung gedeihen für den jchweren Kampf, den das Kind jchon im frühen 
Lebensalter aufnehmen muß? Sollte e8 nicht richtiger fein, wenn einer 
jolchen Familie ein Stüd Geld in die Hand gegeben wird, damit fie jelbjt 
wirtjchaftet und jelbjt beurteilt, was fie anzufchaffen Hat? Deswegen meine 
ich: wer dazu beitragen will, daß auch die Kinder der Armen zu brauch— 
baren Mitgliedern der bürgerlichen Gejellichaft erzogen werden, der muß 
mit mir für diejenige Theje jtimmen, in welcher am jchärfjten zum Aus— 
drud gelangt, daß die wirtjchaftliche Selbjtändigfeit de Armen entweder 
geſtärkt oder, wenn fie verloren gegangen iſt, ihm wiedergewonnen 
werden muß. 

(Bravo!) 


Vorſitzender: Dad Wort zur Gejchäftgordnung hat Herr Stadtrat 
Dr. Münfterberg (Berlin). 


Stadtrat Dr. Münfterberg (Berlin): Ich möchte vorjchlagen, daß 
wir die Herren Referenten bitten, das Schlußwort noch zu verjchieben und 
ung Gelegenheit zu geben, in der Zwifchenzeit, während der nächitjolgende 
Gegenstand eingeleitet wird, ung die Verjtändigung über eine Faſſung, 
deren übereinftimmender Redaktion wir augenblicklich ſchon jehr nahe find, 
zu ermöglichen. Es ijt immer erwünfcht, wenn die großen leitenden Ge— 
fihtspunfte in einigen einheitlichen Säßen zum Ausdrud fommen, jo daß 
wir nicht genötigt find, nachher hier in langatmigen Unterhaltungen über 
die Faſſung der einzelnen Sätze uns aufzuhalten. Ich würde alſo zur Ge- 
Ihäftsordnung beantragen, daß wir den Gegenjtand an diejer Stelle ab- 
brechen, nachher den Herren Referenten das Schlußwort verjtatten, und daß 
dann die Leitſätze vorgelegt werden, über die wir ung hoffentlich bis dahin 
geeinigt haben. 


Borjigender: Iſt Widerfpruh in der Berfammlung gegen dieje 
Art der Behandlung ? 
Es hat dag Wort zur Gejchäftsordnung Herr Senator Grote (Hannover). 
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Senator Grote (Hannover): Ich möchte bitten, daß wir über die 
Thefen, welche von jeiten des Herrn Referenten und des Herrn Sorreferenten 
aufgeitellt find, jet zur Abjtimmung fommen. Ich bin der Anficht, daß 
die Verfammlung jehr wohl in der Lage ift, dieje Thejen ohne weiteres an— 
zunehmen, weil darin im wejentlichen zum Ausdruck gefommen ift, daß ſo— 
wohl die Geldunterftühung ala die Naturalunterftügung ihre Vorzüge haben 
und am Plabe find. 


Vorfigender: Das Wort zur Gejchäftsordnung hat Herr Stadtrat Jak— 
jtein (Potsdam). 


Stadtrat Jakſtein (Potsdam): Meine Herren, Sie werden ja jelbit 
bei der Abjtimmung zu entjcheiden haben, in welcher Art Sie die vor» 
liegenden Thejen behandeln wollen, ob Sie fie einheitlich annehmen wollen 
oder einzelne Sätze der einzelnen Thefen. Wenn man eine Vereinbarung 
fuchen und dem Rate unſeres Herrn Vorfigenden folgen will, daß man 
möglichft die wichtigen Sätze an den Anfang ftellt, dann, glaube ich, ift 
der Antrag gerechtfertigt, die Theſe, die wir gejtellt Haben, in erfter Linie 
aufzuftellen, und dasjenige, was in den Anträgen der Herren Referenten 
enthalten ift, an den Schluß zu nehmen. Ich empfehle Ihnen die von 
ung aufgeftellte Thefe in folgender veränderter Form ..... 


(Unterbreddung.) 


Borjitender: Dazu können Sie in diefem Augenblid nicht das 
MWort nehmen, denn Sie haben es nur zur Gefchäftsordnung erhalten. 
Zur Gejhäftsordnung Hat das Wort Herr Stadtrat Ludwig Wolf. 


Stadtrat Ludwig: Wolf (Leipzig): Meine Herren, der hier in 
meinen Händen befindliche neue Antrag würde die Unterjtüßung ſowohl des 
Herrn Referenten ala des Herrn Korreferenten, noch weiter die Unterftügung 
der Herren Schloffer und Dr. Münfterberg, die ihrerfeit3 einen Antrag ein- 
gebracht haben, jowie des Herrn Aders und meiner Wenigfeit, die ebenfo 
mit einem Antrage eingefommen find, haben. Er vereinigt alſo bis auf 
die Antragiteller des Jakſteinſchen Antrags alle übrigen; ich weiß nicht, 
ob ich ihn jeßt verlefen joll? 


Vorſitzender: Dann ift die Sache ja ziemlich einfach. Wir haben 
darüber abzujtimmen, ob die Verſammlung diefen fombinierten Antrag an— 
nehmen will oder den Antrag Jakſtein. Vorher Hätten wir nur noch zu 
entjcheiden, welcher von beiden Anträgen zuerft zur Abjtimmung gebracht 
werden joll. 

Zur Gefchäftsordnung hat das Wort Herr Stadtrat Martius. 


Stadtrat Martius (Breslau): Meine Herren, diefer Antrag ift ja 
noch nicht belannt, wir dürfen wohl zunächit feinen Wortlaut hören. 
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Vorſitzender: Vielleicht find die Herren jo freundlich, den Schluß— 
antrag noch für wenige Minuten zu ſuspendieren. 
Das Wort zur Geichäftsordnung hat Herr Stadtrat Jalſtein. 


Stadtrat Jakſtein (Potsdam): Meine Herren! Wir ftehen ja vor 
der Abftimmung; da müfjen wir doch die jeßt vorgefchlagenen beiden Leit— 
jäge kennen lernen. Zunächſt wird der Herr Referent ja die Freundlichkeit 
haben, diefen kombinierten Antrag zu verlefen, und dann füme bloß noch 
unfer Antrag in Trage. Ich möchte daher bitten, mir zu gejtatten, meinen 
Antrag in der amendierten Form Ihnen verlefen zu dürfen, und würde im 
Namen der Antragfteller, alſo meiner Perſon und meiner Genoffen, aller- 
dings bitten, daß unjer Antrag zuerft zur Abftimmung gebracht wird, 
weil der am meijten bejtrittene Gefichtspunft in ihm sub 1 enthalten ift, 
und für viele doch wohl eine wejentliche Klärung der Sache gegeben würde, 
wenn darüber abgejtimmt würde. 


Vorſitzender: 63 ift der Schlußantrag noch nicht zurüdgezogen ; 
ich würde es für recht praftifch Halten, ihn noch für wenige Minuten nicht 
zur Abftimmung zu bringen. Wenn er jet angenommen wird, jo jtehen 
wir vor einer jehr jchwierigen Sachlage. 

(Rufe: Wir bitten um Verleſung der Anträge!) 
Ich Eonjtatiere alfo, daß der Schlußantrag bis nach Verlefung der Anträge 
fuspendiert ift, und erfuche zunächjt Herrn Dr. Münfterberg, den kombi— 
nierten Antrag Münfterberg, Schloffer, Ludwig- Wolf, Aders zu verlefen. 

Zu Gunften diejes Antrags iſt derjenige der Herren Berichterjtatter 
Dr. Kayſer und Martius zurüdgezogen. Diefer leßtere hatte gelautet: 

Für weite Gebiete der Armenpflege, insbejondere für die Kranken— 
pflege, ijt nur Naturalunterftügung angebracht, während Hinfichtlich der 
Befriedigung der gewöhnlichen Lebensbedürfniffe unter Berückſichtigung 
der örtlichen Verhältniffe und nach Lage des Einzelfalles zu entjcheiden 
ift, wieweit Natural» und wieweit Geldunterftügung gewährt werden joll. 

Sjedenfalla follte Naturalunterftüßung nur in einer Form geboten 
werden, welche das Ehrgefühl der Armen in feiner Weife verlegt. 

Die befte Gewähr für richtige Anwendung der beiden Unterjtügungs- 
arten beruht in einer intenfiven Pflegethätigfeit. 


Stadtrat Dr. Münfterberg (Berlin) (Lieft): 

Der Zwed jeder Unterftügung ift, einem vorhandenen Notſtand fach- 
gemäß abzuhelfen. 

Ob diefem Zwed Geld: oder Naturalgaben befjer dienen, Hat eine 
individualifierende Armenpflege unter Würdigung der örtlichen Verhält— 
niffe und der Lage des einzelnen Falles zu entjcheiden. 

Die Geldunterftügung verdient überall da den Vorrang, wo fie ge— 
eignet ift, die wirtjchaftliche Selbftändigfeit des Hilfefuchenden zu erhalten 
oder wiederherzuftellen. 

Naturalunterftügung empfiehlt ſich im allgemeinen da, wo die ört— 
lichen Berhältniffe und Gefichtspuntte jparfamer Armenpflege es erwünſcht 
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ericheinen Yafjen, im einzelnen Falle namentlich da, wo die wirtjchaftliche 
Verwendung von Geldmitteln zu befürchten fteht oder die mißbräuchliche 
Anrufung der Armenpflege verhütet werden ſoll. 


Borfigender: Herr Stadtrat Jakſtein modifiziert feinen Antrag, 
und Sie werden geftatten, daß er ihn in der neuen Yorm noch verlieit. 


Stadtrat Jakſtein (Potsdam): Der Antrag würde lauten: 


Bei der Ausübung der offenen Armenpflege ift die wirtjchaftliche 
Selbjtändigfeit des Unterftüßten zu wahren. 
(Das Wort „gewifjenhaft” ift geftrichen.) 
Die Geldunterftügung ift Hierzu in der Regel am meijten geeignet. 
(Die Worte „in der Regel“ find Hinzugefügt.) Der dritte Abſatz ift neu 
und aus den Thejen der Herren Kayjer und Martius entnommen: 
Die beſte Gewähr für richtige Anwendung der beiden Unterjtübungs- 
arten beruht in einer geordneten Armenpflege. 
(Der Schlußfag ift wieder der in unſerer Theſe enthaltene mit der AÄnde⸗ 
rung, daß ſtatt des Wortes „weſentlich“ das Wort „namentlich“ eingefügt 
iſt.) Dieſer Schlußſatz lautet: 


Die Naturalunterſtützung iſt ihrer Art nach dazu beſtimmt, aus 
erzieheriſchen Rückſichten für die Armen und zur Wahrung der fiskali— 
ſchen Intereſſen der Armenverbände die Geldunterſtützung zu erſetzen, ſie 
empfiehlt ſich namentlich 

1. bei wirtſchaftlich unzuverläffigen Perjonen, insbejondere bei 

Trinkern, 

2. als Prüfftein für das Vorhandenſein der Hilisbedürftigkeit. 

Der Antrag ift unterzeichnet von den Herren: Yakjtein (Potsdam), 
Dr. Schmidt (Mainz), Henrici (Dortmund), Fleiſchmann (Nürnberg), 
Dr. Buehl (Hamburg), Mangold (Wiesbaden), Morahl (Hamburg), Wolff 
(Offenbach), Pütter (Halle a. ©.). 


Borfigender: Meine Herren! Wir werden nunmehr zu enticheiden 
haben, welche der beiden Serien von Leitjäßen wir zuerjt zur Abjtimmung 
bringen jollen. Ich würde, da Herr Jakſtein beantragt hat, feinen Antrag 
zuerjt zur Abſtimmung zu bringen, die Verſammlung darım erfuchen, ſich 
dafür oder dagegen auszusprechen. Es wurde vorhin bemerkt, der Antrag 
der Herren Referenten müfje den Vorzug haben. Man kann aber ebenfo= 
wohl der Anficht fein, daß der Antrag der Herren Referenten gar nicht 
mehr eriftiert, weil er andere Elemente in ſich aufgenommen Hat. Die 
Herren haben jchließlich ja die Entjcheidung, ob wir — nachdem wir das 
Schlußwort der Herren Referenten gehört haben — den Antrag Jakſtein 
oder den kombinierten Antrag zuerjt zur Abſtimmung gebracht fehen wollen. 

Da die eingezeichneten Redner ihre Meldung zurückgezogen haben, ijt 
es nicht mehr nötig, über den Schlußantrag abzuftimmen. Die Diskuffion 
it ſomit geſchlofſen. 
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Das Schlußwort Hat der Herr Berichterftatter Dr. Kayjer (Worms). 


Berichterftatter Beigeordneter Dr. Kayfer (Worms): Meine Herren! 
Sch Habe dem fombinierten Antrag meine Zuftimmung erteilt, obgleich ich 
ja lieber einen kürzer und fnapper gefaßten Antrag gejehen hätte. Die 
Bedingung meiner Zuftimmung war die, daß die Sparjamfeitsrüdfichten, 
welche als Gegengewicht gegen andere Rüdfichten meines Erachtens unerläß- 
lich waren, in dieſen fombinierten Antrag aufgenommen würden. 

Ich bitte Sie, meine Herren, dem kombinierten Autrage Ihre Stimme 
zu geben, und ich bitte Sie auch, darauf Wert zu legen, daß es nicht bloß 
auf die einzelnen Säbe ankommt, jondern auf das Gejamtbild. Wenn ich 
den Antrag Jakſtein lefe, jo bin ich wohl bereit, jeden einzelnen Sab für 
fich zu unterjchreiben, wenn wir aber die wirtjchaftliche Selbitändigfeit an 
die Spitze jtellen, jo jprechen wir von einem Grundjaß, der ja überhaupt 
nur etwa in der Hälfte der Armenpflegefälle Anwendung finden Tann. 
Denn, meine Herren, die Hälfte der Unterſtützten etwa find alleinjtehende 
ältere Perjonen, alfo Perfonen, die für immer der Unterjtüßung anheim— 
gefallen find; da ift es ganz einerlei, da kann überhaupt nicht mehr eine 
wirtfchaftliche Selbſtändigkeit eriftieren und die frage, ob ich Geld oder 
Naturalien gebe, kann jedenfalls nicht nach diefem Gefichtspunft entjchieden 
werden. 

Deshalb ift meines Erachtens die wirtjchaftliche Selbftändigkeit nicht 
in den Vordergrund zu jchieben, wie es im Antrag Jakſtein gefchehen ift, 
und ich bitte Sie, den kombinierten Anträgen Ihre Zuftimmung zu geben. 


Vorſitzender: Das Schlußwort hat der Herr Mitberichterftatter, 
Stadtrat Martius (Breslau): 


Mitberichterftatter Stadtrat Martius (Breslau): Meine Damen 
und Herren! Der modifizierte Antrag Jakſtein und Genofjen ift jet in 
allen feinen Einzelheiten im wefentlichen unjerem Standpunkte etwas näher 
gefommen; er Hält aber immer noch das aufrecht, daß er die Beurteilung 
der ganzen frage don dem principiellen Gefichtspunfte aus erledigen will, 
der unſeres Erachtens feineswegs in der Mehrzahl der Fälle zutrifft, wenig— 
jteng nicht überall. Auch wir find keineswegs der Meinung — und ich 
muß mich gegen die Mißverftändniffe, die in diefer Hinficht vorgelommen 
find, entfchieden verwahren —, daß auf die Selbjtändigfeit der unterftüßten 
Perſonen feine Rüdficht zu nehmen fei. Aber wir jagen, die Zahl der Fälle, 
wo diefe wirtichaftliche Selbitändigfeit gar nicht vorliegt, und wo umge— 
fehrt die Befürchtung des Mißbrauchs der Geldunterftügung naheliegt, ijt 
auch jo erheblih, daß man die Sache überhaupt nicht nach diefem 
principiellen Gefichtspunfte, jondern nach praftiichen Gefichtspunften ent= 
icheiden ſoll. 

Bei der bereit3 jehr weit vorgefchrittenen Zeit und mit Rüdficht auf 
die Ausführungen namentlich der Herren Schloffer, Würmeling und Stähle 
will ich mich aller weiteren Ausführungen enthalten und nur bemerken, daß 
ich auch erklärt habe, für alle größeren Städte ſei ala Regel in ber 
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offenen Armenpflege die Geldunterftügung das Richtige. Aber, meine Herren, 
der Sakjteinfche Antrag, auch fo, wie er jetzt lautet, erflärt (mit den 
wenigen Ausnahmefällen, die dort angeführt find) die Naturalunterftügung 
allgemein für etwas VBerwerfliches, Principwidriges, Unzuläffiges, und dem 
fann ich nicht beitreten. ch erinnere Eie an die früheren Debatten, wo 
beiſpielsweiſe dieſe Berfammlung jchon einmal für Ländliche Armenverbände 
auf Antrag des Landesrat? von Dehn-Rothfelſer in Kafjel anerfannt hatte, 
daß für Ländliche Verhältniffe oft gar nichts anderes als Naturalunter: 
ftägung möglich fei. Ferner wird durch die Thefe auch die ergänzungs— 
weife Gewährung der Naturalunteritüßung neben Geldunterftüßung ver— 
urteilt, joweit es fidh nicht etwa um unfelbftändige Perfonen, Trinker und 
dergl. handelt. 

Ich komme da auf das Beifpiel zurüd, welches Herr Stähle anführte: 
wie wird ed mit einer Yamilie, wo die Kinder dringend guter Milch be— 
dürfen? Soll es da auch dem Vater überlaffen werden, ob er aus ber 
Geldunterftügung Milch kaufen will oder etwas anderes? Nein, meine 
Damen und Herren, wo es die individuellen VBerhältniffe erfordern, ſoll 
man nicht Geldunterftüäbung, fondern Naturalunterftügung geben, und es 
verdient keineswegs allgemein die Geldunterftüßung den Vorzug. Daß 
fie in gewifjen Fällen die Regel bildet, daß fie auch unter Umftänden die 
wirtjchaftliche Selbjtändigkeit beffer zu wahren geeignet ift, das ift etwas, 
was nicht bejtritten werden fann, was ich nicht bejtritten habe, und was 
ich auch jet nicht beftreite. 

Ich empfehle Ihnen alfo auch meinerfeitS den kombinierten Antrag 
Münfterberg und Ludwig: Wolf. 


Borfigender: Wir fommen zur Abftimmung, zunächjt über die 
Reihenfolge der Abjtimmungen. Herr Stadtrat Jakftein Hat den Antrag 
geftellt, daß über feine Serie zuerſt abgeftimmt werde. Ych bitte diejenigen, 
welche über den Antrag Jakſtein zuerjt abjtimmen Laffen wollen, fich zu 


erheben. 
(Geichieht.) 
Das ift die Minderheit. 

Mir ftimmen alſo zuerft ab über den kombinierten Antrag. Er it 
eben verlefen worden; ich glaube alfo, daß die Verſammlung darauf ver: 
zichten wird, ihn noch einmal zu hören. 

(Zuftimmung.) 
Ich bitte die Herren, die den fombinierten Antrag annehmen wollen, fich 


zu erheben. 
(Geichieht.) 
Das ift die weitaus überwiegende DVtajorität. 
Wir fommen zum jiebenten Gegenftande der Tagesordnung: 


Kranfenpflege und Hauspflege auf dem Lande. 
Berichterftatter ift Herr Regierungsrat Düttmann (Oldenburg). 


Berhandlungen. 113 


Der Gegenjtand, meine Damen und Herren, ift auf die Tagesordnung 
gejeßt worden infolge der Anregung der unter dem Protektorat Ihrer König- 
lichen Hoheit der rau Großherzogin von Baden ftehenden badifchen Frauen— 
vereine, die in dem Ausfchuß unſeres Vereins durch die Herren Geheimrat 
Sachs und Dbermedizinalrat Dr. Haufer vertreten find. Die Anregung 
wurde unterjtüßt durch die hochverehrte Vorfitende des preußiſchen vater- 
ländiſchen Frauenvereins, Gräfin von Itzenplitz, mit dem Bemerken, daß 
gerade in der Provinz Schlefien, wo wir tagen würden, die Zweig- bezw. 
Einzelvereine dieſer wichtigen Fürſorgebeſtrebung ihre beſondere Aufmerkſam— 
keit zuzuwenden beginnen. 

Zu unſerem großen Leidweſen iſt im letzten Augenblick Herr Ober— 
medizinalrat Dr. Hauſer im großherzoglich badiſchen Miniſterium für un— 
abkömmlich erklärt und dadurch verhindert worden, in unſerer Mitte zu 
erſcheinen. Es iſt ſehr erfreulich, daß die beiden Herren Berichterſtatter 
ſich in vollem Einverſtändnis befinden, und Herr Regierungsrat Dütte 
mann fomit eine gemeinfchaftliche Überzeugung der beiden Herren Referenten 
vertritt. 

Der Herr Berichterftatter, Regierungsrat Düttmann, hat das Wort. 


Berichterstatter Regierungsrat Düttmann (Oldenburg): Sehr ver- 
ehrte Anmejende! Meine Damen und Herren! Wenn ich jet im augen= 
blidlichen Zeitpunfte, wo die Verhandlungen ihrem Ende nahen, Ihre Auf: 
merkjamkeit und Ihre Geduld nicht in übermäßiger Weile in Anſpruch 
nehmen will, jo muß ich davon ausgehen, daß der Inhalt unferer beiden 
Berichte Ihnen befannt ift. ch bin gezwungen, davon auszugehen, ob— 
gleich ja füglich Zweifel beitehen könnten, ob dieje meine Annahme berech- 
tigt ift; denn der Gegenftand unferer Berichte iſt der lebte, der auf der 
Tagesordnung fteht, und es könnte Ihnen Zeit und Muße gefehlt haben, 
nicht nur fich in unjere Berichte hinein-, ſondern auch durch diefelben fich 
hindurchzuarbeiten. Aber wie gejagt, ich befinde mich in einer Zwangs— 
lage, muß mich alfo darauf beichränfen, im wmejentlichen unfere Leitjäße, 
die wir Ihnen Hier vorgejchlagen haben, zu begründen, und kann da ans 
ichließen an dasjenige, was der verehrte Herr Vorfißende eben bemerkt hat, 
daß dieſe Leitſätze gemeinfchaftliche find. Weil uns ein mündliches Be— 
nehmen nicht möglich war, haben wir uns jchriftlich in allerlegter Stunde 
über den wejentlichen Inhalt der Leitjäße verjtändigt — was nicht gemein= 
fchaftlich ift, ift nur die Formulierung —, und fo kann ich bei meinem 
Vortrag in der Mehrzahl fprechen und bitte, dabei nicht anzunehmen, daß 
ich den pluralis majestatis meine, ſondern es beiteht eben Einverjtändnig 
unter uns beiden. 

Wenn das ein Vorteil ift, jo muß ich doch gerade von meinem Stand— 
punft aus auf das allerlebhaftefte bedauern, daß Herr Obermebizinalrat 
Dr. Haufer im legten Moment dienftlich verhindert war, Hier zu erjcheinen. 
Ich thue das ſowohl in Ihrem Intereſſe wie insbejondere auch im Intereſſe 
der Sache jelbft. Denn ich bin überzeugt, daß e8 Herrn Dr. Haufer mög: 
lich gewejen wäre, durch feine warm empfundenen, aus warmem Herzen 
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fommenden Worte auch in Ihren Herzen ähnliche Stimmungen zu er- 
weden, wohingegen ich fürchte, daß ich mit meinen mehr nüchternen Dar— 
legungen mich darauf bejchränfen muß, mich an Ihren Verjtand zu wenden. 

Wenn ich auf die Sache eingehe, jo bin ich zunächſt jchuldig, eine 
Unterlaffungsfünde wieder gut zu machen, indem ich nachhole, was wir 
beide in unjeren Berichten verfäumt haben, nämlich den Begriff der Kranken— 
pflege und der Hauspflege, jo wie wir ihn unſeren Berichten zu Grunde 
gelegt haben, zu umijchreiben. 

Wir find bei dem Begriff Krankenpflege nicht davon ausgegangen, daß 
man das gejamte Gebiet, was man dazu rechnen könnte, hier einer Er— 
Örterung unterziehen wollte, fondern wir haben uns bejchränfen wollen auf 
die offene Krankenpflege, Haben aljo die gejchlofjene Krankenpflege auge: 
ichieden. Wir Haben jelbjt die offene nicht voll unferen Grörterungen unter: 
legen wollen, jondern ausjcheiden wollen die Krankenpflege, joweit fie fich 
bezieht auf Beichaffung ärztlicher Fürſorge und Verſorgung mit Arznei. 
Wir haben die Krankenpflege im allerengiten Sinne des Worts zu Grunde 
gelegt; die Kranfenpflege, wie fie berufsmäßig von Srankenpflegern und 
Krankenpflegerinnen und außerberufsmäßig von Familienangehörigen aus: 
geübt wird. Ich werde zu Punkt 2 der Leitjäge allerdings Anlaß nehmen 
müffen, auf eine Erweiterung binzuweijen. 

Was die Haudpflege angeht, jo haben wir die in dem Sinne gefaßt, 
daß es fich Handeln jollte um die MWöchnerinnenpflege, außerdem aber um 
die Verforgung des Haushalts während derjenigen Zeit, wo die Wöchnerin 
infolge ihres Zuftandes außer jtande ift, ihren Pflichten ala Hausfrau nach— 
zufommen. Etwas erweiternd möchte ich noch bemerfen, daß eine Haus— 
pflege, die man auch mit diefem Worte bezeichnen könnte, fich findet im 
Kreife Redlinghaufen in Weitfalen, wo für alle Fälle, in denen eine Frau 
durch Krankheit oder andere Umftände verhindert ijt, ihren Pflichten als 
Hausfrau nachzukommen, Pflegerinnen angejtellt find, die dann für fie ein- 
treten, auch dann wenn eine Hausfrau gejtorben ift, und es fich darum 
handelt, die Überführung in andere neue Zuftände einzuleiten. 

Über Hauspflege haben Sie verhandelt vor zwei Jahren in Kiel auf 
Grund eines NReferates, welches von Seren Dr. Haufer eritattet wurde. Ich 
bin kurz deshalb darauf zurüdgefommen, weil Herr Dr. Haufer Ihnen 
damals vorichlug, Jich dem fogenannten Donauefchinger Syſtem anzufchließen, 
demjenigen Syſtem, welches der Frauenverein in Donauefchingen für die 
Stadt und ihre ländliche Umgebung mit bejtem Erfolg eingerichtet hat. 
Aus den Bericht des Herrn Dr. Haufer werden Sie entnommen haben, daß 
er fich jetzt — vielleicht mehr der Not als der freien Entfchließung gehorchend — 
entjchloffen hat, ein Loch weiter zurüdzufteden und jet zu empfehlen, daß 
von der Kranfenpflegerin auch die Hauspflege mit übernommen werde. Und 
zwar fieht er diefe Übertragung ala möglich an, aber auch als unichädlich. 
Sch befinde mich gerade auch in diefem Punkte vollftändig einer Auffaffung 
mit ihm, und ich glaube, man braucht fich ja nicht grundjäßlich darauf zu 
beichränfen, man braucht nur den Standpunkt einzunehmen: zur Zeit 
haben wir feine Ausficht, bejondere Hauspflege einrichten zu können, zur 
Zeit müffen wir fie den Kranfenpflegerinnen mit übertragen. Alſo wenn 
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im folgenden von Krankenpflege die Rede iſt, jo joll die Haußpflege immer 
ſelbſtverſtändlich mit eingejchloffen fein. 

Über offene Krankenpflege haben Sie im Jahre 1887 in Magdeburg 
verhandelt, nachdem Herr Stadtrat Ludwig Wolf den Bericht erjtattet. 
Der lebtere und die beiden don uns erjtatteten Berichte gehen in etwas 
auseinander, injomweit ala Herr Ludwig Wolf weſentlich den Gefichtspunft 
der unmittelbaren Beziehung mit der Armenpflege im Auge hat, wohin- 
gegen wir uns etwas losgelöſt haben; wir wünjchen die Krankenpflege auf 
dem Lande ala eine Wohlfahrtseinrichtung aufgefaßt zu jehen, welche aller- 
dings ihre Beziehung zur Armenpflege notwendig behaupten muß, weil fie 
in erjter Linie geeignet ift, da8 Gebiet der Armenpflege einzufchränfen, 
manche Perjonen vor der Armenpflege zu bejchügen. 

Ein weiterer Unterjchied liegt injofern vor, als Herr Ludwig Wolf 
wejentlich die ftädtijche Armenpflege berüdfichtigte, während wir ja die länd— 
liche Krankenpflege zum Gegenjtande unferer Berichte gemacht haben. Da— 
durch, daß wir uns auf die ländliche Krankenpflege im wejentlichen be= 
jchränften, waren wir auch von jelbjt gezwungen, den Standpunft des 
Armenpflegers etwas aus dem Gefichtäfreis zu entfernen, weil die Mangel: 
haftigfeit der Ländlichen Krankenpflege nicht etwa nur den Armen trifft, 
fondern den in gewiſſem Sinne Wohlhabenden, der nie daran denfen dürfte, 
eine Armenunterſtützung iu Anſpruch zu nehmen. In diefem Sinne darf 
ich aljo vielleicht jagen, daß Herr LudwigeWolf den Bericht erjtattete dem 
Derein für Armenpflege, während wir unferen Bericht erjtattet wiſſen wollen 
dem Berein für Wohlthätigfeit. 

Ich gehe jegt zur Begründung der einzelnen Leitjäte über. 

Der erſte betont mit befonderer Schärfe das dringende Bedürfnis 
einer geordneten Krankenpflege. Das Bedürfnis ift aus einem doppelten 
Grunde ein dringendes: einmal deshalb, weil die Zahl der jeßt un— 
verjorgten Perjonen eine außerordentlich große ift; zweitens aber aus dem 
Grunde, weil der Notitand, um defjen Befeitigung es fich Hier handelt, 
ein jehr jtarfer ift. Herr Dr. Haufer Hat in feinem Bericht über Baden 
ung mitgeteilt, daß mehr als 50%o der Landbewohner im . großen und 
ganzen unverjorgt jeien, feiner Krankenpflege fich zu erfreuen hätten. Es 
iſt das fein ungünftiges Verhältnis, jondern ich möchte glauben, in einem 
größeren Bezirt von Deutichland kommen ähnlich günftige VBerhältnifje 
nicht wieder vor. Wir werden im allgemeinen annehmen müffen, daß 
90/0, wenn nicht noch mehr, aller Landbewohner thatjächlich ohne einiger- 
maßen genügende Krankenpflege find. Alſo der Kreis der Unverjorgten ift 
gewiß ein großer. Aber auch das Bedürfnis, der Notjtand ift ein jehr 
großer. Es jehlt auf dem Lande im wefentlichen nahezu an allem, was 
eine Krankenpflege beanipruchen muß. Und dabei ilt insbeſondere auch 
das noch zu beachten, daß auch die ärztliche Behandlung, die wir ja in 
weiterem Sinne auögejchloffen haben, auf dem Lande notwendig eine 
mangelhafte fein muß, nicht bloß etwa deshalb, weil die Mittel fehlen, 
um den Arzt in genügendem Umfange heranzuziehen, ſondern insbejondere 
auch durch die Entfernungen, welche die ärztliche Behandlung jo ſehr er- 
ichweren. Während die Krankenpflegerin in der Stadt fich jeden Tag der 
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Unterftügung des Arztes erfreut, vom Arzt überwacht wird und neue An— 
feitungen befommt, muß die Kranfenpflegerin auf dem Lande für Lange 
Zeit mehr oder weniger jelbjtändig arbeiten. Die Folge ift, daß man an 
die Krankenpflegerin auf dem Lande eigentlich die höchſten Anfprüche jollte 
ſtellen müſſen, weil fie thatjächlich weitaus jelbjtändiger arbeiten muß, 
infolge defien alſo größere Übung und auch größere Umficht befigen muß. 

Was auf dem Lande weiter noch fehlt, ijt die Gelegenheit, diejenigen 
Bedürinifje zu befriedigen, welche für eine geordnete Krankenpflege not= 
wendig find. Es fehlen die erforderlichen Geräte, es fehlen die erjorderlichen 
Borräte, die der Krankenpflege dienen. Daß die jet vorhandenen Mängel 
große Berlufte an Leben und an Arbeitskraft zur Yolge haben, brauche ich 
Ihnen, als in der Natur der Sache gelegen, bier nicht vorzuführen. Sch 
darf auf meinen Bericht verweifen, in welchem ich ausgeführt habe, daß 
im Laufe der letzten Jahre die Sterblichkeit auf dem Lande eine größere 
war als in der Stadt, und in welchem ich weiter ausgeführt habe, daß 
diejenigen Invaliditätsverficherungsanftalten, welche im wejentlichen fich 
auf Ländliche Bezirke eritreden, nicht nur in der Gefamtheit mehr In— 
validenrente bewilligen müfjen als diejenigen Anjtalten, welche vorzugsweiſe 
große Städte umfafjen, jondern jogar in denjelben Altersflaffen im Ver— 
hältnis bedeutend größere Rentenzahlungen zu bewilligen haben. Es er- 
giebt fi) aus beiden Anhaltspunften, daß thatjächlich Leben, Gejundheit 
und NArbeitäfraft auf dem Lande mehr gefährdet find ala in den Städten, 
obwohl doch die natürlichen Verhältniffe unzweifelhaft dahin führen müßten, 
daß das Leben auf dem Lande ein weitaus gejunderes ijt al in der Stabt, 
daß alfo auch die Arbeitskraft dort länger ihre Dienjte leiften müßte, als 
es in der Stadt wegen ihrer größeren und jchärferen Anfpannung der 
Hall ift. 

In dem zweiten Leitjah haben wir in der Einleitung Ber: 
anlaffung genommen zu betonen, daß auf dem Gebiete der Landkranken— 
pflege jede Schablone fehlen müſſe. Es follen die Einrichtungen getroffen 
werden je nach dem örtlichen und, ich darf hinzufügen, nach den jonftigen 
Berhältniffen. Wenn ich eben betonte, daß die Leiftungstähigleit der Land» 
frantenpflegerin eigentlich die, abjolut genommen, höchite, vollfommenite 
jein müßte, jo muß ich doch darauf hinweiſen, daß verfchiedene Umſtände 
es unmöglich machen, dies wünjchenswerte Ziel zu erreichen, mindeſtens 
unmöglich machen, jett ſofort beim erjten Angriff diejes Ziel in Auaficht 
zu nehmen. Was Hinderlich ift, das ift in erjter Xinie der Mangel an ger 
eigneten Perjonen, das ift im zweiter Linie der Mangel an den erforder- 
lichen Mitteln. 

Ich habe mit fremder Unterftügung verfucht, in meinem Bericht einen 
Überblid zu geben über die Zahl der Krankenpflegekräfte, um daraus ab— 
leiten zu fönnen, in wieweit diejelben in immer weiterem Umfange ala 
gegenwärtig für die Landkranfenpflege in Anfpruc genommen werden 
fönnten. Ich Habe mitgeteilt, daß mehr ala 10000 Diakonifjen, rund 
20000 katholiſche barmherzige Schweitern und etwa 3000 anderen 
Drganifationen angehörende Krankenpflegerinnen diefem Berufe fich widmen. 
Wollten wir die Landkranfenpflege auch nur einigermaßen verforgen, fo 
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müßte ihre Zahl fih um mindejtens die Hälfte vermehren. Ehe wir eine 
folche Vermehrung zu erwarten haben, werden aber vorausfichtlich auch die 
Bebürfniffe der Krankenpflege in der Stadt wiederum zugenommen haben. 
Und wenn wir und auch in der glüdlichen Lage befinden, zunehmend 
größere Zahlen von folcden, welche ihre Lebensthätigkeit dieſem Berufe 
widmen, zu Haben, jo dürfen wir doch nicht hoffen, daß diefe Vermehrung 
eine jo reichliche fein wird, daß wir ohne weiteres auch für unfere Land— 
franfenpflege uns hierauf befchränfen können. Die Vermehrung würde 
nämlich eine um jo größere fein müflen, als die Möglichkeit, einzelne 
Pflegerinnen anzujtellen, immerhin eine beſchränkte ijt. Sie ift, ich möchte 
lagen, grundfäßlich ausgeſchloſſen bei fatholifchen Krankenpflegerinnen, weil 
die katholiſchen Pflegegenofjenjchaften fich weigern, einzelne Pflegerinnen 
dauernd abzuordnen; alfo wo man auf fatholifche Pflegerinnen Rüdficht 
nehmen wollte, müßte man von bornherein die mindeſtens doppelte Be— 
ſetzung der Stellen in Ausficht nehmen: ein Mehrbedarf an Kräften, ein 
Mehrbedarf an Mitteln. Aber auch bei den evangelifchen Diakonijfinnen 
begegnet man nicht felten ähnlichen Schwierigkeiten, weil die Mutterhäufer 
davon ausgehen, daß die Pflegekräfte, welche den an eine Gemeindejchweiter 
zu jtellenden Anforderungen genügen, auf anderen Pläßen mit größerem 
Erfolge arbeiten können, und daß durch längere Thätigfeit in der ifolierten 
Stellung einer alleinftehenden Pflegerin die Frifche und jene anderen 
Ziele, welche die Genofjenjchaften im Auge Haben, in etwas gefährdet werden. 

Kurzum, wir ftehen dor der Notwendigkeit, und nach anderen 
Pflegerinnen umzufehen. Und da ift nun unfere übereinftimmende Über- 
zeugung, daß in erjter Linie als eine geeignete Form empfohlen werden 
muß diejenige, welche vom Badifchen Frauenverein mit großen Eriolgen 
feit nunmehr 12 Jahren im dortigen Bezirke eingeführt ift. 

Diefe Form Hat als grundfäßliche Unterlagen die folgenden. Die 
Plegerin wird aus dem Sreife entnommen, in dem fie fpäter ihre Thätig- 
feit entfalten joll; fie wird ausgefucht unter weſentlicher Beihilfe oder 
wenigjtens maßgebender Mitwirkung derjenigen Perjonen, welche mit den 
örtlichen und perfönlichen VBerhältniffen am Orte aufs bejte vertraut find; 
fie wird jerner ihrem Beruf, dem fie bisher angehörte, nicht volljtändig 
entzogen, jondern und injoweit, ala ihre Thätigfeit in der Krankenpflege 
e3 erforderlich macht. Sie wird alſo bis zu einem gewifjen Grade berufö- 
mäßige Sranfenpflegerin; auf der anderen Seite ift fie eg nicht, weil fie 
ihren bürgerlichen Beruf noch nebenbei fortjegt. 

Als zweite Gigentümlichkeit ift zu betonen, daß die Ausbildungszeit 
mindeſtens einen dreimonatlichen Zeitraum in Anfpruch nimmt ; eine Minderung 
unter diejeg Maß würde dringend zu vermeiden fein, und zwar aus dem 
doppelten Grunde, weil fonft die Pflegerin vielleicht theoretifch einigermaßen 
genügend ausgebildet werden könnte, aber fie würde doch mwahrjcheinlich 
nicht derjenigen Gewohnheiten, mit denen fie in ihren Ausbildungskurſus 
bineintrat, im erforderlichen Maße fich entäußern, und fie würde fich nicht 
in neue Lebenägewohnheiten in dem Maße Hineingelebt haben, um fie 
fpäter unbewußt, möchte ich jagen, zur Ausführung zu bringen, 

ALS dritte Eigentümlichkeit möchte ich erwähnen, daß die Kranken— 
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pflegerin nicht thätig wird nach eigener Jnitiative, fondern nach Anleitung 
eines Vereins, nach Anleitung der Gemeinde oder einer jonftigen Ein— 
richtung oder einer Perfon, welche die Ausbildung veranlaßte. Sie genießt 
aljo einen gewiſſen Rüdhalt. Abgefehen davon aber, tritt auch eine Über- 
wadhung ein bon jeiten des Badischen Frauenvereins, und endlich wird 
wenigſtens in Ausficht genommen die Einrichtung von Wiederholungsturfen, 
ſodaß, was die Pflegerin gelernt hat, immer von neuem aufgefriicht, nad) 
Möglichkeit aber auch weiter ausgeſtaltet und vertieft wird. 

Endlich als weiterer Punkt, der von grundfäglicher Bedeutung er= 
icheint, ift derjenige zu betonen, daß die Pflegerin eine angemeſſene Ver— 
gütung bezieht. Es ift das ein Punkt, der zum Teil angegriffen wird, 
weil darin eine Entwürdigung des ganzen Inſtituts läge, weil man glaubt, 
daß eine Krankenpflege ohne Vergütung die idealere Form jei. Wir 
glauben, daß man in erjter Linie reale Gefichtspunfte gelten laffen muß, 
wenigjtens wenn die idealen Gefichtspunfte geeignet find, die Wirklichkeit 
zu ftören. ine Pflegerin, wie fie auf dem Lande gewöhnlich gewählt 
werden muß, pflegt nicht mit reichen Glüdsgütern außgeftattet zu fein; fie 
ift angewiejen, fich durch ihrer Hände Arbeit den Lebensunterhalt zu ver- 
dienen. Je mehr man ihre Zeit in Anspruch nimmt mit Krankenpflege, 
um jo mehr muß man Anlaß nehmen, ihr jenen Ausfall an Verdienſt zu 
erjegen, weil ihre Arbeitszeit in jonjtigem Berufe ihr gekürzt wird. Will 
man zu diefem Schritt nicht gehen, will man von einer Vergütung ab— 
jehen, jo jchneidet man ihr die Möglichkeit ab, ihre Kräfte in größerem 
Umfange der Krankenpflege zu widmen, zwingt fie, ihrem jonjtigen Brot» 
erwerb nachzugehen. Alfo wir glauben, daß, foll eine wirklich entwickelte 
Krankenpflege auf dem Lande ermöglicht werden, die Notwendigkeit beiteht, 
der Kranfenpflegerin, die auf ihren Arbeitöverdienft angewieſen ijt, eine 
Vergütung zu gewähren. Und da legen wir grumbjäßlichen Wert darauf, 
daß diefe Vergütung nicht gewährt wird durch Vergütung für einzelne 
Leiſtungen, insbeſondere dadurch, daß man der Krankenpflegerin eine An— 
weifung giebt, fi von den Sranfen oder den Angehörigen eine ent= 
iprechende Vergütung zahlen zu laſſen, fondern daß diefe Vergütung uns 
abhängig ift von ihren Leiftungen, daß fie thunlichſt einheitlich feſtgeſetzt 
wird für das Jahr, immerhin unter Zugrundelegung des Umfangs, in 
welchem fie in der Krankenpflege thätig fein muß, und daß jedenfalls alles 
vermieden wird, was darauf hinweifen könnte, daß die Pflege des Wohl— 
habenden jorgfältiger, umfangreicher angejtellt wird als die Pflege des 
Armen. Denn dad würde ja die notwendige Folge fein: eine Kranken— 
pflegerin, die auf ihren Arbeitöverdienit angewiejen ift, würde nicht im 
jtande fein, dauernd dem Armen, der feine Vergütung zahlen kann, eine 
ausgiebige Krankenpflege zu teil werden zu laſſen. Wir find der Anficht, daß 
auch eine Krankenpflegerin, die eine Vergütung befommt, ſehr wohl 
hochideale Geſichtspunkte verfolgen kann, daß überall ein lohnender Erwerb 
in der Krankenpflege nicht gefucht werden fann, daß es immer eine fehr 
mäßige Entjchädigung bleiben wird, die der Pflegerin zu teil wird. 

Diefe günftigen Erfahrungen, die in Baden mit der Krankenpflege 
durch folche Pflegerinnen gemacht find, find auch an anderen Orten ges 
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macht worden. Ich will nur einen nennen: es iſt der Kreis Siegen in 
Weſtfalen, in dem Herr Landrat Schepp jeit einigen Jahren nach dem 
Muster von Baden — kann man vielleicht jagen — Einrichtungen ge— 
troffen bat, die fich vorzüglich bewährt haben. 

Wenn wir auch allgemein betonen, daß die örtlichen Verhältniſſe 
maßgebend jein müfjen für die Einrichtungen in der Krankenpflege, jo 
fönnen wir doch nicht umhin, Hier einen anderen Gegenſatz hervorzuheben. 
Wir würden nämlich — oder wenigſtens ich für meine Perfon — würde 
nicht für eine genügende Krankenpflege anjehen eine Möglichkeit, bei 
schweren Krankheitsfällen eine Pflegerin Herbeizuziehen, in&bejondere dann 
nicht, wenn dieſe Herbeiziehung von einem entfernten Orte gejchehen muß. 
Einmal würde die Pflege fehlen für alle leichteren Fälle, insbefondere 
auch für alle diejenigen Fälle, welche man ala erſte Hilfsleiſtung bezeichnen 
müßte, und dieſe haben auf dem Lande ja jchon aus dem Grunde eine er- 
hebliche Bedeutung, weil der Arzt in der Regel jo fern zu jein pflegt. 
Endlich aber würde diefer Ausweg fein erfreulicher fein aus dem Grunde, 
weil der erzieherifche Einfluß, den eine wirklich gute, gebildete Kranken— 
pflegerin auf die Bevölkerung ausübt, wegfallen müßte — und dieſer er- 
zieherifche Einfluß jollte doch nicht gering veranfchlagt werden. 

In unferem zweiten Leitſatze haben wir fodann als dritten Sat 
angeführt den Wunſch oder die Forderung, daB „die Träger der öffent: 
lichen Armenpflege und der ſocialen Verficherung gefeßlich zur Einrichtung 
von Krankenanftalten und zur Gewährung von Krankenhauspflege, joweit 
dies die Natur der Krankheit erfordert, verpflichtet” werden möchten. Mit 
diefem Sabe, fünnte e8 jcheinen, wären wir iiber das Gebiet, das wir und 
gejtedt haben, Hinausgegangen. Denn, allgemein betrachtet, bezieht er fich 
ja ebenfowohl auf die Krankenpflege in der Stadt. Insbeſondere aber be= 
zieht er fich ja, wörtlich genommen, auf die gejchloffene Krankenpflege. 
Wenn wir troßdem dieſe Forderung aufftellten, jo haben wir es gethan, 
weil wir uns fagten, daß der thatjächliche Schwerpuntt bei derielben auf 
dem Lande liegen würde. Dasjenige, was wir damit zu erreichen wünjchen, 
ift in der Stadt im wejentlichen gegeben. Die ftädtifche Armenvermaltung 
läßt fich nicht Lediglich leiten von dem, was im rein finanziellen Intereſſe 
der Stadt gelegen iſt; fie hat weitere Ziele. Die Armenpflege in ben 
Sandgemeinden geht aber leider in den meiſten Fällen von weit engeren 
Geſichtspunkten aus: fie fucht nicht die Kranken möglichjt raſch, möglichſt 
volljtändig wieder gefund zu machen, fondern vielfach läßt fie fich von 
dem Gefichtöpunft leiten: Wie kommen wir mit dem geringiten Aufwande 
an Koften von dem Manne wieder [og ! 

Diefer Gegenjag zwijchen Land und Stadt in Bezug auf die Armen- 
verwaltung befteht ebenjo auf dem Gebiete der Kranfenverficherung, er be— 
jteht auch auf dem Gebiete der Unfallverficherung, ſoweit die Gemeinden 
in Betracht kommen. Go ſehen wir in den Städten mohlgeleitete, 
feiftungsfähige Krankenkaſſen, wohingegen wir auf dem Lande Keine Kaffen 
ſehen, die Fleinliche Geſichtspunkte obwalten Yafjen, welche in erſter Linie 
dahin jtreben, die Kaffe möglichjt wenig zu fchwächen, und dabei oft noch 
einen falſchen Gefichtspunft ins Auge faffen, und nicht darin die größte 
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Stärkung der Kaffe jehen, daß fie die Kranken möglichjt dauernd ge= 
funden lafien. 

Diefe Frage der Gefeßgebung, die wir Hiermit angefchnitten haben, 
bat augenblidlich eine akute Bedeutung, weil ja die Kranfen- und Unfall: 
verficherung augenblidfich einer Revifion unterzogen werden joll. Es jteht 
zu erwarten, daß jchon im Herbit eine Novelle zur Krankenverficherung 
zur Vorlage an den Reichstag gelange, und fo glaubten wir darauf hin— 
weijen zu jollen, daß die Krankenkaſſen das freie Ermeflen, wie fie zu 
unterftüßen Haben, vielfach nicht richtig anzuwenden wiſſen, und wir be= 
tonen: es ſoll die Verpflichtung ausgejprochen werden zur Gewährung von 
Krantenhauspflege in den Fällen, in denen nach ärztlichem Gutachten nur 
eine jolche eine Gefundung des Kranken erwarten läßt. Es joll nicht 
lediglich eine Berechtigung der Kaffe fein, fondern auch eine Pflicht, 
es joll ein Recht des Kranken auf Krankenhauspflege beitehen. 

Ich glaube nicht, daß wir hiermit einen himmelftürmenden Angriff 
auf die Gejehgebung machen. Zunächſt deswegen nicht, weil die ärztliche 
Wiſſenſchafſt mehr und mehr dahin neigt, daß fie fachgemäße Krankenpflege 
als einen vollwichtigen Faktor Hinftellt, der mit zum Wiedergefundwerden, 
zur Überwältigung der Krankheit dienlich ift, einen Faktor, der der ärzt- 
lichen Behandlung und der Verforgung mit Arzneien durchaus gleichwertig 
it. Es würde alfo lediglich darum fih Handeln, aus diefem Grundfage, 
wie er heute anerkannt wird, die entiprechende Schlußfolgerung zu ziehen 
und zu jagen: Wenn dieſer Faktor ein gleichwertiger ift, jo muß auch 
die Gejeßgebung ihn thatjächlich ala gleichwertig behandeln. 

Aber außerdem muß ich auch darauf hinweiſen, daß in der Geſetz— 
gebung ähnliche Anſätze bereit? vorhanden find. Das MWürttembergijche 
Krankenpflegeverficherungägejeg von 1888/93 hat den Grundſatz aufgejtellt, 
daß in allen Fällen, in denen eö die Natur der Krankheit erfordert, die 
Krankenkaffe verpflichtet ift, Krankenpflege zu teil werden zu laffen und 
jwar in der Regel in der Form der Krankenhauspflege. Wenn wir hier 
diefen Paſſus in unfere Leitſätze mit aufgenommen haben, jo haben wir 
uns thatjächlich dadurch Leiten laffen, daß wir ung jagen: wenn dieſe ge— 
jegliche Berpflichtung jtatuiert wird, dann werden die Gemeinden und 
Krankenkaſſen geneigt fein, die Gejundung des Kranken thatkräftig zu 
unterftügen, und wir müffen auf diefem Gebiete auf die thatkräftige Bei- 
hilfe von Gemeinden und Krankenkaſſen rechnen können. 

Handelt es fih nun um das praktische Vorgehen, welches wir im 
dritten Leitſatze beiprochen haben, jo ijt ein Doppeltes zu berück— 
fichtigen. Einmal: in den Kreifen der Landbevölferung wird der Notitand, 
in dem fie fich thatjächlich befindet, feineswegs in dem Maße empfunden, 
daß man diejelbe mit leichter Mühe davon überzeugen fünnte, es wäre 
notwendig, daß fie angemefjene Aufwendungen machte, um diejen Notjtand 
zu bejeitigen. Andererſeits aber iſt es an anderen Stellen, auf deren 
Mithilfe man notwendig angewieſen ift, namentlich aber angewiejen tjt für 
die erſte Einleitung der ganzen Bewegung, das Bewußtjein der Verpflich- 
tung, bier Hilfe zu leijten, noch nicht in dem wünjchenswerten Maße zum 
Allgemeingut geworden. 
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Bon diefem Gefichtspunfte aus ift e8 beſonders im Anfang für abjolut 
geboten zu erachten, daß die Bewegung fich nicht allein von unten herauf 
aufbaut, daß man es aljo nicht dem Zufall mehr oder weniger überläßt, 
ob am einzelnen Orte die VBerhältniffe günftig liegen, ob fich geeignete 
Perfonen finden, die die Sache in Anregung bringen, jondern es ijt 
dringend erforderlich, daß gleichzeitig auch ven obenher die Sache in Angriff 
genommen und eingeleitet wird. Es ijt aljo erforderlich, daß gewiſſe 
Gentraljtellen gebildet werden, jei es für das Staat3gebiet oder für einzelne 
Teile desfelben, nach natürlichen und Hiftorifchen Grenzen, daß in diejen 
Gebieten ſich Organifationen bilden und zwar auf Grund privater 
Initiative, fei e& wirkliche WVereinsbildungen, jei e8 Bildungen, die man 
als Ausſchüſſe bezeichnen könnte, welche für ihr Gebiet die Förderung 
der Krankenpflege auf dem Lande fi zur Aufgabe machen. Diefe 
Drganijationen würden in erjter Linie dahin ftreben, daß fie die Über: 
zeugung der Notwendigkeit der Verbeſſerung der ländlichen Krankenpflege 
noch mehr in die Öffentlichkeit hineintragen. Es muß die Öffentlichkeit 
in weit größerem Maße, als bisher gejchehen ijt, davon überzeugt werden, 
daß bier eine große, eine Elaffende Lücke beiteht, die ausgefüllt werden 
muß, und zu deren Ausfüllung alle einen Beitrag leiften müſſen, fei es in 
perjönlicher Hilfeleijtung, jei e& in finanziellem Sinne. 

Bon der Zujammenjegung diejer leitenden Stellen wird es in aller- 
eriter Linie abhängig fein, ob die Bewegung wirklich zu einem Frucht» 
bringenden Erjolge fich geitaltet. Es follten an dieſen Stellen Vertreter 
aller in Betracht kommenden Yaltoren fich zujammenfinden zu gemein- 
ichaftlicher Arbeit. Es follen vertreten fein jowohl die jtaatlichen wie die 
provinziellen, wie auch die Firchlichen Behörden; es follen vertreten fein 
die Organifationen der jtaatlichen Arbeiterverficherung, auch die Wohl- 
Tahrtävereine, die Krankenpflegegenoffenjchaften, welche in dem Bezirk ihren 
Sitz haben, endlich auch Vertreter der Landbezirke, für deren Wohl und 
Mehe ja die DOrganifationen arbeiten follen. 

Menn es einer folchen Einrichtung durch das Anſehen, welches die- 
jenigen Berjönlichkeiten genießen, die fich der Sache angenommen haben, 
durch das Gewicht der Gründe, welche fie für ihre Beitrebungen geltend 
machen, gelingt, in weiterem Maße die Offentlichkeit zu gewinnen, dann 
wird es auch möglich fein, die Mittel zu finden, die noch fehlen. Wenn 
aber dieje Vorbereitungen getroffen fein werden, dann dürfen wir auch mit 
Sicherheit erwarten, daß überall in den einzelnen Orten in rajcher Reihen- 
folge fich die erforderlichen Einrichtungen bilden werden, welche mit dem 
erforderlichen Rüdhalt und Schuß von oben Her wirklich etwas Gedeih— 
liches zu Tage fördern. 

Dieſe Gentralftellen follen auch fich frei Halten von aller Schablone. 
Sie jollen jowohl beitehenden Vereinen ala auch jolchen, die fich für die 
Förderung der Krankenpflege bilden, fie jollen Kirchengemeinden in gleicher 
Weiſe wie politifchen Gemeinden ihre Unterjtügung zu teil werden laſſen; 
fie jollen ebenfowohl die Anjtellung von Beruföpflegerinnen, mögen fie 
firchlichen Organifationen oder anderen angehören, wie die Anftellung von 
Bandkrankenpflegerinnen nach Art der badifchen, fie jollen endlich auch die 
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Anftelung minder gut ausgebildeter Pflegerinnen unterjtügen. Wenn fie 
nur das eine jagen fünnen: Hier wird eine Beilerung erzielt, und es ift 
eine Beflerung, die einftweilen als genügend angejehen werden kann, — 
dann jollen fie ohne Unterſchied ihre Unterftügung zu teil werden laſſen. 

Eine jolche Gentraljtelle würde durch das Anſehen, welches fie genießt, 
und dad Schwergewicht, welches fie einwerfen darf, auch darauf hinwirken 
fönnen, daß die Gemeinden in weiterem Umfange als bisher von oben her 
Anregung empfangen und thatjächlich die Sache fördern. 

Der Schwerpunft in finanzieller Beziehung muß unten liegen; die 
laufenden Koſten werden im wejentlichen von den Gemeinden oder den 
Gemeindeeingejeffenen getragen werden müfjen. Was die Gentralftelle an 
Mitteln fammelt, das wird einmal dazu dienen müfjen, die Einrichtungen 
zu treffen zur Ausbildung der Pflegerinnen, zur Überwachung derjelben, 
zur Beranftaltung von Wiederholungskurſen; e8 wird endlich dienen müſſen, 
erite Anregungen zu geben zur Errichtung neuer Stellen, für die erſten 
Jahre Zuichüffe zu gewähren, und vor allem dazu, in folchen Gegenden, 
wo die Leiftungsfähigfeit der Bevölkerung eine äußerft befchränfte ift, 
einigermaßen zwedentfprechende Einrichtungen zu ermöglichen. 

Wie e8 den Gentralftellen gelingen wird, den Gemeinden die Über» 
jeugung beizubringen, daß fie entiprechend mitzuwirken haben, jo dürfte e3 
ihnen ferner auch gelingen, den Organen der ftaatlichen Arbeiterverficherung 
dieje jelbe Überzeugung beizubringen. Es handelt fich da in erjter Linie 
um die Verficherungdanitalten und um die Berufsgenofjenichaften. Eine 
Umfrage, welche ich veranjtaltet habe, bat Hauptjächlich da® im Auge, 
feſtzuſtellen, inwieweit auf die Unterftüßung von vornherein gerechnet 
werden darf, oder ob fie geneigt find, wenigjtens ſpäter unjere Beitrebungen 
zu unterftügen. Nach dem Ergebnis der Umfrage fann man annehmen, 
daß bei einem großen Zeile Neigung vorhanden it, einzutreten, und wir 
dürfen Hoffen, daß, wenn das gejchehen ift, allmählich auch die anderen 
zuftimmen und eintreten werden, weil fie unter dem Drud der Verhältniſſe 
nicht anders können. 

Auf eins Habe ich allerdings wiederholt aufmerkffjam zu machen: man 
darf nicht Übertriebene Hoffnungen hegen. Insbeſondere die großen Be— 
jtände der BVerficherungsanftalten find ja für manche ſozuſagen ein reich 
gededter Tiſch, von dem jeder glaubt für feine guten Zwecke reichliche 
Unterjtügung erwarten zu dürfen. ch brauche in diefer Verſammlung 
nicht darauf hinzumweifen, daß diefe Gelder nicht Überjchüffe find, fondern 
als Reſerve zu dienen Haben für künftige Laſten. 

Für den Anfang ift alfo, wie ich oben fchon hervorhob, die Gentra= 
fifierung hauptjächlich notwendig, um im ganzen Bezirke Einrichtungen zu 
treffen, bejonders deshalb, um den ärmften Teilen des Bezirks auch daß, 
was ihnen zukommt, zu teil werden zu lafjen. Was die jpäteren Aufgaben 
der Gentralftellen angeht, jo muß ich mich hier bei der Kürze der Zeit 
bejchränfen, Sie auf das zu verweilen, was in meinem Berichte gejagt ift. 

Ich will nicht verfehlen, darauf Hinzumweifen, daß ohne vielfache und 
hingebende Arbeit, ohne erhebliche Aufwendung auch an Mitteln das Werk, 
deſſen Inangriffnahme wir Hier befürworten, nicht zum glüdlichen Ziele 
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gebracht werden kann. Aber wir Halten uns überzeugt, daß Arbeit und 
Kosten nicht vergeblich aufgewwendet werden, daß fie im Gegenteile eine 
jehr reichliche Ernte erwarten laſſen. Es Handelt fich hier um einen 
Kulturfortichritt von der allergrößten Bedeutung, — und dazu, daß dies 
Merk gelingen möge, bitte ich Sie, verehrte Damen und Herren, das 
Ihrige beizutragen, indem Sie einmütig den Leitſätzen zuftimmen, die wir 
aufgeftellt haben, und dadurch dasjenige Gewicht, welches der Deutfche 
Verein Für Armenpflege und Wohlthätigkeit befit, und das Anſehen, 
deſſen er fich im ganzen bdeutjchen WBaterlande erfreut, in die Wagſchale 
werfen zu Gunften der von uns hier Ihnen empfohlenen Einrichtung. 
(Bravo!) 


Vorſitzender: Es ift von feiten des Herrn Regierungsrat Dr. 
MWürmeling der Antrag eingegangen, in Ar. 2 der Leitſätze der Herren Dr. 
Haufer und Düttmann die Worte zu flreichen: „zur Errichtung von 
Kranfenanftalten und”. 

Das Wort hat Herr Pfarrer Schloffer (Gießen). 


Pfarrer Schlojjer (Gießen): Meine Damen und Herren! Meine 
Legitimation, zu diejer Frage zu jprechen, entnehme ich daraus, daß ich 
bei der Einrichtung einer folchen Landkrantenhauspflege, wie fie uns bier 
vorgetragen worden ift, in unferer Provinz Oberheſſen mitthätig gewejen 
und gegenwärtig der Inſpektor eines Teils wenigſtens dieſer Land— 
franfenpflege bin. Ich habe nicht die Abficht, Ihnen von diejer Einrich- 
tung zu erzählen; dazu ift die Zeit viel zu vorgerüdt, und ich will Gie 
damit nicht aufhalten. ch will nur aus den Erfahrungen, die wir ge= 
macht haben, einige wichtige Grundjäße ableiten. 

Sch brauche von der Notwendigkeit der Schaffung einer Krankenpflege 
auf dem Lande zu denen nicht zu reden, die den lichtvollen Ausführungen 
gefolgt find, die wir in den beiden Referaten und auch jebt in dem 
mündlichen Referat empfangen haben. Namentlich), wenn Sie die warın 
empfundenen Worte de8 Herrn Obermebdizinaltat Dr. Haufer gelejen haben, 
die ergreiienden Bilder, die er aus feiner Landpraxis giebt, jo müſſen 
Sie jagen: da muß in der That Wandel gefchaffen werden. Er Hat auch 
mit Recht ausgeführt, daß der Notjtand deshalb nicht geringer iſt, weil 
die Leute ihn nicht empfinden, fondern deöwegen um jo größer. Die 
Zandbevölkerung hat feine Ahnung von der Bedeutung der Geſundheits— 
pflege. Gerade deshalb aber, meine Herren — das ift das Grite, worauf 
ich hinweifen wollte, und zwar zuftimmend zu den Ausführungen des 
Herren Referenten — ift e8 nötig, daß wir uns für die Schaffung einer 
Zandfranfenpflege von feiten größerer Verbände ausſprechen. Yür noch 
fange Zeit ift es im allgemeinen nicht zu erwarten, daß unſere Land— 
gemeinden willig fein werden von fich aus damit vorzugehen. Wir haben es 
bei uns erleben müſſen, daß die erjten zwei Jahre, nachdem wir die erfte 
Krankenpflegerin angejtellt hatten, ganz verzweifelte waren. Die Leute, die 
wir um Geld angegangen Hatten, fagten: was habt ihr hier gemacht, die 
hat ja gar nichts zu tun. Nachdem wir etwa zehn Jahre gearbeitet 
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haben , fteht es allerdings anders; da haben wir e8 erleben dürfen, daß 
unfere erſte Pflegerin, die es nicht mehr vermag, in einem größeren 
Bezirk zu arbeiten, von ihrer bürgerlichen Gemeinde ala Pflegerin für 
diefen Ort angeftellt worden ift, und ein anderer Ort bat fich ebenfalls 
eine Pflegerin verjchafft. Wir jehen aljo, daß die Anregung, die von einem 
größeren Verbande ausgegangen ift, nicht erfolglog war. Aber es ift 
doch zu bezweifeln, ob dieſes Beiſpiel in weiteren Kreifen wird nachgeahmt 
werden. 

Alfo e8 werden größere Verbände damit vorgehen müffen. Bei uns ift 
es ein kirchlicher Verband gemwejen, die Dekanatsſynode des Dekanates Gießen. 
Durch unfere Eirchliche Gejeßgebung find unfere Dekanatsſynoden in die 
Lage verjegt, unter gewiſſen Vorausſetzungen ſolche Beranftaltungen zu 
treffen und die Kojten dafür auf die kirchlichen Gemeinden aufzufchlagen. 
Wir mußten da natürlich jehr bejcheiden vorgehen und ung noch von 
anderer Seite her Geldhilfe jchaffen, die aber Leicht zu haben war. 

Ich komme damit auf den Geldpunkt. Wenn mir dahin gelangen, 
daß unſere bürgerlichen Verbände, Provinzial und Kreisverbände, es ein— 
jehen werden, daß das eine überaus wichtige Aufgabe der Fürforge für 
unfer Land iſt, dann werden wir nicht mehr zu forgen haben um die Be— 
ſchaffung der Geldmittel, dann liegen fie jehr bald da, und ich bin über- 
zeugt: wir werden in abjehbarer Zeit dazu fommen, daß das ala eine 
ganz regelmäßige Aufgabe auch unferer jtaatlichen und kommunalen Ber: 
bände wird angejehen werden müffen. 

Bis dahin aber ſteht e8 anders, und da komme ich auf einen Punkt, 
den ich für jehr wichtig halte. Nach meinen Erfahrungen auf diefem Ge- 
biete, und auch auf anderen, muß ich jagen, es jollte grundjäglich die 
Krankenpflege nicht umfonft gegeben, jondern es follte ein Entgelt dafür 
gefordert werden, und auch die Krankenpflegerinnen follten ihr Entgelt 
haben. Nach den Ausführungen des Herrn Referenten brauche ich darauf 
nicht näher einzugehen, ob eine Pflege, die umfonjt geleiftet wird, wert- 
voller ift vom Standpunkte der chrijtlichen Liebe, oder ob eine Pflegerin, 
die bezahlt wird, nicht ebenjo ein Werk der Barmherzigkeit thut. — Ich 
bin von dem leßteren überzeugt —; aber das jteht mir feſt, daß die Land— 
franfenpflege eine allgemeine Einrichtung nur werden wird auf der Grund— 
lage, daß die Krankenpflegerin ihre Bejoldung befommt, und auch die 
Kranken nah dem Maße ihrer Leiſtungsfähigkeit herangezogen werben. 
Unter allen Umjtänden möchte ich es verwerfen, daß die Kranfenpflegerin 
direft von dem Kranken bezahlt wird; dadurch gerät fie in Abhängigkeit 
und kommt in unangenehme Lagen. Freilich darf der zahlungsunfähige 
Arme deshalb nicht in der Pflege zurücgefeßt werden. ch bin aber der 
Meinung, daß man da doch möglichht die zuftändigen Stellen, die bürger- 
liche Armenpflege oder, wenn es da nicht geht, die kirchliche Armenpflege 
heranziehen follte, die Koften in ſolchem alle zu deden. Es iſt eine 
TIhatjache, die auf allen Gebieten beobachtet wird: was nicht bezahlt wird, 
wird auch weniger geſchätzt. Es ijt ja richtig, es pflegt bei Unter- 
nehmungen, die auf Freiwilligkeit gejtellt find, eine größere Wärme zu 
fein; aber zur Stetigfeit fommen wir nur dann, wenn das ein feiter Beruf 
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ift, der, wenn auch nur bejcheidentlich, Lohnt — große Reichtümer werden 
nie zu erzielen fein. Wir zahlen der Defanatöjchweiter von Anfang an 
300 ME, und dann fteigt das bis 550 Mk.; davon wird nicht viel 
zurüdzulegen jein. 

Ich will dabei gleich erwähnen: wir haben, ganz unabhängig von dem 
badifchen Syftem, dasſelbe Syitem, daß wir Mädchen aus einem Dorfe 
ausbilden laſſen. Nebenbei gejagt, halte ich eine Ausbildungszeit von 
mindeftens einem halben Jahre für ein Grunderfordernig einer wirklichen 
tüchtigen Wirkſamkeit — wir lafjen jolche Mädchen ein halbes Jahr im 
Diakonifjenhaus ausbilden. Sie werden dann angejtellt, wohnen im Eltern= 
baufe und brauchen deswegen fein jo großes Entgelt für ihre Thätigkeit. 
Ich komme nun auf den legten Punkt. Es iſt im großen und ganzen 
jehr viel Leichter, eine folche Einrichtung ins Leben zu rufen, als fie zu 
erhalten. Die Geldmittel fließen ja mit der Zeit leicht; wenn die Leute 
fich überzeugt haben, was für eine Freude eine geordnete Krankenpflege iſt, 
befommt man fowohl von dem Einzelnen, von den Familien als auch von 
den Gemeinden leicht Geldzuſchüſſe. Etwas anderes ift es aber, die Sache 
innerlih im Gang zu Halten, daß das nicht mechanifiert wird, daß 
die Sache im rechten Geiſte gefchieht. Eine jolche Krankenpflegerin und 
Krankenjchweiter, wie wir fie da auf den Dörfern haben, hat in der That 
einen nach allen Seiten hin überaus jchweren Beruf. Die Anforderungen, 
die an fie geftellt werden, find oft ganz unvernünftig; die Leute vergeffen 
oft, daß ein ſolch' armes Weſen auch effen und trinken und auch jchlafen 
muß. Es bedarf deshalb einer Inſtanz, die die Schweiter gegen jolche 
undernünftige Anforderungen ſchützt; und das wird nicht der Arzt fein 
fönnen, da die Arzte vielfach von ihren Patienten abhängig und auch 
manchmal etwas mißtrauijch gegen die Krankenjchweiter find, weil fie an- 
nehmen, daß fie, wenn fie bei leichtem Unmohljein gerufen wird, ſelbſt— 
thätig auftritt, und fich dadurch im ihrer ärztlichen Praris gejchädigt 
glauben. Natürlich darf das nicht fein; wir Haben die Schweitern jtreng 
- inftruiert, daß fie nicht in die Ärztliche Thätigfeit eingreifen; aber es 
fommt doch ein vorübergehendes Unmwohljein vor, wo fie im Augenblid 
helfen Tann und muß. Es muß alſo jemand fein, der für die Schweiter 
eintritt, und auch fie ſelbſt berät und leitet bei den vielfachen An— 
forderungen, die an fie gejtellt werden. Gie hat oft das Bedürfnis des 
Trojtes, der Beratung, fie gerät in mancherlei jchwierige Situationen, in 
Berfuchungen — fie darf fein Gejchent annehmen, muß unparteiifch ver= 
iahren, furzum ihr Beruf ift nicht ganz leicht. Da muß eine Inftanz da 
fein, die auch Autorität für fie hat. Wie das geordnet wird, ift ja nach 
den lokalen Berhältniffen verjchieden. Bei ung ift es der Ortsgeiſtliche — 
aber darauf fommt alles an, daß eine verjtändnisvolle, freundliche Zeitung 
vorhanden iſt. Wenn die nicht da ift, dann wird fich die Sache ungünjtig 
entwideln und zu manchen Schwierigkeiten führen. Ich kann nur jagen: 
wir haben in den 10 Jahren recht gute Erfahrungen mit unferen Schweitern 
gemacht; fie Haben fich außerordentlich bewährt. 

Ich komme noch auf das zurüd, womit ich begonnen Habe. Wir 
find eine Berfammlung, in der die Vertreter der Städte weitaus über- 
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wiegen; man fieht das ja — ganz abgejehen davon, daß wir jehr an- 
ftrengende Berhandlungen gehabt Haben — an den geleerten Siben; die 
Herren denken: das geht uns nichts an. Aber es ijt wohlberechtigt, diejeg 
Thema Hier vorzubringen. Wir Haben es bei uns gejehen: wenn bie 
Städte, die im Beſitz der nötigen Bildung, Einfiht, Mittel und Perjön- 
lichkeiten find, nicht ein Herz gewinnen für die Notlage des Landes und 
aus ihrem Reichtum an allen diefen Dingen heraus für das Land jorgen, 
dann werden wir nicht jobald weiter kommen. Ich bin jelbjt ein Be— 
wohner der Stadt und in der jtädtifchen Armenpflege mit thätig; aber 
gerade deswegen, weil wir in allen Dingen jo reich find, darum habe ich 
mir gejagt: wir müffen auch dem Lande helfen. Und es hat das feine 
guten Früchte getragen, und deshalb möchte ich einen recht Herzlichen 
Appell an die Vertreter der Städte richten: Helfen Sie dem Lande, daß es 
auch etwas Anteil befommt an den guten Einrichtungen, die wir in den 
Städten fo reichlich haben! 


Vorfigender: Das Wort hat Herr Regierungsrat Dr. Würmeling 
(Berlin). 


Regierungsrat Dr. Würmeling (Berlin): Meine Herren! Es iſt 
eigentlich jchade, daß dieſer meines Erachtens jo ganz bejonders wichtige 
Gegenjtand durch die Länge der Zeit, die unjere Verhandlung ſchon gedauert 
hat, die daraus folgende größere Abjpannung und die anderen Umjtände, 
die uns nötigen, bald dem Schluß zu nahen, etwas ind Hintertreffen ge- 
raten ift. Ich muß diefen Gegenstand, wenn nicht den wichtigiten, jo doch 
mindeſtens den originaljten und modernsten unferer diesmaligen Berhand- 
[ungägegenftände nennen, und wir können dem Vorjtande nur dankbar jein, 
daß er — mie der Graf Bethuſy-Huc früher einmal fagte — hier den 
Strom der Zeit an der Stirnlode gefaßt hat. 

Meine Herren, die Fürforge für die ländliche Bevölkerung liegt in der 
Luft, und e& kann und will fih gewiß auch unſer Verein nach feinem _ 
ganzen Charakter nicht der Aufgabe entziehen, auch auf dem Lande helfend 
einzugreifen und den Finger auf die Wunde zu legen. Wir jchulden aber 
auch den beiden Herren Referenten und namentlich auch dem zweiten 
Herrn Referenten, der in fo belehrender Weife den Bericht erftattet und ihn 
ung bier foeben durch lichtvolle Ausführungen ergänzt hat, ganz bejonde= 


ren Dan. 
(Bravo!) 


Meine Herren, die Frage ſelbſt kann ja im Augenblid nicht gründlich 
erörtert werden; ich glaube, daß fie jo wichtig und bedeutend ijt, dak wir 
fie mit der einen kurzen Beratung nicht erledigen fönnen. Sch will mich 
auf lange Ausführungen nicht einlaffen. Wenn ich auch nicht jedes Wort 
und jeden der vielen Gedanken aus den Berichten und den Leitſätzen ganz 
unterfchreiben will, jo will ich doch den Leitjägen als Ganzem zuftimmen 
mit der fleinen Anderung, die ich mir erlaubt Habe, Ihnen vorzufchlagen, 
und die der Herr Präfident Ihnen bereit? mitgeteilt Hat. Es jteht da 
nämlich im Leitfa 2: „Außerdem find die Träger der öffentlichen Armen 
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pflege und der focialen BVerficherung gefeglih zur Einrihtung von 
Krankfenanftalten und zur Gewährung von Krankenhauspflege, joweit 
die die Natur der Krankheit erfordert, zu verpflichten.“ Meine Herren, 
gegen die Worte: „zur Gewährung von Kranfenhauspflege“ will ich nichts 
jagen, aber ich meine doch, daß die Forderung der Verpflichtung der öffent: 
lichen Organe zur Einrihtung von Kranfenanftalten entjchieden 
zu weit geht. Das dürfen wir unferen Landgemeinden und Kreisverbänden 
auf dem Sande durchaus nicht zumuten, daß wir fie gejeglich verpflichten, 
Krankenanftalten einzurichten. Es kommt ja nur darauf an, daß die 
Kranken die gehörige Pflege finden; wenn jonjt geeignete Einrichtungen vor— 
handen find, liegt jür die Errichtung eigener Anjtalten durch die öffentlichen 
Drgane fein Grund vor. ine jolche Forderung würde auch mit Rücdficht 
auf die vielen bejtehenden anderen Krankenanſtalten durchaus nicht ange» 
bracht jein. Ich Habe den Herren Antragjtellern meine Bedenken mitge- 
teilt, und fie haben fich auch damit einverjtanden erklärt, daß dieſe Worte 
weggelafjen werden. 

Dann noch einige ganz furze Bemerkungen. 

Im Leitſatz 2 ijt die badifche Einrichtung namentlich hervorgehoben. 
Ich will nicht auf andere Arten und auf andere Wege, wie man fich dieſe 
Landkrankenpflege vorjtellen Zönnte, eingehen. Es ijt in dem Berichte des 
Herrn Mitberichterjtatters ja bereit gejagt, daß außer der badifchen Ein- 
richtung, die der erjte Herr Berichterjtatter in erjter Linie aus den Verhält- 
niffen jeines Bundesjtaates in den Vordergrund geitellt hat, noch andere 
Einrichtungen getroffen find und andere Berjuche gemacht werden. Bon 
jeiten des Herrn Mitberichterjtatters ift in einer mich jeher jympathijch be- 
rührenden Weiſe hervorgehoben worden, daß dem Bedürfnis jür die Land» 
frantenpflege durch die vorhandenen Schweitern, jei e8 evangelifchen, jei es 
fatholifchen Bekenntniſſes, abjolut noch nicht genügt ijt, daß aljo für eine 
Vermehrung weiter Raum da wäre. Meine Herren, wenn auf irgend 
einem Gebiete, dann müſſen wir auf diefem umfafjenden Gebiete der Land— 
franfenpflege im ganzen deutjchen Vaterlande jagen: wir nehmen die Hilfe 
an, wo wir fie befommen. Wir wollen ung nicht darauf fejtlegen, fie 
gerade von Öffentlichen Verbänden zu verlangen, — nein, bekommen wir fie 
von firchlicher Seite, von privater Seite, jo nehmen wir fie dankbar an. 
Auch diefen Standpunkt werden die Herren Antragiteller wohl anerkennen. 
Alfo mit diefer Interpretation würde ich bereit fein, auch dem Leitſatze 2 
zuzuftimmen. 

Dann ift im dritten Saße noch gejagt: „es empfiehlt fich, für das 
Staatögebiet oder dejjen Verwaltungsbezirke freiwillige Or- 
ganifationen einzurichten.“ Die Ausdrüde „für das Staatsgebiet oder 
deffen Berwaltungsbezirke” würde ich nicht ganz unterfchreiben können. Wir 
fönnen fie ja heute im erjten Stadium der Trage ſtehen laffen, ohne daß 
damit gerade gemeint ift, daß die Organifation fich in jedem all den 
politiichen Bezirken anpafjen muß. Es ijt von feiten des geijtlichen Herrn 
aus Heflen, der eben fprach, ſchon angedeutet worden, daß in feiner Gegend 
mit gutem Erfolge die Sache nach den Defanaten eingerichtet wäre, und 
deratige Erfahrungen wird man anderswo auch machen können. 
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Alſo mit diefen beiden Maßgaben würde ich glauben, daß wir ein- 
ftimmig die Anträge annehmen können, und ich darf nur hoffen, daß der 
glüdliche Griff, den der Borftand mit der Wahl diefes Themas gemacht 
hat, auch Anerkennung in weiteren, unferem Vereine bisher noch ferner 
jtehenden Kreifen finden wird, und daß diefem Schritt, unfere Thätigkeit 
auf das Gebiet der Ländlichen Armenpflege und MWohlthätigfeit hinüber: 
zupflanzen, eine ganze Reihe weiterer Schritte in diefer Richtung folgen 
werden. Denn, meine Herren, ich glaube, gerade auf diefem Gebiete find 
die Notftände und Mißſtände noch jehr groß. 


(Lebhafter Beifall.) 
Borfißender: Herr Dr. Blum (Heidelberg) hat das Wort. 


Dr. Blum (Heidelberg): Meine hochgeehrten Herren ! Ich Hatte nicht 
die Abficht, im diefer Trage heute zu fprechen. ch gehöre zu denen, die 
es auf das lebhaftelte bedauern, daß Herr Obermedizinalrat Dr. Haufer 
nicht anweſend ift, um uns hier einen Vortrag Über die Sache zu halten. 
Allein in meiner Heimat, in Baden, ftehe ich mitten in der Bewegung zur 
Eintihtung folcher Krankfenpflegerinnenjtationen drin und ich erlaube mir, 
aus meinen Erfahrungen einige Mitteilungen zu machen. 

Als ich von Herrn Dr. Haufer erfuhr, wie auf dem Lande die erjten 
Grundfäße der Gefundheitspflege vernachläffigt werden, wie namentlich friſche 
Luft als ein jeindliches Element für den Kranken vom Bauer betrachtet 
wird, jo daß das Öffnen des Fenſters zu den erſten Notwendigkeiten ge- 
hört, um einen Kranken zu pflegen, da war ich ganz überrajcht, und die 
Kreisverwaltung Heidelberg hat fih, ähnlich wie andere, entjchloffen, zur 
Ausbildung von Krantenpflegerinnen Mittel bereit zu ftellen. Drei Jahre 
lang haben wir auf unſerem Voranſchlag diefe Koften gehabt, es hat fidh 
aber niemand gemeldet, um auf Koiten des SKreife die Ausbildung in 
Karlsruhe zu empfangen. Inzwiſchen find namentlich in meiner Heimat3- 
ſtadt don FKirchlicher Seite Krankenpflegerinnen ausgebildet und angeftellt 
worden, und es wird Gie vielleicht intereffieren,, wenn ich Ihnen mitteile, 
daß auch in der Stadt bei der großen Zahl von fatholifchen und evange- 
liſchen Kranfenpflegerinnen zunächit die Anficht auftrat, es fei gar nicht 
nötig, ſoviel Kranfenpflegerinnen auszubilden. Indes, die paar von der 
evangelifchen Gemeinde angejtellten Krantenpflegerinnen haben in kurzer Zeit 
ein jolches reiches Feld für ihre Thätigkeit in der Stadt gefunden, daß fie 
jebt allgemein populär find und die Sache im Lande ihre weiteren Fort— 
ichritte nimmt. Wir haben große Landgemeinden von mehreren taujend 
Seelen; in mehreren jolcher Gemeinden ift dann auch eine folche Kranken— 
pflegerin angeftellt auf Gemeindefoften. Man geht überall von der Anficht 
aus, daß man fie jelbjtändig ftellen muß. Nun, auf dem Lande hat fich 
alsbald ergeben, daß das Bedürfnis der anfänglich diefer Einrichtung ent- 
jchieden widerftrebenden Bevölkerung nach der Kranfenpflegerin in Jahres— 
frift in einem Maße zunahm, daß einzelne von den größeren Landgemeinden 
bereit zur zweiten Krankenpflegerin übergegangen find. Sie wiſſen ja, es 
ift vorgefchlagen worden, daß folche Krankenpflegerinnen vom badijchen 
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Frauenvderein in Karlsruhe ausgebildet werden und dann aufs Land fommen. 
Ich kann nur fagen, daß ich die Hoffnung habe, daß in wenigen Jahren 
die Zahl der Krankenpflegerinnen, welche in den Gemeinden angejtellt wer— 
den, fich ganz erheblich vermehren wird, und ich glaube, daß wir in Baden 
in diefer Beziehung in kurzer Zeit ganz bedeutende Fortſchritte machen 
werden, jo daß die Pflege der Gefundheit auf dem Lande gerade durch die 
Krankenpflegerinnen eine vernünftigere und einfichtsvollere werden wird. 

Der Herr Vorredner hat bei Gelegenheit feines Vortrages ganz nebenbei 
auch noch eine andere Einrichtung berührt. Ich Habe das Referat durch 
Zufall jo fpät erhalten, daß ich es noch nicht gelefen habe; ich weiß nicht, 
ob im Referat die Pflege von Wöchnerinnen erwähnt worden if. Wir 
haben auch diefe Einrichtung bei ung verſuchsweiſe eingeführt. Es hat fich 
nämlich herauageftellt, daß durch die Freizügigkeit die Zahl der fremd in 
einen Ort ziehenden Einwohner fich derart vermehrt, daß die biöherige 
Art, wie den Wöchnerinnen während der 8—10 Tage, wo fie frank Liegen, 
geholfen werden fonnte, nämlich durch Freundinnen, die dem Haushalte 
vorſtanden und einftweilen die Wirtjchaft bejorgten, bei den Fremden nicht 
ftattfinden konnte, da fie eben feine fyreundinnen haben. Es find Frauen 
von gutem Ruf und guter Haltung, welche aber mit einem beftimmten 
Sahresgehalt angejtellt fein müſſen, damit fie immer bereit find und nicht 
angewiejen find auf die mindere oder größere Wohlhabenheit der Familien, 
in denen fie verwendet werden follen. So eine Wöchnerinpflege dauert ja 
im Durchſchnitt höchſtens 10—12 Tage, aber fie ift außerordentlich wohl- 
thätig, um die Ordnung im Haushalt, die Gewöhnung des Mannes, zu 
Haufe zu efjen u. j. w. aufrecht zu erhalten. Und dieje Einrichtung nimmt 
auch in unferem Lande erheblich zu. 

Mas nun die Zandkrankenpflegerinnen anbetrifft, jo ift ihre Ausbildung 
eine etwas kurze in unjerem Lande, und bei der geftrigen Befichtigung des 
hiefigen afademifchen Krankenhaufes habe ich die außerordentlich peniblen 
Vorſichtsmaßregeln für Desinfektion mit ganz befonderem Intereſſe an— 
gejehen. Gerade dieje Vorficht gegen Anſteckungen dürfte noch weiter aus— 
zubilden fein. 

Im allgemeinen kann ich nur aus der Erfahrung beftätigen, daß in 
unjerem Lande da, wo folche Krankenpflegerinnen angeftellt wurden, fie in 
jehr kurzer Zeit fich einer großen Popularität und einer ſtarken Verwendung 
erfreut haben, und ich kann Ihnen nur empfehlen, von jeiten der Ge: 
meinden auch im Norden und Oſten des Landes nach gleichen Erfahrungen 


zu fuchen. 
(Baavo!) 


Vorſitzender: Es hat fich niemand mehr; aum Worte gemeldet; ich 
ichließe die Debatte. 
Der Herr Berichterjtatter hat noch das Wort. 


Berichterftatter Regierungsrat Düttmann (Oldenburg): Meine 
Damen und Herren! Wenn ich mir noch das Schlußwort erbeten habe, 
Schriften d. D. Ver. f. Wohlthätigteit. XLVI. 9 
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jo will ich es wefentlich zu dem Zwecke benugen, um den Anregungen, die 
während der Debatte hervorgetreten find, dadurch Folge zu geben, daß wir 
eine etwas veränderte Faſſung der Ziffer 3 unferer Leitſätze in Vorſchlag 
bringen, indem wir jtatt „tür das Staatsgebiet oder deſſen Verwaltungs» 
bezirte” nur jagen: „für größere Bezirke". Maßgebend für uns ijt nur 
das Eine, daß wir eine gewifje Gentralifierung haben wollen. ch glaube, 
es wird wohl feine wejentlichen Bedenken haben, daß diefe Anderung jett 
auch nachträglich noch angenommen werde; es Handelt ſich um eine Formu— 
lierung, nicht um eine fachliche Anderung. 

Das Eine möchte ich noch betont haben: was wir zunächſt anftreben, 
ift in manchen Zeilen nicht dad, was wir als etwas für die Dauer Ge- 
ichaffenes anjehen, jondern wir müſſen ung mit Halbem begnügen, damit 
wir nicht Enttäufchungen erfahren. Alſo wir haben uns bejchräntt auf 
gewifle, allgemeine Gefichtspunfte, und im übrigen haben wir im weſent— 
lichen eigentlich, möchte ich jagen, Mindejtforderungen aufgeftellt.e Wir 
haben ung insbeſondere gejagt, daß eine dreimonatliche Ausbildungsdauer 
eigentlich doch zu gering ſei und ausgedehnt werden müſſe. 

Was auf die Dauer anzujtreben ift, wäre das, daß wir auf jedem 
größeren Dorf jolche Schweiterjtationen Hätten, thunlichit doppelt bejeßt, 
wo auch einige Kranfenbetter aufgejtellt werden fönnen, wo auch eine 
Iſolierung ftattfinden fann. Das weitere Ziel würde eine Erziehung des 
Volkes im Hygienifchen Sinne fein. Was uns hier auf dem Lande vor— 
zugsweife hinderlich erjcheint, ift die Unreinlichkeit in jeder Beziehung: daß 
man den Gebrauch des Waſſers nicht fennt, daß man der Luft nicht den 
Zutritt gejtattet, daß man der Übertragung der Krankheiten und der Ans 
ſteckung nicht entgegentritt. Eine jolche Erziehung ift nicht anders möglich, 
als wenn eine entjchloffene Berfon inmitten des Volkes Lebt, die nicht durch 
Vorträge das Volk zu erziehen jucht, fondern dadurch, daß fie in das 
einzelne Haus hineingeht und Hand anlegt. Dies indirekte Ziel, welches 
die Kranfenpflegerin mit verwirklichen jolle, das Ziel der Krankheits— 
verhütung, — it, möchte ich glauben, fajt nicht minder wertvoll und 
wichtig als die andere Aufgabe, daß fie ala Krankenpflegerin die vorhandene 
Krankheit leichter erträglich macht. In der Gejamtheit diefer Thätigkeit 
würde fie erjt ihre Aufgabe voll und ganz erfüllen. 


VBorfigender: Die Herren haben vernommen, daß die beiden An— 
tragiteller fih mit Herrn Regierungsrat Dr. Würmeling ins Einvernehmen 
gefeßt haben und demfelben zugeitanden Haben, ihre Leitſätze entjprechend 
zu ändern. MWünfcht die Verfammlung nun, daß diefe Leitfäße, wie fie 
jet betehen, noch einmal vorgelefen werden? Sie find nur wenig ge= 
ändert; es jollen geftrichen werden in Ziffer 2 die Worte „zur Einrichtung 
von Krankenanftalten und”, und es joll in Ziffer 3 gefagt werden: „Es 
empfiehlt fich für größere Bezirke u. j. w.“ — Es wird nicht verlangt, 
die Leitfäße im Zuſammenhang noch einmal zu hören. Ich bitte alſo die— 
jenigen Herren, die die Leitfäge annehmen wollen, fich von ihren Siten zu 


erheben. 
(Gejchieht.) 
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Sie find einftimmig angenommen. 
Mir gehen weiter in der Tagesordnung und zwar zu Nr. 8: 


Wahlen, 


63 Handelt fi da um die jtatutarifche Ergänzung des Gentral- 
ausſchuſſes. Es fcheiden aus die auf der zweiten Seite der Einladung ver— 
zeichneten Herren. 

Das Wort zur Gefchäftsordnung Hat Herr Gemeinderat Stähle 
(Stuttgart). 


Gemeinderat Stähle (Stuttgart): Ihr Ausſchuß jchlägt Ihnen nach— 
folgende Herren zur Wiederwahl vor: 

Aders, Beigeordneter, Elberfeld. 

Arnede, Bürgermeifter, Dortmund. 

Dr. Böhmert, Geh. Reg.-Rat, Profefjor, Dresden. 

Guno, Stadtrat, Königsberg i. P. 

von Dehn- Rotjeljer, Landesrat, Kaſſel. 

Dr. Fleſch, Stadtrat, Frankfurt a. M. 

Dr. Schr. von der Golf, Landesdireftor a. D., Kreibig. 

Grimm, Stadtrat, Frankfurt a. M. 

Herje, Bürgermeifter a. D., Groß- Lichterfelde. 

Heyne, Bürgermeifter, Görlitz. 

Höpfner, Paltor, Hannover. 

Krämer, Bürgermeijter, Karlsruhe. 

Reiche, Landgerichtsdireftor, Kiel. 

Graf von Winkingerode, Landeshauptmann, Mterjeburg. 

Graf von Zieten- Schwerin, WRittergutsbefiter und Mitglied des 
Herrenhaufes, Wuſtrau. 


Borjigender: Andere Vorſchläge werden nicht gemacht, Widerjpruch 
gegen die Vorgejchlagenen erfolgt nicht, ich erkläre diefelben für gewählt. 
Wir gehen über zu Nr. 9: 


Zeit und Ort der nächſten Jahresverjammlung, 


Nach unjeren Satungen hat die jeweilige Jahresverfammlung die Be: 
jtimmung über Zeit und Ort. Seit 15 Jahren aber hat aus praftijchen 
Gründen die Yahresverfammlung dem Ausſchuſſe das Recht übertragen, 
erjt im nächiten Frühjahr ſowohl die Zeit ala den Ort zu bejtimmen. Es 
find früher verjchiedentlich Fälle vorgefommen, wo das, was die Jahres— 
verfammlung bejchloffen hatte, im nächjtfolgenden Frühjahr nicht mehr ala 
das Richtige zu bezeichnen war. Wir fchlagen alfo heute vor, daß Sie 
nach der Gepflogenheit der lebten Jahre es auch diesmal dem Ausihuß 
überlaffen, die Entjcheidung im Frühjahr zu treffen. Dagegen bittet der 
Ausſchuß die Berfammlung, Meinungsäußerungen fund zu thun, ob ein 
Wunſch nach diefer oder jener Richtung vielleicht lebendig ift. 

Das Wort hat Herr Bürgermeifter von Hollander (Mannheim). 

9* 
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Bürgermeifter von Hollander (Mannheim): Hochgeehrte Verſamm— 
(ung! Mir ift von der Stadt Mannheim, deren Vertreter zu fein ich die 
Ehre habe, der Auftrag geworden, Sie dazu einzuladen, im nächjten Jahre 
oder in einem der nächjten Jahre in Mannheim zu tagen. In der Stadt 
Mannheim ift der Wunfch, Sie bei fih begrüßen zu können, durch zwei 
Umftände hervorgerufen worden; einmal deshalb, weil wir der Anficht 
waren, daß, nachdem die VBerfammlung in den lebten drei Jahren im 
Dften, Norden und Süden des Vaterlandes getagt Hat, die nächlte Ber: 
ſammlung voraugfichtlich im Welten ftattfinden wird, dann aber, weil wir 
in den letten Jahren in Mannheim nach Tangjährigen Vorbereitungen eine 
Reform der Armenpflege durchgeführt haben, die wir glauben der Kritik 
des Vereins unterbreiten zu können. 

Nun ift mir wohl befannt geworden, daß die Stadt Mainz jchon feit 
Jahren den Anſpruch erhebt, den Verein bei fich zu begrüßen, und dagegen 
wird ja nicht mehr aufzufommen fein, aber Mannheim wünſcht dann 
wenigſtens als Nachfolgerin von Mainz angejehen zu werden, alſo für bie 
Zeit, wo wieder mal der Südweften an der Reihe ift, in erfter Reihe in 
Betracht zu kommen. 

Eine Konkurrenz ift uns neuerdings erftanden in unſerer Nachbarjtadt 
Heidelberg, eine Konkurrenz, die ſchwer zu bejtehen ift. Heidelberg ift mit 
allen Reizen der Natur fo verfchwenderifch außgeftattet, daß es jeden von 
ung ſtets mächtig in diefe Stadt zieht. Es wird mir aber vielleicht auch 
geftattet fein, gerade diefen Umftand zu unferen Gunſten geltend zu machen, 
wenn Sie nah Mannheim gehen, dann gehen Sie ficher auch nach Heidel- 
berg, aber wenn Sie nach Heidelberg gehen, jo ift e8 gar nicht ficher, ob 
Sie auch nah Mannheim kommen 

(Heiterkeit), 
und Sie würden dann nicht Gelegenheit haben, eine aufftrebende Handels— 
ftadt fennen zu lernen, die fich in den lebten Jahren nach allen Richtungen 
bedeutend entwidelt hat. 

Sollten Sie aber nah Mannheim kommen, jo werden Sie die herz— 
lichſte pfälziſche Gaftireundfchaft erfahren, wir werden uns bemühen, Ihnen 
den Aufenthalt bei ung jo angenehm wie möglich zu geftalten. Es wäre 
unfer höchſter Wunjch, daß Sie uns Gelegenheit geben, dieje Gaſtfreund— 
ſchaft Ihnen zu bethätigen! 


Borfigender: Es wird fich empfehlen, daß ich Ihnen diejenigen 
Drte namhaft mache, die uns bereit3 eingeladen haben. Da ilt aus dem 
Südweiten außer Mainz, Mannheim und Heidelberg noch eine Stadt, 
nämlich Wiesbaden, nicht außer Acht zu laffen. Gerade in jenem Landes- 
teil ift man und überaus freundlich und liebenswürdig gefinnt. Ferner 
haben ſich wieder gemeldet Lübel und Hannover, die ſchon ſeit Jahren 
vorgemerkt find. Der Ausſchuß würde aljo im nächiten Jahre fich darliber 
ihlüffig zu machen haben, ob der Verein gemäß der Meinung des Herm 
Vorredners zunächft nach dem äußerften Weiten unjeres Baterlandes feine 
Schritte richten wird. 

Das Wort hat der Herr Beigeorbnete Dr. Schmidt (Mainz). 
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Beigeordneter Dr. Schmidt (Mainz): Meine Herren, ich möchte nur 
meinen Antrag erneuern, den ich in den lebten Jahren wiederholt gejtellt 
babe, den auch der Herr Oberbürgermeilter von Mainz wiederholt jchrift- 
lich geftellt hat, daß Sie jet zunächlt einmal nach Mainz fommen möchten. 
Soweit ich nun zu meiner großen Freude gehört habe, haben wir ja end— 
lich ziemlich fichere Ausfiht, daß Sie im nächften Jahre zu uns kommen 
werden; ich kann verfichern, daß Sie und in Mainz Herzlichit will- 
fommen find. 
(Bravo!) 


Borjigender: Das Wort hat Herr Dr. Blum (Heidelberg). 


Dr. Blum (Heidelberg): Der Herr Redner aus Mannheim hat 
bereitö darauf vorbereitet, daß auch Heidelberg fich erlaubt, die Verſamm— 
fung einzuladen. Ich bin vom Herrn Oberbürgermeijter von Heidelberg 
beauftragt worden, dieje Einladung, die wir ſchon vor ein paar Jahren 
geftellt hatten, Hier zu wiederholen. Es iſt ja richtig, daß die Natur jehr 
verſchwenderiſch in Heidelberg jedem Fremden entgegentritt; allein wir haben 
auch in unſerem Armenweſen manche Einrichtungen getroffen, die Ihnen 
von Intereſſe fein werden. 3. B. gerade der lebte Gegenftand, den wir 
heute hier behandelt Haben, iſt bei uns praftifch bereit? in Angriff ge— 
nommen worden. 

Sch wiederhole deshalb die Bitte: denken Sie auch an Heidelberg ! 


Vorſitzender: Es wünjcht niemand mehr das Wort. Der Ausihuß 
wird alfo im Frühjahr nach beitem Wiſſen und Gewifjen über den nächſt— 
jährigen Berfammlungsort des Vereins entjcheiden. 

Zur Gejchäftsordnung Hat das Wort der Herr Beigeordnnete Aders 
(Elberield). 


Beigeordneter Aders (Elberfeld): Ich glaube, daß die Herren ein- 
verftanden find, wenn wir, bevor wir unjere Verhandlungen jchließen, 
unferem allverehrten Präfidenten, dem Herrn Seyffardt und den Herren 
Stähle und Martius, jowie den Herren Schriftführern für ihre Leitung der 
Geichäfte unferen verbindlichfien Dank ausſprechen. 

(Bravo!) 
Sch bitte Sie, zum Zeichen dieſes Dankes ſich von Ihren Sigen zu erheben. 
(Geſchieht.) 


Vorſitzender: Ich danke von ganzem Herzen im Namen der Herren 
vom Büreau und in meinem eigenen Namen. ch muß aber mir gejtatten 
— da ich nicht wußte, welche Abficht Herr Aders mit feiner Meldung 
zum Wort verband —, noch dasjenige nachzuholen, was nach unſerer Ge— 
pflogenheit dem Vorſitzenden vor Schluß der Jahresverſammlung zu thun 
obliegt. Es ijt mir auferlegt, in einem ganz kurzen Rüdbli die Verhand— 
lungen zufammenzufaffen. 

Meine Damen und Herren! Ob das Ergebnis der fih an die Vor- 
arbeit der Herren Berichterftatter anfchließenden Beratungen den Wünſchen 
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aller fich für die Zwede und Ziele unſeres Vereins ntereffierenden ent= 
iprochen hat, darüber wird die öffentliche Meinung beſſer ala wir jelbjt 
urteilen fönnen. Die Teilnehmer, das glaube ich ohne Widerſpruch be— 
haupten zu dürfen, haben auch diegmal die Anregungen mit Freuden auf- 
genommen, die die Gemeinschaft der jachkundigen Fachgenoſſen und Yreunde 
geboten hat. 

Dem Vorwurf, daß unfere Arbeit mehr oder weniger betretene Wege 
gehe, waren wir diegmal kaum ausgeſetzt. Der Bericht über die für das 
Armenweſen wichtigften Borfchriften des neuen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
fonnte ung zwar leider noch nicht vorgelegt werden, doch ijt er für die 
nächjiten Monate vor dem Eintreten der Gültigkeit des neuen deutjchen 
Rechts in fichere Ausficht gejtellt. 

Auch der Gegenftand unferer Tagesordnung, der die Fürſorge für 
Krankenpflege und Hauspflege betrifft, ijt feine Wiederholung früherer Ver— 
bandlungen. Wir haben zwar mehrmals jehr eingehend die Armenpflege 
auf dem Lande zum Gegenjtand unjerer Verhandlungen gemadt. Das 
Merk unſeres jehr verehrten verjtorbenen Mitarbeiters Freiherrn von Reitzen— 
ftein berichtet darüber in ausführlicher Weile. Aber die Fürſorge in 
hygieiniſcher Hinficht ift doch damals etwas zu furz gefommen. Alle bis— 
berigen Berfuche, auf dem Lande einen Erja für die Einrichtungen zu 
ichaffen, die in den Städten durch Krankenhäufer, Armenärzte, Kranten- 
vereine, Pflegeanjtalten aller Art der Gejundheitspflege dienen, haben des 
durchichlagenden Erfolges entbehrt. Unjere Verhandlungen zeigten, daß in 
unfern weitern Kreifen die Anregungen der badifchen rauenvereine, unters 
jtüßt durch den Vorſtand des preußijchen vaterländifchen Frauenvereins ein 
fruchtbare Feld gefunden Haben, das von vortrefflichen Berichterjtattern 
beadert wurde. Möchte der praftiiche Erfolg dem Werte der Vorjchläge 
entjprechen! 

Das Thema Arbeitzeinrichtungen für Zwede der offenen Armenpflege 
erfcheint als die erneute Betonung eines alten Bedürfniffes in anderer Form. 
Nachdem unfere vorjährige Jahresverfammlung fich für den Arbeitszwang 
gegen Tahrläffige und bösmillige Unterlaffung der Fürſorge für nahe An— 
gehörige wie ſchon oft ausgejprochen, lag es nahe zu unterjuchen, durch 
welche Organifationen mit, vielleicht auch ohne Zwang, dem Bedürfnis 
praktiſch abzuhelfen fei. 

Über die zweckmäßigſte Einrichtung zur Herbeiziehung der Unterſtützten 
und ihrer Angehörigen zur Erſtattung von Unterſtützungen erſchien es er— 
wünſcht, ein autoritatives Gutachten der ſachkundigen Mitglieder zu ver— 
anlaſſen. Ich glaube unſern Beſchluß als einwandfrei und praktiſch be— 
zeichnen zu dürfen. 

Die Beaufſichtigung der in Familienpflege untergebrachten Kinder iſt 
ein Gegenſtand, der von Jahr zu Jahr ſteigendes Intereſſe in Anſpruch 
nimmt, da die Zahl dieſer Kinder ſich ungemein vermehrt hat. Die Ver— 
mehrung hat ihren Grund Hauptjächlich in der allgemeiner werdenden An— 
ichauung, daß für gutartige, noch nicht verdorbene Kinder fich die Familien— 
pflege befjer als die Anftaltspflege eignet, immer aber unter der Voraus— 
jegung, daß die Auswahl der Familien eine vorfichtige, die Kontrolle eine 
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ernste und eine vermittelnde Gentralftelle vorhanden ſei. Für alle bei der 
Pflege von Ganzwaifen und Halbwaifen Beteiligten ergab die Beiprechung 
beachtengwerte Momente. 

Eine der wichtigjten Fragen des gefamten Armenweſens, das wechſel— 
jeitige Verhältnis von Naturale und Geldunterftüßung hat auch diesmal 
die verdiente allgemeine Teilnahme gefunden. Referenten und Redner, wenn 
auch in Einzelheiten verjchiedener Meinung, mußten direkt oder indirekt zu— 
geben, daß es kaum einen Punkt im Armentvejen giebt, in dem mehr wie 
hier, man in Organijation und Praris Lokalen Auffaffungen und Beſonder— 
heiten nachgeben darf, unter Umftänden nachgeben muß, ohne die allerorten 
gleichen Ziele einer guten Armenpflege zu beeinträchtigen. 

Herzlicher Dank gebührt den verehrten Herren Berichterjtattern und 
Mitberichterjtattern für die fleißige Vorbereitung unferer Jahresverſammlung. 
Ich darf ihre Arbeit auch zwedentiprechend nennen, da fie überall einem 
vermittelnden Gedankengang folgt, der zu kurzen, unzweideutigen, jedermann 
verftändlichen Beichlüffen zu führen geeignet ift. 

Herzlichen Dank jtatte ich ab den ftaatlichen, provinziellen und ftädti- 
chen Behörden, die fich und während unjeres Aufenthalts in Breslau fo 
liebenswürdig gefinnt erwiefen haben. Ich danke dem Herrn Oberbürger- 
meilter Bender, Herren Stadträten Martius, Peterfon und Mard, Herrn 
Landrat Noad, den Herren Mitgliedern des Magiſtrats und der Stadt— 
verordneten-Verſammlung für die große Bereitwilligkeit, mit der fie allen 
unjern Bedürfniffen und Wünſchen entgegengefommen find, den Herren vom 
Ortsausſchuß für die Freundlichkeit, mit der fie und in ihre Mitte auf: 
genommen und uns die Kenntnis ihrer intereffanten Stadt und deren 
Sehenswürdigkeiten vermittelt haben. 

Im Namen unferes Vereins wünjche ich der Stadt ein ferneres glück— 
liches Gedeihen und erjuche die Herren Breslauer uns in guter Erinnerung 
zu halten, wie wir Ihrer in Dankbarkeit und Verehrung gedenken werden. 

(Bravo!) 


Ich jchließe die Verſammlung. 
(Schluß der Situng gegen 2% Uhr.) 


Tagesprdnung 


für die am Donnerstag, den 21. und Freitag, den 22. September 1899 
zu Breslau ftattfindende neunzehnte Jahresverfammlung des 


Deutfchen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit. 


Am Mittwoch, den 20. September, abends 6 Uhr: Situng des Cen— 
tralausſchuſſes und eines Vertreters des Ortsausſchufſfes 
in Böttchers Reſtaurant, Neue Gaſſe (bezw. an der Promenade). 


Die Sitzungen beginnen um 9 Uhr vormittags. Nichtmitglieder haben Zutritt 
ala Gäfte und Zuhörer. 


1. Geſchäftliche Mitteilungen. 
2. Vorlage des Bericht über die für das Armenweſen wichtigen Vor— 
jchriften des bürgerlichen Gejeßbuches. 


te, ift der für den Gegenftand eingejegten Kommiſſion 
vorbehalten. 


3. Eritattung don Unterftüßungen durch die Unteritüßten und deren 
Angehörige. 

Berichterftatter: Stadtrat Dr. Münfterberg (Berlin). 
MitsBerichterftatter: Stadtrat Ludwig: Wolf (Leipzig). 

4, Arbeit3-Einrichtungen für Zwecke der offenen Armenpflege. 
Berichterftatter: Direltor Dr. Buehl (Hamburg). 

5. Beauffichtigung der in Yamilienpflege untergebrachten Kinder. 
Berichterftatter: Waiſenhausdirektor Stalmann (Hamburg). 

6. Natural» und Geld-Unterftüßung. 


Berichterftatter: Beigeordneter Dr. Kayſer (Worms). 
Mit-Berichterftatter: Stadtrat Martius (Breslau). 


7. Krankenpflege und Hauspflege auf dem Lande. 


ann Obermedizinalrat Dr. Hauſer (Karlsruhe). 
Mit-Berichterftatter: Regierungsrat Düttmann (Oldenburg). 


8. Wahlen (SS 6 und 7 der Sabungen). 
9. Zeit und Ort der nächſten Jahresverſammlung. 
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Wir beehren ung unſere Mitglieder zu recht zahlreicher Beteiligung an 


dem diesjährigen Kongreffe ergebenſt einzuladen. 


Der Vorftand des Deutfchen Vereins für Armenpflege und 
Wohlthätigkeit. 


Beigeordneter Seyifardt (Krefeld), Vorfigender. 
Gemeinderat Stähle (Stuttgart), ftellvertretender Vorſitzender. 
Stadtrat Ludwig Wolf (Leipzig), Geſchäfts- und Kafjenführer. 
Stadtrat Dr. Münfterberg (Berlin) 


und Landeshauptmann Graf von Wingingerode (Merjeburg), Beifiter. 


1 fe 7} rn {es} DD — 


O 00 


Gentral= Ausichni. 


Es jcheiden aus 
(Wahl und Zuwahl von 1896): 


. Aders, Beigeordneter, Elberfeld. | 10. Heyne, Bürgermeifter, Görlik. 
. Arnecke, Bürgermeilter, Dort: 11. Höpfner, Paſtor, Hannover. 


mund. 12. Huzel, Regierungsrat, Stutt— 


. Dr. Böhmert, Geh. Reg.-Rat, gart. 
1 


Profeſſor, Dresden. 3. Kraemer, Bürgermeifter, Karla- 


. Euno, Stadtrat, Königsberg i. P. ruhe. 
. von Dehn-Rotfeljer, Landes: | 14. Reiche, Landgerichtsdireftor, Kiel. 


rat, Kaſſel. 115. Schrader, GEifenbahndireftor 


‚ Dr. Fleſch, Stadtrat, Frank: | a. D., Berlin. 


furt a. M. 16. Graf don Wingingerode, 


. Dr. Frhr. vor der Goltz, Landeshauptmann, Merjeburg. 


Zandesdireftor a. D., Kreitzig. 17. Graf von Zieten- Schwerin, 


. Srimm,Stadtrat, Frankfurt amt. Rittergutsbefiger und Mitglied 
. Herſe, Bürgermeiltr a. D., des Herrenhaufes, Wuftrau. 





Groß-Lichterfelde. 


Es verbleiben im Ausſchuß 
(Wahl und Zumwahl von 1897): 


. Dr. Aſchrott, Landgerichtsrat, | 5. Brandts, Landesrat, Düſſel— 


Berlin. dorf. 
. Dr. Berthold, Statijtifer, 6. Dr. Brüdner, Nürnberg. 
Berlin, 7, Dr. Emminghaus, Direktor, 


. Blend, Geh. Ober-Reg.:Rat, Gotha. 


Direktor des Kgl. Preuß. Stat. 8. Falch, Regierungsrat, Stutt- 
Bür., Berlin. gart. 


. Dr. Boeckh, Geh. ——— 9. Frhr. von der Goltz, Bei— 


Profeſſor, Charlottenburg. geordneter, Straßburg. 
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10. Hintze, Landesrat, Danzig. 15. Stähle, Gemeinderat, Stutt- 
11. Klöffler, Bürgermeijter a. D., gart. 

Kaflel. 16. Zourbie, Stadtrat, Berlin. 
12. Künzer, Bürgermeijter, Bofen. | 17. Zimmermann, Beigeordneter 
13. Dr. Ruland, Rechtsanwalt, Köln. 

Kolmar. 18. Zimmermann, Finanzrat, 
14. Schön, Senator, Lübeck. Braunſchweig. 


Es verbleiben im Ausſchuß 
(Wahl und Zuwahl von 1898): 


1. Dr. Blum, Borfigender des 14. von Mafjow, Geh. Neg.:Rat, 
Kreis⸗Ausſchufſes, Heidelberg. | Potsdam. 
2. Brinkmann, Bürgermeifter, 15. Dr. Münfterberg, Stadtrat, 
Königäberg i. P. | Berlin. 
3. Fiſcher, VBürgermeifter, Magde: 16. Nieljen, Senator, Bremen. 
burg. 17. Babit, Oberbürgermeifter, Geh. 
4. Dr. Freund, Borf. der In— Reg.-Rat, Weimar. 
validitäte- und Alters: VBerfiche- 18. Sachs, Geheimrat, Karlsruhe. 
rungsanftalt Berlin, Berlin. 19. Shemmann, Senator, Ham— 
5. Germershauſen, Berwal- burg. 
tungsgericht8- Direktor, Arnäberg. |20. Schloffer, Pfarrer, Gießen. 
6. von Graba, KLandesdireftdr, 21. Schmedding, Landesrat, 
Kiel. Münſter. 
. Hildebrand, Senator, Bremen. 22. Schmidt, Stadtrat, Kiel. 
. Höchftetter, Dekan, Lörrach. 23. Schütt, Senator, Altona. 
. Jakſtein, Stadtrat, Potsdam. | 24. Seyffardt, Beigeordneter, 
. Dr. Kayſer, Beigeordneter, Krefeld. 
Worms. | 25. Dr. Werthmann, Geiftlicher 
11. Knops, Direktor, Stadtrat, Rat, Präſes des Charitasverbands, 
Siegen. , Freiburg i. Br. 
12. Ludwig=- Wolf, Stadtrat, 26. Dr. Würmeling, Reg.:Rat, 
Leipzig. Berlin. 
13. Martius, Stadtrat, Breglau. 
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Es verbleiben im Ausſchuß 
(Zumwahl von 1899): 
1. Dr. Buehl, Direktor, Hamburg. | 5. Dr. Menzinger, NRechterat, 





2. Fleiſchmann, Rechtsrat, München. 

Nürnberg. 6. Dr. Schmidt, Beigeordneter, 
3. Dr. Hauſer, Obermedizinalrat, Mainz. 

Karlsruhe i. B. 7. Steinhäuſſer, Rechtsrat, 
4. Dr. von Mayr, Unterjtaats- München. 

jefretär a. D., Prof, München. 
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Tages = Kinteilung 


bei der Jahresverſammlung des Deutichen Vereins für Armenpflege und 
MWohlthätigkeit vom 20. big 23. September 1899 in Breslau. 





Mittwoch, den 20. September 1899; 


Abends 6 Ahr: Sitzung des Gentralausfchuffes und eines Vertreters des 
Ortsausſchuſſes in Böttchers Reftaurant, Neue Gaffe (bezw. an 
der Promenade). 

Abends 8 Uhr: Gefellige Zufammenkunft ebenda. 


Donnerstag, den 21. September 1899: 


‚ Vormittags 9 Uhr: 1. Sigung im Saale des Landeshaufes der Pro« 

vinz Schlefien (Gartenjtraße 74). 
Mittagefjen nah) Schluß der Situng in den Gajthöfen nach 

freier Wahl. 

Nachmittags 24 Uhr: Befichtigung von Wohlfahrts- Einrichtungen 
und Sehenswürdigfeiten. — Nähere Mitteilung am Vormittag. 

Abends 8 Uhr: Gefellige Vereinigung mit den Vertretern der Breslauer 
ftädtifchen und Privatarmenpflege im Schießwerder. 


Freitag, den 22. September 1899: 


Vormittags 9 Uhr: 2. Situng im Saale des Landeshaufes. 

Nahmittags 2—4 Uhr: Befichtigung von MWohlfahrtseinrichtungen 
und Sehenswürdigfeiten. — Nähere Mitteilung am Vormittag. 

Nachmittags 5 Uhr: Feitmahl in der Loge zum Scepter (Antonien= 


ftraße). 
Abends 9 Uhr: Gejellige Vereinigung auf der Liebichahöhe. 


Sonnabend, den 23. September 1899: 


Ausflug nach Fürftenftein und Salzbrunn. — Befondere Mitteilung dar= 
über in der erjten Sitzung. 


Breslau, im Juni 1899, 


Der Orts-Ausſchuß. 


Aſch, sen., Dr. med., Borftandsmitglied des Vereins gegen Verarmung 
und Bettelei; Bender, Oberbürgermeifter; Dr. Bienko, Kgl. Polizei- 
präfident; Biller, Kaufmann und Stadtverordneter; Böer, Erzpriefter; 
Bunt, Bolfafchullehrer und Borftandgmitglied des Armenpflegerinnen= 
Vereins; Cramer, Dr. med. und Bezirkg-Armen- Arzt; Czaya, Kauf- 
mann, Bezirks-Armendirektor und Vorſitzender des IX. Lofaltomitees des 
Vereins gegen Verarmung und Bettelei; Eckhardt, Stadtrat; Ehrlich, 
Theodor, Kaufmann und Vorftandsmitglied der Anftalt Daheim; Eide, 
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Ganitätsrat, Dr. und Bezirks - Armendireftor; Feige, Landesfefretär; 
Förfter, Geh. Regierungsrat; Freund, Geh. Juſtizrat und Stadt: 
verordneten⸗Vorſteher; Grünberg, Dr. med., Vorſitzender des VI. Lokal: 
fomitces des Vereins gegen Berarmung und Bettelei; Hed, Partikulier und 
Bezirks-Armendireltor; Heilberg, Rechtsanwalt und Stadtverordneter; 
Heimann, Geh. Kommerzienrat und Schagmeifter de Vereins gegen 
Derarmung und Bettelei; Jacob, Paſtor und Vorfitender des II. Lokal: 
fomitees des Vereins gegen Berarmung und Bettelei; Kletke, Stadtrat; 
König, lic. theol,, Prof. Dr., 3. 3. Rektor der Univerfität, Domherr 
und Generalpräfes des Vincenz-Vereins; Körner, Dr., Sanitätsrat und 
Stadtverordneter; Kratz, Landesrat; Küſtner, Profeffor, Dr. und Ver- 
waltungsdireftor der Kal. Univerfitätsklinifen; Kunde, Stadtverordneter 
und Bezirkd-Armendireltor; Landsberg, Kaufmann und Bezirka-Armen- 
direftor; don Lieres, Dr., Landrat des Kreiſes Breslau; Lobethal, 
Kaufmann und Bezirkö-Armendireftor; Lorde, Kaufmann und Bezirks— 


vorſteher; Mard, Stadtrat; Martius, Stadtrat; Mat, Pastor prim.; 


Müller, Stadtrat; Müller, Paſtor und Armenpfleger,; Müller, Rats» 
Sekretär; Dr. Neefe, Direktor des ftädt. ftatijt. Amts; Noad, Landesrat; 
DOttinger, Stadtverordneter und Bezirks-Armendirektor; Oſchinski, 
Kaufmann und Borjtandsmitglied der ifraelitifchen Krankenverpflegungs- 
Anftalt; Peterſon, Stadtrat und Vorſtandsmitglied des Armenpflegerinnen= 
Vereins; Duitt, Bezirks-Armendirektor; Rieß, Eugen, Kaufmann und 
Armenpfleger; von Röder, Landeshauptmann; Roſenbaum, Sattler« 
meijter und Bezirf3-Armendireftor,; Dr. Rojenthal, Rabbiner; Schmidt, 
Erzpriefter und Mitglied der Armendireltion; Schönthür, Hotelbefiger 
und Bezirfs-Armendirektor; Dr. Schröter, Landesrat; Schulze, Pajtor 
und Mitglied der Armendireftion; Siegmund-Schulte, K. Super: 
intendent a. D. und Pastor prim.; Dr. Staat, Oberlehrer und Arnten- 
pfleger, Steiniß, Dr. med. und VBorftandsmitglied des Armenpflegerinnen- 
Vereins; Steymann, Kaufmann und Vorjtandsmitglied des VII. Lokal— 
fomitees ded Vereins gegen VBerarmung und Bettelei; Stiller, Kanonikus; 
Strafa, Kaufmann und Bezirksvorfteher; Töplig, Dr. med. und Stadt» 
verordnieter; Ulrich, Stadtverordneter u. Bezirks-Armendirektor; Weidner, 
Bezirkö-Vorfteher-Stellvertreter; Dr. Weißftein, Apotheker und Bezirks: 
Armendireftor; Werlitz, Rats-Sefretär. 


ner — — — —— ö— —— EEE 


Zufammenjtellung 
der Beſchlüſſe der 19. Jahresperjammlung des Deutſchen 
Vereins für Armenpflege und Wohlthätigfeit. 


1. Erjtattung von Unterftüßungen durch die Unterftüßten 
und deren Angehörige. 


(Nr. 3 der Tagesordnung.) 


1. Die Eritattung der im Wege der Armenpflege gewährten Unterjtüßungen 
ift von dem Unterftüßten bei Lebzeiten oder aus feinem Nachlaffe mit 
der Maßgabe zu fordern, daß hierdurch feine oder feiner Angehörigen 
wirtichaftliche Selbſtändigkeit nicht gefährdet werde. 

2. Gegenüber den Angehörigen von Unterftüßten ift in erfter Linie die 
fittliche Pflicht der Familie zu wechjelfeitiger Fürſorge zu betonen. 
Falls troß der Fähigkeit hierzu diejer Verpflichtung nicht genügt wird, 
find die Angehörigen zur Erftattung ganz oder zum Zeil nah Maß— 
gabe ihrer jamilienrechtlichen Stellung zu dem Unterftüßten und unter 
Würdigung ihrer wirtfchaftlichen Leiftungsfähigfeit anzuhalten. 

3. Tür dad Verhältnis des Ehemanns zu der Ehefrau und der Eltern zu 
ihren Rindern ift die Gleichjtellung der Anfprüche der Armenverwaltung 
mit denen der genannten Angehörigen, joweit die erjtere an ihre Stelle 
getreten ijt und die Beibehaltung oder Einführung eines die Durch— 
führbarfeit diefer Anſprüche ficherftellenden Verwaltungsverfahrens zu 
fordern. 


2. Arbeit3-Einrihtungen für Zwede der offenen 
Armenpflege. 


(Nr. 4 der Tagesordnung.) 


1. Die zwedmäßigite Form der Hilfe für arbeitsfähige Perfonen ift die 
Derichaffung von Beichäftigung auf dem freien Arbeitsmarkte und zwar 
auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit freien Arbeitern. Hierzu 
find nötigenfall® die Arbeitsveranftaltungen der Gemeinde ev. bejondere 
Notitandsarbeiten zu benußen; auch ift durchweg die ftändige Ver— 
bindung mit den Ginrichtungen des Arbeitänachweifes Herzuftellen. 


142 Verhandlungen. 


2. Soweit freie Arbeit nicht verfchafft werden kann, ift auch arbeitsfähigen 
Perfonen, und zwar, ſofern hiergegen nicht armenpflegeriiche Bedenken 
obwalten, Unterftügung durch Arbeitszumeifung in Armenarbeitsanftalten 
zu gewähren; bei erwiejener Arbeitsfchen find, namentlich falls es fich 
um Berfäumung der Nährpflicht Handelt, die SS 3617 362 St. G. B. 
anzumenden. 


8. Beauffihtigung derin Jamilienpflege untergebradten 
Kinder. 


(Nr. 5 der Tagesordnung.) 


1. Die Familienpflege ift die naturgemäße Art der Unterbringung und 
erzieherifchen Beeinfluffung der der öffentlichen Fürforge anheimgefallenen 
Unmündigen, bedarf aber — wenigſtens in größern Verbänden — einer 
wohlorganifierten Erziehungs-Anftalt als Ergänzung. 

2. Zur Erzielung einer möglichit erfolgreichen Wirkjamfeit der Familien— 
pflege ift eine Beauffichtigung derjelben erforderlich, welche 

a) organifiert und geleitet wird durch die Armen- und Waijenpflege, 
welche joweit möglich mit den Pflichten und Rechten gejeblicher 
Vormünder und Pfleger ausgeftattet fein ſoll und 

b) ausgeübt wird durch ehrenamtliche Pflegeorgane unter Zuhilfe— 
nahme von Frauen, namentlich für die Überwachung der Säug- 
lingapflege und der Mädchenerziehung, und 

e) unterftüßt wird durch bereitwillig von der Behörde zur Verfügung 
geftellte ärztliche Hilfe. 

3. Die Beauffichtigung umfaßt: 

a) die forgfältige Prüfung der angebotenen Pflegeitellen ; 

b) die Mitwirkung bei der Auswahl und Beitimmung derjelben für 
die einzelnen Pfleglinge; 

ec) die jachgemäke Anleitung und Unterftüßung der Familien in der 
Pflege und Erziehung der ihnen anvertrauten Zöglinge. 

4. Die Familienpflege und die Beauffichtigung derjelben findet ihren Ab— 
ſchluß nicht jchon mit der Entlaffung der Zöglinge aus der Schule, 
fondern erſtreckt ſich noch weiterhin auf die Überwachung der durch die 
Armen oder Waifenbehörde ald Lehrlinge oder Gehilfen bei Hand— 
werfameijtern oder ala Dienjtboten, bezw. jugendliche Arbeiter bei 
Dienftherrichaften oder Arbeitgebern untergebrachten Unmündigen. 


4. Natural» und Geld-Unterjtüßung. 


(Nr. 6 der Tagesordnung.) 


Der Zwed jeder Armenunterftügung ift, einem vorhandenen Notjtand 
ſachgemäß abzuhelfen. 

Ob dieſem Zweck Geld- oder Naturalgaben beſſer dienen, hat eine 
individualifierende Armenpflege unter Würdigung der örtlichen Verhältniffe 
und der Lage des einzelnen alles zu entjcheiden. 

Geldunterftühung verdient überall da den Vorrang, two fie geeignet 
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ist, die wirtjchaftliche Selbſtändigkeit des Hilfefuchenden zu erhalten oder 
wieberherguitellen. 


Raturalunterftügung empfiehlt fich im allgemeinen da, wo die örtlichen 


Berhältniffe und Gefichtspunfte jparfamer Armenpflege es erwünſcht er- 
icheinen laffen, im einzelnen Falle namentlich da, wo die ummirtjchaftliche 
Verwendung von Geldmitteln zu befürchten fteht, oder die mißbräuchliche 
Anrufung der Armenpflege verhütet werden joll. 


1. 
2. 


5. Krankenpflege und Haußpflege auf dem Lande. 


(Nr. 7 der Tagesordnung.) 


Die Schaffung geordneter Krankenpflege auf dem Lande ift ein dringendes 
Bedürfnig. 

Arten und Formen der Krankenpflege find den örtlichen Berhältnifjen 
anzupaffen. Als eine erprobte und beſonders geeignete Form ift die 
Anjtelung von Zandfranfenpflegerinnen, wie fie durch den 
Bad. Frauenverein erfolgt, zu bezeichnen. Außerdem find die Träger 
der Öffentlichen Armenpflege und der focialen Verſicherung geſetzlich zur 
Gewährung von Krankenhauspflege, joweit dies die Natur der Krank— 
beit erfordert, zu verpflichten. 


. 63 empfiehlt fich, für größere Bezirke freiwillige Organifationen ein= 


äzurichten oder joweit vorhanden zu benußen, die der Forderung ge= 
ordneter Landkrankenpflege allgemeine Anerkennung verjchaffen, ihre zweck— 
mäßige Durchführung fördern, insbeſondere auch auf die finanzielle Be— 
teiligung der Gemeinden, der weiteren Kommunalverbände ſowie auch 
der Träger der focialen Verficherung hinwirken. 


Berzeichnis der Nedner. 





Aderd ©. 30. 133. — S. 8. 12. 18. 31. 97. 
Arnede ©. 6. 107. 109. 

Bender ©. 2. ‚Nüßler ©. 34. 

Blum ©. 57. 128. 133, Olshauſen ©. 23. 

Brintmann ©. 26. 106. Oſtertag ©. 64. 

Buehl ©. 31. 34. 65. Peterſon ©. 9. 67. 

Düttmann ©. 118, 129. Schloſſer ©. 63. 104. 123. 

v.d. Goltz ©. 89. "Schmidt ©. 95. 133. 

Grote ©. 108. Seyffardt (Vorfitzender) ©. 1. 2. 4. 
Gürich ©. 1. 6. 7. 9. 10. 12. 13. 21. 23. 26. 
v. Heydebrand u. d. Lafa ©. 1. 30. 31. 33. 34. 44. 45. 46. 57. 
v. Hollander ©. 132. 59. 61. 62. 63. 64. 65. 66. 67. 
Jakſtein ©. 59. 82, 108. 109. 110. 68. 73. 82. 89. 92. 95. 96. 100. 
Jochmus ©. 63. 108. 105. 106. 107. 108. 109. 
Kayfer ©. 68. 111. ı 110. 111. 112. 123. 126. 128. 
Künzer ©. 92. 129. 130. 131. 133, 

Ludwig Wolf ©. 7. 21. 108. Stähle ©. 62. 105. 

Mark ©. 10. Stalmann ©. 46. 65. 


Martius ©. 44. 73. 108. 111: MWürmeling S. 100. 126. 
v. Maſſow ©. 45. 61. 66. 
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VDerzeidhnis 


der 


eingezeihneten Teilnehmer an der AA. Iahresuerfammlung. 


Aders, Ewald, Beigeordneter, Elberfeld. 


; J— FR Fabrikant, Ladenburg bei Mannheim. 


brecht, Stadtverordneter, Erfurt. 


. AUlbredt, H. Prof. Dr., Groß-Lichterfelde. 


Arnede, Bürgermeifter, Dortmund. 


. Dr. Aſch, sen., praft. Arzt. Breslau. 


Auguftin, Earl, geiftlicher Rat, Breslau. 
Bahmann, Landesrat, Kiel. 


. Bandholdt, Inſpektor der allgemeinen Armenanftalt, Lübed. 
. Battermann, Auguft, Bürgerborfteher, Hannover. 

» Bender, Oberbürgermeifter, Breslau. 

. Yzrau Bender, Breslau. 

. Dr. Bienko, Polizeipräfident, Breslau. 

. rau Bienko, Breslau. 

. Bleßmann, Schaßrat, Hannover. 


Blum, W., Dr. jur., Heidelberg. 


. Frau Blum, Heidelberg. 


dttcher, Bürgermeiſter, Eifenad). 


- Bone, Paſtor, Breslau. 

. Brintmann, Bürgermeifter, Königsberg i. Pr. 
. Broßmann, Hans, Stadtrat, Gera, Reuß. 

. Dr. Buehl, Direktor des öffentlichen Armenwejend, Hamburg. 
. Buhromw, Carl, Bürgermeifter, Aſchersleben. 
..Burgfeld, Louis, Rentier, Breslau. 

. Sajjebaum, Stadtrat, Nordhaujen. 

. Cohn, Heinrich, Kaufmann, Liegnik. 

. Dr. Eramer, Ernft, Arzt, Breslau. 

» Dede, %., Propft, Breslau. 

» Deede, Hermann, Senator, Lübeck. 

. dv. Dehn-Rotfelſer, Landesrat, Kaſſel. 

- Dölle, Paul, Redakteur, Breslau. 

. Düttmann, Regierungsrat, Oldenburg i. Gr. 
. Ehrlich, Theodor, Kaufmann, Breslau. 

. Dr. Eide, Sanitätärat, Breslau. 

. Evert, Georg, Regierungsrat, Berlin. 

. Bu Regierungsrat, Stuttgart. 


leifhmann, Wilhelm, Rechtsrat, Nürnberg. 
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. Gerenpi, 


. Dr. med. friedländer, Heinrich, Arzt, Mitglied der Armendirektion, Breslau. 
. Friedrich, Otto, Stadtrat, Dresden. 


Gahlemann, Bürgermeifter, Königshütte D/S. 
. Gayl, Bürgermeifter, Grünberg i. Schl. 

as, Inſpektor der niederdfterreichiichen Landes: Wohlthätigfeits- 
anftalten, Wien. 


43. Goldmann, Paftor prim., Breslau. 


. Goerre3, Beigeordneter, Altendorf (Rheinland). 
. Götting, Stadtſyndikus, Hildesheim. 

f Goltnite 

. dvd. d. Goltz, Freiherr, Beigeordneter, Straßburg i. E. 
. don Graba, Landesdirektor, Kiel. 

. Grafer, Stadtrat, Plauen i. V. 

. Greve, Beigeordneter der Stadt Düffeldorf, Düfjeldorf. 
. Grote, Senator, Hannover. 

. Gürich, Geh. Regierungsrat, Landesſyndikus, Breslau. 


„Th., Stadtrat, Rawitſch. 


anke, Stadtrat, Kattowitz. 


54. Hartnack, Stadtverwaltungs-Oberſekretär, Barmen. 

55. Fürſtin von a Bere Dose Frau Oberpräfident, Breslau. 
56. Heiden, Richard, SKreisjefretär, Mannheim. 

57. Heinzel, Bürgermeifter, Sorau —— 

58. v. Heydebrand u. d. Laſa, Regierungspräſident, Breslau. 

59. a Pürgermeifter und Syndikus, Görliß. 

60. Henrici, Stadtrat, Dortmund. 

61. Hildebrand, Senator, Bremen. 

62. Hindelmann, Eugen, Stadtrat, Glauchau. 

63. Hoffa, Friedrich, Stadtrat, Raffel. 

64. Hofmann, Ignaz, niederöfterr. Yandesfefretär, Wien XVII, Gürtel 57. 
65. v. Hollander, Eduard, Bürgermeifter, Mannheim. 

66. Jacob, Eugen, Paftor, Breslau. 


. strefel, Lan 
. Dr. Krenn, Roderich, Kaiſerl. Rat, Wien. 
. Kruje, Landesrat, Danzig. 

. Künßel, F. Paftor, Breslau. 

. Künzer, Bürgermeifter, Pojen. 

. Kuhn, Stadtrat, Dresden. 


. Kacobjohn, Rechtsanwalt, Pojen. 
. Jakſtein, Stadtrat, Potsdam. 


Jochmus, Bürgermeiſter, Kaſſel. 


.Fulitz, Stadtrat, Mühlhauſen i. Thür. 

. Happelmann, Stadtrat, Erfurt. 

. Dr. Kayſer, Beigeordneter, Worms. 

. Keil, Oberbürgermeifter, Zwidau i. ©. 

. Keßler, Armenamtafefretär, Siegen. 

. Dr. Kleudgen, Wiemar, Arzt, Obernigt (Bezirk Breslau). 

. Kluge, Garl, Stadtrat, Gleiwiß. 

. Dr. lumter, Chr. 3., Vorftand der Centrale für private Fürforge, Frankfurt aM. 
. Knops, Stadtrat und Bergwerfädirektor, Siegen i. W. 

’ gun Knops, Siegen i. W. 


obert, Stadtverordneter, Halle a. ©. 


. Dr. König, Arthur, Univerfitätsprofeffor, Kanonikus, Breslau. 
. König, Hei 

5 Rolal 
. Krafauer, NRürgermeifter, Rawitich. 
. Dr. Krauſe, Stadtrat, Pojen. 

ö yo Krause, Poſen. 


eordneter, Eſſen (Ruhr). 
ius, Kaufmann, Eberswalde. 


rauf, Stiftungspfleger, Heilbronn a. N. 
eu —XxX 


. don Kummer, Oberſtlieutnant a. D., Breslau. 
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. Dr. Ledermann, Magiſtrats-Aſſeſſor, Berlin. 
. Dr. phil. Levy, Albert, Berlin. 

. Lorde, Robert, Kaufmann, Breslau. 

. Zubwig, Anna, Breslau. 

. Ludwig: Wolf, Stadtrat, Leipzig. 

. Mangold, E., Beigeordneter, Wiesbaden. 

. Mard, Alfons, Stadtrat, Breslau. 

. Martius, G., Stadtrat, Breslau. 

. Yrau Martius, Breslau. 

.d. Maſſow, Geh. Regierungsrat, Potsdam. 

. Matting, Bürgermeil 

. Dr. Mayer, %, Stadtiyndifus, Brandenburg a. 9. 
. Meifter, Mori A., Stadtrat, Chemnitz. 

. Meyer, Bürgermeifter, Stoppenberg. 

; — Meyer, Stoppenberg. 


ter, Charlottenburg. 


oraht, Direktor, Hamburg. 


—— Joſef, Privatier und Armendirektor, Breslau. 

. Mü 

. Müller, W., Ratsſekretär, Breslan. 

. Münfterberg, Otto, Kaufmann, Danzig. 

. Dr. Münfterberg, Stadtrat, Berlin. 

. Naft, Ostar, Oberbürgermeifter, Gannftatt. 

. Na, Wilhelm, Armenverwalter, Ehlingen a. R. 

. Dr. Neefe, Direktor des ftatiftiichen Amts, Breslau. 

. Frau Neefe, Breslau. 

. Dr. Neuer, Franz, KHonzipift, im Sekretariat des fteiermärtiichen Landesaus— 


er, J. Ratsichreiber, Stuttgart. 


ſchuſſes, Graz (Steiermarf). 


. Noad, Landesrat, Brezlau. 

. Nollau, Bürgermeifter, Remjcheid. 

. Nüßler, Stadtrat, Kottbus. 

.Nuetzſch, Hermann, Stadtrat, Zittau i. ©. 
. Olmes, Ehr., Armenvorfteher, Hannover. 

. Dr. jur. Olshaufen, A., Rat bei der Allgem. Armenanftalt, Hamburg. 
. Dihinaky, Th, Kaufmann, Breslau. 

. Dftertag, Karl, Bürgermeifter, Gotha. 

. Beterjon, Stadtrat, Breslau. 

. Plajje, Stadtrat, Bromberg. 

. Bütter, Stadtrat, Halle a. ©. 
Puvogel, Bürgermeifter, Wandsbeck. 

ger Puvogel, Wandsbed. 


adad, Stadtrat, Eberswalde. 


. Richter, Stadtrat, Zeit. 

. Röfing, Martha, Lübeck. 

. Dr. Rojfenthal, %-, Rabbiner, Breslau. 

. Roftalsfa, Klotilde, jtädtifche Lehrerin, Breslau. 

. Sadje, Hermann, Bürgermeifter, Guben. 

. Samter, Stadtrat, Charlottenburg. 

. Shadt, Ernit, Stadtrat und Syndikus, Landsberg a. W. 
. Shlojjer, Gg., Pfarrer, Giehen. 


lüter, Bürgermeifter, Halberftabt. 


. Schmidt, Stadtrat, fiel. 

. Dr. Schmidt, Beigeordneter, Mainz. 
. Dr. jur. Schön, Senator, Lübeck. 

. Shönthür, are. Breslau. 

. Aräulein Schubert, 

j SFR Senator, Altona a. ©. 


refeld. 


ultze, Karl, Paftor, Breslau. 


Siegmund-Schultße, Königl. Superintendent a. D., Paftor prim., Breslau. 
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152. Seyffardt, Fabrikbeſitzer und Beigeordneter, Krefeld. 
153. Sieberger, Beigeordneter, Bonn. 

154. Stähle, Gemeinderat, Stuttgart. 

155. Frl. Fanny Stähle, Stuttgart. 

156. Stalmann, Waifenhausdireftor, Hamburg. 

157. Stanfeit, Bürgermeifter, Altenefjen. 

158. Steymann, Eugen, Kaufmann, Breslau. 

159. Stodmayer, Stadtrat, Stuttgart. 

160. Strafa, Mar, Kaufmann, Breslau. 

161. Strempel, P. Q., Kreisvorfteher, Hamburg. 

162. Stubbe, Chr., Kiel. 

163. Suhle, F., Stadtrat, Weimar. 

164. Dr. Zoepliß, Th., Arzt und Stadtverordneter, Breslau. 
165. Zoop, Stadtrat, Danzig. ; 

166. Utfe, Erſter Bürgermeifter, Sorau (R.:2.). 

167. Boigtel, Stadtiyndifus, Glogau. 

168. Wadernagel, Paftor vom Gemeinbdeficchenrate St. Barbara, Breslau. 
169. Waldeyer, Bürgermeifter, Neuwied. 

170. Dr. jur. Weber, Stadtrat, Seipaiß: 

171. Wegener, Senator, Schwerin ı. M. 

172. Dr. Weiskirchner, Richard, ReichgratSabgeordneter, Wien. 
173. Dr. Weißftein, Apotheker und Armendirektor, Breslau. 
174. Wefterfamp, Oberbürgermeijter, Osnabrück. 

175. Weftram, Zweiter Bürgermeifter, Ratibor. 

176. Wichmann, Adolf, Stadtrat, Bernburg. 

177. Dr. jur, Wildfang, Senator, Wismar i. M. 

178. Witzſchel, W., Armenamtsvorfteher, Chemnig. 

179. Wolff, Emil, Bürgermeifterei:-Abgeordneter, Offenbach a. M. 
180. Wolff, Hand, Beigeordneter, Gichen. 

181. Würdig, Partikulier, Breslau. 

182. Dr. Wuermeling, Regierungsrat, Berlin-Eharlottenburg. 
183. Zimmermann, F. W. R., Finanzrat, Braunfchweig. 


Mitgliederverzeichnis 


des 


Deutfchen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit. 
(Herbft 1899.) 








I. Gemeinden. 

= lieber- Mitglieder- 
— beiträge. 
M. 
1. Aachen (Armenvermwaltung). 10 25. Bremerhaven (Magiftrat) . 10 
2. Altenburg (Stadtrat) . 2026. Breslau (Magiftrat) . 50 
3. Altendorf, Rheinland (Bür- 27. Bromberg (Maaiftrat) . 10 
germeifteramt) . . 10/28. Brünn (Gemeinderat) 20 
4. Altenejjen (Bürgermfteramt) 10/29. Burg (Magiitrat) 10 
5. Altona (Armenfommiffion). 50'130. Cannftatt (Armenpflege) 10 
6. Anklam (Magiftrat) 10'31. Gafjel (Armendireftion) 50 
7. Annaberg (Stadtrat) 10/32. Celle (Magiftrat) . 10 
8. Apolda (Stadtrat) . 10 | 33. Charlottenburg (Magiftrat) 20 
9. Arnſtadt (Magiftrat) 10 34. Chemnig (Stadtrat). .. 30 
10. Ajchersleben (Magiftrat) 10135. Coblenz (Magiftrat).. 20 
11. Baden-Baden (Armenfom- 36. Coburg (Magiftrat) . 10 
miffion) . - . 1037. Cöln (Magiftrat) 50 
12. Barmen (Magiftrat) 30 38. Coethen (Magiftrat) . 10 
13. Berlin (Magiftrat) 200/39. Colberg (Magiftrat).. 10 
14. Bernburg (Magiftrat) 15 40. Colmar (Armenrat) . 10 
15. Beuthen, O.Schl. (Magiftr.) 12,41. Cottbus (Magiftrat) . .10 
16. Bieberach bei Ulm — 42. Crefeld (ſtädt. Armendeput.) 50 
deputation) 10 48. Danzig (Magiſtrat). 10 

17. Biebrich (Magiftrat). 10 44. Darmitadt —— 
18. Bielefeld (Magiſtrat) 20 Bürgermeijterei) . . . 25 
19. Bodum (Magiftrat) 10145. Defiau (Dagiftrat) . 10 
20. Bonn (Magiftrat) 20/46. Döbeln (Stadtrat) . . 1% 
21. Borbed (Magiftrat) . 10147. Dortmund (Armendeput.) . 30 
22. Brandenburg a. 9. (Magiftr.) 10148. Dresden (Armentollegium). 20 
23. Braunſchweig (Magiftrat) . 30/49. Düren (Magiftrat) . 10 
24. Bremen le Ir- 50. Düfjeldorf (Magiftrat) . 50 
menpflege) . 30/51. Duisburg (Magiftrat) 25 
Notir: Anmeldungen zur Mitgliedfhaft nimmt der Gejchäftsführer (Stadtrat 
udwig-Wolf, Leipzig) entgegen. Dur denjelben find auch die Sagungen zc. 


des Vereins zu beziehen. 


Mitgliederverzeichniß. 


II 
Mitglieder: 
beiträge. 
M. 
52. Eberswalde (Magiftrat) 10 
53. Eibenftod (Stadtrat) 10 
54. Eilenburg (Magiftrat) . 10 
55. Eifenad (Stadtrat) . 10 
56. Eisleben (Magiftrat) 10 
57. Elberfeld(Armenverwaltung) 60 
58. Elbing (Magiftrat) . 10 
59. Erfurt (Magiftrat) . . 10 
60. Eſſen (Armenverwaltung) . 30 
61. Eßlingen (Magijtrat) 10 
62. Flensburg (Magiitrat) . 10 
63. Forſt i.L. (Magijtrat) . 10 
64. Frankfurt a. M. (Armenamt) 50 
65. Frankfurt a. D. (Magiftrat) 10 
66. Freiberg i. S. (Stadtrat) 10 
67. Freiburg im Br. (Stadtrat) 10 
68. Gera (Stadtrat). . . 10 
69. Gernsheim (Großhergoglige 
Bürgermeifterei) . . 10 
70. Gießen (Magiftrat) . 30 
71. M.Gladbach (Armenverw.) 10 
72. Glauchau (Stadtrat) . 10 
73. Gleimig (Magiftrat) 10 
74. Glogau (Magiftrat). 30 
75. Gmünd in Württemberg 
(Ortsarmenbehörde) . 10 
76. Gnefen (Magiftrat) . 10 
77. Göppingen (Magiftrat) . 10 
78. Görlig (Magiftrat) . 20 
79. Göttingen (Magiftrat) . 20 
80. Gotha (Stadtrat) 20 
81. Graudenz (Magiftrat) 10 
82. Graz (Stadtrat). . . 10 
83. Greifswald (Magiitrat) . 20 
84. Greiz (Stadtrat). 10 
85. Grünberg (Magiitrat) . 10 
86. Guben (Magiftrat) . 10 
87. Gumbinnen (Magiftrat) . 10 
88. Hagen i. W. (Magiftrat) . 10 
89. Halberſtadt (Magiftrat). 15 
90. Halle a. ©. (Magiftrat) 30 
91. Hamburg(Armenverwaltung) 100 
92. Hamburg (Statift. Bureau 
der Steuerdep.) . .10 
93. Hameln (Magiſtrat). 10 


94. 
95. 
96. 
97. 
98. 
99. 
100. 
101. 
102. 
103. 
104. 
105. 
106. 
107. 
108. 
109. 


110. 
111. 
112. 
‚113. 
114. 
115. 


116. 


117, 
118. 
119. 
120. 
121. 
122. 
123. 


124. 
125. 
126. 
127. 
128. 


129. 
130. 
131. 
132. 


Mitglieder⸗ 
beiträge. 
M. 
Hamm (Armenverwaltung) 10 
Hanau (Magijtrat). 10 
Hannover (Armenverw.) . 30 
Harburg (Magiftrat) . 20 
Haspe (Maagiitrat) . 10 
Heidelberg (Armenrat) . 15 
Heilbronn (Armenverw.) . 30 
Hildesheim (Armenverw.). 20 
Hörde in Wejtf. (Armendir.) 10 
Jena (Gemeindevorstand). 10 
Inſterburg (Magiftrat) 10 
Iſerlohn (Magiftrat) . 20 
KRaiferslautern(Armenpflege) 10 
Karlsruhe (Magijtrat) . 25 
Kattowitz (Magiftrat) . 10 
Kettwig a. R. a z 
Amt). . 10 
Kiel (Magiftrat) ; 20 
Königsberg i. Br. ( Magiftr.) 30 
Köntigshütte (Magiftrat) . 10 
Konjtanz (Stadtrat) 10 
Kreuznach (Bürgerm.:Amt) 10 
Landsberg a. d. W. (Ma- 
GINERE) 5. %: 410 
Zangenberg ——— 
(Magiftrat) . . 10 
Zangenbielau ( Magiftrat) 10 
Lauban (Magiftrat) 10 
Leipzig (Armenamt) 50 
Lennep (Magiftrat) 10 
Linden (Armenamt) 10 
Lingen (Armenfommiffion) 10 
Ludwigsburg, Württemberg 
(Armenvermaltung) . 10 
Ludwigshafen (Magiftrat) 20 
Lübeck (Armenanftalt) . 30 
Lüneburg (Magiftrat) . 20 
Magdeburg (Armendireft.) 50 
Mainz (Großherzogl. Bür- 
germeijterei) . 10 
Mainz (Armendeputation) 10 
Malftadt-Burbah(Magiftr ) 10 
Mannheim (Stadtrat). 25 
Mannheim (Armen - Kom- 
miflion) . 10 


133. 
134. 
135. 
136. 
137. 
138. 
139. 
140. 
141. 


142. 
143. 
144. 
145. 
146. 
147. 
148. 
149. 
150. 
151. 


152. 
153. 
154. 


155. 
156. 
157. 
158. 
159. 
160. 
161. 
162. 
163. 
164. 
165. 
166. 
167. 
168. 
169. 
170. 


171. 
172. 
173. 





Mitgliederverzeichnis. III 
Mitglieder: | Mitglieber- 
beiträge. beiträge. 
Rn. | M. 
Marburg a. E. (Magiftrat) 10174. Rheydt (Magiftrat) 10 
Marienburg (Magiftrat) . 10/175. Roſtock (Armenkollegium). 25 
Meerane (Stadtrat) 10/176. Rudoljtadt (Stadtrat) . 10 
Meidrich (Magiftrat) . 101177. Ruhrort (Magiftrat) 10 
Meiningen (Magiitrat) 10 178. Saarbrüden (Magijtrat) . 10 
Memel (Magiftrat) 10 179. Sagan (Magiftrat) . 10 
Merfeburg (Magiftrat) 10 | 180. St. Johann a.S.(Magiftr.) 10 
Met (Magiftrat) 30 181. Sangerhaufen (Magiftrat) 10 
Mühlhaufen in Thüringen ‚182. Schmölln (Stadtrat) . 10 
(Magiftrat) . . 10'183. Schönebed an der Elbe 
Mülheim a. Rh. (Magiftrat) 15 (Magiftrat) . . 240 
Mülheima.d.R.(Magiftrat) 10,184. Schopfheim (Magiftrat) .10 
Münden (Magiftrat) . 50'185. Schwerin (Magiftrat) . 10 
Münfter (Magiftrat) . 20 186. Schwiebus (Magiftrat) 10 
Neumünfter (Magiftrat) 10 ,187. Siegen (Magiftrat) 20 
Neunfirhen (Magiftrat) . 10 188. Soeſt (Generalarmenfafje). 10 
Neuß (Armenvermaltung) . 10 189. Solingen (Bürgermjtramt) 10 
Neuwied (Magiftrat) . 10 190. Sorau (Armendireftion) . 10 
Nordhaufen (Magiftrat) . 20'191. Spandau (Magijtrat) . 10 
Nürnberg (Armenpfleg- 192. Sterfrade (Bürgerm.-Amt) 10 
ichaftsrat) . . . 80,193. Stettin (Magiitrat) 30 
Oberhaufen (Magiftrat) 12 194. Stolp (Magiſtrat). 10 
Oels (Magiftrat) . 10 195. Stoppenberg —— 
Offenbach a. M. (Armen- | Amt). . . 10 
direftion) . 10196. Straljund (Magiftrat) 10 
Oldenburg (Magiftrat) 10 | 197. Straßburg i. E.(Magiftrat) 50 
Dichersleben (Magiftrat) . 10/198. Straßburg (Armenverw.). 10 
Osnabrück (Magiftrat) 30 199. Stuttgart (Magiftrat) . 50 
Beine (Magiltrat) . 10 200. Styrum (Bürgermeijterei). 10 
Pforzheim (Magiftrat) 15 201. Thorn (Magiftrat). 10 
Pirna (Stadtrat) . 10'202. Trier (Armendeputation) . 10 
Plauen (Stadtrat) . 10'203. Ulm (Magiftrat) 20 
Pofen (Magiftrat) . 10 204. Vierfen (Magiftrat) 10 
Potsdam (Magiftrat) . 20'205. Wald (Rheinl.) (Magiftrat) 10 
Duedlinburg (Magiftrat) . 15/206. Wandsbek (Magiftrat) 10 
Raſtadt (Magijtrat) 10 207. Weimar (Magiftrat) . 15 
Rathenow (Magiftrat) 10'208. Meißenfels (Stadtrat) 10 
Ratibor (Magiftrat) 20 209. Weſel (Magiftrat) . . 10 
Ravensburg (Armenverm.) 10210. Wien (Magiftrat, Armen- 
Rawitſch (Magiftrat) . 10) Departement) . . 200 
Regensburg (Armenpfleg- 211. Wiesbaden (Magiftrat) 25 
ſchaftsrat) . . 10 | 212. Wildungen nie 
Reichenbach i. V.( Stadtrat) 10 direftion) j . 10 
Remſcheid (Magiftrat). 30 213. Wismar (Magiftrat) . 20 
Reutlingen (Magiftrat) 10 214. Witten (Magiftrat) 10 








IV Mitgliederverzeichnis. 
Mitglieder = lieber: 
beiträge. träge. 
M. M. 
215. Worms (Großherzogl. Bür— 217. Zerbſt (Armenverwaltung) 10 
germeilterei) . . - - . 201218. Zittau (Stadtrat). . . 10 
216. Zeit (Magiftrat) . . . 101219. Zwidau (Stadtrat) . . 10 
11. Provinzial und Landarmenverbände, Oberamts- und 
Amtsforporationen. 
1. Alzey, Zandarmenverband des Kreifes Ay . » » 2. ....10 
2. Berlin, PBrovinzialverband der Fon — —460 
3. Biberach, Amtskorporation . . 2 ya DO 
4. Bingen, Kreisamt . . De ae 
5. Blaubeuren, Amtskorporation ae Se | 
6. Breslau, Provinzialverband der Provinz Schlefien RER TEE. |, 
7. Gafjel, Zandarmenverband des Regierungsbezirks Cafiel. . . . 40 
8. Danzig, Provinzialverband der Provinz en ee —— 
9. Darmſtadt, Kreisamt . . j ee 
10. Düffeldorf, Provinzialverband der DReinprouing Be 
11. Ellwangen, Zandarmenbehörde. . . x er te Ze 
12. Hall, Oberamtspflege . . — 4109 
13. Hannover, Landesdirektorium der Provinz Hannover RE | 
14. Heidelberg, Kreisausfhuß . . -» . . ee a AO 
15. Karlsruhe, Kreisausfhuß . . . 10 
16. Kiel, Provinzialverwaltung der Provinz Schleswig- Holftein . .. 50 
17. Königsberg i. Pr., a ta der — ui . . 100 
18. Konftanz, Kreisausfhuf 5 = 
19. Lörrach, Kreisausfhuß . a ee ee ar ar ir ER 
20. Ludwigsburg, Sandarmenbehörde . Be ee Eee 
31. Zübel, Landarmenverband . > 2 220 m nenne. 0 
22. Mannheim, Kreisausihuß . . er AO 
23. Merjeburg, Provinzialverband der Provinz Sachſen — er DO 
24. Münfter, Provinzialverband der Provinz Weftfaln . . . . . 10 
25. Poſen, Zandarmendireftion der Provinz Bofen . . ». .»....10 
26. Stettin, Landarmenverband der Provinz Pommen . . . . . 30 
27. Ulın, Sandarmenbehörde — 10 
28. Wien, Landesausſchuß des Erzherzogtums Oſterreich u... 200 
29. Wiesbaden, Landarmenverband im Regierungsbezirk Wiesbaden . 40 
30. Worms, Sandarmenverband des Kreifes Worms . . . .» ...10 
II. Behörden und ftaatlihe Anitalten. 
1. Breslau, Gemeinde-Kirchenrat zu St. Bernharbin (Propſt Dede, 
Kirchſtr. 23/24) . . 
2. " Gemeinde-Kirchenrat zu St. Barbara (Baftor Dr. Menzel, 
Nicolaiftr. 38/39) 
3. 


ni Gemeinde-Kirchenrat zu xI. M. Sungfrauen OBaftr Gold- 
mann, Elbinaftr.) . . . 


Mitgliederverzeichnis. V 
Mitglieder⸗ 
beiträge. 
M. 
4. Breslau, Gemeinde-Kirchenrat zu St. Eliſabeth . . 10 
5. Düſſeldorf, Invaliditäts- u. Alteröverficher. -Anftalt, Reinprovin 1U 
6. Hamburg, Gewerbefammer . . 10 
7. Sena, Staatsmwiffenfchaftliches Seminar der Univerfität . 10 
8. Köln a. Rh., Königliche Regierung . 10 
9. Leipzig, Verein. ſtaatswiſſenſchaftliche Seminare der Univerfität 10 
10. P Reformierte Gemeinde . . 10 
11. Lübeck, Hanf. Verf.-Anftalt für Anvaliditäts- u. Atersverfiherung 10 
12. „ Oentralarmendep. . ; 20 
13. Stuttgart, Königl. Statiftifches Landesamt. 10 
IV. Anjtalten und Vereine, 
1. Annaberg i. ©., Verein gegen Hausbettelei 10 
2. Berlin, Baterländifcher Srauenverein (Leipziger St. 45) ar 50 
3. „ Eentralausfhuß für die innere Miffion der Deutfchen 
Evangelifhen Kirhe. Berlin (W. Genthinerftraße 38) 10 
4. „Verein gegen Berarmung (Deutfher Dom) . . 10 
5.» Deutid-israelitifcher Gemeindebund (W. Siegismunpftr. 5) 30 
6. „ Provinzialausfhuß für innere Miffion der Provinz Branden- 
burg (Baftor Hennig, Berlin W., Potsdamerftr. 79) . 10 
7%. „ WVerein Berliner Wohnungsmieter (Schriftft. Horn, Luther: 
ftraße 1 W. 62) . . 10 
8. „Auskunftsſtelle der Deutfchen Gefellſchaft für ethiſche Kultur 
(Biegelftr. 10) i 10 
9. „ Geſellſchaft für Verbreitung von Volksbildung (Maafenftr. 29) 10 
10. „ Gentralitellef. PER EN (W. Köthener: 
ftraße 23) . 10 
11. „ desgl., Abteilung für Armenpflege und Mohlthätigkeit 
(W. Köthenerftr. 23) . 10 
12. Berband für jüdifche Wopiegätigetspflege (Martin Simon, 
Gr. Präfidentenftr. 3). . 10 
13. Bremen, Erziehungsverein . ; 10 
14. Breslau, Berein gegen Verarmung und Bettelei . . . 10 
15. = Armenpflegerinnenverein (fr. Dr. v. Heydebrand, Stadt 
haus, Magiftratsbureau I). . 10 
ie. ; Synagogengemeinde (Stadtrat Pringsheim, Ohlauufer 6) 10 
17, 5 Sörael. Krantenpflegeanjtalt (E. Sachs, Antonienftr. 6/8) 10 
18. " Verein. Erziehungshaus Daheim (Frau PBolizeipräfident 
Dr. Bienfo, Schuhbrüde 49) . . 10 
19. „ Verein zur Heilung armer Augentranker Oberſtleutnani 
z. D. v. Kummer, Kaiſer Wilhelm-Straße 76) . 10 
20. R Evangel, Vereinshaus für innere la (Baftor Bonn, 
Höfhenftr. 29) . . 10 
21. Evang. Armenverein OBaftr Ringe, a. d. Magdalenen 
kirche 6/7). . 10 


VI Mitgliederverzeihnis. 
Nitglieber- 
beiträge 
M. 
22. Breslau, Prinzeß Luifenheim (Fr. Schleſinger, Höfchenftr. nr 10 
23. Caſſel, Baterländifcher Frauenverein . . s 10 
24. ,„ Verein gegen Hausbettelei Stadiſekr. Hoffmeiſter) 10 
25. Darmſtadt, Allgemeiner Verein gegen Verarmung und Bettelei 10 
26. Deſſau, Vaterländiſcher Frauenverein NN 10 
27. Dortmund, MWohlthätigfeitsverein . 10 
28. Dresden, Berein gegen Armennot und Bettelei Elbgäßchen 8) 10 
29. „Landesverein für innere Miffion der — luth. Kirche 
in Sachſen (Lüttichauſtr. 18 II) . Re | 
30. Düren, Freiwilliger Armenverein . 10 
31. Frankfurt a. M., Armenverein . 15 
32. Inſtitut für Gemeinwohl 10 
83. Gießen, Allgem. Verein für Armen- und Rrantenpflege . 10 
34. Graz, Landesverband für MWohlthätigfeit in Steiermarf. . 10 
35. Hamburg, Verein für entlafjene Gefangene (Baftor Ebert, Barmbech, 
Wagnerſtr. 32) . . 10 
36. r Wohlthätiger — Paftor Dr. Rode, b. d. Petri⸗ 
kirche 5) . . 10 
87. — Blindenanſtalt von 1830 (Minenftr. g, &t. Georg). 10 
38. R Frauenverein zur Unterſtützung der Armenpflege (Frau 
Kortmann, Alfterweg 20a) . 10 
39. is Poliklinik des Baterländifchen Brauenbilfeverein (Safe 
macherreihe 2) : 10 
40. Hannover, Verein gegen Hausbettelei ; 10 
41. Karlsruhe, Zandesverein für innere Miffion (Adlerftr. 23). 10 
42. ; Badifcher Frauenverein . 20 
43. M Gentralleitung des Landesverbandes babifger Säut 
vereine für entlafjene Sträflinge 10 
44. Kiel, Geſellſchaft freimilliger Armenfreunde . . 10 
45 Leipzig, Verein zur Verhütung der Hausbettelei (Profeffor Howard) 10 
46. „  Armendiafonie des Vereins für innere Miffion (Paſtor 
Dr. Rod) . 10 
47. „ Verein zur Furſorge für kranke Arbeiter au. Voerfter) 10 
48. Magdeburg, Erziehungsverein für den Kreis Magdeburg (Paſtor 
Thiele, Katharinenftr. 6b) . . 10 
49. R Provinzialerziehungsverein (Baftor ilebrandt, Neu- 
ftädterftr. 1) . R 10 
50. Nordhaufen, Verein für freiwillige Armenpflege 10 
51. Nürnberg, Wärmſtuben- und ne ae (Eugen dm) 10 
52. ü Verein Frauenwohl 10 
53. Siegen, Armenunterftüßungsverein 10 
54. Stuttgart, Lofalmohlthätigfeitsverein 20 
55. 5 Gentralleitung des Moplthätigfeitsvereins . 20 


Peer 


ge) 


. Ajhaffenburg, %., Rentner, Köln (Georgsplatz 17a) . 
. Aſchrott, Dr. jur., Sandgerichtärat, Berlin W. (Hohenzollernftr. 19) 


; Bayer, Dr. F. R., Landesrat, Wien (Herrengafje 13) . . 
. Bender, ©,, Oberbürgermeifter, Breslau en ler 14) . 


: Biancoli, C., avvocato, dir. della rivista della beneficenza 
. Blend, Dr. jur., Geh. D.-Reg.-Nat, Dir. d. Kal. Bee, Stat. 


. Blum, Dr. jur., u des Kreis-Ausich., Seibelberg — 4 
. Bode, C., Kaufmann ( in Fa. oh. Bode), Erfurt. . 
? Böch, Dr. jur., — Neg.-Rat, Prof., Charlottenburg (Garner: 


. Böhmert, Dr. jur, Geh. Regierungs- Nat, Profeſſor, "Dresden . 
. Bötzow, Dr. jur., Rat des Senats, Hamburg En Be 
. Bolelmann, Geh. Yandes- Öfonomie- Nat, Kiel. . 

. Bordert, Amtsanmalt, Forſt ı. 8. 

. Brandt3, Landesrat, Düffeldorf . - 

Brennete, Dr. med., Sanitätsrat, Magdeburg 

. Brinfmann,Dr. med. ‚Geh. Sanitätsrat, Wiesbaden Rerothal 57) 
. Brinfmann, C., Bürgermeifter, Königsberg i. Pr 

. Brößling, Stadtrat, Breslau (Oblauufer 6) 

. Brown, H. S., Editor of char. Review. New-York 108, 


. Brüdner, Dr., Nürnberg (Satenwolfftr. 15) ; 

. Büder, Dr. C., Profeffor, Leipzig (Guftav Adolfſir. sm. 

; Bürenſtein, Kaufmann, Berlin W. (Mohrenftr. 43/44) . 

. Buff, Dr. jur., Rechtsanwalt, Bremen . . ; 

. Buffereau, Direktor des St. Paulusjitiftes, Hergbeim 

. Claußen, 9., Bremen (Gerhardtitr. 11). . . 

. Conrad, Regierungsrat, Speyer (Allerheiligenftr.) . 

. Cuno, Stadtrat, Königsberg i. Pr. . . 

. Demuth, Stadtv., Mitgl. der Armendep., Halle ©. 

. Drape, Dir. d. Renten- und Kapitalverf. Anflt, res Eand⸗ 


. Düttmann, Regierungsrat, Oldenburg 

. Edelheim, L., Hamburg (Emilſtr. 53) . . 

. Edinger, Anna, Frankfurt a. M. (Saarbaditr. 27). 

. Eide, Dr. Sanitätsrat, Pöpelwitz b. Breslau . 

; Eltan, Dr. E., Frankfurt aM. . 

; Emminghaus, Dr. jur., Dir. d. Goih. Lebensverf. Geſ. "Gotha 


Mitgliederverzeihnis. VII 


Mitglieder⸗ 
beiträge. 


M. 
V. Einzelne Perjonen, Firmen u. ſ. w. 


Bär, J., Privatmann, Frankfurt a. M. (Feldbergſtr. 51) 
Baumann, Ad., Frankfurt a. M. (Gr. Bodenheimerftr. ar 
Baur, Dr. jur., Senator, Altona (Palmaille 75) . 


ara ano 


DL 


publica, Bologna (via Castiglione 7) 


Bur., Berlin SW. (Lindenftr. 28). 


mon 


jtraße 2) 


coat margin 


22d East — 


un 


ci gig 


ichaftsftr. 5) 


iu 


VIII Mitgliederverzeichnis. 


Mitglieber- 

beiträge. 

m. 

39. Engel-Reimers, Frl. Hel., Hamburg-Uhlenhorjt (Marienftr. 3) 5 
40. Engels, D., Kaufmann, Köln (vor St. Martin 113). . . . 5 
41. Evert, Reg.-Rat, Berlin (Hedemannftr. 1) . 5 


42. Fähndrich, Frau Al. verehel., — ana 
Beingenft ii) 5% h ur 

43. Falch, E., Regierungsrat, Stuttgart — 

44. ER E37 Giviling., Berlin NW. (Dorotheenftr. 32) . 

45. Slatau, Gerichtsaffeffor, Breslau — a 

46. Fleſch, Dr. jur., Stadtrat, Frankfurt a. M. 

47. Forchheimer, ©,, —— Nürnberg. . 

48. Freund, Dr. jur,, Dir. d .Inv.⸗ u. Alt.- -Berf.-Anft., Berlin w. 
(Karlsbad 88). . 

49. $riedländer, Dr. med., Breslau (Haifer Wilhelm: Str. 2) 

50. Garve, W., Fabrifant, Neufalz a. O. 

51. Geibel, C Buchhänl. (Dunder & Humblot), Leipz. Dresd. Str. 17) 1 

52. Geiger, Dr. B., Juſtizrat, Frankfurt a. M. (Zeil 19). . . 

58. Gerber, A., Kaufmann, Köln (Eleverftr. 2). . : 

54. Germershauf en, Direft. des Verwaltungsgerichts Arnsberg ; 

55. Göhrs, €. H., Kaufm., Scdiltigheim i. €... och 

56. Govert3, Dr. jur., Sandrichter, — drinhiderſr 

57. Grimm, Stadtrat, Frankfurt a, M. (Feldſtr. 7) ; 

58. Gronau, Stadtrat, Danzig. . . 

59. Großmann, Dr. phil., Reg.-Rat, Marienwerder F 

60. Gumprecht, Rentner, Meran (Tirol). — —V EA. | 

61. Hagen, 3. F. A., Hamburg (Neue Straße 16) 

62. v. Haehling, Rektor, Dortmund . . 

63. Hallgarten, Charl., Privatmann, Frankfurt a. NM. 

64. Haufer, Dr. med., Ober-Meb. Rat, Karlarufe . 

65. v. Hergenhahn, A., Polizei-Präf. a. D., Frankfurt aM. 
(Guiolletſtr. 56) u. 

66. Herfe, Bürgermeifter a. D., Gr. Lichterfelde (Ringftr. 3). 

67. Herz, Eug., Nürnberg (Gentralfrievhofftr. 33) . -» 
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Sachregiſter. 


Das Regiſter umfaßt die gejamten bis Ende 1899 erfchienenen Vereinsſchriften. 
Da die —— erſt ſeit 1886 in fortlaufend numerierten Heften erſcheinen, ſind 
die früher erſchienenen Berichte und Verhandlungen nad) den Jahrgängen (unter 
Hortlafjung der Jahrhundertzahl), die fpäteren nah Heftnummern angeführt. Die 
bei der Anführung verwendeten Buchſtaben bedeuten: B= Beridt, H—Heft, 
B—=Verhbandlung Mo eine Seitenzahl nicht angegeben: ift, enthält das be- 
treffende Heft nur den Bericht über den einen Gegenitand. Das Citat: '77 d. St. 
bezieht jih auf dad Werk von Böhmert: „das Armenwefen in 77 deutfchen Städten 
und einigen Landarmenverbänden.“ Die. efamten Bereinsfchriften zerfallen in die 
vorbereitenden Drudberichte über einzelne Gegenftände und die Verhand— 
[ungen der Jahresverfammlungen. Das Sacregifter bezieht fi) in der 
Hauptfahe auf die Drudberichte; die Verhandlungsberichte find nur inſoweit an- 
geführt, als fie neue, über den Drudbericht hinausgehende Ausführungen enthalten. 
Der Benuger der Schriften wird mit leichter Mühe, wenn er den Drudbericht 
fennt, der in dem Sachregiſter angeführt ift, die in demfelben Jahre folgenden Ver— 
handlungen, die den Drückbericht ergänzen, nachſchlagen können. — Ein genaues 
Verzeichnis der Schriften des Vereins unter Angabe der Berichterſtatter, ſowie ein 
alphabetiſches Verzeichnis der Berichterſtatter unter Angabe der von ihnen erſtatteten 
Berichte für die Jahre von 1880—1895 enthält der im — des Vereins von 
Dr. Münſterberg gefertigte Generalbericht, Heft 24 der Schriften, S. 22 ff. 
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Arbeiterverſicherung 
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Armenärzte , 4,77 ff. 

— in Franfreih 9. 35,60. 

Armenbeihäftigung 83, B. 3; 9. 43,1 ff. 
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Arme nie =, 88 ff; & 
rmengeje nr BD. . 
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I. 


Die Organifation der Gemeindewaifenpflege. 


Referat von Stadtrat Guno, 


Königsberg i. Pr. 


I. Der Gemeindewnijenrat. 


Der Teutjche Verein für Armenpflege hat fich in feinen Verhand— 
lungen mit der Fürforge für die Waifen wiederholt bejchäftigt. E3 find 
die Aufgaben der Fürforge für Kinder nach den verjchiedenjten Richtungen 
hin — Fürſorge für jchwächliche, verwaijte oder verlafjene, vernachläjjigte 
oder mißhandelte jorwie verwahrlofte Kinder — behandelt, die Frage, ob 
Familien: oder Anjtaltserziehung vorzuziehen fei, erörtert, die Ausübung 
vormundichaftlicher Funktionen durch die Armenbehörde und im ver- 
gangenen Jahre die Beauffichtigung der in Familienpflege untergebrachten 
Sinder beiprochen worden. Stets iſt der Begriff der Wailenkinder nicht 
auf Vollwaijen bejchräntt, vielmehr auf alle mangels genügender Fürſorge 
der Eltern der Fürſorge der Allgemeinheit bedürjtigen Kinder ausgedehnt 
worden. Wenn nun das Thema: „Organijation der Gemeindewaijen- 
pflege” für die diegmalige Jahresverſammlung geitellt ift, jo faſſe ich die 
Aufgabe dahin auf, daß verjucht werden foll, für eine Zuſammenfaſſung 
der verjchiedenen Fürforgebejtrebungen zu einer einheitlihen Aufgabe 
der Gemeindeverwaltung die gejeglichen Grundlagen darzustellen 
und für die zweckmäßige Ausgeftaltung diejes VBerwaltungszweiges Grund: 
jäße aufzuftellen. Anzufnüpfen ijt hierbei an die reichsgeſetzlich vorgejehene 
Einrichtung des Gemeindewaijenrat3, die für viele Gebiete des neuen 
deutichen Rechts neu ift und der ‚dort unter Berufung auf die in Preußen 
mit der Einrichtung gemachten, angeblich wenig günjtigen Erfahrungen 
mit Mißtrauen begegnet wird. Meine Erörterung wird daher von der 
Daritellung der thatjächlichen DVerhältniffe ausgehen müſſen, wie fie jich 
in Preußen, wo der Gemeindewaifenrat jeit 25 Jahren bejtanden hat, 
gejtaltet haben, um den Grund des Mißerfolges der Einrichtung in diefen 
Rechtsgebiete aufzuklären und danach Vorſchläge zu machen, wie Die 

Schriften d. D. Ver. f. Wohlthätigteit. XLVII. 1 


2 Gun. 


DOrganifation zu gejtalten, das Amt mit dem rechten Inhalt auszufüllen 
ist, um dem Gemeindewaifenrat ala Organ der Gemeindewaijenpflege eine 
erfolgreiche Wirkſamkeit zu fichern. 


Die im Bürgerlichen Geſetzbuch vorgefehene Regelung des Bormund- 
ſchaftsweſens Hat fi in den Grundzügen an die preußiſche Vormund- 
ichaftsordnung vom 5. Juli 1875 angeſchloſſen. DObervormundichaftliche 
Behörde ift grundjäglic das Amtsgeriht (S 35 des R.G. über 
die freiwillige Gerichtöbarkeit). Bon dem Vorbehalt des Art. 147 E. G. 
haben nur wenige Einzeljtaaten Gebrauch gemacht. (Württemberg, beide 
Medlenburg, Hamburg.) 

As Hilfsorgan iſt dem VBormundichaftsgeriht nach preußiſchem 
Vorbild der Gemeindewaifenrat an die Geite gejegt. Wie aus den 
Motiven ſich ergiebt (Bd. IV ©. 1016 ff.), Hat die Abficht beftanden, 
durch die Einrichtung der Gemeindewaifenräte den Gemeinden eine Bes 
teiligung auf dem Felde der unmittelbaren Aufficht über Bormünder und 
Miündel, insbejondere joweit es ſich um die perjönliche Fürforge für die 
legteren handelt, einzuräumen. „E3 unterliegt feinem Zweifel, daß der 
Gemeinde der Beruf und die Fähigkeit zur Beteiligung am Vormund— 
ſchaftsweſen nicht beftritten werden fann. Die Gemeinde Hat an ber 
Pflege des MWohljtandes ihrer Bürger, an dem Gedeihen des heran- 
wachlenden Gejchlechts ein ähnliches Intereſſe wie der Staat.” 

Die Pflichten des Gemeindewaijenrats find reichögejeglich feitgelegt, fie 
gehen in wejentlichen Punkten über die Pflichten der preußiichen Watjenräte 
hinaus. Der Verpflichtung zum Vorſchlag der zum Bormund, Gegen- 

vormund, Pfleger, Beiftand geeigneten Perfonen auf Anjuchen de Dor- 

mundjchaftögerichts (S 1849 B.6.B.) hat das R.G. über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit ($ 49) die Pflicht Hinzugefügt, dem Vormundſchaftsgericht 
von den zu ſeiner Kenntnis kommenden Fällen, in welchen ein Vormund, 
Gegenvormund oder Pfleger beſtellt werden muß, aber noch nicht beſtellt 
iſt, unter Benennung geeigneter Perſonen Anzeige zu machen. 


Die Hauptaufgabe des Gemeindewaiſenrats iſt, in Unterſtützung des 
Vormundſchaftsgerichts darüber zu wachen, daß der Vormund für die 
Perſon der in ſeinem Bezirk befindlichen Mündel, insbeſondere für ihre 
Erziehung und ihre körperliche Pflege pflichtmäßig Sorge trage, Mängel 
und Pflichtwidrigkeiten, die er in dieſer Hinſicht wahrnimmt, anzuzeigen 
und auf Erfordern über das perſönliche Ergehen und das Verhalten eines 
Mündels Auskunft zu erteilen. Auch iſt die Pflicht zur Anzeige vor— 
geſchrieben, falls der Gemeindewaiſenrat von der Gefährdung des Vermögens 
eines Mündels Kenntnis erhält. 


Über das Gebiet des Vormundſchaftsrechts im engeren Sinne hinaus 
greift in das Familienrecht die Vorſchrift über, daß der Gemeinde— 
waijenrat dem Bormundichaftsgeriht Anzeige zu machen hat, wenn ein 
Tall zu feiner Kenntnis fommt, in welchem das VBormundichaftsgericht 
im Intereſſe eine unter der elterlichen Gewalt ftehenden Kindes zum 
Einjchreiten berufen iſt, insbelondere weil der Inhaber der elterlichen 
Gewalt durch die Art der Ausübung derfelben die Perjon oder das 
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Vermögen des Kindes gefährdet (S 1675 B. G. B.), alfo in den Fällen 
der 88 1666, 1667 B.G.B., aber auch ſoweit außer den Fällen des 
& 1666 Iandesgejeglih die Zwangserziehung zuläffig ift, wenn fie zur 
Verhütung des völligen fittlichen VBerderbeng notwendig ift (Art. 135 E.G.), 
fobald diefer Fall vorliegt. 

Die Organifation des Gemeindewaifenrats ift der Landesgejehgebung 
überlafjen. 

Preußen hat an den Borjchriften der preußifchen Vormundſchafts— 
ordnung vom 5. Juli 1875 feftgehalten, welche „den bei Bildung der 
Maifenräte in erjter Linie beteiligten fommunalen Körperichaften möglichft 
freie Hand laſſen und denjelben insbeſondere Gelegenheit geben wollte, 
entjtehende Detailfragen (über Amtsdauer, Ablehnungsgründe, Berbin- 
dung mit der ohnehin auf verwandten Gebieten bejtehenden kommunalen 
Berwaltungsorganifation u. j. mw.) autonomifch im Wege des Gemeinde- 
bejchlufjes, des Gemeindeftatuts u. |. w. zu ordnen“ !, 

Demgemäß ift den Gemeinden überlafien, ob fie für die Gemeinde 
oder für örtlich abgegrenzte Gemeindeteile ein oder mehrere Mitglieder 
ala Gemeindewaifenräte beftellen oder die dem Gemeindewaijenrat ob- 
liegenden Berrichtungen bejonderen Abteilungen oder jchon beftehenden 
Organen der Gemeindeverwaltung übertragen wollen. Neu iſt Die 
Vorſchrift, daß zur Unterſtützung des Gemeindewaijenrats Frauen, die 
hierzu bereit find, als Wailenpflegerinnen widerruflich bejtellt werden 
fönnen. 

Während in den Beitimmungen de bürgerlichen Geſetzbuchs in 
eriter Linie die Beauffichtigung der Bormünder ala Aufgabe ber 
Gemeindewaijenräte erjcheint, weiſt das preußijche Ausführungsgefeß den 
MWaifenpflegerinnen die Aufgabe zu, unter Leitung des Gemeindewaijen- 
rats bei der Beauffichtigung der im Kindesalter jtehenden Mündel und 
bei der Überwachung weiblicher Mündel mitzuwirken. So fommt zum 
Ausdrud, daß eine Erfenntni® von Mängeln und Pflichtwidrigfeiten 
des Vormundes und die Möglichkeit, über das perjönliche Ergehen und 
Verhalten der Mündel Auskunft zu erteilen, nur aus genauer Beaufs 
fihtigung und Überwachung der einzelnen Mündel zu gewinnen ift. 
Die Gemeidewaifenräte find Organe der Stadtgemeinde, unabhängig vom 
Vormundichaftsgericht, beſtimmt, Hilfsorgane desfelben zu fein, aber 
feiner Digciplinargewalt nicht unterworfen. Eine allgemeine Miniſterial— 
anweilung über die Gejchäftsführung ift nicht ergangen, nur iſt den 
Gemeinden empfohlen, Geiftliche zu den Sitzungen des Gemeindewaifen- 
rat3 zuguziehen und Generalverjammlungen der Gemeindewaifenräte unter 
Zuziehung der Vormundichaftsrichter abzuhalten. 

In Bayern beiteht der Gemeindewaifenrat in Gemeinden mit 
ftädtifcher Verfaffung oder mehr ala 5000 Einwohnern aus dem Bürger- 
meifter und mehreren Waifenräten, in den übrigen Gemeinden fungieren 
Einzelperfonen. In Gemeinden mit mehr als 100000 Einwohnern 





1 Nach den Materialien aus den Verhandlungen des preußiichen Yandtaga. 
1* 
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fönnen mehrere Gemeindewaijenräte für Zeile des Stadtbezirks gebildet 
werden. 

Der Gemeindewaijenrat fann Frauen als MWaijenpflegerinnen mit 
gleichen Aufgaben wie in Preußen widerruflich bejtellen. Die Gejchäfts- 
führung wird dur die Staat3minifterien der Juſtiz und des Innern 
geregelt. Zufammenkünfte unter Leitung de8 Bormundichaitsgerichts 
find vorgefehen. 

Auch in Oldenburg, Medlenburg und Braunjchweig ift das Anıt 
ein unbejoldetes Gemeindeamt, in Mtedlenburg können in den Städten 
die Magijtrate das Amt befonderen Behörden der ftädtifchen Verwaltung 
übertragen oder mit beftehenden verbinden, ebenjo fann in Braunjchweig 
in den Städten durch ortsſtatutariſche Beſtimmung das Amt bejtimmten 
jtädtifchen Beamten übertragen werden. In Medlenburg und in den 
Städten Braunfchweigs kraft jtatutarifcher Beltimmung können Frauen 
ala Waifenpflegerinnen mit gleichen Aufgaben wie in Preußen bejtellt 
werden. 

In Hamburg find die Gejchäfte des Gemeindewaijenrats dem Waiſen— 
hausfollegium übertragen, welchem zugleich die Armenwaifenpflege und 
die Aufficht über die Koftkinder überwiejen ift. In Bremen find die 
Geichäfte der jtadtbremifchen Armenpflege übertragen. 

Der Charakter des Gemeindewaifenrat3 als Organ der Gemeinde- 
verwaltung wird in dem Württembergiſchen Ausführungsgefeg vom 
28. Juli 1899 betont: Die dem Gemeindewaifenrat obliegenden Ver— 
richtungen werden dom Gemeinderat oder im größeren Gemeinden einer 
Abteilung desjelben von mindejtens fünf Mitgliedern wahrgenommen. 
Zur Unterftügung bei Beauffihtigung der im Kindesalter jtehenden 
Miündel fönnen ehrbare Frauen, welche hierzu bereit find, als Waiſen— 
pflegerinnen widerruflich bejtellt werden. Die Dienjtaufficht Tühren 
allerdings, wie bei dem gemeindlichen Bormundjchaitsgericht (auch dem 
Sewerbegericht), die ordentlichen Gerichte. 

In Baden Hat nach dem Rechtspolizeigefeg vom 17. Juni 1899 
der Gemeinderat einen oder mehrere Perſonen — auch Frauen — als 
Gemeindewaijenräte mit der Eigenjchaft von Gemeindebeamten auf ſechs 
Jahre zu ernennen, auch bei mehreren die Geſchäfte unter ihnen zu ver- 
teilen. In Städten können die Gejchäfte dur Ortsjtatut einer bes 
jtehenden Kommiſſion übertragen oder dazu eine bejondere Kommijfion 
gebildet werden. 

Die Dienjtauffiht wird dom Gemeinderat und vom Amtsgericht 
ausgeübt, letzteres kann Warnungen, Rügen, Geldſtrafen bis 40 Mark 
verhängen. Nähere Borjchriften enthält die Badiſche Rechtspolizeiordnung 
vom 23. November 1899 (SS 78—81). Insbeſondere ijt bejtimmt, daß 
alljährlich die Bormundjchaftsgerichte die anhängigen Vormundſchaften 
und Pflegejchaften mit den Waijenräten auf Grund der von dem Amts— 
gericht und dem Waifenrat geführten Verzeichniſſe durchgehen jollen. 

Schärfer iſt Jchon der Charakter des Gemeindewaijenrats als zwar 
von der Gemeinde zu bejtellende, aber nur dem Bormundjchaftägericht 
dienjtbare Behörde in Sachjen hervorgefehrt. 
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Für jede Gemeinde find ein oder mehrere Gemeindewaifenräte zu 
betellen. In Städten kann der Gemeindewaijenrat ortsſtatutariſch nach 
Art eines gemifchten ftädtiichen Ausſchuſſes zufammengejegt werden; in 
Städten über 100000 Einwohnern können mehrere derartige Ausjchüffe, 
jeder für einen Ortsteil, gebildet werden. Das VBormundichaftsgericht 
bejtellt die Gemeindewaifenräte durch DVerpflihtung mittel Handſchlags 
zur treuen und gewifjlenhaften Führung des Amt? und führt die Aufficht 
über ihre Thätigkeit — auch die der Ausihüfle —, fann fie zur Be— 
folgung feiner Anordnungen durch Ordnungsſtrafen bis 100 ME. an- 
halten. Dem Juſtizminiſterum ift vorbehalten, die über die Einrichtung 
und die Gejchäftsführung der Gemeindewaifenräte erforderlichen Be— 
ftimmungen zu treffen. In der That ift durch eine 22 Paragraphen 
umfafjende Gejchäftsanweifung die Thätigfeit der Gemeindewaifenräte ge- 
regelt. Waifenpflegerinnen können wie in Preußen bejtellt werden. 

Mit Rüdficht auf dieſe VBorfchriften haben die größeren fächfifchen 
Städte davon abgejehen, die Gemeidewaijenräte nach Art eine gemifchten 
ftädtifchen Ausfchuffes zufammenzufegen, vielmehr Cinzelperfonen als 
folche bejtellt. (Val. Anlage I Auszug aus der Borlage des Rats zu 
Leipzig.) 

Im Großherzogtum Heffen endlich ift der Gemeindewaifenrat dem 
DOrtsgericht als ftaatlicher Behörde übertragen, defjen Organifation ge- 
feglich geregelt ift und ganz außerhalb der Gemeindeverwaltung jteht. 
Hierüber wird der Sorreferent näheres berichten. 


II. Fürjorge für der Armenpflege anheimgefallene Waiſen. 


Wenn e3 allgemeine Regel der öffentlichen Armenpflege ift, daß fie 
eintreten muß, wenn eine Perjon der zum notwendigen Lebensunterhalt 
erforderlichen Mittel entbehrt, jo muß für den Eintritt der öffentlichen 
Armenpflege für Kinder — der Armenwaifenpflege — noch Hinzufommen, 
daß die zum Unterhalt der Kinder verpflichteten Angehörigen nicht mehr 
am Leben oder zu ihrem Unterhalt nicht imftande oder nicht bereit find. 
Wo Unterjftügung an Eltern mit Rüdficht auf das VBorhandenjein von 
Kindern gegeben wird, liegt Waifenpflege im technifchen Sinne nicht 
vor, nach allgemeinen armenpflegeriichen Gefihtspunften ift zu be- 
urteilen, ob und in welcher Höhe das Yamilienhaupt, in deſſen Haus- 
halt auch Kinder fich befinden, der Unterftügung bedarf. Als Gegen- 
ftand der Armenmwaijenpflege fommen in Frage: 

1. Die Vollwaiſen und die ihnen gleichjtehenden Findlinge, 

2. Kinder, die von ihren Angehörigen verlaffen find, 

3. Kinder, die aus bejonderen Gründen von ihren Eltern getrennt 
werden mußten (wegen Inhaftierung, Krankheit), aber auch 
weil die Kinder bei den der Armenpflege bedürftigen Eltern 
wegen Unfähigkeit derjelben zur Erziehung, liederlichem Lebens— 
mwandels u. j. mw. nicht belafjen werden fünnen. Vgl. hierüber 
Beriht von Fleih, Het 22, S. 83 — 94, Verhandlungen 
Heft 23, ©. 107—122). 


6 Guno. 


Die Frage, ob für dieje Kinder Anjtalts- oder Yamilienpflege zu 
wählen fei, ijt in diefem Zuſammenhang nicht zu erörtern (vgl. Heft 4, 
©. 135—145. Verhandlungen Heſt 7, ©. 16—42). Hierüber jowie über 
die für die Organifation der Waijenpflege wichtige Frage der Aufficht über 
die in Yamilienpflege untergebrachten Kinder bat im Anjchluß an das 
Referat von Stalmann (Heit 43, ©. 63 ff.), die 19. Jahresverſamm— 
lung folgende Beichlüffe gefaßt: 
1. Die Familienpflege ift die naturgemäße Art der Unterbringung 
und erzieherifchen Beeinfluffung der der öffentlichen Fürforge 
anheimgefallenen Unmündigen, bedarf aber — wenigſtens in 
größeren Berbänden — einer wohlorganifierten Erziehungs» 
anftalt ala Ergänzung. 
2. Zur Erzielung einer möglichjt erfolgreichen Wirkſamkeit der 
Tamilienpflege ift eine Beauffichtigung derſelben erforderlich, 
welche 
a) organifiert und geleitet wird durch die Armen- und Waijen- 
pflege, welche, joweit möglich, mit den Pflichten und Rechten 
gejeglicher Vormünder und Pfleger ausgejtattet jein joll und 

b) ausgeübt wird durch ehrenamtliche Pflegeorgane unter Zu- 
hilfenahme von Frauen, namentlich für die Überwachung 
der Säuglingspflege und der Mädchenerziehung und 

c) unterjtüßt wird durch bereitwillig von der Behörde zur 
Verfügung gejtellte ärztliche Hilfe. 

3. Die Beauffichtigung umfaßt: 

a) die jorgfältige Prüfung der angebotenen Pflegejtellen, 

b) die Mitwirkung bei der Auswahl und Beftimmung derjelben 
für die einzelnen ‘Pfleglinge, 

c) die jachgemäße Anleitung und Unterjtügung der Familien in 
der Pflege und Erziehung der ihnen anvertrauten Zöglinge. 

4. Die Familienpflege und die Beauffichtigung derſelben findet 
ihren Abſchluß nicht jchon mit der Entlafjung der Zöglinge, aus 
der Schule, ſondern erjtredt fich noch weiterhin auf die Uber» 
wachung der durch die Armen- und Waijenbehörde ala Lehrlinge 
oder Gehilfen bei Handwerfämeiftern oder als Dienjtboten bezw. 
jugendliche Arbeiter bei Dienjtherrichaften oder Arbeitgebern 
untergebrachten Unmündigen. 

Es iſt ohne weiteres Kar, daß die hier geforderte Aufficht über die 
Armenwaijen nur eine Specialifierung der dem Gemeindewaifenrat und 
den Waifenpflegerinnen gejeglich obliegenden Pflicht der Aufficht und 
Überwachung der Mündel ift. Wenn neben den zur Beauffichtigung 
der Armenwaijen berufenen Organen der Armenpflege noch ein bejonderer 
Gemeindewaijenrat und Waifenpflegerinnen bejtellt find, jo wird eine 
doppelte Aufficht geübt. Das ift angeficht? der oft gehörten Klagen 
über Mangel an zu ehrenamtlicher, perjönlicher Fürforgethätigfeit ge— 
neigten Perjonen Kräfteverichtwendung. Freilich, in Gemeinden, in denen 
die Aufficht über die Armenwailen nicht nach obigem Mufter ausgejtaltet 
ift, in denen die Armenpflege fich darauf beſchränkt, für die notdürftige 
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Ernährung des Kindes zu ſorgen, etwa unter Vergebung an den 
Mindeſtfordernden, da iſt eine ſelbſtändige Wirkſamkeit des Gemeinde— 
waiſenrats neben der Armenpflege nötig, um „die im Intereſſe armer 
Mündel wünſchenswerte Energie des Drucks auf Gewährung hinläng— 
licher Armenunterſtützung“ (Motive zum B.G.B. Bd. IV., S. 1016) zu 
entfalten. In denjenigen Städten, in denen, von landesgeſetzlicher Be— 
fugnis Gebrauch machend, die Geſchäfte des Gemeindewaiſenrats der 
Armenverwaltung übertragen find, die Armenpfleger und -Pflegerinnen 
zugleich Organe des Gemeindewaijenrats find, ergiebt fich das Zuſammen— 
fallen der im Intereſſe der Armenpflege und der Eraft gejeßlicher Be- 
ftimmung über den Gemeindewaijenrat geübten Aufficht von felbit. 

In Städten, in denen neben der Armenpflege eine bejondere 
DOrganijation des Gemeindewaifenrat3 bejteht, iſt meift die armen- 
pflegeriiche Aufficht über die Waiſen den Gemeindewaifenräten übertragen, 
fo 3. B. in Berlin und Hamburg. In Berlin unterfteht die Fürforge 
für die Armenwaifen einer bejonderen Abteilung der Armendirektion, 
welche auch über die Aufnahme in die Waifenpflege und die Entlajjung 
aus derjelben entjcheidet. Die Prüfung der Pflegeftellen und die Aufficht 
über die Pfleglinge, ſowie Auszahlung des Kojtgeldes üben die Ge- 
meindewaijenräte. In Hamburg jteht die Enticheidung darüber, ob die 
gefeglichen Vorausſetzungen öffentlicher Fürforge vorhanden bezw. jpäter 
wieder fortgejallen find, der zuftändigen Armenbehörde, die Unter- 
bringung und Erziehung der Kinder, für welche die Notwendigfeit 
Öffentlicher Fürforge anerkannt ift, dem Waifenhaugfollegium zu, welchem 
gejeglich die Gejchäfte des Gemeindewaijenrats übertragen find. 

Soweit mir befannt, bejteht nur in Königsberg i.P. die Aufficht 
der Armenwaifenpfleger und »Pflegerinnen und die des Gemeindewaifen- 
tat und der Waijenpflegerinnen nebeneinander. Die Waijenratsordnung 
fuchte der doppelten Aufficht über die gleichen Kinder durch die Vor— 
ſchrift entgegenzuwirken, daß die der Armenpflege anheimgefallenen, von 
ihr nie Mündel der Aufficht der Waifenpflegerinnen entzogen 
wurden. 

Bei Erlaß einer neuen Ordnung auf Grund des B. G. B. überzeugte 
man fich, daß es gejeglich gar nicht zuläffig fei, den Gemeindewaifenräten 
und Waifenpflegerinnen die Aufficht über die Armenwaifen zu entziehen, 
weil das Geſetz alle Mündel ihrer Aufficht unterftellt. Es wurde ver: 
ſucht, das Nebeneinanderwirken verfchiedener Auffichtsorgane durch nach— 
folgende Vorſchrift auszugleichen: 

„Bei einem Zeile der bevormundeten Kinder, nämlich bei allen den- 
jenigen, für welche die öffentliche Armenpflege in Anſpruch genommen ift, 
trifft die fürforgende Ihätigkeit der Organe der Armenverwaltung, ins: 
befondere der Armenwaifenpfleger und Armentwaijerpflegerinnen, mit der 
Fürſorge der Waifenräte und Waijenpflegerinnen zuſammen. 

In folchen Fällen wird fich für die Waifenpflegerin Zurüdhaltung 
empfehlen und wird fih, da von anderer Geite eine regelmäßige 
Aufficht ftattfindet, die Thätigfeit der Waifenpflegerin auf eine all- 
gemeine Überwachung beichränfen fünnen. Sedenjalls ift bei dem Zu« 
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ſammentreffen der Thätigkeit der Waiſenpflegerinnen und der Organe der 
Armenverwaltung bei den armen Waiſen ein einträchtiges, auf gegen— 
ſeitige Unterſtützung gerichtetes Zuſammenwirken beider durchaus not— 
wendig. Es empfiehlt ſich deshalb, zu den Verſammlungen mit den 
Waiſenpflegerinnen den Armenrat des Bezirks oder einzelne Armen— 
waiſenfleger oder Armenwaiſenpflegerinnen in geeigneten Fällen zu— 
zuziehen. Ebenſo bleibt es vorbehalten, einen oder mehrere Vertreter 
der Armendirektion in die Generalverſammlung der Waiſenräte zur 
Teilnahme mit beratender Stimme zu entſenden.“ 

Da nun oft für die gleichen Kinder, weil fie urſprünglich von der 
Pflegemutter gegen Entgelt in Pflege genommen waren, die polizei- 
liche Aufficht über Ziehkinder eintritt, kommt es nicht jelten vor, daß 
nacheinander der Schumann, der Armenrat, Armenwaijenpfleger bezw. 
Pflegerin, der Gemeindewailenrat und die Wailenpflegerin ſich um das 
Kind kümmern, vielleicht entgegengelegte Anordnungen treffen! Wahrlich, 
ein Zuviel behördlicher Aufficht, über das Die betroffenen Pflegemütter 
mit Grund lagen, namentlich wenn noch armenärztliche Kontrolle des 
Gejundheitszuftandes der Pflegefinder Hinzufommt. Allein jchon die 
Möglichkeit, daß die verfchiedenen, aus verjchiedenen — polizeilichen, 
armenpflegerifchen, waijenpflegeriichen — Gefichtspunften die Aufficht 
übenden Organe entgegengejegte Anordnungen treffen, abweichende Ver— 
haltungsmaßregeln der Pflegemutter geben, muß die Wirkung diejer 
mehrfachen Aufficht Tahmlegen. Wenn nun das Kind außerdem noch 
einen Vormund hat, jo muß man doch wirklich von einer Verſchwendung 
ehrenamtlicher Kräfte jprechen. In der That Hat fich in Königsberg, 
nachdem ſeitens der Waijenpflegerinnen eine energiſche Thätigkeit ent- 
jaltet wird, in fürzejter Zeit die Notwendigkeit einer Anderung der 
Drganifation ergeben. Ich meine, daß gerade dieſes Beifpiel einer in 
der Praris als unzwedmäßig erprobten Organifation yingerzeige dafür 
giebt, wie die Organifation gejtaltet werden muß: Bei Trennung 
der Waifenpflege von der Armenpflege ift die armen-= 
pflegeriſche Fürſorge fürdieArmenwaifendem Gemeinde- 
waijenrat und den Waijenpflegerinnen zu übertragen. 


III. Fürjorge für unehelihe Kinder, insbejondere ſog. Haltefinder. 
Säuglingsfürjorge. 


a) Aufgaben auf diefem Gebiete. 


Die Fürforge der Gemeinde für die unehelichen Mündel bejchränkte 
fich früher, von den Xeiftungen der Schule abgejehen, wejentlich auf die 
Gewährung don Armenunterftügung an Waifen und Halbwaijen, für 
deren Ernährnng anderweit nicht gejorgt war. Und gerade bei unehe— 
lichen Kindern war die Armenverwaltung meijt geneigt, hart zu jein, 
wobei vermeintlich fittliche mit finanziellen Nüdfichten fich mifchten, der 
leichtfinnigen Mutter nicht durch Erleichterung der Sorge für das Kind 


Die Organijation der Gemeindewaijenpflege. 9 


Anlaß zu geben, weitere Kinder in die Welt zu jegen, für die die Gemeinde 
forgen muß. 

Mehr und mehr hat die Gejundheitslehre, die im Verein mit der 
GStatiftif die hohe Sterblichkeit der unehelichen Kinder und ihre Urfachen 
genauer fejtjtellte, und die Geſellſchaftswiſſenſchaft fich mit der Frage der 
unehelichen Geburten beichäftigt. Den früheren moralifierenden Anjchau- 
ungen gegenüber, mit denen man an dem Schmuß der Unfittlichkeit Hart 
und fühl vorüberging, hat man mehr und mehr die jocialen Urjachen 
der Erjcheinung zu erkennen gefucht und auch verjtehen gelernt, daß der 
Gittlichkeitäbegriff nicht in allen ſocialen Schichten der gleiche tft. 

Aus der Häufigkeit der Fälle, in denen der Eheſchließung Gejchlecht3- 
verfehr vorausgegangen ijt und die Ehe zur Geburt eines ehelichen oder 
Legitimation eines unehelich geborenen Kindes führt, dürfen wir fchließen, 
daß, auch wo der außereheliche Gejchlechtäverfehr zur Geburt eines un- 
ehelichen Kindes führt, vielfach die Abficht der Heirat vorlag, die nur 
durch bejondere Umjtände vorläufig oder überhaupt nicht zur Ausführung 
fam. Der Berliner Statiftifer Bödh jagt über die volkswirtſchaftliche 
Bedeutung diefer Thatjachen: „Wie die Erwerbsthätigfeit des weiblichen 
Gejchlecht3 eine Gefährdung diejfer Klaſſen (Bekleidungs- und Reinigungs 
gewerbe, Dienjtboten) offenbar mit fich Führt, jo tritt durch die häufige 
Berheiratung wenigjtens für einen Zeil derjelben eine Sanierung ein, 
welche der in den großen Städten meift ungzureichenden Yortpflanzung 
der Bevölkerung zu Gute kommt.” Je häufiger das junge Madehen früh- 
zeitig vom Haufe entfernt und jelbjtändig wird, je jchwieriger dem jungen 
Mann die Begründung des Hausſtandes wird, deſto unmahrjcheinlicher 
ilt das Herabgehen der Ziffern der unehelichen Geburten. 

Bon den focialen Urfachen abgeſehen, waltet freilich nicht jelten un- 
glaublicher Leichtfinn infolge des Überwiegeng der Gefühlsſphäre beim 
weiblichen Gejchleht ob. Je mehr aber in Jolchen Fällen die Mutter 
ohne jede Vorausficht in die Zukunft, ohne Rüdficht auf das Kind von 
ihrem Gefühl fich leiten läßt, defto weniger wird es auf fie Eindrud machen, 
wenn die Armenverwaltung ihren Leichtfinn das Kind entgelten läßt. 

Liegt e8 außerhalb der Macht der Gemeinde und des Staates, die 
fittliden Anfchauungen und die jocialen Zustände, welche zur Häufigkeit 
der unehelichen Geburten führen, zu befeitigen, jo wird doch die Gemeinde 
nicht an der Aufgabe vorbeigehen dürfen, zur Herabminderung der 
Sterblichkeit der unehelich Geborenen und zur phyſiſchen und fittlichen 
Kräftigung derjelben beizutragen. Die ſtatiſtiſchen Zahlen weifen nad, 
daß die Sterblichkeit der unehelichen Kinder in den erjten Lebensjahren 
im Verhältnis zu der der ehelichen Kinder zwar im erfreulichen Rüdgang 
begriffen, aber doch noch recht erheblich höher ift!. Die gleichen Urjachen, 


3 u Minigäberg ftarben im erften Lebensjahre in Prozenten der in dem 
gleichen Lebensjahre lebend Geborenen 
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die ein borzeitiges Sterben diejer Kinder hervorrufen, führen aber in 
zahlreichen Fällen zu chroniſchem Krankſein und Siehtum, vor allem 
jenen Krankheitsformen, welche ala Skrophuloſe und Tuberfulofe jpäter 
die Krankenhäuſer bevölfern, deren Belämpfung ſpäter vielleicht größere 
Opfer erheijcht, ala jene wären, mit denen man rechtzeitig bei den Säug— 
fingen ſchon das Ubel vielfach im Keim erjtiden fönnte!. 

Schon dadurch widerlegt fich der, etwaige an fich naheliegende Ein- 
wand, daß wir in Deutichland an Übervölferung Leiden, und, deshalb 
Ei die Erhaltung einiger taufend Säuglinge nicht bejonders zu achten 

ätten. 

Aber auch über das Säuglingsalter hinaus bleiben die unehelichen 
Kinder in bejonderem Maße jchußbedürftig. Die Mütter find nur zum 
Heinen Zeile im jtande, da8 Kind zu behalten, müſſen es in fremde 
Pflege geben, vermögen nicht durch eigenen Verdienjt das erforderliche 
Pflegegeld zu erwerben, während die Väter nur zu oft perjönliche Feinde 
des eigenen Kindes find, gewillt, fich der Fürſorge zu entziehen. Deshalb 
ift eine Regelung des Ziehlinderwejens dringend geboten. 

Die Statijtik zeigt ung, daß zur Kriminalität der Jugendlichen die 
unehelichen Kinder und Waijen einen erheblichen Prozentjaß ftellen. Die 
Fürforge muß deshalb auch auf das fchulpflichtige Alter, ja über diejes 
hinaus fich erftreden. Immerhin find die Aufgaben für die verjchiedenen 
Lebensalter verjchiedene. 

Da der Deutiche Verein für Armenpflege die Säuglingsfürforge und 
dad Ziehkinderweſen nur nebenbei gelegentlich der Erörterung über vor— 
munbdjchaftliche Funktionen der Armenbehörden (Beriht vom Stadtrat 
Ludwig-Wolf, Leipzig, Heft 16 ©. 224, Verhandlungen Heft 17 ©. 72) 
berührt hat, will ich die Aufgaben auf dieſem Gebiete an der Hand der 
eingehenden Berichte und Verhandlungen der fiebenten Konferenz der 
Gentraljtelle für Arbeiterwohliahrtseinrichtungen (Heft 17 der Schriften 
diejer Stelle) kurz zufammenfaffen, für die nähere Begründung auf jene 
Verhandlungen Bezug nehmen. 

Der Leipziger Ziehlinderarzt Dr. Taube faßt auf Grund reicher 
praftifcher Erfahrung einen Bericht über die Berhältniffe, unter denen 
die Mütter, die Väter, die Zieheltern, die Kinder leben, wie folgt zu— 
fammen: 

„Die Mütter, leichtfinnig und geiftig minderwertig, können nur zum 
Heinjten Zeil ihr Kind behalten, müflen es in fremde Pflege geben, find 
oft nicht im ftande, durch eigenen Verdienjt das erforderliche Ziehgeld zu 
erwerben. 

Die Väter, mit wenigen Ausnahmen perjönliche Feinde des Kindes, 


An Berlin ftarben 
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von 1000 lebend geborenen Ehelichen 186 192 
„1 ” r rg 422 409 
(Dr. Neumann, Die unehelichen Kinder in Berlin, 1900). 


Vgl. Obermedizinalrat Dr. Haufer, Fürforge für Säuglinge, Schriften der 
Gentralftelle für Arbeiterwohlfahrtzeinrichtungen, Nr. 17. 
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find jo gejtellt, daß fie einen geringen Zeil ihres eigenen Einkommens 
für das Kind entbehren können. 

Die Kinder, vielfach ſchwach und fränklich veranlagt, bedürfen großer 
Sorgfalt, um fich zu entwideln. 

Die Zieheltern find, bejonder8 wenn das erforderliche Ziehgeld ge- 
zahlt wird, auf das Wohl des Kindes bedacht, erfordern aber wegen 
ſchlechter Elemente unter ihnen und vorfommender Unkenntnis der Kinder- 
pflege eine genaue und lachverftändige Kontrolle. Die genauejte Unter- 
fuhung muß ftattfinden, wenn don einer Yamilie ein uneheliches Kind 
gegen eine geringe einmalige Abjtandsfumme von einigen Hundert Mark 
als eigenes Kind angenommen werden joll, weil hier faſt jtet3 unlautere 
Motive obwalten. 

Daraus ergiebt fi von ſelbſt die Art der notwendigen Fürjorge 
für diefe Kinder: Sie muß ind Auge faffen die unehelichen Mütter, die 
Väter, die Kinder, die Ziehmütter.“ 

Bejonderen Wert legt Dr. Taube auch auf die Heranziehung der 
unehelichen Väter zur Alimentation. Ich möchte noch hinzufügen, daß 
auch die Perjonenftandsverhältniffe der Kinder befondere Aufmerfjamfeit 
verdienen. Wenn der Bater die Mutter heiratet, erlangt das Kind ohne 
weiteres rechtlich die Stellung eines ehelichen ($ 1719 BGB.). Aber 
um ihm dieſe Rechtsftellung zu fichern, ift Anerfenntnis in öffentlicher 
Urkunde nötig, insbejondere vor dem Standesamt unter Berichtigung des 
Geburtsregifterd. Auch dazu find die Eltern oft zu gleichgültig. Pflicht 
der Gemeindewaifenpflege iſt e8 daher, darauf zu dringen, daß die 
GStatusverhältniffe berichtigt werden. 

Der andere Referent, Obermedizinalrat Dr. Hauſer-Karlsruhe, be- 
zeichnet al8 Hauptaufgabe der Säuglingsfürforge — von der Fürforge 
für Schwangere vor der Niederkunft und der Fürforge für gejundheits- 
mäßigen Verlauf des Wochenbettes ift bier abzujehen — die möglichit 
lange Erhaltung der Mutter: und Elternpflege und, wo dieſe nicht durch- 
führbar, die Schaffung ſolcher Pflegeverhältniffe, die der Mutter und 
Elternpflege thunlichjt nahe fommen. 

„Die großen Gefahren, die die Säuglinge bedrohen, find jchlechte 
Ernährung, mangelhafte Pflege und Übertragung von Anſteckungskeimen. 
Bei der Auswahl der Pflegeeltern müfjen daher vor allen Dingen gefund- 
heitliche Rüdfichten obwalten: es müfjen ordentliche, anftändige, kinder— 
freundliche Leute fein, die ihre Fähigkeit zur Kinderaufzucht in eigener 
Bamilie bereits bewiejen haben oder, falls fie kinderlos find, durch ihre 
Veranlagung und Charafterbethätigung fich zur Übernahme einer ſolchen 
Verantwortung wohl geeignet zeigen. Alter, Beruf, Beichäftigung, auch 
Vehlen eines Mindeftmaßes eigener Mittel können Gründe fein, eine 
Familie für ungeeignet zu erklären. Es muß eine gewiſſe Summe von 
Kenntniffen und Erfahrungen auf dem Gebiete der Säuglingäpflege ver- 
langt werden; ferner die Gewähr, daß die Kleinen in der Wohnung der 
Pflegeeltern keinerlei Infektionsgefahren, namentlich durch Tuberkuloſe, 
ausgeſetzt find. Pflegeeltern mit eigenen ſtrophulöſen Kindern find un— 
geeignet. Eine ſchmutzige Wohnung ohne Licht und Luft, Gelaſſe, die 
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- don Menjchen überfüllt find, im Keller oder unter dem Dache Liegen, 
find ungeeignet, auch wenn Teppiche und Vorhänge und befjere Kleider, 
obenhin gejehen, jür einen gewifjen Komfort jprechen. Denn unordent- 
liche, unreinliche Leute magazinieren unter diefen Deden oft unheimliche 
Mengen Schmut. Wichtig iſt die Entlohnung und insbejondere die Höhe 
der Pflegegelder. 

Die Auffiht muß Reinhaltung, Pünktlichkeit und Ordnung zu er- 
zielen fuchen, die verpönten Saugpfropfen, Qutjchbeutel, herumftehende und 
wiederholt verwendete Milchreite, enge, niemals gelüftete Stuben, ſchmutzige 
Leib und Bettwäfche befämpien. 

ur der Kontrolle ift, zu überwachen: 

Die Art und Weife, wie die Kinder verpflegt, wie fie in Bezug 
auf Ernährung, Bett, Kleidung und förperliche Reinlichkeit ge— 
halten werden ; 

Pflege und Wartung des Kindes in kranken Tagen; 

die gejundheitliche Bejchaffenheit der Wohnung; 

das moralifche und körperlich gejundheitliche Befinden der Pflege- 
eltern und deren Familienglieder; 

die Höhe, den Modus der Bezahlung, die Verwendung der 
Kojtgelder; 

Urjachen eventueller Erkrankungs- und Todesfälle. 

Erfolg der Überwachung hängt davon ab, durch wen, wie oft 
und wie diejfelbe durchgeführt wird. Gute rechtzeitige Hilfe beugt den 
Anfängen von Siechtum vor, deſſen Bekämpfung jpäter die öffentliche 
Armenpflege jo ſtark belajtet.” 


> m 


er 


b) Bisherige Organifation der Fürjorge. 


Die Fürjorge für die unehelichen Kinder ift nun in den meijten 
Bundesftaaten zunächſt ala Aufgabe der Polizei angejehen. In Preußen 
find auf Grund Minifterialerlafjes in allen Provinzen wejentlich über- 
einftimmende Polizeiverordnungen im Jahre 1880 ergangen, welche die 
gegen Entgelt in Pflege gegebenen Kinder, die ſog. Zieh-, Halte- oder 
Koftlinder der polizeilichen Aufficht unterjtellen. Dieje Fürſorge erftredt 
fih nur auf einen Zeil der Kinder, nicht auf die außerhalb der Halte» 
pflege untergebrachten, von denen doch ein Teil mindeſtens in gleichem 
Grade der Fürjorge bedürfen würde. Die polizeiliche Aufficht wird fich 
zudem immer nur auf gewiffe äußere Momente erjtreden können; nicht 
immer find vorbeftrafte Perſonen ungeeignete Pfleger für junge uneheliche 
Kinder, beſonders Säuglinge, und der Polizift wird nicht der kompetente 
Beurteiler für gute Kinderpflege fein. 

Nun wirkt ferner das Vormundichaftsgericht, der Gemeindewaifenrat 
und der VBormund mit. Aber das VBormundjchaftsgericht kümmert fich 
meift nur um die formelle Seite der Vormundſchaftsbeſtellung. Schon 
die Ermittelung des für die Vormundſchaft zufjtändigen Gerichts koſtet 
bei der Schwierigkeit der Feltitellung des dafür maßgebenden „Wohnfites“ 
viel Zeit und Schreiberei. Denn minderjährige Mütter teilen ja noch 
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den Wohnfik ihrer Eltern, ünd Dienjtboten fönnen nad der unglüd: 
jeligen Beitimmung des preußifchen Ausführungsgejeges am Dienjtort 
feinen Wohnfig haben, es muß aljo fejtgeftellt werden, wo fie zuleßt nach 
erlangter Großjährigfeit gewohnt haben, ohne im Gefindedienjt zu jein! 
Bei dem üblichen Gejchäftsgang, daß zunächit die Anzeige des Standes- 
amts über die einzuleitende Vormundſchaft am dag Amtsgericht geht, 
gelangt der Fall recht ſpät an den Gemeindewaiſenrat. Bei einer großen 
Zahl von unehelichen Kindern, insbeſondere denen, die in öffentlichen 
oder privaten Entbindungsanftalten oder bei Hebammen zur Welt kommen, 
tritt alsbald ein Mechiel der Wohnung ein. Gerade in den erjten 
Geburtsmonaten jehen wir einen häufigen Wechfel der Pflegeitelle, oft 
veranlaßt durch die Unfähigkeit der unehelichen Mutter, Pflegegeld 
für ihr Kind zu zahlen. Nun find erjt wieder Ermittelungen zur Feſt— 
jtellung des Verbleibs erforderlih, ſodaß die Fürforgethätigfeit des 
Waiſenrats verhältnismäßig jpät einſetzt. Die Beitellung des VBormundes 
verzögert ſich dann vielleicht noch, weil die vorgejchlagene Perſon einen 
gejeglichen Ablehnungsgrund geltend macht, Monate lang. Der endlich 
ernannte Bormund fühlt ſich in der Mehrzahl der Fälle außer jtande, 
etwas für das Kind zu thun, ja vernachläffigt häufig die wichtigjte Pflicht 
der Heranziehung des unehelichen Vaters zum Unterhalt. 

So find aljo Armenverwaltung, Polizei, Vormundſchaftsgericht, 
Waiſenrat, VBormund berufen, fi um die unehelichen Kinder zu 
fümmern, aber fie thun es jeder unvollitändig und ohne einheitliches 
Vorgehen, und darum überhaupt meift ohne Eriolg, zum Teil in un— 
zureichender Weile, zum Zeil zu jpät. Die Ausführung der Gefege und 
Verordnungen entipricht infolge Mangels an GEinheitlichkeit und Zus 
jammenhang im Vorgehen nicht den guten Abfichten der Borjchriften. 
Vielleicht wirken dann aus unflarem Empfinden der vorhandenen UÜbel— 
jtände wohlthätige Vereine mit, die nach diejer oder jener Richtung fich 
der Fürforge annehmen, vereinzelt und in beichränftem Rahmen vielleicht 
gute Erfolge erzielen, aber am Gejamtbild nichts ändern: Wir leiden auf 
diejem Gebiete an einer Fülle von zur Mitwirkung Berufenen, an welcher 
die einheitliche Durchführung zwedentiprechender Maßnahmen ſcheitert. 
Die einheitliche Erfüllung der in Abſchnitt a) als auf 
dieſem Gebiet notwendig bezeichneten Fürſorgethätigkeit 
ſetzt eine einheitliche Organiſation voraus. 

In der Erkenntnis der übelſtände iſt man in einzelnen Städten 
dazu übergegangen, die polizeiliche Aufficht über die Haltefinder durch 
Frauenvereine ausüben zu lafjen — namentli Damen bes vaterländifchen 
Frauenvereins. Es wird in der Weile verfahren, daß die Polizei die 
Pflegejtelle prüft, die Erlaubnis zum Halten des Pflegefinder erteilt und 
demnächjt die Überwachung den Damen des Vereins überläßt, 5. B. in 
Tanzig, Elberfeld, Hildesheim, Nürnberg, Zwidau. Mitunter werden auc) 
Diakoniffinnen » Stationen damit betraut (Stolp). Es ijt zu erwarten, 
daß die Damen wirkfamer als die Polizei die Aufficht führen werden, 
eine organijche Löſung iſt diefer Erſatz der Polizei noch nicht. Näher 
fommen einer jolchen diejenigen Städte, welche mit der Polizei das 
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Abkommen dahin getroffen haben, daß entweder ſchon die polizeiliche 
Erlaubni® zum Halten von Ziehlindern vom Gemeindewaijenrat im 
Auftrage der Polizei erteilt wird (Dortmund) oder von der Polizei nur 
nach) Benehmen mit dem Gemeindewaijenrat, der dann die Aufficht übt 
(Hanau) !, oder daß wenigjteng nach Erteilung der polizeilichen Erlaubnis 
die Aufficht an den Gemeindewaijenrat übergeht (Magdeburg, Beuthen, 
Poſen, Charlottenburg, Hannover). 

In Hamburg ift die Aufficht über das Ziehfinderweien dem den 
Gemeindewaifenrat bildenden Waiſenhauskollegium übertragen. 

In der That, wenn es die Aurgabe des Gemeindewaijenrats ilt, 
fi um die Erziehung und förperliche Pflege, das Ergehen und Verhalten 
der Mündel zu fümmern, wenn die Waijenpflegerin bei der Beauf- 
fihtigung der im Kindesalter ftehenden Mündel mitwirken joll, welch’ 
anderen Inhalt kann ihre Aufgabe gegenüber einem in Kojtpflege befind- 
lichen Mündel haben, als alles das zu beachten, was vorher ala bei der 
Beauffihtigung der Koſtpflege beachtenswert bezeichnet if. Wenn alſo 
das DBürgerliche Gejehbuh und die Ausführungsgejfege den Gemeinde- 
waijenrat und die Waijenpflegerin zum Auffichtsorgan über alle Mündel, 
auch die in Koftpflege befindlichen, bejtellen, welcher Anlaß liegt dann 
noch vor, andere Organe mit derjelben Aufgabe zu betrauen? Pflicht 
der Gemeinde muß es fein, den Gemeindewaifenrat jo zu organifieren, 
daß er den an ihn bezüglich der Aufficht über die Kojtpflege zu ftellen- 
den Anforderungen gerecht werden fann. Dazu ijt vor allen Dingen die 
Beitellung von Waijenpflegerinnen nötig. Leider haben erit jehr wenige 
Städte fih veranlaßt gefehen, von der Anftellung von Waifenpflegerinnen 
Gebrauch zu machen. Manche haben die Vorſchrift auf dem Papier, aber 
nicht ausgeführt. 

Nach dem vorher Gelagten muß es als dringende Notwendigkeit be- 
zeichnet werden, dak die perfönliche Fürjorgethätigfeit für die Ziehkinder 
einheitlich gejtaltet wird. Das ift nur möglih, wenn die Ge- 
meinde als ſolche die Aufgabe übernimmt, und wenn fie 
zu deren Erfüllung fi desjenigen Organs bedient, dem 
gefeglich die Yürforge für die Mündel übertragen ift. Das 
Bormundichaftsgeriht Tann Feine andere Pflichterfüllung von dem 
Gemeindewaifenrat fordern, als die, welche zuvor ala Aufgabe der 
Gemeindewaijenpflege bezeichnet ift. — 

Sn einzelnen Städten ijt man im Anſchluß an daß Beifpiel 
fächfischer Städte, namentlich Leipzigs, noch einen Schritt weiter gegangen. 
Man hat zur Beauffichtigung der unehelichen Kinder in den erjten Lebens— 
jahren oder wentgitens der Ziehfinder einen Kinderarzt und bejoldete 
Pflegerinnen ala Hilfsorgane der Waifenverwaltung beſtellt. So kürz— 
lich in Halle a. ©. Es hatte dort bisher die Einrichtung beftanden, daß 
nach einer Vereinbarung mit der Polizei die Aufficht über die Pflegefinder 
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ı In Dortmund und Hanau iſt die Deputation zur Verwaltung des Armen: 
wejens zum Gemeindewailenrat beftellt, die Armenvorfteher und Armenpfleger find 
zugleich Waifenräte und MWaifenpfleger. 
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den Armenpflegern, die zugleich Waijenpfleger waren, übertragen war, ſchon 
ein beachtenswerter Verſuch zur organifchen Ausgeftaltung der Waijenpflege. 

Der Geichäftsgang, wie er ſich auch in anderen Städten findet, war 
folgendermaffen geordnet!: 

Nach der Oberpräfidialverordnung bedarf, wer ein Kind unter jeche 
Sahren gegen Entgelt in Pflege nehmen will, der Genehmigung der 
Polizeiverwaltung. Bor der Erteilung der Erlaubnis wurde ſeitens der 
Polizeiorgane feſtgeſtellt, ob die Pflegeeltern rücfichtlich ihrer perjönlichen 
Verhältniſſe und nach der Beichaffenheit ihrer Wohnungen zur Annahme 
eines Haltefindes geeignet erjcheinen. Bon der erteilten Genehmigung 
wurde der Armenverwaltung — zugleih Gemeindewaijenrat — Mit- 
teilung gemacht, um in Gemäßheit der mit der Polizei getroffenen 
Vereinbarung die Beauffichtigung des Kindes durch ihre Organe zu 
übernehmen. Zu diefem Zwecke wurde eine Nachweifung jämtlicher Zieh- 
finder in dem Bureau der Armenverwaltung ſowohl ala von den Bezirks— 
fommiffionen — zugleihd Waifenräten — geführt. Die Kommilfionen er- 
hielten von den Zu- und Abgängen, joweit ſolche von der Polizei mit- 
geteilt wurden, Nachricht. Der Armenpfleger — zugleich Waifenpfleger — 
hatte eine von der Polizei ausgeſtellte Legitimationskarte. Alljährlich 
einmal hatten die Bezirkskommiſſionen eine außerordentliche Revifion der 
Ziehfinder vorzunehmen und über das Rejultat derjelben jchriftlich zu 
berichten. Die Zahl der 1898/99 zur Beauffichtigung überwiejenen Zieh- 
finder betrug 196. Daneben führte die Armenverwaltung die Kontrolle 
über die ſtädtiſchen Waifentinder (rund 200). 

Dieje große Anzahl zu beauffichtigender Kinder jowie die Erwägung, 
daß eine große Anzahl von Pflegefindern der polizeilichen Kontrolle ge- 
fliffentlich entzogen werden und bei dem derzeitigen Syjtem nur mit 
größter Mühe zu entdeden find und wenn fie entdedt werden, doch nur 
in durchaus unzureichendem Maße fontrolliert werden können, ließen die 
Aufficht durch ehrenamtliche Organe allein, die zugleich noch mit ganz 
anders gearteten Arbeiten belaftet find, unzulänglich erjcheinen. Es wird 
in dieſer Beziehung in dem Bericht der Armenverwaltung ausgeführt: 

„So jehr die freiwillige Pflege von wohlthätigen Frauenvereinen an 
fih anerfannt werden muß, für die Pflegefinder ift diejelbe nicht mit 
Nuten anwendbar. 

63 find in der Mehrzahl Eleinfte Kinder, welche die Beauffichtigung 
erfordern. Es Handelt fich nicht allein um Reinlichfeit und moralifche 
Erziehung, jondern vor allem um die Unterjtüßung des Gedeiheng und 
das fchnelle Erkennen von Krankheiten. 

Dieſe Kenntniffe müſſen erſt theoretijch erlernt, dann aber durch 
Hunderte von Bejuchen in die Praris übertragen werden. Denn eg 
gehört zu den größten Schwierigkeiten, auf diefem Gebiete Wahrheit und 
Heuchelei, ein jchlecht gepflegtes und ein angeboren ſchwaches Kind zu 
unterjcheiden. Für die Befuhe muß Zwang vorhanden fein und die 





a 3“ entnehme die nachfolgende Darftellung den mir von Heren Stadtrat 
Pütter-Halle a/S. gütigft zur 1 Feed geftellten Akten. 
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engſte Fühlung mit der Behörde beſtehen. Bei einer freiwilligen Pflege 
iſt dies alles unmöglich. Es muß eine jo große Menge von Kräiten 
bei der großen Anzahl von Kindern in Anfpruch genommen werden, daß 
ein Zuſammenwirken mit der Behörde nicht jtattfinden fann. Nicht jede 
Dame ijt geeignet zur Beauffichtigung, e8 entiteht die Neigung, individuelle 
Anfichten auf den fremden Säugling zu übertragen. 

„Bei häufigem Wohnungsmwechjel der Pflegemütter müfjen fie fich 
immer wieder den Befuch anderer Damen gefallen laflen, deren Be- 
urteilung eine verjchiedene ift. Es ift auch jchwer, die nötige Anzahl 
Pflegerinnen zu erhalten, für ältere Damen ift die Anftrengung zu groß, 
jüngere find nicht geeignet. Im Sommer, der jchlimmiten Zeit der 
Beaufjichtigung, fehlen die freiwilligen Kräfte Taft gänzlich. Diefe Um- 
ftände drängen auf Anjtellung bejoldeter Pflegerinnen Hin, die unter 
Anleitung und Beijtand eines mit der Kinderpflege genügend vertrauten 
Arztes die jchwierige Aufgabe übernehmen. Nach den in Dresden und 
Leipzig gemachten Erjahrungen fann eine Pflegerin nicht mehr ala 150 
bis 200 Kinder gewiſſenhaft kontrollieren.“ 

Es find deshalb in Halle drei bejoldete Pflegerinnen angestellt 
worden, denen nicht nur die Ziehkinder, jondern auch die ftädtifchen 
Maijenkinder unterjtellt find. Zugleich wurde durch Anordnung des 
Dberbürgermeiiter® an Stelle des Polizeidecernenten der Decernent für 
die Waifenverwaltung mit den Polizeigefchäften, die fi auf die Durd)- 
führung der MWolizeiverordnung über das Haltekinderwejen beziehen, 
betraut, fo daß auch die Genehmigung zum Halten der Pflegefinder in 
die Hände der Waifenverwaltung gelegt iſt. Die bejoldeten Pflegerinnen 
werden ala Waifenpflegerinnen bezüglich der ihnen überwiejenen Kinder 
zu gelten haben. 

In Königsberg iſt eine Vereinbarung mit der föniglichen Polizei— 
verwaltung dahin getroffen worden, daß lebtere von jedem Fall der 
Ausgabe eines Kindes im Haltepflege und von jedem ihr angezeigten 
Mohnungswechlel eines Haltekindes der Wailenverwaltung Mitteilung 
macht. Dieje Kinder werden dann der Beauffichtigung der Waifen- 
pflegerinnen unterſtellt. Auch ſonſt waren, weil erjt in den lebten 
Jahren die Thätigfeit der Waijenpflegerinnen belebt worden iſt und 
ihnen zunächit die neugemeldeten Fälle zugewiejen wurden, gerade Mündel 
in den erjten Lebensjahren den Waifenpflegerinnen zur Aufficht über- 
wiejen. So anerfennenswert die Bemühungen der Damen find, jo ijt 
doch gerade den jüngjten und gefährdetiten Kindern gegenüber dieje 
Fürſorge wenig wirkungsvoll. Die Bejuche werden im allgemeinen nur 
alle 2—3 Monate gemacht, fünnen daher auch nur eine äußere Kontrolle 
ermöglichen. Es haben fich namentlich auch Lehrerinnen zu dem Amte 
gemeldet, die für die Fürſorge für, ältere, namentlich jchulpflichtige 
Kinder, vorzügliche Dienite leiften fönnten, aber für Säuglingserziehung 
doch wohl nicht immer das rechte Urteil haben. 

„Sinderloje Frauen, die jelbjt niemals Säuglinge troden gelegt und 
eingebunden, den Sorhletpaparat zurechtgemacht, Säuglingsmilch gemijcht, 
gefocht und dargereicht haben, desgleichen eine Frau mit eigenen Kindern, 


Die Organifation der Gemeindewaifenpflege. 17 


deren Erziehung fie Kinderpflegerinnen und Ammen überlaffen hat, wird 
fih wenig geichidt anjtellen, wenn fie der Ziehfrau Unterweifung im 
Milchfochen und Zapfenreinigen, in Füttern und Betten des Säuglings 
geben joll” !. 

Sinsbefondere aber auch nach der Richtung Hin, daß Schritte zur 
Heranziehung des unehelichen Vaters getroffen werden, verfagen die 
jungen Damen leicht. Es ift ihnen, und auch mancher älteren, zu 
peinlich, mit den Müttern über die Perjon des unehelichen Waters zu 
verhandeln. Nun gar, falls die Mutter fich verheiratet, die heikle Frage 
zu verhandeln, ob der Ehemann auch Bater des Kindes ift, ihn zur 
Anerkennung des Kindes auf dem Standesamte zu veranlaffen, das iſt 
manchen Damen nicht gegeben. Und doch ift jolche Erörterung bei der 
Nachläffigkeit vieler Eltern in der Berichtigung der Statusverhältniffe 
ihrer vorehelichen Kinder von der größten Wichtigkeit. 

Auch die Berliner Waifenverwaltung hat zur Beauffichtigung 
wenigften® der Armenwaifentinder unter zwei Jahren acht bejoldete 
MWaifenhelferinnen, die einem Arzt unterjtellt find, angeſtellt. Der Arzt 
muß jedes Kind monatlich einmal, die Helferin zweimal, in den drei 
Sommermonaten wöchentlich zweimal bejuchen. Der Arzt Hat 
monatlich über jedes Kind zu berichten. 

Die Regelung des Ziehlinderweiens in Leipzig läßt fich in Kürze 
etwa jo jchildern: 

Das Ziehlinderweien unterjteht dem Armenamt. 

Neben der polizeilichen Anmeldung find alle Einwohner, welche 
uneheliche Kinder in Pflege nehmen, verpflichtet, das Kind am nächjten 
Freitag Nachmittag unter VBorlegung der notwendigen Papiere betreffend 
Herkunft des Kindes an der Amtsſtelle des Armenamt3 anzumelden ; 
die Kinder find, ſoweit e8 das Wetter und der Gejundheitszuftand er— 
laubt, mitzubringen. Zugegen find der Ziehlinderarzt, die acht be- 
joldeten Pflegerinnen und ein Beamter zur Bejorgung der jchriftlichen 
Arbeiten. Das Kind wird unterfucht, Unregelmäßigfeiten bejprochen und 
dabei die Kenntniffe der Pflegerinnen über das gejunde und kranke Kind 
zu erweitern gefucht: denn da& Erkennen von Srankheiten und vom 
mangelhaften Gedeihen des Kindes ijt für die Stellung der Pflegerinnen 
erforderlich, die Mehrzahl der Ziehmütter verlangt Rat und Hilfe. Auch 
ihwächliche und kranke Kinder werden an diefem Tage vorgeftellt. Der 
Regiftrator bewirkt eine Aufnahme über Kind, Eltern und Zieheltern. 
In den nächften Tagen wird dann das Kind von der Pflegerin bejucht. 
Sie befichtigt genau die Wohnung, das Kind, deſſen Lager und 
Kleidungsjtüde, Nahrung, jowie die dazu gehörigen Gegenftände. Ges 
deiht das Kind bei der dargereichten Nahrung, jo ift dagegen nichts ein- 
zuwenden, eine allgemein gleichmäßige Nahrung ift nicht einzuführen, 
die Kinder müſſen individuell behandelt werden. Über den Befund er- 
ftattet die Pflegerin kurzen Bericht. Ungeeignete Familien werden vom 


! Obermedizinalcatd Dr. Haufer in feinem Bericht über Fürforge für Säug- 
linge. Schriften der Gentralftelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen. Nr. 17 ©. 25. 
Schriften d, D. Ber. f. Wohlthätigkeit. XLVII. 2 
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Arzt bejucht und nötigenfalls Wegnahme des Kindes beantragt. Jedes 
der Syphilis verdächtige Kind wird jofort gemeldet und ins Krankenhaus 
geſchrieben. Um arme und jchwächliche Kinder zu unterftügen, ftehen 
zum Ankauf von Wein, Leberthran, Kindernährmitteln und SKleidungs- 
jtüden aus einer Stiftung 1000 Mi. jährlich zur Verfügung. Die 
Ktontrollbejuche der Pflegerin finden bei jchwächlichen Kindern mehrere 
Male, jonft einmal monatlich ftatt. Der Bejuch wird in das bei den 
Leuten befindliche Ziehkindbuch eingetragen, einen Perfonalbogen führt 
die Pflegerin. Alljährlich einmal finden Siehlindervorftellungen ftatt, 
bei denen Ziehmütter, die fich mit bejonderer Hingabe und bejonderem 
Erfolg der Pflege unterzogen haben, Prämien erhalten. 

Nah Einleitung der Aufficht werden durch den Beamten Erkun— 
digungen über das Vorleben der Zieheltern beim Polizeiamt angejtelft. 
Leipzig verwirft aljo die vorherige Erteilung der Erlaubnis zum Halten 
von Pflegefindern, von der zweifellos richtigen Erwägung ausgehend, 
daß eine Yamilie, die unbejcholten iſt, damit noch nicht zur Erziehung 
eines Kindes geeignet ift; eine gute Pflegejtelle könne erjt durch öftere 
Kontroflbejuche ermittelt werden; erteile man vorher die Erlaubnis, jo 
übernehme man im voraus die Garantie, daß die Ziehmutter zur 
Kinderpflege geeignet ſei. Andererſeits fpreche eine frühere Bejtrafung, 
etwa des Mannes vor feiner Berheiratung, noch nicht für jchlechte 
Erziehung. 

Daneben bejteht die Generalvormundichaft des Vorſitzenden des 
Armenamt3 über alle Ziehlinder. Die Einrichtung zielt auf jchnelles 
und energijches Vorgehen gegen den unehelichen Vater hin. 

Ende Dezember 1898 waren in Leipzig 1827 Kinder vorhanden, 
die von acht Pflegerinnen beauffichtigt wurden. Letztere erhielten 500 
big 800 Me. jährlich. Zwei Beamte bejorgen die jchriftlichen Arbeiten. 
Das Ziehkinderweien koſtet außer Beamtenbefoldungen 12000 Mt. 
jährlich. 

An Dresden iſt die Einrichtung ähnlih. Die Erlaubnis zum Halten 
eines Ziehfindes unter 14 Jahren wird vom Armenamt erteilt, nachdem 
vorher durch die Polizei fejtgeftellt it, daß die betreffende Ziehmutter 
in Anjehung ihrer Wohnungs- und fonjtigen Berhältniffe geeignet er= 
jcheint. Von der Anmeldepflicht find nur diejenigen Kinder ausgenommen, 
die bei nahen Verwandten oder Bormündern unentgeltlich untergebracht 
find. Zur Unterfuhung bei den Mochenvorjtellungen find nur die 
Kinder unter zwei Jahren verpflichtet. Den bejoldeten Pflegerinnen 
unterjtehen die noch nicht fünf Jahre alten Kinder, für die älteren tritt 
die Aufficht von freiwilligen Helferinnen (Damen des Albert3vereing) ein. 
Zu den Jahresverfammlungen werden alle nicht fünf Jahre alten Kinder 
herangezogen. 

Zur Beauffihtigung der Kinder find drei Pflegerinnen, Damen aus 
befjeren Ständen, die Anſpruch auf Rubeftandsunterftügung haben, an— 
geitellt. Ende 1897 waren 561 Kinder der behördlichen Aufficht unter- 
jtellt. Die Pflegerinnen erhalten 800 ME. Vergütung und freie Fahrt in 
der Stadt. 
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Mit der Unterfuchung der Kinder find zwei Ärzte betraut, die nach 
ihren Dienftleiftungen bezahlt werden. Sie erhalten für jede Wochen- 
vorjtelung 5 ME., für die Kahreshauptvorftellung 12 ME Für den 
Beſuch eines Kindes in der Wohnung einjchließlih Ausfertigung eines 
Gutachtens wird eine Vergütung von 1 ME. 50 Bi. gewährt. Die 
Aufwendungen für das Ziehkinderweſen betragen 3900 ME. jährlich 
(außer Beamtenbejoldungen). 

Zu beachten ift, daß Leipzig und Dresden, überhaupt die ſächſiſchen 
Städte, welche diefe Einrichtung nachgeahmt haben, die Einrichtung 
der Gemeindewaijenräte nicht kannten. Die Aufgabe, den Gemeinde- 
waijenrat mit der beftehenden Organifation der Armenwaijenpflege und 
des Biehlinderwejens in Verbindung zu bringen, jucht Leipzig in der 
Weile zu Löfen, daß zur Überwachung der Minderjährigen, welche ent- 
weder der Ziehkinderanftalt unterjtellt find oder auf Koſten des Armen 
verbandes verpflegt oder erzogen werden, je zwei befondere Gemeinde- 
waijenräte gewählt werden. 

Die Leipziger und Dresdener Einrichtung geht alfo von dem Gedanken 
der Organifation des Ziehkinderweſens aus, ergreift aber, namentlich in 
Leipzig, auch andere uneheliche Kinder. Meines Erachtens wird es fich 
nicht empfehlen, irgend eine Einrichtung zu treffen, die fich auf beftimmte 
Klafien von Unehelichen bejchräntt, etwa nur auf die Ziehlinder. Das 
Kind kommt zuweilen in verjchiedene Pflegearten. Eine beſonders arm- 
felige Gruppe von Kindern findet in unentgeltlicher Pflege, weil zum 
Entgelt die Mittel fehlen, innerhalb der erjten Monate fein Ende; nicht 
jelten wird ein Kind unter dem Vorwand unentgeltlicher Verpflegung 
der polizeilichen Kontrolle entzogen. Nur wenn man fich nicht auf die 
polizeilich gemeldeten Ziehlinder beſchränkt, jondern allen unehelich Ge- 
borenen feine Aufmerkjamfeit zumwendet, weil ja der Gemeindewaifenrat 
über alle Mündel die Aufficht führt, wird man eine Anzahl von der 
Unterftügung oder energifcher Aufficht bedürftigen Kindern auffinden, 
die ſonſt vielleicht der Feſtſtellung fich entzogen hätten. Nur in der Art 
der Handhabung wird die Aufficht nach der DVerfchiedenheit der Fälle 
eine verjchiedene ſein müfjen. 

Aus der Betrachtung der Aufgaben und der verjchiedenen Verſuche 
zur Löſung derjelben ziehe ich den Schluß: 

Die Fürſorge für das Ziehkinderweſen iſt Aufgabe der Gemeinde- 
waiſenpflege. Ihre Organe find Gemeindewaijenrat und Waiſen— 
pflegerinnen. Sie ift aber nur ein Zeil der allgemeinen Fürjorgepflicht 
des Gemeindewaifenrats bezüglich der unehelichen Kinder, welche, auch 
fomweit fie nicht in Ziehpflege gegeben find, gleicher Fürjorge bedürfen. 

Bezüglich der Säuglingäpflege find bejoldete Pflegerinnen unter 
ärztlicher Aufficht nötig, welche zugleich ala Waijenpflegerinnen zu be- 
ftellen find !. 


! In den Anlagen 2—10 habe ich einen Auszug aus der Geſchäftsordnung für 
die Waijenpfleger und deren Helferinnen in Hamburg, Beftimmungen über das Zieh- 
finderwejen in Halle nebft Dienftanweifung für die Pflegerinnen, Bericht über das 
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IV. Generalvormundſchaft der Armenverwaltungen. 


Das preußiſche Vormundſchaftsrecht kannte die geſetzliche Vormund— 
ſchaft der unter ſtaatlicher Verwaltung oder Aufſicht ſtehenden Er— 
ziehungs- oder Verpflegungsanſtalten rückſichtlich der in die Anſtalt auf— 
genommenen Kinder. Darüber hinausgehend hatte zunächſt Leipzig und 
dann weitere ſächſiſche Städte die Einrichtung der Generalvormundſchaft 
auf Grund einer jächfiichen Minijterialverordnung vom 11. Mai 1886 
in der Weiſe eingeführt, daß der Vorftand oder einzelne Beamte der 
Armenverwaltung bald den unehelichen Kindern überhaupt, bald nur 
den Ziehfindern, bald nur den der öffentlichen Fürforge anheimgefallenen 
unehelichen Kindern als Generalvormund bejtellt wurden. 

Das E.G. zum B.G.B. hat in Art. 136 bezügliche Tandesgejegliche 
Vorſchriften zugelaffen. Die Iandesgejegliche Regelung ift ſehr ver- 
jchiedenartig ausgefallen. Im weiteften Umfang hat Sachſen die 
Generalvormundjchaft zugelafjen: über alle Minderjährigen, die in der 
Anjtalt oder unter der Aufficht des Vorſtandes oder des Beamten in 
einer don ihm ausgewählten Familie oder Anjtalt, oder, ſoweit fie 
unehelich find, in der mütterlichen Familie erzogen oder verpflegt werden 
(S 37 des Ausf.Gef.). Beichränkter ift die Vorſchrift des preußifchen 
Ausführungsgefeßes in Art. 78, 8 4. Auf Grund ortsjtatutarifcher 
Bejtimmungen fönnen Beamten der Gemeindearmenverwaltung alle oder 
einzelne Rechte und Pflichten eines Vormundes für diejenigen Minder— 
jährigen übertragen werden, welde im Wege der Öffentlichen 
Armenpflege unterftüßt und unter Aufficht der Beamten entweder 
in einer von diefen ausgewählten Familie oder Anjtalt oder, ſofern es 
fih um uneheliche Minderjährige handelt, in der mütterlichen Familie 
erzogen oder verpflegt werden. Diefe Rechte und Pflichten beftehen nur, 
jolange das Vormundjchaftsgericht nicht einen anderen Vormund bejtellt 
hat; fie dauern auch nach beendeter Erziehung oder Verpflegung bis zur 
Bolljährigfeit des Mündels fort. 

Auch das hamburgijche Ausführungsgejeg überträgt dem MWaijen- 
hauskollegium die Rechte und Pflichten eines Bormundes über die zu 
bevormundenden Minderjährigen, welche auf Grund des Geſetzes über 
öffentliche Waifenpflege im Waifenhaufe oder unter Aufficht des Waifen- 
hauskollegiums in einer don ihm gewählten Familie oder Anftalt er- 
zogen werden, bis zur Volljährigkeit. Andere Staaten haben nur die 
geſetzliche Vormundſchaft der Anjtaltsvorftände zugelafjen. 

Der Deutjche Verein für Armenpflege hatte jchon im Jahre 1893 
auf Grund eines die Jächfilchen Einrichtungen eingehend ſchildernden 
Bericht? des Herrn Stadtrat Ludwig-Wolf, Leipzig (Schriften, Heft 16, 
©. 278 ff., Heit 17, ©. 72 ff.) beichlofjen: 

„Der Verein erkennt in der im Königreich Sachſen in verfchiedenen 
Gemeinden bereit3 eingeführten Generalvormundichaft ein wejentlicheg 


Ziehkinderweien in Pofen nebft Vorichriften für die Helferinnen und der Ziehkinder— 
ärzte jowie Bericht des Elberfelder Frauenvereins abgedrudt. Sieh * 
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Mittel zur Erfüllung der Aufgaben, welche die fommunale Kinderfürjorge 
in ihren verjchiedenen Zweigen den Gemeinden jtellt; er empfiehlt deshalb 
den Gemeinden, dieſe Einrichtung durch weitere Verſuche zu erproben”. 

Auch die vorjährige Verfammlung hat fich auf Grund des Berichts 
des Herrn Waiſenhausdirektors Stalmann dahin ausgeſprochen, daß die 
die Beauffichtigung der in Familienpflege untergebrachten Armenwaijen 
leitende Armen» und Waijenpflege joweit möglich mit den Pflichten und 
Rechten hide Vormünder und Pfleger ausgeftattet fein ſoll (Heft 46, 
©. 61, 142). 

Der Bollftändigfeit halber verweife ich auf den Bericht von Münſter— 
berg über das Familienrecht de B.G.B. in Heft 8 der Schriften. 

Der preußifche Juftizminijter hatte im Jahre 1893 den Städten 
die Frage vorlegen lafjen, ob fich nicht eine Nahahmung des in dem 
Bericht von Ludwig-Wolf gejchilderten jächfiichen Verfahrens ermöglichen 
laſſe. Als Vorzug der Einrichtung wird hervorgehoben, 

daß jowohl die Sorge für die Perjon des Mündels, wie die 
Wahrnehmung der Vermögensrechte desfelben, namentlich gegenüber 
feinem unehelichen Erzeuger, in den Händen des beamtenmäßig ge- 
Ichulten und mit öffentlicher Autorität befleideten Generalvormundes 
regelmäßig befjere Erfolge aufzuweiſen Haben wird, als die von 
Einzelvormündern erwartet werden dürfe, denen es, um günftige 
Rejultate im Gebiete der Waijenpflege zu erzielen, vielfach teild an 
gutem Willen, teil an der erforderlichen Gejchäftsgewandtheit mangelt. 
Außerdem würde infolge der kollektiven Bevormundung der Armen» 
finder eine große Anzahl von Perjonen, deren Thätigkeit gegenwärtig 
durch die Funktion ala Einzelvornmund ſolcher Kinder in Anſpruch 
genommen wird, für die Verwendung bei anderen Vormundichaften 
oder Ehrenämtern frei werden. Den letteren Vorteil glaubt der Minijter 
nicht gering veranjchlagen zu jollen, da unter den gegenwärtigen 
Berhältniffen die Ausmittelung geeigneter Perfönlichkeiten für die 
einzelnen Bormundichaften Häufig mit Schwierigkeiten verknüpft ijt. 

Diefe Anregung ift ohne Erfolg geblieben, weil die rechte gejeliche 
Grundlage für die Einrichtung fehlte (vgl. die Mitteilungen des Bei- 
geordneten Zimmermann [Köln] in Heft 23, ©. 136 ff.) 

Die gegenwärtige Faſſung des preußifchen Ausführungsgeſetzes ver: 
dankt ihre Entftehung einer Petition des Magiftrat® Breslau an den 
Landtag. Darin wurde ausgeführt, daß ebenjo wie bei Aufnahme von 
Kindern in Anftalten auch in dem Fall, daß die Kinder von der ges 
jeglich dazu berufenen Gemeindebehörde im Wege der öffentlichen Armen 
pflege in volle Fürjorge genommen und für ihre Rechnung und unter 
ihrer Aufficht in Anftalten oder Familien untergebracht find, ein daneben 
zur Fürforge für die Perfon und das Bermögen bejtellter Einzel— 
vormund völlig überflüffig, ja unter Umftänden Hinderlich erjcheint. 

„Die Erfahrung lehrt, daß die Vormünder diefer Mündel insbejondere 
in großen Städten mit ihrer fluftuierenden Bevölkerung meift ohne jeden 
Konner mit ihren Mündeln find, in der Regel gar nicht wiſſen, wo fich 
diejelben eigentlich befinden und denjelben keinerlei Fürſorge widmen. 
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So beklagenswert dies auch ijt, fo ift e8 nach Lage der Sache doch nichi 
zu verwundern. Bermögensverwaltung hat ein folcher VBormund nicht, 
er iſt alfo auch gar nicht in der Lage, für dag Miündel irgend etwas 
anderes zu thun, als die Aufnahme in die öffentliche Waijenpflege zu 
beantragen. Dieje erfolgt aber nötigenfall® auch ohne den Antrag des 
Vormundes auf Anregung von Nachbarn, der Polizei, von Organen der 
Armenpflege, ja fie erfolgt thatfächlich in den meiſten Fällen ohne den 
Antrag des Vormundes, da ein folder, wenn der Bedarfäfall eintritt, 
meift noch gar nicht vorhanden ift und erft nach längerer Zeit zur 
Eriftenz gelangt. Der Vormund ift daher in den meiiten dieſer Fälle 
in der Regel durchaus überflüffig. 

„Jeder Waijenrat und jeder VBormundichaftsrichter einer größeren 
Stadt aber weiß andererjeit3 davon zu jagen, welche Mühe und Um— 
ftände es jo Häufig macht, ehe für ein Mündel der für dagjelbe ge— 
jeglich vorgejchriebene, an fich zweckloſe Bormund bejchafft ift. 

„Der Waijenrat, der den Borjchlag zu machen hat, ift, wie die Ber- 
hältniffe der großen Stadt einmal liegen, feinerjeit3 vielfach außer 
ftande, den vom Vormundichaftsrichter zu ftellenden Anforderungen mit 
einiger Sicherheit zu entiprechen. Er fann vor allem niemals genau 
willen, welche Ablehnungsgründe der PVorzufchlagende, insbeſondere 
wieviel Vormundſchaften derjelbe bereit? hat. Vorherige Anfragen find 
erfahrungsgemäß wegen der faſt ausnahmslos erfolgenden entrüfteten 
Ablehnung gänzlich unpraktiih. So werden dann in vielen Tällen 
zwei, drei auch mehr vergebliche Vorfchläge gemacht und Termine an— 
beraumt, ehe endlich ein Vormund bejtellt ift, der zu dem Mündel in 
feinerlei Beziegung jteht und daher in der Regel gar fein Intereffe für 
dasjelbe hat. Derjelbe findet nun bei feiner erften Nachfrage, daß die 
öffentliche Armenpflege die notwendige Fürforge längjt übernommen hat, 
er weiß, daß dies auch jernerhin gejchehen wird, ohne daß er fi) darum 
zu kümmern braucht und auch ohne daß er als Vormund anders zu 
disponieren in der Lage wäre. Damit iſt dann in der großen Mehr— 
zahl der Fälle die Thätigkeit des Vormundes beendet; ſelbſt die vor- 
gejchriebene Anzeige an den Waifenrat vom MWohnungswechjel des 
Mündels erjtattet notorifch fajt nie ein Vormund — er erfährt eben 
meift ſelbſt nichts von den in diefen Streifen befanntlich äußerſt häufigen 
Umzügen. Übrigens aber wird über das Miündel von den von ber 
Armenbehörde bejtellten Organen (Beamten, Pflegern, Auffichtsdanen) 
eine regelmäßige im allgemeinen auch durchaus genügende, jedenfalls 
weit intenfivere Kontrolle geübt, als fie die meiften Vormünder that» 
jächlich üben und unter den obwaltenden Berhältniffen zu üben im 
jtande find. 

„zritt ja einmal ein Ereignis ein, bei welchem das Geſetz vormund— 
Ichaftliche Vertretung nötig macht, jo ift es auch in den meiften Fällen 
die Armenbehörde, an die fich die Beteiligten zunächit wenden, und die 
dann ihrerjeits die Aufgabe Hat, den Vormund zu ermitteln, vorzuladen 
und mit der notwendigen Information zu verjehen, gar oft ihn mühjam 
erit durch Drohung mit Bejchwerden beim Bormundichaftsrichter zu den 
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notwendigjten Schritten zu bringen. Namentlich macht fich letzteres 
geltend bei Berfolgung der Alimentationsanjprüche unehelich geborener 
Mündel. Die Schwierigkeit der Belchaffung des Beweismaterials, die 
Ermittelung des Aufenthalts und der Hilfsquellen des Berpflichteten 
einerſeits, das Bewußtjein, daß für dag Mündel doch geforgt ift, 
andererjeit3, pflegen die Thätigfeit der Bormünder hier jehr zu lähmen“. 

Die Mängel unjere® heutigen Syſtems der Einzelvormundjchaft 
über unbemittelte Kinder find in dieſer Petition meines Erachtens zu— 
treffend gejchildert. In der Mehrzahl der Fälle verjagt die Vormund— 
ichaft, wenn nicht etwa ein naher Verwandter, der fich für das Kind 
intereffiert, die uneheliche Mutter oder Pflegevater oder Pflegemutter zum 
Vormund bejtellt find, völlig, weil die perjönliche Fühlung zwijchen 
Vormund und Mündel fehlt oder verloren geht. Ich Habe in Königs— 
berg die Verhältniffe von 90 im Wege der Armenpflege untergebrachten 
Kindern ermittelt und dabei fFeitgeftellt, daß in 13 Fällen die an- 
gegebenen perjönlichen Beziehungen zwijchen VBormund und Kind be- 
ftanden, daß ſonſt nur in 10 Fällen der Bormund fi um fein Mündel 
fümmerte, daß in 12 Fällen fein Bormund vorhanden war, in 56 
Fällen jede Fühlung mit dem Vormund fehlte, darunter 29 Mal, weil 
die Pflegemutter ihn nicht Fannte, in 8 Fällen, weil er auswärts, 
teilweife in weit entfernten Orten oder auf dem Lande wohnte; in 
2 Fällen war die Mutter Vormund, ihr Aufenthalt nicht zu ermitteln, 
in 2 Fällen „an Stelle des in unbefannter Abwejenheit befindlichen 
Vormundes“ ein Pfleger beftellt. 

Wenn nun bei guter Organijation der öffentlichen Waifenpflege die 
berufenen Organe derjelben fi um die ihrer Fürforge unterjtellten 
Mündel nicht nur nach der Seite der materiellen Berforgung, jondern 
auch bezüglich ihrer zwedmäßigen Erziehung kümmern, jo ijt die Für- 
jorge des Vormundes für die Perjon des Mündels der Regel nach über- 
flüſſig. Thatjächlicd wählt auch die Verwaltung durch ihre Organe die 
Pflegeftelle aus, in die das Kind kommen joll. Denkt eine Gemeinde, 
die die gejegliche VBormundichaft noch nicht eingeführt hat, fich dagegen 
jträubt, wohl daran, daß fie mit folcher Unterbringung dem Bor: 
munde borgreift, thatjächlich defjen Rechte ausübt? 

Als Vermögen befitt das Kind meiſt nur den Anjpruch an den 
außerehelichen Bater. Selten werden die bezüglichen Rechte don dem 
Bormund in jachgemäßer Weife wahrgenommen. Wenn jchon ein Urteil 
erjtritten wird, fo ift die nach dem R.G. dom 29. März 1897 zu— 
gelaffene Lohnpfändung für den Bormund faſt unmöglich. Hat er 
wirklich die Arbeitzjtelle ermittelt, jo wird er die Ungeſchicklichkeit be— 
gehen, die auch die Anwälte meift verüben, weil es das Geſetz leider 
zuläßt, den ganzen Lohn, vielleicht auf Wochen hinaus, zu bejchlag- 
nahmen und jo den Betreffenden zur Aufgabe der Arbeit, ja zum Ber- 
bunmeln zu zwingen, während, wenn nur mäßige, den laufenden 
Unterhalt dedende Beträge, 2—4 ME. bei 20 ME. Wochenlohn, abzu- 
ziehen beantragt wird, nach meinen Erfahrungen eher Erfolg zu hoffen 
ift, auch wenn anfangs der Betreffende fich durch Wechjel der Arbeits- 
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ſtätte der Beſchlagnahme zu entziehen ſucht. Um aber dieſe ihre Arbeits— 
ſtätten wechſelnden Perſonen zu verfolgen, reicht die Kraft auch des beſten 
Vormundes nicht aus, dazu muß der ganze Apparat behördlicher Mittel 
in Bewegung geſetzt werden. Hier ſpielt das finanzielle Intereſſe der 
Armenverbände mit: im eigenften Intereſſe müſſen die Armenverbände 
dem Bormund bei Verfolgung der Unterhaltsanfprüche helfen. Oft genug 
bin ich ala Decernent gezwungen, dem Vormund die Klage zu enttwerfen, 
dann zu fontrollieren, daß er auch zum Termin geht, dann mir zur 
Zwanggvollftredung die Vollmacht geben zu laffen und noch eine zweite 
Vollmacht zur Erhebung des Geldes durch die Stadthauptlaffe in An- 
rechnung auf Armenpflegefojten. Nachdem die Einwendungen gegen den 
Unterhaltsanfprud im B.G. B. herabgemindert find, wird in nod 
mehr Fällen die erfolgreihe Durchführung der Unterhaltsanfprüche 
ermöglicht. Iſt aber nach meiner Erfahrung eine jo eingehende Mit- 
wirkung neben dem Bormund nötig, dann ift doch ratjamer, der Beamte 
de Armenverbandes wird durch Einführung der gejeglichen Vormund— 
ichaft in den Stand geſetzt, ſelbſt ala DVertreter des Mündels und ohne 
den Umweg der Vollmacht den Anſprnch zu verfolgen. Schwierigkeiten 
wird noch immer die Abneigung der Mütter gegen die Heranziehung 
des Vaters bereiten, von dem fie der Regel nach nicht? mehr wiffen 
wollen, während bei einzelnen die Hoffnung auf fpätere Heirat fort- 
bejteht, bis fie erft, wenn der Betreffende eine andere Heirat eingehen 
will, fih an die Behörde um Hilfe wenden. Mit vollem Recht weijt 
Stalmann darauf Hin, daß wenn die Armen- und Waijenverwaltung 
in Ausübung der Fürforge für die der öffentlichen Armenpflege anheim- 
gefallenen Unmündigen an Stelle der natürlichen Bäter und Mütter 
tritt, fie auch mit den nötigen gejeglichen Vollmachten ausgerüftet fein 
muß, um das, was fie für nötig und für gut befunden hat, auch durch— 
führen zu können. Die Hilfßorgane: Pfleger und Pflegerinnen, erjcheinen 
dann als die Bevollmächtigen und Vertreter der mit der gejeglichen Vor— 
mundſchaft ausgerüfteten behördlichen Organe in Bezug auf die ihnen 
unterjtellten auf öffentliche Koften in Yamilien zu verpflegenden Un- 
mündigen. 

Menn gegen die gejeßliche Vormundſchaft der Einwand erhoben ift, 
fie jei der erfte Schritt zur Verſtaatlichung der Familie, jo iſt das doch 
nur eine inhaltlofe Phrafe. Bei den Armenwaifen find die Yamilien- 
bande gelöjt; weil die natürlichen Eltern die Yürforge nicht üben können, 
muß Staat und Gemeinde die Fürforge anderweit organifieren. Ob da 
nun ein vom Gemeindewaifenrat ausgewählter Bürger als Einzelvormund 
beftellt wird, oder ob ein Gemeindebeamter die Generalvormundichaft 
führt, unterftüßt von im Ehrenamt thätigen Bürgern und Frauen, daß 
macht principiell feinen Unterjchied. In der Praris aber verfagt meift 
der Ginzelvormund, während die ehrenamtlichen Organe ohnehin bei 
guter Armenpflege die perjönliche Fürforgethätigkeit leiten, die dem 
Einzelvormund zujallen würde. Es tritt nur hinzu, daß der General- 
vormund, ausgeftattet mit der vollen amtlichen Autorität, die Intereffen des 
Mündels der Regel nach wirkſamer wahren kann, ala der Einzelvormund. 
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Das weitere Bedenken, daß die Thätigkeit der Gemeindewaijenräte 
durch die Generalvormundichaft eingeengt werden fönnte, ift Hinfällig, 
weil, joweit nicht die Waifenräte zugleich Organe der Generalvormund- 
ſchaft find, fie auch dieſe zu beauffichtigen haben. | 

Die in dem in Anlage 11 abgedrudten Bortrag des Armenamts 
Dresden betreffend die Generalvormundjchaft erhobenen Bedenken beruhen 
teilweife auf den Bejonderheiten der gejeglichen Beftimmungen in Sachjen 
über die Organijation des Gemeindewaijenrat3, aus denen vielleicht zu 
weitgehende Befürchtungen für die Gelbftändigfeit der Gemeinden gegen- 
über den VBormundichaftsgerichten Hergeleitet werden. Die Behauptung 
aber, daß die gejegliche Vormundſchaft geeignet jei, das Pflichtgefühl der 
Angehörigen zu jchwächen, wird geradezu widerlegt durch die Leipziger 
Erfahrungen, wonach gerade die gejegliche Vormundſchaft die Heran- 
ziehung der Angehörigen zur Pflichterfüllung erleichtert. Die General- 
vormundſchaft ift nicht eine Einrichtung, die den ärmeren Bevölferungs- 
Haffen die Pflicht der Sorge für ihre Kinder abnehmen fol. Im Gegen 
teil jol fie da, wo Mütter und uneheliche Väter fich dieſer Pflicht ent- 
ziehen, fie dazu mit allen Mitteln anhalten. 

Gelbft wenn nach Leipziger Mufter für alle unehelichen Kinder, 
auch die bei der Mutter befindlichen und ohne daß Armenpflege in An- 
ipruch genommen wird, die Generalvormundjchaft einjegt, fo ift zu be- 
denken, daß das Recht der Fürforge für die Perfon des Kindes der 
Mutter obliegt, dem geſetzlichen Vormund in diefer Beziehung nur die 
Rolle eines Beiftandes zufällt ($ 1707 B.G.B.). Wenn es für nötig 
erachtet wird, der unehelichen Mutter einen Bormund zur Seite zu jeßen, 
fo ift doch wahrlich für die principielle Seite e8 gleichgültig, ob diefer 
Vormund in jedem alle bejtellt oder ein für alle Mal gegeben ift. 
Allerdings ift es ja zuläffig, die Mutter zum Bormund zu beitellen ; 
diefer Ausſchluß der Einmifchung eines fremden Vormundes wird bei 
Einführung der Generalvormundichajt für alle unehelichen Mündel ver- 
eitelt. Ich kann das für ein Unglüd nicht halten. Auch die zum Vor— 
mund beftellte Mutter unterliegt der Kontrolle des Gemeindewaijenrate. 
Alfo der Staat Hält eine Einmiſchung in ihr Verhältnis zu ihrem Kind 
für nötig. Die Generalvormundichaft bedeutet dann nur die zweckmäßigere, 
dem Intereſſe des Kindes förderlichere Art diefer Einmiſchung. Die Be- 
ftellung der unehelichen Mutter ala Bormund hat in dem für das Kind 
etwa anzuftrengenden Prozeß gegen den unehelichen Bater auf Unterhalts- 
gewährung den Nachteil zur Folge, daß die Mutter nicht als Zeugin 
vernommen werden kann, dem Finde alfo ein wichtiges Beweismittel 
verloren geht. 

Ein Bedenken könnte endlich die Vorſchrift erregen, wonach die 
gejegliche VBormundichaft auch nach Beendigung der Erziehung oder Ber 
pflegung bis zur Volljährigkeit des Mündels dauert. Es könnte be- 
fürchtet werden, daß dadurch vielleicht eine zu große Belaftung eintritt. 
Aber einmal kommt Hier die Vorſchrift in Betracht, daß das Vormund— 
ichaftsgericht jeder Zeit berechtigt ift, an Stelle der Generalvormundichaft 
einen Einzelvormund zu bejtellen, was insbeſondere aljo zu beantragen 
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jein würde, wenn der Mündel etwa nach Vollendung der Lehre in eine 
andere Stadt geht und dadurch die Aufficht illuforifch wird. Vor allen 
Dingen aber müfjen wir es doch entiprechend den Stalmannſchen Forde— 
rungen und entjprechend den modernen Anjchauungen über die Fürjorge 
für fchulentlaffene Waifen als Pflicht der Armenverbände betrachten, die 
Fürforge für die auf Koften der Armenverwaltung erzogenen Kinder 
nicht mit dem 14. Lebensjahre enden zu laffen, fie mit dem Augenblid 
aus den Augen zu lafjen, wo fie, dem Zwange der Volksſchule entrückt, 
ins Leben binaustreten! Wer die Organifation der Fürſorge für die 
jchulentlaffenen Waifen als eine Notwendigkeit betrachtet, muß die 
Generalvormundichaft als ein wichtiges Hilfsmittel zur Erfüllung der 
jchwierigen Aufgaben auf diejem Gebiete anjehen. 

Naturgemäß hängt aber die erfolgreiche Wirkjamfeit der General- 
vormundichaft von der Art ihrer Durchführung ab. Nicht dag Syſtem 
an fich bedingt jeine Vorzüglichkeit, jondern der Geift, in dem es gehand- 
habt wird. Ein am grünen Tiſch die Mündellifte führender General- 
vormund, dem feine organifierte Helferſchar zur Seite jteht, wird gar 
nichts ausrichten. 

Soweit die Landesgejehe (wie 3. B. in Preußen) die Einführung der 
Generalvormundjchaft ortsjtatutarischer Beſtimmung überlaffen, fann die 
Gemeinde die Regelung der lokalen Organifation der Waifenpflege anpajjen. 
In größeren Städten könnte 3. DB. bejtimmt werden, daß der Borfigende 
der Armen- bezw. Waifenverwaltung den Generalvormund aus der Zahl der 
in der Armen» bezw. Waijenpflege thätigen Beamten — bejoldeten oder 
unbejoldeten — in jedem Fall bejtimmt (fiehe den Breslauer Entwurf 
zum Ortzjtatut Anlage 12). Richtiger jcheint e8 mir im Interefje der 
Einheitlichkeit de Verfahrens, daß nach Leipziger Mufter der Amts— 
borfißende die Generalvormundichait führt. Nicht allein, nicht perfönlich, 
dazu ijt in einer größeren Stadt die Zahl der Kinder zu groß. (Sn 
Leipzig ftanden 1898: 2239 Kinder unter Generalvormundihait). Sch 
jehe in dem Beamten als Generalvormund lediglich die Spibe einer 
weitverzweigten Organijation der Waifenpflege. Unter jeiner Leitung 
erledigen die für jeden Mündel bejtimmten Hilfsorgane die der Waijen- 
pflege obliegende perjönliche Fürforge, während im Bureau die Ber— 
mögensanfprüche des Mündels verfolgt, die juriftiichen Akte (Abſchluß 
der Lehrverträge) behandelt werden. 

Konfeffionelle und religiöje Rüdfihten werden vielleicht die Forderung 
bervortreten laffen, daß der Generalvormund gleicher Religion wie der 
Mündel fei, dann würden mehrere Generalvormünder zu bejtellen jein. 
Un die Zerjplitterung der interfonfeffionellen Gemeindewaifenpflege — 
denn der Waijenrat übt feine gejeßlichen Obliegenheiten allen Mündeln 
gegenüber, ohne Rüdficht auf religiöfes Bekenntnis — zu verhindern, 
wird vielleicht befjer nach $ 1801 B. G. B. durch Beitellung eines Pfleger 
für die religiöje Erziehung zu helfen jein. Es fünnte etwa ein in der 
MWaijenpflege thätiger Angehöriger des Glaubens de3 Mündels zum 
Pfleger bejtellt werden. 

Soweit ein Mündel der Armenpflege anheimfällt, für welches bisher 
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ein Vormund in geeigneter Weiſe jorgte, etwa ein Verwandter oder der 
Pflegevater, jo wird auf die Vorſchrift zurüdzugehen fein, daß die ge- 
jegliche Vormundfchaft nur eintritt, joweit das Bormundjchaitsgericht 
nicht einen anderen Vormund beftellt Hat. Es bedarf in ſolchem Fall 
alfo nur de Antrags an das DVormundfchaitsgericht, an Stelle der 
Generalvormundichait den bisherigen Vormund im Amte zu belafjen !. 

Die Kritik der Mängel unſeres bisherigen Bormundichaftswejens 
drängen geradezu auf die Frage Hin, ob denn nicht das Inſtitut der 
Ginzelvormünder für unvermögende Bormundichaften aufzugeben und durch 
gute Organijation der Gemeindewaijenpflege bezw. der gejeßlichen Vor— 
mundfchaft der Gemeinde mit ausgebildeten Pflegeriyiten zu erjegen jei. 

Ih muß dieje Frage nach meinen Erfahrungen bejahen. Die Einzel: 
vormundjchaft iſt bei vermögenslofen Mündeln jelten nüßlich, meift über- 
flüffig, zuweilen jtörend und nachteilig. 

Die Hoffnung, bei forgjältiger Auswahl der VBormünder und bei 
energiicher Überwachung derjelben durch die Gemeindewaijenräte befjere 
Grgebnifje zu erzielen, ift meines Erachtens hinfällig. Zur Bormund- 
ichaft über Fremde drängt fi niemand. Sie ift aus mancherlei Gründen 
das undankbarjte Amt. Wer ift geneigt, fi auf jchlimmiten Falles 
21 Jahre mit einem Amt zu belajten, von dem er auch bei veränderten 
Berhältniffen nicht wieder los fommt! Ein Amt in der Gemeindewaijen- 
pflege, eine Pflegerthätigkeit ala Organ der Generalvormundjchaft würden 
viele gern auf einige Jahre übernehmen, weil fie wiffen, wenn uns ein 
Pflegefall unſympathiſch ift, wir nichts ausrichten können, fönnen wir 
den Fall abgeben; wenn fich unfere Verhältniſſe jo ändern, daß wir 
nicht mehr Zeit oder Luft für das Amt haben, jo werden wir e8 ohne 
viele Schwierigkeit los. Darin liegt der große Unterichied zwiſchen der 
Thätigfeit des Bormundes und des Waifenpflegers, der auch den eifrigiten 
MWaifenpfleger veranlaßt, fi für die Thätigfeit des Vormundes zu 
bedanten. 


V. Fürforge für die jchulentlafienen Waijen, 


Immer ftärker werden die Slagen über die DVerwahrlojung der 
Yugend nach der Schulentlaffung. Auf der einen Seite wirkt jchädlich ein 
das Beitreben der Eltern, die Kinder möglichit jchnell etwas verdienen 
und dadurch zum Unterhalt beitragen zu laffen, das Hindernis jeder 
Berufsausbildung, nur ungelernte Arbeitskräfte erziehend, von denen ein 
großer Teil zur Vermehrung des großen Heeres der jogenannten Arbeits» 
loſen beiträgt. Die jchwierige Frage der Berufswahl, welche für das 
ganze ſpätere Leben entjcheidend ift, wird ſehr oft in übereilter Weile 
ohne genügende Prüfung der Ausfichten, die der Beruf bietet, ob das 
Kind nach feiner körperlichen Anlage dazu befähigt ift, getroffen. Auf 
der anderen Geite jteht die frühzeitige Selbjtändigfeit, die die Jugend 


! Die Ortäftatute, betreffend geſetzliche Bormundichaft in den Städten Breslau, 
M.-Gladbadh, Hanau, find in den Anlagen 12—14 abgedrudt. 
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dem Elternhaufe entjremdet. Herr von Maſſow warf fürzlich in einer 
Verſammlung der Gentralftelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen etwas 
jehr pejfimiftiich Die Frage auf: 

„Was nüßen ung alle Einrichtungen zur Fürſorge für das Kindes- 
alter, wenn wir faſt mit Gicherheit erwarten dürfen, daß die Pfleglinge, 
fobald fie das 14. Lebensjahr überjchritten Haben, verwahrlofen und ver- 
loren gehen.“ Wir jehen deshalb die Beftrebungen zur Fürſorge für die 
Schulentlafjenen immer mehr in den Vordergrund treten. 

Der Empfindung, daß für die jchulentlaffenen Waiſen insbejondere 
eine. beflere Fürſorge nötig ift, entjpringt die Organifation des freiwilligen 
Erziehungsbeirats in Berlin, über welche Herr Landgerichtsdireftor Feliſch 
in den Schriften des Vereins berichtet hat (Heft 33, Verhandlungen 
Heft 34, ©. 53 ff.). In diefem Jahre hat fich die Konferenz der Gentral- 
ftelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen mit der Frage der Fürforge 
für die jchulentlaffene Jugend bejchäftigt, wobei namentlich auch die 
Trage der Berufswahl erörtert ift. Neuerdings hat fich der „Deutiche 
Gentralverein für die jchulentlafjene Jugend“ gebildet !. 

Es würde zu weit führen, wenn ich die auf diefem Gebiete der 
Gemeindewaijenpflege zu jtellenden Aufgaben näher erörtern wollte. 

Daß die Gemeinde fich der Schulentlafjenen, welche im Wege der 
Armenpflege erzogen find, annehmen muß, iſt eine bereit vielfach in der 
Praris anerkannte Forderung (vgl. die Stalmannjhe Thefe Nr. 4 in 
Abſchnitt I, ©. 6); daß fie es infolge der gejeglichen Vorſchriften thun 
muß, joweit fie die gejeßliche Bormundjchaft übernimmt, ift in Abjchnitt IV 
dargelegt. 

Hier fteht zur Erörterung die Frage der Organifation der Fürſorge 
für die ſchulentlaſſenen Mündel, joweit fie nicht Armenwaijen find oder 
unter Generalvormundichaft ftehen. Wenn die Frage, ob die Gemeinde 
als jolche die Fürſorge übernehmen fol, einftweilen dahin geſtellt bleibt, 
fo ergeben ſich aus den bisherigen Erfahrungen folgende Grundjäße für 
die Organijation: 

1. Enger Anſchluß an dieSchule, welche die zur Entlafjung Kommen- 

den rechtzeitig behufs Übernahme der Yürjorge zu melden hat; 

2. fachmännifcher Beirat, beftehend aus Arzten und Gewerbe: 

treibenden ; 

3. Lehrſtellennachweis; 

4. Beauffihtigung auch während der Lehrzeit. 

Auch auf diefem Gebiete liegen die Erfahrungen vor, daß in den 
meiften Fällen die VBormünder fih um das Wohl ihrer Mündel nad 
der Schulentlaffung nicht kümmern, mindejten® aber nicht wiffen, in 
welcher Weile fie helfend einjpringen ſollen. Nicht jelten giebt der Um— 
ftand, daß für den Mündel ein Dienft- oder Arbeitsbuch ausgeſtellt 
werden fol, den erjten Anlaß dazu, nach) dem Bormund zu forjchen. 

Andererfeits ift allerdings auch zu beobachten, daß Vormünder, die 
bisher fi nicht um die Miündel gekümmert haben, nach beendigter 





1 Bol. die Anlage 15. 
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Schulzeit fi um den Mündel bemühen in der Abficht, ihn in die Lehre 
zu befommen und nach Kräften auszunußen. 

Wir dürfen auch auf diefem Gebiete ein Berfagen der Wirkjamkeit 
der Einzelvormundichait bei unbemittelten Mündeln feſtſtellen. Diefe 
Thatjache rechtfertigt das Eintreten der öffentlichen Fürforge. 

Ich möchte auch Hier wieder darauf hinweiſen, daß meines Erachtens 
die den Gemeindewaifenräten und Waijenpflegerinnen im Geſetz gewiejene 
Aufgabe auch die Fürſorge für die jchulentlaffenen Waiſen umfaßt. Ich 
möchte meine Meinung dahin ausfprechen, daß, wenn die Gemeinden 
ihre Gemeindewaifenräte im Zujammenhang mit der Gemeindewaifjen- 
pflege richtig organifieren, befondere Vereine für die jehulentlafjene Jugend 
überflüffig find. Ich befenne mich ala Gegner aller neuer Vereins— 
gründung. Wir leiden an einer Überfüle von Vereinen, die fi einem 
ipeciellen Gebiete zuwenden. Meiſt find e& doch immer wieder diefelben 
Perjonen, die in den Bereinen thätig find und ihre Beiträge leiften und 
immer find es Ddiejelben, die fich diefer für die nicht jehr Wohlhabenden 
nachgerade drüdenden Steuer entziehen. ch verfenne nicht die Be— 
deutung der Privatwohlthätigfeit und der gemeinnüßigen Vereine. Gie 
find notwendig, wo gemeindliche Einrichtungen fehlen und jo lange die 
Gemeinde die Pflicht, die Aufgabe zu übernehmen, nicht anerkennt. 

Das Geſetz hat aber für das Gebiet der Jugendfürjorge den Ge- 
meinden die Pflicht zur Schaffung einer Organijation auferlegt. 

Das Bormundichaitsgeriht muß nad) dem B.G.B. $ 1822 Nr. 6 
u. 7 feine Genehmigung zum Abjchluß von Lehrverträgen, Dienſt- oder 
Arbeitsverträgen auf längere ala 1 Jahr geben. Ich kann mir faum 
denfen, daß das Gericht jolche Genehmigung erteilt, ohne den Gemeinde- 
waijenrat gehört zu haben. Wenn aljo der Gemeindewaijenrat doch mit 
der Prüfung betraut wird, ift e8 dann nicht lediglich Pflicht der Ge- 
nieinde, ihn jo zu organifieren, daß er jchon bei der Berufswahl, bei der 
Mahl der Lehrjtelle Berater des Mündels iſt? Es ijt jehr wohl mög- 
ih, dem Gemeindewaijenrat in ähnlicher Weije einen Fachbeirat von 
Arzten und Gewerbetreibenden beizuordnen, wie es bei dem freiwilligen 
Erziehungsbeirat gejchieht. 

Mill man allerdings diefen Weg nicht gehen, dann muß der Berliner 
freiwillige Erziehungsbeirat wohl ala muftergültige Organijation be— 
zeichnet werden. Man jollte aber dann diejen freiwilligen Waifenrat in 
möglichft nahen Zufammenhang mit dem Gemeindewaijenrat jegen (vgl. 
Anlage 16 u. 17). 


VI. Fürjorge für die verwahrlojte und mißhandelte Jugend. 


Das B.G.B. hat in den 88 1666, 1838 die Fälle geregelt, in denen 
ein ftaatlicher Eingriff in die Erziehungsrechte der Eltern oder der un- 
ehelichen Mutter zuläffig if. Im Artikel 135 des Einführungsgejehes 
find die landesgejeglichen Vorjchriften über die Zwangserziehung Minder- 
jähriger mit der Maßgabe aufrechterhalten, daß die Anordnung dem 
Bormundfchaitsgericht zufteht und daß außer den Fällen der 88 1666, 
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1838 die Anordnung nur erfolgen darf, wenn fie zur Verhütung des völligen 
jittlichen Verderbeng notwendig ift. In Anerkennung der großen Wichtig- 
feit einer erweiterten Fürjorge für die verwahrlofte Jugend find in allen 
Landesteilen geſetzliche Borjchriften über die Zwangserziehung ergangen. 
In Preußen wird am 1. April 1901 da von dem Landtag be- 
ſchloſſene Gejeh in Kraft treten, welches die „Fürſorgeerziehung Minder- 
jähriger” regelt. 

Nah 8 4 dieſes Geſetzes bejchließt das Vormundſchaftsgericht von 
amt3wegen oder auf Antrag. Zur Stellung des Antrags find berechtigt 
und verpflichtet: 

Der Landrat, in Städten mit mehr ala 10000 Einwohnern auch 
der Gemeindevorjtand, in Stadtkreiſen der Gemeindevorftand und der 
Vorſteher der Königlichen Polizeibehörde. 

Bor der Beichlußfaflung find der Gemeindevorftand, der zuftändige 

Geiftliche und der Leiter oder Lehrer der Schule, welche der Minder- 
jährige bejucht, zu hören. Auch Hat das Vormundſchaftsgericht, wenn 
die Beichlußfaffung nicht auf Antrag erfolgt, zuvor dem Landrat, Ge- 
meindevorftand und Vorſteher der Königlichen Polizeibehörde unter Mit- 
teilung der Akten Gelegenheit zur Außerung zu geben. Diejen ift auch 
der Beichluß zuauftellen und haben fie dag Recht der ſofortigen Be- 
chwerde. 
Dieſe Fürſorgeerziehung ſoll nicht bloß, wie nach bisherigem Recht, 
eintreten, wenn der Minderjährige eine ſtrafbare Handlung begangen hat, 
derentwegen er wegen ſeines jugendlichen Alters nicht beſtraft werden 
kann, ſondern ſowohl zum Schutze des Minderjährigen gegen Mißbrauch 
der elterlichen Gewalt (nach $ 1666 B. G. B.), alſo wenn die Eltern das 
Erziehungsrecht mißbrauchen, das Kind vernachläffigen, oder fich eines 
ehrlofen oder unfittlichen Verhaltens jchuldig machen, als auch ohne 
Verſchulden der Eltern, wenn wegen Ungzulänglichfeit der erziehlichen 
Einwirkung der Eltern oder fonftigen Erzieher oder der Schule zur Ver— 
hütung des völligen fittlichen Verderbens der Eingriff in die elterliche 
Erziehung notwendig ilt. 

Es iſt mit diefem Gefeg den mit der Durchführung betrauten 
Organen ein weitgehender Eingriff in die Familienerziehung eingeräumt. 
Die mit der Antragjtellung betrauten Gemeindevorjtände werden mit 
weifer VBorfiht und Umficht vorgehen müſſen, um einmal in den ge» 
eigneten Fällen einzufchreiten, andererjeit3 aber nicht ohne genügenden 
Grund in die heiligjten Rechte der Eltern einzugreifen. 

Gemeindewaijenräte und Lehrer haben ſich mit Petitionen an den 
Landtag gewendet, in denen fie fordern, daß ihnen als den Nächjtberufenen 
die Antragsberechtigung gewährt werde. In den Verhandlungen ift zum 
Ausdruf gelommen, daß Gemeindewaifenrat und Schule Organe der 
Gemeinde find, als folche berufen, die Aufmerkſamkeit der Gemeinde- 
behörde auf die Fälle zu richten, in denen ein Antrag notwendig ift, 
daß die Gemeindehörde fich diefer Organe zur Unterjuchung des Falles 
wird bedienen müſſen, nicht ohne Anhörung von Gemeindewaifenrat und 
Schule den Antrag wird jtellen oder ein Gutachten abgeben dürfen. In 
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der That weilt ja das B.G.B. in $ 1675 dem Gemeindewaijenrat die 
Aufgabe zu, dem VBormundichaftsgericht Anzeige zu machen, wenn ein 
Anlaß zum Einfchreiten des Gerichts vorliegt. Nur ift in ſolchem Fall 
das Vormundſchaftsgericht nicht verpflichtet, der Anregung Folge zu 
geben, während es bei Antragftellung durch die Gemeinde förmlichen 
Beſchluß faffen muß. Der Gemeindewaijenrat wird daher vorziehen, dem 
Gemeindevorjtand Anzeige zu machen, damit diefer den Antrag jtellt. 
Umgefehrt wird der Gemeindevorjtand den Gemeindewaifenrat, dem die 
Aufgabe des Jugendanwalts gewiejen ijt, bei Ausführung des Gejehes 
über die Fürſorgeerziehung heranziehen müſſen, wobei andererfeitö enge 
Fühlung mit der Schule zu Halten if. In der Schule zeigen fich ja 
der Regel nach die Folgen mißlicher häuslicher VBerhältniffe oder Neigung 
des Kindes zum Herumtreiben. Bon der Schule wird oit die erjte An— 
regung zum Einfchreiten ausgehen, während der Gemeindewaijenrat durch 
Prüfung der häuslichen Berhältniffe die Schule unterjtägen muß. Nicht 
der Polizijt wird in diejen Fällen dag geeignete Organ fein, durch ein 
Leumundszeugnis über Wohl und Wehe der Yamilie zu entjcheiden, 
fondern Lehrer und Gemeindewaifenrat. 

So drängt alfo auch die durch das preußiiche „Fürſorgeerziehungs— 
geſetz“ den Gemeinden geftellte Aufgabe auf eine zwedmäßige Organi- 
fation der Gemeindewaijenpflege Hin. Für die übrigen Rechtsgebiete 
werden die Berhältnifje bezüglich der Vorbereitung des Zwangserziehungs— 
verfahrens ähnlich Liegen. 

Wird die Mitwirkung der Gemeinde auf diefem Gebiete zwedmäßig 
organifiert, jo wird es nicht befonderer Vereine „zum Schuß der Kinder 
gegen Mißhandlung“ bedürfen, oder werden fie, wo jie doch für nötig 
gehalten werden, fich der Organifation gern anjchließen, indem fie das 
von ihnen ermittelte Material dem Gemeindewaifenrat übermitteln. 


VI. Vorſchläge für die Organijation, 


In dvorjtehenden Erörterungen habe ich zu zeigen berjucht, welche 
Aufgaben auf den wichtigften Gebieten der Fürſorge für die Waifen zu 
löjen find. ch gehe davon aus, daß, wenn auch der Staat (das Reich) 
das Vormundſchaftsweſen gejeglich geregelt hat, doch die Gemeinde die 
nächſte Pflicht Hat, ihre Waifen zu jchügen und zu fürdern. Wenn auch 
bisher nicht alle berührten Gebiete in gleicher Weife in Angriff genommen 
find, jo dringt doch mehr und mehr die Überzeugung durch, daß die Ge- 
meinde zur Mitwirkung auf dem Gebiete der Jugendfürforge über den 
Rahmen der Armenpflege und der Volksſchule hinaus berufen ift. 

Nun Hat das Neichagejeh ein bejonderes Hilfgorgan de Vormund- 
Ichaftsgericht3 vorgefehen, welchem die Aufgabe der perfönlichen Fürjorge 
für die Mündel zufällt. Hat die Gemeinde nun ihre Pflicht gethan, 
wenn fie, ihrer gejeglichen Verpflichtung entiprechend, den Gemeindewaifen- 
rat bejtellt und ihm überläßt, feine Aufgabe ala Hilfsorgan des Vormund— 
Ichaftsgerichts nach defjen Anleitung zu erfüllen jo gut oder fo jchlecht 
er kann? In der That, wenn der preußifche Gemeindewaijenrat fo wenig 
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Erfolge erzielt Hat, wenn in den anderen Bundesſtaaten nur mit Wider— 
ftreben an die Belebung diejes Inſtituts herangegangen wird, trägt jolche 
Auffaffung über die Stellung der Gemeinde zum Gemeindewaijenrat daran 
die Schuld! 

Der Staat hat die Einrichtung de Gemeindewaijenrats als Hilie- 
organ des Vormundſchaftsgerichts gejchaffen, aber mit der ausdrüdlichen 
Abficht, durch ihn die Gemeinde zur Mitwirkung an der Mündelfürjorge 
heranzuziehen. Wenn wir ung überzeugen, daß die in vorftehender Dar— 
legung erörterten Aufgaben der Gemeindewaijenpflege harren, jo giebt e8 
nur eine Löfung: den Gemeindewaifenrat jo zu geftalten und 
mitjolden Befugnijjen auszgurüften, daß er die Aufgaben 
erfüllen fann. Nur dann wird er im ftande fein, ein wirffames und 
jelbjtändiges Hilfsorgan des Bormundjchaftsgerichts zu fein. 

Bon diefem Gefichtspunfte aus, don dem Gedanken der Organijation 
der der Gemeinde obliegenden Waijenfürforge aus, müfjen meines Er- 
achten die Gemeinden an die ihnen überlafjene jtatutarijche Regelung der 
Einrichtung des Gemeindewaijenrat3 herangehen. 


An Kleinen Städten wird es angängig fein, die Aufgaben des 
Gemeindewaijenrats den Armenpflegeorganen, aljo der Armendirektion oder 
Armendeputation zu übertragen, während die Armenpfleger zugleich als 
Maijenpfleger fungieren. 

In diefer Weiſe ift die Organifation des Gemeindewaifenrats an- 
icheinend in den meiſten preußijchen Städten, namentlih im Weſten 
Preußens (Rheinland und MWeitfalen), erfolgt. Ich glaube, daß alle 
mittleren und größeren Städte diefe Vereinigung beider Amter aufgeben 
follten. Selbſt in fleinen Städten wird es fich empfehlen, die Armen- 
pflege von der Waijenpflege zu trennen. 


An den Waijfenpfleger werden ganz andere Anforderungen gejtellt 
als an den Armenpfleger. Die einen haben mehr für die geijtigen, ibeellen, 
die anderen für die äußeren, materiellen Bedürfniffe zu jorgen. Beide 
Amter müflen von ganz entgegengejegten Gefichtspunften aus ausgehen, 
wenn fie auch manche Berührung Haben. Will die Gemeindewaijenpflege 
die ihr gewwiefenen Aufgaben erfüllen, jo muß fie an ihre Organe fo viels 
feitige Anforderungen jtellen, daß es jchwer jein wird, von einer Perſon 
neben der allgemeinen Sorge für die Erziehung der Mündel das gleich- 
mäßige Intereſſe und Berjtändnis für Säuglingepflege, Ziehlinderpflege, 
Unterbringung und Überwachung der Schulentlafjenen, Einjchreiten bei 
Verwahrlojung zu fordern. Es ift unmöglich, daß ein Armenpfleger, der 
bei Ausübung der öffentlichen Armenpflege doch weſentlich die materielle 
Lage der Yamilie und insbejondere der Erwachjenen ins Auge faffen muß, 
gleiches Jnterefje diefen Fragen der Körperpflege und Erziehung zumwenbdet. 
Der Wailenrat hat auch mit wohlhabenden Mündeln zu thun. 

Nun wird in dem in der Anlage 19 abgedrudten Bericht des Ober- 
bürgermeijter® don Dortmund hervorgehoben, die Verbindung beider 
Amter jei zwedmäßig, weil die Waijenpflege allein nicht genügend 
Material biete, um regelmäßige, nicht gar zu feltene Situngen aus— 
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zufüllen; ſei in den Sitzungen nichts zu thun, jo verliere fich auch bald 
das Intereſſe an der Sadıe. 

Sch gebe das bis zu einem gewiffen Grade ala richtig zu, ins— 
bejondere da, wo es nicht gelingt, den Waijenrat von der Wichtigkeit feiner 
Aufgaben zu erfüllen; Intereſſe ift nur vorhanden, wo man von feiner 
Arbeit jihtbare Erfolge Hat. Wenn die Waijenpfleger bei ihren 
Sitzungen berichten, daß fie bei einem Mündel Anjtände gefunden haben, 
wenn dann der Gemeindewaijenrat ftreng formell erjt den Vormund auf- 
fordert, fih um fein Mündel zu kümmern, dann erft, wenn bei noch— 
maliger Prüfung feine Abhilfe geichaffen ift, an das Vormundſchafts— 
gericht gejchrieben wird, mit dem Erfuchen gegen den Vormund ein- 
aufchreiten, wenn jo ſich die Befeitigung von Mipftänden monatelang 
binfchleppt, bis vielleicht durch MWechlel der Pflege oder Wohnung oder 
Tod des Mündels die Befchwerde gegenjtandslos geworden iſt, dann 
erlahmt die Luft. Es muß deshalb durch die Organifation dafür geforgt 
fein, daß dem Gemeindewaijenrat die Möglichkeit gewährt wird, feinen 
Anordnungen Nachdrud zu verleihen, ohne erft auf dag VBormundichafts- 
gericht zu warten. 

Und weiterhin muß dafür geforgt fein, daß der Waifenrat zu den 
Mündeln nicht immer mit leeren Händen fomme. Sch halte es für 
dringend geboten, daß bei Trennung von Armenverwaltung und Waijen- 
verwaltung die Armenwaijenpflege, die Fürforge für die im Wege der 
Armenpflege untergebrachten Kinder, der Waifenverwaltung unterjtellt werde. 
Mag der Armenverwaltung noch die Aufgabe zufallen zu prüfen, ob die 
Notwendigkeit des Eintretens öffentlicher Fürforge vorliegt: die Ausübung 
der Fürſorge für die Armenwaifen ift eine von der fonftigen Armen- 
fürjorge gejonderte Thätigkeit. Ihr erwachfen die in Abjchnitt 2 be» 
bandelten jelbjtändigen Aufgaben. Das Geldbewilligen, die Frage der 
Höhe und Art der Unterftüßung, welche doch bei der jonjtigen Armen 
pflege die Hauptrolle jpielen, treten zurüd gegenüber perjönlicher Für— 
forge. Faſt alle Städte Haben feſte Pflegeſätze für ihre in Kojtpflege 
untergebrachten Armenwaifen, ja auch Sätze für die zu gemwährende 
Kleidung. Von individueller Prüfung des Unterftügungsbedaris ift feine 
Rede, individuelle Fürforge für die Erziehung ift die Hauptjache, und 
dieje ift gejegliche Aufgabe des Gemeindewaifenrats. Will man doppelte 
Fürſorge zweier Organe und damit mögliche Konflikte vermeiden, fo 
übermweife man die auf die Armenmwaijenpflege bezüglichen Gejchäfte der 
MWaifenverwaltung al® das ihr zufallende, ihr eigentümliche Gebiet, 
wie das Berlin, Charlottenburg, Hamburg gethan Haben. Dann werden 
auch die Sigungen der Waiſenräte belebter jein, wenn zugleich auch 
gelegentlich materielle Fragen berührt werden müſſen, auch materielle 
Hilfe gebracht werden fann (vgl. ©. 8) 

Bor allem aber fordere ich Selbjtändigfeit der Armenpflege und 
der MWaijenpflege.. Der Waifenpflege erwachlen zu große jelbjtändige 
Aufgaben, ala daß fie nebenbei von der Armenpflege erledigt werden 
fünnten. Eine nahe Fühlung zwijchen beiden, etwa derart, 2 der Vor- 
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ſitzende und einzelne Mitglieder in beiden Zweigen thätig ſind, daß die 
Waiſenpflege nur eine Abteilung der Armenpflege darſtellt, iſt erwünſcht. 

Ich halte deshalb als Organiſationsform des Gemeindewaiſenrats 
die Bildung einer beſonderen ſtädtiſchen Deputation für die Waiſenpflege, 
ähnlich organifiert wie die Armendeputation, für erwünſcht, etwa be— 
jtehend aus einigen Magiftratsmitgliedern, Stadtverordneten, und — 
bei nicht zu großen Berhältniffen — den einzelnen Bezirkswaiſenräten 
bezw. Borjtehern der Waijenratsbezirke, ſowie anderen Bürgern (Geiftliche, 
Arzte, Gewerbetreibende). 

Für nicht zwedmäßig Halte ich nach meinen Erfahrungen eine 
Drganifation, wie fie in Berlin, Charlottenburg, Hannover, Königsberg 
bejteht, wonach Einzelehrenbeamte oder Kollegien von jolchen (Berlin) 
ala Gemeindewaijenrat mit voller Selbjtändigfeit fungieren, die Magijtrats- 
inftanz fih auf die Anftellung und die allgemeine Beauffichtigung der 
Geihäftsführung, jowie Abhaltung gelegentlicher Generalverfammlungen 
der Gemeindewaijenräte beſchränkt. Bei jolcher Organifation geht der 
Gemeindebehörde die Möglichkeit einheitlicher Leitung und Gejtaltung 
der Gemeindewaijenpflege verloren. Die Handhabung der Geichäfte gerät 
vollitändig in Abhängigkeit von der größeren oder geringeren Einficht 
und Willigfeit der betreffenden Chrenbeamten. Ich erinnere an bie 
Außerung des Hildesheimer Oberbürgermeifters Strudmann, ala er feiner 
Zeit zur Belebung des Inſtituts der Gemeindewaijenräte aufforderte: 
Man wird, wie in allen menjchliden Inftitutionen fich nicht darauf be— 
ichränfen dürfen, die Wailenräte lediglich auf fich zu jtellen, jondern 
muß eine gewiſſe Kontrolle über die Ausübung ihrer Pflichten ein- 
führen. Bei aller Hochachtung vor der Leijtung des Ehrenamts bin ich 
der Überzeugung, daß es ein Fehler ift, die ehrenamtlichen Organe in 
der Erfüllung ihrer Pflichten ganz fich jelbit zu überlaffen, zumal wenn 
man ihnen noch umfafjfende Bureauarbeit, Liſtenführung u. ſ. w. zuweiſt. 
Der Ehrenbeamte ijt unentbehrlich für die perjönliche Fürforgethätigfeit, 
die ift fein eigentliches Arbeitsgebiet; man muß ihn entlajten von 
formalen Dingen. Auch in der Armenverwaltung lafjen wir den ehren- 
amtlichen Organen nicht volle Selbjtändigfeit, Jondern ordnen die lofalen 
Kommiffionen 2. in die große DOrganijation der Gemeindearmen- 
verwaltung ein, der jie dienen. 

Wenn die Decentralifation zu weit geht, jo wird der Gemeinde- 
waiſenrat ein außerhalb der Gemeindeverwaltung jtehendes Organ des 
Vormundſchaftsgerichts; die Gemeinde muß fich außerhalb des Gemeinde- 
waiſenrats bejondere Organe für die Aufgaben der Gemeindewaijenpflege 
ichaffen oder es müſſen bejondere VBereinsbildungen für diefe Ziwede ing 
geben gerufen werden. Denn die an formale Gejchäftsbehandlung ge= 
wöhnten Amtsgerichte werden faum dag Amt des Gemeindewaijenrats 
beleben und mit Inhalt erfüllen Können. Inſofern ftehe ich auf 
entgegengejegtem Boden wie der Amtsgerichtsrat Badjtübner, deſſen 
Vorichläge zur Organifation des Gemeindewaifenrats ich in Anlage 23 
abdrude. Er will den Gemeindewaifenrat nicht als Organ der Gemeinde, 
fondern des Bormundjchaftsgerichts geſtalten. — Ach Halte deshalb die- 
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jenigen landesgejeglichen Borjchriften für verfehlt, welche den Gemeinde- 
waijenratjeines Charakters als jelbjtändiges Gemeindeorgan, nach preußiſchem 
Recht koordiniert, nach anderen Rechten allerdings jchon jubordiniert dem 
Bormundjchaltsgericht, entkleiden und Lediglich zu einem untergeordneten 
Drgan des Gerichts machen. Zu bedauern ift eg, wenn ſächſiſche Städte 
fich durch die Borjchrift über das Ordnungsſtrafrecht des Gerichts gegen- 
über dem Gemeindewaijenrat Haben bejtimmen laffen, von der Einordnung 
des Gemeindewaijenrat3 in die Gemeindeverwaltung abzuſehen, ſodaß der 
Gemeindewaifenrat an der teilweile jo trefflich organifierten gemeindlichen 
Fürſorge für Waifen nicht teilnimmt. 

Dem Gemeindewaijenrat find Frauen in erforderlicher Anzahl ala 
Maifenpflegerinnen beizugeben. Soweit e3 fi um die Fürforge für 
Säuglinge (etwa bis zum zweiten Lebensjahre) Handelt, find bejoldete 
Pflegerinnen unter ärztlicher Aufficht zu bejtellen, denen auch die Eigen- 
Ichaft als Waijenpflegerinnen beizulegen iſt. Erwünſcht ift e8, daß die 
Damen, welche in der Waijenpflege beſchäftigt werden, durch Vorträge 
und praftiiche Anleitung auf ihre Aufgaben vorbereitet find, joweit fie 
nicht aus Vereinen, die ihre Mitglieder bereit für diefe Aufgaben vor- 
bereiten, entnommen werden. 

Behufs Fürforge für die Gchulentlaffenen iſt Ergänzung des 
Gemeindewaijenrats durch Zuwahl geeigneter Perfönlichkeiten, Arzte, Fach— 
männer, erwünjcht. 

Den Inhalt der Thätigkeit des Gemeindewaifenrat3 bilden neben 
den allgemeinen Aufgaben des Borjchlags des Vormundes und der Auf- 
ficht über die Bormünder die Aufgaben, welche auf den verjchiedenen Gebieten 
der Fürſorge für Armenwaifen, für uneheliche Kinder im allgemeinen, 
für Säuglinge, für Ziehinder im jpäteren Zebensalter, für VBerwahrlofte, 
für Schulentlafjene gewiejen find. Sie find in einer Gejchäftsanweifung 
und Pflegerordnung fejtzulegen. Bildung von Gruppen (Ausſchüſſen) 
für die verjchiedenen Arten der Fürjorgethätigfeit wird fich empfehlen. 

Wenn die Gemeinden die Fürforge für die unehelichen Kinder als 
ihre Aufgabe betrachten, jo dürfen ihre Organe nicht darauf warten, bis 
fie durch Anfrage oder Nachricht des Bormundjchaftsgericht? auf die Ein- 
leitung der Bormundichaft Hingewiefen werden. Wie wir gejehen haben, 
find die Kinder gerade in den erften Lebensmonaten den größten Gefahren 
ausgejegt, mit dem Eintritt der Fürſorgethätigkeit darf nicht gewartet 
werden. 

Die Gemeinden follten fich deshalb alle unehelichen Geburten vom 
Standesamt melden lafjen. Ein preußiicher Minifterialerlaß vom 30. No— 
vember 1899 beſtimmt, daß in Gemeinden, in denen die dem Gemeinde- 
waifenrat obliegenden Verrichtungen bejonderen Abteilungen oder jchon 
beftehenden Organen der Gemeindeverwaltung übertragen find, mit 
Genehmigung des Oberpräfidenten die Einreihung der Anzeigen der 
Standesbeamten über einzuleitende VBormundichaften an das Amtsgericht 
durch die Hand des Gemeindewaijenrat3 erfolgen fann, ſodaß diejer gleich 
auf der Anzeige vermerkt, welche Perfonen er als Vormund oder Gegen- 
vormund in Vorjchlag bringt. E& empfiehlt jich, überall, wo es möglich 
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ift, diefen Weg zu wählen (jo verfahren Barmen, Bonn, Cottbus, Dort» 
mund, M.⸗Gladbach, Hagen, Rheydt) !. 

Wo die Gefchäfte des Gemeindewaijenrats jelbjtändigen ehrenamtlichen 
Organen übertragen find, ift diefer vereinfachte Weg ausgeſchloſſen. Es 
ift aber auch hier dringend notwendig, das Standesamt anzumweijen, die 
Anzeige außer dem Amtögericht auch dem Gemeindewaifenrat einzureichen. 

Die Gemeinde jollte nun durch ihre Organe, den Gemeindewaijenrat 
und die Waijenpflegerinnen, eine fchleunige Unterfuchung eintreten laffen, 
unter welchen Berhältniffen Mutter und Kind leben, wie für dag Kind 
gejorgt ift, ob die Heranziehung des unehelichen Vater? durch Zwangs— 
maßregeln nötig iſt. Auch bisher mußte ja der Waifenrat, fobald das 
Erfuchen des Bormundjchaftsgerichtse um Vorſchlag eines Vormundes an 
ihn gelangt, fi um Mutter und Kind kümmern. Bei dem hier vor- 
geichlagenen Verfahren tritt dieje erſte Fürſorge jchneller ein, ehe Wechſel 
der Wohnung und Pflegeftelle die Aufgabe erfchtweren. Und der Waifen- 
rat wird zugleich darauf verwiejen, nicht nur die formale Frage, wer 
DBormund werden jol, zu erörtern, jondern die ganzen Lebensbedingungen 
von Mutter und Sind in den Kreis feiner Erörterung zu ziehen. Die 
Anzeige ift dann mit Vorjchlag des Bormundes an das Gericht weiter 
zu geben. In dringenden Fällen wird die Beflellung eines Pflegers zur 
Geltendmachung der Unterhaltsanjprüche zu beantragen fein, da wegen 
der Schwierigkeit der Feſtſtellung des zuftändigen Vormundichaftsgerichts 
fich die Beitellung des Bormundes auch bei diefem Verfahren oft hinaus- 
Ichieben fann. 

Die erite Prüfung wird zugleich ergeben, ob weitere Maßnahmen 
nötig find, ob die Armenpflege eintreten muß, ob wegen Abgabe des 
Kindes in unentgeltliche Koftpflege verjchärfte Kontrolle nach Maßgabe 
der früheren Darlegungen nötig ift. In diefem Falle wird fofort die 
regelmäßige Aufficht durch die Waijenpflegerin anzuordnen fein. 

Meift wird fich ergeben, daß für die Behörde fein Anlaß zum Ein- 
jchreiten vorliegt, die durch das Geſetz vorgejchriebene allgemeine Aufficht 
des Gemeindewaifenrats genügt. 

Soweit die Vorſchrift beſteht, daß die Aufficht über die Ziehkinder 
der Polizei zufteht, wird die Gemeindewaifenpflege ſich mit der Polizei 
in Verbindung jegen müffen, damit nicht polizeiliche Organe und ge- 
meindliche Organe neben einander wirken. Wo die Polizei ſtädtiſch ift, 
ift der Weg einfach. Entweder wird, wie das 3. B. in Halle a./S. ge- 
ſchehen iſt, an Stelle des Polizeidecernenten der Decernent für die 
Waiſenverwaltung mit den PBolizeigefchäften, die fi) auf die Durch— 
führung der Polizeiverordnung beziehen, betraut, jo daß auch die Ge- 
nehmigung zum Halten der Pflegefinder in die Hände der Waifen- 
verwaltung gelegt wird, oder e& werden die Waijenpflegerinnen zugleich 
als Beauftragte der Polizei (im Sinne der preußiſchen Oberpräfidial« 


ı Potsdam berichtet, daß ber Oberpräfident die Genehmigung abgelehnt hat, 
baß daher doppelte Anzeige feitens des Standesamts, an den Waijenrat und an das 
Amtsgericht angeordnet ift. 
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Verordnung) bejtelt.e Bei ftaatlicher Polizeiverwaltung wird ein be- 
zügliches Abkommen nicht auf Schwierigkeiten ftoßen, wenn die Gemeinde 
durch ihre Organifation eine Garantie für jachgemäße und gründliche 
Kontrolle bietet. 

Sind die Kinder erjt fchulpflichtig, jo ift mit der Schule enge 
Fühlung zu Halten. Die Schule wird von den Fällen, in denen jich Die 
erjten Anzeichen der Verwahrlojung durch wiederholte Schulverjäumnig 
oder Anzeichen von Erichlaffung der Kinder infolge übermäßiger gewerb- 
licher Arbeit oder fonftigen Mißbrauchs der Erziehung zeigen, dem 
Gemeindewaifenrat Nachricht zu geben haben. Wo Schulärzte bejtehen, 
werden die Beobachtungen über Vernadhläffigungen der Kinder in der 
Körperpflege, gröbliche Unreinlichkeit, Krankheit, für deren Befeitigung 
durch die Eltern troß Aufforderung nichts gejchieht, unzureichende Er- 
nährung u. ſ. w. dem Gemeindewaijfenrat mitzuteilen jeien, behufs 
eventuellen Einfchreiteng gegen die Inhaber der elterlichen Gewalt. Die 
Schule wird bezüglich der zur Entlafjung fommenden Mündel rechtzeitig 
(ein halbes Jahr zuvor) Anzeige zu erjtatten haben behufs Vorbereitung 
der Berufswahl. Auch bei leßterer hat die Schule mitzuwirken, 

Als Grundlage der Beauffihtigung der Mündel muß ein vom Ge- 
meindewaijenrat zu führendes Verzeichnis dienen. Ein jolches aufzujtellen 
und laufend zu erhalten, ijt mit großen Mühen verbunden. Die 
Schwierigkeiten find aber nicht unüberwindlich, jelbft nicht in ganz großen 
Städten. Der Bericht des Hamburger Waiſenhaus-Kollegiums verzeichnet 
im Jahre 1898 als beauffichtigt: 


in Öffentlicher Waijenpflege befindlih . 3850 Kinder, 
fonfirmierte, im Lehr- oder Dienftverhättnis Befin- 

liche frühere ee — 2105 
Koſtkinder . . . a er a TOR P 


7693 Kinder. 


Unter Hinzurecinung der im Laufe des Jahres Hinzugetretenen und 
Ausgeichiedenen Hat fich die Aufficht über 10000 Kinder erjtredt. Die 
Aufgabe, fo viele Kinder unter Kontrolle zu haben, ift aljo bei geeigneter 
Drganifation möglich. Allerdings bedarf es gerade auf dieſem Gebiete 
einer Gentralifation. Wenn in einer Stadt eine größere Anzahl jelbjt- 
ftändiger Gemeindewaijenratsbezirfe eingerichtet ift, die Nachrichten des 
Bormundichaftsgerichts den Bezirken direkt zugehen, dort die Münbdelliften 
geführt werden und nun darauf gerechnet wird, daß die einzelnen Bezirks— 
waijenräte bei Verzug die Anzeigen meitergeben, wird die Zahl der 
Miündel, die in den Liften geführt werden, bald jehr zufammenfchrumpfen. Ich 
ftellte fürzlich bei einem der 21 Gemeindewaijenräte Königsbergs feit, 
daß von 400 im feiner Lifte verzeichneten Mündeln nur 19 noch im 
Bezirf vorhanden waren. Zugänge aus anderen Bezirken waren ihm 
nur vereinzelt gemeldet, Abzüge Hatte er nicht notiert, viel weniger weiter 
gemeldet. Ähnlich Tagen die Verhältniffe bei den meiften Gemeinde— 
waifenräten Königsbergs. Gerade der Einblid in diefe von den Gemeinde- 
waijenräten geführten Lijten, die Feſtſtellung, daß von vielen Waifenräten 
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mit Sorgfalt jede eingeleitete Vormundſchaft in ihnen vermerkt, damit 
aber der Fal erledigt war, hat mich von der Unhaltbarkeit des Syſtems 
der jelbjtändigen Gemeindewaifenräte überzeugt... Mit Anregung der 
Thätigkeit der Waifenpflegerinnen für die Aufficht ift e8 damit etwas 
befjer geworden. 

Es bleibt, wenn man eine Grundlage für die Fürforgethätigfeit 
und eine Kontrolle für ihre Handhabung jchaffen will, nur übrig, an 
einer Gentraljtelle ein Hauptregifter zu führen, das am beiten in Form 
eines Kartenregijter8 angelegt wird. Aus dieſem werden mitteljt Aus— 
zuges die zu beauffichtigenden Mündel den einzelnen Waifenpflegern zu— 
gewiefen. Erwünſcht ift Verbindung mit dem Einwohnermeldeamt, 
welches die ihm als Mündel bezeichneten Perfonen in feinem Regifter 
als jolche bemerflich zu machen und von Umzügen, Todesjällen, Legitimation 
dem Gemeindewaijenrat Kenntnis zu geben hat. Beiſpiele bezüglicher 
Anordnungen ergeben die Anlagen 19 —- 22. 

Gelbjtverftändlich ift e8, daß der Gemeindewaijenrat- von allen 
Reiftungen privater Fürjorgethätigfeit für Kinder Kenntnis haben und 
beftrebt jein muß, fie in geeigneten Fällen feinen Schüßlingen zugänglich 
zu machen: Krippen, Kinderhorte, Terienkolonien u. ſ. w. 

Wenn nah den hier angedeuteten Aufgaben eine geordnete Ge— 
meindewaijenpflege da® Amt des Gemeindewaifenrat? mit einem reichen 
Inhalt erfüllt, die allgemeine Vorfchriit des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über die „Aufficht und Überwachung der Mündel” zu einer fpecialifierten, 
den verjchiedenen Altersjtufen und Lebensverhältniffen angepaßten Für— 
forgethätigfeit ausgeftaltet wird, wenn mit Rüdficht auf die danach zu 
leiftenden Aufgaben die Organifation geftaltet wird, jo wird der Gemeinde- 
waifenrat die Wirkfamkeit entfalten können, die dag Geſetz von ihm 
erwartet. 





Ich faſſe das Ergebniß meiner Erörterung dahin zufammen : 

1. Die Waifenpflege ift eine jelbjtändige Aufgabe der Gemeinde- 
verwaltung. Sie bat insbeſondere die Fürjorge für die Armenwaijen, 
für die unehelichen Kinder, insbeſondere für Säuglinge und Ziehlinder, 
für verwahrlofte und mißhandelte Kinder, für jchulentlaffene Waijen zum 
Gegenstand. 

2. Die Gemeindewaijenpflege ift thunlichft — wenigſtens in größeren 
Städten — bejonderen, von der Armenpflege getrennten, aber mit ihr 
in Fühlung ftehenden Gemeindeorganen zu übertragen, welchen zugleich, 
ſoweit das landesgejeglich zuläffig ift, die gejeglichen Rechte und Pflichten 
des Gemeindewaifenrats zufallen. Die Beitellung von Waijenpflegerinnen 
in dem landesgefeglich zuläffigen Umfang ift geboten. Für die Fürjorge 
für Kinder in den erjten Lebensjahren empfiehlt es fich, bejoldete Pflege- 
rinnen unter Leitung eines Kinderarztes anzujtellen. 

3. Es empfieht ſich, von der landesgejehlich zugelaſſenen General- 
vormundjchaft im weitejten Umfange Gebrauch zu machen. 


Anlagen. 


Anlage. 


Dorlage an den Rat zu Leipzig, betr. Organifation des 
Bemeindewaifenrats. 


Wenn das Bürgerliche Geſetzbuch die von den Aufgaben der Gemeinde- 
waifenräte handelnden Beftimmungen — allerdings die Befugniffe etwas 
erweiternd — einfach aus der preußifchen Bormundichaftsordnung über- 
nommen bat, darf man aus dem Umjtande, daß das Bürgerliche Geſetzbuch 
über die Einrichtung der Gemeindewaijenräte nichts weiter bejtimmt, 
fondern dies der Landesgefeßgebung überlaffen hat, doch gewiß nicht 
Ichließen, daß nun die Landesgejeßgebung das unbeſchränkte Recht erhalten 
habe, aus den Waifenräten etwas ganz anderes zu machen, als in Preußen 
auf Grund der Bormundichaftsordnung geworden war. 

Im Gegenteil wird man daraus, daß das Bürgerliche Gefegbuch 
den Waijenrat ganz ausdrüdlich ala Gemeindewaifenrat bezeichnet, folgern 
dürfen, das Bürgerliche Gejegbuch wolle, daß der Gemeindemwaijenrat 
mindejtend eine Einrichtung der Gemeinde und von dieſer nach völlig 
freiem Ermeſſen einzurichten jei, 

und die Aufgabe habe: 

der Gemeinde den ihr zulommenden Anteil an den Gefchäften der 
Dbervormundichait zu wahren und dem Vormundjchaftsrichter zur Seite 
geftellt, die Aufficht über Mündel und Vormünder auszuüben, die 
genügend auszuüben der Bormundichaftsrichter nicht in der Lage ift. 

Und ebenjo wird man mit dem preußifichen Minifterium des Innern 
(Erlaß vom 5. Februar 1876) daraus, daß auch der Waijenrat des 
Bürgerlichen Gejegbuchs ein Gemeindewaifenrat, aljo das Amt eines ſolchen 
ein Gemeindeamt fein joll, den Schluß ziehen dürfen, daß die Gemeinde- 
waijenräte vom Vormundſchaftsgerichte nicht zu verpflichten jeien und 
daß, während der Richter befugt fein müffe, gegen Bormund und Gegen- 
vormund Ordnungsſtrafen feſtzuſetzen, es nicht paſſend jei, eine gleiche 
Strafbefugnis gegen den Gemeindewaijenrat zu gewähren, der Richter in 
lolchen Fällen vielmehr darauf zu verweijen fei, die Entlafjung des Pflicht- 
widrigen bei der Gemeindebehörde zu erwirken. 

In Sachſen hat es Waifenräte oder ähnliche, mit Überwachung der 
Mündel und Bormünder betraute Ehrenbeamte bisher nicht gegeben. 

Es mußte aljo hier die Landesgefeggebung das von der Reichsgejeh- 
gebung ihr überlaffene Blankett noch ausfüllen. 
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Da aber doch aus der Vorgeſchichte der Gemeindewaifenräte ſich er- 
giebt, was die Reichsgeſetzgebung unter einem Gemeindewaijenrate vers 
ftanden wiffen will, durfte man annehmen, daß der ſächſiſche Geſetzgeber 
denjelben Weg gehen werde, auf dem man in Preußen das Ziel, joweit 
dies überhaupt möglich, erreicht hat. 

Allein das fächfiiche Ausführungsgefeg vom 18. Juni 1898 hat in 
$ 42 die Einrichtung des Gemeindewaijenrat3 der Verordnung überlafjen 
und die Verordnung dom 6. Juli 1899 macht aus dem Gemeinde- 
waijenrate nicht weniger al3 ein dem Vormundſchaftsrichter zur Seite 
jtehendes, Eraft eigenen Rechtes an den Geſchäften der Obervormundfchaft 
Zeil nehmendes Organ der Gemeinde, wenn fie bejtimmt: 


a) Das Bormundichaftsgericht beftellt die Gemeindewaifenräte 
und die Erfagmänner durch Verpflichtung zu treuer und ges 
gewiflenhajter Führung des Amtes ($ 43 Abſ. 2 ©. 1). 

b) Das PVormundjichaftsgeriht Hat über die Thätigfeit der 
Gemeindewaijenräte die Aufficht zu führen. 

Das Vormundjchaftsgericht kann die Gemeindewaijenräte 
zur Befolgung jeiner Anordnungen durch Ordnungzitrafen 
anhalten ($ 46 Abj. 1 und Abi. 2 ©. 1). 

c) Dem Juſtizminiſterium bleibt vorbehalten, die über die Ein- 
rihtung und die Gejchäftsführung der Gemeindewaijenräte 
weiter erforderlichen Beſtimmungen zu treffen (8 47). 


Davon, daß wie in Preußen die Waifenräte dem Vormundſchafts— 
richter zur Seite zu ſetzen wären, iſt aljo feine Rede. 


Die Gemeindewaifenräte werden vielmehr dem Bormundichaftsrichter 
unterjtellte Beamte, Organe des Richters, aber nicht Vertrauengmänner 
der Gemeinde, durch welche diefe an der Obervormundfchaft teil nimmt. 
Anftatt, wie in Preußen, der Gemeinde völlig freie Hand zu laffen und 
ihr die Möglichkeit zu geben, mit den für die Armenverpflegung bejtehen- 
den Einrichtungen, die ſchon jet in der Hauptjache diefelben Gejchäfte 
bejorgen, die in Zukunft den Gemeindewaijenräten übertragen werden 
ſollen, das Waijenratgamt zu verbinden, läßt man der Gemeinde nur 
die Wahl, Einzelwaijenräte zu bejtimmen oder befondere ftändige, gemifchte 
Ausſchüſſe ala Gemeindewaijenräte einzujegen. 

Und während man der Gemeinde, die die Koften der ganzen Ein- 
rihtung tragen joll, dann doch mindeſtens hätte überlaffen müſſen, die 
inneren Angelegenheiten (Detailfragen) jelbjtändig zu ordnen, um dafür 
eine den örtlichen Bedürfniffen angepaßte Einrichtung zu erhalten, Hat 
man dem Juftizminifterium das Recht vorbehalten, die über die Ein- 
rihtung und Gejchäftsführung der Gemeindewaijenräte weiter erforderlichen 
Beitimmungen zu treffen. 

Doch nicht genug damit, daß man der Gemeinde jede Selbjtändig- 
feit in diefer Beziehung vorenthalten hat, hat man nicht nur dem ein- 
zelnen Ehrenbeamten (Waifenrate), jondern auch dem nah $ 44 zu 
bildenden gemifchten Ausſchuſſe gegenüber dem VBormundichaftsrichter eine 
Auffichts- und Strafgewalt eingeräumt, wahrſcheinlich um die Berufs— 
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freudigfeit diefer ohnehin nur unter erfchwerten Umftänden zu erlangenden 
Ehrenbeamten zu erhöhen. 

MWie man erwarten fann, daß unter jolchen Umftänden die Gemeinden, 
ohne deren Mitwirkung eingeftandenermaßen auf diefem Gebiete nichts 
auszurichten fein wird, mit Intereffe an die fchwierigen und Eoftfpieligen 
Aufgaben, die ihnen aus alledem erwachjen werben, herantreten, ift un« 
erflärlih, und wie man gar einer Gemeinde zumuten fann, einen 
gemifchten ftädtifchen, eine Behörde (K 44 der Ausführungsverordnung) 
darftellenden Ausſchuß der Aufficht und Strafgewalt des Bormundicaits- 
richters unterzuordnien, ift völlig unerfindlich. 

Denn wenn ja auch vorausgeſetzt werden darf, daß das gute Verhält- 
nis, das zur Zeit zwifchen Armenamt und Bormundichaftsgericht bejteht 
und das e& den Armenamtsvorftehern bisher nicht hat ala unerträgliche 
Zumutung erfcheinen laſſen, fi ala Generalvormünder den einzelnen 
Vormundichaftsrichtern unterzuordnen, in Zukunft fortdauern wird, jo 
ift es doch trogdem unmöglich, eine im Namen des Stadtrates handelnde 
Behörde in diefer Weile einem Bormundjchaftsrichter unterzuordnen. 

Aber auch noch ein zweites grundjäßliches Bedenken jpricht dagegen, 
daß die Gemeinde den Gemeindewaifenrat nach Art eines gemijchten Aus— 
ſchuſſes zuſammenſetze. 

Die ſächſiſche Ausführungsverordnung bat aus dem preußiſchen 
Waiſenrate, der wirklich ein Organ und Vertrauensmann der Gemeinde 
iſt, trotzdem noch überdies das Bürgerliche Geſetzbuch den Waiſenrat als 
Gemeindewaiſenrat bezeichnet, alles andere gemacht, als ein Gemeinde— 
organ und damit das der Gemeinde vom Reichsgeſetzgeber zugeſprochene 
Recht, an der Obervormundſchaft teilzunehmen, gänzlich beſeitigt. 

Die Gemeinden dürfen das nicht ſtillſchweigend hinnehmen und dieſe 
Verneinung ihres Rechts nicht noch feierlich dadurch anerkennen, daß ſie 
ihre Ausſchüſſe dem Vormundſchaftsgericht unterordnen. 

Sie dürfen dies um ſo weniger, als doch nicht ſie es ſind, die an 
der Sache das größere Intereſſe haben, ſondern die Vormundſchaftsgerichte 
und das königliche Juſtizminiſterium. 

Denn es liegt auf der Hand, daß es für das Vormundſchaftsgericht 
viel einfacher und bequemer iſt, mit einer, die Waiſenratsgeſchäfte in einer 
Hand habenden Behörde, als mit einer großen Zahl von Einzelperſonen 
als Waiſenräte zu verhandeln, die häufig genug wechſeln werden und eine 
Stetigkeit der Geſchäfte nicht gewährleiſten. 

Allein es iſt, wie vertrauliche Anfragen ergeben haben, nicht darauf 
zu rechnen, daß die Regierung uns entgegenkommen werde, und ſo müſſen 
wir denn jo wie die anderen größeren Städte, vor allen Dresden, darauf 
verzichten, als Gemeindewaijenrat einen gemifchten Ausschuß zu beftellen 
und es ganz entjchieden ablehnen, außer den nicht unbedeutenden Kojten, 
die die ganze Einrichtung erheifcht, auch noch die Selbftändigfeit der 
Gemeinde zu opfern. 

Leipzig, den 15. November 1899. 

Dr. Weber, Stadtrat. 
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Anlage 2. 


Auszug aus der Gefchäftsorönung für die Waifenpfleger 
und deren Helferinnen in der Stadt Hamburg. 


8 1. Die nah Maßgabe der Bekanntmachung des Waiſenhaus— 
follegium® vom 2. Dezember 1899 zu deſſen Hilfßorganen berufenen 
MWaifenpfleger und deren Helferinnen haben eine dreifache Obliegenbeit. 

1. Sie unterftügen das Waifenhausfollegium bei Erledigung der 
diefem für das Stadtgebiet übertragenen Geichäfte des Gemeinde» 
waijenrats. 

2. Sie überwachen die Pflege und Erziehung der von der Waiſen— 
verwaltung auf Grund des Gejee vom 8. Juli 1892 in Familien- 
pflege oder in Lehr- und Dienjtverhältniffen innerhalb des Stadt- 
gebiet? untergebrachten Unmündigen. 

3. Sie beauffichtigen nah Maßgabe des Geſetzes, betreffend das 
Koftkinderweien, vom 21. Dezember 1896 die in Privatpflege be- 
findlichen Koftkinder bis zum vollendeten achten Lebensjahre. 

$ 2. Unter dem Borfite eines Mitgliedes de Waiſenhaus— 
kollegiums ala Kreisvorftehers bilden die in einem Kreiſe thätigen 
MWaifjenpfleger die Kreisverfammlung. 

$ 3. Den Waifenpflegern treten geeignete Frauen als Helferinnen 
zur Seite, und zwar in erjter Linie deren Ehefrauen, wenn dieje dazu 
bereit find, oder von den Waifenpflegern vorgeichlagene, bezw. vom 
Waiſenhauskollegium erwählte andere weibliche Hiliskräfte. 

Die Hilfe der Frauen hat namentlich da einzutreten, wo e3 fich um 
die Pflege und Erziehung im zarten Kindesalter ftehender Unmündigen, 
um die Überwachung oder Leitung weiblicher Mündel oder Pfleglinge, 
insbejondere um jolche Zweige der Körperpflege und Erziehung handelt, 
für welche das Auge und Verſtändnis einer Mutter erforderlich oder 
erwünjcht ift. 

F 4. Der Schwerpunft der Thätigfeit der Waijenpfleger und ihrer 
Helferinnen liegt bei der Ausübung der im $ 1 unter 2 und 3 ges 
nannten Obliegenheiten in der Pflege perjönlicher Beziehungen zu ihren 
Schußbefohlenen und deren Pflegern, in der Anbahnung und Erhaltung 
eine aufrichtigen gegenjeitigen Bertrauensverhältniffes. 

Die Zahl der dem einzelnen Waifenpfleger und feiner Helferin zu 
überweijenden Pflegebefohlenen joll daher in der Regel nicht mehr ala 
zwanzig betragen. 

Über diejelben ift regelmäßig zweimal im Jahre an das Waijenhaus- 
follegium durch Ausfüllung gelieferter Formulare zu berichten, jofern 
nicht beſondere Umftände eine häufigere Berichterjtattung erforderlich 
machen, oder der FKreißvorjteher eine jeltnere Berichterjtattung für aus— 
reichend erklärt. 

In bedenklichen oder jchwierigen Fällen haben die Waijenpfleger 
thunlichſt Rüdjprache mit dem Kreißvorfteher zu nehmen. 
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$ 13. Der Waijenpfleger erhält vom Gemeindewaijenrat ein Ber: 
zeichniß der ihm zur Überwachung unterftellten Mündel und deren 
DVormünder, gleichviel ob die Vormundſchaft bei der hiefigen Vor— 
mundjchaftsbehörde oder bei einem auswärtigen Bormundjchafsgerichte 
geführt wird ($ 1851). 

Gr Hat das isn nah den von ihm gemadten Wahr- 
nehmungen oder ihm ferner zugehenden Mitteilungen in Ordnung zu 
halten und namentlich von den ihm befannt gewordenen Veränderungen 
in den Beſtande der ihm überwieſenen Mündel, insbejondere wenn einer 
derjelben verzieht, alsbald dem Gemeindewaijenrate durch Anzeige an den 
Kreisporjteher Kenntnis zu geben. 

$ 14. Der Gemeindewaijfenrat Hat in Unterjtüßung der Bor- 
mundichaftsbehörde darüber zu wachen, daß die VBormünder der fich in 
feinem Bezirke aufbhaltenden Mündel für die Perjon der Münbdel, 
in3befondere für ihre Erziehung und ihre körperliche Pflege pflichtmäßig 
Sorge tragen ($ 1850). 

Der Waifenpfleger wird daher die Überwachung der Mündel in 
Bezug auf deren Erziehung und Körperpflege fich angelegen fein lafjen, 
insbejondere bei unehelichen Kindern und denjenigen von auswärts 
hierher gezogenen Mündeln, deren Vormünder nicht hier am Orte wohnen. 
In rüdfichtsvoller und Jchonender Weife wird er, ſoweit erforderlich, 
jowohl durch perfönliche Bejuche bei den Mündeln ala auch, jofern es 
im Intereſſe des Mündels nötig erjcheint, durch Erkundigungen in der 
betreffenden Schule, oder bei Lehr: und Dienftherren und Arbeitgebern, 
oder auch bei den Koſtgebern über Verhalten und Ergehen der Mündel 
das Erforderliche ermitteln, um jelbjt ein ficheres Urteil zu gewinnen 
und zur Ausfunfterteilung im ftande zu fein. 

$ 15. Der Gemeindewaifenrat Hat der Vormundſchaftsbehörde 
Mängel und Pflichtwidrigkeiten, die er in Hinficht der Erziehung und 
Körperpflege der Mündel wahrnimmt, anzuzeigen und auf Erfordern 
über das perjünliche Ergehen und das Verhalten eines Mündels Aus— 
funft zu erteilen ($ 1850). 

Die Waifenpfleger werden daher durch den Kreisvorſteher dem 
Gemeindewaiſenrate ihre Wahrnehmungen in der angegebenen Beziehung 
furz mitteilen, damit diejer entweder durch Beranlafjung einer Rüdjprache 
mit dem Bormund oder Mündel, oder durch Anzeige an die VBormund- 
ichaftsbehörde den beobachteten Mängeln abzuhelfen juche. 

8 17. Der Gemeindewaijenrat hat der Vormundſchaftsbehörde 
Anzeige zu machen, wenn ein Fall zu ſeiner Kenntnis gelangt, in 
welchem die Vormundſchaftsbehörde zum Einſchreiten berufen iſt ($ 1675). 

Werden ſolche Fälle den Waijenpflegern befannt, jo ift dem Kreis— 
vorjteher ungejäumt Anzeige zu erjtatten, damit der Gemeindewaifenrat, 
wenn erforderlich, die VBormundjchaftsbehörde um Anordnung der not» 
wendigen Maßregeln zum GSchube der gefährdeten Unmündigen er— 
fuchen kann. 

8 18. Die Waifenpfleger und deren Helferinnen unterjtüßen das 
MWailenhausfollegium in der Ausübung der diefem auf Grund des 
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Waijenhaugpflegegejeges übertragene Obhut über ſolche Unmündige, für 
welche öffentliche Fürforge angeordnet ift, und welche innerhalb des 
Stadtgebietes in Pflegejtellen oder in Lehr- und Dienftjtellen unter- 
gebracht find. 

Sie helfen bei der Auswahl geeigneter Pflege-, Lehr: und Dienft- 
jtellen und beauffichtigen die Pflege und Erziehung, jowie die Führung 
der ihnen überwiejenen Unmiündigen. 

8 19. Der Waijenpfleger berichtet über die Verhältniffe derjenigen 
Perſonen, welche fich bei ihm oder bei der Direktion de Waiſenhauſes 
bereit erklärt haben, ein Waiſenkoſtkind in Pflege zu nehmen. 

Sofern die Perfon oder die Wohnung der Nachjuchenden in 
gejundheitlicher Beziehung zu Bedenken Anlaß giebt, ift der zuftändige 
Armenarzt um ein Gutachten zu erjuchen. 

Letzteres muß namentlich dann gejchehen, wenn eine Pflegemutter 
einem bei ihr unterzubringenden Säuglinge die Bruft zu reichen beabfichtigt. 

8 20. Zu berüdfichtigen find in der Regel nur jolche Pflegejtellen, 
in welchen Vater und Mutter am Leben find, gejundes Yamilienleben 
vorhanden ift, religiöjer Sinn und gute Sitte herrjcht, die wirtjchaftlichen 
und Erwerböverhältniffe geordnet und gefichert find, und die Pflegeeltern 
zu einfacher Erziehung geeignet erfcheinen. 

Witwen werden nur ausnahmmeife, namentlich für Kleine Kinder, 
als Pflegemütter zugelafjen. 

Die Waiſenkoſtkinder find nur bei Pflegeeltern derjelben Religion 
oder Konfejfion unterzubringen. 


$ 21. Ausgejchloffen als Pflegeeltern find Almojenempfänger und 
folche unbemittelte Leute, die feinen geregelten und feſten Erwerb haben, 
ſowie diejenigen Perjonen, bei welchen der Verdacht naheliegt, daß fie 
es lediglich auf Ausnutzung der Waijenkoftkinder abgejehen haben, diefe 
al Erſatz für einen Dienftboten, vorwiegend zum Kinderwarten, zu 
Botendieniten u. ä. verwenden wollen, und endlich jolche, die nicht gewillt 
find, den Kindern vollen Familienanſchluß zu gewähren. 


$ 22. 68 ift zu fordern, daß jedem Finde ein beſonderes, nur 
von diefem zu benußendes Bett gewährt werde, und daß nicht größere 
Kinder verjchiedenen Gejchlechts in demjelben Schlafraume, auch nicht 
ältere Kinder in dem Schlafraume namentlich jüngerer Eheleute unter- 
gebracht werden. 


S 23. Der Waijenpfleger und deſſen Helferin werden durch üftere 
Haußbejuche den perjönlichen Verkehr mit Pflegern und Pfleglingen rege 
erhalten, den Eltern nötige Anleitung und erforderlichen Falls that- 
kräftigen Beiſtand zu einer zwedmäßigen Erziehung gewähren und die 
Kinder gegen etwaige Mißgriffe der Pflegeeltern rechtzeitig und. nach= 
baltig jchüßen. 

5 25. Nahrung und Kleidung find nad den Berhältniffen der 
Pflegeeltern zu beurteilen. Verweiſung des Pflegefindes an den Gejinde- 
tifch oder Speiſung desjelben außerhalb des Haufes der Pflegeeltern, 
etwa in einer Volksküche, bedingen die Aufhebung einer Pflegejtelle. 
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$ 28. Um die Körperpflege, die Neinlichleit des Leibe und der 
Kleidung bei den Kindern zu fördern, empfiehlt es fich, ſowohl die 
Kinder in den angegebenen Beziehungen jorgfältig zu überwachen, ala 
auch auf die Wohnung der Pflegeeltern Hinfichtlich der Ordnung und 
Sauberfeit, jowie der gehörigen Lüftung, namentli der Schlafräume, 
und auf die Betten der Kinder ein wachlames Auge zu haben. Über 
augenscheinlich ungejunde Wohnungsverhältnifje ift an die Behörde für 
Mohnungspflege zu berichten. 

$ 29. Die Pflegeeltern find anzuhalten, daß fie rechtzeitig ihre 
Pfleglinge zum Schulbeſuch anmelden. Die erforderlichen Papiere 
werden im MWaijenhauje geliefert. 

Die Waijenkoftkinder genießen freien Unterricht in der Volksſchule 
und erhalten auch die nötigen Schulbücher und Schulutenfilien unentgeltlich 
von der Schulverwaltung geliefert. 

Bon den Pflegeeltern ift zu fordern, daß fie die Kinder anhalten, 
jedesmal, nachdem ihnen in der Schule ein Bierteljahrszeugnis erteilt 
ift, diejes alsbald dem Waifenpfleger vorzulegen. 

S 30. Beichäjtigung der Kinder außer der Schulzeit in dem 
Umfange, wie foldhe von verjtändigen Eltern ihren eigenen Kindern 
zugemutet wird, ijt durchaus erwünjcht, wenn dabei die Kinder für 
ihre Zukunft lernen oder ihre Kräfte ohne Überbürdung üben. Diejelbe 
fol jedoch in der Regel nicht vor 7 Uhr morgen? und nicht nach 8 Uhr 
abends gefordert werden, namentlich find ermüdende körperliche Arbeiten 
vor dem Beginn des Schulunterricht nicht zu geitatten. 

Jede Dienftleiftung der Pflegefinder außerhalb des Familienkreiſes 
der Pflegeeltern gegen Lohn bedarf der Genehmigung des Waijenpflegers. 

Die nach Alter oder Körperbeichaffenheit fich richtende notwendige 
Erholungszeit muß den Kindern jelbjtverjtändlich gewährt werden. 

$ 31. In Bezug auf die Überwachung des Verkehrs der Waijen- 
foftfinder außerhalb des Haufes der Pflegeeltern iſt dieſen bejondere 
Sorgfalt zur Pflicht zu machen. 

Befuche der Kinder durch ihre Angehörigen im Haufe der Pflege- 
eltern find zu gejtatten, jo lange die letteren dadurch nicht ungebührlich 
beläjtigt werden und eine ungehörige Beeinfluffung des Kindes nicht 
jtattfindet. Nötigenfall® iſt bei der Direktion des Waiſenhauſes ein 
Eingreifen der Waifenverwaltung zu beantragen. 

Auf keinen Fall dürfen Waijenkinder ohne Genehmigung des Waijen- 
pfleger3 dritten Perfonen, auch wenn dieje Angehörige der Kinder find, 
mitgegeben werden. 

Eine Auslieferung der Kinder an die Angehörigen oder andere 
Perjonen und damit zugleich die Entlafjung derjelben aus der öffentlichen 
Pflege darf nur auf fchriftliche Anweifung der Direktion des Waijenhaufes 
erfolgen. 

8 32. Die Erziehung der Kinder zu gejunder Frömmigkeit und 
demnächft bewußter Teilnahme am kirchlichen Gemeindeleben iſt Pflicht 
der Bormundfchait. 

Bon den Pflegeeltern iſt daher zu fordern, daß fie auch die religiöje 
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Erziehung ihrer Pflegefinder fich ernjtlich angelegen jein lafjen und diefe, 
je nach Alter und Entwidelung, zur Teilnahme an den bejtehenden 
Augendgottesdieniten oder jpäter an den kirchlichen Gemeindegottesdienften 
anhalten. 

8 34. Diejenigen Zöglinge der öffentlichen Waifenpflege, welche 
auch nach ihrer Entlaffung aus der Schule noch big zur Volljährigkeit 
unter der gejeglichen Vormundſchaft oder Pflegichaft des Waiſenhaus— 
follegiums verbleiben und innerhalb des Stadtgebieteg in Lehr- oder 
Dienftjtellen untergebracht find, werden auch für dieſe Zeit der Aufficht 
eine Waiſenpflegers unterjtellt. 

Die Unmündigen follen bei demjelben Rat und Anleitung und, 
wenn nötig, Schuß gegen Ungebühr finden, aber auch die Lehrherren 
und Dienjtherrjchaiten dürfen auf feine Unterftügung rechnen in ihrem 
Beitreben, die ihnen anvertrauten Mündel zu ſittſamem Verhalten und 
treuer Pflichterfüllung zu erziehen. 

8 35. Die Lehr- und Dienftverträge werden durch die Wailens 
verwaltung abgejchloffen und dem Waijenpfleger zur weiteren Beranlafjung 
mitgeteilt. 

Der Waijenpfleger und feine Helferin werden die Mündel, jobald 
dieje ihre Stellung angetreten haben, einer fortdauernden Beobachtung 
unterziehen und zuerjt nach Verlauf von vier Wochen, fpäterhin halbjährlich 
über Fleiß, Führung und fonftige Verhältniſſe derjelben an die Waijen- 
verwaltung berichten. 


8 36. Die für das Lehr» und Dienftverhältnis geltenden Be- 
ftimmungen find in den betreffenden Verträgen enthalten. 

Die Mündel find anzuhalten, den verdienten Lohn oder erhaltene 
Gejchenfe oder Trinkgelder, joweit diefe nicht unter dem zu erbittenden 
Beirat der Dienjtherrichait zur Beichaffung von Kleidungaftüden und 
anderen notwendigen Dingen gebraucht werden, bei der Sparkaſſe des 
MWaijenhaufes zu belegen, über welche die in den Sparkafjenbüchern 
abgedrudten Statuten das Nähere enthalten. 


S 37. Am erjten Sonntage jeden Monats findet für die fonfirmierten 
Mädchen, am dritten Sonntage für die fonfirmierten Knaben abends um 
7 Uhr im Waiſenhauſe eine VBerfammlung ftatt zur Pflege der Gefelligkeit. 

Die Lehrherren und Dienjtherrichaften find zu erjuchen, ſoweit 
thunlich, den Pflegebefohlenen die Teilnahme an diejen VBerfammlungen zu 
gejtatten. 

Übrigens find die Mündel jederzeit im Waifenhaufe willkommen, 
und es ijt nur erwünjcht, daß fie in demſelben als in ihrem Elternhaufe 
recht fleißig und gern verkehren. 

8 38. Für andauernd gute Führung und lobenswerte Leiftungen 
fann Lehrlingen nach beendeter Lehrzeit und Dienjtboten bei Eintritt der 
Volljährigkeit aus den Mitteln der Waifenftiftung ein Gejchent als 
Anerkennung bewilligt werden, bejtehend in einem Diplom, und außerdem 
für männliche Zöglinge in einem auf ihren Beruf fich beziehenden Buche, 
für Mädchen in einem goldenen Kreuze. 
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Serner kann bejonder begabten und jtrebfamen Zöglingen unter 
bejonderen Umftänden eine Beihilfe zu weiterer Ausbildung und befjerem 
Fortkommen aus der Unterftügungskafle des Waifenhaufes gewährt werden, 

Die Waijenpfleger werden gebeten, auf geeignete Fälle der an« 
gedeuteten Art aufmerkſam zu machen. 


$ 41. Die Waifenpfleger und deren Helferinnen beauffichtigen nach 
8 4 des Gefehes, betreffend die Beauffichtigung des Koſtkinderweſens, 
vom 21. Dezember 1896 die Pflege derjenigen Koftlinder, welche nach 
der Beitimmung in $ 1 desjelben Geſetzes nur mit obrigfeitlicher Erlaubnis 
aufgenommen werden dürfen, oder nach $ 7, Abf. 1 unter Aufficht geftellt 
find. Die Beauffichtigung dauert bis zu dem Zeitpunfte, zu welchem 
das Koſtkind das achte Lebensjahr vollendet. 

8 43. Ein neu zugewiejenes Koſtkind ift jogleich zu bejuchen und 
über dasjelbe alabald an die Waifenverwaltung zu berichten. Später ift 
regelmäßig halbjährlich Bericht zu erjtatten. 

Häufige Beſuche, möglichit zu verfchiedenen Tageszeiten, erheifchen 
die Säuglinge und ſolche Koftlinder, deren Pflege oder Gejundheits- 
zuftand zu Bedenken Anlaß geben. 

Für die Ernährung und Pflege der Kinder find den Koftmüttern 
durch die Behörde ausführliche Vorſchriften erteilt, deren Beachtung auch 
namentlich den Helferinnen empfohlen wird. 

Sofern bemerkte Mängel in der Pflege der Koftlinder nicht durch 
Rückſprache mit den Pflegeeltern oder auch den leiblichen Eltern, Ver— 
wandten oder Bormündern der Kinder zu bejeitigen find, was zunächſt 
durch einen nach fürzerer Zeit zu wiederholenden Beſuch feſtzuſtellen 
fein wird, jo ift darüber an die Waiienverwaltung zur Beranlaffung 
anderweitiger Maßnahmen zu berichten. 

Ericheint die Aufhebung der Pflegeftelle im Intereſſe des Koftlindes 
geboten, jo find die darauf bezüglichen an die Waifenverwaltung zu 
richtenden Anträge möglichjt eingehend zu begründen, damit deſto 
fchneller die Entjcheidung der Polizeibehörde herbeigeführt werden kann. 

Im allgemeinen werden für die Beurteilung der Pflegeftellen die bei 
der Beauffichtigung der Watijenkojtlinder zur Anwendung fommenden Grund- 
jäge ala maßgebend zu betrachten fein. Dabei ift zu beachten, daß das 
Koftgeld, die Kleidung u. ſ. w. nicht aus Öffentlichen Mitteln, jondern 
durch die Angehörigen des Kindes bezw. die Pflegeeltern bejchafft wird. 


Hamburg, den 20. Dezember 1899. 
| Das Waifenhauskollegium. 


Schriften d. D. Ber. f. Wohlthätigkeit. XLVII. 4 
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Anlage 3. 


Dorfchriften für die Koftmütter über die Ernährung und 
Pflege der Kinder. (Hamburg.) 


1. Ernährung. 


A. Die beite und zuträglichſte Ernährung für Kinder ift 
Bruftnahrung. 


1. Die Bruft iſt dem Kinde nicht öfter ala alle 2 bis 3 Stunden 
zu reichen; in der Nacht ift e8 an eine Paufe von ungefähr 6 Stunden 
zu gewöhnen. Es ſoll nicht zu lange, im allgemeinen nicht länger als 
20 Minuten an der Bruft gehalten werden, jchläft es ein, jo ijt es als— 
bald abzuheben. Im Bett darf die Mutter nicht nähren, da erfahrung? 
gemäß jelbjt gewiljenhafte Mütter recht oft während des Nährens ein- 
fchlafen und ihr Kind dann im Schlafe erjtiden können. 

2. Reicht die Muttermilch aus, jo braucht das Kind während der 
6 erjten Monate feine andere Nahrung. 

3. Hat die Stillende zu wenig Mil, oder hat fie gleichzeitig 
mehrere Kinder an der Brut, jo muß neben der Bruft eine Miſchung 
von Kuhmilch und abgefochtem Wafjer in dem gleichen Mengenverhältnig, 
wie bei den mit der Flaſche großgezogenen Kindern gereicht werden. 

4. Die Entwöhnung des Kindes foll in der Regel allmählich, über 
Wochen bis Monate, vorgenommen werden; bis zum 10. Lebengmonat 
jollte fie vollendet jein. Länger ala 12 Monate dem Kinde die Bruft zu 
reichen, ift für Mutter und stind ſchädlich. Man vermeide die Entwöhnung 
in den heißen Sommermonaten. 

5. Erkrankt die Stillende, jo Hat fie unverzüglich ärztlichen Rat 
einzuholen, ob fie weiter nähren darf. 


B. Wird das Kind mit der Flafche groß gezogen, jo find 
folgende Vorſchriften zu beobadten. 


1. Es darf nur frifche Vollmilch, nicht abgerahmte Kuhmild und 
nicht Milch vom vorhergehenden Tage verwendet werden. | 

2. Die Darreihung der Nahrung gejchehe mittelft einer Saug- 
flajche und in den gleichen Zwifchenräumen, wie die der Muttermilch. 
Die Menge der Flüffigfeit, welche zu jeder einzelnen Mahlzeit gereicht 
werden ſoll, beträgt im 1. Monat annähernd 8 Eßlöffel voll, fie jteigt 
allmählich, jodaß im 3. Monat 12, im 7. — 15, im 9. = 17 Eplöffel 
— 1a Liter gereicht werden. 

Über Ya Liter für die Mahlzeit joll im erſten Lebensjahre nicht 
gegeben werden. 

3. Um die in der frifchgemolfenen Kuhmilch ſtets vorhandenen 
Unreinlichfeiten und häufig vorhandenen jchädlichen Keime unjchädlich zu 
machen, ijt fie baldmöglichjt nach dem Empfang abzufochen und dann 
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in einem reinen Gefäße wohl zugedekt, an einem fühlen Ort aufzu- 
bewahren. Zum Gebrauch werden die einzelnen Portionen herausgegoffen ; 
ein verbleibender Reſt darf für das Kind am nächjten Tage nicht mehr 
verwendet werben. 

Wenn ein fogenannter Sorhleticher Apparat oder eine den gleichen 
Zweden dienende andere Vorkehrung vorhanden ift, muß die Milch nach 
dorgenommener Verdünnung mit Wafler (fiehe Nr. 4) in diefem Apparat 
nach der beigegebenen gedrudten Gebrauchsanweiſung oder nach Anmweifung 
des Arztes gekocht werden. 

Noch beſſer ift es, die Milch in mehrere Fleine, gut gereinigte 
Flaſchen zu füllen und dann mit den Flaſchen in einem Topfe mit 
Waſſer "/s Stunde lang zu kochen. Dana müſſen die Flaſchen wohl 
verjchloffen und an einem fühlen Ort bis zur Benußung aufbewahrt werden. 

4. Die Milch muß mit abgefochtem, warmem Waller verbünnt 
und mit Zuder — ein Theelöffel voll auf "4 Liter Milch — verfüht 
werden. Die Verdünnung betrage in den eriten Lebenswochen 2 Teile 
Wafler auf 1 Zeil Milch, jpäter zur Hälfte Waller, zur Hälfte Milch, 
vom 4. Monat an Waſſer und % Mil und nach dem erjten 
Halbjahre gebe man die Kuhmilch unverdünnt. 

Mit Zuftimmung des Arztes darf ftatt Wafler auch dünner Gerften- 
oder Haferichleim zur Berdünnung der Milch verwendet werden. Der- 
ſelbe muß mindejtens zweimal täglich frifch bereitet werden, wenn er 
nit in einem Soxhletſchen oder ähnlichen Apparat gleich mit der Milch 
gefocht wird. 

5. Die Verdünnung ijt, abgejehen von dem alle, daß man in 
dem Sorhletapparat oder einem entjprechenden Erjah das Milchquantum 
des Tages in entjprechender Verdünnung im voraus fertig bereitet und 
wohl verichloffen an fühlem Orte aufbewahrt Hält, jedesmal unmittelbar 
bevor das Kind trinken fol, frijch zu bereiten. Was nach der Mahlzeit 
in der Flaſche übrig bleibt, ift für das Kind nicht wieder zu verwenden. 

6. Die Milch darf nicht zu kalt und nicht zu heiß gegeben werden. 
Man prüfe die Wärme, indem man die Ylafche nach kräftigem Umfchütteln 
an die eigene Bade hält, nicht indem man davon trinkt. 

7. Die Saugflafche ift jedesmal gleih nad dem Gebrauch mit 
reinem, warmem Waſſer auf das forgfältigjte zu reinigen und troden 
binzuftellen. Der Gummiſauger muß nach jedem Gebrauche durch Abwiſchen 
oder Abreiben mit Salz außen und innen gereinigt und in frifchem 
Waſſer aufbewahrt, von Zeit zu Zeit ferner gründlich ausgekocht werden. 

8. Dem Kinde ift nach jeder Mahlzeit der Mund vorfichtig zu 
reinigen. 

9. Gummijauger mit Zuder, jogenannte Saugbeutel, find nicht 
erlaubt, ebenfowenig ſonſtige Beruhigungsmittel der Kinder. 


C. Andere Nahrungsmittel 


als friſche Milch oder Erjagmittel der legteren (Schweizermilch, kondenfierte 
Mil, künstliche Muttermilch, pafteurifierte Milch oder Kindermehle und 
4* 
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dergl.) darf die Pflegemutter ohne Zuſtimmung des Arztes einem Kinde 
nicht geben. Erſt nach dem 6. Monat kann neben der Milch Brei von 
Zwieback, Semmel, Gries, Weizen- oder Reismehl mit Milch, und ſpäter 
auch fettloſe Fleiſchbrühe mit Eigelb gereicht werden, nicht aber Brot oder 
Kartoffeln. Die Hauptnahrung muß auch dann noch immer die Kuhmilch 
bleiben. Auch dieſe Gerichte müſſen immer friſch bereitet werden. 

Spirituoſen einem Kinde ohne ärztliche Anweiſung einzuflößen iſt 
auf das ſtrengſte verboten. 


II. Pflege. 


1. Das Koſtkind darf nicht mit erwachſenen Perſonen in einem 
Bette ſchlafen. 

2. Die Betten ſind vor Verunreinigungen durch Unterlagen aus 
waſſerdichten Stoffen (Wachsleinen, Gummizeug) zu ſchützen. 

3. Sobald das Kind ſich verunreinigt hat, iſt es zu reinigen und 
troden zu legen. 

4. Jeden Morgen iſt e8 mit laumwarmem Wafler und Seife 
zu baden. 

5. Die Luft in der Stube ift möglichft rein zu halten, durch Öffnen 
der Fenſter 2c., wobei dag Sind vor Zugluft geſchützt werden muß. 
Übelriechende Sachen find aus der Stube zu entfernen. 

6. Die Kleidung joll warm und leicht fein. Das Kind darf nicht 
gewidelt werden. Es müſſen jtet3 6 leinene und 3 wollene Windeln, 
4 Hemden, 3 Kappen und jpäter 2 Anzüge vorhanden fein und zwar 
in reinlichem und gutem Zujtande. 

7. Sit das Kind gefund, fo ift es bei gutem Wetter täglich ins 
Freie zu führen. 

8. Abends darf es nicht zu ſpät ins Bett gelegt werden. Es darf 
nicht gewiegt werden. 

9, Küffen auf den Mund ift zu vermeiden. 

10. Bei Krankheitserfcheinungen dürfen feine Hausmittel angewendet 
werden. Es ijt vielmehr in allen Fällen die Hilfe des Arztes, bei 
vorhandener Mittellofigfeit die des Armenarztes in Anfpruch zu 
nehmen. In den heißen Sommermonaten Hat die bei Durchfall und 
Brechdurchfall jofort zu gejchehen. 


Anlage 4. 
Beftimmungen über das Hiehkinderweien in Halle a. S. 


Auf Grund der Oberpräfidialverordnung vom 17. Dezember 1880 
werden die nachiolgenden Borjchriften für die Zieheltern erlafjen: 

1. Die Fürforge und Aufficht erftredt fich auf alle in fremder Pflege 
befindlichen Kinder. 

2. Alle diejenigen Ziehmütter, welche ein Ziehlind in Pflege ge 
nommen haben, find verpflichtet, da& Kind an dem der Aufnahme folgen- 
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den Mittwoch, nachmittags zwiſchen 3 und 4 Uhr im Geſchäftszimmer 
der Armendirektion, Rathausftraße 1II, vorzuftellen. Dabei haben fie 
die Papiere, welche Angaben über Alter und Herkunft des Kindes ent- 
halten, vorzulegen und über die Kindesmutter Auskunft zu erteilen. 
Ebenſo Haben die Ziehmütter das Kind vorzuftellen, wenn fie den Auf- 
trag dazu von den Pflegerinnen, dem Ziehfinderarzte oder der Polizei- 
verwaltung, Abteilung für das Ziehlinderweien, erhalten haben. Das 
Kind ift mit zur Stelle zu bringen, falls nicht Krankheit oder Witterung 
das Ausführen desfelben verbieten. Die Beendigung des Pflegeverhält- 
niffes ift binnen 24 Stunden im Gejchäftszimmer der Armendirektion 
anzuzeigen. 

3. In der Regel wird einer Ziehmutter nicht mehr ala ein Zieh- 
find bewilligt. 

4. Bon den Ziehmüttern ift die nachfolgende Anweifung ftreng zu 
befolgen. Eine Übertretung derjelben zieht die in der Oberpräfidial- 
derordnung vom 17. Dezember 1880 angedrohten Strafen von 3 bis 
80 Mark nach fid. 

Halle a. ©., den 7. März 1900. 


Die Polizeiverwaltung, 
Abteilung für das Ziehfinderweien. 
Pütter. 


Anlage 5. 


Anweiſung für die Hiehmütter. (Halle a. S.) 


Die Ziehmütter jollen beherzigen, daß ihnen ein Kind anvertraut 
ift, für deffen Gejundheit fie nicht nur dem Geſetz, fondern auch ihrem 
Gewiffen verantwortlich find. 

Sie haben nachſtehende Beftimmungen einzuhalten: 


1. Wohnung, Betten, Kleidung. 


Das Zimmer ift täglich zu wachen und zu lüften, bei eingetretener 
Kälte muß für genügende Wärme durch Feuerung gelorgt werden. Der 
Korb oder das Bett ſoll fich nicht zu nahe am Ofen oder am Fenſter, 
im Sommer nicht in der geheizten Küche, befinden. Bis zu 1Ya Jahr 
genügt ein größerer Hebeforb oder Kinderwagen, von diefer Zeit ift eine 
Bettjtelle notwendig. Falls die Mutter die Bettjtelle nicht herbeibringt, 
muß die Ziehmutter für eine folche jorgen. Nie darf das Find mit 
Erwadjenen im Bett jchlafen. Vorhanden fein müflen während der 
eriten Monate ein glatt gejtopfter Spreujad, deſſen Inhalt wenigſtens 
halbjährlich zu erneuern ift und ein Wickelkiſſen, ſpäter ein Unterbett, 
Kopfkiſſen und Zudede oder Bettchen. 

Das Kind fol nicht gewidelt werden. Die Ziehmutter muß ferner 
als durchaus notwendig 6 leinene und 3 wollene Windeln, 4 Hemdchen, 


54 Euno. 


3 Käppchen, einige Lätzchen und fpäter 2 Anzüge nachweijen können. 
Die Kleidung ift reinlic und in gutem Zuftande zu halten. Die ver- 
unreinigten Windeln find fofort in einen Behälter mit Waffer zu werfen 
und vor jedem Wiedergebrauche zu waſchen. 


2, Nahrung und Erziehung. 


In den beiden erften Monaten ift das gejunde Kind täglich warn, 
nicht zu Heiß zu baden, ſpäter wenigſtens zweimal wöchentlich. Sonſt 
iſt täglich mit gewöhnlichen, im Zimmer geftandenen Waſſer Bruft und 
Rüden rafch zu waſchen. Mund und Ohren find nicht mit dem Babdewafler, 
fondern mit reinem Waſſer auszuwaſchen. 

Im Befie einer jeden Ziehmutter müſſen fein: 2 gewöhnliche 
Glastrinfflajhen mit Striden, 2 Gummijaughütchen, 1 Spirituslampe, 
1 großer und 1 Eleiner Milchtopf. Die Flaſchen find fofort nach dem 
Trinken zu reinigen und mit Wafler zu füllen, die Saughütchen gleich- 
falls gereinigt ins Waſſer zu legen. Die Milch, welche frühzeitig friſch 
vorhanden fein muß, wird ſofort abgefocht und bleibt gut zugededt an 
einem fühlen Orte in altem Wafler ftehen. Vor dem Trinken wird der 
Teil, welchen dag Kind trinken fol, nochmal auf Spiritus in einem 
reinen Töpfchen aufgekocht, noch heiß in die Flafche gegofien und in dem 
folgenden Verhältnis mit abgefochten Waſſer verdünnt: in dem 1. Monate 
mit der gleichen Menge Wafler, alfo 1 Zeiljtrich der Flajche Milch und 
1 Zeilftrih Waſſer, vom 2. bi 6. Monate 2 Teilftriche Mil und 
1 Zeilftrih Wafler. Kaufen ſoll die Ziehmutter für das Kind täglich: 

im 1. Monat Ys Liter Milch, 
im 2.—6. Monat Ye—? 4 Liter Milch, 
"dom 6. Monate bis 1/2 Jahr 1 Liter Milch, 
vom 1!ie bis 2. Jahre Liter Milch, 
vom 2.—4. Yahre "is Liter Milch, 


Zum Beijpiel wird das Kind im erjten Monate gewöhnlich 4 Striche 
in der Flaſche trinken, alfo 2 Striche abgefochte Milch werden heiß in 
die Flaſche gegofien und dazu 2 Striche abgekochtes Waſſer. Vom 
2. Monate an, wenn das Kind 6 Striche trintt, 4 Striche Milh und 
2 Striche Wafler oder jpäter 6 Striche Milch und 3 Striche Waſſer. — 
Die Wärme der Tlafche ift durch das Halten an das Auge zu prüfen, 
nicht aber, wie oft geichieht, zu koſten. — Bei Zujaß von jchleimigen 
oder Mehlſubſtanzen ift dag Mehl dünn für den halben Tag zu fochen, 
und wird bei jedem Zrinfen der Milch in die Flafche an Stelle des 
Waſſers zugegofien. Nachts joll nur Eleinften Kindern eine Flaſche ges 
geben werden. 

Dom 3. Monat an fann eine halbe, jpäter eine ganze gut aus— 
gebadene Semmel oder Nährzwiebad, mit Butter und Milch aufgebrüht, 
oder auch einmal täglich durch die Flajche dünne Mehlſuppe gegeben 
werden. WAlleiniges Füttern ohne Milch ijt zu vermeiden. 

Ferner find vom 5. Monat an zur Abwechslung Gries, Grüße, 
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Tadennudeln, Hafer oder Haidegrüße, mit Milch oder Fleiſchbrühe auf- 
gekocht, gejtattet. 

Zulpe und Gummifauger mit Zuder gefüllt find gänzlich weg— 
zulafien. Nur bei jehr unruhigen und zahnenden Kindern ijt ein jauberer, 
beiler oder mit einem reinen Kork feſt abgejchlofiener Gummihut ohne 
Zuder zeitweife, wenn die Ziehmutter im Zimmer ift, geftattet. Die 
Ziehmutter joll das Gummihütchen nie mit dem eigenen Munde an- 
feuchten, dagegen aber täglich öfter gründlich reinigen; nie darf dasſelbe 
fauer riechen. — Abends ift dem Kinde mit einem reinen in abgefochtes 
Waſſer getauchten Leinwandläppchen der Mund forgfältig auszuwaſchen. 
Das Kind darf nicht mit der Flajche im Munde allein gelafjen werden. 

Es ift nicht jede dünne, ſauer und übelriechende Augleerung auf die 
Zahnung zu jchieben. 

Strengite Borficht bei jolchen Ausleerungen ift dringend notwendig. 

Sobald das Kind zweimal Durchfall zeigt, tft die Milch jofort aus— 
zujegen und das Kind einige Stunden hungern zu lafjen, darauf ift 
dünner Haferichleim (1 Mefjeripige mit 1 Taſſe Wafler aufgefocht), in 
Heinen Quantitäten Vs Tag zu geben. Dann abwechjelnd Haferjchleim 
mit dünner Mehlſuppe oder Kalbsknochenbrühe, bis die Diarrhöe be- 
endigt ift, und nun ift erſt allmählich mit der Milch wieder zu be- 
ginnen. An Stelle der Milch iſt auch gute Sahne mit 2—3 Teilen 
MWafjer verdünnt dem Kinde oft zuträglich. — Alles Probieren ift zu 
unterlaflen und bei nicht baldigem Nachlaß ſofort die Hilfe der Pflegerin 
in Anfpruch zu nehmen. 

Bei Ihönem Wetter muß das Kind täglich, wenn es geſund ijt, an 
die Luft gebracht werden, Zugluft, heftiger Oftwind und jchlechte Witte- 
rung find zu vermeiden, abends fol e8 nicht zu ſpät ins Bett gelegt 
und darin vor grellem Lichtfcheine behütet werden. Bon Kindern, welche 
an anftedenden Krankheiten, Maſern, Scharlach, Keuchhuſten, Diphtherie 
leiden, iſt e3 jtreng zu entfernen; brechen jolche Krankheiten in der 
eigenen Familie der Ziehmutter aus, jo ift der Ziehlinderarzt jogleich 
zu benachrichtigen. 

Bei gefunden Kindern findet die Impfung gemäß dem Geſetz vor 
dem Ablaufe des auf jein Geburtsjahr Folgenden Kalenderjahres jtatt, 
eine Befreiung von ihr bei Schwäche oder Krankheit des Kindes ver- 
mittelt der Ziehlinderarzt. — Nie darf das Kind mit der Fauſt, Stöden, 
Striden, Riemen oder anderen Werkzeugen auf den Kopf, Geficht, Rüden 
geichlagen werden, nur auf die Hände find mit einer ſchwachen birkenen 
Rute nicht zu ſtarke Schläge, ſodaß nie Striemen entjtehen, bei einem 
älteren Rinde geftattet. Die Zieheltern follen vor allem verfuchen, durch 
verjtändiges Zureden dem Kinde feine Unarten abzugewöhnen. Terner 
fol dag Kind nie auf den Mund geküßt werden. Eine Aufnahme des 
Kindes in eine KHinderbewahranftalt oder einen Kindergarten darf in der 
Regel erjt in einem Alter von 2!/e Jahren erfolgen. Erkrankte Zieh- 
finder erhalten, folange nicht Armenärzte angeftellt find, durch die 
medizinifche Poliklinik freie Behandlung und Medizin. Falls die Kinder 
nicht in die Sprechitunden gebracht werden können, find die Beftellungen 
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möglichjt früh vor 8 Uhr abzugeben. Die notwendige Unterbringung in 
die Klinik geichieht auf Anmweifung des das Kind behandelnden Privat- 
arztes oder fonjt auf die des Ziehkinderarztes Dr. med. Reineboth, ebenjo 
erteilt derjelbe Mittwoch nachmittags im Gejchäftszimmer der Armen- 
Direktion und bei dringenden Fällen Rat in feiner Wohnung. Die 
Ziehmütter follen die Mutter des Kindes don dem Inhalte diejer Ver— 
ordnung unterrichten und fie darauf aufmerkſam machen, daß es für 
das Kind bis zum zweiten Jahre mit der größten Gefahr verbunden 
ift, dasjelbe Sonntags zu fich zu nehmen, e3 zu weit auszufahren und 
andere Milch, jowie unzwedmäßige Nahrung (Kuchen, Bier) zu berab- 
reichen. Die Ziehmutter muß Streitigkeiten mit der Mutter des Kindes 
zu vermeiden fuchen. 


3. Kontrolle der Kinder, 


Der dur den Ziehlinderarzt bezw. die Pflegerinnen ausgeübten 
Kontrolle der Kinder jollen die Ziehmütter keine Hinderniffe bereiten, 
fondern darin vielmehr die Abficht erkennen, ihnen bei der Erziehung der 
Kinder mit Rat und That an die Hand zu gehen. Sie jollen diefen 
Perſonen freundlich entgegentommen, vorbehaltlos jede gewünſchte Aus— 
funft erteilen und ihren Ratjchlägen und Anordnungen ein williges Ohr 
leihen und pünktlich nachlommen. 

Zu den allgemeinen, ihnen bekannt gegebenen Kontrollverſamm— 
(ungen und ſonſt von den Pflegerinnen, dem Ziehfinderarzte oder der 
Polizeiverwaltung, Abteilung für das Ziehkinderweſen, angeordneten Vor— 
ftellungen haben fie fich mit dem Kinde pünktlich einzufinden. Prämien 
erhalten nur ſolche Ziehmütter, welche die obigen VBorjchriften auf das 
genauefte befolgen und mit ihrer Pflege einen vollen Erfolg auf- 
zuweilen haben. 


Anlage 6. 


Dienftanweifung für die Pflegerinnen beim Ziehkinderweſen 
in Balle a. S. 


$ 1. 
Die Stadt Halle a. ©. wird zur Ausübung der Kontrolle über die 
Zieh und Pflegelinder in 4 Bezirke eingeteilt. Für jeden Bezirk wird 
eine Pflegerin bejtellt. 


82. 

Die Pflegerinnen haben die Pflicht, die ihnen überwiejenen Zieh- 
und Pflegefinder (leßtere find ſolche Ziehlinder, deren Unterhalt aus 
öffentlichen Armenmitteln beftritten wird) zu beauffichtigen und darüber 
zu wachen, daß fie den gegebenen Beitimmungen gemäß von den Bieh- 
bezw. Pflegeeltern erzogen werben. 
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Sie haben das Gedeihen diefer Kinder nach beſtem Wiffen und Ge- 
willen und mit allen ihren Kräften zu fördern und müfjen fich ihrem 
Berufe mit Unverdrofjenheit, Teilnahme und Menjchenliebe hingeben. 

Die Pflegerinnen find auch verpflichtet, in den übrigen Zweigen der 
Öffentlichen Armenpflege mitzuwirken, joweit fie hierzu von der Armen» 
direftion beauftragt werden. s 

3. 

Die Pflegerinnen Haben die ihnen durch die Armendirektion neu 
überwiejenen Kinder baldigft zu bejuchen und fich von ihrem Befinden 
fowie der Art ihrer Unterbringung zu überzeugen. In der Folge haben 
fie die Kinder alle 3 Wochen mindeftens einmal perjönlich zu befuchen 
und fich hierbei jelbjt davon zu überzeugen, wie die Kinder genährt, 
gebettet, gewaſchen, gebadet, gekleidet und in welcher Weile fie jonft be- 
handelt werden; fie haben ferner die gehörige Lüftung des Schlaf- und 
Mohnraumes und zu geeigneten Zeiten das Austragen der Kinder ins 
Freie zu veranlaſſen. 


84. 

Falls Zieh- oder Pflegemütter bei der Erziehung der Kinder nicht 
nach den gegebenen Beſtimmungen verfahren, haben die Pflegerinnen die 
betreffenden Mütter in jachgemäßer Weiſe zu belehren und zu verjuchen, 
bejtehende Mängel joweit als möglich in Güte zu bejeitigen. Zieheltern, 
welche ihrer Aufficht Hinderniffe in den Weg legen, find auf die in der 
Anweifung für die Zieheltern angedrohten Strafen zu verweilen und 
falls fie auch dann den Anweilungen der Pflegerinnen nicht fachgemäße 
Folge leiten, der Armendirektion und dem Ziehfinderarzte ala unfolgiam 
zu benennen. 

Dagegen find diejenigen Zieh- und Pflegeeltern, welche ihre Pflicht 
in vollem Maße erfüllen und mit der Pflege der ihnen anvertrauten 
Kinder vollen Erfolg Haben, zur Berüdfichtigung bei Verleihung von 
Prämien der Armendirektion namhaft zu machen. 


8. 5. 

Die Pflegerinnen dürfen fich durch anftedende Krankheiten, welche 
in der betreffenden Wohnung oder dem betreffenden Haufe herrichen, 
von dem Bejuch der Kinder nicht abhalten lafjen, müſſen aber bei 
ferneren Bejuchen die nötige Vorficht durch Umkleiden oder dergleichen 
beobachten. 

Über ihre Wahrnehmungen bei den Bejuchen, namentlich über vor- 
gefunden Übelſtände, Ordnungswidrigkeiten, erkrankte, nicht mehr vor— 
gefundene, neue ihr noch nicht amtlich überwieſene Zieh- oder Pflegekinder 
haben ſie der Armendirektion und dem Arzte allwöchentlich, dringenden— 
falls aber ſofort Bericht zu erſtatten. 


Die Pflegerinnen haben den kranken Kindern ihre beſondere Auf— 
merkſamkeit zu widmen. 

Glaubt die Pflegerin, daß ein Kind an einer ſchleichenden Krankheit, 
wie Schwindſucht, engliſcher Krankheit, Skropheln leidet, ſo hat ſie, wenn 
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das Kind ohne Schaden transportiert reſp. vorgeführt werden kann, die 
Zieh- bezw. Pflegeeltern zu veranlaſſen, das Kind bei der nächſten 
Wochenvorſtellung vorzuſtellen. Falls das Kind ſchon in privat— 
ärztlicher Behandlung ſteht, iſt jede Anordnung zu unter— 
laſſen. Dem Ziehkinderarzte iſt hiervon Mitteilung zu 
machen. 

Findet die Pflegerin ein Kind mit deutlichen Anzeichen einer 
Erkrankung (Fieber, Maſern, Scharlach, heftigerem Durchfall, Hautaus— 
ſchlägen, Ohrlaufen), ſo hat ſie die Zieh- bezw. Pflegeeltern auf die Not— 
wendigkeit ſofortiger ärztlicher oder kliniſcher Behandlung 
aufmerkſam zu machen. Die Pflegerin hat ſich am nächſten Tage zu 
überzeugen, ob das Kind in ärztlicher Behandlung ſteht. Weigern ſich 
die betreffenden Zieh- oder Pflegeeltern, einen Arzt zuzuziehen, ſo iſt dem 
Ziehkinderarzte ungeſäumt Mitteilung zu machen. 

Die ärztliche Behandlung der Kinder findet, wo Armenärzte nicht 
angeſtellt ſind, in der Regel polikliniſch ſtatt. Es iſt aber den Zieh— 
eltern freigeſtellt, die Kinder durch Privatärzte auf ihre Koſten be— 
handeln zu laſſen. Die Pflegeeltern haben erkrankte Kinder ſtets 
in polikliniſche Behandlung zu geben, wenn ſie nicht Armenärzten 
zugewieſen find. 

Wünſchen Pflegeeltern ihr Pflegekind durch ihren Privatarzt be— 
handeln zu lafjen, jo haben fie davon der Armendireftion Mitteilung 
und den Arzt namhaft zu machen. 

Die bei den Zieh- oder Pflegeeltern verbleibenden kranken Kinder 
find wöchentlich mindeftens einmal zu beſuchen. In allen Fällen ift 
ftreng darauf zu achten, daß die Anordnungen des Arztes 
genau befolgt werden. 

Die Anwendung von Medifamenten ohne ärztliche Verordnung, 
jowie die Berabreihung von jogenannten Hausmitteln durch die Pflege- 
rinnen ijt ftreng unterjagt. 


87. 

Jeden Bejuch haben die Pflegerinnen in einem bei den Zieh- oder 
Pflegeeltern ausliegenden Buche (ſog. Ziehlinderbuche) zu vermerken, den 
Befund jedoch in den über die Ziehfinder zu führenden Kontrollbogen 
unter Angabe des Beſuchstages einzutragen. 


88 

Der allwöchentlich jtattfindenden Vorſtellung der Zieh- und Pflege- 
finder, fowie den Hauptvorjtellungen bderjelben Haben die Pflegerinnen 
jtet3 beizuwohnen. 

89. 

Die Pflegerinnen erhalten für ihre Bemühungen eine jährliche Ber- 
gütung von 800 Mark zahlbar in Raten am Ende eines jeden Monats, 
abzüglich der Beiträge zur Invalidität3- und Kranfenverficherung. Die 
Zahlung erfolgt durch die Stadthaupttafje. 
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8 10. 

Die Armendirektion erwartet, daß die Pflegerinnen dieſer Dienft- 
anweilung gemäß handeln und fich durch ihr Verhalten der Achtung und 
des Vertrauens, das ihr Wirken fordert, würdig zeigen. 

Abänderungen diefer Dienjtanweifung behält fich die Verwaltung vor. 


Halle a. ©., den 27. März 1900. 


Die Polizeiverwaltung, 
Abteilung für das Ziehfindermwejen. 


Unlage 7. 


Bericht über das „Halter und ZFiehkinderweſen“ in Poſen. 


Durh Beſchluß der jtädtiichen Körperjchaften Poſens wurden jeit 
dem 1. April 1898 die jogenannten Ziehlinder, d. h. die faſt durchweg 
unebelichen Kinder, welche von ihren Müttern bei fremden Leuten in 
Pflege gegeben werden und bisher bezüglich ihres körperlicheu Wohl— 
ergeheng don den Waijenräten, rejp. Vormündern nur ganz ungenügend 
beauffichtigt werden konnten, unter die ftändige Aufficht der waifen- 
rätlichen Helferinnen und eines Arztes geftellt.e Es gebührt an dieſer 
Stelle hervorgehoben zu werden, daß zu diefer humanen Neueinrichtung 
der Pojener Frauenbildungsverein die erjte Anregung gegeben und aus 
feiner Mitte die nötige Zahl von Helferinnen gewählt hat. Für jeden 
der 16 Armenbezirke wurde eine waijenrätliche Helferin und deren Gtell- 
vertreterin beftellt und denjelben die im Bezirke untergebrachten Kinder 
zugewiejen. Die Thätigfeit des Arztes erftredt fich auf fämtliche in der 
Stadt mwohnenden Ziehkinder. Die erfte Folge diefer jegensreichen Ein- 
richtung war die, daß die polizeiliche Erlaubnis zum Halten von Zieh- 
findern in jedem einzelnen Yalle von dem ärztlichen Gutachten über die 
betreffende Pflegejtelle abhängig gemacht wurde. Schon diejer Umftand 
allein ijt von ganz eminenter Bedeutung für das Gedeihen der Zieh- 
finder; denn e& werden dadurch jämtliche ungeeigneten Pflegeftellen von 
vornherein ausgeſchloſſen. Der Aufficht find fjämtliche Ziehkinder bis 
zum vollendeten jechjten Lebensjahre unterftellt. Bejondere Fürforge er- 
fordern die Säuglinge im erjten Lebensjahre; denn dieſes Alter weist 
im allgemeinen die größte Sterblichkeit auf, bei den Ziehlindern aber 
ift die Gefahr aus dem Umftande noch größer, weil fie durchweg 
fünftlih mit der Flaſche ernährt werden und fterilifierte Milch Teider 
nicht zur Anwendung fommt. Um die Kinder diejes Alter möglichjt in 
Schuß zu nehmen, werden die Ziehlinder unter einem Jahre allmonatlich 
einer genauen ärztlichen Befichtigung unterworfen und den Pflegemüttern 
die nötigen PVerhaltungsmaßregeln auseinandergejeßt. Bei dieſen Bes 
fihtigungen, welche im Belleidungsraume des alten Rathaujes ftattfinden, 
find auch die waifenrätlichen Helferinnen zugegen. Diejen allmonatlichen 
Kontrollverfammlungen ift wohl zum größten Teil zu verdanten, daß 
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die Sterblichkeit unter den Ziehfindern des erjten Lebengjahres nur 
etwas mehr ala 16/0 betrug (8 von 49), während die allgemeine Sterb- 
lichkeit in der Stadt unter den Kindern gleichen Alter laut Nachweis 
des Standesamtes die Höhe von über 23 0/0 (540 zu 2271) erreicht hat. 
Die Kinder im zweiten Lebensjahre werden alle drei Monate, die über 
zwei Jahre alten alle ſechs Monate befichtigt. In der Zeit vom 1. April 
1898 big 31. März 1899 wurden im ganzen 108 Kinder von ber 
MWaijendeputation der ärzlichen Aufficht überwiefen; davon waren 49 
unter einem, 21 unter zwei und 38 unter ſechs Jahre alt; dem Ge- 
Ichlechte nad) 56 Knaben, 52 Mädchen. Die Pflegeeltern gehörten, wie 
natürlich, den niederen Bevölkerungsklaſſen an. Es waren 37 Arbeiter», 
45 Handwerkerfamilien und 26 MWittwen, bei welchen die Kinder unter- 
gebracht waren. Das Verhältnis der Pflegeeltern zu den Sindern war 
im ganzen ein recht befriedigendes. Nicht ſelten behandelten die Pflege- 
möütter die angenommenen Kinder wie ihre eigenen und behielten Die 
Kinder weiter in Pflege, wenn auch die Mütter die verabredeten Monats» 
gelder zu zahlen aufgehört haben. Die überwiegende Mehrzahl der 
Pflegemütter fam ihren Pflichten in der Ernährung, Reinhaltung und 
Pflege der Ziehkinder gewiffenhaft nach und fügte fich willig den ge» 
troffenen Anordnungen. Nur wenige betrachteten das Halten von Pflege- 
findern als Erwerbsquelle, die möglichjt zum eigenen Vorteil und 
Schaden der Kinder auszunüßen fei. In all diefen Fällen wurde fofort 
ein Wechjel der Pflegeftelle veranlaßt. Der gewöhnliche Satz für die 
Derpflegung eines Ziehfindes betrug monatlih 12 Mk.; nur vereinzelt 
wurden 15 ME. gezahlt, häufiger 10 ME. und auch weniger. Nicht fo 
befriedigend waren die Wohnungsverhältniffe; die Wohnung der Pflege- 
eltern bejtand in 50 Fällen nur aus einem Raume, welcher gleichzeitig 
ala Wohnzimmer und Küche benußt wurde, in 49 Fällen aus einem 
Zimmer und Küche und nur in 9 Fällen aus zwei Zimmern und Küche. 
Der Gejundheitszuftand der Kinder war im ganzen befriedigend; 85 %/o 
zeigte einen guten, 50%o einen genügenden und 15°/o einen jchlechten 
Ernährungszuftand. Außer den Erkrankungen der Verdauungsorgane 
während der heißen Sommermonate und der Luftwege in der falten 
Jahreszeit war die englifche Krankheit (rachitis) die häufigfte. Diefelbe 
war in allen Abjtufungen vertreten, hauptfächlich bei den über ein Jahr 
alten Kindern. Ein vierjähriger Knabe wurde wegen hochgradiger Ver— 
frümmung der Beine im St. Jofeph-flinderhofpital operiert und ift jet 
ſoweit hergeftellt, daß er eine Spieljchule befuchen kann. Von den 12 im 
Laufe des Jahres verjtorbenen Kindern erlagen 4 den Folgen jchiverer 
englijcher Kranfeit; diejelben ftanden alle im zweiten Lebensjahre; von 
den 8 übrigen unter einem Jahre alten, ftarben 5 an Brechdurchfall, 
2 an Majern reſp. Keuchhuften, 1 an Lungenentzündung. Von den 
108 Kindern haben im Laufe des Jahres 11 die Pflegeftelle gemwechjelt; 
16 find jamt den Pflegeltern in andere Wohnungen gezogen; 20 kamen 
in neue Pflegeftellen außerhalb der Stadt, 1 Kind ift im März d. 3. 
ſechs Jahre alt geworden und deshalb ausgeſchieden. 
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Dorfchriften für die waifenrätlichen Helferinnen. (Pojfen.) 


1. Den Helferinnen liegt die waifenrätliche Beauffichtigung der 
fogenannten Ziehkinder ob. 

Unter Ziehlindern find folche bevormundete Kinder unter 6 Jahren 
zu verftehen, welche ſich nicht im Haushalt ihrer den ärmeren Volks— 
tlaffen angehörenden Eltern oder nahen Angehörigen befinden, jondern 
von diefen (nicht von der Armenverwaltung) bei Anderen gegen Entgelt 
oder unentgeltlich in Pflege gegeben find. 

2. Der Helferin werden die von ihr zu beauffichtigenden Ziehkinder 
von den Borfigenden der Kommiffionen überwiejen. Gleichzeitig wird 
den Zieheltern und dem Bormunde eine Mitteilung über die Perſon und 
die Befugniffe der Helferin zugeben. 

Späteftens innerhalb einer Woche nach erfolgter Überweifung hat 
fie das Kind in der Pflegeftelle aufzujuchen und fich genau über diefe, 
fowie das Ergehen und die Behandlung des Kindes zu informieren. 

3. Die Beauffihtigung der Ziehlinder erfolgt insbeſondere durch 
unerwartete Bejuche in der Pflegeftelle, deren Zahl und Zeit fich nad 
dem Bedürfniffe des einzelnen alles zu richten hat. Mindeſtens einmal 
monatlid muß ein folcher Beſuch erfolgen. Tag und Ergebnis ihrer 
Befuche hat die Helferin in ihrem Tagebuch zu vermerken. 

4. Bei ihren Befuchen bat die Helferin insbeſondere auf den Ge- 
ſundheitszuſtand des Kindes, die Art feiner Ernährung, Belleidung, Be- 
reinigung, ſowie das Treiben und die Lebensführung im Haushalt der 
BZieheltern zu achten. Mängel, welche fie hierbei wahrnimmt, bat fie 
durh Einwirkung auf die Zieheltern und den Vormund möglichft ab- 
zuftellen. Gelingt ihr das nicht oder bemerkt fie grobe Mängel oder 
Pflichtwidrigfeiten bei der Sorge für das Kind, jo Hat fie ungefäumt 
dem Borfigenden der Deputation — jchriftlich oder mündlih — Bericht 
zu erftatten. 

Die Helferin Hat ſich davon zu überzeugen, daß die Ziehmutter die 
nah) der MPolizeiverordnung für den Negierungsbezirt Pofen vom 
16. Februar 1881 erforderliche polizeiliche Erlaubnis zum Halten von 
Ziehkindern befigt. Das Fehlen diejer Erlaubnis Hat fie jofort zur An— 
zeige zu bringen. 

5. Erhält die Helferin von dem Vorhandenſein eines Ziehlindes in 
ihrem Bezirk Kenntnis, welches ihr noch nicht zur Beauffichtigung über- 
wiejen ijt, jo hat fie es zu melden. 

6. Die Helferin ift befugt, jederzeit den Ziehlinderarzt um Unter- 
ſuchung eines Ziehkindes, Befichtigung der Pflegeftelle und Abgabe von 
Gutachten zu erjuchen. 

Erkrankt ein Ziehkind, jo Liegt e8 den Zieheltern ob, für recht- 
zeitige ärztliche Behandlung, Beichaffung der erforderlichen Heil- und 
Stärfungsmittel ıc. zu ſorgen. Vernachläſſigen die Zieheltern dieje Pflicht 
troß bezüglicher Aufforderung durch die Helferin, oder find nah Anficht 
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der letzteren die Zieheltern wegen eigener Mittelloſigkeit außer ſtande, 
die Koſten für den Arzt zu bezahlen, ſo iſt die Helferin berechtigt und 
verpflichtet, den zuftändigen Armenbezirksarzt zuguziehen, welchem dann 
die Behandlung des Kindes obliegt. 

7. Die Ziehlinder find im erften Lebensjahre alle Monate, im 
zweiten alle drei Monate und vom vollendeten zweiten Lebensjahre ab 
alle ſechs Monate von dem zuftändigen Ziehfinderarzt an dazu beftimmten 
Tagen genau zu unterfuchen und zu wiegen. Den Zieheltern wird auf- 
gegeben werden, die Kinder zu diefem Zwecke dem Arzt vorzuftellen. Die 
Helferin ift bei diefer Revifion zugegen und hat die Befolgung der dom 
Arzt etwa erteilten Anordnungen zu überwachen. 

8. Stirbt ein Ziehlind, wird die Pflegeftelle gewechſelt oder ver- 
ziehen die Zieheltern, jo hat die Helferin fojort zu berichten; ebenfo auch, 
wenn etwa jonjtige Ereigniffe von beionderer Wichtigkeit eintreten. 

9. Sollte die Helferin bei den Zieheltern eines Kindes Wider— 
ftand gegen ihre Anordnungen finden, jo hat fie eine entiprechende Ein- 
wirkung durch den Vormund zu verfuchen. Auch ift fie befugt, in jolchen 
Fällen die Intervention des zuftänden Waiſenrats in Anfpruch zu nehmen. 
Iſt ein derartiges Vorgehen erfolglos oder aus befonderen Gründen nicht 
angängig, jo hat fie jofort an die Deputation zu berichten. 

Pojen, den 8. Januar 1898. 

Gemeindewaifentat, 
Dr. Krauſe. 


Anlage 9. 


Anweifung für den Hiehkinderarzt. (Pofen.) 


1. Dem Ziehtinderarzt liegt die ärztliche Überwachung derjenigen 
innerhalb der Stadt Poſen aufhaltfamen Ziehkinder ($ 3 Abſ. 2 der 
Borichriften für die mwaifenrätlichen Helferinnen vom 8. Januar 1898) 
ob, welche ihm von dem Vorfigenden der Waijendeputation überwieſen 
werden. 

2. Er hat alle ihm bei Kontrolle des Ziehlinderweiend von der 
MWaifendeputation oder deren Vorfigenden erteilten Aufträge zu erledigen. 

3. Insbeſondere hat er jede Pflegeftelle innerhalb 8 Tagen, nach— 
dem ihm dort ein untergebrachtes Ziehkind zur Überwachung überwieſen 
it, zu befuchen und jorgfältig in Hygienifcher Beziehung zu prüfen. Uber 
hierbei bemerkte erhebliche Mängel hat er jofort an die Waifendeputation 
zu berichten. 

4. Die Ziehkinder find im eriten Lebensjahre alle Monate, im 
zweiten alle drei Monate und vom vollendeten zweiten Lebensjahre ab 
alle ſechs Monate von dem Ziehfinderarzt genau zu unterfuchen und zu 
wiegen. Die näheren Beftimmungen darüber werden von der MWaijen- 
deputation getroffen werden. Bei diefer Gelegenheit hat der Ziehkinder- 
arzt auch feſtzuſtellen, ob der Impfpflicht genügt ift. 


Anlagen. 63 


Ergiebt fich bei der Unterfuhung, daß ein Ziehfind in feiner Ent» 
widlung zurücdbleibt, jo ift es von dem Ziehlinderarzte durch zeitweise 
Bejuche in der Pflegeftelle zu bejuchen. Wird ein Ziehkind dem Zieh: 
finderarzt zu dem angefjegten Unterfuchungstermin nicht zugeführt, fo hat 
er es binnen drei Tagen in der Pflegeitelle zu befuchen. 

5. Der Ziehlinderarzt ift verpflichtet, dem Erjuchen der zujtändigen 
Helferin um Unterfuhung eines Ziehkindes, Befichtigung einer Pflege- 
ftelle oder Außerung über den Gejundheitszuftand des Kindes oder die 
Beichaffenheit der Pflegeitelle zu entiprechen. 

6. Bemerkt der Ziehfinderarzt die Erkrankung eines Ziehfindes, jo 
bat er — eventuell unter Mitwirkung der zuftändigen Helferin — dafür 
Sorge zu tragen, daß dem Kinde die erforderliche ärztliche Hilfe zu Teil 
wird ($ 8 Abi. 2 der Vorſchriften für die wailenrätlichen Helferinnen). 
Iſt Gefahr im Berzuge, jo Hat er fich der erjten ärztlichen Behandlung 
des Kindes, und zwar jo lange jelbjt zu unterziehen, bis ein anderer 
Arzt die Behandlung übernommen Hat. Er ift in diefem Falle befugt, 
bei Mtittellofigfeit der Zieheltern gleich den Armenbezirksärzten Medi— 
famente, Stärkungsmittel, Berbandmaterial u. j. w. zur einjtweilen un- 
entgeltlichen Entnahme aus der zujtändigen Bezirfsapothefe, bezw. dem 
ſtädtiſchen Krankenhaus zu verordnen, auch das Kind dem lebteren zu 
überweijen. 

7. Stirbt ein Ziehlind, jo Hat der Ziehlinderarzt die Todes— 
urjache ſofort jejtzuftellen und darüber an den Gemeindewaifenrat zu 
berichten. 

8. Der Ziehkinderarzt nimmt an den Sitzungen des Gemeinde- 
waifenrat3 mit beratender Stimme teil. 

9. Alljährlich Hat der Ziehkinderarzt der Waijendeputation einen 
ausführlichen Bericht über feine Thätigfeit während des abgelaufenen 
Jahres und die dabei gemachten Beobachtungen einzureichen. 


Poſen, den 19. März 1898. 
Gemeindewaifenrat. 
U. Krauſe. 


Anlage 10. 


Bericht des Elberfelder Srauenvereins über die Aufficht 
über die Pflegefinder. 


Diefe Aufficht erftredt fich auf alle in fremder Pflege befindlichen 
Kinder, welche das jechjte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bei der 
Polizeibehörde vorſchriftsmäßig angemeldet und von diejer durch die Ver— 
mittlung des Gentralwaijenrates uns bezeichnet worden find. Wir über- 
nahmen dieje Aufficht im Auguft 1885. Sie bejchräntte fich früher auf 
Kinder unter vier Jahren; weil aber die beftehende Polizeiverordnung 
die Anmeldepflicht bezüglich folcher Kinder bis zum vollendeten jechjten 
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Lebensjahre ausdehnt, laſſen auch wir vom vorigen Jahre ab unſere Auf— 
ſicht bis zu dieſer Altersgrenze fortdauern. Die Aufſicht beginnt damit, 
daß das betreffende Kind zunächſt unſerem Arzte zur Unterſuchung zu— 
geführt wird, welcher über den Befund ſchriftlich berichtet. Sodann über— 
nimmt eine Dame des Vereins die dauernde Aufſicht. Sie beſucht das 
Kind regelmäßig, geht der Pflegemutter mit Rat und That zur Seite 
und forgt für das Wohl des Kindes. Über ihre Wahrnehmungen be- 
richtet fie monatlich ſchriftlich an die leitende Aufficht3dame und dieje 
von Zeit zu Zeit über die Ergebniffe der Aufficht im allgemeinen in der 
Situng des Vorſtandes. Etwa dreimal im Jahre werden jämtliche 
Kinder von den Pflegemüttern in unjerem Haufe dem Arzte vorgeführt, 
welcher in Gegenwart der beauffichtigenden Damen eine Nachbefichtigung 
vornimmt. Bei bejonder® ſchwächlichen Kindern ordnet der Arzt eine 
MWiedervorführung in fürzerer Frift an. Die Pflegemütter kommen zu 
dieſen Unterfuchungen, bei welcher Gelegenheit wir ihnen eine Heine Auf- 
merfjamfeit erweifen, gern und pünktlich. Unterftüßungen gewähren wir 
nur in Aufbefferung der Bettung der Kinder (leihweifer Hergabe von 
Mangeltörben und Bettwerk) und im Bedürfnisialle in Kleidungsftüden 
für die Kinder. Nur verheiratete Damen find an der Aufficht beteiligt. 


Leitende Auffichtsdame iſt Frau Juſtizrat Bloem, welche über die 
Ergebniffe der Aufficht im verfloifenen Jahre folgende Angaben macht ; 


„Die Zahl der beauffichtigten Kinder betrug . . 76 

von den Müttern wurden zurüdgenommen. . . 21 

an Kindesjtatt wurde angenommen en 

nach anderen Orten wurden abgemeldet. . . . 4 

bon der EIERN in Pflege eg a: | 

ed jtarben i Ren | ' 

war demnach Abgang. Be ee 41 

und blieben unter Aufiht . . . Ben 35 Kinder. 


Die Aufficht wurde von 18 Damen ausgeübt. 

Das allgemeine Ergebnis war ein günftiges; die Kinder werden gut 
verforgt und nach beiten Kräften reinlich gehalten. In vielen Fällen 
wurden Körbe zur befjeren Bettung der Kinder, Kleidungsftüde nur in 
wenigen Fällen gewährt.“ 


Anlage 11. 


Dortrag des Armenamts Dresden, betr. Beneral- 
vormundjchaft. 


Was diejenigen Kinder anbelangt, die außerhalb der Anftalten, 
fei e8 mit Hilfe der Armenfafje oder ohne deren Inanſpruchnahme, 
jedoch unter der Aufſicht des Armenamtes von ihren Eltern oder in einer 
dom Armenamte ausgewählten oder von ihm mit bejonderer Erlaubnis 
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dverjehenen fremden Familie oder in einer nicht vom Rate verwalteten 
Zandes-, Gemeinde-, Vereins- oder Stiftungs-Anjtalt erzogen oder ver— 
pflegt werden, jo zählte man deren in Dresden im Jahre 1898 überhaupt 
3240, 
darunter 1308 uneheliche. 
Davon waren 
1109 ſolche Kinder, für die an ihre Eltern aus der Armenkaſſe 
Erziehungsbeihilfen gezahlt wurden, darunter 105 uneheliche !, 
364 dom Armenamte in fremden Yamilien hier, in jogenannter 
Stadtpflege, untergebracht, darunter 96 uneheliche, 
728 vom Armenamte in fremden Familien auswärts, in den ſo— 
genannten Waijenkolonien, untergebracht, darunter 237 umeheliche, 
999 von den Eltern auf deren Koften in fremden Familien Hier 
untergebracht, jogenannte Ziehlinder, darunter 870 uneheliche, 
27 für Rechnung der Armenkafje in auswärtigen Landesanftalten 
untergebracht, darunter fein uneheliches, und 
13 für Rechnung der Armenkafje in auswärtigen Bereinganftalten 
untergebracht, darunter fein uneheliches. 


Hinfichtlich diefer Kinder nun Hat fih nad den vom Armenamte 
gemachten Erfahrungen bisher fein allgemeines Bedürfnis dafür heraus— 
gejtellt, daß deſſen Vorftande — und diejer allein könnte meines Er- 
achtens doch nur ala der einzige, dem Vormundichaftsgerichte gegenüber 
verantwortliche Gemeindebeamte hier in Frage fommen — außer der ihm 
ohnehin jchon obliegenden Fürjorge- und Auffichtspflicht auch noch die 
gejegliche VBormundichaft, und zwar mit der Verpflichtung übertragen 
werde, diejfelbe auch nach der Beendigung der Erziehung oder der Ver— 
pflegung noch zu behalten. 

Denn was zunächſt die der öffentlichen Fürſorge anheimgefallenen 
unehelichen Kinder anbelangt, jo ijt das Armenamt jchon bis dahin mit 
Erfolg bemüht gewejen, auf deren Mütter und VBormünder dahin einzu— 
wirken, daß die Väter diefer Kinder zur Erfüllung ihrer gejeglichen Ver— 
pflichtungen, nach Befinden im Klagewege, angehalten werden, und es 
wird in diefen Bemühungen künftig, auch ohne mit der gejeglichen Vor— 
mundjchaft betraut zu jein, nicht minder eifrig fortfahren. 

Sodann Hat, abgejehen von einzelnen Fällen, in denen fich Eltern, 
denen ihre Kinder aus erziehungspolizeilichen Gründen entnommen worden 
waren, aus eigennüßigen Beweggründen in die Erziehung und nament- 
lih in die Berufswahl der älteren Kinder einzumifchen verjucht hatten 
und in denen deshalb die Hilfe des Vormundichaftsgerichtes hatte in An— 
Ipruch genommen werden müffen, bisher diejenige Aufficht völlig genügt, 
die das Armenamt mit Hilfe der Armenpfleger, der Kolonieleiter und der 
Pflegerinnen beim Ziehtinderwejen über die Perfon der feiner Yürjorge 
bedürfenden Kinder, insbejondere über ihre Erziehung und ihre körper— 


bes Referenten: Die ehelichen Kinder, die bei ihren Eltern fich befinden, 
dürften ba für die Frage ausicheiden. 
Schriften d. D. Ber. f. Wohlthätigkeit. XLVII. 5 
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che Pflege und zwar in Gemeinſchaft mit den dieſen Kindern beitellten 
Vormündern augübt. 

Ja, e8 will mich bebünfen, als ob die Beibehaltung des gegen- 
wärtigen Zuftandes dem Zuftande, wie er nad Einführung der gejelichen 
Bormundichaft eintreten würde, entjchieden vorzuziehen wäre, 

Nicht nur, daß es für die zu gejeglichen Vormündern oder Pflegern 
ernannten Anftaltsvorjtände, Anjtaltsbeamten oder Gemeindebeamten etwas 
überaus Weinliches haben wird, fich fortwährend von den Gemeinde: 
waifenräten überwacht zu wiſſen und jederzeit gewärtig fein zu müſſen, 
dat das Vormundſchaftsgericht aus irgend einem Grunde von dem ihm 
auftehenden Rechte, für einen Minderjährigen einen anderen VBormund 
oder Pfleger zu beitellen, Gebrauch macht; 

nicht nur, daß ihnen aus der Vertretung der zahlreichen Mündel 
in perjönlicher und vermögensrechtlicher Beziehung eine vermehrte Arbeis- 
laſt und Verantwortung entjtehen wird, der ihre Kräfte bald nicht mehr 
gewachjen jein werden und bie ihnen und ihrer Anjtellungsbehörde außer- 
dem die nach 8 839 des Deutichen Bürgerlichen Geſetzbuchs ohnehin ſchon 
erhöhte Schadenerjagpflicht noch gefährlicher werden lafjen kann; 

nein, die Einführung der gefeglichen Vormundſchaft erjcheint mir 
namentlich auch um deswillen bedenklich, weil fie geeignet ift, das in 
manchen Sreife der zum Unterhalte der Kinder zunächjt verpflichteten 
Angehörigen ohnehin ſchon jchwache Plichtgefühl und Pflichtbewußtjein 
noch mehr jchwinden zu machen. 


Anlage 12. 


Ortsftatut, betreffend die Bevormundung öffentlich unter- 
ftüßter Minderjähriger durch Beamte der Armenverwaltung 
in Breslau (Befamtvormundfchaft). 


Auf Grund des Art. 136 des Reichd-Einführungsgejeges zum Bürger- 
lichen Geſetzbuch, des Art. 78 des preußifchen Ausführungsgejeges hier— 
zu dom 20. September 1899 und des 8 11 ber GStädteordnung vom 
30. Mai 1853 wird für die Stadtgemeinde Breslau mit Zuftimmung 
der Stadtverordnetenverfanmlung vorbehaltlich der Genehmigung des 
Bezirksausichuffes folgendes Ortsſtatut erlafjen: 


8.1: 

Für diejenigen Minderjährigen, welche jeitens des Armenverbandes 
Breslau im Wege der öffentlichen Armenpflege unterftügt und unter Auf- 
ficht der in $ 2 bezeichneten Beamten (Gejamtvormünder) entweder in 
einer don diefen ausgewählten Familie oder Anftalt, oder ſofern es ſich 
um unebeliche Kinder handelt, in der mütterlichen Familie erzogen oder 
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verpflegt werden, haben diefe Beamten alle Rechte und Pflichten eines 
Vormundes, joweit nicht im Einzelfalle dag VBormundichaftsgericht 
a) die Ernennung eines befonderen Bormundes ($ 6 Abi. 2) oder 
b) auf Antrag der Gemeindeverwaltung eine Bejchränfung auf einzelne 
Rechte oder Pflichten eines Vormundes anordnet. 
8 2. 
Der Magiftratsdirigent wird einzelne derjenigen Gemeindebeamten, 
welche in der Gemeindearmenverwaltung thätig find, zu „Gelamtvor- 
mündern“ ernennen mit dem Auftrage 
A) nad) Maßgabe der beftehenden und noch zu erlafjenden magiftra» 
tualifchen Regulative und Geſchäftsanweiſungen hinfichtlich der 
Gemeindearmenpflege 
1. für diejenigen Kinder, die künftig im Wege der Armenpflege 
vorausfichtlich dauernd als ftädtifche Koftkinder unterzubringen 
find, die Pflegejtelle (Anftalt oder Familie) auszuwählen und 
die Erziehung und Berpflegung in dieſen Pflegeftellen weiter- 
bin zu beauffichtigen, 

2. die öffentlich unterftügten, in der mütterlichen Yamilie er- 
zogenen oder verpflegten unehelichen Kinder zu beauffichtigen, 

B) in ihrer Eigenschaft als Beamte der Gemeindearmenverwaltung 
die Rechte und Pflichten eines Vormundes über die in 8 1 dieſes 
Statuts bezeichneten Minderjährigen auszuüben. 


8 38. 

Alle in der Gemeindeverwaltung befchäftigten befoldeten und un- 
bejoldeten Gemeindebeamten find verpflichtet, den in S 2 bezeichneten 
Auftrag anzunehmen. Derjelbe ift jeitens des Magijtratsdirigenten jeder: 
zeit widerruflich; er erlilcht von jelbjt, wenn der Beauftragte aufhört 
Gemeindebeamter oder in der Gemeindeverwaltung bejchäftigt zu fein. 


Die Beftimmungen der SS 2 und 3 finden auf die Anordnung einer 
dauernden oder vorübergehenden Stellvertretung der Geſamtvormünder 
finngemäße Anwendung. 


Jeder MWechjel in der Perfon des Gejamtvormundes, jowie jede 
Stellvertretung ift den beteiligten VBormundjchaftsgerichten alsbald mit» 
zuteilen. 

$ 6. 

Sobald bezüglich eine der Bevormundung bedürftigen Minder- 
jährigen die VBorausfegungen des $ 1 diejes Statut3 eintreten, ijt dies 
durch den zuftändigen Decernenten der Armendirektion bezw. des Watjen- 
amts ungejäumt feitzuftellen, und dies unter Bezeichnung des ala Ge- 
famtvormund zuftändigen Beamten dem betreffenden Bormundfchaftsgericht, 
jowie dem Gejamtvormunde jelbft, ſofort mitzuteilen. 

Don dem Zeitpunkt diejer Feftftellung ab hat der bezeichnete Ge- 
lamtvormund die Rechte und Pflichten des Vormundes. Dieje Rechte 
und Pflichten beftehen nur, jo lange nicht das VBormundichaftsgericht 

5* 
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(nach Empfang der in Abſ. 1 bezeichneten Mitteilung) einen anderen 
Vormund beftellt hat. 

Die Beftellung eines bejonderen Bormundes ift von dem Gefamt- 
dormunde zu beantragen, jobald die Umftände eine dauernde Aufficht 
desfelben über den Mündel wejentlich erjchweren, namentlich aljo, wenn 
der Mündel nach beendeter Schulpflicht jeinen Aufenthalt außerhalb 
Brezlaud nimmt. 

8 7. 

Sit die Konfeffion, in welcher der Mündel nach dem Gejeße zu er- 
ziehen ift, oder die Notwendigkeit der Bevormundung, oder fonft irgend 
eine für das Eintreten der Gefamtvormundichaft in Betracht kommende 
Rechtsfrage zweifelhaft, jo fan dem VBormundfchaftsgericht möglichit noch 
vor Eintritt jämtlicher in $ 1 bezeichneten Borausfegungen eine vor— 
läufige Mitteilung mit dem Erfuchen um fchleunige Entjcheidung gemacht 
werden, 

Die Gefamtvormundichaft tritt in diefen Fällen nicht vor erfolgter 
Entſchließung des Vormundichaftsgerichtes in Wirkſamkeit. 


8 8 
Die Befugnis des Gefamtvormundes zur vormundfchaftlichen Ver— 
tretung eines Mündels auf Grund diejes Statut? wird durch eine gemäß 
$ 56 Nr. 8 der GStädteordnung vom 30. Mai 1853 ausgeftellte Be- 
Tcheinigung gültig nachgewiejen. 
89. 
Dieſes Ortsftatut tritt 3 Monate nach erfolgter Genehmigung durch 
den Bezirksausſchuß in Kraft. 


Anlage 13. 


Ortsftatut, betreffend Übertragung der Rechte und Pflichten 
eines Dormundes an Beamte der Gemeindeverwaltung 
in M.Gladbach, vom 28, Mai 1900, 


Auf Grund des Artikel 78 des Preußiichen Ausführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Gejegbuche vom 20. September 1899 und des 8 10 
der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 wird für 
die Stadtgemeinde M. Gladbach mit Zuftimmung der Stadtperorbneten« 
verfammlung folgendes Ortsjtatut erlaffen: 


81. 
Den Beamten der jtädtiichen Armenverwaltung können alle oder 
einzelne Rechte und Pflichten eines Vormundes für ſolche Minderjährigen 


übertragen werden, welche im Wege der öffentlichen Armenpflege unter: 
fügt und unter Aufficht der Beamten entweder in einer von dieſen aus— 
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gewählten Familie oder Anjtalt, oder — fofern es fich um uneheliche 
Minderjährige handelt — in der mütterlichen Familie erzogen oder 
verpflegt werben. 

2. 


Diefes Ortsftatut tritt nach vorſchriftsmäßiger Verkündigung fofort 
in Kraft. 


Anlage 14. 


Ordnung, betreffend die Einrichtung der Armenvormundjchaft 
in der Stadt Hanau. 


Auf Grund des Art. 78 des preußiichen Ausführungsgeſetzes vom 
20. September 1899 zum Bürgerlichen Gejeßbuh und der Belchlüffe 
des Magiftrat® vom 5. Dezember 1899 und der Stadtverordneten- 
verfammlung vom 25. Januar 1900 wird in Gemäßheit des 8 18 der 
Städteordnung für die Provinz Heffen-Naffau vom 4. Auguſt 1897 
nachſtehende Ordnung erlaflen. 
81. 


Der jeweilige Bureauvorfteher des Armenamtes wird zum Vormund 
für diejenigen Minderjährigen beftellt, welche im Wege der Armenpflege 
unterftüßt und unter feiner Aufficht entweder in einer don ihm aus— 
gewählten Familie oder Anftalt, oder, jolern es fi um uneheliche 
Minderjährige Handelt, in der mütterlichen Familie erzogen und ver- 
pflegt werben. 

Dem vorgenannten Beamten werden alle Rechte und Pflichten eines 
Vormundes übertragen. 

2 


Die Amtsthätigkeit des zum Vormund bejtellten Beamten erlischt 
— abgefehen von den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches — 
im Falle 
1. feines Eintritt? in ein anderes Amt, 
2. feiner PBenfionierung, 
3. feiner Enthebung don dem Amte des Bureauvorftehers des Armen- 
amtes. 
| 8 38. 


Dieje Ordnung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in dem 
Hanauer Anzeiger und der Hanauer Zeitung in Kraft. 


Hanau, den 2. Februar 1900, 
Der Magistrat. 
Dr. Gebeſchus. 
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Anlage 15. 


Satzungen des Deutjchen Lentralvereins zur Sürforge für 
die fchulentlafjene Jugend, 


81. 

Der am 29. März 1900 in Berlin begründete Verein führt den 
Namen: Deutjher Gentralverein zur Fürforge für die 
Ihulentlafjene Jugend und hat feinen Sit in Berlin. Seine 
Eintragung in das Bereinsregijter joll erfolgen. 


8 2. 

Zwed des Vereins ift die fittliche und wirtfchaftliche Förderung der 
ſchulentlaſſenen Jugend Deutjchlands mit bejonderer Berüdfihtigung der 
Ichulentlaffenen Waiſen durch Gründung und MWeiterentwidelung von 
Fürjorgevereinen der verjchiedenjten Art ‘in Stadt und Land, fowie 
Unterftägung aller Maßnahmen zur Belämpfung der Verwilderung und 
Berwahrlojung der Minderjährigen. 


8 3. 

Mitglieder des Vereins können volljährige Perjonen beiderlei Ge- 
ſchlechts ohne Unterfchied des Berufes, der Partei und des Glaubens— 
befenntnifjes, jowie Perfonenvereinigungen, Behörden und Körperjchaften 
werden. 

S 4. 
Erworben wird die Mitgliedichaft durch ausdrüdliche Erklärung des 
Beitritts als: 
a. Vertrauensperfon, 
b. fachmännijcher Beijtand, 
c. zahlendes Mitglied,- 
d. immerwährendes Mitglied, 
e. Gönner. 
85. 


Die Mitglieder haben gleiche Rechte hinfichtlih der Einrichtungen 
des Vereind, Frauen find zur Bekleidung jeden Amtes im Verein befugt. 
In der Hauptverfammlung jteht jedem Mitgliede, im Vorſtande jedem 
Angehörigen desſelben eine Stimme zu, deren Übertragung an eine 
andere Perſon unzuläffig ift. 

S6 

Die Bertrauensperjonen des Vereins haben die Yugendfürforge- 
veranftaltungen ihres Wohnortes * deſſen Umgebung gründlichſt zu 
erforſchen und dem Vorſtande zu ſchildern, für Bildung von Ortsaus— 
ſchüſſen, Veranſtaltung von Vorträgen und Gründung von, den örtlichen 
Verhältniſſen angepaßten, Jugendfürſorgevereinen und deren zweckmäßigen 
Zuſammenſchluß zu Lokal-, Kreis- und Bezirks- bezw. Provinzial— 
verbänden zu wirken. 
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.s 7. 

Jeder fachmänniſche Beiltand Hat betreffs feines eigenen Berufes 
dem Vorſtande und defjen Mitgliedern auf Erjuchen Auskunft zu erteilen 
und auch unaufgefordert über Angelegenheiten feines Yaches, die für die 
Erziehung der heranwachfenden Jugend von Bedeutung fein können, wie 
Zehr-, Arbeits, Lohn- und andere Verhältniffe Gutachten zu erjtatten. 

88. 

Die fachmännischen Beiftände und Vertrauensperſonen find zur 
Zahlung eines Beitrages nicht verpflichtet. Die zahlenden Mitglieder 
entrichten einen Yahresbeitrag von beliebiger Höhe, mindeftens jedoch 
von ME. 3,— an die Vereinskaſſe. 


e 89, 

Die immerwährenden Mitglieder zahlen einen einmaligen Beitrag 
don mindeſtens ME. 100.—, die Gönner einen ſolchen don mindefteng 
Me. 500,—. 

$ 10. 
Die Mitgliedichaft geht verloren: 

a. durch ausdrüdliche Austrittzerklärung, 

b. für zahlende Mitglieder durch zweimalige Nichtentrichtung 
des Jahresbeitrages, 

c. durch Beichluß der Hauptverfammlung auf Antrag des 
Vorſtandes. 

8 11. 


Die Verwaltung des Vereins geſchieht durch einen Vorſtand und 
die Hauptverſammlung. Beide können für ihren Wirkungskreis Aus» 
ihüfe und Kommiffionen einjegen, zu denen auch andere als Borjtanda» 
mitglieder gewählt werden dürfen. 


gs 12. 


Der Borjtand wird durch die Hauptverfammlung auf die Dauer 
von drei Sahren, beginnend am 1. April, gewählt. 

Alljährlich jcheidet dasjenige Drittel aus, deffen drittes Vorſtands— 
jahr abläuft. Wiederwahl ift zuläffig. Die erjten Wahlen erfolgen für 
die Zeit vom 29. März 1900 bis 31. März 1903. In den Jahren 
1901 und 1902 bejtimmt das Los, wer aus dem Borjtande aus— 
zuſcheiden hat. 

$ 13. 
Der Vorſtand beiteht aus: 
a. einem Borfißenden und zwei jtellvertretenden Vorfigenden, 
b. einem Schriftführer, 
c. einem Schaßmeijter. 
8 14. 
Für den Fall der Behinderung werden für den Schriftführer drei, 


für den Schatmeifter zwei Stellvertreter auf die gleiche Amtsdauer 
($ 12) bejtellt. 
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g 15. 

Eine bejondere Geſchäftsordnung regelt die Verteilung der Gejchäfte 

unter die einzelnen Vorſtandsmitglieder. 
$ 16, 

Der Vorſtand erledigt die laufenden Gejchäfte des Vereins. Er tritt 

nad Bedürfnig zuſammen, thunlichſt mindeftens einmal im Monate. 
$ 1% 

Der Borftand vertritt den Verein nach innen und nah außen, 
insbejondere auch dor Gericht. Durch Schriftftüde, welche der Vor— 
fitende und ein zweites Vorſtandsmitglied namens des Vereins unter- 
zeichnet, verpflichten fie den Verein dritten Perjonen gegenüber. 


8 18. e 
Der Schriftführer erledigt alle fchriftlichen Arbeiten des Vereins. 
8 19. 


Der Schatmeifter vereinnahmt die Einkünfte des Vereins, verwaltet 
die Kaffe und das Vereinskapital, leiftet Zahlungen auf Anweifung des 
Borfigenden und legt Rechnung. f 

20 


Die Stellvertreter treten im Falle der Behinderung des don ihnen 
Bertretenen der Reihe nach an defjen Stelle. 


8 21. 

Die nach Anficht des Vorſtandes zur Führung der Geſchäfte nicht 
erforderlichen Einnahmen find mündelficher anzulegen. Über die Wieder- 
abhebung jolcher Anlagen entjcheidet der Vorſtand. 

g 22. 

Die Hauptverfammlung tritt mindejtens einmal im Jahre, thunlichlt 
im März zujammen. Yhr ausfchlieglich Liegt die Prüfung der Ges 
ihäftsführung des Borjtandes ob, ſowie die Erteilung der Entlaftung 
an den Vorſtand, insbejondere den Schaßmeifter, die Neuwahl des Vor— 
ſtandes, endlich die Beſchlußfaſſung über die Ausſchließung eines Mit- 
gliedeg und über die Abänderungen der Sabungen des Vereins. 

$ 23. 

Tür die Vereinsverwaltung find außer den Beitimmungen der Ges 
Ihäftsordnung folgende Grundjäge maßgebend. 

8 24. 

Der Borfigende beftimmt für die regelmäßigen Situngen des Vor— 
ftandes thunlichjt im voraus die Sitzungstage. Zu jonftigen Situngen 
werden die Mitglieder des Vorſtandes fchriftlich eingeladen; die Ein- 
berufung zu den Hauptverfammlungen geſchieht durch Veröffentlichung 
in der „Yugendfürjorge”, im Falle des Eingehens derjelben im „Staats— 
anzeiger”. Der Vorſtand kann für jede Hauptverfammlung noch weitere 
Veröffentlichungen veranlaffen. 
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g 25. 


Der Borfigende muß eine außerordentliche Sikung des Vorſtandes 
einberufen, wenn drei Vorjtandsmitglieder es unter Angabe der Tages— 
ordnung jchriftlich beantragen, eine außerordentliche Hauptverfammlung 
aber, wenn dreißig Mitglieder dies in gleicher Weife beantragen. 


| 8 26. 
In allen ordnungsmäßig anberaumten Situngen ift der Vorſtand 
beichlußfähig, wenn drei Mitglieder anweſend find. Die Beichlukfähigkeit 
der Hauptverfammlung ift unabhängig von der Zahl der Erjchienenen. 


8 27. 

Die Abjtimmung erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des VBorfigenden den Ausſchlag. 
Zur Ausſchließung eines Mitgiedes und zur Abänderung der Sabungen 
iſt Zweidrittelmehrheit der abjtimmenden Mitglieder erforderlich. 


8 28. 


Die Beichlüffe des Borftandes werden durch Unterzeichnung des 
Sitzungsprotokolls ſeitens des Borfigenden und des Schriftführer, die 
Beichlüffe der Hauptverfammlung durch Unterzeichnung des Sitzungs— 
protofolla ſeitens des BVorfigenden, des Schriftführer® und dreier Vor— 
ftandsmitglieder befundet. 

8 29. 

Die Auflöfung des Vereins kann nur in einer Hauptverfammlung 
mit drei Viertel aller Stimmen aller anweſenden Mitglieder beichlofjen 
werden, nachdem zuvor in einer anderen Hauptverfammlung mit Zwei— 
drittelmehrheit der Abjtimmenden bejchloffen worden ift, die Auflöjung 
des Verein? auf die Tagegordnung der nächſten Hauptverfammlung 
zu jeßen. 

MWird die Auflöfung des Vereins beſchloſſen, jo fällt fein Vermögen, 
auf defjen anteilsweife Auszahlung niemals ein Mitglied ein Recht er- 
hält, an diejenigen phyſiſchen oder juriftiichen Perfonen oder Korporas 
tionen, welche die letzte Hauptverfammlung beftimmt, falls aber ein 
jolcher Hauptverfammlungsbeichluß nicht ergeht, an den zur Zeit der 
Auflöfung amtierenden Reichsfanzler, von welchem erwartet wird, daß er 
dad bisherige Vereinsvermögen durch jeine Organe im Ginne dieſer 
Satzungen verwenden wird. 
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Anlage 16. 
Aus der Waifenratsordnung der Stadt ARheydt. 
Erziehungsbeihilfe. 
Die freiwilligen Beiftände des Waijenrats. 
8 18 


Zur Förderung des fittlichen und wirtichaftlichen Wohls der Waijen 
find in freiem Anjchluß an den Waifenrat und in engitem Zufammen- 
wirken mit ihm und den Bormündern freiwillige Beiftände beiderlei Ge- 
Ichlechts thätig, und zwar: 

a) Erziehungsbeijtände, 
b) Fachbeiftände, 
ce) zahlende Beiftände. 
8 19. 

Der Erziehungsbeijtand widmet feine Fürforge dem Ber- 
waijten in engjtem perjönlichen Anſchluß an fi und die Yamilie, 
thunlichft an jeine eigene. In Ergänzung der vormundichaftlichen 
Thätigfeit liegt ihm ob die forgfältige Überwachung, die liebevolle 
Beratung und die thatkräftige Unterftüßung des ihm anvertrauten 
Waiſen bis zu deffen Selbſtändigkeit. Insbeſondere hat er fein Augen 
merk zu richten auf die Porbereitung zu einem den Fähigkeiten, 
Neigungen und DBermögensverhältniffen des Schüglings entjprechenden 
Beruf, auf die Mitwirkung bei der Berufswahl, die Ermittelung ge- 
eigneter Lern- und Arbeitögelegenheit und die Anbahnung und Erhaltung 
guter Beziehungen zwijchen feinem Schüßling und dem Lehrheren oder 
Arbeitgeber. Auch hat er in den geeigneten Fällen auf den regelmäßigen 
Bejuch der Fortbildungsanjtalten, jowie die fleißige Benutzung der zur 
Förderung der gewerblichen und hauswirtjchaftlichen Ausbildung ge= 
Ichaffenen Wohlfahrtseinrichtungen (Haushaltungs-, Koch-, Nähſchulen 2c.) 
hinzuwirken. 

g 20. 

Der Fachbeiſtand hat im Intereſſe der Waiſen, jedoch ohne un— 
mittelbare Beziehung zu beſtimmten einzelnen Waiſen, in den Angelegen— 
heiten ſeines Gewerbes, ſeiner Wiſſenſchaft oder ſeiner Kunſt den Waiſen— 
rat, die Vormünder und Erziehungsbeiſtände auf alle Art, namentlich 
durch Erteilung von Auskünften, zu unterſtützen. 

21. 

Der zahlende Beiſtand ſtellt entweder einen einmaligen Beitrag 
von mindeſtens 100 Mark oder einen jährlichen Beitrag von mindeſtens 
3 Mark dem Waiſenratsausſchuß zum Beſten der Waiſen zur Verfügung. 
Auch Behörden, Körperſchaften, Vereine und Stiftungen können zahlende 
Beiftände jein. 

$ 22. 

Die Erziehungs: und Fachbeiltände find vom Waiſenratsausſchuß 

auf den Borjchlag eines Mitgliedes des Waifenrats zu beftätigen. 
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Alle Beiltände Haben, falls fie die von ihnen übernommene Thätig- 
feit aufgeben wollen, dies dem Vorſitzenden des Waiſenrats ie 
anzuzeigen. 

8 28. 

Dem Erziehungsbeiftand werden in ber Regel nicht mehr als zwei 
Einzelwaifen oder eine Waijenfamilie überwieſen, in feinem Fall u. 
ala er jelbjt bejtimmt. 

8 24. 

Die Überweifung erfolgt auf den Vorſchlag des für die Bormund- 
Ichaft zuftändigen Waifenpflegerd® nach Anhörung des Vormunds unter 
Berüdfihtigung der von dem Beiltand ausgefpochenen Wünſche durch 
den Borfigenden des Waiſenrats. Dabei iſt auf dag religiöjfe Bekenntnis 
des Mündels Rüdficht zu nehmen. 


g 25. 

Die Beiftände und Waifenpfleger jedes Bezirks verfammeln fich 
zweimal im Jahre unter dem Borfi eines von dem Ausfchuß für die 
Dauer von zwei Jahren zu wählenden Waijenpfleger® oder Ausſchuß— 
mitgliede. Der Gewählte bejtimmt feinen Vertreter jelbft. 

In diejen VBerfammlungen wird über die Berhältniffe der Mündel 
berichtet und gegebenenfalls über die Wahl des Berufß der dor der 
Entlafjung aus der Schule Stehenden unter Zuziehung oder nad) Ans 
börung der VBormünder und der betreffenden Lehrer beratjchlagt. 

Zum BZwede der Abhaltung der Verfammlungen können Kleine Be- 
zirke vereinigt, große Bezirke zerlegt werden. 


g 26. 

Die Aufgabe der Waijenpfleger auf dem Gebiete der 
freiwilligen Waijenpflege bejteht, abgejehen von den unter 
SS 24 und 25 bezeichneten Obliegenheiten in folgendem: 

1. Bei jeder einzuleitenden Vormundſchaft ift forgfältig zu 
prüfen, ob neben der ZThätigfeit de Vormundes die Yürjorge 
feitend eines GErziehungsbeiftandes wünjchenswert ift und welche 
Perſon dazu fich eignen und bereit fein würde. Darauf ift thun— 
lichjt alabald, nachdem die Bevormundung nötig geworden, ſchon 
bei dem erjten Beſuch das Augenmerk zu richten und vor dem 
Vorſchlag eines Vormundes Rüdficht zu nehmen. Der in Ausficht 
genommene Vormund ift namentlich über die Stellung des 
ErziehungdbeiftandE und vor allem darüber aufzuklären, 
daß deſſen Fürſorge nicht die öffentliche Armenunter- 
tügung erjegen fol. Der Waifenpfleger joll fich bei dem Vor— 
Ichlag des Bormundes darüber äußern, ob ein Erziehungsbeijtand 
wünſchenswert erjcheint und ob er einen jolchen und wen Hierfür 
gewonnen bat und vorjchlägt. Erklärt der ala Bormund in Aus— 
ficht Genommene, daß er einen Erziehungsbeiftand nicht wünjche, 
und erachtet der Waijenpfleger dennoch einen folchen für nüßlich, 
ohne aber von dem Borjchlage des Vormunds abzuftehen, jo find 
für die Beibehaltung des Vorſchlags die Gründe anzugeben. 
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Hat der Waijenpfleger jelbit feinen Erziehungsbeiſtand ge— 
wonnen, jo bat er dies zu bemerken. 

2. Der MWaifenpfleger bat Berftändnis jür die Ziele der 
freiwilligen Waifjenpflege zu verbreiten und den Er- 
ziehungsbeiſtänden beratend zur Seite zu ſtehen, 

3. auf die Gewinnung geeigneter Beiftände bedacht zu fein, 

4. den Bezirksverſammlungen beizumohnen. 


Anlage 17. 


Gefchäftsanweifung für die freiwilligen Erziehungsbeiftände 
der Stadt Rheydt. 


81. 

Der Erziehungsbeiftand widmet feine Fürſorge dem Ver— 
waiften im engſten perjönlichen Anſchluß an fih und die Familie, 
thunlichſt an feine eigene. In Ergänzung der vormundjchaftlichen 
Thätigkeit liegt ihm ob die forgfältige Überwachung, die liebevolle 
Beratung und die thatkräftige Unterftügung des ihm anvertrauten 
Waiſen bis zu deſſen Selbſtändigkeit. Insbeſondere hat er jein Augen- 
merk zu richten auf die Vorbereitung zu einem den Fähigkeiten, 
Neigungen und Bermögensverhältnifien des Schützlings entjprechenden 
Beruf, auf die Mitwirkung bei der Berufswahl, die Ermittelung ge= 
eigneter Lern- und Arbeitsgelegenheit und die Anbahnung und Erhaltung 
guter Beziehungen zwijchen feinem Schüßling und dem Lehrherrn oder 
Arbeitgeber. Auch hat er in den geeigneten Fällen auf den regelmäßigen 
Beſuch der Yortbildungsanftalten, ſowie die fleißige Benutzung der zur 
Hörderung der gewerblichen und Hauswirtfchaftlichen Ausbildung ge— 
Ichaffenen Wohlfahrtseinrichtungen (Haushaltungs-, Koch-, Nähſchulen zc.) 
hinzuwirken. 

Demgemäß hat der Erziehungsbeiſtand: 

1. über jedes ſeiner Fürſorge anvertraute Kind genaue Erkundigungen 
bei deſſen Lehrer, Vormund, Mutter und ſonſtigen Angehörigen 
perſönlich einzuziehen; 

2. mit dem Vormund ſofort über nötig erſcheinende beſondere Für— 
ſorge für das Kind ſich zu verſtändigen und — iſt das Mündel 
aus der Schule entlaſſen — möglichſt auf Abfaſſung eines ſchrift— 
lichen Lehrvertrages hinzuwirken, für den als Anhalt die vom 
Waiſenratsausſchuß bearbeiteten Muſterverträge empfohlen werden; 

3. entweder nach freier Wahl oder unter Zuhilfenahme des beim 
Sekretär des Waiſenrats (Rathaus, Zimmer Nr. 19) einzuſehenden 
Stellennachweiſes für ſeinen Schützling eine geeignete Stelle zu 
ermitteln, ihn dem Lehrherrn oder der Dienſtherrſchaft vorzuſtellen 
und mindeſtens einmal vierteljährlich über ſein Befinden, ſeine 
Brauchbarkeit und ſeine Führung perſönlich oder — falls das 


Anlagen. 77 


Mündel auswärts untergebracht ift — durch eine ihm vertrauend«- 
würdig erjcheinende Perjönlichkeit fich zu erkundigen. 


$ 2 

Die Erziehungsbeiftände find dom MWaijenratsausfhuß auf den 
Borichlag eines Mitgliedes des Waiſenrats zu bejtätigen. 

Alle Beiftände haben, falls fie die von ihnen übernommene Thätig- 
feit aufgeben wollen, dies dem Borfigenden des Waiſenrats rechtzeitig 
anzuzeigen. 

8 3. 

Dem Erziehungsbeiftand werden in der Regel nicht mehr ala zwei 
Einzelwaifen oder eine Waijenfamilie überwiejen, in feinem Yall mehr, 
ala er ſelbſt bejtimmt. ‚ 

S 4. 

Die Überweifung erfolgt auf den Borfchlag des für die Vormund— 
ſchaft zuftändigen Waifenpflegers nach Anhörung des Vormunds unter 
Berücdfichtigung der von dem Beiftand ausgejprochenen Wünjche durch 
den Vorſitzenden des Waifenrats. Dabei ift auf das religiöfe Bes 
fenntnis des Mündels Rüdficht zu nehmen. 


85. 

Die Beiftände und Waifenpfleger jedes Bezirks verfammeln fich 
zweimal im Jahre unter dem Vorſitz eines von dem Ausſchuß für die 
Dauer don zwei Jahren zu wählenden Waifenpfleger® oder Ausſchuß— 
mitgliedes. Der Gewählte beftimmt feinen Vertreter jelbft. 

In diefen Berfammlungen wird über die Berhältniffe der Mündel 
berichtet und gegebenenfalla über die Wahl des Berufs der vor der 
Entlafjung aus der Schule Stehenden unter Zuziehung oder nad An— 
börung der Vormünder und der betreffenden Lehrer beratjchlagt. 

Zum Zwecke der Abhaltung der Berfammlungen können Kleine Bes 
zirke vereinigt, große Bezirke zerlegt werden. 

Mit Rüdficht auf die Berufswahl der aus der Schule zu entlaffenden 
Waiſen finden diefe Berfammlungen gegen Ende Yebruar und Ende Augujt 
jeden Jahres ftatt. In denfelben find die bei den Hauptlehrern ein- 
gezogenen Auskünfte über die in Betracht fommenden Waifen und die 
Berichte der Erziehungsbeiftände den Beratungen zu Grunde zu legen. 

Diefe Berichte Haben Aufſchluß zu geben über: 

1. Vor- und Zuname, 2. Konfeffion, 3. Alter, 4. Wohnung, 
5. Schulbildung, 6. Gefundheitszuftand, 7. Vermögensverhältniſſe, 
8. geiftige Befähigung, 9. fittliche Beichaffenheit des Pfleglings, 10. über 
bejondere, der körperlichen oder fittlichen Entwidelung nachteilige häus— 
liche Verhältniffe. — Bei den aus der Schule zu entlaffenden Waijen 
außerdem 11. über den von ihnen gewünjchten Beruf, 12. über Einklang 
der Neigungen und Fähigkeiten, 13. über den in Ausficht genommenen 
Lehrherrn oder die Dienjtherrichaft. 

Zu bejonders wichtigen Berhandlungen ift ein Mitglied des Waiſen— 
ratsausſchuſſes hinzuguziehen. Die Protokolle aller Beratungen find 
dem Borfitenden des Waiſenrats mitzuteilen, 
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Anlage 18. 


Aus den Satzungen des Kinderfürſorgevereins in Bonn. 


F 1. Der Verein will 1) bei körperlicher und ſittlicher Ver— 
wahrlofung von Kindern, insbejondere bei Unterbringung von Kindern 
in ungeeigneten Pflegejtellen einjchreiten; 2) gegen Eltern vorgehen, 
welche ihr Elternrecht zu Mißhandlungen oder gewerblicher Ausnußung 
der Kinder mißbrauchen; 3) Kindern bei der Berufswahl mit Rat und 
That an die Hand gehen, wenn ihnen Belehrung und Hilfe bei Über- 
gang von der Schule in Leben fehlt; 4) den zu 3 erwähnten Kindern 
als Freund und Schüßer während der Zeit zur Seite ſtehen, wo fie in 
Lehrdienſt oder jonjtigen Stellen fich befinden. 

8 8. Zur Ausübung der Liebesthätigfeit des Vereins wird die 
Stadt in Bezirke eingeteilt, die, von Ausnahmefällen abgejehen, den 
Waiſenratsbezirken der Stadt entjprechen Jollen. 

8 9. Jeder Bezirk erhält einen Vorfteher, ala welcher ſich der 
Waiſenrat des Bezirks am beiten eignet. Jedem Bezirk werden mehrere 
Pflegerinnen und Pfleger zugeteilt. 

$ 10. Die Bezirke erledigen, abgejehen von dringenden Fällen, die 
Pflegefälle des Bezirkes, über welche der BVorfteher Buch führt, in 
monatlichen Sitzungen. Die Zuweifung von Pflegefällen, welche vor— 
läufig dur) den Vorſteher des Bezirks gejchieht, erfolgt endgültig durch 
die Bezirföfigung, bei jchulentlafjenen Kindern möglichjt unter Berüd- 
fihtigung der Religion der Kinder. 


Anlage 19. 


Bericht des ®berbürgermeifters zu Dortmund 
an den Regierungspräfidenten zu Arnsberg, betreffend Aus— 
geftaltung des Waifenratsamtes. 


Durch Gemeindebefchluß vom 13. Dezember 1875 iſt das Amt des 
MWaijenrates der Deputation für die Verwaltung des Armenweſens über- 
tragen. Dieje bedient fich zur Erfüllung der ihr gejeglich zugewiejenen 
Dbliegenheiten der Bezirksverjammlungen. 

Diefe Organifation des Gemeindewaiſenrats ijt die für die hiefigen 
Derhältniffe meines Erachtens allein richtige. Bon Ausübung einer 
wirklichen Aufficht über das perjönliche Wohl und Erziehung der Mündel 
fann nur die Rede jein, wenn eine weitgehende Decentralijation vor» 
genommen wird und der einzelnen die Aufficht führenden Perjon durch— 
chnittlich nicht mehr ala höchſtens 30 — 40 Mündel überwiefen find. 
Dana find in Hiefiger Stadt mehrere Hundert Perjonen erforderlich. 
Eine jo große Zahl für ein jolches Ehrenamt geeigneter Perſonen neben 
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den für die Ausübung der Armenpfleger nach dem Elberfelder Syitem 
erforderlichen etwa ebenjo zahlreichen ehrenamtlichen Pflegern dauernd 
zu gewinnen, iſt nach den hiefigen Verhältnifjen faum möglih. Auch 
würde ber Verkehr der Gentraljtelle mit einer jo großen Anzahl von 
MWaifenpflegern überaus große Schwierigkeiten machen. Die Pfleger 
würden, wenn jeder einzelne für fich arbeitete, ſehr bald die Luft ver- 
lieren. Das Intereſſe für die Sache muß durch gemeinfame Situngen 
wachgerufen werden. Hieraus ergiebt fich die Notwendigkeit, die Pfleger 
in Bezirken zujammenzufaffen, in denen regelmäßige Situngen ab- 
gehalten werden. Die Waifenpflege allein bietet aber nicht genügendes 
Material, um regelmäßige, nicht gar zu jeltene Situngen auszufüllen, 
zumal die Zahl der Waijenpfleger nicht zu groß fein darf. Sit in den 
Sitzungen aber nichts zu thun, jo verliert fid) auch bald das Intereſſe 
an der Sade. Es war daher ein überaus glüdlicher Gedanke, die 
Drganifation des Waifenrates an die der Armenverwaltung anzulehnen, 
zumal beide Aufgaben ja auch viele Berührungspunfte haben und beim 
Nebeneinanderbejtehen verfchiedener Organe mannigfache Konflikte nicht 
zu vermeiden fein würden. Für die Zwede der Armenverwaltung war 
die Stadt in bejtimmte Bezirke abgegrenzt — zur Zeit find e8 17. — 
Jedem Bezirke jteht ein Vorfteher vor, ihm zur ©eite jteht eine Zahl 
von Pflegern, je nah Bedürfnis, im Durchſchnitt 10 —15. Die 
Bezirfsverfammlungen treten alle 14 Tage zu Situngen zufammen, in 
denen über die erforderlichen Armenunterjtüßungen beraten und ber 
Ichloffen wird. Die Armenpfleger fünnen ohne zu große Mehrbelaſtung 
— eventuell muß ihre Zahl entjprechend vermehrt werden — auch die 
Aufficht über die Erziehung und das perfönliche Wohl der Wailen 
übernehmen. 

Sn den Sitzungen wird über allgemeine ragen verhandelt und 
werden wichtigere Fälle beiprochen; der Bezirksvorſteher vermittelt den 
Verkehr mit der Gentralitelle. 

Diefe Organijation des Waijenratsamtes iſt für größere Städte 
meine Erachtens die allein zwedmäßig. Mehrmals im Jahre finden 
Gitungen der Gejamtverwaltungen de Armenweſens, an denen auch 
die Armen- und Waiſenvorſteher teilnehmen, jtatt. In diefen wird 
auch über allgemeine, die Waifenpflege betreffende Fragen verhandelt. 
Waiſenratsſitzungen unter Zuziehung de8 VBormundichaftsrichters finden 
nicht ſtatt. 

Die Berwaltung des Armenwejens als Waiſenrat jteht aber mit 
dem Vormundſchaftsrichter in lebhaftem fchriftlichen und perſönlichen 
Verkehr und erkennt die thatkräftige Förderung, die ihr von feiner Seite 
bei jeder Gelegenheit zu teil wird, mit bejonderem Dante an. 

Don einer allgemeinen Zuziehung der Geiftlichen als jolcher zur 
MWaijenpflege ift Abftand genommen worden, weil diejelbe fich der 
biefigen Organijation faum hätte einfügen lafjen. Doc find die Be- 
zirke berechtigt, Geijtliche mit beratender Stimme zu den Sitzungen zu- 
zuziehen. 

Auch Frauen können mit beratender Stimme zu den Sitzungen der 
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Bezirksverſammlungen zugezogen werden. Im vergangenen Jahre haben 
ferner die ſtädtiſchen Körperſchaften beſchloſſen, Frauen zu Armen- und 
Waiſenpflegerinnen mit gleichen Rechten und Pflichten wie die männ— 
lichen Pfleger zu beſtellen. Bisher gehören vier Frauen einem Bezirk 
ala Pflegerinnen an. 

Eine größere Anzahl von Damen Hat e8 ferner übernommen, 
Familien, die bejonders bezüglich der Kindererziehung einer ftrengen 
Kontrolle bedürfen, durch häufige, regelmäßige Befuche zu beauffichtigen. 
Sie ftehen mit dem Decernenten unmittelbar im Verkehr. 

Ferner werden jeit kurzem die von der Armenverwaltung in hiefiger 
Stadt untergebrachten Pflegelinder, die Ziehlinder — Oberpräfidial- 
Bolizeiverordnung dom 7. Januar 1897 — und die der General- 
vormundjchaft unterftehenden unehelichen Kinder von Damen beauffichtigt. 
Zu diefem Zwede find zunädhft in Anlehnung an die Armen- und 
Maijenbezirfe 12 Bezirke gebildet worden. Jeden diefer Bezirke hat 
eine Dame übernommen mit der Verpflichtung, die Kinder regelmäßig 
zu bejuchen. Die Damen werden von Zeit zu Zeit mit dem Decernenten 
zu Situngen zujammentreten, in denen die gemachten Erfahrungen 
ausgetaufcht und allgemeine Fragen beiprochen werden. 

Über die formelle Behandlung der Gefchäfte ift folgendes zu 
berichten: 

Die Waijenratsangelegenheiten werden jeit dem 1. Januar 1898 
in einer bejonderen Abteilung des Bureaus der Armenverwaltung bes 
arbeitet. Hier ift das jogenannte Kartenſyſtem eingeführt. 

Das noch in der Anmweifung vorgejehene Liſtenſyſtem iſt fallen- 
gelafjen worden, nachdem fich feine Unzwedmäßigfeit für einen großen 
Geichäftzbetrieb erwiejen Hatte. Über jämtliche bevormundete Kinder 
werden Hauptkarten angefertigt. — Muſter I. Über fämtliche Kinder 
einer Yamilie, joweit fie in ein und derjelben Wohnung wohnen, 
wird nur eine -Hauptfarte angefertigt. Am Kopfe der Karte wird die 
Nummer des Bezirks bemerkt, in welchem die Mündel wohnen. 

Statt eines alphabetijchen Hauptregijterz iſt eine Kaſten regiſtratur 
eingerichtet. Die Kaſten find in recht praftifcher Weije jo angefertigt, daß, 
wenn man den nur zur Hälfte befeftigten Oberdedel aufhebt, auch die 
vordere Kaſtenwand, welche auf weißem Schilde den betreffenden Buch- 
jtaben des Alphabetes in großer Schrift deutlich zeigt, von ſelbſt 
berunterflappt und man nun fofort die in fich wieder genau alphabetijch 
geordneten Karten griffgerecht vor fich Liegen fieht. 

Iſt die Hauptfarte nach dem obenerwähnten Mufter 1 auf Grund 
der gerichtlichen Benachrichtigung oder des Überweifungsichreibens eines 
auswärtigen Waifenrats fertiggeitellt, dann wird nach der Hauptlarte 
die fogenannte Bezirkskarte nad) Muſter 2 und das für den Waijen- 
pfleger bejtimmte Aktenblatt nah Muſter 3 bei ehelichen Kindern, 
nah Mufter 4 bei unehelichen Kindern weiter ausgefertigt. Das 
hiefige Königliche Amtögericht benußt jedoch feit Einführung unferes 
Kartenſyſtems zu feinen Benachrichtigungen über Beftellung von Vor: 
mündern an Stelle der wenig überfichtlichen jtaatlichen Formulare die 
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Mufter 3 und 4, welche demfelben jedoch diesſeits geliefert werden 
müſſen. Da es jehr erwünjcht ift, daß die Waifenpfleger zwecks inten- 
fiverer Kontrolle die Attenblätter über uneheliche Kinder fojort unter- 
icheiden können, ijt das vorhin erwähnte Muſter 4 eingefügt. Nunmehr 
wird die fertige Hauptfarte der Kartenfammlung in obiger Karten- 
regiftratur, genau nach dem Alphabet, eingeordnet. Die Bezirkskarte 
und das Aftenblatt werden in eine bejondere, mit der Nummer des 
Bezirks verfehene Mappe gelegt, um, nachdem weitere Bezirkäfarten und 
Aktenblätter Hinzugelommen find, am Scluffe eines jeden Monats 
mittel3 Anfchreibeng den einzelnen Waifenvorftehern zugejandt zu werden. 
Jeder der 17 Waiſenbezirksvorſteher bat ebenfalla einen, dem Haupt— 
faften ähnlichen Kartenfaften, in welchem er feine Bezirkskarten in 
alphabetifcher Ordnung aufbewahrt. 

Jeder Pfleger hat eine Mappe mit eingeheitetem Bogen Papier, um 
darauf etwaige Notizen machen zu können. 

Kommen nun die allmonatlichen, vom Gentralbureau ausgehenden 
Sendungen von Bezirköfarten und Aktenblättern an, jo ordnet der 
Waifenvorjteher die einzelnen Bezirkskarten in alphabetifcher Ordnung 
in die in feinem Kaſten bereits befindlichen Karten ein, nachdem er 
vorher den Namen des betreffenden Pfleger auf der Bezirkäfarte ver— 
merkt hat, und verteilt aladann die Aktenblätter an die Pfleger feines 
Bezirkes. 

Die Pfleger tragen die Namen der Mündel auf den in ihrer Mappe 
befindlichen Bogen Papier ein und beginnen mit der Kontrolle der 
Mündel. Ihre beim Rundgang gemachten Wahrnehmungen vermerken 
fie alödann in Spalte „Bemerkungen“ des betreffenden Aftenblattes. 


In den alle 15 Tage jtattfindenden Sigungen der einzelnen Bezirke 
werden diefe Wahrnehmungen u. |. w. beſprochen. So oft nun der 
Bezirkspfleger einen Beſuch bei feinen Mündeln macht, vermerkt er diejen 
Beſuch ebenfalls auf dem Altenblatt in Spalte „Bemerkungen“. So 
zum Beijpiel: „revidiert am 1./2.1899. Nichts zu erinnern.” „14./2. 99. 
Schulbefuh unregelmäßig“ u. ſ. w. Macht der Pfleger auf feinem 
Rundgange Wahrnehmungen, welche ein Eingreifen der Centralſtelle er- 
fordern, jo zum Beifpiel: „der Vormund it geftorben”, „der Vormund 
vernachläffigt feine Pflicht“ u. ſ. w., jo vermerkt er dieſes an der bereits 
erwähnten Stelle des Aftenblattes. Er bringt dann den Fall in der 
nächiten Bezirksfigung befonders zur Sprache. Der Waifenvorfteher teilt 
den Fall alsdann der Gentraljtelle auf einem Bogen Papier mit, damit 
diefe die erforderlichen Anordnungen trifft. Iſt das Mündel geftorben, 
legitimiert, nach auswärts oder in einen anderen Bezirk verzogen, To 
vermerkt der Waijenpfleger diejes ebenfalls auf dem Aftenblatte, ftreicht 
den Namen des Mündels auf dem, in feiner Mappe befindlichen, Bogen 
Papier aus, und übergiebt das Aktenblatt feinem Vorjteher. 

Diefer fügt dem Aktenblatte die in feinem Bezirkskaſten ruhende 
Bezirksfarte bei und jendet beide Sachen an das Gentralbureau, welches 
alsdann das Erforderliche veranlaßt. 

Schriften d. D. Ber. f. Wopltgätigfeit. XLVII. 6 
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Durch dies Verfahren wird erreicht, daß die Bezirke nicht unter- 
einander verkehren, jondern jtet3 durch die Vermittlung des Gentral- 
bureaus. Dadurch wird aber ferner erreicht, daß das Gentralbureau 
ftet3 auf dem Laufenden iſt. Jährlich einmal werden Jämtliche Bezirke, 
einer nach dem anderen, durch dag Gentralbureau revidiert und etwaige 
Mängel in den Bezirkäfarten, Aftenblättern und den Waijenpfleger- 
mappen berichtigt und notwendige Ergänzungen vorgenommen. Auch 
— dabei kontrolliert, ob die Pfleger ihre Mündel ordnungsmäßig 
eſuchen. 

Durch das Centralbureau wird auch der Zuzug, Umzug und Abzug 
von Mündeln im Stadtbezirke beaufſichtigt. Das Einwohnermeldeamt 
iſt angewieſen, bei Zuzug, Umzug und Abzug von Mündeln die Karten— 
muſter 5, 6 und 7 ſofort auszufüllen und täglich dem Gentral- 
bureau zuzufenden. Die fih aladann ergebenden DVBerfügungen des 
Gentralbureaus finden fich auf den einzelnen Karten vorgedrudt. 

Sind Mündel nad) auswärts verzogen, verheiratet, gejtorben oder 
legitimiert, jo werden die im Gentralbureau in der Hauptfartenregiftratur 
ruhenden betreffenden Hauptfarten aus der Kartenfammlung heraus— 
genommen, berichtigt und in bejonderen Kaſten, alphabetifch geordnet, für 
die Dauer von einigen Jahren aufgehoben, um bei etwaigen jpäteren 
rg oder Nachforichungen bezüglich der Mündel Auskunft geben 
zu können. 

Späterhin jollen diefe aufgehobenen Karten vernichtet werden. Die 
Bezirkäfarten werden aber ſofort vernichtet, während die Aftenblätter 
mit den darauf befindlichen Verfügungen in Alten gefammelt werden. 

Über alle, nach auswärts verzogenen, verjtorbenen und legitimierten 
Mündel erhält das Hiefige Amtögericht Nachricht, wenn bdiesjeit3 das 
Aktenzeichen bekannt if. Müſſen Mündel an einen auswärtigen 
MWaifenrat überwiejen werden, jo wird das Überweifungsichreiben 
— Muſter 8 — gebraudt. 

Bei Erfuchen der Gerichte an den Waifenrat um Vorſchlag eines 
Vormundes, Pflegerd oder Gegenvormundes wird das gerichtliche Er— 
ſuchen unter Umſchlag — Mufter 9 — dem betreffenden Bezirt zum 
Borichlag einer geeigneten Perſon zugejandt. 

Die Ermittelung von Frauen, die minderjährige Kinder haben und 
ſich wieder verheiraten, gejchieht durch Mitbenugung der Eheſchließungs— 
farten des jtädtifchen jtatiftifchen Amtes, welche allmonatlih dem 
Gentralbureau abjchriftlich mitgeteilt werden. Die Hauptlarten werden 
aladann berichtigt. Die Bezirke erhalten von Wiederverheiratung einer 
ſolchen Yrauensperfon ebenfalls Nachricht behufs Berichtigung der Be- 
zirköfarte und des Aftenblattes. 

Die dom Gericht eingehenden Benacdhrichtigungen über Bejtellung 
von Pflegern in Nachlaß-Schichtungs- und Teilungsſachen, jowie über 
Großjährige und von Gegenvormündern werden in bejonderen Sammel- 
akten gejammelt, denen ein Inhaltsverzeichnis vorgeheftet ift. Über dieſe 
Sachen werden feine Karten außgefertigt. Ausgenommen find die ge- 
richtlichen Benachrichtigungen über Beftellung von Pflegern zum Zwecke der 
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Beobachtung oder Leitung der Erziehung von VBerwahrlojten oder der Ver: 
wahrlojung anheimfallenden Kindern, auch wenn deren Eltern noch leben. 
Auch Hier werden Karten u. j. w. mit enjprechendem Vermerk ausgefertigt 
und Diejelben, wie oben ausgeführt, behandelt. 

Jedoch werden jowohl Hauptfarten, ala auch Bezirkzfarte und 
Aktenblatt mit einer fofort in die Augen fallenden, farbigen Marke 
— Mufter 10 — oben links in der Ede verjehen. Ebenfalls werden 
über Kinder, deren Eltern unterftüßt werden und die auf Grund der 
Perfonalakten der Armenverwaltung es an der erforderlichen Umficht und 
Strenge in der Erziehung ihrer Kinder fehlen laffen, Karten und Akten— 
blätter angefertigt und diejelben mit grüner Marke verjehen. Die auf 
diejen Karten verzeichneten Kinder werden „Jufſichtskinder“ genannt. 
Hierdurch jollen die Waijenpfleger veranlaßt werden, derartig bezeichnete 
Kinder unter beſonders intenfive Kontrolle zu nehmen. Die ferner bei- 
gefügten Mufter — 11 — 18 — werden im Berfehr mit den Waifen- 
vorftehern und dem Königlichen Amtsgericht hier gebraucht, wie aus 
denjelben zu erjehen ift. 

Der vorftehend gejchilderte Gejchäftsbetrieb Hat fi nun mitjamt 
den dabei in Anwendung gefommenen Karten und Yormularen jo vor— 
züglich bewährt, daß eine NRüdfehr zu dem früheren Regifter- und 
Liſtenſyſtem ausgeſchloſſen ift. 

Vorausſetzung iſt natürlich, daß die Bezirksvorſteher und Pfleger 
ihre volle Pflicht thun. 

Von weiteren Aufgaben, die ſich der Waiſenrat geſtellt hat, ſei 
folgendes erwähnt: 

Die Erfahrung lehrt, daß die Verwahrlojung der Kinder häufig mit 
Schulverfäunnis beginnt. Sie gewöhnen fich dann an ein Bummelleben, 
fommen mit anderen gleichgefinnten Genofjen zufammen, beginnen zu 
betteln, dann zu jtehlen u. f. w. Eltern und Lehrer bringen dag dann 
oft erjt zur Anzeige, wenn die Verwahrlofung joweit vorgejchritten war, 
daß eine Befjerung kaum noch zu erreichen ift. 

Es ift kaum zu verſtehen, mit welchem Gleichmut die Väter häufig 
Schulſtrafen abfigen, ohne fich zu einem energiſchen Einjchreiten gegen 
dag verbummelte Kind aufzuraffen. Um rechtzeitig eingreifen und der 
Derwahrlojung vorbeugen zu können, ijt die Polizeiverwaltung erjucht 
worden, die Schulverfäumnisliften der bhiefigen Schulen beim Gentral- 
waijenbureau durchlaufen zu laflen. 

Auf dem Gentralbureau werden dann die Kinder, deren Eltern mit 
mehr wie drei Borftrafen für Schulverfäumnifje in den Liſten vermerkt 
jtehen, ausgezogen. Auf Grund diefer Auszüge werden dann die Gründe 
der Schulverfäumnig und die Familienverhältniffe eventuell nach Rüd- 
Iprache mit der betreffenden Lehrperjon erörtert. Bielfach ift beobachtet 
worden, daß fich der Schulbejuch bei einer großen Anzahl derartiger 
Kinder gebefjert hat. Es wäre nur zu wünjchen, daß fich die Lehrer 
und Lehrerinnen mehr ala e8 geichieht, um die häuslichen Berhältnifie 
befümmerten. Sehr viele, um nicht zu jagen die große Mehrzahl, 
glauben leider ihre Pflicht erfüllt zu Haben, wenn fie ihre Schulftunden 
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gegeben haben, und bekümmern ſich außerhalb der Schule um ihre 
Kinder garnicht. Daß in allen Fällen, in denen das Zwangserziehungs— 
geſetz Anwendung finden kann, davon energiſcher Gebrauch gemacht wird, 
braucht kaum beſonders erwähnt zu werden. Wenn aber auch in anderen 
Fällen fich ergiebt, daß der Verwahrloſung von Kindern nur durch 
Unterbringung in anderen Yamilien oder in Anjtalten vorgebeugt werden 
fann, tritt die Verwaltung des Armenwejens ein. Sofern die Eltern ihr 
Erziehungsrecht nicht Freiwillig abtreten, wird beim Gerichte die Ab- 
erfennung bdesjelben beantragt. Bei dem Herrn VBormundichaftsrichter 
des hieſigen königlichen Amtsgerichts finden jolche Anträge jtet3 ver- 
jtändnisvolle und wohlwollende Förderung. Die gejeglichen Beftimmungen 
bieten nun leider in manchen Fällen nicht die genügende Handhabe, um 
gegen pflichtvergefjene Eltern einzufchreiten. Die Zahl der von der hiefigen 
Armenverwaltung aus ſolchen Gründen untergebrachten Kinder iſt jehr 
erheblih, die dadurch erwachlenden Koften find nicht unmejentlich. 
Kleinere Gemeinden können folche Kojten kaum tragen, ganz abgejehen 
davon, daß e8 ihren Organen wohl auch häufig an dem Berjtändnig dafür 
fehlen wird. Es nutzt aber nicht viel, wenn einzelne größere Städte in 
jolcher Weije der Verwahrlofung der Jungen vorzubeugen fuchen. Die 
verbummelten Eriftenzen vom Lande und den Eleineren Städten ftrömen 
ihnen jpäter doch zu und vermehren das jtädtifche Proletariat. Die 
Kojten der Erziehung von Kindern, die der Gefahr der Verwahrlofung 
anheim zu fallen drohen, müßten deshalb nach dem Vorbilde des Zwangs— 
erziehungsgejeßes und der Geſetze verjchiedener anderer deutjcher Bundes» 
jtaaten auf breitere Schultern übertragen werden. Die Prüfung dieſer 
Schulverfäumniffe erfolgt nicht durch den Wailenpfleger, jondern durch 
die bei der Armenverwaltung thätigen Auffichtsbeamten. 

Des weiteren bejorgt der Waijenrat elternlofen jchulpflichtigen Kindern 
geeignete Pflegeftellen in der Stadt Dortmund oder auch in auswärtigen 
Ortſchaften und auf dem platten Lande. Die hiefigen Pflegeftellen werden 
durch die bereit? erwähnten Aurficht3beamten der Armenverwaltung 
geprüft. 

Bei auswärtigen Pflegejtellen wird nach anliegendem Formulare 
— Mufter 20 — von dem betreffenden Amte oder Magiftrate und dem 
zuftändigen Pfarramte Auskunft über die Pflegeftelle eingeholt. Wenn 
beide Auskunftserteilungen übereinjtimmen, wird die Pflegejtelle ala ge- 
eignet in einer Nachweifung vermerkt. Im Bedarjsjalle find dann immer 
geeignete Pflegeftellen vorhanden. 

Nicht allein aber den jchulpflichtigen, jondern auch den zur Schul= 
entlaffung gelangenden vaterlojen Kindern widmet der Waiſenrat jeine 
Fürforge. Er fordert durch öffentliche Belanntmachung die Handwerfs- 
meijter, Arbeitgeber und Dienjtherrichaften, welche jolche Kinder in die Lehre, 
Arbeit oder in den Dienft nehmen wollen, auf, bis zu einem bejtimmten 
Termine ihre Meldungen einzureichen. Gleichzeitig erjucht er die Schul- 
reftoren, ihm eine Lifte der zur Schulentlaffung gelangenden Kinder — 
Knaben und Mädchen — zuzujenden. Die Namen der Kinder werden 
dann in E£onfeffionell getrennten Knaben- und Mädchenlijten notiert. 
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Die eingehenden Meldungen von hiefigen Zehrmeijtern u. ſ. w. werden 
durh die Armenaufficht3beamten und durch die MWaijenpfleger der 
17 Waijenpflegerbezirke geprüft. Bei Prüfung der auswärtigen Lehr-, 
Arbeitd- und Dienftitellen wird das anliegende Formular — Mufter 21 — 
benußt. Die Prüfung der auswärtigen Stellen wird durch die zuftändigen 
Amter u. j. w. und Pfarrämter veranlaßt. Wenn bei hiefigen und aus— 
wärtigen Sehrmeiltern u. |. w. die eingeforderte Auskunft gleich günftig 
lautet, wird die Lehr- u. ſ. w. Stelle in die befondere „Nachweifung über 
geeignete Lehr-, Arbeits: und Dienftitellen” eingetragen. Im anderen 
Valle erfolgt feine Notierung. Dieje Nachweifung wird, wenn der Zeit: 
punft der Schulentlafjung herannaht, durch Drud vervielfältigt und den 
MWailenvorjtehern und jämtlichen Waifenpflegern zugejandt. 

Gleichzeitig erhalten die 17 Waifenbezirfe Auszüge aus der Nach— 
weilung der zur Schulentlaffung gelangenden Kinder. Aufgabe der 
MWaifenpfleger ift e8 nun, mit den Müttern, Stief- oder Pflegeeltern der 
betreffenden vaterlojen Kinder und mit den VBormündern über die Unter- 
bringung dieſer Kinder in, ihren förperlichen und geijtigen Fähigkeiten 
entjprechende, LZehr-, Arbeits- und Dienjtitellen zu verhandeln und auf 
Abſchließung geeigneter Lehr- u. j. w. Verträge durch die VBormünder zu 
halten. Desgleichen erhalten jämtliche Hiefigen Geiftlichen, NRektoren und 
fonftige Bertrauensperfonen Eremplare der Nachweifung zugefandt, um 
im Bedarfsfalle Helfend eingreifen zu fünnen. ine derartige „Lehr, 
Arbeits- und Dienitjtellen-Nachweilung“ Liegt bei. Ein abjchließendes 
Urteil über dieſe Einrichtung kann noch nicht gegeben werden, da in 
diefem Jahre damit der erjte Anfang gemacht iſt. Doch zeugen viele 
Nachfragen von dem bisher fühlbaren Mangel einer folchen, meines Er- 
achtens höchſt notwendigen, Einrichtung, welche ja in erjter Linie verhüten 
ſoll, daß die der väterlichen Stüße und Erfahrung entbehrenden Kinder 
in ungeeignete Lehr- u. ſ. w. Stellen, in welchen fie ſittlich-körperlich 
Schaden leiden müfjen, untergebracht werden. Auch im Centralbureau 
liegt eine ſolche Nachfrage zur Einficht für intereffierte Perjonen auf. 
Druderemplare werden, joweit der Vorrat reicht, unentgeltlich abgegeben. 


Dortmund, den 21. April 1899. 
Der Oberbürgermeifter. 
gez. Schmieding. 


Anlage 20. 


Dorfchrift über die Führung der Mlündelblätter für das 
Bureau A. 
(Erfurt.) 


I. Sobald vom Vormundichaftsgericht oder don einer anderen Stelle 
ein Antrag auf Beftellung eine® Vormundes, Gegenvormundes oder 
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Pflegers geſtellt wird, jo iſt zunächſt ein Mündelblatt (Form. T 767 4) 
anzulegen und in den Kontrollkaſten A alphabetiſch-lexikaliſch einzureihen. 
Der Antrag, auf welchem die Wohnung, Religion und Perfonalien u. j. w. 
des Mündels bezw. der Mündeleltern enthalten fein müffen, ift mit Um— 
ihlag Form. T 766 der betreffenden Armenbezirkskommiſſion zu über- 
weifen. Nach Rüdgabe des Antrages mit dem Borichlag find die Namen 
der vorgejchlagenen Perjonen auf der Rüdjeite der angelegten Mündel— 
blätter an den betreffenden Stellen mit Blei zu vermerken und das 
Schriftſtück alsdann an das zuftändige Gericht weiter zu geben. 


II. Geht die Nachricht über Beitellung des VBormundes u. j. w. vom 

Gericht ein, jo ift das Miündelblatt (T. 767a) in den betreffenden 
Spalten mit Tinte auszufüllen und mit dem Mftenzeichen und der 
Nummer des Amtsgerichts, jowie mit der Nummer des Armenbezirks und 
der Pflegfchaft zu verjehen. Wenn mehrere Miündel vorhanden find, fo 
ift die entiprechende Anzahl Mündelblätter mit allen Vermerken einzeln 
anzulegen und in den Kaſten „VBormund ift beſtellt“ alphabetiſch-lexikaliſch 
einzureihen. Das Schriftjtüd jelbjt ift gemäß der darauf angegebenen 
Verfügung zu erledigen. 

II. Die in dem Kaſten „Vormund ijt beſtellt“ gefammelten Mündel- 
blätter gehen ſpäteſtens alle vier Wochen an dag Einwohnermeldeamt zur 
Ergänzung und dann zur Kanzlei, um zwei gleiche Abjchriften nah Form. 
T 767a und eine Abjchrift nach Form. T 819 anzufertigen. Die nun 
vorhandenen vier Miündelblätter find wie folgt zu verteilen: Se ein 
Miündelblatt T 767 a erhält der Kontrollbeamte, der Armenrat nnd das 
(ete ijt in das alphabetifch-Lerikalifche Regifter im Bureau A einzureiben. 
Das eine Blatt (T. 819) erhält der Armenpfleger durch die Hand des 
Armenrats. (Siehe die Verfügung vom 25. Juli 1898 Nr. 7911 A.) 

IV. Das Einwohnermeldeamt erhält von jedem neu angelegten 
Miündelblatt Kenntnis und ijt verpflichtet, ala Kennzeichen dag grüne W 
auf dem Meldeblatt anzubringen. cir. Verfügung vom 4. November 
1892 Nr. 1388 W. Fol. 29 der Akten, Waijenrataften Nr. 26. Auf 
Grund dieſes Kennzeichen® zeigt das Einwohnermeldeamt den Werzug 
an durch Vorlegung einer Anzeige nach Form. H 284. Sobald Dieie 
Anzeige bei dem Bureau A eingeht, ift der Beamte, welcher die Waiſen— 
ratsjachen bearbeitet, verpflichtet, jofort dag Mündelblatt im alphabetijchen 
Regifter zu berichtigen und das Mündelblatt in den jogenannten Kontroll— 
faften B zu legen. Die Verzugsanzeige ift mit dem Ginholungsftempel 


An die... . Armenbezirkskommiſſion 
mit der Bitte um Beifügung der Mündelblätter. 
Eriurt, den 
Bureau A 


zu verjehen und auszufüllen. Die VBerzugsanzeige ift jodann dem Beamten 
zu übergeben, der das Kontrollvegijter führt. Diefer Beamte Hat die 
Mündelblätter zu berichtigen und jogleich in die neuen Pflegichaften ein- 
zureihen. Die Berzugsanzeige geht jodann an den Armenrat zur Bei- 
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fügung der Miündelblätter gemäß der Verfügung vom 25. Yuli 1898 
Nr. 7911 A. Sobald die Mündelblätter zurüdfommen, werden fie von 
dem Beamten nachgezählt und nachgejehen, ob die Verzugs- und Revifions- 
dermerfe von den Armenpflegern ausgefüllt find.. Iſt diejes nicht der 
Fall, jo find die Blätter an den zuftändigen Armenrat zurüdzugeben. 
Sodann werden die Blätter mit Überweifungsvermerf verfehen, der neuen 
Bezirkskommiſſion überfandt und das Blatt aus dem Kontrollfaften B 
in das alphabetifche Regiſter wieder zurüdgelegt. Alle vierzehn Tage 
ift der Kontrollfajten B einer eingehenden Durchficht zu unterwerfen und 
nachzufehen, ob auch die eingeforderten Münpdelblätter von den Bezirks— 
fommiffionen eingegangen find. Sollte dies nicht der Fall jein, jo iſt 
an die Erledigung der Rüdgabe zu erinnern. 

V. Mündel, welche nach auswärts verzogen find, werden, nachdem 
fämtliche Mündelblätter eingefordert find, gemäß dem 8 54 Abf. 2 der 
Vormundichaftsordnung (nad) Formular 805) dem Maifenrat des 
Aufenthaltsortes überwiefen. Die Mündelblätter werben bis auf weiteres 
alphabetifch-lerifalifch geordnet in einem bejonderen Kaſten „Nach aus— 
wärts Verzogene“ aufbewahrt. 

VI Die Mündelblätter der großjährig gewordenen, geftorbenen oder 
legitimierten Mündel werden, nachdem jämtliche Blätter eingefordert find, 
bis auf das des Pfleger (T. 819) vernichtet. Dies lettere Blatt wird 
alphabetijch-lerifalifch geordnet in einem bejonderen Kaften „Großjährige“ 
aufbewahrt. Die Ausfonderung der großjährig gewordenen Mündel er- 
folgt zweimal, am 1. April und am 1. Oktober jeden Jahres. Sie wird 
durch das Bureau A veranlaßt. Für die von auswärts überwiefenen 
Mündel werden neue Mündelblätter wie für die hiefigen angelegt. Sie 
werden auch in gleicher Weije kontrolliert. 

VI. Bon jedem neuen Mündelblatt erhält der Beamte, welcher das 
Kontrollregifter Führt, je ein Exemplar (T. 767 a) fiehe Abjag IV der 
Vorſchrift. Für die richtige Anfertigung und Ablieferung diejer Mündel- 
blätter trägt der Beamte, welcher die Waijenratsjachen bearbeitet, die 
Verantwortung. Ebenjo über die Abgabe und Bekanntgabe der Verzugs— 
anzeigen (fiehe Abi. IV). 


Anlage 21. 


Anleitung für die Bezirfsvorfigenden und Armenpfleger zur 
Ausübung der Aufficht über die Mlündel und Dormünder. 
(Halle a. 5.) 


a) Die bigherigen Bezirfänachweifungen, welche fich in den Händen 
der Bezirkövorfißenden befinden, fallen weg. Die Überweifungen der 
Miündel an die Bezirksfommiffionen erfolgen durch Mündelblätter. Die- 
felben enthalten außer den Perfonalien der Mündel auch den Namen, 
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Stand und die Wohnung des Vorſtandes, Beijtandes u. ſ. w. Die 
Miündelblätter gelangen zuerft an den Bezirfövorfigenden und werden 
von diefem ohne weiteres an die Armenpfleger weiter gegeben. Letztere 
bewahren die Mündelblätter in geeigneten Mappen auf; diefe Mappen 
werden don der Armendirektion überwiefen. 

Die Aufbewahrung der Mündelblätter erfolgt bis zur Beendigung 
der Vormundſchaft oder bis zum Verzuge des Mündels in einen anderen 
Bezirk. | 

b) Berzieht ein Mündel, jo iſt dag Miündelblatt jofort nach dem 
Belanntwerden des Verzugs mit dem Vermerk, wohin der Mündel ver- 
zogen ift, dem Bezirksvorſitzenden zu übergeben, welcher e8 der Armen— 
direftion überfendet. e 

Ebenjo ift zu verfahren, wenn irgend welche Anderungen in der 
Perſon des Mündels oder des Bormundes eingetreten find, 3. B. wenn 
dem Miündel Vermögen zugejallen ift, oder wenn fich die Unfähigkeit des 
Te zur Führung der Vormundſchaft herausftellt (SS 1675, 1851 

. G. B.). 

In ſolchen Fällen gelangt das Mündelblatt, nachdem das Erforder— 
liche im Geſchäftszimmer der Armendirektion veranlaßt worden iſt, wieder 
auf dem unter a) bezeichneten Wege an den Armenpfleger zurück. 

Bei Verzügen innerhalb desſelben Armenbezirks genügt eine Mit— 
teilung an die Armendirektion behufs Berichtigung der Namenverzeichniſſe, 
welche hier geführt werden. Auf den Mündelblättern iſt in dieſen Fällen 
der Verzug durch den Bezirksvorſitzenden zu vermerken. Die Übergabe 
an den neuen Armenpfleger hat gelegentlich der Kommiſſionsſitzung zu 
erfolgen. 

c) Erreicht die Vormundſchaft auf irgend eine Art ihr Ende, fo iſt 
das Münbdelblatt zurücdzugeben. 

d) Um jtet3 auf dem Laufenden über die Mündel und VBormünder 
zu bleiben, hat der Armenpfleger in jedem Vierteljahr die in jeinem Be- 
zirk wohnenden Mündel einmal zu bejuchen. Es genügt hierbei nicht, 
die Mündel zu fi in die Wohnung zu bejtellen, jondern um einen 
fiheren Einblid in die Berhältniffe der Mündel zu thun, ift e8 erforber- 
lich, daß der Armenpfleger diefelben in ihren Wohnungen auffucht. 

Die Bezirksvorfigenden haben am Schluffe eines jeden Vierteljahres 
der Armendirektion kurz (auf Ouartalblatt) anzuzeigen, daß die Bejuche 
erfolgt find, 3. B.: . 

Die Beſuche der Mündel im I. Quartal 1900 find erfolgt. 

Bezirks ..... 


Es bleibt dem Vorſitzenden überlaſſen, wie er ſich ſeinerſeits über 
die Beſuche der Armenpfleger Anzeigen erſtatten laſſen will. Die Beſuche 
ſind auf den Mündelblättern in den dazu vorgeſehenen Spalten von den 
Armenpflegern zu vermerken, z. B. 15.2. 00. 

e) Alle bei den Beſuchen der Mündel vorgefundenen Mängel und 
Pflichtwidrigkeiten find, wenn deren Abjtellung Eile erfordert, ſofort der 
Armendireftion zur Anzeige zu bringen, anderenfall® der Bezirkskommiſſion 
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und fodann gelegentlich der Anzeigen der Vorſitzenden über die ftatt- 
gefundenen Befuche der Armendireftion. Namentlih find Berftöße der 
Bormünder gegen $ 1851 B.6.B. zur Sprache zu bringen. Diejer 
Paragraph beitimmt, daß die Bormünder den Berzug ihrer Mündel in 
andere Gemeindewaijenratsbezirke anzuzeigen haben. Im Unterlafjungs- 
falle fünnen die Bormünder durch das Vormundjchaftsgericht mit Strafe 
belegt werben. 

Hierbei fei gleich darauf Hingewiejen, daß den Vormündern feine 
Pflicht obliegt, die Verzüge ihrer Mündel innerhalb ein und desſelben 
Gemeindewaiſenratsbezirks (alſo in Halle a. S. die Verzüge aus einem 
Armenbezirk in einen anderen) dem Gemeindewaiſenrat anzuzeigen. Es 
iſt daher Sache des Armenpflegers, dieſe Verzüge gelegentlich der viertel— 
jährlichen Beſuche zu ermitteln. Empfehlenswert iſt es, bei den Beſuchen 
die Mündel, Pflegeeltern oder Vormünder aufzufordern, derartige Verzüge 
zur Anzeige zu bringen. 


Anlage 22. 


Beftimmungen für die Kiftenführung der Bemeindewaifenräte. 
(Zeipzig.) 


Da e8 erwünscht ift, die Gemeindewaifenräte foviel als möglich zu 
entlajten, bejtimmen wir im Einvernehmen mit dem Bormundfchaftsgericht 
nad) $ 20 der vom königlichen Juſtizminiſterium erlafjenen Gejchäfts- 
anweifung folgendes: 


1. Die vorgejchriebene Liſte wird vom Waijenratsamte geführt. 

2. Daher wird das VBormundfchaftsgericht Leipzig alle für die Ge- 
meindewaijenräte bejtimmten Zufchriften zunächſt an das Waijenratsamt 
richten, dem ja auch die von auswärts fommenden Zufchriiten zugehen. 

3. Ebenſo haben die Waifenräte alle Mitteilungen und Sendungen, 
die für ein Bormundfchaftsgericht oder einen anderen Gemeindewaijenrat 
beitimmt find, zunächft an dag Waifenratsamt zu richten, wenn nicht im 
einzelnen alle das VBormundfchaftegericht Leipzig ihnen aufgegeben hat, 
unmittelbar fi) an das Vormundſchaftsgericht Leipzig zu wenden. 

4. Das Waifenratsamt fertigt für jedes Mindel zwei Kontroll- 
blätter an, von denen das eine (braun gef.) der Blattſammlung eingefügt 
wird, bie für den in Frage kommenden Waijenratsbezirt angelegt wird. 

5. Ein zweites grünes Kontrollblatt wird dem Waifenrate zugefertigt, 
nachdem auf dem braunen Kontrollblatt die Ausfertigung dieſes grünen 
Blattes vermerkt ift. 

6. Diefe grünen Kontrollblätter Hat der Waijenrat alphabetiich in 
eine vom Waifenratsamte zu liefernde Mappe einzuordnen. 

7. Außerdem wird für jedes Mündel ein Zettel angefertigt, der an 
der entjprechenden Stelle der alphabetiich geordneten Zettelfjammlung ein- 
verleibt wird. 
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Dieſer Zettel muß jederzeit Auskunft geben, in welcher Blattſammlung 
fih das dazu gehörende braune Kontrollblatt befindet. 

8. Stellt der Waijenrat feft, daß das ihm unterftellte Mündel feinen 
Bezirk verlafjen hat, jo hat er möglichit zu erörtern, wohin dad Mündel 
fi) begeben Hat und mit entiprechendem Vermerke (wozu die ihm ge- 
lieferten Mufter zu benußen find) dag Kontrollblatt dieſes Mündels an 
das Waifenratsamt abzugeben, das nun den zuftändigen Waifenrat benach- 
richtigen wird. 

In gleicher Weife hat er das Kontrollblatt an das Waiſenratsamt 
zurüdzugeben, wenn das Mündel volljährig wird oder jtirbt. 

9. Der Waifenrat hat über die von ihm gemachten Auslagen Bud 
zu führen und vierteljährlich die ihm zulommenden Beträge an der Kafle 
des Armenamtes zu erheben. 

10. Wegen derjenigen Mündel, die der Ziehlinderanftalt unteritehen, 
oder auf Koften des Armenamts untergebracht find, werden nur die für 
das alphabetifche Verzeichnis bejtimmten Karten und außerdem nur grüne 
Karten für die Überwachungsdamen ausgefertigt, während braune Karten 
erft dann angelegt werden, wenn die Minderjährigen nicht mehr der 
Ziehkinderanftalt unterftehen, oder nicht mehr auf Koften des Armenamts 
verpflegt werden. 

11. Für jeden MWaifenratsbezirk ift vom Waifenratsamte ein Aften- 
ſtück anzulegen, zu dem alle Schriftftüde zu nehmen find, die den Bezirk 
und die ihm angehörenden Minderjährigen und Bormünder betreffen. 

12. Die Nktenftüde führen die dem Bezirke zulommende Ordnungs— 
nummer, 

Eine auf das braune Kontrollblatt zu fegende Bemerkung muß auf 
das nach der Akten» und Blattnummer genau zu bezeichnende Schriftftüd 
verweilen. 


Anlage 23. 


Mufterwaifenratsordnungen für das platte Land, kleine und 
große Bemeinden. 
Don Amtsrihter Badflübnner-Berlin!. 
I. Für das platte Land. 
81. 
Der Waijenrat auf dem platten Lande iſt ein Einzelwaijenrat, dem 
ein Stellvertreter zugeordnet tft. 


In größeren Landgemeinden, in denen zu dieſem Amt drei und 
mehr Perjonen berufen find, ift der Waiſenrat kollegialiſch gejtaltet. 


ı Aus der Zeitichrift: Die Jugendſürſorge, I. Jahrgang, Heft 8, Berlin 1900, 
Nitolaifche Berlagsbuchhandlung. i song, © 
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8 2. 

Thunlichſt find der Gemeindevorfteher, Geiftliche, Lehrer und größere 

Befiter zu dem Waifenratsamt zu berufen. 
8 8. 

In Bezirken mit follegialer Gliederung iſt für die innere Organi- 
jation ein Borfigender und Stellvertreter des Vorſitzenden zu beitellen 
und weiterhin für alle Mitglieder, einjchließlich des Vorſitzenden und 
Stellvertreter8 nach Bezirten oder Religionsbefenntnig oder ähnlichen, 
den Örtlichen Verhältniſſen entiprechenden Gefichtspunften eine gleichmäßige 
Geichäftsverteilung zu jchaffen. 


S 4. 

Der Waifenrat hat eine Lifte über jämtliche Mündel und diejenigen 
unter elterlicher Gewalt jtehenden Minderjährigen zu führen, für welche 
neben der Mutter ein Beiftand beftellt bezw. die elterliche Gewalt des 
Vaters eingeſchränkt ift, womöglich auch über alle unter der elterlichen 
Gewalt der Mutter jtehenden Minderjährigen. 

Die Lifte enthält das Nationale des Kindes, den Namen des Vor— 
mundes oder Pfleger und hinreichenden Raum zu Sonderbemerkungen, 
—— zu Verweiſungen auf ſonſtige Mündelbücher oder Mündel— 

erichte. 

Thunlichſt iſt auch eine fernere Lifte über die ortsangeſeſſenen zu Vor— 
mündern, Gegenvormündern und Pflegern, jowie Beiltänden der Mütter 
geeigneten Perſonen zu führen. 

85. 


Der Waifenrat hat die Pflicht, alle Vierteljahre einmal die feiner 
Aufficht unterftellten Mündel und jonjtigen Minderjährigen zu bejuchen. 
Uneheliche Kinder müſſen jofort nach der Geburt, jodann alle 2—3 Wochen 
einmal bejucht werden, und zwar möglichjt durch Waifenpflegerinnen, 
welche in Gemäßheit oder im Sinne des Art. 77 8 2 Abſ. 1 des preußi« 
ihen Ausführungsgejeges zum Bürgerlichen Gejegbuch widerruflich zu 
bejtellen find. s 

6. 


Soweit angängig, haben fich die Waifenräte der benachbarten Ort— 
Ichaften, die etwa den Bezirk eines oder mehrerer Einzelamtsrichter um— 
faffen würden, zur Wahl eines Obmannes zu vereinigen. 

8 7. 

Der nach $ 6 beitellte Obmann Hat die Aufgabe, den Verkehr zwilchen 
den Waijenräten feines Bezirks zu vermitteln, Waijfenratsfigungen ab» 
zubalten und möglichit auch einen Waiſenratsausſchuß für feinen Bezirk 
zu bilden, zu dem die Geiftlichen der verjchiedenen Religionsgefellichaften, 
Perjonen mit fachmännifcher Bildung, wie Pädagogen, Arzte, Yuriften, 
ferner Induftrielle, Yabrikbefiger, größere Handwerksmeiſter und auch 
weibliche Mitglieder ala Waifenpflegerinnen heranzuziehen find. In den 
Maifenratsausfhuß find thunlichit auch die Vereinsvorftände der örtlichen 
MWohlfahrtsbeitrebungen für Jugendihug aufzunehmen. 


02 Guno. 


Es ift anzuftreben, anjchließend an den Ausſchuß eine Art örtlicher 
Gentraljtellen für die Yugendfürforge und praftiiche Waijenpflege zu 
organifieren. 

Soweit möglih, iſt auch eine Arbeitänachweisjtelle für jugendliche 
Perſonen in Berbindung mit dem Ausschuß zu bilden. 

Endlich ift auch Sorge zu tragen, anjchließend an den Ausschuß, 
einen Kreis von Perfonen zu gewinnen, welche zur freiwilligen Übernahme 
von Sonderpflegichaften für Minderjährige, deren Eltern oder Vormünder 
ortsabweſend find, fich bereit halten. 


8 8. 

Der im Sinne des $ 7 gebildete Ausſchuß Hat die Einzelwaijenräte 
in Erziehungsfragen mit Rat und That, namentlich durch größere Sach— 
fenntnis und Erfahrung, zu unterjtügen. Auch hat er für Beihaffung 
eines geeigneten Materials für VBormünder, Pfleger und Beiftände, zumal 
aus dem Kreiſe der jeweiligen eigenen Berufsgenofjen Sorge zu tragen. 


89. 

Sitzungen der vereinigten Waijenräte finden alle Halbjahre unter 
dem Vorfite des Obmann jtatt, zu welchen außer den Einzelwaijenräten 
und den Ausihußmitgliedern auch die in dem Bezirk amtierenden Vor— 
mundjchaftsrichter einzuladen find. 

S 10. 

Drei Wochen dor der Waijenratsfigung find regelmäßige Erziehung?- 
berichte der Einzelwaijenräte über die Mündel und diejenigen unter elter- 
licher Gewalt jtehenden Minderjährigen, für welche Pfleger oder Beiftände 
beftellt find, bei dem Obmann einzureichen, der feinerjeits dem Vormund- 
Ichaftsrichter injoweit Nachricht giebt, ala wichtige Thatjachen vorliegen. 
Sonderberichte aus Anlaß bejtimmter Vorkommniſſe find ſtets jofort und 
geeignetenfall3 unmittelbar dem Vormundſchaftsrichter zu erjtatten. 

Wo ein Waifenratsausfchuß noch nicht bejteht, oder wo der Vor— 
mundjchaftsrichter troß des Beſtehens eines ſolchen die Waifenrats- 
fitungen unter eigenem Vorſitz, etwa an Gerichtsjtelle ſelbſt abhält, find 
auch die regelmäßigen Erziehungsberichte an den Vormundichaftsrichter 
einzureichen. 

Die regelmäßigen Erziehungsberichte find ſummariſch abzufaffen, um 
eine leichte Überſicht zu ermöglichen. 


II. Für fleinere Städte, 


81. 
In Eeineren Städten bildet den Waijenrat ein ftädtifches Amt. 


8 2. 
Der Waijenrat bejteht aus: 
1. dem Borfigenden, thunlichſt dem Bürgermeifter jelbjt, und einem 
Stellvertreter, 
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2. dem Waiſenratsausſchuß, 

3. den Bezirfswaijenräten. 

88. 

Der ſtädtiſche Waifenrat wird nach außen durch den Borfigenden 
vertreten, infomweit nicht der Verkehr mit Behörden und Privatperfonen 
den einzelnen Bezirkswaiſenräten ausdrüdlich überlafjen bleibt, die nament- 
lich in allen Angelegenheiten, die das Eingreifen des Vormundſchafts— 
gerichts erforderlich machen, mit diefem ftet3 in unmittelbaren Verkehr 
treten follen. 

Bei Vorichlägen von WVormündern, Pflegern und Beiftänden Hat 
ftetö eine Bermittlung durch den Borfigenden jtattzufinden. 


84. 

Der Vorſitzende hat die unter I$ 4 bezeichneten Liſten erforderlichen» 
falla mit Hilfe eines ihm von Amts wegen zu jtellenden Bureaubeamten 
oder Schreiber zu führen, dagegen die auf die einzelnen Mündel be- 
züglichen Schriftftüde der Regel nach dem Bezirkswaifenrat zu überlaffen. 
Erit jpäter (nach Beendigung der VBormundichait, Wegzug des Mündels 
u. ſ. w.) find jene Schriftftüde dem WVorfigenden zur Verwahrung 


zu geben. 
85. 


Der BVorfigende führt in den Waijenratsfitungen den Borfig. Er 
verteilt die Gejchäfte und hat die Aufficht über die gefamte Gejchäfts- 
führung der Waifenräte. 

Im einzelnen wird feine Thätigfeit nach Maßgabe einer befonderen 
Geichäftsordnnung geregelt und vom Waijenratsausjchuß unterftügt. Nach 
der Geichäftsordnung kann dem Vorfienden die Pflicht auferlegt werden, 
nah bejtimmten Gefichtspunften zu verfahren und namentlich gewiſſe 
Angelegenheiten allemal dem Ausſchuß zu unterbreiten. 


S 6. 

Der Waifenratsausschuß wird nach Maßgabe der unter ISS 7 und 8 
gegebenen Borjchriften gebildet. 

Die Wahl erfolgt dur die Stadtverordbnetenverfammlung auf 
Grund der Vorſchläge des Vorfigenden des Waiſenrats und der Einzel- 
waijenräte. s 

7 


Der Waijenratsausfchuß tritt je nach Bedürfnis, ſonſt alle 2 Monate 
zufammen. Zu den Beratungen werden diejenigen Bezirköwaijenräte, 
um deren Bebormundete es fich Handelt, Hinzugezogen. 

Zu einer Bejchlußfähigfeit bedarf e8 der Anweſenheit von 3 Mit- 
gliedern. Einfache Stimmenmehrheit entjcheidet, bei Stimmengleichheit 
giebt der Vorfitende oder defjen Stellvertreter den Ausjchlag. 


S 8. 


Die Zuftändigkeit des Waiſenratsausſchuſſes wird im einzelnen durch 
die unter II $ 5 Abſ. 2 gedachte Geſchäftsanweiſung geregelt. 
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Die Bezirkswaiſenräte haben ſich unbeſchadet ihres in II S 3 ver— 
bürgten Rechtes, mit dem Vormundſchaftsgericht unmittelbar zu ver- 
fehren, den Anordnungen des Borfißenden beziehungsweile des Ausſchuſſes 
zu fügen. 

89. 


Die Bezirkswailenräte Haben in allen wichtigeren Angelegenheiten 
außer bei Gefahr im Verzuge Mitteilungen an den Vorfigenden zu 
machen, der dieje geeignetenfall® an den Ausjchuß überweift, und zwar 
infonderheit: 

a) bei Tragen der religiöfen beziehungsweife Eonfeifionellen Er- 

ztehung, 

b) bei der Entjegung eines VBormundes, Pfleger? u. ſ. w. wegen 

Pflichtwidrigfeit, 

c) bei Entziehung oder Einjchränkung elterlicher Erziehungsrechte, 

d) bei der Unterbringung zur Zwanggerziehung, 

e) bei Streitigkeiten mit Behörden oder dem Vormundjchaftsgericht. 


$ 10. 

Die örtliche Zuftändigfeit des Bezirkswaijenrats ift nicht beichräntt, 
doch wird ihm behufs Zuteilung feines Geſchäftskreiſes ein örtlich ab- 
gegrenzter Stadtbezirk unterjtellt. Der Regel nach unterftehen ihm nur 
Mündel feines Bezirks zur dauernden Beauffihtigung. Er bleibt aber, 
wenn feiner Aufficht unterfiehende Minderjährige in einen anderen Stadt- 
bezirk verziehen, verpflichtet, die Aufficht jo lange weiter zu führen, 
bis die Vormundſchaft oder Pflegſchaft einem anderen Waifenrat über- 
wiejen worden ift. 

Bei ausnahmsweiſer Zuteilung von VBormundichaften außerhalb des 
Bezirks, welche nur aus perjönlichen Rüdfichten, 3. B. wegen des reli- 
giöfen Belenntniffes, der gleichmäßigen Belaftung u. ſ. w. erfolgen joll, 
ift jedes Mal die ausdrüdliche Angabe des Grundes erforderlich. 


8S 11. 
Ein Wechjel der Beauffichtigung joll thunlichit vermieden werden 
und nur auf Antrag eintreten. 
$ 12. 
Die Pflichten der Bezirtswaijenräte werden den örtlichen Verhält— 
nifjen entiprechend durch bejondere Gefchäftsanweilungen geregelt. 


8 13. 

Wegen der Bejuche bei den Mündeln gilt das zu I S 5 Gefagte. 
Die Bejuchstage find in Mündelbüchern mit den nötigen Bemerkungen 
zu derzeichnen. 

8 14. 

Sitzungen der vereinigten Bezirkswaiienräte finden alle Halbjahre 
unter Leitung des Borfitenden ftatt, zu welchen auch der Waifenrat?- 
ausfchuß Hinzuguziehen und der VBormundichaftsrichter einzuladen ift. 
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8 15. 
Wegen der regelmäßigen und außerordentlichen Erziehungsberichte 
gilt das unter I $ 10 Gefagte mit der Maßgabe, daß an Gtelle bes 
Obmanns der Borfitende des Waijenrats tritt. 


II. Für große Städte. 


8 1. 

Die mwaijenrätliche Thätigkeit wird von einer Anzahl jelbitändiger 
Maifenratsämter wahrgenommen, die der Regel nach den Bezirksvorjtehern 
und wo angängig den Gemeindejhulen angegliedert find. Doch 
fönnen die Bezirke der letzteren, foweit die Waijenratsämter zu bilden 
find, je nach örtlichen Verhältniffen geteilt oder zufammengelegt werden. 


8 2. 

Sämtliche Waifenratsämter find einem Mitgliede des Magiſtrats 
oder der Stadtverordneten, welches der Armen» und Waijenverwaltung 
angehört, unteritellt. Letzteres hat nur dag Recht der Aufficht, nicht 
der Leitung. Die Ernennung der Waifenratsmitglieder erfolgt durch die 
Stadtverordnetenverfjammlung, thunlichft auf Grund der Vorfchläge der 
Waiſenratsämter jelbit. 5 

3. 


Die Wailenratsämter bejtehen aus: 
1. dem Borfigenden, dem Bezirkövorfteher jelbft oder einem ihn in 
diefer Eigenſchaft ein für allemal vertretenden Waijenrate, 
2. einer Anzahl ihm unterjtellter Waijenräte, 
3. dem nach I SS 7 und 8 und II 8 6 zujammengefegten Waijen- 
ratsausſchuß. 
4. 


Die im vorigen Paragraph zu 2. genannten Waijenräte kommen 
nur als DVertreter des Vorſitzenden, zutreffendenfall® als feine Gehilfen 
in Betracht, auch da, wo ihnen bejtimmte Häuferbezirte übertragen find. 
Yın übrigen ift ihre Thätigkeit nach der Art der Gefchäfte, der Mündel 
u. ſ. w. zu verteilen. s 

5. 


Den einzelnen Waifenratsämtern fteht die Aufficht ausſchließlich 
über diejenigen Minderjährigen zu, welche fich gerade in ihrem Bezirke 
aufhalten. j s 

6. 


Betreffs der LKiftenführung gilt das unter II S 4 Gejagte. Die 
lonftigen Schriftftüde bleiben nur jo lange, als dringend erforderlich, in 
den Händen der einzelnen Waijenräte. 


5% 
‚ Regelmäßige Münbdelbefuche finden nur injoweit ftatt, als dies bie 
drtlichen Berhältuiffe ermöglichen. Dagegen gilt für die Bejuche bei den 
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unehelichen Kindern das unter IS 5 Geſagte. Wegen der ebenfalls nad 
den drtlichen Berhältniffen eingejchränkten Erziehungsberichte findet das 
unter II $ 15 Borgejchriebene Anwendung. 


88. 
Die einzelnen Waifenratsämter regeln ihre Thätigfeit durch eigene 
Geſchäftsordnungen jelbftändig. 
89 


Für den Berfehr mit dem Bormundichaftsgericht, Tonjtigen Behörden 
und Privaten, für die Stellung und für die Rechte und Pflichten des 
Vorfigenden, des Ausſchuſſes und der einzelnen Waijenräte gilt im übrigen 
das unter II $ 3, 8 und 9 Gefagte. 


8 10. 


Die Mitglieder der einzelnen Wailenratsämter haben thunlichft in 
jedem Monat einmal zu Situngen zufammenzutreten. Es gilt das unter 
II $ 7 Borgefchriebene für die Beratung und Abjtimmung. 


8 11. 

Altjährlich findet einmal unter dem Vorſitz des mit der Aufficht 
über die Waifenratsämter betrauten Mitgliedes des Magiftrats oder der 
Stadtverordneten eine allgemeine Sigung aller Waifenräte zum Zweck 
allgemeiner Beiprehungen ftatt. In Städten, in denen die Zahl der 
Waifenräte zu groß jein würde, finden die Sitzungen nach größeren 
Stadtbezirken jtatt. * 


Für alle Sitzungen und Beratungen ſowohl der einzelnen Waiſen— 
ratsämter als. auch der allgemeinen im 8 11 gedachten Waifenrats- 
verfammlungen gebührt den zuftändigen Bormundjchaftsrichtern, die ftets 
zu benachrichtigen find, Zutritt. 


Unlage 24. 


Auszug aus der Gejchäftsanweijung für die Waifenpflege- 
rinnen der Stadt Königsberg i. Pr. 


$S14. Berfahren. 


Die Waijenpflegerin verzeichnet die ihr überwiefenen Fälle Kurz in 
eine Lifte unter Angabe de Namens und der Nummer der alphabetischen 
Lifte. Etwaige Wahrnehmungen werben auf der gerichtlichen oder polizei- 
lichen Nachricht bezw. dem Auszug Fury vermerkt. Falls befannt wird, 
daß der Mündel in einen anderen Bezirk verzogen ijt, fo ift die Nach- 
richt beziv. der Auszug dem Gemeindewaifenrat unter Angabe der neuen 
Wohnung behufs Überweifung an den Waifenrat des neuen Bezirks 
zurüdzugeben. Gntiprechend ift zu verfahren, wenn die Wohnung eines 
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Mündels, ev. auch nicht durch Nachfrage im Polizeibureau, zu ermitteln 
ift oder die VBormundjchaft durch Tod, Großjährigfeit, Legitimation durch 
nachfolgende Ehe, oder die Aufficht durch Eintritt von Knaben in die 
Lehre u. ſ. w. endet; in der Lifte iſt der Fall unter Vermerk des Grundes 
des Fortfalles zu jtreichen. 


$ 15. Aufſicht. 


Für die Ausübung der Aufficht laffen fich im einzelnen feine Regeln 
aufftellen.. Die Waijenpflegerin bat nach dem bei perjönlicher Prüfung 
gewonnenen Einblid in die Verhältniffe des Mündels fich zu enticheiden, 
ob eine regelmäßige Aufficht in kürzeren Zwifchenräumen (etwa zwilchen 
den jedesmaligen Verfammlungen) nötig ift, oder eine gelegentliche Nach— 
frage in längeren Friften genügt. Die Aufficht joll fi namentlich auch 
darauf beziehen, ob der Bormund feine Pflicht dem Mündel gegenüber 
erfüllt. Läßt er e& daran fehlen, jo hat auf Antrag der Waifenpflegerin 
der Gemeindewaifenrat ihn auf feine Pflichten hinzuweiſen, nötigenfalls 
das Einjchreiten des Bormundichaftsgerichts anzurufen. 

Bei unehelichen Kindern ift darauf zu achten, ob die Mutter ihren 
Berhältniffen entiprechend für das Kind ſorgt. Wenn das leibliche und 
geiftige Wohl des Kindes dadurch gefährdet wird, daß die Mutter die 
ihr zuftehende Sorge für die Perjon des Kindes mißbraucht (4. B. durch 
grobe Mißhandlung, Verleitung zum Böjen, Yernhalten vom Schulbejuch, 
übermäßige gewerbliche Arbeit), das Kind vernachläffigt oder fich eines 
ehrlojen und unfittlichen Verhaltens jchuldig macht, jo kann das Vor— 
mundjchaftsgericht anordnen, daß der Mündel zum Ziwede der Erziehung 
in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungs- oder in einer 
Befferungsanftalt untergebracht wird. Bei mutterlojen Mündeln kann 
zur Verhütung der Berwahrksfung die gleiche Anordnung getroffen werden. 
Die Waifenpflegerin hat derartige Fälle dem Gemeindewaifenrat an- 
zuzeigen; damit diefer — vorbehaltlich eigener Prüfung — dem Bormund- 
Ichaftsgericht berichtet. 

Ferner wird zu erfunden jein, ob der Vater dem Kinde Unterhalt 
gewährt bezw. vom Vormund dazu angehalten wird. — Der Unterhalts- 
anfpruch wird bei den nach dem 1. Januar 1900 geborenen Kindern 
nur ausgejchlofien, wenn der Schwängerer nachweijt, daß die Mutter in 
der Empfängniszeit (vom 181 bis 302 Tage vor der Geburt) noch mit 
anderen Männern verkehrt Hat, der Anfpruch bejteht aljo abweichend 
vom bisherigen Recht auch, wenn die Mutter jchon früher außerehelich 
geboren hatte. Der Unterhaltsanjpruch geht auch gegen die Erben des 
Vaters, auch ift wegen desjelben Lohnpfändung zuläffig, joweit nicht 
— — der Ehefrau und ehelichen Kinder dadurch gefährdet 
werden. 

Heiratet der Vater die Mutter, ſo erlangt das Kind die rechtliche 
Stellung eines ehelichen. Die Vormundſchaft wird aber erſt auf Anord— 
nung des VBormundichaftsgerichts nach Feſtſtellung der Vorausſetzungen 
der Legitimation aufgehoben. Es ift daher darauf zu dringen, daß der 
Bater bei dem Standesamt, bei welchem die Geburt des — oder die 

Schriften d. D. Ber. f. Wohltbätiafeit. XLVII. 
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Heirat der Eltern angemeldet ift, feine VBaterfchaft zu dem Kinde an- 
erfennt — wenn dies nicht jchon bei der Ehejchließung oder Anmeldung 
der Geburt gejchehen ift —, und daß demnächit dem Bormundichaftsgericht 
behufs Aufhebung der Vormundſchaft Mitteilung gemacht wird. 

Wenn fih Schwierigkeiten ergeben, jo wird die Waifenpflegerin die 

näheren Berhandlungen hierüber zwedmäßig dem Gemeindewaijenrat 
überlaffen, welcher bei Weigerung des Väters dem Bormundjchaftsgericht 
zur weiteren Veranlaffung Anzeige zu machen hat, damit nötigenfalls 
der Bormund auf Anerkennung der VBaterfchaft klagt. 
—Bei den gegen Entgelt in Pflege genommenen Kindern (jogenannten 
Halte- oder Ziehkindern) wird fich die Aufficht darauf erftreden, ob das 
Kind von der Pflegemutter unter Berüdfichtigung der zur Verpflegung 
zur Verfügung jtehenden Mittel gut gehalten wird, ob die Wohnung?- 
verhältniffe angemefjen find oder ob die Pflegeftelle etwa wegen fanitärer 
Mängel oder Überfüllung der Wohnung, wegen Aufnahme männlicher 
Schlafleute, Beherbergung von Proftituierten ungeeignet erjcheint. 

Da die Pflegemutter der Kojtlinder polizeilicher Aufficht unterſteht, 
wird der Wailenrat auf Antrag der Waifenpflegerin der Polizei Anzeige 
zu erjtatten haben, falls die Stelle oder das Verhalten der Pflegemutter 
zu Bedenken Anlaß giebt. 

Die Waifenpflegerinnen find berechtigt, zwecks Feſtſtellung der gejund- 
heitlichen Verhältniffe eine® Mündels (3.38. wenn bezüglich der Haltung 
durch die Erzieher Bedenken beftehen oder ein Heilverfahren erforderlich 
Icheint) ein Gutachten des Armenarztes einzuholen. 


II. 


Die Organifation der Gemeindewaifenpflege. 


Korreferat 


von 


Dr. Schmidt, 
BürgermeiftereisBeigeordnetem in Mainz 


I. Die Aufgabe. 


Die von dem Ausſchuſſe des Deutichen Vereins Für Armenpflege und 
Wohlthätigkeit in der jetzigen Faſſung, „Organiſation der Gemeinde— 
Waiſenpflege“, geſtellte Aufgabe iſt das Ergebnis der Bufammenfafjung 
einer größeren Anzahl von zur Verhandlung auf der diesjährigen Jahres— 
verfjammlung vorgefchlagenen Thematad. Es war Bearbeitung und Ber- 
es folgender einjchlägiger Gegenftände gewünfcht worden: 

„Fürſorge für ichulentlaffene Kinder” mit dem Bemerken, daß 
die Frage 1898 in Kiel angefchnitten, aber nicht endgültig ab- 
Ichließend behandelt worden ſei. 

2. „Gemeindewatjenrat, Gemeindewaifenpflege.“ 

3. „Verhältnis der Armenverwaltung zur Waifenratöpflege. — 

4. „Fürjorge für Berwaifte (Gemeindewaifenrat).“ 

Bevor auf den Hieraus fich ergebenden Inhalt ber Aufgabe ein- 
gegangen wird, ift eine negative Abgrenzung derfelben nötig. Da nur 
die Organif ation der Gemeindewaifenpflege zur Frage fteht, ſo ift 
nicht Gegenftand der Aufgabe, nach welchen Grundjäßen die Unterbringung 
der Pfleglinge zu erfolgen hat, und in welchem Umfange die Fürforge 
für fie zu bethätigen ijt. Dieſe Fragen bilden zwar die Grundlage 
für die Erörterung des Themas „Organifation der Gemeindewaifenpflege“ ß 
fie find aber bereit3 auf der letzten Jahresverſammlung in Breslau zum 
Abſchluß gekommen, indem der Verein auf Grund der Berichterſtattung 
des Waiſenhausdirektors Stalmann in Hamburg folgende Leitſätze ohne 
Widerſpruch angenommen hat: 

7* 
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1. Die Familienpflege ift die naturgemäße Art der Unterbringung 
und erzieherifchen Beeinfluffung der der öffentlichen Fürſorge 
anheimgerallenen Unmündigen, bedarf aber — wenigjtens in 
größeren Verbänden — einer wohlorganifierten Erziehungsanitalt 
als Ergänzung. 
2. Zur Erzielung einer möglichit erfolgreichen Wirkſamkeit der 
Tamilienpflege ift eine Beauffichtigung derjelben erforderlich, 
welche 
a. organifiert und geleitet wird durch die, jo weit möglich, mit 
den Pflichten und Rechten gejeglicher Bormünder oder Pfleger 
ausgejtattete Armen- oder Waijenbehörde und 

b. ausgeübt wird durch ehrenamtliche Pflegeorgane unter Zubilfe- 
nahme von Frauen, namentlih für die Überwachung der 
Säuglingspflege und der Mädchenerziehung und 

c. unterjtüßt wird durch bereitwillig von der Behörde zur Ber- 
fügung geftellte ärztliche Hilfe. 

3. Die Beauffichtigung umfaßt: 

a. die jorgfältige Prüfung der angebotenen Pflegeftellen ; 

b. die Mitwirkung bei der Auswahl und Beitimmung derjelben 
für die einzelnen Pfleglinge; 

ce. die jachgemäße Anleitung und Unterftüßung der Familien in 
der Pflege und Erziehung der ihnen anvertrauten Zöglinge. 

4. Die Familienpflege und die Beauffichtigung derjelben findet 
ihren Abjchluß nicht jchon mit der Entlafjung der Zöglinge aus 
der Schule, jondern erjtredt fich noch weiterhin auf die Uber: 
wachung der durch die Armen- oder Waijenbehörde als Lehrlinge 
oder Gehilfen bei Handwerfgmeijtern oder ala Dienjtboten bezw. 
jugendliche Arbeiter bei Dienjtherrichaften oder Arbeitgebern 
untergebrachten Unmündigen. 

Auf diefer gegebenen Grundlage würden die Ausführungen über die 
Organijation der Gemeindewaifenpflege filh demnach zu bewegen haben. 
Im übrigen haben die Ausführungen fi nicht nur auf die 1898 in 
Kiel angejchnittene Frage der „Fürſorge für Shulentlajjene Kinder“ 
zu erjtreden, jondern die gejamte Waijenpflege zu berüdfichtigen,, Dies 
aber wieder mit der Ginjchränfung, daß nur die Gemeindewaifenpflege 
zu behandeln ift. Jedenfalls iſt aber die Waijenpflege im weiteren Sinne 
gemeint, alſo auch die Fürforge für verlaffene Kinder, für Kinder, deren 
Eltern in einer Anjtalt untergebracht find, und überhaupt jede der 
Gemeinde auj dem Armenwege zugefallene Fürjorge für 
Pilegefinder inbegrifjen. 

Endlich ift in den erwähnten, zur Bearbeitung vorgefchlagenen 
Thematas wiederholt auf den „Gemeindewaiſenrat“ Bezug genommen. 
Es wird aljo, wie dies auch nahe Liegt, der mit dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche am 1. Januar dieſes Jahres neu ins Leben getretene „Gemeinde— 
waiſenrat“ jedenfalla in den Bereich der Betrachtungen gezogen 
werden müflen. Das Bürgerliche Gejegbuch enthält jedoch bezüglich der 
Aufgaben des Gemeindewaifenrats nur die grundlegenden Be- 
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ftimmungen. Die näheren Ausführungen, insbefondere die Organifation 
des Gemeindewaijenrat3 find den Landesgejehgebungen überlafien. In— 
wieweit fich hierdurch Verfchiedenheiten für die einzelnen Bundesftaaten 
ergeben, welcher Art dieje find, und welchen Einfluß dieje Berfchieden- 
beiten auf die jeweilige Organijation der Gemeindewaifenpflege haben, 
dies vergleichend darzuftellen, dürfte Aufgabe des Hauptberichterftatters 
fein. Dagegen glaubte ich in dem Korreferat von einer entiprechenden 
Materialfjammlung abjehen und jpeciell die Gefeßgebung und die Vers 
bältnifje im Großherzogtum Heflen zu Grunde legen zu jollen. Ins— 
bejondere auch deshalb, weil fich Hier die Stellung der Gemeindewaijen- 
pflege zum Gemeindewaijenrat, zumal für die, in erjter Linie in den 
Bereich der Betrachtung zu ziehenden Städte befonders eigentümlich ge- 
ftaltet. Dieje Specialifierung dürfte um fo mehr ftatthaft erjcheinen, ala 
der Deutjche Verein für Armenpflege und Wohlthätigfeit in einer Stadt 
des Großherzogtums Heflen tagt, und abgejehen hiervon deshalb, weil 
auch bei jener Specialifierung die Fragen von allgemeiner Bedeutung 
und indbejondere die Frage, welche Grundfäße im allgemeinen für die 
Organifation der Gemeindewaijenpflege aufzuftellen find, zur Erörterung 
fommen. 

Im folgenden wird nun zunächit die Organijation des Gemeinde- 
waifenrats im Großherzogtum Heffen, und im Anjchluß daran das Ber- 
hältni® der Gemeindewaijenpflege zum gejeglichen Gemeindewaifenrat, 
endlich aber auch die Stellung der Gemeindewaijenpflege zur gejeglichen 
Armenpflege behandelt werden müſſen. Ein Blick wird ferner zu werfen 
fein auf den in Kiel bereits abgehandelten „Freiwilligen Erziehungsbeirat 
für jchulentlaffene Waifen“, um dann nach Erledigung diejer Borfragen 
zur Empfehlung der Organijation eines „Städtifchen Erziehungsbeirats“ 
überzugehen. 


II. Die Organifation des Gemeindewaijenrats nad dem Bürger- 
lichen Geſetzbuche und dem Großherzoglih Heſſiſchen Landesrecht. 


Da, wie bereit3 ausgeführt wurde, die Frage der Organijation der 
Geweindewaijenpflege zugleich die Frage in ſich ſchließen foll, in welcher 
Weiſe die Gemeindewaijenpflege in Verbindung zu bringen ijt mit dem 
durch das Bürgerliche Gejegbuch jeit dem erjten Januar 1900 allgemein 
zur Einführung gebrachten Gemeindewaijenrat, jo erjcheint e8 notwendig, 
zumal bei der Neuheit diejer Materie, zunähft eine Darftellung der 
Drganijation des Gemeindewaijenrats3 zu geben, und zwar hier, wie 
ebenfall® bereit ausgeführt, des Gemeindewaifenrats, wie er in dem 
Großherzogtum Heſſen geſetzlich eingerichtet ift. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch hat jelbft über die Organifation des 
Gemeindewaijenrats3 nähere Beitimmungen nicht getroffen, ſondern nur 
deſſen Aufgaben in großen Zügen fejtgeitellt. Für die Amtsthätigkeit 
des Gemeindewaijenrats find die SS 1675, 1779, 1849--1851 des 
Bürgerlichen Gefeßbuches maßgebend. Außerdem enthält 8 49 des Reiche» 
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gejeßes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit eine auf 
den Gemeindewaijenrat bezügliche Vorjchrift. 

Hiernach liegt dem Gemeindewaifenrat die Auffiht über das per- 
fönlihe Wohl aller in feinem Bezirke fi) aufhaltenden Mündel und 
deren Erziehung ob. Nach 8 1850 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Hat er 
in Unterftügung des VBormundfchaftsgericht? darüber zu wachen, daß die 
Bormünder für die Perfon der Mündel, insbefondere für ihre Erziehung 
und förperliche Pflege pflichtmäßig Sorge tragen, und dem Gerichte 
Mängel und Pflichtwidrigkeiten, die er in diejer Hinficht wahrnimmt, 
anzuzeigen, ihm auch auf Erfordern über das perfönliche Ergehen und 
das Berhalten eines Mündels Auskunft zu erteilen. Somit ift zunächſt 
der Bormund, joweit nicht die Verwaltung etwa vorhandenen Münbel- 
gutes in Betracht kommt, in jeder Beziehung der Überwachung und Auf- 
ficht des Geweindewailenrats unterjtellt. 

Zur Sicherung der Überwachung aller im Bezirke eines Gemeinbe- 
waijenrats wohnenden Mündel ift in 8 1851 Abi. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Anordnung getroffen, daß, wenn der Aufenthalt eines 
Mündels in den Bezirk eines anderen Gemeindewaifenrats verlegt wird, 
der Vormund dem Gemeindewailenrat des bisherigen Aufenthaltsortes 
und diefer dem Gemeindewaijenrate des neuen Aufenthaltsortes die Ver— 
legung mitzuteilen Hat. Andererjeit? hat das Bormundichaftsgericht 
dem Gemeindewaijenrat die Anordnung der VBormundichaft über einen 
fih in deſſen Bezirk aufhaltenden Mündel unter Bezeichnung des Vor— 
munde® und des Gegenvormundes, ſowie einen in der Perſon des 
Vormundes eintretenden MWechjel mitzuteilen. (8 1851 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs.) 

Sobald ein Fall zur Kenntnis des Gemeindewaiſenrats gelangt, in 
welchem ein Vormund, ein Gegenvormund oder ein Pfleger zu beſtellen 
iſt, ſo hat er dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu erſtatten und, hier— 
bei die Perſonen vorzuſchlagen, die ſich zu einem der gedachten Amter 
eignen ($ 1849 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 8 49 des Reichsgeſetzes 
für die freiwillige Gerichtäbarfeit). 

Der Umfang des Gejchäftskreijes des Gemeindewaijenrats bejtimmt 
fich nach der Anzahl der ihm unterjtehenden Mündel. Nach 8 1773 des 
Bürgerlichen Gejegbuchs erhält ein Minderjähriger einen Bormund, wenn 
er nicht unter elterlicher Gewalt fteht oder wenn die Eltern weder in den 
die Perſon, noch in den das Vermögen betreffenden Angelegenheiten zur 
Vertretung des Minderjährigen berechtigt find. Ein Minderjähriger 
erhält einen Bormund auch dann, wenn fein Yamilienftand nicht zu er- 
mitteln ift. (Über die Bejtellung eines Gegenvormundes oder eines 
Pflegers enthält das Bürgerliche Gejeßbuch in den SS 1792 und 1794 
ſ88 1909 und 1628] nähere Vorjchriften.) 

Der Umfang des Geſchäftskreiſes des Gemeindewaijenrat? erweitert 
fih dadurch, daß derjelbe nicht nur dann feine Thätigfeit zu entfalten hat, 
wenn eine VBormundfchaft geführt wird oder einzuleiten ift, jondern auch 
dann, wenn ein Fall zu feiner Kenntnis gelangt, in welchem das Vor— 
mundfchaftsgericht zum Einjchreiten berufen ift. Dies ift insbeſondere 
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der Fall, wenn das geiftige oder leibliche Wohl eines Kindes dadurch 
gefährdet wird, daß der Inhaber der elterlichen Gewalt das Recht der 
Sorge für die Perfon des Kindes mißbraucht, das Kind vernachläffigt 
oder fich eines ehrlojen oder unfittlichen Verhaltens jchuldig macht, fo- 
wie ferner, wenn das Vermögen des Kindes dadurch gefährdet wird, daß 
der Inhaber der elterlichen Gewalt die mit der Vermögensverwaltung 
oder die mit der Nutznießung verbundenen Pflichten verlegt oder in 
Dermögensverfall gerät. (Bergl. $ 1675 in Berbindung mit 88 1666, 
1667, 1639 des Bürgerlichen Geſetzbuchs.) 

Die Bermögensverwaltung der Vormünder unterliegt nicht der 
Kontrolle des Gemeindewaifenrats; derjelbe hat jedoch, wenn er von ber 
Gefährdung des Vermögens eines Mündels 3. B. durch ſchwere Unregel- 
mäßigfeiten, Untreue oder durch andere ftrafbare Handlungen des 
Dormundes Kenntnis erlangt, dem Bormundjchaftsgerichte Anzeige zu 
machen. 

Auf Grund diefer, durch das neue Bürgerliche Gejegbuch erfolgten 
feften Umgrenzung des Wirkungskreiſes des Gemeindewaifenrat® wurde 
nun im Großherzogtum Heffen diefer für deſſen Gebiet völlig neuen Ein- 
richtung folgende Organifation gegeben. Zunächft wurden durch Artikel 138 
des Geſetzes, die Ausführung des Geſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit betreffend, die WVerrichtungen des Gemeinde- 
waifenrat® dem Ortsgerichte übertragen. Hierbei war die Erwägung 
maßgebend, daß in den Provinzen Starkenburg und Oberheſſen viele 
Obliegenheiten des Gemeindewaifenrats bereit3 jeither zu dem Geichäfts- 
freife der Ortögerichte gehört haben. 

Das Ortsgericht hat nach der Verordnung dom 2. Augujt 1899 
den Charakter einer Hilfsbehörde der Juſtiz. Es ſetzt fich zufammen aus 
einem Vorſteher (Ortsgerichtsvorfteher) und aus mehreren Mitgliedern 
(Ortsgerichtsmännern). Die Zahl der Mitglieder richtet fi) nach der 
Größe der Gemeinde und zwar werden: 

a. in Gemeinden mit weniger ala 2000 Einwohnern zwei, 
b. in Gemeinden mit 2000 oder mehr Einwohnern bier, 
c. in den Städten Darmftadt, Offendbah, Gießen, Mainz und 
Worms ſechs Mitglieder bejtellt. 
Außerdem jollen in jeder Gemeinde zwei Erjah-Gerichtsmänner ernannt 
werden. (Art. 1 und 2 dafelbft.) 

Der Ortsgerichtsvorfteher, die Gerichtsmänner und Erjagmänner 
werden auf Vorſchlag des Amtsgerichts von dem Minifterium der Juſtiz 
auf Widerruf ernannt. (Art. 8.) 

63 kann für mehrere Gemeinden ein gemeinjchaftliche® Ortögericht 
und umgekehrt fünnen für eine Gemeinde mehrere Ortsgerichte durch das 
Minifterium der Yuftiz errichtet werden. (Art. 1 Abj. 2.) 

Zum Ortögerichtsvorfteher joll in der Regel der Bürgermeifter er- 
nannt werden. Sind mehrere Gemeinden zu einer Bürgermeifterei ver— 
einigt, jo joll in der Regel der Bürgermeifter für die Gemeinde feines 
MWohnortes zum Vorfteher ernannt werden. Für die übrigen Gemeinden 
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follen die in denjelben wohnenden Beigeordneten ala Vorſteher der Orts— 
gerichte in der Regel ernannt werden. (Art. 3 Abi. 2 und Art. 4.) 

Der Ortögerichtövorfteher, Gerichtsmann oder Erjat-Gerichtsmann 
muß in der Gemeinde, welche den Bezirk des Ortsgerichts bildet, wohnen, 
die Wählbarkeit zum Mitgliede des Gemeinderat® oder zum Gtadt- 
verordneten befigen, einen guten Ruf genießen, jowie orts- und feldfundig, 
insbejondere mit dem Güterwerte befannt fein. Außerdem jollen die 
Gerichtsperfjonen in der Regel wenigſtens zur Zeit ihrer Ernennung 
Grundeigentum in ihrer Gemeinde befiten. (Art. 7.) 

Dor Antritt ihres Amtes haben der Ortögerichtsvorfteher, die 
Gerichtsmänner, jowie die Erjaßgerichtsmänner bei dem Amtögericht eid- 
lich zu geloben, daß fie das Dienftgeheimnig wahren und ihre Amts» 
pflichten treu und gewiffenhaft erfüllen wollen. (Art. 11.) 

Zur Beichlußfähigkeit iſt erforderlich, daß bei Ortsgerichten mit vier 
Mitgliedern wenigjten drei und bei Ortsgerichten mit ſechs Mitgliedern 
wenigjtens fünf Gerichtöperfonen mitwirken. Fehlt e8 wegen Verhinderung 
einzelner Gerichtsperjonen oder wegen Erledigung einzelner Stellen an 
der zur Mitwirkung notwendigen Zahl, fo find jo viele Erſatz-Gerichts— 
männer zuzuziehen, als es zur Herjtellung der bejchlukfähigen Zahl er- 
forderlich ift. Wenn fi) auch durch Zuziehung der Erjaß-Gerichtsmänner 
die erforderliche Zahl von Gerichtsperfonen nicht ergiebt, jo ift durch das 
Amtsgericht eine Vertretung für die Sache anzuordnen oder die Ent- 
icheidung des Minifteriums der Juſtiz einzuholen. (Art. 12.) Die Orts- 
gerichtövorjteher und die Gerichtämänner haben weder Bejoldung nod 
Nuhegehalt, jondern nur die Gebühren zu beziehen, die dad Minifterium 
der Juſtiz feſtſetzt. (Art. 13.) 

Die Ausübung der Aufficht und der Disciplin über die Ortögerichte 
jteht unter der oberjten Leitung de Minifteriums der Juſtiz, in erfter 
Inſtanz dem mit der allgemeinen Dienjtaufficht beauftragten Richter des 
Amtsgerichts, zu deifen Bezirk das Ortsgericht gehört, in zweiter Inftanz 
en rue des diefem Amtsgerichte vorgeordneten Landgerichte zu. 
Art. 16. 

In dem Rechte der Aufficht liegt die Befugnis, die ordnungswidrige 
Ausführung eines Amtögejchäftes zu rügen und die Erledigung eines 
Amtsgeſchäfts durch Gelditrafen bis zu dem Gejamtbetrage von 50 Marf 
zu erzwingen. Wegen Verlegung der ihm durch fein Amt auferlegten 
Pflichten oder wegen eine unmwürdigen Verhaltens in und außer dem 
Amte verwirft der Ortögerichtövorfteher, Gerichtsmann oder Erſatz— 
Gerihtsmann die Disciplinarbejtrafung. Solche beiteht in: 

1. Ordnungsſtrafen; 

2. Entfernung aus dem Amte. 

Die Feitfegung der Geichäftsordnung des Ortsgerichts ift in einer 
vom Großherzoglichen Minifterium der Juſtiz erlaffenen Dienftanmweifung 
getroffen, aus welcher wir noch folgende auf den Gemeindewaijenrat be- 
zügliche Beitimmungen entnehmen: 

Die Berrichtungen des Gemeindewaijenrats find von dem gejamten 
Ortögerichte wahrzunehmen ($ 155). 
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Die Situngen des Gemeindewaijenrats finden unter dem Vorſitze 
des Borftehers jtatt, welcher die Verhandlungen eröffnet, leitet und 
Ichließt. Die Beichlüffe werden nah Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorftehers den Ausfchlag. (8 9.) 

Der Borjteher darf ſich ohne Urlaub von jeiten des dienjtaufficht- 
führenden Amtsrichters nicht länger als eine Woche von dem Sitze des 
Ortsgerichts entfernen. Die Gerichtsmänner bedürfen feines Urlaubs, 
haben aber von einer Reife u. ſ. w. dem Vorſteher Anzeige zu machen 
(vgl. 8 7 Abf. 2). Iſt der Vorfteher durch Krankheit, Abwejenheit oder 
ſonſtwie an der Wahrnehmung feiner Obliegenheiten verhindert, jo hat 
er feinen Stellvertreter hiervon mit der Aufforderung in Kenntnis zu 
fegen, an feiner Stelle die Gejchäfte wahrzunehmen. (S 24.) 

In den größeren Städten fünnen dem Gemeindewaifenrat auf fein 
Verlangen durch das Amtsgericht Frauen, welche hierzu bereit find, 
als Waijenpflegerinnen zur Seite geftellt werden. Die Mitthätigkeit der 
Waifenpflegerinnen, deren Bejtellung auf Widerruf erfolgt, und welche 
der Leitung des Ortsgerichts unterjtehen, hat überall da einzutreten, wo 
es fih um die Pflege und Erziehung im Kindesalter jtehender Mündel 
und die Überwachung weiblicher Mündel, überhaupt um Zweige der 
Körperpflege und Erziehung handelt, die innerhatb des jpeciellen Wirkungs— 
freifes weiblicher Thätigfeit liegen ($ 155). 

Das Geſetz enthält feine Anordnung darüber, in welcher Weile die 
Aufficht über die einzelnen Mündel auszuführen ift. Die Dienjtanweifung 
für die Ortögerichte bejagt deshalb in S 170, daß die Ortögerichts- 
mitglieder die im Bezirke des Ortögerichts wohnenden Mündel von Zeit 
zu Zeit auffuchen und bei den Geiftlichen und Lehrern derjelben Erkun— 
digungen über ihren körperlichen und geiftigen Zuftand einziehen jollen. 

Werden Mängel und Pflichtwidrigfeiten wahrgenommen, jo hat dag 
Drtögericht lediglich dem Bormundjchaftsgericht Anzeige zu erjtatten. 
Dagegen ift ausdrüdlich beftimmt, daß dem Ortögericht ein jelbjtändiges 
Gingreifen gegenüber dem WBormunde nicht zufteht, ebenfowenig wie eine 
Einmiſchung in deſſen Vermögensverwaltung ftatthaft ift (SS 170 u. 171). 

Auf Grund der in $ 1851 Abf. 1 des Bürgerlichen Gejeßbuchg von 
dem VBormundichaitsgerichte dem Gemeindewaijenrat zu machenden Mit- 
teilungen bat der Vorfteher des Ortsgerichts ein Verzeichnis über alle 
im Bezirk des Ortsgerichts beftellten Vormünder, Gegenvormünder und 
Pfleger nach vorgefchriebenem Mufter zu führen. Aus diefem Verzeichnis 
ift zugleich erfichtlich, über wen die Bormundichaft, Gegenvormundjchaft 
und Pflegichaft geführt wird. (S 177.) 


III. Gemeindewaijenpflege und Gemeindewaijenrat. 


In ganz anderer Weiſe ala das in dem vorigen Kapitel bezeichnete 
Gebiet des Gemeindewaifenrats ift das Gebiet der Gemeindewaijenpflege 
(Koftkinderpflege) abgegrenzt. Bei dem Gemeindewaijenrat handelt es fich 
um ein Auffichtsrecht, das, den gejeglichen Beitimmungen über die Bor» 
mundjchaft entjpringend, fi auf alle unter Vormundſchaft jtehenden 
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Perjonen erftredt und das weiterhin ausgedehnt ift auf die Fälle, in 
welchen das VBormundichaftsgericht zum Einfchreiten berufen ift, auch wenn 
es fih um Minderjährige handelt, die nicht unter Vormundſchaft, fondern 
unter väterlicher Gewalt ftehen. Dieſes Auffichtsrecht bezieht ſich auf 
Perſonen ohne Unterfchied der Vermögenslage und endet erſt mit deren 
erreichter Volljährigteit. 

Für die Gemeindewaifenpflege bejteht ein Auffichtsrecht ala Ausfluß 
einer geſetzlichen Unterftügungspflicht gegenüber Hilfsbedürftigen 
Minderjährigen, das mit dem Wegfall der Hilfsbedürftigfeit regelmäßig 
fein Ende erreiht. Es kann infofern ausgedehnt werden, ala die 
Gemeindewaijenpflege die freiwillige finanzielle und moralifche Unter- 
ſtützung weiterhin (nach der Schulentlaffung) übernimmt. 

Troß dieſer verjchiedenen Grundlagen, auf denen ſich Gemeinde- 
waijenrat und Gemeindewaijenpflege aufbauen, würde gleichwohl das 
fachliche Arbeitsgebiet des Gemeindewailenrats® dasjenige der Gemeindes 
waijenpflege, wenigitens im großen und ganzen betrachtet, mitumfaflen, 
und wäre injofern eine gemeinjchaftliche einheitliche Organijation für 
Gemeindewailenrat und Gemeindewaifenpflege recht wohl denkbar. 

Eine andere Abgrenzung der beiderjeitigen Gebiete, nämlich die ört— 
liche, ift jedoch für die Frage der Organijation der Gemeindewaifenpflege 
in Betracht zu ziehen. Die Fürjorge des Gemeindewaijenrats erftredt 
fi) nur auf diejenigen Perfonen, welche fich in dem Bezirke des Gemeinde- 
waifenrats, alfo in der betreffenden Gemeinde aufhalten, während die 
Gemeindewaijenpflege die ihr anheimgefallenen Kinder vielfach in aus— 
wärtigen Gemeinden (Landpflege) und Anftalten unterbringt und damit 
ihr Auffichtsreht und ihre Auffichtspflicht über die Grenzen ihres 
Gemeindebezirks auszudehnen hat. Es werden daher, falls eine Stabdt- 
gemeinde ſämtliche der Gemeindewaijenpflege anheimgefallenen Kinder bei 
Familien auf dem Lande unterbringt, die Aufgaben der Gemeindewaijen- 
pflege und diejenigen des Gemeindewailenrats derjelben Stadtgemeinde 
in feinerlei Beziehung mehr zu einander ſtehen. Was kann nun die 
Stadtgemeinde in diefem Falle zur Sicherjtellung der Überwachung und 
der Fürforge ihrer Kojtkinder thun? Dem ftädtiichen Gemeindewaijenrate 
als gejeglicher Bormundjchaftsbehörde kann die Fürſorge nicht übertragen 
werden, da dies gejeglich nicht zuläffig wäre, zumal auch der Gemeinde: 
waijenrat der betreffenden auswärtigen Landgemeinde zuftändig iſt. 
Diefem auswärtigen Gemeindewaijenrat die Fürjorge zu überlaffen, wird 
feinenfall3 angehen, da er eine von der Stadtgemeinde vollftändig un- 
abhängige Behörde ift. Auch wenn der auswärtige in Betracht fommende 
Gemeindewaifenrat noch fo vorzüglich organifiert wäre, die ftädtifche 
Gemeindewaijenpflege wird fich ihrer Eigenart und ihrer jelbjtändigen 
Snitiative nicht begeben wollen und nicht begeben dürfen. 

Da aber feine Stadtgemeinde darauf verzichten wird und verzichten 
fann, wenigjtens einen Zeil ihrer Pflegefinder auswärts unterzubringen, 
jo fomme ich zu dem Schluffe, allgemein zu empfehlen, daß die Gemeinde» 
waijenpflege, troß der durch das Bürgerliche Gejegbuch neu eingeführten 
und in jeder Hinficht gewiß freudig zu begrüßenden allgemeinen Ein» 
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richtung des Gemeindewaifenrats, zunächſt jelbftändig organifiert werbe. 
Diefe jelbftändige Organijation wird fo zu geftalten fein, daß fie, joweit 
dies nach der jeweiligen Landesgejeggebung angezeigt ericheint, die Auf- 
gaben des Gemeindewaijenrats mit übernehmen kann. 

Für die Städte im Großherzogtum Heffen wird es fich dagegen 
überhaupt nicht empiehlen, daß die Gemeindewaijenpflege die Aufgaben 
des Gemeindewaijenrat? mit übernimmt. Denn ſelbſt wenn andere 
Gründe die nicht ausfchließen würden, jo müßte jchon der Grund allein 
den Übergang der Gemeindewaifenratsgeichäfte auf eine jtädtifche Deputation 
(für Waijenpflege) unthunlich erjcheinen laſſen, daß dieje Deputation ala 
Gemeindewaifenrat zufolge der heffiichen Gejeßgebung dem Bormundichafts- 
gerihte nicht foordiniert ift, wie dies 3. B. von den preußifchen 
Städten verlangt und bdurchgejeßt wurde, fondern untergeordnet 
(vergleiche die Darftellung im vorigen Kapitel). Dieje Unterordnung und 
die damit zujammenhängende Auffichts- und Disciplinarbefugnis würde 
nicht nur mit der ehrenamtlichen Eigenjchaft einer ftädtifchen Deputation 
unvereinbar fein, fjondern würde auch der Sache jchaden, indem die 
Selbjtändigkeit im Handeln untergraben wäre. Denn bei jeder Meinungs 
verichiedenheit müßte die Anficht des Bormundjchaftsgericht? den Aus— 
ſchlag geben. 

Aber wie ſchon gefagt, verhinderten noch andere Gründe die Ver— 
bindung der Gemeindewaifenpflege und de Gemeindewaifenrats. Die 
Geichäfte des letzteren wurden, wie aus dem vorigen Kapitel erficht- 
lich, im Großherzogtum Heffen den Ortsgerichten übertragen. Nun 
fol ja nach der Verordnung über die leßteren zum Ortögerichtövorfteher 
in der Regel der Bürgermeifter ernannt werden. Die Möglichkeit einer 
organifchen Verbindung von Gemeindewaijenpflege und Gemeindewaifenrat 
war daher an fich gegeben. Sie hätte jedoch erfauft werden müfjen mit 
der Übernahme der gefamten überaus umfangreichen Gejchäfte des Orts— 
gericht. Die Obliegenheiten deſſelben auf dem Gebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, beftehend für den Ortögerichtöporfteher in Beglaubigungen, 
freiwilligen öffentlichen Berjteigerungen von beweglichen und unbemweg- 
lihen Sachen, Aufnahmen von Bermögensverzeichniffen und Inventaren, 
Anzeigen in ftandesamtlichen Angelegenheiten an das Amtögericht, Nach» 
laßficherungen, Errichtung von außerordentlichen Teftamenten ($ 2249 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs), Unterftüßung des Regiſtergerichts, Be— 
kanntmachungen für Amtsgerichte und Notare, Unterſtützungen der 
Gerichte in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Auf— 
bewahrung von Grund- und Hypothekenbüchern und Grundbuchskarten, 
und beſtehend ferner für das kollegiale Ortsgericht außer den Ver— 
richtungen des Gemeindewaiſenrats in Schätzung von Grundſtücken 
und beweglichen Sachen, Abgabe von Gutachten, Erteilung von Aus— 
kunft oder Zeugniſſen über perſönliche und Beſitzverhältniſſe uſw., 
insbeſondere auch don Armenrechtszeugniſſen, Armuts- und Leumunds— 
zeugniſſen, Erſtattung von Berichten über Gnadengeſuche und dergl. 
mehr; — dieſe Obliegenheiten in einer größeren Stadt auf die Bürger— 
meiſterei zu übernehmen, wäre durchaus unzweckmäßig geweſen. Zudem 
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handelt es fich hier zum großen Teil um mechanifche und untergeordnete 
Arbeiten — das Ausführungsgejeß über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
jagt 3. B. in Art 30: „das Gericht kann, wenn es eine Vollſtreckungs— 
maßregel don amtswegen anordnet, mit deren. Ausführung einen 
Gerihtsdiener oder einen Ortögerichtsvorfteher (!) beauftragen;“ — 
und es wäre außerdem der Oberbürgermeifter und jein gejeglicher Stell: 
vertreter bezüglich aller dieſer Obliegenheiten der Aufficht und Disciplinar- 
gewalt des Amtögericht3 unterjtellt worden, in welcher Beziehung aus dem 
doraufgehenden Kapitel das Nähere zu erjehen if. Es war daher nahe— 
liegend, daß in den größeren Städten Heſſens davon abgefehen wurde, 
den Bürgermeifter zum Ortsgerichtsvorſteher zu ernennen. 

So ijt denn in diefen Städten das Ortögericht eine don der Orts— 
obrigfeit unabhängige jtaatliche Hilfsbehörde der Juſtiz und ber 
Gemeindewaifenrat ala Zeil des Ortsgerichts jteht in feinerlei unmittel- 
barem Zujfammenhang mit der eigentlichen ftädtifchen Verwaltung. Die 
Gemeindewaijenpflege iſt jomit felbftändig in diejen Städten einzurichten, 
unabhängig von dem Gemeindewaijenrat. Es wurde daher auch ein zu 
Ende de8 Jahres 1899 jeiten® des Stadtvorftande® von Mainz be- 
ichloffenes Statut, durch welches die Leitung und Beauffichtigung des 
gejamten ftädtiichen Pflegefinderweiens einer bejonderen Deputation unter 
der Bezeihnung „Städtijcher Erziehungsbeirat“ unterjtellt wird, 
vor furzem ſeitens des Großherzoglich Heſſiſchen Minifteriums ohne jeden 
Anjtand genehmigt. 

Es muß nun aber die frage erörtert werden, ob nicht dem ſtädtiſchen 
Erziehungsbeirate (der Gemeindewaifenpflege) wejentliche und ſchwer zu 
entbehrende Rechte abgehen, wenn ihm nicht zugleich die gejeglichen Befug- 
nifje des Gemeindewaijenrats zujtehen. 

Es bleibt aljo noch übrig, die Machtbefugniffe des Erziehungsbeirats 
einerjeit3 und des Gemeinderats andererjeit3 gegeneinander abzumwägen, jo» 
wie die frage der Notwendigkeit der gegenfeitigen Beziehungen derjelben kurz 
zu beleuchten. Hierbei ijt zunächjt im Auge zu behalten, daß der 
Gemeindewaifenrat wie auch der Erziehungsbeirat amtliche Eigenjchaft 
befigen. Sollten nun Meinungsverjchiedenheiten bei der konkurrierenden 
Ausübung des Amtes diejer beiden obrigfeitlichen Organe fich ergeben, 
fo ift darauf hinzuweiſen, daß der jtädtiiche Erziehungsbeirat, nötigenfalls 
gejtügt auf die Autorität der Stadtverordnetenverfammlung, jeinen 
Wünſchen und Anfichten den nötigen Nachdrud wird verleihen fünnen. 
Mas die Trage betrifft, ob der Gemeindewailenrat durch feine Stellung 
als vormundichaftliche Behörde ein bejonderes Übergewicht gegenüber dem 
ſtädtiſchen Erziehungsbeirat habe, jo ift darüber folgendes zu jagen: 

1. Dem Gemeindewaiflenrat jteht gejeglich das Recht zu, die Per- 
fonen vorzuſchlagen, die fich im einzelnen alle zum Vormunde, Gegen 
vormunde oder Mitglied des Yamilienrats eignen. Es iſt nun zweifel- 
los, daß durch dieſe Thätigfeit bei richtiger Sorgfalt außerordentlich 
Nützliches geleijtet werden kann. Aber e8 wird in der Praxis nicht den 
geringiten Anjtand haben, wenn eine andere amtliche Stelle, nämlich der 
ſtädtiſche Erziehungsbeirat bezüglich der feiner Fürforge anheimgejallenen 
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Kinder dem Bormundichaftsgerichte wegen Ernennung des Vormundes ufw. 
die geeigneten Vorſchläge machen will. Es iſt deshalb zu empfehlen, 
daß der ſtädtiſche Erziehungsbeirat bei dem Bormundichaftsgerichte die 
nötigen Schritte thut. Dem Gemeindewaijenrat wird die hieraus ent- 
ipringende Gejchäftsentlajtung nur erwünjcht ſein. 

2. Ferner hat der Gemeindewaijenrat das gejegliche Recht, in Unter: 
ftügung des Bormundichaftsgericht3 die Vormünder in der richtigen 
Erfüllung ihrer Pflichten zu überwachen. Eine.bevorzugte Stellung hat 
der Gemeindewaifenrat auch in diejer Beziehung gegenüber dem Er— 
ziehungsbeirat nicht. Denn zunächſt ift gejelich beftimmt, daß dem 
Gemeindewaijenrat ein jelbftändiges Eingreifen gegenüber dem VBormunde, 
was deſſen Fürforge für die Perfon des Mündels betrifft, nicht zufteht 
und daß ferner der Gemeindewaijenrat fich einer Einmifchung in Die 
Vermögensverwaltung des Bormundes oder Pfleger zu enthalten hat. 
Was dann noch don der in dem Auffichtsrecht Liegenden Mactbefugnis 
des Gemeindewaijenrat® übrig bleibt, nämlich das Recht, ſich an das 
Bormundfchaftsgericht zu wenden, diejes Recht kann auch dem ftädtifchen 
Grziehungsbeirat nicht vorenthalten werden. 

3. Es kommen aber im übrigen eine Reihe von Umftänden in 
Betracht, die‘ den jtädtifchen Erziehungsbeirat in eine günjtigere Lage 
gegenüber dem Vormund verfegen, als fie der Gemeindewaijenrat hat, 
indem fie den Erziehungsbeirat in nähere Beziehung zu dem Vormunde 
bringen und ihm dadurch einen viel leichteren und größeren Einfluß auf 
die richtige Bethätigung der vormundjchaftlichen Rechte und Pflichten 
auszuüben gejtatten, als die® dem Gemeindewaifenrat möglich iſt. 
Dieje nähere Verbindung ift don außerordentlicher Wichtigkeit, da der 
Vormund die in der elterlichen Gewalt des Vaters liegenden Rechte aus— 
zuüben gefjeglich befugt ift. Er hat nach $ 1800 in Verbindung mit 
den 88 1631 und 1632 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Recht und die 
Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beauffichtigen und jeinen Aufenthalt zu 
bejtimmen. Kraft des Erziehungsrechts kann er angemefjene Zuchtmittel 
gegen das Kind anwenden. Auf feinen Antrag hat ihn dag Vormund- 
Ihajtsgericht durch Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu unterjtüßen. 
Die Sorge für die Perjon des Kindes umfaßt das Recht, die Herausgabe 
des Kindes von Jedem zu verlangen, der e& widerrechtlich vorenthält. 

63 wird aber der VBormund in eine nähere Beziehung zu dem 
Erziehungsbeirat einmal dadurch gebracht, daß der Mündel auf bie 
materielle Unterftüßung durch den Erziehungsbeirat und die betreffende 
"Stadtgemeinde angemwiefen ift. Denn der Vormund ijt gejeßlich ver- 
pflichtet, fall der Mündel vermögenslos ijt oder das Vermögen nicht 
ausreicht, um die notwendigen Erziehungsfojten zu beftreiten, fich mit 
der Stadtgemeinde deshalb in Verbindung zu jegen. (8 17£ der hefftichen 
Dienftanweifung für die Vormünder u. f. w. vom 2. Januar 1900.) 

Andererſeits kann (falls nicht ein Vormund gefeglich berufen ift, 
wo dann die obenerwähnte Verbindung immer noch beitehen bleibt) eine 
noch unmittelbarere Verbindung zwijchen dem Erziehungsbeirate und dem 
Vormunde dadurch hergejtellt werden, daß der Vorjteher oder der erſte 
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beauffichtigende Beamte des Pflegelinderwejens ſowie der Borfteher der 
MWaifenanftalten oder auch Mitglieder des jtädtifchen Erziehungsbeirats 
als VBormünder über die betreffenden jtädtiichen Pflegefinder ernannt 
werden. Dieſen Perfonen fann nach den gejelichen Beitimmungen auch 
die VBormundichaft über die außerhalb der Gemeinde in Pflege gegebenen 
Mündel übertragen werden, indem nach $ 167 der Geſchäftsordnung für die 
Drtögerichte daS Ortögericht bei der Auswahl der Bormünder auf Bewohner 
feines Bezirks nicht bejchränkt ift. Nach der eben erwähnten Gejeßes- 
beftimmung wäre in diejem alle das auswärtige Vormundjchaftsgericht 
um die Ernennung anzugehen. Aber nach anderen Beitimmungen ift auch 
das Bormundichaftsgericht im Bezirke des Erziehungsbeirats zu der 
fraglichen Ernennung befugt, ſodaß fich der Gejchäftsgang Hierdurch noch 
jehr vereinfacht. Außerdem könnten auch in den auswärtigen Gemeinden 
die DVertrauensmänner des Erziehungsbeirat? zu VBormündern über die 
dafelbit befindlichen Stadtpflegefinder ernannt werden. 

Aus alledem dürfte hervorgehen, dab die Gemeindewaijenpflege und 
der Gemeindewaifenrat recht wohl auch unabhängig von einander ein- 
gerichtet werden können, und daß dadurch die Verwaltung der Gemeinde- 
waijenpflege eine Einbuße an Rechten, die für fie erwünfcht wären, nicht 
zu erleiden braudht. Da ferner die gepflogenen Erörterungen ergeben, 
daß die Stadtverwaltungen, welche die Geſchäfte des Gemeindewaijenrats 
übernommen Haben, injoweit fie ihre Pflegefinder in Landpflege unter- 
bringen, für dieſen Teil der Sinderpflege gleichwohl eine bejondere 
Drganifation jchaffen müßten, jo ericheint es zwedmäßig, in den Stadt— 
verwaltungen von einer jelbjtändigen, in erjter Linie die Zwecke der 
Gemeindewaijenpflege in? Auge faffenden Einrichtung der letzteren aus- 
zugehen. 

Wo der Gemeindewaiſenrat dann leicht angegliedert werden kann, 
und wo dadurch die Gemeindewaiſenpflege ſelbſt nicht zu ihrem eigenen 
Nachteil allzuſehr mit außerhalb ihres Intereſſes liegender Arbeit über— 
häuft wird, kann dieſe Angliederung empfohlen werden. 

Wo dieſe Angliederung aber nicht vollzogen iſt, empfiehlt es ſich, 
eine Verbindung der Verwaltungskollegien des Gemeindewaiſenrats und 
des Erziehungsbeirats herbeizuführen, etwa dadurch, daß Mitglieder des 
Gemeindewaiſenrats zugleich als Mitglieder des Erziehungsbeirats ernannt 
werden oder, daß der Vorſitzende des Gemeindewaiſenrats geeignetenfalls 
zu den Sitzungen des Erziehungsbeirats eingeladen wird. 

Über die Einrichtung des Erziehungsbeirats wird das letzte Kapitel, 
nachdem noch einige Vorfragen erledigt find, Auskunft geben. 


IV. Gemeindewaijenpflege und geſetzliche Armenpflege. 


Die Verbindung der Gemeindewaijenpflege mit der gejeglichen Armen- 
pflege in der Weiſe, daß beide von eins und derjelben Verwaltung 
(Deputation) geleitet werden, dürfte nicht zu empfehlen fein. Dafür 
find die Grundfäße, auf denen fich die Gemeindewaifenpflege einerjeits 
und die gejegliche Armenpflege andererjeit3 aufbauen, viel zu verjchieden. 
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Für die gejegliche Armenpflege muß unbedingt daran feſtgehalten werben, 
daß fie nur den unentbehrlichen Lebensunterhalt zu gewähren hat 
und dies, mit Rüdficht auf den gejeglichen Anſpruch auf Unterſtützung, 
in einer einheitlichen und nach jeder Richtung gerechten Art und Weife, 
Jede Überjchreitung des bezeichneten, der gejeßlichen Armenpflege zu- 
gewiejenen Gebiet? in einem einzelnen Falle jchließt nicht nur eine Ver— 
legung der vor allem fejtzuhaltenden gerechten Handhabung der gejeh- 
lichen Armenpflege in fi) und würde damit das Anfehen der Armen 
verwaltung nur jchädigen, ſondern es birgt auch die Ausdehnung der 
gejeglichen Armenpflege über die Grenze des unbedingt Notwendigen 
hinaus zweifellos große wirtjchaftliche nnd fittliche Gefahren in fich. 
Gerade wegen diejer engen Grenzen der gejeglichen Armenpflege läßt fich 
aber die Fürſorge für die verwaiften, verlafjenen oder in anderer Weiſe 
der forgenden Stüße ihrer Eltern beraubten Kinder nicht innerhalb der 
gefeglichen Armenpflege einigermaßen ausreichend bethätigen. Die gejeß- 
liche Armenpflege, die ja ihre Hilfe nur dem angedeihen laffen darf, der 
nicht in der Lage ift, fich den unentbehrlichen Lebensunterhalt jelbjt zu 
verichaffen, müßte regelmäßig ihre Unterftügungen für arme Kinder bei 
deren Schulentlaffung einjtellen und dieſe darauf hinweiſen, daß fie fich 
in Yabrifen, in den unterjten Klaffen der Lohnarbeit u. ſ. w. ihren not» 
wendigen Unterhalt verichaffen könnten und jollten. Dies wird aber für 
eine, ihrer jocialen Aufgaben bewußte Gemeindeverwaltung ein Schritt 
fein, vor dem fie zurüdjchreden muß. Denn nichts erfcheint, abgejehen 
von den fittlichen Gefahren, welche die Fabrifarbeit an ſich in dieſem 
Valle mit ſich bringt, geeigneter, die Grundlage für den fittlichen Unter- 
gang der Finder zu legen, ala wenn fie in jenem jugendlichen Alter bei 
einem jelbftändigen Einkommen fich bereit# eine völlige Unabhängigkeit 
und Ungebundenheit verfchaffen können. 

Die Gemeindewaifenpflege bedarf jomit, ſoll fie ihre Zwecke erreichen, 
einer viel größeren Bewegungsfreiheit ala fie der gejeglichen Armenpflege 
zugebilligt werden darf. Gerade wo die lebtere ihr Ende regelmäßig 
erreicht haben wird, nämlich bei der Schulentlafjung der Pflegekinder, 
wird die Gemeindewaifenpflege ihre Hauptthätigkeit erft zu entfalten haben. 
Dazu bedarf es aber regelmäßig befonderer Geldmittel, welche die Ges 
meinde außerhalb des Rahmens der gejeglichen Armenpflege zur Verfügung 
jtellen wird. Ein gejeglicher Zwang, diefe Mittel aufzubringen, in der 
Weiſe, wie es bezüglich des Bedarfs für die gejegliche Armenpflege der 
Hal ift, befteht gegenüber der Gemeinde nicht. Soweit fie dieje weiters 
gehenden Mittel zur Verfügung ftellt, ift dies ein Akt ihrer freiwilligen 
jocialen Fürforge. Auf diefem Standpunkte jteht wenigſtens die Gejeh- 
gebung der überwiegend größten Zahl der deutichen Bundesftaaten, nad) 
welchen Ausgaben für Erziehung, Unterricht und Erwerbabefähigung der 
Kinder nicht zu den Aufgaben der gejeglichen Armenpflege gehören. 

Abgejehen von der Verjchiedenartigkeit der Aufgaben der Gemeinde- 
waijenpflege und der gejeglichen Armenpflege empfiehlt fich aber auch eine 
Vereinigung derjelben in einer Verwaltung ſchon deshalb nicht, weil der 
Umfang der Aufgaben diejer beiden Gejchäftszweige, wenigſtens in einer 
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größeren Stadt, ein zu großer ift, um jeden derſelben mit der ihm ge- 
bührenden Gründlichfeit und Sorgfalt zu verwalten. Endlich wird die 
Drganifation innerhalb und außerhalb der Deputation für die Gemeinde- 
waijenpflege eine andere jein müfjen, als bei der Armendeputation, wie 
* aus dem nachfolgenden ſechſten Kapitel leicht entnommen werden 
dürfte. 

Dagegen haben auf der anderen Seite dieſe beiden Verwaltungs— 
deputationen in einzelnen Teilen ihrer Verwaltung doch wieder jo viele 
Berührungspunfte, daß eine gewiſſe Verbindung derjelben erwünjcht und 
zwedmäßig ericheint. 

Berührungspunkte find im weſentlichen die folgenden: 

1. Während bei Nichtvorhandenjein eines jtädtilchen Erziehungs- 
beirat3 die jtädtijche Armenverwaltung darüber zu bejchließen Haben 
würde, in welcher Weije die Unterbringung eines der jtädtiichen Armen— 
fürforge anheimgefallenen Kindes bethätigt werden joll, und während die 
Armenverwaltung die Verpflegung und Erziehung diefer Kinder für die 
Zeit, in welcher fie einzutreten Hat, alſo regelmäßig bis zur Scul- 
entlaffung, zu überwachen haben würde, werden dieje Aufgaben, nachdem 
ein jtädtifcher Erziehungsbeirat eingerichtet worden ift, nunmehr dieſem 
zu übertragen fein. Ginesteil® zur Entlaftung der Armenverwaltung, 
anderenteild aber auch hauptjächlich deshalb, weil e& notwendig erjcheint, 
daß diejenige Verwaltung, die nach der Schulentlafjung eines Kindes, 
dejien Berufswahl und Erziehung leiten und unterftügen joll, ſchon vor» 
ber Gelegenheit habe, den Charakter und die Fähigkeiten des Kindes zu 
erforjchen, zu beobachten und durch geeignete Erziehung (Wahl der rich- 
tigen Pflegeeltern u. ſ. w.) richtig zu entwideln und vorzubereiten. 
Weiter erjcheint es aber auch erforderlich, daß die Organe der Verwaltung, 
die über die Berufswahl des Kindes mitentjcheiden jollen, fich rechtzeitig 
vorher das Vertrauen des betreffenden Kindes bereits erworben haben. 

2. Wird die frage der aus der Yürjorge für ein Kind entjtehenden 
Kojten und deren Übernahme teil3 generell, teils für den einzelnen Fall 
einer Regelung durch Benehmen der beiden Deputationen miteinander 
bedürfen. Die gejegliche Armenpflege joll feineswegs von den ihr gefeß- 
lich auferlegten Verpflichtungen zur Koftentragung befreit werden. Im 
übrigen hat der Erziehungsbeirat auf Grund der ihm ſeitens der Stadt- 
gemeinde für jeine weitergehenden Aufgaben zur Verfügung zu jtellenden 
Mittel volle Bewegungsfreibeit. 

Die notwendige Verbindung wird leicht dadurch Herzuftellen jein, 
daß der Vorſitz und die Gefchäftsleitung der beiden Deputationen (der 
Armenverwaltung und des Erziehungsbeirats) fich in einer Perjon ver- 
einigen, ferner dadurch, dab einzelne Mitglieder der Armendeputation 
zugleich zu Mitgliedern des Erziehungsbeirat3 ernannt werden. 
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V. Gemeindewaijenpflege und ‚freiwilliger Erziehungsbeirat für 
ſchulentlaſſene Waijen‘‘. 


Der „freiwillige Erziehungsbeirat für jchulentlaffene Waifen“, der 
dent Deutjchen Verein für Armenpflege und Wohlthätigfeit im Jahre 1897 
in einem Referate durch Herrn Landgerichtsrat Dr. Feliſch in Berlin 
dargeftellt und bei den Berhandlungen de Vereins in Kiel näher er- 
läutert wurde, iſt zweifellos eine in feiner Art vorzügliche Einrichtung, 
die auch zumal für die Gemeindewaifenpflege in verjchiedener Hinficht als 
Muſter empfohlen werden fann. 

Dagegen muß bei der Löſung der Frage, in welcher Weije die 
Gemeindewaijenpflege zu organifieren fei, eine jede private und freiwillige 
Wohlthätigkeit außer Betracht gelaffen werden. Denn abgejehen davon, 
daß die Löſung einer derartig wichtigen Aufgabe, wie e8 die Gemeinde- 
waijenpflege ift, jeiten® einer Gemeinde überhaupt nicht der freiwilligen 
MWohlthätigfeit der Einwohner überlaffen werden jollte, jo ift doch auch 
nicht überall auf eine derartige Freiwilligkeit zu rechnen. Übrigens hat 
aber auch der jtädtifche Erziehungsbeirat den Vorzug dor jenem frei- 
willigen Erziehungsbeirat für ſchulentlaſſene Waifen, daß er die Fürſorge 
für die Kinder bereits vor deren Schulentlafjung in Händen hat, was 
in dem vorigen Kapitel bereits ala wünjchenswert und zwedmäßig be- 
zeichnet wurde. 

Durchaus beachtenswert und nachahmenswert für den jtädtijchen 
Erziehungsbeirat find die Beitimmungen des freiwilligen Erziehungs— 
beirats für fchulentlafjene Waifen über das Pflegewefen, insbejondere der 
Grundfaß, daß jeder Pfleger nur einen Pflegling zu übernehmen bat, 
daß ihm mehr als vier vom Verein nicht zugewiefen werden, und daß 
ein Wechjel in der Perſon des Pflegers über den nämlichen Pflegling 
thunlichjt unterbleiben ſoll; ferner die Vorſchriften über die Leitung der 
Berufswahl, über die Ermittelung der Lehrftellen und über die Fürſorge 
während und nach der Lehrzeit. 


VI. Der ſtädtiſche Erziehungsbeirat. 


Die vdoraufgegangenen Erörterungen kommen bezüglich der Frage 
der Organijation der Gemeindewaijenpflege zu dem Ergebnifje, daß in 
Stadtgemeinden zur Durchführung der Gemeindewaijenpflege ein jtädtifcher 
Erziehungsbeirat jelbftändig einzurichten fei, jelbjtändig einerſeits gegen- 
über der Deputation für die gejegliche Armenpflege, jelbjtändig anderer- 
jeit3 gegenüber dem Gemeindewaijenrat, deſſen Aufgaben aber unter be- 
jtimmten bereits erörterten Vorausſetzungen mit auf den jtädtifchen Er» 
ziehungsbeirat übernommen werden könnten. Walls letzteres geichieht, 
jo wären die Einrichtungen des ftädtifchen Erziehungsbeirats betreffg der 
Beauffihtigung der Pflegefinder und der Fürjorge für diefelben, injoweit 
fie nicht fich auf die Aufwendung von Unterftügungen beziehen, auch 
a die dem Gemeindewailenrat unterftellten Miündel zur Anwendung zu 
ringen. 
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Es bleibt nun noch übrig, darzuthun, wie fich die Organijation des 
ftädtifcehen Erziehungsbeirats zu geftalten haben würde. 

Wie Ichon erwähnt, ift der ftädtifche Erziehungsbeirat ala eine 
jtädtifche Deputation gedacht, in welcher der Vorfitende der Armen- 
deputation den Vorſitz führen, und von deren Mitgliedern mindeſtens 
ein? aus dem ftädtifchen Armenfollegium (eventuell auch ein® aus dem 
Kollegium für die gejchloffenen Armenanftalten) entnommen werden jollte. 
Herner dürfte eine direkte Verbindung mit dem ftäbtifchen Schulvorftande 
angezeigt jein, damit wegen der Beauffichtigung der Erziehung und 
der Berufswahl der Pfleglinge eine direkte Yühlung mit der Schule 
beſteht. Es wären deshalb Mitglieder des Schulvorjtandes (etwa die 
Geiftlichen, Schuldireftoren, Oberlehrer) zu dem ſtädtiſchen Erziehungs- 
beirat entweder ala Mitglieder desjelben oder ala ftändige Beifiter zu- 
zuziehen. Uber die Zuziehung eine Mitgliedes des Gemeindewaijenrats 
oder des Borfigenden des letzteren iſt ebenfall® bereit3 in den obigen 
Ausführungen die Rede gewejen. Es werden ferner zu bejonderen be- 
jtimmten Zweden, etwa als unftändige Beifiter, zuguziehen fein ins— 
bejondere Frauen wegen Beauffichtigung, Erziefung und Berufswahl 
zumal der Mädchen und der Kinder in den erjten Lebensjahren; Arzte, 
denen die Überwachung in gefundheitlicher Beziehung übertragen ift; 
die zuftändigen Geiftlichen und Lehrer; endlich wegen der Berufswahl 
die Mitglieder von Fachſchulen u. ſ. w. Überhaupt empfiehlt es fich, 
durch möglichjt Häufige Zuziehung von denjenigen Perſonen, welche fort- 
gejegt in unmittelbarem Verkehr mit den Pflegefindern ftehen, dem 
ftädtifchen Erziehungsbeirate fortgeſetzt frifches Leben und heiljame 
praftijche Anregungen zuzuführen, die jede Gefahr der Verknöcherung aus— 
ichließen. 

Der Geſchäftskreis des ftädtifchen Erziehungsbeirats wird in folgen— 
der Weile zu umgrenzen jein: 

1. Seiner Fürjorge unterjtehen nur diejenigen Pflegefinder, welche 
der ſtädtiſchen (aljo der öffentlichen) Fürforge in irgend einer Weile 
anbeimgefallen find. Darunter follen auch diejenigen Kinder einbegriffen 
jein, deren Unterhalt aus ftaatlicden Mitteln beftritten wird — wie im 
Großherzogtum Heflen 3. B. die Kinder, welche aus der Großherzog- 
lichen Zandeswaijenanftalt oder aus der Kaſſe für verlaffene und Findel— 
Kinder unterhalten werden —, vorausgejett, daß die Unterbringung und 
die Erziehung, überhaupt die Fürforge für diefelben, der Stadtgemeinde 
übertragen ift. 

Hinfichtlic) der Überwachung von Pflegekindern kommt für das 
Großherzogtum Heflen noch das Geſetz von 10. September 1878, den 
Schuß der in fremde Berpflegung gegebenen Kinder unter 6 Jahren be- 
treffend, in Betracht. Hiernach unterliegen alle gegen Entgelt in 
fremder Pflege befindlichen Kinder unter 6 Jahren der Überwachung 
durch die Polizeibehörden. Die Aufficht über den Bollzug des Geſetzes 
fteht den Großherzogl. Kreisämtern unter Zugiehung der Kreisärzte zu. 
Innerhalb der einzelnen Gemeinden iſt die Überwachung Pflicht der 
Drtspolizeibehörden, welche fich hierbei der Mitwirkung der Arzte, der 
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Drtögeiftlicden und der für dieſen Zweck bejtehenden Vereine (Alice 
Frauenverein), bedienen jollen. Die Ortspolizeibehörde hat fämtliche in 
der Gemeinde gegen Entgelt untergebrachten Pflegefinder zu beauffich- 
tigen und darüber zu wachen, daß ihnen die erforderliche Pflege und 
Fürforge zu teil werde und daß insbeſondere bei Erkrankungen die ärzt- 
liche Hilfe nicht fehle. Über den Zuftand der Wohnung, die Art der 
Verpflegung und Ernährung, der Behandlung und Erziehung hat fich 
diejelbe durch zeitweilige Bejuche zu verläffigen. Uber jedes Pflegekind 
ift ein Überwachungsbogen zu führen, in welchem etwaige Anträge oder 
Bemerkungen ſeitens der überwachenden Behörde, des Gemeindearztes, 
der zur Einfichtnahme der Wohnung der Pflegeeltern und Befichtigung 
des Pflegefindes in Zwiflchenräumen von längſtens drei Monaten ver- 
pflichtet iſt, ſowie des Kreisarztes einzutragen find. 

Bezüglich der Überwachung jeitens des AlicesfFrauenvereins dürfte 
eine Ergänzung durch bezahlte gejchulte Auffeherinnen angezeigt jein. 
Im übrigen liegt ein Grund zur Übernahme diejes Teils des Pflege- 
kinderweſens auf den ftädtifchen Erziehungsbeirat uicht vor. Auch follte 
man hierbei ja nicht außer Acht laſſen, daß mit einer folchen Übernahme 
ein Anreiz gegeben würde, die Koften der Unterbringung, Verpflegung 
und Erziehung jener Kinder auf den Erziehungsbeirat und die Stadt- 
gemeinde abzumälzen. Dies wäre von dem Standpunkte aus verwerflich, 
daß die Armenpflege und MWohlthätigkeitspflege fi um die Aufrecht- 
erhaltung des Streben der Unbemittelteren, fich jelbft vorwärts zu 
helfen, bemühen joll. 

Was die Yürjorge für die auf dem Zwangswege untergebrachten 
Kinder betrifft, jo wird diefe in Heflen durch das Kreisamt mit Unter- 
ſtützung der Bürgermeiftereien bethätigt. Die Übernahme diefer Fürforge 
auf den Erziehungsbeirat erfcheint geboten. Hier liegt ein Grund der 
Nichtübernahme, wie er bezüglich der gegen Entgelt in Pflege gegebenen 
Kinder unter 6 Jahren beiprochen wurde, nicht vor, da eine volljtändige 
Lostrennung der Kinder von den Eltern zufolge de Zwangderziehungs- 
bejchlufjes bereits ftattgefunden hat. Für die Ermittelung der Fälle, in 
welchen Zwangserziehung geboten ift, werden außer dem Gemeindewaifen- 
rat nach wie dor die Polizeiverwaltung, Armenverwaltung und der Er- 
jiehungsbeirat die berufenen Organe fein. 

2. Der ftädtifche Erziehungsbeirat wird — und zwar wie oben ſchon 
augeinandergejegt ift, zur Entlaftung der Armendeputation, — 

a) zu beichließen haben, in welcher Weije die Unterbringung zu 
bethätigen iſt (Stadtpflege, Landpflege oder geichloffene Pflege; Auswahl 
der Pflegeeltern oder der Anftalt); 

b) die Verpflegung und Erziehung dieſer Kinder fortgejegt zu über- 
wachen und die jeweils zur Überwachung erforderlichen Einrichtungen zu 
treffen haben. 

Dagegen muß die Entjcheidung, ob bezüglich eines Kindes die Voraus— 
fegungen für den Eintritt der öffentlichen Armenfürforge vorliegen, der 
Armendeputation vorbehalten bleiben. Die betreffenden Gejuche um 
Armenfürjorge find daher bei der Armendeputation oder deren Organen 

8*+ 


116 Schmidt. 


anzubringen. Auch wird lediglich die Armendeputation darüber zu be— 
finden haben, ob die Hilfsbedürftigfeit und damit die weitere Belaftung 
der Armenkaſſe mit Verpflegskoſten ala beendet zu betrachten ift. Die 
Fürſorgepflicht der gejeglichen Armenpflege endigt, wie oben bereits er- 
örtert, in der Regel nach erfolgter Schulentlaffung.. Doc ſollen alle 
Pflegefinder durch den Erziehungsbeirat und deffen Organe auch nad 
der Schulentlaffung fortgefegt, und wenn notwendig, bis zur erreichten 
Großjährigkeit überwacht werden. Der jtädtilche Erziehungsbeirat und 
deffen Organe jollen gehalten fein, den fehulentlaffenen, in der Lehre oder 
in Dienftftellen befindlichen Pfleglingen mit Rat und Hilfe zur Seite zu 
ftehen, auf das fittliche Verhalten derfelben zu achten und wenn nötig, 
beffernd einzuwirken. 

3. Hieran jchließt fi dann die weitere, über die Grenzen der Auf- 
gaben der Armendeputation hinausgehende Befugnis des ftädtifchen 
Erziehungsbeirats, daß er unter Aufwendung von befonderen jeitens der 
Stadtgemeinde ihm zur Verfügung zu ftellenden Unterftüßungsmitteln, 
ben der gejeßlichen Armenfürſorge entwachjenen, fchulentlaffenen Kindern 
zur Erlernung eine® Handwerks und zur GErgreifung eines für fie 
pafienden,, eine fünftige Exiſtenz ihnen fichernden Lebensberufes ver— 
belfen ſoll. 

Mas nun die Organe des jtädtifchen Erziehungsbeirats betrifft, To 
dürfte e8 zwedmäßig jein, zweierlei Organe zu beftellen: 

1. örtliche, denen ein bejtimmter begrenzter Bezirk zugewiejen ift: 
Bertrauendmänner; 

2. Pfleger (Pflegerinnen), welche für ein beftimmtes Pflegefind be- 
ftelt find. Hier ſoll ein Wechſel in der Perfon des Pfleger?, auch 
wenn das Kind in den Bezirk eines anderen VBertrauengmannes verzieht, 
möglichit unterbleiben. 

Die Beftellung von Bertrauensmännern erjcheint in&bejondere für 
die Landpflege von bejonderer Wichtigkeit. Sie follen zunächjt den ge- 
ſchäftlichen Verkehr an Ort und Stelle bejorgen und vermitteln (Aus- 
zahlung von Pflegegeld an die Pflegeeltern, Erhebung von Rechnungen, 
Duittungen, von Auskünften u. f. w.). Neben dem Erſatz ihrer baren 
Auslagen (Porto, Reifekoften u. j. w.) wird ihnen eine Vergütung für 
ihre Mühewaltungen zugzubilligen jein, die nach der Anzahl der in jedem 
Kalendermonat in ihrem Bezirk vorhandenen Pflegekinder bemeſſen werden 
fann. Als BVertrauensmann wird der Lehrer oder der Geiftliche des be- 
treffenden Ortes beftellt werden können. Ihnen wird zugleich die Über— 
wahung der Berpflegung und Erziehung der in ihrem Bezirke unter- 
gebrachten Pflegefinder unter Aufficht des jtädtifchen Erziehungsbeirats 
anzuvertrauen fein. Zweckmäßig erjcheint e8, bei diefer Überwachung die 
Mitaufficht einer Frau zu übertragen und zwar entweder der Ehefrau 
des Vertrauensmannes oder, wenn er nicht verheiratet ift, einer anderen 
tüchtigen Frau. Diefe Vertrauensperjonen werden in&befondere darüber 
zu wachen haben, daß die Pflegeeltern ihre Verpflichtungen nach jeder 
Richtung Hin genau und pünktlich erfüllen; fie werden den Pflegeeltern 
und Pflegefindern mit Rat und That zur Seite ftehen, fi) von der 
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Pflege, dem Berhalten in Schule und Haus, den Yortjchritten und von 
den etwaigen bejonderen Bedürfniffen der Kinder durch öftere perjönliche 

berzeugung unterrichten, wahrgenommene Übeljtände abftellen, nötigen« 
fall unter Darlegung der Gründe bei dem Erziehungsbeirat die Ent» 
nahme des Kindes aus der Pflegeftelle veranlafjen, in dringenden Fällen 
auch den Pflegewechjel jelbft vornehmen unter jofortiger Mitteilung an 
den Erziehungsbeirat. Die Mitwirkung der zuzuziehenden rauen wird 
in&bejondere bei der Beauffichtigung der im Kindesalter jtehenden Mündel 
und bei der Überwachung weiblicher Mündel von großer Bedeutung fein. 
Wichtig ift Hierbei, daß die Frauen, welche Kinder in den erjten Lebens— 
jahren überwachen, die erforderlichen Kenntniffe und Erfahrungen haben, 
daß ihnen die nötige ärztliche Hilfe und Beratung zur Seite fteht und 
daß fie angehalten werden, in jedem irgendwie zweifelhaften oder bedenk— 
lichen Falle den Arzt auch wirklich zu Rate zu ziehen. Reicht dies 
nidt aus, jo iſt die Anitellung von bezahlten Auffeherinnen zu 
empfehlen. Die Bertrauensmänner jollen ferner, falle eine Unter: 
bringung eines Pflegekindes in einer Heil», Pflege: oder Erziehung?- 
anftalt erforderlich werden fjollte, unter Schilderung der Verhältniſſe 
Antrag bei dem jtädtifchen Erziehungsbeirat jtellen. Endlich ift von 
ihnen frühzeitig die für das Kind anzuratende Berufswahl ind Auge zu 
faffen und darüber mit den Pflegeeltern zu beraten. Alle bei diejer Be- 
auffichtigung gemachten Wahrnehmungen find in den, dem Erziehungs- 
beirate halbjährig zu erjtattenden Berichten niederzulegen. 

Sade der PVertrauensmänner ift e8 ferner, wegen des etwaigen zu- 
künftigen Bedarfs fortgejegt ihr Augenmerk auf die Ermittelung geeigneter 
Pflegejtellen zu richten. Uber die Grundjäße und das Verfahren, welche 
hierbei zu beachten fein dürften, möge nachjtehend ein Abdrud von ent» 
Iprechenden Beftimmungen der Dienftanweilung für die Bertrauensmänner 
des Erziehungsbeirats der Stadt Mainz Auskunft geben: 

„I. Grundfäße bezüglich der Unterbringung von Pflegefindern in 
Pflegeitellen. 

1. Perſonen, welche Armenunterjtügung erhalten oder in eigentlichen 
Dürftigfeitöverhältniffen leben, oder auch feinen geregelten Erwerbszweig 
haben, können zur Verpflegung und Erziehung von Pflegefindern in ber 
Regel nicht für geeignet gehalten werden. Das zu bewilligende Softgeld 
fol nicht eine Geldunterftügung für die Pflegeeltern, jondern ein Beitrag 
zu den Unterhaltungsfojten des Kindes fein. 

2. Die Pflegeeltern müſſen einen guten Ruf genießen und Gittlid)- 
keit und Ordnungsliebe befunden. 

3. Wenn die Berhältniffe der Pflegeeltern vermuten laſſen, daß 
das Kind hauptjächlich zu Dienftverrichtungen, insbeſondere zu Erwerbs- 
zwecken verwendet werden joll, jo darf die Unterbringung nicht erfolgen. 
Die Verwendung des Kindes zu häuslichen Gejchäften fann und fol 
nicht unterfagt werden; nur darf durch diefe Verwendung niemals die 
Gejundheit oder der Schulbejuch desjelben beeinträchtigt werden. 

4. Perſonen, welche Schlajleute halten, dürfen Kinder nicht in 
Pflege gegeben werden; ebenfowenig jolchen, welche außer jtande find, 
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dem Kinde eine für dasſelbe bejtimmte Lagerjtätte zu gewähren, oder 
deren Wohnung auf den Gejundheitszuftand des Kindes nachteilig ein- 
wirken fann. Auch förperlich oder geiftig krankhafte Zuftände bei den 
Pflegeeltern oder den bei denjelben befindlichen Hausgenoſſen derjelben 
fönnen der Unterbringung entgegenjtehen, wenn daraus ein nachteiliger 
Einfluß auf das Kind zu befürchten jteht. 

5. Orte ohne Schule, oder Pflegeftellen, von denen aus bis zur 
nächjten Schule weitere Wege gemacht werden müfjen, find möglichit 
ganz auszuſchließen. 

II. Verfahren zur Ermittelung geeigneter Pflegeftellen. 

Die Meldungen der zur Übernahme von Pflegefindern erbötigen 
Familien erfolgen bei den VBertrauensmännern. Den Meldungen ift eine 
Beicheinigung des DOrtögeiftlichen, welcher Konfeifion die Pflegeeltern an- 
gehören, beizufügen. 

Die Vertrauensmänner füllen nach Einfichtnahme der Wohnung de 
Gejuchjteller8 den zugehörigen Fragebogen aus und fenden letzteren nach 
Eintragung ihres Gutachtens direkt an dag Armenamt. Das Armenamt 
Dee nah Außerung ſeinerſeits die Entjcheidung des Erziehungäbeirats 
erbei. 

Nah Maßgabe diejer Enticheidung erhalten aladann unter gleich- 
zeitiger Benachrichtigung der Vertrauensmänner die Gefuchfteller vom 
Armenamt Mitteilung, jobald Pflegefinder zur Unterbringung vor— 
handen find. 

Die Vertrauengmänner find befugt, Meldungen, welche den An- 
forderungen in Abſatz I nicht entjprechen, ſofort zurückzuweiſen. 

Die Entgegennahme von Meldungen fann auch entiprechend dem 
vorhandenen Bedürfnis eingejchränktt werden. — 

Über jedes Pflegefind ift dem Vertrauensmann ein Auszug aus den 
Armenalten zu überjtellen. Veränderungen, welche in der betreffenden 
Pflegejtelle eintreten, find auf dem Auszuge beizutragen und dem Vor— 
fitenden des Erziehungsbeirats baldigjt mitzuteilen.“ 

Im Anſchluß an diefe Grundjäge über die Unterbringung von 
Pflegefindern in Yamilien und über die Ermittelung geeigneter Pflege- 
ftellen mögen noch ein paar Worte über die Höhe des zu vereinbarenden 
Pflegegeldes gejagt fein. Man gebe fich nicht dem Glauben Hin, daß 
man durch möglichjt hohe Pflegegeldfäe fich geeignete Pflegeftellen ver- 
ichaffen könne. Im Gegenteil werden durch hohe Pflegegeldfäße diejenigen 
Familien angelodt, die in erjter Linie auf das Geld und nicht auf die 
Kinder fehen. Auch bei niedrigen Pflegefägen wird erfahrungsgemäß 
eine reichliche Zahl von Familien fich melden, welche die Kinder der 
Kinder wegen bei fich aufnehmen und die nur das Geld nebenbei bean- 
ipruchen, weil die Pflegegeldzahlung üblich ift. Wird das Pflegegeld zu 
hoch angejegt, jo drängen fich die Pflegeeltern, die wejentlich auf dag 
Geld jehen, vor, und es wird nicht immer leicht jein, zu unterfcheiden, 
ob die Betreffenden die Liebe zu einem Kinde antreibt, fich zur Über- 
nahme eines folchen zu melden. Auf diefe Weife würde man die Aus— 
wahl richtiger Pflegejtellen nur erjchweren. Das Pflegegeld joll daher 
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ftet3 nur einen Beitrag zu den Unterhaltungsfojten des Kindes bilden. 
Diejenigen Pflegeeltern, welche neben diefem Beitrag noch Aufwendungen 
für das Kind aus eigenen Mitteln leisten, was regelmäßig der Fall fein 
dürfte, werden aus demjelben Grunde, der fie zu diefen Aufwendungen 
veranlaßt, auch auf die Dauer enger an das Kind geknüpft jein. 

Endlich werden fich die VBertrauensmänner rechtzeitig zu bemühen 
baben, Lehr: und Dienititellen zu ermitteln, welche für die einzelnen 
Kinder je nach ihrer Individualität, ihren Fähigkeiten und Neigungen 
paflend find. Bezüglich der weiteren Aufficht über die in Lehr- und 
Dienititellen untergebrachten Kinder ijt in der bereit3 erwähnten Dienft- 
anweifung für die Vertrauensmänner die nicht unmwichtige Beftimmung 
aufgenommen, jenen Kindern gegenüber jolle die Rüdficht nicht außer 
Acht gelaffen werden, daß dieſe Lehr- und Dienftverhältniffe die Vor— 
bereitung zur Erlangung wirtjchaftlicher Selbftändigkeit bilden, und daß 
demnach alle, die Rechte und die Stellung der Lehr- oder Dienjtherrichaft 
beeinträchtigenden Handlungen und Unterfuchungen möglichjt zu unter- 
laffen, die betreffenden Kinder vielmehr der Regel nach lediglich an die 
Vorſchriften der mit Sorgfalt auszuwählenden Lehrmeijter und Dienit- 
herrichaiten zu verweiſen ſeien; daß aber gleichwohl die Bertrauensmänner 
den in der Lehre oder in Dienftitellen befindlichen Kindern ftet3 mit Rat 
und Hilfe zur Seite ftehen und auf das fittliche Verhalten derjelben 
achten follen. 

Was nun die Stabtpflege betrifft, jo wird die Stelle eines Ver— 
trauensmannes hier den Armenbezirksvorftehern für ihren Bezirk über- 
tragen werden fönnen, und zwar im Ehrenamte. Im übrigen wird das 
für die Landpflege Verordnete auch hier zu gelten haben. 

Es war ferner die Nede davon, daß außer den Vertrauensmännern 
noch Pileger (Pflegerinnen) beftellt werden follen. Dieje Einrichtung, 
wobei insbejondere an die Mitwirkung von Frauen gedacht ijt, wird fich 
in der Regel wegen der meiſt großen Entfernung der Pflegeitellen der 
Landpflege auf die Stadtpflege beichränfen müffen. Hier find überdies 
die Armenbezirksvorfteher bereit8 mit den Aufgaben der öffentlichen 
Armenpflege jo in Anſpruch genommen, daß eine Unterftüßung durch 
Pflegerinnen ratfam erfcheint. Die Grundjäße, welche für dieſes Pfleger: 
ſyſtem gelten follen, find bereit angegeben. Sie enthalten zugleich den 
Grund, warım man den Armenpflegern dieje Pflegeaufgabe nicht über- 
tragen ſoll, weil nämlich ein Wechfel in dem Pfleger des Kindes zu ver- 
meiden ift. Auch find die Aufgaben des Armenpfleger® und feine 
Stellung in dem Elberfelder Syftem ganz andere als fie für das Pflege- 
finderweien in Betracht kommen. Die Aufgaben der Pflegerinnen, be- 
züglich der Uberwahung und Beauffichtigung der Pflegefinder find im 
großen und ganzen gleich denjenigen, wie fie bezüglich der Vertrauens- 
männer der Zandpflege und insbejondere bezüglich der diefen zur Seite 
gejtellten rauen bereit8 beiprochen wurden, 

Wichtig ift ſchließlich die Mitüberwachung der Kinder von ſeiten 
des Arztes und des Lehrerd. Bei der Stadtpflege werden die Armen- 
ärzte einzutreten haben, bei der Landpflege werden bejondere Arzte zu 
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beftellen jein. Bon den Arzten und Lehrern find in kurzen Friften Aus— 
fünfte über die Kinder zu erheben. Die Auskünfte der Lehrer können 
oft einen Wink geben, ob es mit der häuslichen Erziehung der Kinder 
durch die Pflegeeltern richtig bejtellt ift. Ergeben fih Anſtände in der 
Schule, die auf Unregelmäßigfeiten in der Hauspflege hindeuten, jo wird 
eine gemeinfchaftliche Ausſprache zwijchen Lehrer und Pflegeeltern, welche 
der Erziehungsbeirat zu veranlaffen und zu leiten Haben dürfte, an- 
gezeigt jein. 

Außer den genannten Organen kommen als bejondere Unterjtüßung 
des Erziehungsbeirat? noch die Mitglieder und Beamten der Deputation 
in Betracht, welche zu Vormündern über die Gemeindewaifen (der 
Familien- oder Anftaltspflege) ernannt worden find. (Vergl. oben Ab- 
ichnitt III. a. €.) 

Weiter fol auf Einzelheiten hier nicht eingegangen werden. Nur 
darauf jei noch hingewieſen, wie es troß der Berichte der Lehrer, Ärzte, 
Vertrauensmänner, und troß der Zuziehung von Beifigern zu den 
Situngen des jtädtifchen Erziehungsbeirats notwendig jein dürfte, daß 
der legtere fich durch Prüfung der VBerhältniffe an Ort und Stelle 
unmittelbare Anſchauung und Kenntnis von dieſen verſchaffe. Es er— 
ſcheint rätlich, daß Kommiſſionen aus der Mitte des Erziehungsbeirats 
unter Wechſel der Mitglieder gebildet werden, welche die angebotenen 
Pflege- und Lehrſtellen, die Pflegeſtellen der untergebrachten Kinder u. ſ. w. 
einer Prüfung von Zeit zu Zeit unterziehen und insbeſondere bei der 
Landpflege, ſobald Pflegekinder aus der Schule entlaſſen werden, an Ort 
und Stelle mit den übrigen Auffichtsorganen über die zweckmäßige 
Berufswahl der Kinder ſich ein Urteil bilden. Dieſe Maßnahmen ſind 
aber in den Satzungen vorzuſehen, damit die Aufſichtsorgane des Er— 
ziehungsbeirats in ihnen nicht ein Mißtrauen gegen fich erbliden können. 

Sn den vorjtehenden Ausführungen wurden die Aufgaben des 
jtädtifchen Erziehungsbeirats nur in großen Umriffen und nur infoweit 
beiprochen, als e3 zur Erläuterung der dargeftellten Organijation erforder- 
(ih war. Ein weiteres Eingehen auf jene Aufgaben, zu welchen bie 
Anitrebung einer gründlichen Ausbildung der Pflegefinder in geeigneten 
Fortbildungsschulen, Fachſchulen, Kochſchulen, Haushaltungsſchulen und 
vieles andere mehr zu rechnen iſt, dürfte über den Rahmen des Themas, 
das nur die Organiſationsfrage im Auge hat, hinausgehen. 

Jedenfalls gehört eine ſorgfältige Ausgeſtaltung und Förderung der 
Gemeindewaiſenpflege mit zu den wichtigſten Aufgaben einer Gemeinde— 
verwaltung und es ift eine Organifierng derfelben, welche einerjeit® für 
die Verwaltung die nötige Bewegungsfreiheit und andererfeit die erforder- 
liche Gründlichkeit der Erziehung und Beauffichtigung der Pflegefinder 
verbürgt, gewiß ein fegensreicher Schritt auf dem Gebiete jorialer 
jtädtifcher Fürſorge. 
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Will eine Armenverwaltung den großen und mannigfachen An- 
forderungen gerecht werden, welche die Neuzeit auf dem Gebiete jocialer 
Fürforge an fie ftellt, jo darf fie fich nicht auf die Beobachtung der 
innerhalb des eigenen Gemeinwejens fich vollziehenden Beränderungen 
und Schwankungen bejchränfen, jondern fie ift genötigt, auch den wirts 
ichaftlichen DVerhältniffen anderer Gemeinden jorgfältige Beachtung zu 
ichenfen. In der Erkenntnis, daß dieſe leßtere Aufgabe nur an der 
Hand vergleichbarer jtatiftifcher Daten gelöft werden könne, Hat der 
Deutiche Verein für Armenpflege und Wohlthätigfeit bereit3 auf feiner eriten 
Tagung im Jahre 1880 die Notwendigkeit gleichmäßiger armenſtatiſtiſcher 
Erhebungen nachdrüdlich betont. Auf der zweiten Generalverfammlung 
von 1881 wurde dann auf Grund zweier Referate von Dr. Böhmert 
und Dr. Berthold die Einjegung einer Kommilfion bejchloffen, welche 
den Auftrag erhielt, die für eine einheitliche jtatiftiiche Erhebung er- 
forderlichen Formulare, jowie die für die Bearbeitung des eingehenden 
Materiald notwendigen Maßnahmen feitzufegen. Die Kommilfion Hat 
in ihren der dritten Generalverfammlung des Vereins unterbreiteten 
Rejolutionen erklärt, daß fortlaufende ftatiftiiche Erhebungen ſowohl in 
Bezug auf die finanzielle Seite der Armenpflege, als auch Hinfichtlich 
der individuellen VBerhältniffe der Unterftügten nicht zu entbehren Jeien, 
daß aber ihre Thätigfeit zunächit auf die Bearbeitung der Individual— 
ſtatiſtik beſchränkt bleiben müſſe, weil auf dem Gebiete der Armen— 
Finanzſtatiſtik in Anbetracht der großen Verſchiedenheit der Paz 
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führung in den einzelnen Gemeinden, die Gewinnung vergleichbarer Daten 
nicht zu erwarten fei. 

Die Ergebniffe der von der Kommiſſion veranlaßten ſtatiſtiſchen 
Grmittelungen bilden befanntlich die Unterlage des von Dr. Böhmert 
bearbeiteten vortrefflichen Werkes „Das Armenwejen in 77 deutjchen 
Städten und einigen Zandarmenverbänden“, nach deſſen im Jahre 1886 
erfolgter Herausgabe die Frage der Beichaffung einheitlichen armen- 
ftatiftiichen Materials für eine längere Reihe von Jahren von der Tages- 
ordnung des Vereins verſchwand. Erſt im Jahre 1897 trat der Wunſch, 
die Angelegenheit zur Erörterung geitellt zu jehen, in einem von Stadt» 
rat Dr. Fleſch gejtellten Antrage, lautend: 

„Iſt eine einheitliche Aufjtellung des Etats der Armenverwaltung, 
wenigjtens für die größeren Städte, durchführbar und nach welchen 
Gefichtspunften müßte diefer Etat aufgejtellt fein, um eine leichte 
Bergleichbarkeit der Voranſchläge und der Rechnunggergebnifjfe zu er- 
möglichen ?“ 

von neuem bervor. Gleichzeitig regte der Beigeordnete Zimmermann, 
veranlaßt durch die unausgejeßt und von den verjchiedenften Stellen aus 
an die Gemeinden ergebenden Anforderungen zur Ausarbeitung jtatiftifcher 
Nachrichten, deren Beichaffung bedeutende Mühewaltung und bei der 
Verſchiedenheit der herrſchenden Syjteme vielfach doppelte Arbeitsleijtung 
bedinge, die Frage an, inwieweit und unter welchen Bedingungen, eine 
Beteiligung der Armenverwaltungen an der Heritellung ftatijtiicher Über- 
fihten über die Ergebniffe ihrer Thätigkeit wünſchenswert jei !. 

Beide Anregungen wurden im Frühjahr 1898 einer Kommiſſion 
überwiefen, welche, indem fie die Feitjegung der zur Erlangung 
einer allgemeinen vergleihbaren Statiftil der Armen- 
verwaltungen zu Grunde zu legenden Normen und for- 
malen Boraußjegungen als das Ziel ihrer Thätigfeit betrachtete, 
zur befjeren Vorbereitung der Angelegenheit eine Verteilung des umfang- 
reihen Stoffes auf drei Referenten beſchloß. Die Grundzüge für die 
Individualſtatiſtik jollten von Dr. Berthold bearbeitet werden, während 
Beigeordneter Zimmermann und der Berichterjtatter die Bearbeitung der 
Finanzſtatiſtik, und zwar in der Weile übernahmen, daß jener die ges 
ichlofjene, diefer die offene Armenpflege behandeln jollte.e Nachdem 
Dr. Berthold verjtorben und Beigeordneter Zimmermann aus ber 
Kommiffion ausgeſchieden war, wurde, unter Übertragung der von dem 
legteren übernommenen Aufgabe auf den Berichterftatter, der Beichluß 
gefaht, zunächſt die Armen-Finanzftatiftit ala den bereit3 hinlänglich 
geförderten Teil der Arbeit allein zur Erörterung zu bringen, die Indi— 
vidualjtatiftit dagegen abzutrennen und jpäterer bejonderer Behandlung 
vorzubehalten. 

Obwohl es einer auf die Armen-Finanzitatiftit, d. h. auf die Dar- 
Stellung der Koften der Armenpflege und ihrer Dedung, bejchränften 


Vergl. Schriften des Deutjchen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigfeit, 
Deft 34, ©. 8 u. 9. 


Einheitliche Geftaltung der ArmensFinanzitatiftik. B 


Erhebung naturgemäß an derjenigen Anjchaulichkeit fehlt, welche die toten 
Zahlen erjt in Verbindung mit den für fie faufalen Thatjachen gewinnen 
können, für deren Ermittelung insbeſondere die Individualſtatiſtik wejent- 
liche Anhaltspunkte gewährt, jo bieten doch auch die von einer armen 
finanzjtatiftifchen Aufnahme zu erwartenden Feititellungen über den 
Umfang der Armenlaft ein erhebliches Intereſſe. Dazu fommt, daß die 
Individualſtatiſtik nicht definitiv ausgejchieden, jondern lediglich vorläufig, 
und zwar deshalb zurückgeſtellt werden joll, weil die hieraus fich er- 
gebende DBerminderung der an die Armenbehörden zu ftellenden An- 
forderungen nach Anficht der Kommiffion der Sache nur förderlich 
fein fann. 

Bis zu einem gewifjen Grade walten die der ſtatiſtiſchen Erforſchung 
des Armenweſens überhaupt entgegenſtehenden Hinderniſſe auch gegenüber 
einer auf das Gebiet der Armen-Finanzſtatiſtik beſchränkten Erhebung 
ob, indem einerfeit® bei der Unfontrollierbarkeit der Leiftungen der 
Privatwohlthätigkeit die erjchöpfende Feſtſtellung der zur Bekämpfung 
der Armut als folcher aufgewendeten Mittel fich als unmöglich erweift, 
während andererjeits jelbjt über die von der öffentlichen Armenpflege 
gemachten Aufwendungen in Anbetracht der Berjchiedenartigfeit der in 
Betracht kommenden Bevölkerungskreiſe und der herrfchenden Armenpflege- 
ſyſteme, der teilweifen Unvollkommenheit der Rehnungsführung, jowie der 
vielfachen Unzulänglichkeit der für die Bearbeitung des Stoffes verfüg- 
baren Kräfte die Beichaffung gleichartigen, vollftändigen und zuverläjfigen 
Material® faum möglich ift. Nur in Bayern, Oldenburg und Braun- 
jchweig finden bislang regelmäßige Erhebungen jtatt, die fih in Bayern 
auf dag geſamte Armenwejen, einfchließlich der bejtehenden Wohlthätigkeits— 
Stiftungen, Privat» MWohlthätigfeitsvereine und Anftalten erſtrecken, 
während fie in Oldenburg und Braunjchweig im wejentlichen auf die 
Einnahmen und Ausgaben der Armenkaſſe bejchräntt bleiben. Zur Er- 
langung des erforderlichen Materials ift in den genannten drei Bundes- 
jtaaten die regelmäßige Lieferung gewifjer Nachweifungen vorgejchrieben. 
Die dabei benußten Yormulare, aus welchen über Inhalt und Um— 
fang der Statiſtik dag Nähere erfichtlich wird, find ala Anlagen 1—3 
beigegeben; diejelben tragen übrigens jämtlich einen ausgeprägt terri= 
torialen Charakter. Die Durchführung und Überwachung derartiger 
periodilcher Aufnahmen wird in jenen Bundesjtaaten durch deren geringere 
Ausdehnung im Verhältnis zu Preußen wejentlich erleichtert, während 
bier und vollends im Deutjchen Reiche die einer folchen Erhebung ent» 
gegenjtehenden Hinderniffe und Bedenken fich bis zur Unüberwindlichkeit 
jteigern dürften, eine Annahme, zu deren Begründung an diejer Stelle 
der Hinweis auf die tiefgehenden Berjchiedenheiten zwiſchen Often und 
Weiten, zwifchen Stadt und Land, zwijchen Geld- und Naturalwirtichaft 
genügen mag. Um zu einem greifbaren Ergebnijle zu gelangen, glaubte 
daher die Kommiffion — getreu den im wejentlichen auf das Praftifche 
gerichteten Tendenzen des Vereins — von jeder, auf Schaffung der Unter» 
lagen für eine einheitliche deutjche Armen-Finanzjtatiftik gerichteten 
Anregung als von einem zur Zeit ausfichtslojen Unternehmen abjehen 
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und der Jahresverſammlung lediglich die Veranſtaltung einer alljährlichen 
finanzſtatiſtiſchen Erhebung im Bereiche der (fämtlich dem Verein an- 
gehörenden) deutjchen Städte von mindeſtens 25 000 Einwohnern — nad 
der Volkszählung vom 2. Dezember 1900 — vorfchlagen zu jollen. 

Die Schwierigkeiten, angefichts deren der Verein früher von einer 
einheitlichen Regelung der Rechnungsführung feiner Mitglieder glaubte 
abjehen zu müſſen, haben fich im Laufe der fetten 15 Jahren zweifellos 
nicht vermindert. Thatſache ift vielmehr, daß fich die Thätigkeit der 
Armenverwaltungen mittlerweile den verjchiedensten neuen Gebieten focialer 
Hilfsthätigkeit zugewendet, und daß dieſe weitgehende Differenzierung der 
von den Armenverwaltungen zu löjenden Aufgaben naturgemäß auch eine 
Komplizierung ihrer Rechnungsführung im Gefolge gehabt hat. Ge um- 
ftändlicher jich aber die Rechnungsführung gejtaltet hat, deito mehr ift ihre 
Einzwängung in ein bejtimmtes Schema erjchwert, während auf der 
anderen Seite gerade die durch die verminderte Durchfichtigfeit der Bes 
richte herbeigeführte Schwierigkeit ihrer Verwertung zu ftatiftifchen Sweden 
eine Aufjtellung der Abrechnungen der Gemeinden nach einem einheitlichen 
und gemeinverjtändlichen Plane um jo erwünfchter erjcheinen läßt. 

Die Armen-Finanzitatiftil ift, wenn man von dem für die einzelne 
Gemeinde nur ausnahmaweife gangbaren Wege einer bejonderen Umfrage 
abfieht, bislang auf diejenigen Zahlen angewielen, welche in den Jahres 
berichten der Armenverwaltungen enthalten find. Dieſes Zahlenmaterial 
pflegt der Haushaltsrechnung für das betreffende Jahr entnommen zu 
werden, die fich ihrerjeit® wieder an das Budget anlehnt. Dr. Fleich 
hat daher in einem, feine eingangs berührte Anregung näher erläuternden 
Schreiben als den gegebenen Weg zum Ziele, theoretijch durchaus Tolge- 
richtig, die Aufftellung eine® — von dem den effektiven Barzujchuß der 
Stadt zu den Koften der Armenpflege nachweifenden allgemeinen Ber: 
waltungsetat verjchiedenen — Normalarmenetats bezeichnet, der als 
jog. Bruttoetat, d. h. mit Gegenüberjtellung von Einnahmen und Aus» 
gaben, unter gleichmäßiger Benennung der einzelnen Kapitel aufgemacht 
werden jolle und der als „durchlaufende Posten“ diejenigen Ausgaben 
enthalten müſſe, welche zwar dem Bereiche der öffentlichen Armenpflege 
angehörten, aber aus anderen als Armenmitteln beitritten würden. 

Gewiß werden die beteiligten Armenverwaltungen gerne bereit jein, 
zu Gunjten einer Reform, deren Durchführung fie längjt als notwendig 
erfannt haben, ihren Einfluß geltend zu machen; ob der leßtere aber hin— 
reichen wird, um denjenigen Widerftand zu überwinden, welcher gegen- 
über einem jo tiefgehenden Gingriffe in die Geitaltung des ganzen 
Budgets vielfach zu erwarten ift, muß jtark bezweifelt werden. In ein- 
zelnen Gemeinden, insbejondere da, wo die Aufftellung des Etat? dem 
Bürgermeifter obliegt und dieſer zugleich das Armenwejen verwaltet, mag 
die angeregte Ginführung eines Normalarmenetats ohne namhafte 
Schwierigkeiten gelingen, in den größeren Gemeinden dagegen, auf deren 
Zahlenmaterial e3 für die Statiſtik hauptiächlih anfommt, wird die ge- 
plante Reform erſt nach jchiveren Kämpfen oder auch garnicht durch» 
zuführen fein, ſei e8, weil örtliche Gewohnheiten oder frühere Beſchlüſſe 
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entgegenftehen, jei es, weil vielleicht die Stadtverordnneten principiell die 
Einmiſchung eines „auswärtigen Vereins” in interne Gemeindeangelegen- 
beiten zurüdweifen zu müffen glauben. 

Was jpeciell die VBerhältniffe in den Hanjeftädten anlangt, jo bildet 
bier die Verwaltung des Armenweſens einen Zweig der allgemeinen 
Staatöverwaltung und demgemäß ihr Budget einen Teil des 
Staatsbudgets, deſſen Aufitelung in Hamburg in der Weiſe erfolgt, 
daß die Gefamtjumme der Einnahmen jedes Verwaltungszweiges zu 
einem Artikel des Ginnahmeetat3 zujammengefaßt wird, dem der Gejamt- 
betrag der Ausgaben jedes einzelnen Reſſorts als Ausgabeartifel gegen 
überjteht. Die Entitehung diefer Summen wird dann in den dem Ges 
Jamtbudget als Anlagen beigefügten Einzelbudget3, welche in Rubrifen 
zerlegt find, näher nachgewiefen. Die Einnahme- und Ausgabeartifel 
find hier fortlaufend numeriert, jodaß fih in den Einzelbudgets 
die Einnahmen und Ausgaben der einzelnen Verwaltungszweige nich t 
gegenüberftehen; die Einnahmen der Allgemeinen Armen-Anjtalt erjcheinen 
z. B. in dem Entwurfe zum Staatsbudget pro 1900 als Art. 61 auf 
©. 72, die Ausgaben als Art. 134 auf ©. 458. 


Dieſer letztere Artikel enthält folgende Rubriken; 


1. Gehalte, 

2. Hilfsarbeiter und Hilfsboten, 

3. Penſionen, 

4. Unterftüßungen — mit 14 Unterabteilungen —, 

5. Nebenverwaltungen, 

6. Zahlungen an öffentliche Heilanftalten und das Waiſenhaus, 
7. Allgemeinen Ausgaben und Kojten, 

fomit eine Einteilung, die wenig geeignet erjcheint, für eine Armen- 
Finanzſtatiſtik brauchbares Material zu liefern. 


Für die Frage, ob es möglich fein würde, entiprechende Ab- 
änderungen zu erreichen, fommt in Betraht, daß das hamburgijche 
Budget von einer aus Senats- und bürgerlichen Mitgliedern zuſammen— 
gejegten Kollegialbehörde, der Finanzdeputation, aufgejtellt wird, um 
demnächſt, nach Feititellung im Senat, der Bürgerjchait vorgelegt zu 
werden. Gegenüber denjenigen Gemeinden, in welchen das Budget von 
dem Bürgermeifter oder dem Kämmerer aufgeftellt wird, ergiebt fich hieraus 
eine erhebliche Erjchwerung, Abänderungen in Bezug auf die Gejtaltung des 
Etats zu erreichen. In Hamburg tft daher im allgemeinen jede Verwaltung 
bejtrebt, Modifikationen in der Aufitellung ihres Specialetats zu vermeiden 
und es jcheint zum mindejten zweifelhaft, ob jo eingreitende Maßnahmen, wie 
die Schaffung einer völlig veränderten Einteilung des Armenetat3 und 
in&bejondere die Einjtellung von ſog. Durchgangspoſten in den letzteren, 
bei den maßgebenden Inſtanzen mit der Begründung durchzuſetzen fein 
würde, daß ein folches Verfahren behufs Erlangung von Material für 
eine vergleichende Armenftatiftif erwünſcht fei. 

Sit hiernach bei dem vielfach zu gewärtigenden Widerftreben der 
bei der Feititelung des Budget? mitbeteiligten Perfonen oder Körper- 
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Ichaften nicht zu erwarten, daß eine vom Berein ausgehende Anregung 
auf Einführung eines für alle Verwaltungen maßgebenden Normal: 
armenetats in abjehbarer Zeit zum Ziele führen würde, jo entjteht 
die weitere Frage, ob man nicht auch unter Umgehung jener wider» 
willigen oder gleichgültigen Faktoren, d. h. unabhängig von der Ge- 
ftaltung des Budget?, etwa in der Weile zum Ziele gelangen fönnte, 
daß die in Betracht fommenden Armenverwaltungen dahin übereinfämen, 
ihren Jahresberichten einen einheitlichen Plan zu Grunde zu legen. 
Diefe Löſung dürfte indeffen den Bedürfniffen der Statijtit jchon um 
deswillen nicht genügen, weil der Zeitraum, auf welchen fich die Jahres- 
berichte erjtreden, nicht für alle im Verein vertretenen Armenverwaltungen 
der gleiche ijt, Todaß aljo das in dieſen Berichten enthaltene Material 
zu ftatiftifchen Zweden nur mit großer Borficht verwendet werden 
könnte. Bekanntlich läuft in den preußijchen Gemeinden das Rechnungs— 
jahr durchweg vom 1. April bis 31. März; in den jächftichen Ge- 
meinden, jowie in Hamburg dedt fich das Berwaltungsjahr mit dem 
Salenderjahre; in Oldenburg läuft es vom 1. Mai bis 30. April, 
während es fih 3. B. in Roſtock auf die Zeit vom 1. Juli big 
30. Juni erjtredt. Die öfter gehörte Behauptung, daß dieje Verſchieden— 
heit für die Statiſtik nicht wejentlich in Betracht fomme, daß fich viel- 
mehr ein Ausgleich vollziehe, weil im Etatsjahr doch auch. alle 
12 Monate des Kalenderjahres enthalten jeien, iſt unzutreffend. Mit 
Recht hebt Evert! hervor, daß die Zahl der Unterftüßten bei einer 
Zählung nach dem Kalenderjahre regelmäßig größer jein werde, als bei 
einer ſolchen nach dem preußiſchen Rechnungsjahre, weil dort die Unters 
jftügungsfälle aus zwei winterlichen Wirtjchaftsperioden, hier nur die- 
jenigen einer einzigen zur Darftellung gelangten. Für Hamburg fpeciell 
fommt als ein weiterer, die ftatiftifche Verwertbarkeit des Jahresberichts 
des Armen-Collegiums beeinträchtigender Umſtand in Betracht, daß hier 
die Jahresberichte nicht unmittelbar von den einzelnen Verwaltungen 
erstattet, jondern vom Senat herausgegeben werden und daß, weil die 
Berichte in erfter Linie zur Mitteilung an die Bürgerjchaft bejtimmt 
find, in den von den Behörden einzureichenden Entwürfen diejenigen 
Daten, welche ſich aus dem Budget ergeben, in der Regel unerwähnt 
bleiben jollen, jodaß dieje Berichte für die GStatiftif nur geringen Wert 
haben fönnen. 

Will man zu einer befriedigenden Löſung der vorliegenden Frage 
gelangen, jo muß die Entjcheidung daher auf ein Gebiet verlegt werden, 
wo die an dem endlichen Zujtandefommen einer brauchbaren Armen- 
ftatiftit im höchſten Maße intereffierten Armenverwaltungen zu ſelbſt— 
ftändiger Entjcheidung berufen find. Zu dem Ende iſt es notwendig, 
daß der Hebel bereit3 bei der Buchführung angeſetzt wird, die fich zwar 
infofern an den Gtat anlehnen muß, als fie die Verwendung der in den 
— Kapiteln desſelben ausgeworfenen Beträge nachzuweiſen hat, 
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deren Gejtaltung im einzelnen aber ein Internum jeder 
Armenverwaltung. bildet. Das weitere Verfahren würde fich 
dann am zwedmäßigiten derart gejtalten, daß der Verein diejenigen 
Fragen formulierte, deren Beantwortung er zur Erlangung einheitlichen 
und vergleichbaren jtatijtiichen Materials für notwendig erachtet, während 
e8 Aufgabe der einzelnen Armenverwaltungen wäre, eine jachgemäße 
Ausfunftserteilung durch entiprechende Anordnungen in Bezug auf die Buch- 
führung ficherzuitellen, wobei es im wejentlichen nur darauf anfäme, 
für Einrichtung der etwa erforderlichen weiteren Konten Sorge zu tragen. 
Wirklich wertvolles vergleichbares armenſtatiſtiſches Material läßt 
fi, wie daS Beifpiel von Bayern, Oldenburg und Braunjchweig lehrt, 
nur vermittels einer periodijch wiederkehrenden Umfrage be- 
ſchaffen, die für einen, thunlichit einheitlich feitzufegenden Zeitraum an 
der Hand eines bejtimmten Formulars — Fragebogen? — zu bewirken 
iſt. Die Vorzüge einer jolchen periodifchen Erhebung gegenüber einer 
GEinzelumfrage bedürfen, da fie Har zu Zage liegen, faum ausführlicherer 
Erörterung. Eine einmalige Aufnahme läßt Lediglich erfennen, daß an 
einem bejtimmten Tage eine gewifle Anzahl aus öffentlichen Mitteln 
unterjtüßter Perjonen vorhanden war, oder daß innerhalb einer gewifien 
Zeit ein bejtimmter Betrag für öffentliche Unterftügungen aufgewendet 
wurde. Dagegen iſt es unmöglich, den Zujfammenhang der gewonnenen 
ziffermäßigen Rejultate mit den wirtichaftlichen und politifchen Ver— 
hältniffen zuverläffig zu ergründen. Derartige Rüdjchlüffe, welche dem 
jtatiftifchen Material eigentlich erſt feinen Wert verleihen, find nur 
möglih im Hinblid auf verjchiedene Jahre mit gleichartigen Terminen 
und gleichartiger Erhebung. Um die notwendige Relation zwiſchen 
Zahlen und Thatjachen herzuftellen, find daher periodifche Erhebungen 
unumgänglich, d. h. jolche, die von vornherein auf gewiffe Zeiträume 
fich zu erjtreden bejtimmt find und an gleichmäßige Grundjähe gebunden 
fein follen. Zu diefem materiellen Vorteil der Periodicität tritt dann 
ala weiteres werterhöhendes Moment die Nötigung zu genauer und 
gleihmäßiger Buchführung Hinzu, wodurch allein genaue und vor allem 
gleichmäßige Ergebnifje gefichert werden fünnen!. Da fich endlich die 
Ausfüllung des Fragebogen? um jo einfacher gejtalten wird, je mehr 
fich der Armenetat in feiner Anordnung an den Fragebogen anjchliekt, 
jo liegt e8 im Intereſſe der Armenverwaltungen, ihren Etat möglichit 
mit dem Fragebogen in Übereinftimmung zu bringen, jodaß le&terer 
den Charakter eines „Normalarmenetat3“” gewinnen und 
im Laufe der Zeit zur Grundlage für eine einheitlide 
Ausgejtaltung des Armenbudgets ſich entwideln fann. 
Aus der Thatlache, daß dag Budget wohl in allen Gemeinden für 
je ein Jahr aufgejtellt und die Rechnung jährlich abgefchloffen wird, 
ergiebt fich ohne weiteres die Wahl des Jahres als der für die 
Armen-Finanzitatijtik in Betracht fommenden Zeitbeftimmung. Zweifelhaft 
ericheint nur, ob zwedmäßigerweife dag Kalenderjahr, oder aber ein 
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anderweitigeg Wirtichaftsjahr zu Grunde zu legen ift. Die Kommiffion 
bat fich für das in Preußen jtaatli und durchweg auch fommunal 
übliche Rechnungsjahr vom 1. April big 31. März entichieden, und 
zwar einmal aus dem praftifchen Grunde, weil in der großen Mehrzahl 
der in Betracht fommenden Gemeinden diefer Zeitabfchnitt für den Etat 
und die Rechnungsführung ſchon jet maßgebend ift, weiterhin aber 
auch auf Grund der jachlichen Erwägung, daß da? preußiiche Rechnungs: 
jahr ein durch ein Sommer: und ein Winterhalbjahr gebildetes Wirt» 
ſchaftsjahr dargeftellt, während bei der Abrechnung nach dem Stalender- 
jahr der Winter in zwei Zeile zerriffen wird. Die Hierdurch für Ge- 
meinden mit anderen Abrechnungsperioden entjtehenden Schwierigkeiten 
find keineswegs unüberwindlich, vielmehr wird zur Bejeitigung der aus 
der Berjchiedenheit des Rechnungsjahres fich ergebenden, den Wert der 
Statiſtik beeinträchtigenden Inkongruenzen im wejentlichen die Anordnung 
eines vierteljährlichen oder monatlichen Abjchluffes der Buchführung ge- 
nügen, eine Maßnahme, die, wie der Berichterjtatter aus eigener Ers 
fahrung beftätigen kann, unfchwer durchzuführen ift. 

Die Hauptichwierigfeit der Arbeit der Kommiffion lag naturgemäß 
in der Feitjtellung der den Gemeinden zur alljährlichen Beantwortung 
zu unterbreitenden Fragen. Einerſeits mußte ein für ganz Deutichland 
pafjendes, volljtändiges, aber dennoch jich nicht zu weit in das Detail 
verlierendes Schema entworfen und andererjeit3 denjenigen Fehlerquellen 
Beachtung geſchenkt werden, deren Nichtberüdfichtigung die Bergleichbar- 
feit des gewonnenen Materiald, jelbit bei noch jo gewifjenhafter Aus— 
füllung des Fragebogens, hätte beeinträchtigen müffen. Hierbei handelt 
es fich namentlih um zwei Punkte, nämlich: 1. um die Schaffung eines 
Ausgleichd für diejenigen in den Rahmen der dffentliden 
Armenpflege gehörigen Aufwendungen, welche mit Rüdfiht auf 
die befondere Lage der partifularen Gejeggebung oder infolge örtlicher 
Berhältnifje, Anordnungen oder Gewohnheiten nicht aus der Armentaffe, 
fondern anderweitig aus öffentlihen Mitteln bejtritten werden; 
2. um die Berüdfichtigung der Privatwohlthätigkeit. 

In erjterer Beziehung Fällt 3. B. wejentli in Gewicht, ob das 
Armenbudget nur die Aufwendungen des Ortsarmenverbandes enthält, 
oder ob es, wie dasjenige der Allgemeinen Armen-Anftalt zu Hamburg, 
auch die Ausgaben des Landarmenverbandes mit umfaßt, jowie ferner, 
ob und inmieweit etwa an einzelnen Orten gewiſſe Gebiete der Wohl» 
fahrtspflege zu den Aufgaben der fommunalen Armenpflege gehören, die, 
wie die Fürſorge für Irre und Gebrechliche, im allgemeinen auf größere 
Verbände übertragen find. Hier wird alſo, um die Vergleichbarkeit des 
Materiald ficherzuftellen, ein entiprechender Hinweis auf die Sachlage 
im Fragebogen unentbehrlich fein. Weiterhin werden zur Serftellung 
der Vergleichbarkeit alle diejenigen Aufwendungen im Fragebogen ihren 
Pla finden müſſen, welche zwar zu Armenzweden, aber nicht 
aus Armenmitteln gemacht, fondern an anderer Stelle im Ge- 
meindebudget oder im Etat einer anderen jelbjtändigen Behörde nach— 
gewiejen werden. Hierher gehören die häufigen Fälle, wo der Armen 
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verwaltung das benußte Dienftgebäude von der Gemeinde ohne Entgelt 
reſp. Abrechnung zur Verfügung gejtellt ijt, wo die Beamten der Armen 
verwaltung überhaupt oder gewifje Arbeitskräfte aus der Gemeindefafle 
direkt jalariert, wo die jachlichen Bureaufoiten aus allgemein-jtädtiichen 
Mitteln getragen werden, oder wo die Aufwendungen für gewifle Zweige 
der öffentlichen Armenpflege der Armenverwaltung im Budget nur teil- 
weiſe belajtet find. Lebteres gilt 3. B. in Hamburg in Bezug auf die 
öffentliche Waijenpflege, Tür deren Kojten im Armenbudget nur ein 
Paujchquantum von 380000 ME. eingeftellt ift, während der Mehr- 
aufwand von ca. 500000 ME. nicht von der Armen-Anjtalt, fondern von 
dem über ein eigenes Budget verfügenden WaifenhaussCollegium ge— 
tragen wird. Endlich gehört Hierher auch der Fall, daß einer Armen- 
verwaltung die Berugnis zufteht, in einer Univerfitätsklinit oder in einem 
einer öffentlichen Behörde unterjtehenden Krankenhauſe über eine gewifje 
Anzahl von Verpflegtagen ohne Entgelt zu verfügen, wie das 3. B. 
in Bezug auf die Armendirektion Berlin zutrifft, der die Dispofition 
über 100000 Berpflegtage jährlih in der Kal. Charite eingeräumt 
ift. Derartige Berechtigungen, welche die betreffende Armenverwaltung in— 
fofern entlaften, ala diejelbe beim Nichtbejtehen jener Vergünſtigung für 
die betreffenden Hilfebedürftigen Kranken in anderer Weile Sorge zu 
tragen hätte, jollen im Fragebogen in Einnahme (als Zuſchuß) und 
ebenfo an entiprechender Stelle unter Ausgabe berüdfichtigt, nicht 
aber ala „durchlaufende Poſten“ aufgeführt werden, da hierunter nur 
jolhe Zu- und Abgänge zu verjtehen fein würden, welche (wie 3. 8. 
Aflervate) auf die Gejtaltung der finanzitatijtiichen Thatjachen ohne 
jeden Einfluß bleiben. 

Was jodann den zweiten Punkt anlangt, jo darf die Finanzitatiftik, 
wenn fie ein zutreffendes und vollitändige® Bild dom Stande der 
Armenverforgung innerhalb einer bejtimmten Gemeinde gewähren foll, 
fih nicht auf eine Darlegung der Zujtände im Bereiche der öffent— 
lihen Armenpflege bejchränten, jondern fie muß fich auch auf die 
Leiftungen der Brivatwohlthätigfeit miterfireden, deren Wirken 
zweifellos einen nicht unerheblichen Einfluß auf die Gejtaltung der 
Armenfinanzen ausübt. Während einerjeits dag Beitehen umfangreicher 
privater Berforgungsanftalten für alte Leute oder eine von privater 
Stelle aus geübte umfaffende Prophylaxe zur Entlaftung der öffentlichen 
Armenpflege wejentlich beiträgt, wird andererjeitS dadurch, daß Die 
Privatwohlthätigkeit in Bezug auf das Maß ihrer Zuwendungen feinerlei 
Beihränkungen unterliegt, dad Niveau der Lebenshaltung der Be- 
dürftigen überhaupt gehoben und damit indirekt auch das Exiſtenzminimum 
in der öffentlichen Armenpflege Hinaufgefchraubt. An Orten, wo eine 
ausgedehnte private Mohlthätigfeit geübt wird, pflegt daher neben einer 
zweifellojen Entlaftung der öffentlichen Armenpflege vielfach auch eine 
gewille Einwirkung der erjteren auf die leßtere in dem Sinne in die 
Erſcheinung zu treten, daß die Öffentliche Armenpflege durch die private 
Mohlthätigfeit verteuert wird. Die Kommiffion vermochte fich indejjen 
nicht zu verhehlen, daß jeder Verſuch einer auf das geſamte Gebiet der 
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Armenfürjorge fich erftredenden ziffermäßigen Darjtellung an der abfoluten 
Unmöglichkeit, die Privatwohlthätigfeit in ihrer ganzen Ausdehnung 
ftatiftiich zu erfaffen, ſcheitern müſſe, indem fich insbejondere dag Wirken 
de einzelnen Privatwohlthäters jeglicher Kontrolle entzieht. Dagegen 
erfchien das Unternehmen einer ziffermäßigen Feſtlegung der Leiftungen 
der in Stiftungen und Vereinen organifierten Privatwohlthätigfeit nicht 
ausfichtslog, und Hat die Kommiſſion deshalb beichloffen, den Armen- 
verwaltungen in einem bejonderen Anhange zu dem Fragebogen einige 
hierauf bezügliche Fragen zu unterbreiten, indem fie fich den weiteren 
Ausbau dieſes Teiles auf Grund der fich ergebenden praftifchen Er- 
fahrungen für die Zukunft vorbehält. 

Was die Ausgejtaltung des Fragebogens im einzelnen anlangt, To 
bejtand bei der Kommiſſion fein Zweifel darüber, daß derjelbe in®rutto, 
d. h. unter Gegenüberjtellung des vollen Betrages der 
Ginnahbmen und Ausgaben, aufgejtellt werden müfje, falls durch 
den Fragebogen vergleichbares Material gewonnen und zugleich der 
Einführung eines Normalarmenetats erfolgreich vorgearbeitet werden joll. 
Denn wenn, wie dies bei dem jogenannten Nettoetat der Fall ift, die 
Einnahmen unter Kürzung der zu ihrer Erzielung aufgewendeten Be- 
triebafojten eingejtellt werden, jo muß darunter, bei der Verſchiedenheit 
der Berechnungsart der lebteren, die Vergleichbarkeit notwendig leiden. 

Herner erjchien eine einigermaßen eingehende Bezeichnung der einzelnen 
GCinnahmequellen von wejentlihem Belang. Es fann nicht als richtig 
anerfannt werden, daß lediglich die Höhe der Armenlaften relevant, 
dagegen die Herkunft der zur Dedung derjelben verfügbaren Mittel 
gleichgültig jei, vielmehr hat derjelbe Aufwand für die Armenpflege ein 
ganz verjchiedenes Gewicht, jenachdem er durch Steuern aufgebracht 
werden muß, oder aber ganz oder zu einem wejentlichen Zeile aus den 
Erträgnifjen des eigenen Vermögens der Armenkaſſe, oder aus diejer zur 
Verfügung ſtehenden Stiftungen jeine Dedung findet. 

Die Einnahmen Haben daher im fyragebogen eine detaillierte 
Behandlung erfahren, indem zunächſt PBofitionen für die Einnahmen 
aus eigenem Vermögen und aus Stiftungen, deren Er- 
trägnijfe zu Zweden der dfjentlihen Armenpflege Ber- 
wendung finden, weiterhin aber auch folche für Armenjteuern 
und in die Armenkaſſe fließende Straigelder und Gebühren, 
jowie endlih für Naturalleiftungen der Gemeinde an die 
Armenkajje eingeitellt find. ine befondere Pofition bilden die Zu- 
Ihüjje des Staates, größerer forporativer Verbände und der Ges 
meindefafje, wobei darauf hinzuweiſen ift, daß hier auch dann Angaben 
zu machen find, wenn es fich nicht um Geldzufchüfle, ſondern um über— 
nonmene Verpflichtungen zu bejtimmten Naturalleijtungen (3. B. Ein- 
räumung freier Berpflegtage) handelt, welche zu dem Koftenbetrage 
in Anja zu bringen find, den die Armenverwaltung aufzumenden Hätte, 
falls die betreffende Verpflichtung nicht bejtände. 

Bei der Pofition „Erftattungen“ konnte e8 zweifelhaft fein, ob 
man fich auf die üblichen drei Unterabteilungen 
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don Orts- und Landarmenverbänden, 

von Krankenkaſſen, Berufsgenofjenichaften, Verficherungsanftalten, 

vom Unterjtüßten jelbjt, bezw. aus jeinem Nachlaſſe oder von dritten 

Perfonen 
beichränfen, oder eine weitere Gliederung in der Richtung eintreten lafjen 
follte, ob die Erjtattungen für Unterftüßungen in offener oder ge- 
Ichloffener Pflege u. ſ. w. erfolgt find, oder jenachdem es ſich um Er- 
ftattungen ausmwärtiger Armenverbände, oder um GErjtattungen auf die 
an auswärtige Armenverbände gezahlten Unterftüßungs- und Pflegekoſten 
bandelt !. Da indefjen durch eine ſolche Specififation das Formular 
übermäßig verwidelt und die Durchführung der Statiftit wejentlich er- 
Ichwert würde, jo entichied fich die Kommiffion im Sinne der erften 
Alternative. 

In der Pofition „Sonftige Einnahmen“ fol eine Art clausula 
generalis für alle unter die übrigen Rubriken nicht pafjenden Einnahmen 
(3. B. nicht zu Fapitalifierende Schenkungen) geichaffen werden, deren 
ipecielle Aufführung erwünjcht it. 

Mas jodann die Ausgaben anlangt, jo war gegen die Bei- 
behaltung der ziemlich allgemein üblichen Gliederung in die Kapitel 

Allgemeine Berwaltungsausgaben, 

Dffene Armenpflege, 

Gejchloffene Armenpflege 
fein Einwand zu erheben. Auch erihien es ratjam, die „Kinderpflege”, 
foweit es fich nicht um Krankenpflege für Kinder handelt, zum Gegen- 
jtande eines bejonderen Kapitels zu machen. Gerade auf diejem Gebiete 
bejtehen weitgehende Verjchiedenheiten, in denen fich der Lofale Charakter 
der Armenpflege ſcharf ausprägt und auf deren ziffermäßige Fixierung 
daher nicht wohl verzichtet werden fann. 

Die einzelnen Rubrifen der Poſition „Allgemeine Ber- 
waltungsausgaben“ lafjen das Beitreben der Kommiffion erkennen, 
gegenüber den gerade auf diefem Gebiete beftehenden weitgehenden ört— 
lichen Berjchiedenheiten einen Ausgleich zu jchaffen. So ſoll diejenige 
Verwaltung, der ein eigenes Dienstgebäude zur Verfügung fteht, nicht 
nur den ihr erwachjenen Aufwand für Reinigung, Heizung, Beleuchtung 
u. ſ. w., ſondern auch den zu jchäßenden Mietwert der Dienjträume ein- 
jtellen, während der Aufwand für Beamte, Schreibwerf u. ſ. w. auch dann 
im Fragebogen zu vermerken ift, wenn die Zahlung bei anderen Etats— 
titeln verrechnet wird oder aus anderen Kaſſen, ald aus der Armenkaſſe 
erfolgt. Reifefoften find bier nur inſoweit einzuftellen, als fie allgemeiner 
Natur find (4. B. für Inftruftiongreifen des leitenden Beamten u. ſ. w.), 
wogegen die Reifefoften bei Übernahme Hilfebedürftiger durch einen aus— 
wärtigen Armenverband bei dem Ausgabepoſten „Zransportkoften” zu 
verrechnen jein würden. 





e ir Vgl. Bericht über die Verwaltung des Armenweſens der Stabt Köln. 1897, 
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Die Gliederung des Abjchnittes „Offene Armenpflege* in die 
Unterabteilungen 

Unterjtügungen zum Lebensunterhalt, 

Dffene Krankenpflege, 

Beerdigungskoften 
ergab fich ohne weiteres aus dem gejegmäßigen Umfange der Unter» 
ftügungspflicht des Armenverbandes. 

An der erjten Unterabteilung „Unterftüßungen zum Lebens» 
unterhalt“ erjchien zunächit die Ausfonderung der Naturalunters 
ftügungen, im Gegenfage zu den Unterftügungen in barem Gelde, ge 
boten, jchon weil nähere ftatiftifche Ermittelungen darüber ein erhebliches 
Intereſſe bieten, wo nur Geld- oder nur Naturalunterftügung gewährt wird, 
wo beide Unterjtügungsarten nebeneinander vorkommen, jowie ob fich das 
eine oder das andere Syitem weiter außbreitet!. Dieje Scheidung unter 
liegt umfoweniger irgendwelchen Bedenken, als jchon jeßt die Geld- 
unterjtügungen durchweg getrennt von etwaigen Naturalunteritügungen 
verbucht zu werden pflegen. 


Auf größere Schwierigkeiten jtößt dagegen die weitere Gliederung 
der Pofition „Barunterftüßungen“ Die einzelnen Armenver- 
waltungen arbeiten Hier mit ganz verſchiedenen Begriffen und jelbit da, 
wo gleichartige Bezeichnungen vorkommen, iſt die Bedeutung derjelben 
nicht überall dieſelbe. Es wird da mit „dauernder”, „laufender“, „vor- 
übergehender”, „außerordentlicher“, „einmaliger“ Unterftügung operiert 
und daneben ift noch von „Almojen“, „Pflegegeld“, „Ertraunterftügung“ 
die Rede. Während die Hamburger Gejhäftsordnung von 1893 unter 
„laufender“ Unterftüßung die von der Bezirksverſammlung bewilligte 
Unterftügung, im Gegenſatze zu der in Eilfällen vom Vorſteher oder 
Pfleger unmittelbar gewährten vorläufigen Unterjtügung verjtand, begreift 
man in Berlin unter „laufender“ Unterftügung das regelmäßig auf die 
Dauer eines Jahres bewilligte „Almoſen“. In Hamburg wird dem in- 
folge von Krankheit Erwerbsunfähigen oder der von ihrem Manne ver- 
lafienen Ehefrau „dauernde“ Unterftüßung gewährt, denn bier gilt jede 
Unterjtügung als dauernde, die auf mehr ala einen Monat — für die Zu- 
kunft — bewilligt wird; in Berlin würde in derartigen Fällen „Ertra- 
unterftügung”, in Köln „vorübergehende Unterſtützung“ gewährt werden. 
Elberfeld endlich kennt Bewilligungen für längere Zeitdauer überhaupt 
nicht, jondern läßt folche grundjäglich immer nur auf 14 Tage eintreten. 
Es handelte ſich aljo darum, unter einheitlicher Teftlegung der maß: 
gebenden Begriffe die zum Lebensunterhalt gezahlten Unterftügungen der: 
geftalt zu gliedern, daß einerjeits die jtatiftifch interefjanten Momentethunlichit 
hervortreten und andererjeit? auf zu weitgehende Detaillierung gerichtete 
und darum unerfüllbare Anforderungen an die einzelnen Gemeinden ver- 
mieden wurden. Dabei erjchien für die Finanzſtatiſtik eine Scheidung in 


' Mal. Schriften des Deutjchen Vereins für Armen ätiafei 
Ser j pflege und Wohlthätigkeit, 
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„laufende“ und „einmalige“ Unterjtüßungen in dem Sinne am ratjamften, 
daß unter der leßteren PBofition lediglich diejenigen Unterjtügungsfälle 
verbucht werden, welche als folche durch eine einmalige Zahlung 
ihre vollftändige Erledigung gefunden haben, während alle übrigen 
Unterftügungen als laufende gelten, alſo insbejondere auch diejenigen, 
welche zu bejonderen Zweden an Perjonen, die regelmäßig Unterjtügung 
empfangen, einmalig gewährt werden. Dabei konnte nicht verfannt 
werden, daß dieje Gliederung den ebenjo naheliegenden wie berechtigten 
Wunſch unerfüllt läßt, die den fejten Stamm der Armenpflege bildenden 
Unterftügungsempfänger, für welche die Lage des Arbeitsmarktes ohne 
Bedeutung ift, weil ihre durch Hohes Alter, Siehtum u. dergl. bedingte 
Hilfsbedürftigfeit vorausfichtlid bis an ihr Lebensende dauern wird, 
bejonder& herausgehoben zu jehen. Gerade aus der durchichnittlichen 
Höhe der diefen Perfonen gewährten Unterjtüßung würden fich intereffante 
Schlüſſe in Bezug auf den Umfang der Leiftungen der Öffentlichen Armen- 
pflege an den verjchiedenen Orten ziehen laſſen, während andererfeitß die 
Anzahl der nach Abzug jenes feſten Stammes verbleibenden Hilis- 
bedürftigen die Schwankungen der allgemeinen wirtichaftlichen Lage 
charakteriftiicher hervortreten ließe, als dies die ſog. Armenziffer (d. i. die 
Gejamtzahl der laufend unterftügten Armenparteien) vermag. Eine 
folche weitergehende Gliederung der laufend Unterjtügten in dauernd, 
d. bh. das ganze Jahr über, und in vorübergehend, alfo etwa nur während 
einiger Monate Unterjtügte, ift indefjen für die Finanzftatiftif ſchon des— 
halb praftich fuum erreichbar, weil das von den Pflegeorganen geführte 
Bezirksbuch, auf das fich die Buchführung der Verwaltung fügt, zwar 
zwijchen laufenden und einmaligen Unterftügungen unterfcheidet, bei den 
erjteren aber eine weitere Gliederung in dem obigen Sinne meijt nicht 
fennt. Dieje Gliederung würde) aber auch ihren Zwed, die dauernd Unter- 
ftügungsbedürftigen getrennt zur Darftellung zu bringen, deshalb niemals 
vollftändig zu erreichen vermögen, weil eine Unterftügung ſtatiſtiſch 
auch dann als vorübergehend erjcheinen könnte, wenn fie im Laufe des 
Jahres durch den Tod des Unterjtüßten, durch jeine Übernahme in ge= 
ichlofjene Pflege oder durch andere Umstände zur Einftellung gelangt wäre. 

Die Angabe der Ausgaben für laufend (dauernd) Unterjtüßte 
gewinnt naturgemäß wejentlih an jtatiftiichem Wert, wenn fie durch die 
Zahl der Familien (Armenparteien), auf die fich der Aufwand 
verteilt, ergänzt wird, weil damit erjt die Möglichkeit der Berechnung des 
auf den einzelnen Armenjall kommenden Aufwandes geichaffen wird. Wenn 
in der Litteratur darüber Meinungsverjchiedenheiten obwalten, ob die 
Zähleinheit der Familie (Armenpartei) nach juriftiichen, oder nach öfo- 
nomijchen Gefichtspunften zu fonftruieren jei, mit anderen Worten, ob 
es auf die Unterftüßungswohnfig-Verhältniffe des Familienhauptes, oder 
auf die wirtjchaftliche Gelbftändigfeit des Hilfefuchenden ankomme, To 
möchte fich der Berichterftatter mit Rüdficht darauf, daß der Anfall an 
die Armenpflege die Konfequenz eines wirtjchaftlichen Notjtandes 
bildet, in dem leßteren Sinne entjcheiden, jedoch mit der Maßgabe, daß 
da, wo eine Mehrheit wirtihaftlih unjelbjtändiger Glieder 
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einer Familie (z. B. bei gleichzeitiger Aufnahme von ſechs kleinen Kindern 
in Waiſenpflege nach dem Tode der Eltern) in Frage kommt, für die 
Zählung das Fortleben des Familienhauptes fingiert wird. Die 
Kommiſſion hat von einer Stellungnahme zu dieſer Frage vorerſt Abſtand 
genommen und ſich die Entſcheidung für die auf eine einheitliche Ge— 
ſtaltung der Individualſtatiſtik gerichteten ſpäteren Beratungen vorbehalten. 
In der That iſt die Frage auch für die Finanzſtatiſtik nur don geringer 
praftijcher Bedeutung, weil der Fall, daß mehrere wirtichaftlich jelbit- 
jtändige Glieder einer und derjelben Familie Barunterftüäßung in 
Anjpruch nehmen, nur jelten vorfommen dürfte, übrigens auch anzunehmen 
ift, daß, wenn 3. B. in einem Bezirk der Mann, in einem anderen die 
getrennt lebende Ehefrau in offener Pflege unterftüßt wird, den that: 
jählichen VBerhältniffen entjprechend wohl überall zwei Armenpflegefälle 
gezählt werden. 

Bei Behandlung der einmaligen (vorübergehenden) Unterſtützungen 
erſchien die bejondere Regijtrierung der Baraufwendungen be- 
hufs Verſchaffung von Wohnung (Mieteunterftüßungen), 
deren Hervorhebung bei der ſchon jet üblichen befonderen VBerbuchung zu 
Schwierigkeiten faum Anlaß geben dürfte, wejentlich, indem aus den Ant- 
worten gewiſſe Anhaltspunkte für den Stand der Wohnungsfrage in den 
einzelnen Gemeinden zu entnehmen fein werden. Denn nachdem mit der 
Einführung des B.6.B. das Retentionsrecht des Vermieter an den uns 
entbehrlichen Sachen bejeitigt und damit für die Armenpflege die Ver- 
anlaſſung zur Dedung von Mietefchulden zweds Erhaltung des Haus— 
ftandes des Armen weggefallen it, läßt die Zunahme der Miete- 
bewilligungen unter Umftänden einen Rückſchluß auf eine Steigerung des 
Mangels an kleinen Wohnungen zu. Freilich darf nicht überfjehen 
werden, daß gerade die Aufzeichnungen über Bewilligungen zu Mietes 
zweden deshalb feinen Anfpruch auf bejondere Zuverläffigfeit erheben 
fönnen, weil dieſe Bewilligungen bei weitem nicht immer als ſolche 
deklariert werden, vielmehr Mieteunterftügung, allen entgegenjtehenden 
Beitimmungen und Anordnungen zum Troß, vielfach in Form laufender 
Unterftügung gewährt wird, ſei eg, weil Mieteunterjtügungen bei den 
Pflegeorganen an und für fich unbeliebt find, jei eg, weil man die Ein- 
holung der für höhere Bewilligungen erforderlichen Genehmigung der 
höheren Inſtanz gerne umgehen möchte. Weiterhin dürfte die Klarheit 
des durch eine jolche jtatiitiiche Erhebung zu gewinnenden Bildes durch 
den Einfluß der auf diefem Gebiete bejonders wirkſamen Privatwohl- 
thätigfeit eine erhebliche Beeinträchtigung erfahren. Ganz naturgemäß 
wird der Umfang der Mietebewilligungen aus öffentlichen Mitteln durch 
das Beitehen von Stiften oder Freimohnungen in mehr oder weniger 
bedeutendem Umfange beeinflußt, auch macht fich hier das Eingreifen 
logenannter Mietehilfsvereine oder bejonderer Fonds, die, wie der Special— 
fonds der Allgemeinen Armen-Anjtalt zu Hamburg, in größerem Um— 
fange zu Mietezweden Berwendung finden, fühlbar, ohne daß fich genaue 
Angaben darüber machen ließen, in welchem Umfange ohne ein ſolches 
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Wirken der Privatwohlthätigkeit die öffentliche Armenpflege mit Miete- 
bewilligungen hätte eingreifen müfjen. 
In Bezug auf die „Naturalunterftüßungen“ wurden die 
Unterabteilungen 
Mohnung, 
Nahrungsmittel, 
Kleidung und Hausrat, 
Heizmaterial 

für ausreichend erachtet. 

Unter Wohnung joll hier lediglich die Gewährung von Unterkunft 
ohne Berpflegung verjtanden werden, jo daß alle Einrichtungen, in 
welchen die Inſaſſen zugleich volle oder teilweife Beköftigung — wenn 
auch gegen Entgelt — erhalten, Hier auszufcheiden und bei der ges 
Ichlofjenen Pflege zu berüdfichtigen find. 

Nahrungsmittel werden namentlih im Süden und Weſten 
Deutichlands als Naturalunterftügung verabfolgt. So betrug 3. B. in 
Mannheim im Jahre 1897 die Ausgabe für Brot und jonftige Nahrungs— 
mittel 27885,61 Mk., während an laufender Barunterftüßung nur 
20486,50 ME. gewährt wurden. Sofern die Armenverwaltung über 
Suppenanftalten, Armenküchen oder ähnliche Einrichtungen verfügt, find 
deren Kojten hier zu verbuchen. Nicht hierher gehören die Aufwendungen 
für Speifung armer Schulkinder (Schulfpeifung); dieje Koiten jollen, ob- 
wohl es fich dabei um Kinder handelt, welche in wirtfchaftlicher Gemein- 
Ihaft mit ihren Angehörigen leben, dennoch unter dem Kapitel „Kinder- 
pflege” zur Verrechnung gelangen. Zweifelhaft fonnte fein, ob die Koſten 
für Milh, Fleiſch oder ähnliche Stärkungsmittel als Naturalunter» 
ftüßung, oder ala Medizinalaufwand aufzuführen feien. Um zu einem 
einheitlichen Verfahren zu gelangen, iſt die Buchung derartigen Auf- 
wandes als Naturalunterjtügung auch für den Fall beichlofjen, daß die 
Bewilligung lediglih auf Grund voraufgegangener armenärztlicher An: 
weifung erfolgt. Unter „Suppe“ jollen alle in aubereiteter Yorm an 
Arme verabfolgten Nahrungsmittel verjtanden werden. Einer Anregung, 
bei der Rubrit „Brot“ den Brotpreis pro Kilo mit aufzuführen, ijt 
nicht jtattgegeben, da man diefe Feititellung ala nicht direft zur Armen- 
ſtatiſtik gehörig erachtete. 

Kleidung und Hausrat werden für Arme teils hergeſtellt oder 
angefauft, teil gelangen aus Nachläffen verjtorbener Unterjtüßungs- 
empfänger herrührende Gegenjtände zur Ausgabe; im erjteren Falle würde 
der Anjchaffungspreis, im legteren der zu ermittelnde Tarwert zu verbuchen 
fein. Hierher gehören auch die Kojten für Dienſt- und Lehrlingsaus- 
rüftungen; die Gewährung von Bekleidung zur Ermöglichung des Schul- 
bejuches (Schulbekleidung) joll dagegen als „Ergänzende Kinderpflege“ 
verrechnet werden. 

Als Lieferung don Heizmaterial gilt neben der unmittelbaren 
Abgabe von Kohlen, Torf u. j. w. auch die an einzelnen Orten übliche 
Berabjolgung von Anweifungen auf ein bejtimmtes Quantum Yeuerung, 
nicht dagegen die 3. B. in Berlin zur Beihaffung von Heigmaterial ges 
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währte ſogenannte Winterunterſtützung, da deren Betrag in barem Gelde 
an die Armen gezahlt wird. 

Unter dem Abjchnitt „Offene Krankenpflege“ waren einerjeitz 
die Aufwendungen für perjönliche Leiftungen zu Gunjten Armer (Res 
muneration der Armenärzte, Armenhebammen und des Warteperjonals) 
und andererjeitö der fachliche Mtedizinalaufwand zu rubrizieren. Ob die 
an feſt angejtellte Armenärzte und Armenhebammen zu zahlende 
Remuneration bier, oder etwa unter den „Verwaltungskoſten“ ihren Pla 
zu finden Habe, konnte zweifelhaft fein. Für die Verbuchung unter dem 
Abſchnitt „Offene Krankenpflege” jprach aber, daß diejfer Aufwand das 
unmittelbare Aquivalent für eine bejtimmte Yorm der Armenunter- 
jftügung bildet. Zu den Ausgaben für Warteperfonal u. ſ. w. würde die 
Vergütung der von der Gemeinde angejtellten Kranlenpflegerinnen, ein— 
ichließlich der Koften etwa gewährter Wochen» und Haußpflege, zu zählen 
fein, während diejenigen für Behandlung in Entbindungsanitalten, 
MWöchnerinnenafylen u. j. w. unter dem Abjchnitt „Geſchloſſene Pflege“ 
zu verrechnen wären. Zu dem Aufwande für Armenärzte gehören 
jtatiftiich auch diejenigen Koften, welche durch etwaige Inanſpruchnahme 
von Nicht-Armenärzten zu Gunften armer Patienten entjtehen. 

Unter der Poſition „Heilmittel” follen nicht nur Medilamente, 
jondern auch Brillen, Bruchbänder, Bandagen, fünftliche Gliedmaßen, 
Gebiſſe u.j. w., deren VBerabfolgung auf armenärztliche Anordnung geichieht, 
zujammengefaßt werden. 

Die bejondere Hervorhebung des Aufwandes für Unterbringung 
Armer in Bädern oder Kurorten erſchien namentlich zu dem 
Zwede erwünfcht, um zu ermitteln, in welchem Umfange fich die einzelnen 
Armenverwaltungen die Bekämpfung der Zuberfuloje angelegen fein 
laflen, indem fie auch ihrerfeit3 für die Unterbringung Schwindfüchtiger 
in Lungenpeiljtätten bejorgt find. Die Aufwendungen für jog. Sommer: 
pflege von Kindern (Sinderheilitätten, Ferienkolonien) find unter der 
Pofition „Ergänzende Kinderpflege" beſonders zu verrechnen. 

Was Ichließlih die Pofitionen „Beerdigungskoſten“ und 
„Reife: und Transportfojten” anlangt, jo wurde aus praftiichen 
Gründen eine Zujfammenfafjung des entjtehenden Aufwandes in je einem 
Poſten für zweckmäßig erachtet, weil eine Scheidung nach Unterjtägungs- 
formen zu einer erheblichen Komplizierung des Fragebogens in Bezug auf 
jolche Ausgaben geführt hätte, die wegen ihrer verhältnismäßig geringen 
Höhe auf die Ergebniffe der Statijtit ohne wejentlichen Einfluß find. 
Demgemäß follen hier ſowohl die für in offener Pflege unterjtüßte 
Perſonen erwachjenen Beerdigungs- und Transportkoſten, ala auch die— 
jenigen Aufwendungen verbucht werden, welche durch die Bejtattung der 
in Kranken- oder Verforgungsanftalten verjtorbenen Armen oder durch 
die Überführung von der gejchloffenen Armenpflege angehörenden Perfonen 
erwachien. 

Beträchtlicher ala in Bezug auf die offene Armenpflege find die auf 
dem Gebiete der geichlojjenen Pflege der Gewinnung einheitlichen 
jtatiftiichen Material entgegenjtehenden Schwierigkeiten. Hier ijt einer» 
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feit8 die Verfchiedenheit der Rechtslage eine viel weitgehendere und ein- 
ichneidendere, während andererjeit3 vielfach Einrichtungen in Betracht 
fommen, die nicht ausſchließlich Armenzweden dienen und in Bezug auf 
welche die jpeciell den Armenverband treffenden Koften nur jchwer nach» 
zuweilen find. Es iſt bereit3 derjenigen DBerfchiedenheiten Erwähnung 
geichehen, welche fich daraus ergeben, daß 3. B. die Fürſorge für Blinde 
und Taubjtumme in dem einen Bundesſtaate einen Gegenstand der gejeß- 
lichen Armenfürforge bildet, wogegen in dem anderen das Intereſſe des 
öffentlichen Unterricht3 im Vordergrunde jteht, daß ferner in einigen 
Bundesftaaten der Arbeitszwang gegenüber Arbeitsfcheuen, Trunffälligen 
oder ihre Nährpflicht verabjäumenden Familienhäuptern landesgeſetzlich 
zugelafien iſt und auf Koften des Armenverbandes durchgeführt wird, 
während andere Bundesjtaaten derartige Einrichtungen nicht Fennen. 
Hier iſt daher ein entjprechender Hinwei auf die Rechtslage, ſoweit die— 
jelbe nicht etwa ala notorifch betrachtet werden fann, notwendig. 
Beigeordneter Zimmermann, der zuerjt die Güte Hatte, die Be- 
arbeitung der für die gejchloffene Armenpflege in Betracht fommenden 
Gefichtspunfte zu übernehmen, bat in 20 fpeciellen Entwürfen das 
Material disponiert. Doch glaubte die Kommijfion, fich vorläufig mit 
einem einfacheren Schema begnügen zu jollen, obgleich die Zimmermann 
chen Fragen im Falle ihrer Beantwortung ein ebenſo wertvolles wie 
interefjantes Material erbracht haben würden. 
Handelt e3 fih um die Berechnung der durch die Anſtaltspflege von 
Kranfen, Irren oder Gebrehlichen entjtehenden, Kojten, jo fragt 
es fich zunächſt, ob die betreffende Anftalt im eigenen Befite des Armen- 
verbandes jteht, oder fich in fremdem Befite befindet. Im letzteren Yalle 
ift regelmäßig ein bejtimmter, meift für Erwachfene und Kinder ver— 
Ichieden normierter Einheitsjah vereinbart, und ſollen im Fragebogen 
neben dem Gejamtbetrage der Zahlungen an die in Betracht fommenden 
Anjtalten auch die vereinbarten VBerpfleggeldfäße, jowie die Zahl der 
Verpflegtage für Erwachlene und für Kinder genau angegeben werden. 
Unterjteht dagegen die Anjtalt der Armenverwaltung jelbit, jo macht es 
naturgemäß einen wejentlichen Unterfchied, ob der Armenetat mit den that- 
ſächlichen Krankenpflegekoſten belajtet wird, oder ob der Armen— 
verwaltung auch bier nach einem bejtimmten Tarif vereinbarte Ver— 
pflegfäte in Rechnung gejtellt werden, die in der Regel hinter dem 
thatjächlichen Aufwand erheblich zurücbleiben. Im letzteren Falle kann 
jelbjtredend lediglich die Einftellung diefer Säße in Frage fommen; da— 
gegen müßte die Aufführung der effektiven Koften nicht nur gegenüber 
dem Tariffyſtem zu Inkongruenzen führen, jondern auch in Bezug auf 
die Berechnung des einzuftellenden Betrage® dann zu wejentlichen 
Schwierigkeiten Anlaß bieten, wenn es ſich — wie das meiften® der Fall 
fein wird — um Anjtalten handelt, die nicht nur Arme, jondern daneben 
auch Selbitzahler aufnehmen. Gelegentlich der Reichgarmenftatiftit von 
1885 war für diefen Fall Anweifung dahin ergangen, daß die dem 
Armenverbande erwachſenen Kojten, jojern fie nicht jpeciell nachgewielen 
werden könnten, „nach Verhältnis” zu berechnen und anzuſetzen jeien. 
Shriften d. D. Ber. f. Wohlthätigkeit. XLVIII. 2 
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Es liegt indeffen auf der Hand, daß das Rechnungsergebnis ein durchaus 
verjchiedenes jein wird, je nachdem man die Kopfzahl der Anjtaltspfleg- 
linge überhaupt zu Grunde legt, oder aber lediglich den Aufwand für 
die letzte Verpflegklaffe in Betracht zieht; ferner wird eine großjtädtijche 
Krankenanftalt, die über koſtſpielige Einrichtungen, 3. B. für Heilgymnaftif, 
für Behandlung mit Röntgenftrahlen u. ſ. w. verfügt, ſtets einen wejent- 
lich höheren Durchichnittsjah aufweifen, ala das Krankenhaus der kleinen 
Stadt, in dem die modernen Einrichtungen noch nicht vorhanden find. 
Angefichts derartiger finanziell bedeutjamer Verjchiedenheiten und im Hin 
bli darauf, daß auch die der Armenverwaltung unterftehenden Anitalten 
in der Regel über ein eigenes Budget verfügen und mit der erjteren nad) 
einem vereinbarten Tarif abrechnen, gelangte daher die Kommilfion zu 
der Überzeugung, daß Auf dem Gebiete der Anftaltspflege für Kranke und 
Gebrechliche nur unter Zugrundelegung des Tarifſyſtems ver- 
gleichbares Material zu gewinnen und daß daher hier überall ein feſter 
Berpfleggeldjag einzuftellen jei, der da, wo er thatjächlich nicht erüftiert, 
fingiert werden müſſe, und zwar nach) dem Sabe, den die Ortskranken— 
fafjen, eventl. die niedrigfte Klaſſe der Selbitzahler, zu entrichten haben. 

Nach diejem letzteren Grundjage wird insbeſondere auch ſeitens der— 
jenigen Armenverwaltungen zu verfahren fein, welche mit den Land— 
armenverbänden oder mit der Provinzialverwaltung Abmachungen ge- 
troffen Haben, wonach fie Srrenanjtalten jelbft unterhalten, aljo 
die Provinzialverwaltung von diejen Ausgaben befreien, dafür aber für 
jeden Berpflegtag einen Koſtenzuſchuß (3. B. in Frankfurt a. M. für 
200 Geiftestrante je 40 Pig. pro Tag) erhalten. Hier würde der Auf— 
wand für Srrenpflege unter Zugrundelegung eines — eventl. zu fin- 
gierenden — Tariffages in Ausgabe, der Koſtenzuſchuß dagegen unter 
der Pofition „Zufchüffe größerer forporativer Verbände” in Einnahme zu 
jtellen jein. 

Bei der Pofition „Fürſorge für Gebrechliche“ konnte von 
der Unterfcheidung nach kommunalen und jonjtigen Anjtalten abgejehen 
werden, weil den Armenverwaltungen eigene Anjtalten für Epileptifer, 
Idioten, Blinde, Taubftumme und Krüppel im allgemeinen nicht zur 
Verfügung ftehen, hier vielmehr die Unterbringung in fremden Anstalten 
auf Grund bejonderen Tarifs ohnehin die Regel bildet. 

Anders geftaltet fich dagegen die Sachlage in Bezug auf die Unter- 
bringung Hilfsbebürftiger in Armen- und PBerforgungsan- 
ftalten. Die große Mehrzahl der Armenverbände verfügt hier über 
eigene Anjtalten, die je nach dem förperlichen Zujtande und dem Grade 
der Arbeitsfähigkeit der Injaflen entweder den Charakter von Siechen-, 
oder von Arbeitsanftalten tragen. Da zudem in den diefem Yürforgegebiete 
gewidmeten fommunalen Anjtalten die Konkurrenz von Selbjtzahlern nur 
ausnahmsweiſe und dann lediglich in ganz geringem Umfange in Trage 
fommt, jo joll bier neben dem Berpflegungsaufwande au der Wer: 
waltungsaufwand in den Fragebogen eingejtellt werden, wobei bie 
Zahlungen etwaiger Gelbjtzahler — als außerhalb de8 Bereiches der 
Öffentlichen Armenpflege liegend — an den Ausgaben zu kürzen jein 
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würden. Al „VBerpflegungsaufwand“ wäre dabei auch derjenige Betrag 
zu verrechnen, welcher für der gejchlojjenen Pflege überwiejene, 
demnächft aber von der Anftaltsleitung in ländlichen Kojtitellen unter- 
gebrachte Pfleglinge zu zahlen it. 

Während die Injaffen wohl überall nach Maßgabe ihrer Leiftungs- 
fähigkeit zu Hausarbeiten aller Art, zu Reparaturen an Kleidung, 
Schubzeug und Anftaltsinventar herangezogen werden, find nicht jelten 
mit Siechen- und Armenanftalten, regelmäßig aber mit Arbeitshäujern, 
landwirtichaftliche oder gewerbliche Betriebe verbunden. Die landwirt- 
ichaftlichen Produkte werden meift im AnjtaltSbetriebe jelbjt konſumiert, 
mitunter aber auch an Private geliefert (3. B. Milch), während die Her- 
jtellung von Armenfärgen, von Matten und Düten, die Sortierung von 
Droguen und ähnliche Arbeiten durch Anjtaltsinjaflen unter Leitung 
eines entjprechend gejchulten Beamtenperjonals Tür Rechnung Dritter aus— 
geführt zu werden pflegen. Es erjchien nun der Kommilfion von wejent- 
lihem ftatiftifchem Intereffe, zu ermitteln, in welchem Umfange und mit 
welchem finanziellen Erfolge innerhalb der einzelnen Anftalten Arbeiten 
ausgeführt werden, welche über den Begriff der Hausarbeit hinausgehen. 
Um angeficht® der auf der Berfchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe 
beruhenden Schwierigkeiten die Unterlage für eine ziffermäßige Er- 
mittelung der Betriebsergebniffe zu jchaffen, mußten gewiſſe einheit- 
liche Grundſätze feftgelegt werden. Zunächſt jollen alle durch Inſaſſen 
ausgeführten Hausarbeiten und Reparatıren für die Anftalt jelbjt völlig 
außer Anja bleiben und Lediglich landwirtichaftliche, imduftrielle oder 
gewerbliche Betriebe, jowie der von dritter Seite gezahlte Betrag für zur 
Verfügung gejtellte Arbeitskräfte von Anjtaltsinjaffen in Betracht ge— 
zogen werden. Weiterhin muß — entiprechend der Struftur des Frage— 
bogen? in Brutto — auch hier der Bruttoerlös aus den genannten 
Betrieben, d. h. derjenige Betrag eingeftellt werden, welcher entweder von 
Dritten für abgejette Produkte bezahlt worden tft, oder der für [eßtere 
nach der jeweiligen Marktlage zu erzielen gewejen wäre, wenn jene Erzeug- 
niſſe nicht im Anjtaltsbetriebe verbraucht, jondern verkauft worden wären. 
Wird den beichäftigten Infaſſen von dem erzielten Erlöſe eine bejtimmte 
Arbeitsprämie oder ein Tajchengeld gewährt oder gutgejchrieben, jo joll 
diefer Betrag nicht an den Einnahmen gekürzt, Tondern unter den Ber- 
waltungsausgaben mit in Rechnung gejtellt werden. 

Iſt die Unterbringung Hilfsbedürftiger in anderen ala fommunalen 
Anftalten erfolgt, was namentlich in Bezug auf fieche oder altersſchwache 
Perſonen vorkommt, jo greift das oben aufgeftellte Princip der Ein- 
ftellung eines fejten Verpfleggeldiates Platz. 

In Bezug auf die „Obdachloſenhäuſer“ iſt hervorzuheben, 
daß es fich Hier nur um jolche Anjtalten Handelt, in welchen obdach- 
loſen Hilfsbedürftigen nicht lediglih Wohnung, fondern zugleich voll- 
‚Ständige oder teilweife Verpflegung (3. B. Abend- oder Morgenjuppe) 
gewährt wird. 

Während fich die „Kinderpflege” in den Großjtädten durchweg 
von der offenen Armenpflege losgelöjt und ala „Waijenpflege” jelbjtändig 
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entwidelt hat, weil nur auf diefem Wege dag erzieheriiche Moment ge- 
nügende Berüdfichtigung finden fonnte, ijt in fleineren und jelbjt mitt- 
leren Städten das Bedürfnis nach einer, mit einem fomplizierten Ber- 
waltungsapparate arbeitenden MWaijenpflege nicht Hervörgetreten, weil 
bier die geringe Anzahl der Kinder nicht nur eine zwedmäßige Auswahl 
der Koitjtellen ermöglicht, jondern auch eine regelmäßige und eingehende 
Beauffichtigung der Kinder wie der SKojteltern durch die Armenpflege- 
organe zuläßt. Wenn alſo eine Großjtadt im Intereſſe des heran— 
wachienden Gejchlechtes bedeutende Aufwendungen macht und — wie 5.8. 
Hamburg — auch noch die jchulentlaffene Jugend in weiten Umfange 
ftaatlicher Fürjorge teilhaitig werden läßt, jo muß das in der Statiſtik 
bejonder8 hervortreten, da eine Buchung diefer Ausgaben unter dem 
Kapitel „offene Armenpflege“ den Eindrud bervorzurufen geeignet wäre, 
ala würde bier das Maß des gejeglich Zuläffigen bei weitem überjchritten. 
Daraus ergiebt fich dann die Notwendigkeit, den Begriff der „Kinder— 
pflege” genau zu präcifieren. Sowohl der allgemeine Sprachgebrauch, 
als auch innere Gründe mußten dazu führen, auf dag Kapitel „Kinder- 
pflege” im allgemeinen nur die Aufwendungen für jolche Kinder zu 
jegen, die fich nicht in wirtjchaftlicher Gemeinjchaft mit den Eltern oder 
einem Elternteile befinden. Hierher gehören die Kojten für am Orte 
oder auswärts in Anjtalts- oder YFamilienpflege untergebrachte Kinder, 
wogegen unter dem Kapitel „offene Armenpflege“ zu verbuchen bleiben 
nicht nur die an Eltern oder Elternteile behufs Unterbringung ihrer 
Kinder in Koftitellen gezahlten Unterhaltsbeiträge, ſondern auch die (in 
Berlin al® Ausgaben für Kinder gebuchten) jogenannten „Pflege- 
gelder“, da in dieſem Falle die Mutter als unterjtüßte Perjon gilt, 
übrigens auch die Kinder meijt dei diefer leben!. Als nicht hierher ge- 
hörig waren ferner die für nicht der Waijenpflege anheimgefallene kranke 
und gebrechliche Kinder aufzumwendenden Koſten zu erachten, während 
im übrigen bei dem Kapitel „Kinderpflege” zwijchen volljtändiger 
und ergänzender Fürſorge unterjchteden werden joll. 

Bei Unterbringung in eigenen Anjtalten der Armenverwaltung Toll 
der Aufwand für Verpflegung (einjchließlich Bekleidung und Kranken 
pflege) von den Verwaltungskoſten getrennt aufgeführt und dabei bie 
Zahl der Kinder wie der Verpflegtage mit angegeben werden. Daneben 
find für Zahlungen an fremde Anjtalten, jowie für Aufwand für die von 
der Armenverwaltung unmittelbar in Yamilienpflege gegebenen Kinder 
bejondere Pofitionen geichaffen. Als in eigenen Anftalten erwachjener 
Armenaufwand würden die Waifenhausfoften auch in Bezug auf die— 
jenigen Gemeinden zu erachten fein, in welchen die öffentliche Waijenpflege 
einer jelbjtändigen Behörde mit eigenem Budget unterjtellt ijt. Eine 
folche formelle Trennung beiteht 3.8. in Hamburg, fie beruht hier aber 
auf der rein lofalen Hiftorifchen Entwidelung des urjprünglich als 
milde Stiftung zur Aufnahme verwaijter Hamburger Bürgerfinder kon— 
jtituierten Waiſenhauſes, während die Gejeßgebung feinen Zweifel darüber 


! Dal. Verwalturgsbericht der Stabt Berlin 1896/97, ©. 10. 


Einheitliche Geftaltung der Armen Finanzitatiftik. 91 


läßt, daß die Waiſenfürſorge einen Zweig der öffentlichen Armenpflege 
bildet. Danach würde der Gejamtaufwand für die hamburgiſche öffent- 
liche Waifenpflege, unter Abzug lediglich der Aufwendungen für Die 
armenrechtlich nicht Hilfsbedürftigen jog. Stiftungsfinder, unter dem 
Kapitel „Kinderpflege” zu verrechnen fein, und zwar dergeftalt, daß Die 
Koften der eigentlichen Anjtaltspflege (im Waifenhaufe ſelbſt) unter 
Bofition 1, die Zahlungen an fremde Anjtalten (3. B. für Hamburg das 
fatholifche Waifenhaus in Bergedorf) unter Pofition 2 und der Aufwand 
für in Familienpflege untergebrachte Kinder unter Pofition 3 aufzuführen 
wäre. Bon charakteriftiicher Bedeutung ift die Höhe der für die in Fa— 
milienpflege untergebrachten Kinder gezahlten Koſtgeldſätze, deren ziffer- 
mäßige Aufführung daher beſonders gewünfcht wird!. Die dur Er— 
jtredung der öffentlichen Fürforge bis zur Mündigfeit entjtehenden Koften 
für Überwachung und Beauffihtigung Minderjähriger werden bei der 
Pofition 1 als Berwaltungsaufwand zu verrechnen, aber thunlichft, wenn 
auch nur approrimativ, beſonders hervorzuheben jein. 

Als „ergänzende Fürſorge“ ſollen diejenigen Aufwendungen verbucht 
werden, welche für Unterbringung von Kindern in Krippen, Wartefchulen 
und Horten, in SKınderheiljtätten u. ſ. w., ſowie für Schulfpeifung und 
Schulbekleidung erwachlen find. Zwar handelt e3 fich hier um Ausgaben 
zu Gunjten von Kindern, welche mit ihren Eltern in wirtichaftlicher Ges 
meinjchaft leben; andererjeit® wird die Unterftügung aber den Kindern 
unmittelbar zuteil, ſodaß diejelhe den Eltern nur indirekt zu Gute fommen 
fann. Der Aufwand für Krippen, Wartejchulen u. j. w. iſt an diefer 
Stelle übrigens nur dann zu verrechnen, wenn die Gemeinde jelbjt An— 
ſtalten dieſer Art eingerichtet hat oder wenn es fih um Aufwendungen 
zu Guniten bejtimmter Hilfabedürftiger handelt, während etwaige, zu den 
bezeichneten Zweden geleiftete Subventionen an Stiftungen oder Wohl: 
thätigfeitSvereine unter der ſpäteren Pofition „Ergänzungen der öffent- 
lichen Armenpflege” zu verrechnen wären. 

In Bezug auf die Pofition „Zahlungen an außwärtige 
Armenverbände“ wurde, im Gegenjah zu dem Fragebogen des Ver— 
eins deutjcher Städteftatiftifer, der die Erftattungen am Schluffe jeder 
einzelnen Ausgabepofition aufführt, eine zufammenfaffende Gruppierung 
bevorzugt. Hier find demnach alle Koften nachzumweilen, welche von der 
Armenverwaltung auf Grund des Geſetzes über den Unterftüägungswohnfig 
an auswärtige Armenverbände gezahlt worden find. 

* Unter der PBofition „Ergänzungen der öffentlichen Armen- 
pflege“ follen jchließlich diejenigen Aufwendungen nachgewiejen werden, 
welche aus Mitteln der Armenverwaltung oder aus allgemeinen jtädtiichen 
Mitteln an MWohlthätigkeitzeinrichtungen, die den Zweden der 
öffentlichen Armenpflege dienen, gezahlt wurden. Diesbezüg- 
liche Angaben erjcheinen erforderlich, wenn nicht zwifchen zwei Gemeinden 
Ungleichheiten auffommen follen, von denen 3.3. die eine eine Krippe 


Heft —* l. en de3 Deutjchen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigfeit 
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aus eigenen Mitteln unterhält, während in der anderen aus der all— 
gemeinen Stadtkaſſe eine von einem Wohlthätigkeitsverein unterhaltene 
gleichartige Einrichtung ſubventioniert wird. 

Daß die Finanzſtatiſtik der Armenverwaltungen, wenn wirklich ver— 
gleichbares Material gewonnen werden ſoll, wenigſtens die organiſierte 
Privatwohlthätigkeit mit in Betracht ziehen muß, iſt bereits oben ©. 9 
näher dargelegt. Sonft würden Ergebnifjfe, wie fie 3. B. aus Lübed, 
Bamberg und anderen Städten zu erwarten find, wo die Armenlaft zum 
größten Zeil von Stiftungen getragen wird, geradezu unverftändlich fein. 
Aber nicht nur zur Ausgleihung ift die Berüdfichtigung der Privat- 
wohlthätigfeit von mwejentlihem Belang; auch abgejehen von diefem Ge— 
fihtspunfte ift der Verjuch einer näheren Feltjtellung, welche weder durch 
Arbeitzleiftung, noch aus öffentlichen Armenmitteln Herbeigefchafften Beträge 
der unbemittelten Bevölkerung zufließen, von hohem volkswirtichaftlichem 
Intereſſe. Diefe Erhebung, welche in der vorgeichlagenen Form ein allzu 
peinliche® Eindringen in den Bermögenzftand und in die Verwaltung 
der in Betracht fommenden Wohlthätigkeitzeinrichtungen vermeidet, wird 
überrafchende Refultate ergeben. Als Beijpiel mag hier angeführt 
werden, daß in Hamburg im Jahre 1898 allein aus 500 Stiftungen 
an rund 13000 Perjonen 1567 620,32 ME. zur Verteilung gelangt find, 
wobei der Aufwand für Freimohnungen — jolche hatten 2446 Perjonen 
inne — und jonftige Naturalgaben nicht eingerechnet, auch die über 
erhebliche Summen verfügenden Mietehilfe- und jonjtigen wohlthätigen 
Vereine nicht mitberüdfichtigt find. 

Auf Grund vorftehender Erwägungen ſoll den Armenverwaltungen 
aller dem Berein angehörenden Städte von mindeſtens 25000 Ein- 
wohnern der folgende Fragebogen nebſt Anleitung zu deſſen Ausfüllung 
übermittelt werden. 


> a wm 


. Aus eigenem Vermögen . 
, Aus Stiftungen, deren Grträgnife zu Zwecken der 


. Erftattungen 


Einheitliche Gejtaltung der Armen: Finanzitatiftif. 


Stadt: . . 
Einwohuezant am 12. Deyemiber 1900: ; 
Jahr: 1. April 1900 bis 31. März 1901 


Stragebogen. 


Einnahmen der Armenverwaltung. 


Öffentlichen Armenpflege Berwendung finden . 


. Aus Steuern, welche zu Armenzmweden erhoben 


werden, aus Strafgeldern, Gebühren u. j. w. 


. Wert der von der Gemeinde in Natur gewäßten 


Leiftungen, und zwar: 
a) Mietwert von Dienfträumen . 
b) Bejoldung für Beamte. . . 
c) Sonftige zu verrechnende Leiftungen 
Sa. Mt. 
Zuſchüſſe: Mt. 
der Staatskaſſe. re 
b) geöberes forporativer Verbände i 
er Gemeindefaffe. . 


Se Me 


a) don Srtz- und Landarmenver: 
bänden . 

b) von Krantentaffen, Berufsgenof en. 
J8 — — — ten 


u. ſ. w 
c) * Unterftügt en ſelbft, "bezw. 
aus feinem Nachlaſſe oder von 
dritten Perfonen . 


Mt. 


ga. mi 


. Gonftige Einnahmen, und zwar 


Sa. 


Ausgaben der Armenverwaltung. 


I Allgemeine Verwaltungsausgaßen. 
Mt. 


. Aufwand für daß eigene Dienftgebäude, ala Miete, 


eizung u. j. w., bezw. Sen = * ver 
gung ——— Räume 


ME. 


Mt. 


ME. 
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ME. RE. 

Aufwand für ehrenamtliche Organe 
(3. B. Vergütung an die Armenvorfteher, Erftattung 
barer Auslagen, Miete für Situngslofale u. ſ. w.) en 
Bejoldung der Beamten und Angeftellten der Armen= 
verwaltung (auch wenn die Koften bei anderen Etats— 
titeln verrechnet oder aus anderen Kafjen ala der 
Armenkaſſe gezahlt werden) 
Druckkoſten, 3 Formulare, Schreibmaterialien, 
Zeitjchriften, Bücher (auch wenn die Koften nicht 
aus der Armenkaſſe gezahlt werden) . . .» » - 
Sonftiger Berwaltungsaufwand, insbejondere Prozeß⸗ 
foften, Reifefoften u. |. m... » 2 ne. 

Sa. 


I. Sffene Armenpflege. 


A. Unterfügungen zum Lebensunterhalt. 


a) Barunterftüßungen. 
ME. TR. 


. Zaufende (dauernde) für .... Familien (Armenparteien) — er 
. Einmalige (vorübergehende). re Be A ci 


darunter Mieteunterftüßungen . ME. 





Sa. 
b) Naturalunterftüßungen. 


1. Wohnung . - 
2. Nahrungsmittel ee 
davon insbejondere ME. 

a) Suppe — Be 

b) Brot 

co) Mid . - .- - 
3. Kleidung und Haudrat . Er e 
4. Heizmaterial .. EEE 

Sa. R 
B. Offene Brankenpflege. 
. “ ME. ME. 

1. Remuneration der ara 

und zwar für... . Arte. . 2... 
2. Remuneration der Armenhebammen . » 2»... 
. Remuneration an Warte-, Heil: und Pflegeperjonal 


Kenne a 
abon insbejondere Mt. 
a) Arzuein - - - 220. 
b) mechaniſche en 
Bandagen, Bruchbänder, fünft- 
liche Gliedmaßen u. j. w. 


J 
. Aufenthalt in Bädern, Kurorten, Geneſungsſtätten, 


Trinkeraſylen u. ſ. w. 
Sa. 


C. Beerdigungskoften. 
. D, Reife: und Transportkoften. 


Einheitliche Geftaltung ber Armen-Finanzitatiftik. 


III. ®efchloffene Armenpflege. 


A, Fürforge in Anftalten für Branke und Gebredlide, 


a) Kranfenhauspflege. 
Mt. 


Lo 


Aufwand in fommunalen Anftalten für ..... Kranke 
mit . . Verpflegtagen . 

Zahlung an fonftige Kranfenanftalten (ftaatliche, 
—J— — —— — von 


» 


für Krante — De ae Verpflegtagen 
Sa. 


b) Irrenpflege. 
1. Aufwand in ————— Anftalten für.... Kranke 


mit. } agen - — — 
Fahlung an ee Irrenanftalten (ftaatliche, 
en) BER. u n BRNO von 


D 


für — — Krante mit er Verpflegtagen . 
Sa. 


c) Fürſorge für Gebredlide. 
63 betrug der Gejamtaufwand für in Anftalten a 


I. 24% ee mit: . Berpflegtagen . 
2. .... Idioten — 
3. .. .. Blinde Ba 

4. .... Zaubftumme- .... : 

%. 2... Krüppel Bag ⸗ 


Sa. 


B. #Fürforge in Armen- und Verforgungsanfalten. 
a) Siechen- und Armenhäujer. 


ME. Mt. 
1. gi EBEN Anftalten betrug der 
erpflegungsaufwand für... 
Perſonen mit . . . VBerpflegtagen . 
Der Berwaltungsaufwand. 


Sa? 
Davon ift in Abzug zu bringen ber 
in landwirtichaftlichen, induſtriellen 
obergewerblichen Anftaltsbetrieben oder 
hund, Arbeitsleiftung von Inſaſſen zu 
Gunften m Usa erzie te 
Ertrag mit . . 


fobaf verbleiben 


Mt. 


ME. 
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ahlung an andere kommunale, ME. ME. 
aatliche oder private Anftalten 
nad) dem Einheitsſatze von ur 


für u . Perfonen mit co... Der 
pflegtagen . Be 
Sa. 


b) Arbeit3häujer. 


1. In TER Anftalten betrug Mt. ME. 
der Verpf ERHARBERTWERN 
für Perfonen mit . 
Perpflegtagen k 
* Verwaltungsaufwanb. 


Sa 
Davon ift in Abzug zu bringen 
der in landwirtichaftlichen, indu— 
ftriellen oder —— An⸗ 
flaltsbetrieben oder durch Arbeits⸗ 
leiſtung von Inſaſſen zu Gunſten 
der Anſtaltska —A—— 
ſodaß verbleiben 
2. Zahlung an andere Anſtalten — 
dem — von — 


für F Perſonen mit co... Ben 
pflegtagen . . ——— dreh an 


Sa. 


c) Obdachloſenhäuſer. 
Der Aufwand betrug 
1. in Ermittiertenhäufern Gamilienobdach) * 
.. Perfonen mit ... Berpflegtagen. .. 
2. für nächtliches Obdadı bei... Perjonen 


® . [3 
—r nn 


Sa. 


IV. Stinderpflege. 
A. Vollkändige Fürforge. 


1. An eigenen NAnftalten betrug ber ME. Mt. 
Verpflegungsaufmwand (inkl. Bes 
fleidung und —— für... 
Kinder mit... . Verpflegtagen 
* Verwaltungsaufmanb 


2. Zahlung an fremde Anftalten — 


Kinder mit . Derpflegtagen . er 
8. Aufwand für in U Samilienpf ege 
untergebradte . . Kinder . . — — 
Sa 


Der Koſtgeldſatz betrug 


ME. 


ME. 
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B. Ergänzende Fürforge. 
Mt. Mt. 
Aufwand für Unterbringung in Krippen, Warte: 
ihulen(Bewahranftalten)Stinderheimen, Kinberhorten 
Aufwand für Unterbringung in ——— 
Seehoſpizen, Ferienkolonien 
Aufwand für Schulipeifung . 
. Aufwand für € ulbetleibeng 


*50 pp m 


Sa. 
V. Bablungen an auswärtige Armenverbände. 
Mt. Mt. 


vw. 


i a offene Armen: (und Kranfen:)pflege . . 
eichloffiene Armen (und Kranfen:)pflege 
; inderpflege . a SEE ; 
Sa. 


VI Ergänzungen der öffentlichen Armenpflege. 


Melche den — der Öffentlichen Armenpflege dienenden Wohlthätigkeits— 
einrichtungen erhalten aus den Mitteln der Armenverwaltung oder allgemeinen 
ſtädtiſchen Mitteln Zuſchüſſe? 

— F —— Zuſchuß ME. Mt. 


Sa. 
Zufammenftellung. 
Einnahmen u — 
Ausgaben 
J. Allgemeine — ———— 
II. Offene Armenpflege . . ; 
III. Ge —— ——— 


.- Kinderpflege 
V. Sul en an auswärtige Armenverbände . 
VI. he. ; . 


Sa. 


Anhang. 


Beftehen neben ber öffentlichen Pe een jelbftändige Anftalten und 
Mohlthätigkeitzeinrichtungen, deren Aufgaben id mit denen ber öffent» 
ihen Armenpflege beden? 
Name und Zweck derjelben? 
Zahl der Pfleglinge? 
Ausgaben derjelben ? 
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Anleitung zur Ausfüllung des Iiragebogens-. 


Einnahmen der Armenverwaltung. 


Pofition 1. gi gehören alle Vermögenserträgniffe, welche zu ben im 
Fragebogen vorgejehenen Ausgaben Verwendung finden. 

Pofition 2. Stiftungen, deren Erträgniffe zu bejonderen, außerhalb der 
Aufgaben ber dffentlihen Armenpflege liegenden und daher in den 
Ausgabepofitionen des Fragebogens nicht berücfichtigten Zweden Verwendung finden, 
find nicht aufzuführen. 

Pofition 5. Hier find auch dann Angaben zu machen, wenn die Zuſchüſſe nicht 
in einer beftimmten Summe, jondern in feiten Derpflegungsbeiträgen für Pfleglinge 
beftehen. Unter 5c ift der thatfächliche rechnungsmäßige Aufhuh, nicht etwa der 
in den Haushaltsplan eingeftellte Betrag, anzugeben. 

Pofition 6. Hierunter find ſämtliche Erftattungen ohne Rüdjicht auf die 
Art der Unterftügung, alfo auch Erftattungen für Anftaltspflege, Bekleidung, Trans» 
portfoften u. j. w. aufzuführen. Unter 6c ift auch der Wert der etwa auf Grund 
Be in den Berb ber Armenverwaltung übergehenden Mobiliarnachläſſe 
anzugeben. 


Ausgaben der Urmenvermwaltung. 


IL Allgemeine WVerwaltungsausgaben, 


Die Verwaltungsausgaben für die den Zwecken der ——— a 
und ber Sinderpflege dienenden Anftalten find unter den diesbezüglichen Rubrifen 
zu berücfichtigen; hier follen nur die Ausgaben für die Gentralverwaltung ver: 
zeichnet werden. 

Pofition 5. Hierunter find unter anderem auch jämtliche Portokoften zu verbuchen, 
auch wenn fie nicht unmittelbar von der Armenverwaltung getragen werden. Reife 
koften fommen für diefe Pofition nur infoweit in Betracht, als fie nicht aus Anlaß 
pr — Unterſtützter entſtanden find; letzteren Falles find fie unter IT D 
aufzuführen. 


II Öffene Armenpflege. 
A, Unterſtützungen zum Lebensunterhalt. 


a) Barunterftüßungen. 


Pofition 1. Unter laufender — dauernder — Unterftügung ſoll jede Unter: 
ftügung ohne Rüdjiht auf die Dauer verftanden werden, welche nicht zur 
Er ung eines augenbliclichen, durch eine einmalige Zahlung befeitigten 

otftandes dient. 

Pofition 2. Einmalige (Extra) Unterftüßungen für laufend (dauernd) 
Unterftüßte find unter IT Aal zu verbuchen. 

Als —— A ae ‘follen alle Aufwendungen gelten, welche vom 
Armenverbande in barem Gelde zur Berihaffung von Obdach gemacht find. 
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b) Naturalunterftüßungen. 
Pofition 1. Hierher gehört nur der Aufwand für ohne Verpflegung er: 
big Unterbringung in Exmittiertenhäufern, Armenwohnungen, Aiylen u. j. w.; jonft 
ind die Koſten unter geichlofjener Pflege zu berücfichtigen. 
Poſition 2a. Sierunter ift der gefamte Aufwand für in zubereiteter 
Abe abgegebene Nahrungsmittel zu verbuchen, demnach — Aufwand für 
re Die Koften der Schuljpeijung werden unter Hinderpflege aufs 
eführt. 
a Poſition 2c. Auch fofern die Mil vom Arzt für Kranke, Säuglinge und 
altersichwache Perfonen ala biätetifches Heilmittel verordnet ift, ift der Aufwand 
bier zu verrechnen. 
Pofition 3. Iſt die Bekleidung im befonderen Intereſſe eines Kindes, 
B. um biejem den nn, zu ermöglichen, verausgabt worden (Schulbekleidung), 
h gehört der Aufwand unter Hinderpflege. 


:B. Offene Brankenpflege. 


Bofition 1. Sollten feft remunerierte Ärzte nicht vorhanden fein, fo ift die 
nad) den einzelnen Kranfenfällen an die Arzte gezahlte Entſchädigung aufzuführen. 


O. Beerdigungskoften. 


Der gefamte Aufwand für Beerdigungen ohne Rüdficht darauf, ob fich ber 
Verſtorbene in offener oder geichlofiener Pflege befand, ift hierunter anzugeben. 


D. Reife und STransportkoften. 


Hierunter gehören die jämtlichen, für den Transport Armer und für deren Bes 
gleiter gezahlten Koften. 


III. Sefchlofferre Armenpflege. 
A, Fürſorge in Anfalten für Aranke und Gebredlide. 
a) Krankenhauspflege. 


PRofition 1. I ee find die an die Krankenanſtalt vergüteten Verpflegungs: 
foften. Findet eine Abrechnung zwifchen der Armenverwaltung und dem Kranken— 
ige nicht Statt, weil der Etat des lebteren einen Teil bes Armenetat3 bildet, jo 
ift der Aufwand für die Verpflegung armer Kranker nach demjenigen Sabe a be: 
rechnen, den die Ortskrankenkaſſen, eventuell die niedrigfte Klaſſe der Selbftzahler, zu 
entrichten haben. 

b) Srrenpflege. 


Dergleiche die Erläuterungen bei dem Abjchnitte „Krankenhauspflege“. 


c) Fürforge für Gebrechliche. 


ierunter find bie Koften für in Zdioten:, Blinden:, Taubftummen: und ähn«- 
fihen Anftalten auf Armentoften untergebrachte Kinder mit zu berechnen. 


B. #ürforge in Armen- und Verforgungsanftalten. 
a) Siehen: und Armenhäufer. 


Pofition 1. Unter „Verpflegungsaufwand“ würde auch berjenige Betrag zu 
verrechnen fein, welcher für der gejchloffenen Pflege überwiejene, demnädtt 
* nn der Anftaltsleitung in ländlichen Koftftellen untergebrachte Pfleglinge zu 
zahlen: ift. 
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In Abzug zu bringen ift der Bruttoertrag des etwa beftehenden landwirt— 
ſchaftlichen, induftriellen oder gewerblichen AnftaltSbetriebes, jowie derjenige Betrag, 
welcher etwa durch Arbeitzleiftung von Inſaſſen für Dritte zu Gunften der Anftalts« 
faffe erzielt ift. Im Anftaltöbetriebe verbrauchte oder an die Armenverwaltun 
— Produkte ſind zum Marktwerte anzuſetzen. Hausarbeit (einſchließli 

eparatur von Inventar) bleibt außer Berechnung. 


b) Arbeitshäuſer. 
In betreff der Berechnung des Abzuges gilt das vorſtehend Geſagte. 


ec) Obdachloſenhäuſer. 
Vergl. die Bemerkung zu ITAb1l. 


IV. Stinderpflege. 
A. Vollſtändige Fürforge, 


Es handelt fich hier um die durchweg als „Waijenpflege“ bezeichnete vollftändige 
— für Kinder außerhalb des elterlichen Hauſes. Die für nicht der 
aifenpflege überwiejene franfe oder gebrechliche Kinder aufgewendeten Koften 
find daher an anderer Stelle nachzuweisen. 
Pofition 3. Erwünjcht ift die Angabe etwa beftehender feiter Koftgeldjäge. 


B. Ergänzende Fürforge. 


Die —— Koſten find hier nur inſoweit zu verrechnen, als die Armen- 
verwaltung jelbft Krippen u. f. w: unterhält oder die Koften pro Kopf berechnet und 
vergütet werden. Etwaige Subventionen find unter VI aufzuführen. 


V. Baßlungen an auswärtige Armenverbände. 


Hierunter find alle Koften nachzuweiſen, welche von der Armenverwaltung an 
auswärtige Armenverbände auf Grund des Gejeges über den Unterſtützungswo ii 
gezahlt worden find. Diefe Koften bleiben bei den im yragebogen unter II big I 
angegebenen Positionen außer Anſatz, da es fich dort nur um die von ber Armen: 
vervaltung direft ausgeübte Fürjorge handelt. 


Anhang. 


63 joll verjucht werden, einen Überblid über die Leiftungen der organifierten 
Privatwohlthätigfeit, ſoweit die öffentliche Armenpflege — dieſelbe direkt entlaſtet 
wird, zu gewinnen. Bei größerem Umfange des Materials wird ſich eine der Einteilung 
des Fragebogens a Gruppierung empfehlen. 


Der Fragebogen ſoll nach erfolgter Ausfüllung durch die Armen- 
verwaltungen zwecks weiterer Bearbeitung an eine Gentraljtelle abgegeben 
und das zweifellos überaus intereffante und wertvolle Ergebniß von hier 
aus allen denjenigen Berwaltungen mitgeteilt werden, welche ihr Intereſſe 
für den Gegenstand durch Ausfüllung des Fragebogens befundet Haben. Ein 
ſolches Berfahren empfiehlt fich ſowohl aus praftifchen Gründen, wie auch 
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zur Sicherſtellung einer einheitlichen wiſſenſchaftlichen Verarbeitung des ge— 
wonnenen Materials. Wollte man die Nutzbarmachung des letzteren 
jeder einzelnen Verwaltung überlaſſen, die das Bedürfnis empfindet, 
ihre finanziellen Ergebniſſe mit denen anderer Verwaltungen zu ver— 
gleichen, ſo wäre die betreffende Verwaltung zu umfangreichen ſtatiſtiſchen 
Arbeiten und häufig auch wohl zu beſonderen Rückfragen genötigt. 
Damit würde einerſeits der Kreis derjenigen Gemeinden, welche aus der 
Statiſtik Nutzen zu ziehen in der Lage find, auf die wenigen größeren 
Verwaltungen beſchränkt jein, welche über die zu fachgemäßer Be- 
arbeitung des Materials unentbehrlichen jtatiftiich geichulten Arbeits- 
träfte verfügen, während andererjeit3 derjelbe Gegenſtand gleichgeitig an 
verichiedenen Stellen zu bearbeiten wäre. Entjcheidend mußte aber das 
wifjenjchaftliche Intereffe ing Gewicht fallen, das nur dann in richtiger 
Meife gewahrt erjcheint, wenn die Bearbeitung in die Hand einer don 
einem Sachverjtändigen geleiteten Gentralftelle gelegt werden fann, welche 
einerjeit3 die in der erſten Zeit unvermeiblichen Unebenheiten durch 
Rückfragen auszugleichen, jowie die gefammelten Erfahrungen zum Zwede 
der Verbefferung des Fragebogens im Intereſſe aller beteiligten Ges 
meinden zu verwerten haben wird und von deren Thätigfeit andererjeits 
erwartet werden darf, daß durch fie auch diejenigen Armenverwaltungen, 
welche bisher der Statiftif bejondere Aufmerkſamkeit nicht geſchenkt haben, 
auf die Bedeutung derjelben Hingewielen und zu Vergleichungen ihrer 
Berhältniffe mit denen anderer Gemeinden werden angeregt werden. 
Erfreulicherweife hat ſich Herr Silbergleit, Direktor des ftatiftifchen 
Bureaus der Stadt Magdeburg, welcher ala Mitglied der Kommiffion mit 
den Intentionen der leßteren genau vertraut iſt, bereit gefunden, die 
Bearbeitung der Ergebnifje der Umfrage zu übernehmen. Damit ijt 
nicht nur die einheitliche Geftaltung der Armen - Finanzitatijtif nach- 
Maßgabe des Fleich’ichen Antrages in die Wege geleitet, jondern zu- 
gleich auch im Sinne der Zimmermanſchen Anregung die Gewähr ge- 
geben, daß die Armenverwaltungen durch häufiger ala einmal jährlich 
wiederfehrende ftatiftiiche Anfragen fernerhin nicht mehr behelligt werden. 

Der Anhalt der vorjtehenden Ausführungen läßt ſich in die nach— 
jtehenden, der Yahresverfammlung zur Annahme empjohlenen Leitjäße 
zuſammenfaſſen: 

J. Zur Erlangung vergleichbaren ſtatiſtiſchen Materials 
empfiehlt fi eine auf die Städte von mindeſtens 25000 Ein— 
wohnern bejchränfte periodifche Umfrage an der Hand des 
borgejhlagenen Fragebogens. 

I. Der alljährlih für das Wirtjhaftsjahr vom 
1. April big zum 31. März auszufüllende Fragebogen ift 
an einer Gentralftelle einheitlich zu bearbeiten und das 
Ergebnis den beteiligten Armenverwaltungen fojtenfrei 
au übermitteln. 
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Anlage 1a. Königreich Bayern, 


Stragebogen 1. 
geiftungen der gemeindlichen Armenpflege im Jahre 1... 


L Anterſtützte Berſonen. 


Perſ. Mt. 
1. Wie viele — en im ganen ah 
unterftüßt . . 
wie viele hiervon 
a) mit Geld . . F 
b) durch Naturalleiſtungen —F 
c) durch Unterbringung in Heil-, Pilege Gr: 
ziehungsanftalten u. j. w., u. 
2. Wie viele Familienglieder nahmen an gr den 
— gewährten Unterſtützung teil? . 
ie viele von dauernd Unterſtützten (Ziff. 1) waren 
jugendliche Perſonen, welche 
a) auf Rechnung der — — ai und 
erzogen wurden . . 
b) bloß hulgeldbefreiung ober“ Lehrmittel: 
befreiung erhielten . . 
4. Wie viele Perſonen wurden vorübergehend unterftüßt 
a) ganz oder teilweije ————— ——— 
b) arbeitsfähige Perſonen 


oO. Abſchluß der Armenkltaſſa⸗Rechnung. 


1. Einnahmen. 
Titel I. Einnahmen aus den Vorjahren 

: U. Einnahmen aus den Nußungen des Lotalarmenfonds 

-III. Einnahmen aus den ſtiftungsgemäß für die Armen— 
fafle verfügbaren Nußungen örtlicher Wohlthätig- 
feitöftiftungen . . 

: IV. Einnahmen auf Grund beſonderer geiehlicher Be 
ftimmungen . 

⸗ V. Einnahmen aus örtlichen Abgaben für Öffentliche 
Beluftigungen u. j. w. . 

» VI. Einnahmen aus Zuſchüffen anderer Kaffen (dom 
Staat, von der Streisgemeinde, vom RIRRUER: J * 

= "VL, Einnahmen aus Griaßleiftungen . ; 

: VII. Sonſtige Einnahmen . . 

IX. Einnahmen aus den zur Dedung des Deficits der 

Armenkaſſe von der Gemeinde —————— on. 


Summe der Einnahmen . . . : an ——— 


b 


E ———— 
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DIE, 


Tite 9— den Beſtand der RE 

: I. au die Verwaltung . - 

———— en .. 

=» IV. Aland en für emenhäufer, Diagagine und Urmens 
Y Grfapleiftun —F — ee i s 

. i atleiftungen an anderen emenp gen : 

: VI Sonſti ige Ausgaben . . ; 
Summe der Audga 


. Stand des — Grundftodvermögens (Sofalarmenfonde) . 


II Stranfkenkaffen. 


a) ——— (Artikel 20 des Geſetzes) 
1. beſteht in der Gemeinde eine gemeindliche Krankenkaſſe? 
Wie groß ift die Gefamtjumme der Jahresbeiträge in Mark? 
) inbufteieller oder gewerblicher Unternehmen. 
. Wie viele jolcher 7” beitehen in ber Gemeinde ? 
2. Wie groß ift die Geſamtſumme der Jahresbeiträge in Mark? 
IV. Gemeindliche Anflalten und Einrichtungen, 
Einnahmen rentieren- 
Zahl? | Ausgaben? an Erfah» des Ver- 
—— J 
1. Pfründehäuſ * 
ndehäufer . . ne ee a nee ge de : 
2. Anftalten für Unterbrin- 
gung von Waijen, Findel⸗ 
» undanderenarmen Kindern 
3. Anftalten für verwahrlofte 
Kinder. . 
4. Rleintinberbetvafranftalten 
5. Suppenanftalten . . 
6. Armenbeichäftigungsan- 
ftalten . A tee 
7. Krantenanftalten ; j 
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Anlage 1b. Königreih Bayern. 


Sragebogen II. 
Leiftungen der diftriftiven Armenpflege im Jahre 1... 


IL Seiftungen des Piftrikts. 
1. Geſerich Diſtriktslaſten: Mt. 
Unterſtützung überbürdeter Gemeinden. Zahl derſelben 
a der Unterftüßu 
b) für Unterhaltung ber beftebenben Diftrittd-Wohlthätigkeits- 
und Sranfenanftalten . 
c) für Admaffierung und Mehrung des Diſtrikisarmenfondo 
Freiwillige Leiſtungen: 
a) für Errichtung neuer EN WERDAUEN — 
b) ſonſtige Leiſtungen. — 
3. Stand des len Diſtriktsarmenfonds 


oO. Diſtriktive Anftalten und Einrichtungen. 


. Einnahmen rentieren- 
Zahl? Ausgaben? an Erjahe bes Der: 
gen er 


» 


Mk. ME. 
1. Armen : — — 
ftalten. . re ee re a a — 
2. Strmenbejchäftigungsan- 
ftalten. . Be wa re a a zen te — — 


3. Anſtalten zur Unterbrin⸗ 
gung von Waiſen und 
anderen armen Kindern 

4. —— für — 
lofte Kinder.... 

5. Krankenanſtalten. 
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Anlage 1c. Königreich Bayern. 


Stragebogen III. 


Für die in einer Gemeinde befiehenden Wohlthätigkeitsftiftungen 
und Privat-Wohlthätigkeitsvereine und Anfalten, 


Art. 28 Abſ. II des Geſetzes über die öffentliche Armenpflege vom 29. April 1869. 


ME. 
Die haben fi auf das Jahr 1... zu beziehen. 
ame ber — van: es Vereines — er Aüntalte 


weck?. — 
efamteinnahmen . 
ı ihn auf ben Zweck (mit Ausſchiuß ber Verwaltungs: 
piten).. . 
. Stand des rentierenden Vermögens . 
5 Sl der unterftüßten PBerjonen . 


Anlage 2. Großherzogtum Oldenburg. 


Auszug aus den Armenrechnungen ber ——— des Amts . 
für das Rechnungsjahr 1. Mai 1.. 


A. Einnahmen. 


Mt. ME. 

I. Aus früherer Rechnung: 
1. rn — Receß — . . . . 
2. Rüdftände — Reftanten — . . .» >% EEE 
Sa. — 


II. Aus der Verwaltung des 
eigenen Vermögens: 
1. Des gehe end Mt. Mt. 
Sr öhnlihen Einnahmen s 
b) Aus tube bon Grund: 
ftüden und Gebäuden — 
aus Ablöfungen . ’ 
Sa’ i 
g* 
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2. Des Kapitalvermdgens ME. ME. 
a) An Zinjfen. . De 
b) An abgetragenen Aapiialien 
Sa. 
3. Des Mobiliarvermögens . — > r 
Sa. 
III, An Vermähtnifen, Schenkungen, freiwilligen 
Beiträgen u. ſ. w.: 
1. Bermädtnifie und a ie en re et ———— 
2. Freiwillige Beiträge, Slingelbeutelgelder u. j. w. 
Sa. 


IV. An Zufhüfen und vertragsmäßigen Leitungen: 


1. Aus ber Lanbesfafle . 
2. Aus generellen Fonds —— 
3. Aus anderen Gemeindekaſſen. 


Sa. 


v. An zurũckgezahlten Vorſchuſſen und Anterſtützungen. 
1. Aus den generellen Fonds und von anderen Ge— 


meinden . 
2. Aus der Amtsverbandätaffe für die Anterftühung von 
Sandarmen . 


3. Bon einzelnen Gemeindebürgern: Me 
a) Vorſchüſſe auf Zeit. . . . u 
b) Armenunterftüßungen . 


Sa. ; 
Sa. 
VL An Erlös aus dem Verkauf: 
1. don Arbeiten der Armen . 
2. des Nachlafles von Armen . 
3. aus anderen Gemeinbelafjen u % 
Sa. 


VII An Gebühren, Brüden u. f. w. . 
VIII An Armenbeiträgen 
IX. Angeliehene Bapitalien . 
X. Sonftige Einnahmen . A 
Gejamteinnahme 


B. Ausgaben. 


J. Vorſchuß des Rechnungsführers . 


II. Allgemeine Verwaltung: 


L * 3 des aa * —— w.. 
Geſchäftskoſten . . u. 


Sa. 


eo 


4. 


IV. 


1. 
2. 


Mt. 
III. Verwaltung des eigenen Vermögens : 
Des Grundvermögens: ME. 
a) gewöhnliche — EEE 
b) außerordentliche . 
des ee — belegte — — . 
der Schulden: Mt. 
Ye: 
b) abgetragene Schulden . ; 
Sa ee 
bes beweglichen Vermögens — —F en 
Sa. 
Vertragsmäßige Leitungen an andere Gemeinden. 
V. Armenunterfüßungen: 
Ausdingungsgelder — 
Monatsgelder 
Vahrungsmittel 
Kleidung. 
euerun 
— 
ranke is Arznei, —— bes Arztes u. i. w. 
en, t (Schulgeld, — — SOME: 
fonftige Unterftügungen . — 
Sa. 
VI Vorſchuſſe: 
. für generelle Fonds und andere re ; 
an einzelne Gemeindebürger — auf Zeit — 
Sa. 
VII. £ür rohe Materialien (Slads, Wolle * ſ. w.) 
und Arbeitslohn für Arbeiten der Arm — 
VIII Ruckſtändig gebliebene a 
zum Abzug —— ran: — 
genehmigte Rüdftände . . > 
Sa. 
IX. Sonfige Ausgaben . . . 
Gejamtaudgaben 


© Read 
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C. — 
Die Geſamteinnahme beträgt . 
Die Gejamtaudgabe beträgt . . 
Es entfteht demnach Kaflenbehalt 
Vorſchuß des Rechnungsführerz . 


Mt. 


D. Nicht in Rechnung — ver⸗ 
ee jäbrlicher Mietwert der ae 


Bäufer 
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Anlage 3. Herzogtum Braunſchweig. 
Jahr.... Kreid...... Gemeinde... ..... 
Armenkaſſe. 








Einnahme 





11 Beſtand aus der Vor— 
rechnung 

Erſtattungen 
Vorrechnung . 

reg aus den Bor: 


aus ber 


. oh 8 8 8 hs“ 


jahre 
Bon Grundftüden und 
Berechtigungen: 
a) Von Gebäuden . . 
b) Bonfonftigen Grund: 
ftüden 
c) Von Berechtigungen 
v| Zinfen und Kapitalien. 
Abgabe von Tanzmufifen 
Sonftige Abgaben (Dun- 
defteuer u. — J— 
Angeliehene Kapitale. 
Nüczahlungen auf aus: 
geliehene Kapitale . 
X Fir Gefindedienftbücher. 
Nermäctniffe und Ge: 
ihenfe. . . ... . 
Zurüderftattete Kur: und 
Verpflegungsfoften: 
a) Vom Kreiſe. i 
b) Bon Armenverbän: 
den 
c) Bon Privaten. . . 
Zuſchuß aus der Ge: 
meindekaſſe 
Sonſtige Einnahmen. . 


Summe aller Einnahmen 


XIII 
XIV 


.n Hr 0 80 







Ausgabe Mt. | Bi. 



















Vorſchuß aus der Vor— | 


SERDNIE : 2 = © = + Mancal or 
Vergütungen aus der 

aß ee ee 
Öffentliche Abgaben und 


Brandfaflengelder von 
den Grundftüden . . 
"| Verwendungen auf das 
Grundeigentum: 

a) Für Gebäude . . 
b) Mi jonftige Grund: 


Für die 
Rute 


) Sinfen 
) Ordentliche Abträge. 
c) Außerordentliche Ab: 
träge und zurückge— 
zahlte Kapitale . . |....|.» 
Barunterftüßung an 
Ortsarme: 
a) Laufende 
b) Einmalige. .. 34410 
Naturalunterftühung an 
Drtsarme: 
a) Yaufende 
b) Einmalige ER 
Für Unterbringung in 
Anftalten, und zwar: 
a) In Krantenhäufern. J. . . . . . 
b) In Irrenanſtalten. 
c) An Apdiotenanftalten 
d) In Blinden: und 
Taubſtummenanſtal— 


æ4MA—2 





c.1——2— 


Armenkaſſen— 


2 





ten 
e) A der Herzoglichen 
Erziehungsanftalt 
Wilhelmſtift in 
Bevern 
IXJArzt- und Apothekerkoſten 
XJBBegräbniskoſten . .. .J.... .. 
XILWaiſenunterſtützungen .J.... .. 
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Kap. Einnahme | 


PKap. Ausgabe 
ME Bi. ap gi 


' XII] Schulgeld für Kinder un- 
| emittelter Eltern . 
IXIIT | Unterftüßungen an Rei: 
Vene Beh und Reiſe⸗ 
XIV Borkpuieife Unter: 

ftüßung Armer ohne | 

Unterftüßungswohnfig 

in der Gemeinde - . |..».|.. 
XV Ansgeliehene SKapitale 
und angekaufte Wert- 
papiere, einſchließlich 
Stüdzinjen auf Wert: 
Yablere » » 2...“ 

XVIJ Sonftige Ausgaben 


Summe 'aller Ausgaben |.... 


Abſchluß. 

Die geſamte Einnahme 
beträgt. -. - ... .» 
die Ausgaben dagegen - 
mithin ift 
Kaflenvorrat - . » 1 
Kaſſenvorſchuß . - f 














„aloe 





“en ual| »» 








II. 
Die armenärztlihe Thätigkeit. 


Don 


Dr. Bulius Htern, 
praftifcheın Arzt und ſtädtiſchem Armenarzt in Berlin. 


Vorbemerkung. 


Die Erörterung der „armenärztlichen Thätigkeit” in der Verſamm— 
lung des Deutichen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit entjpricht 
einem don mir und in armenärztlichen Kreiſen längft gehegten Wunfche. 
Zur Borbereitung der Verhandlungen habe ich in Gemeinfchaft mit dem 
Sorreferenten Herrn Stadtrat Dr. Münfterberg einen, die armen 
ärztliche Thätigfeit nach verichiedenen Richtungen Hin erörternden Frage» 
bogen aufgejtellt, der an 114 Stadtverwaltungen, und zwar: 

41 Armenbehörden von Städten über 60000 Einwohnern und an 
73 Armenbehörden von Städten unter 60000 Einwohnern 
verjandt wurde. 

Bon eriteren haben 38, von letteren 56 Verwaltungen, zum Zeil 
in jehr ausführlicher Form und unter Beifügung reichlich erläuternden 
Materiald geantwortet, und zwar: 

ad 1, Königsberg, Danzig, Stettin, Poſen, Breslau, Görlitz, Magde- 
burg, Erfurt, Altona, Kiel, Hannover, Dortmund, Kafjel, Frankfurt a.M., - 
Wiesbaden, Barmen, Düffeldorf, Duisburg, Elberfeld, Efjen, Krefeld, 
Köln, Münden, Nürnberg, Augsburg, Dresden, Leipzig, Chemniß, 
Stuttgart, Karlsruhe, Mannheim, Darmftadt, Mainz, Braunjchweig, 
Hamburg, Kübel, Bremen, Straßburg. 

ad 2, Memel, Tilfit, Elbing, Potsdam, Brandenburg, Frankfurt a.D., 
Kottbus, Köslin, Stralfund, Kolberg, Bromberg, Gnejen, Schweidniß, 
Glogau, Liegnitz, Beuthen O.Schl., Königshütte, Kattowitz, Gleiwitz, 
Ratibor, Merſeburg, Hildesheim, Osnabrück, Münſter, Bielefeld, Bochum, 
Iſerlohn, Fulda, Hanau, Koblenz, Remſcheid, Trier, Rheydt, Regensburg, 
Bautzen, Zittau, Zwickau, Pforzheim, Offenbach, Worms, Wismar, 
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Apolda, Weimar, Ofdenburg, Meiningen, Altenburg, Koburg, Gotha, 
Köthen, Deſſau, Rudolftadt, Greiz, Gera, Sonderöhaufen, Kolmar i. E., 
Metz. 

Ihnen allen für die gewährte Unterſtützung an dieſer Stelle herz— 
lichen Dank auszuſprechen, iſt den Berichterſtattern angenehme Pflicht. 


J. Allgemeiner Teil. 


Bei einer Durchmuſterung der bisherigen Schriften unſeres Vereins 
fand ich, daß die armenärztliche Thätigkeit nur ganz gelegentlich 
geſtreift worden iſt. Um ſo mehr hoffte ich, daß eine Bearbeitung dieſes 
Stoffes mancherlei erwünſchte Anregungen für den Verein ergeben würde, 
mit deſſen Beſtrebungen er, als ein Teil der Armenpflege, einen un— 
verkennbaren Zuſammenhang hat. 

Böhmert hat in ſeinem Sammelwerk: „Das Armenweſen in 77 
deutſchen Städten und einigen Landarmenverbänden“, Dresden 1886, 
nur bei dem Bericht über die offene Armenpflege der Stadt Berlin 
der Thätigfeit der Armenärzte kurz gedacht und ihre Zahl und ihr Gehalt 
nad) dem letzten amtlichen Bericht angegeben. Aus dem übrigen, in 
Böhmerts Werk bearbeiteten Städten ift auch nicht eine kurze Mitteilung 
hierüber enthalten. 

In feinem Bericht auf der Magdeburger Yahresverfammlung des 
Deutichen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigfeit im Jahre 1887 — 
„Die Organifation der offenen Srankenpflege” (Heft 4 der Schriften und 
Het 5 Verhandlungen des Vereins) — hat Ludwig-Wolf Hervor- 
gehoben, daB eine gejonderte Darftellung und Bejprechung der offenen 
Armenpflege angezeigt fei, daß fie biöher nur bei der Erörterung über 
die ländliche Armenpflege und bei Verhandlungen über Kinderfürforge 
berührt worden ſei. 

Wir empfangen aus jeinem Bericht einen Überblick über die An— 
ftellung und Wirkfamfeit der Armenärzte in zahlreichen deutichen Städten 
und Ortöverbänden, über die Mängel und Wünſche in Bezug auf die 
offene Armenpflege auf dem Lande, Wünfche, die zum Teil leider big 
zum heutigen Tage unerfüllt geblieben find. Ich darf aus diefem Bericht 
- hervorheben, daß in der Provinz Poſen die offene Armenpflege auf dem 
Lande „auch nur des Scheines einer Organijation entbehrte. Da Arzte 
fih auf dem Lande nie niederlaffen — die Praxis würde nie eine aus— 
kömmliche fein — jo ijt e8 naheliegend, daß ärztliche Beſuche viel Geld 
foften und Ortsvorftände fich ſchwer dazu bereit finden lafien. Weit» 
verziweigter Aberglaube und ein gewifler religiöjer Fatalismus halten das 
Vertrauen auf ärztliche Hilfe zurüd” !. 

Aus Schlefien wurde berichtet, daß feſt remunerierte Armenärzte 
auf dem platten Lande und in wenigen größeren ländlichen Gemeinden, 
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jowie in wenigen Ortichaften des oberſchleſiſchen Induſtriebezirks angeftellt 
find, — in Sachſen nur in ganz wenigen ländlichen Ortichaften, — 
aus MWeitfalen, daß zur Zeit zahlreiche Anftalten zur Heilung und Ber- 
pflegung erwerbaunfähiger und erkrankter Perjonen erijtierten, die teils 
durch Liebesgaben, teild von Zuſchüſſen der Gemeinden erhalten werden, 
daß ferner in Städten wie Dortmund und Giegen die offene Kranfen- 
pflege Lediglich der freiwilligen Thätigfeit anheim geftellt ſei, — 
aus der Rheinprovinz, daß die Landgemeinden nur mangelhaft ihre 
Pflicht erfüllten, — aus dem Regierungsbezirk Kafjel und aus Schleswig- 
Holftein, daß einzelne Landgemeinden fejtbejoldete Armenärzte hätten, — 
aus Hannover mit bejonderer rühmlicher Anerkennung, daß der Kreis 
Ülgen 6 Kreisarmenärzte angeftellt habe. 

E3 wurde ferner berichtet, daß in dem Großherzogtum Heſſen die 
ärztliche Behandlung auf dem Lande mangelhaft ſei. DBielfach werde 
geklagt, „dab wegen der geitiegenen Anforderungen der Arzte arme 
Kranke die Zuziehung der Arte unterlaffen oder binaugjchieben” ', — 
daß im Herzogtum Anhalt eine offene Armenpflege nur in den Städten 
Deflau, Köthen, Zerbit, Bernburg und Ballenjtedt entwidelt ſei, — daß 
in der Stadt Altenburg feine fommunale Armenpflege fich gebildet 
habe, — daß in Schwarzburg-Sonderhaufen nur in den Städten, in 
Waldeck nur ganz vereinzelt von den Ortsarmenverbänden remunerierte 
Armenärzte angejtellt find — daß in Koburg-Gotha die Phyfifer und 
Amtswundärzte zur unentgeltlihen Behandlung der armen Kranken ver- 
pflichtet jeien, und daß dieſe Fürſorge fich bis jet auf dem Lande als 
ausreichend erwiejen habe, — daß in gleicher Weije in Elfaß-Lothringen 
die armenärztliche Thätigkeit zu den Funktionen der Kantonalärzte ge- 
höre, deren Leiſtungen je nach der Ausdehnung des Bezirks verjchieden 
fein müßten. 

Bejonders hervorgehoben wurde aus dem, Königreich Sachſen Die 
Unterftüßung, die der Staat als Beihilfe an Ärzte gewährte, die ſich 
auf dem Lande niederlaffen, in gleicher Weife, wie im Großherzogtum 
Baden neben der gejeglichen Berpflichtung der Staat und größere 
Armenverbände Beiträge bewilligen; — in Württemberg und Bayern 
jeien die Bezirfd- und Oberamtsärzte gegen Erſatz der Reijefoften zur 
unentgeltlihen Behandlung der armen Kranken verpflichtet, daneben 
würden namhafte Zuſchüſſe, beſonders aus Kreisfonds aufgewandt, 
um die Niederlaſſung von Ärzten in ärmeren Gemeinden zu erleichtern 
und zu fördern. 

Im Anſchluß an die Berichterſtattung Ludwig-Wolfs wurde in der 
angeregten und lebhaften Diskuſſion der Magdeburger Verſammlung 
darauf hingewieſen, daß durchaus nicht überall in deutſchen Landen das 
unumgänglich Notwendige für unſere Armenkranken geſchehe, daß 
es nicht wahr ſei, wenn etwa geſagt werde, es ſtehe überall wenigſtens 
ärztliche Hilfe bereit, — es wurde betont die Schwierigkeit der ärztlichen 
Fürſorge insbeſondere auf dem Lande, wo eine kräftigere und gründ— 
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lichere Regelung der Armenpflege, ſei es unter Mitwirkung der Geſetz— 
gebung, jei e& im Berwaltungswege anzuftreben ſei. Eine Beflerung in 
dieſer Richtung wurde von der neuen Organijation der Arbeiterverficherung 
in den Krankenkaſſen erhofft. 

In der darauf folgenden Schlußabftimmung wurden 5 Thejen an- 
genommen, von denen für unjere jegige Erörterung die erjte und dritte 
in Betracht fommen: 

„I. Die offene Krankenpflege an Unbemittelten bildet 
ihrer inneren Natur nach einen Teil der offenen Armen- 
pflege.“ 

„3. Die gejeglihe offene Krankenpflege erfordert 
mindeſtens die Bewilligung freier ärztlicher Hilfe und 
der Arznei, welche jedem Unterſtützungsbedürftigen leicht 
zugänglich gemacht werden ſollte“ .... 

Aus den warmherzigen und belehrenden Berichten der Herren 
Dr. Hauſer und Düttmann über „die Kranken- und Hauspflege auf 
dem Lande“, erſtattet auf der vorjährigen Verſammlung unſeres Vereins 
zu Breslau, erſehen wir, daß faſt wichtiger, als Arzt und Arznei für 
das Land die Beſchaffung richtiger, zielbewußter Pfleger ſei. Die Be— 
ſchaffung ärztlicher Hilfe ſei nicht bloß erſchwert durch die fehlenden 
Mittel, ſondern durch die weiten Entfernungen, die ungenügende und 
verſpätete Erfüllung der Gemeindeverpflichtung, den Unfallverletzten freie 
ärztliche Behandlung und Medizin zu gewähren, die Bevorzugung don 
Kurpfujchern, Ziehmännern und Schäfern, die Indolenz der Land— 
bevölferung, die ein Heilverfahren, wenn überhaupt, meiſt viel zu jpät 
einleiten läßt. 

Nur vereinzelt (Heffen, Baden) wird aus den Mitteilungen der 
BVerficherungsanftalten hervorgehoben, daß ärztlicher Rat hinreichend zur 
Verfügung ftehe und daß er auch auf dem Lande Beachtung finde. — 

Diefer furze Rüdblid auf die bisherigen Ermittelungen und Ber- 
bandlungen wird es erflärlich erjcheinen laffen, daß der Berichterjtatter 
über „die armenärztliche Thätigkeit“ nicht auch die ländlichen Berhält- 
niffe von neuem zum Gegenjtand einer Unterfuchung gemacht hat. Es 
fann — To ſcheint e8 ihm — nicht ausbleiben, daß das Bedürfnis nach 
BVerbefjerung und Ausbreitung diejer natürlichiten humanitären Be— 
ftrebungen in immer weiteren Kreiſen an Ginficht gewinnen und zu 
Erfolgen führen wird, wie fie die deutjchen Städte zu ihren edeljten 
NRuhmesthaten in den legten Jahrzehnten zählen dürfen. Naturgemäß 
können dieje Kulturfortichritte nur langſam vor fich gehen, indes — die 
tiefere und vollfommenere Ausbildung der jocialpolitiichen Geſetze, das 
bordringende Verjtändnis für deren mohlthätige Wirkjamfeit werden 
auch Hier Wandel jchaffen, das Beifpiel der jtädtifchen Organifationen 
wird befruchtend und belebend wirken, die immer mehr an Boden ge- 
winnenden DVereinöbejtrebungen zur Förderung und DBerbeilerung der 
Volkswohlfahrt werden unter Anpafjung an bie nen Verhältniſſe 
unterſtützend und helfend eingreifen. 
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Die Verpflichtung der Gemeinden, im Bedürfniäfalle die ärztliche 
Fürjorge für ihre Armen zu übernehmen, bat jchon das preußilche 
allgemeine Landrecht jeitgejtellt. Das Geſetz, betreffend die Ausführung 
des norddeutichen Bundesgejeßes über den Unterftüßungswohnfig vom 
8. März 1871 verfügt in $ 1: 

„Jedem Hilfsbedürftigen Deutichen ift von dem zu 
feiner Unterjtüßung verpflichteten Armenverband...., 
die erforderlihe Bilege in Krankheitsfällen u |.w..... 
au gewähren.“ 

Mit dem Jahre 1873 gewann diejeg Gejeh auch für Baden und 
Württemberg Geltung. Außerdem bejteht in Deutichland in dieſer 
Richtung noch eine gejonderte bayriſche und eine gejonderte elſaß-lothrin— 
giiche Gejehgebung. Die erjtere verpflichtet unter Feithaltung am Heimat3- 
recht die Diftriftsgemeinden und darüber hinaus nötigenjall3 die Kreis— 
(Bezirk3-) Verwaltungen zur Unterftüßung der mit Armenlaften etwa 
überhäuften Gemeinden. Die reichsländifche Gejeggebung kennt weder 
Unterftügungswohnfig, noch Heimatsrecht, fie überläßt grundſätzlich die 
Berforgung der Hilfsbedürftigen der privaten Wohlthätigfeit. Im übrigen 
wird in der offenen Armenpflege armen Kranken freie ärztliche Behand 
lung und Arznei gewährt, wofür die Koſten zum Teil aus freiwilligen 
Beiträgen der Gemeinden, zum Zeil aus Zujchüffen des Staats bejtritten 
werden. 

Die in weiterer Folge in Deutjchland zur Geltung gekommenen 
jocialen Geſetze (Krankenkaſſen, Unfal-, Alters- und Invaliditäts- 
verficherung) haben durch Bereitjtellung rechtzeitiger ärztlicher Hilfe vor- 
beugend gewirft, fie haben die Armenfürforge zum Zeil durch VBerficherung 
erjegt und eine Verminderung der Armenkranken mittleren Lebensalters 
herbeigeführt. Freilich ift auch andererjeits der armenärztlichen Thätig- 
feit ein Zuwachs geworden durch Übernahme der chronischen, meiſtens 
dauernd erwerbaunfähigen Kranken, bei denen die Verpflichtung der 
Krankenkaſſen aufgehört hat und es bleibt auch Hier zutreffend, was 
Brintmann auf der Yahresverfammlung unfere® Vereins 1897 in 
Kiel, anjchließend an feinen Bericht!, ausgeführt hat: 

„DaB die Armenpflege in allgemeinen von den Wirkungen der 
focialen Gejeßgebung nicht bloß entlaftet, jondern auch jtellenweife be— 
lajtet wird." — 

Neben der Verpflichtung, die Armenkranken mit ftet3 bereiter, aus— 
reichender ärztlicher Hilfe zu verforgen, hat ſich — befonders in den 
größeren Städten — immer mehr die Einfiht Bahn gebrochen, ein wie 
wichtige® und bedeutungsvolles Glied der Armenpflege in dem Armen: 
arzt zu juchen ift. In der Erkenntnis, daß es ein Bedürfnis ift, nicht 
nur einen Berater der Armenkranken innerhalb und außerhalb ihrer 
Wohnungen zu haben, jondern auch einen jachverftändigen Beijtand für 


! Brinfmann, Die Armenpflege in ihren Beziehungen zu den Leiftungen 
der Socialgefebgebung (Schriften des Deutichen Vereins für Armenpflege und Wohl- 
thätigfeit, Heft 29). 
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die vieljeitigen Erwägungen der Unterftügungsbedingungen, der Erwerbs— 
fähigkeit, der Unterbringung in Verforgungs- und Krankenanſtalten u. T. w. 
haben die Armenverwaltungen danach gejtrebt, die Befugnifle der Armen» 
ärzte zu erleichtern und zu erweitern, jowie ihre Verbindung und Ber- 
ftändigung mit den engeren und weiteren Zweigen der Verwaltung zu 
einer innigeren und nußbringenderen zu geftalten. Die Armenärzte 
andererfeit3 haben die Überzeugung gewinnen müffen, daß fie, um ihre 
Erfahrungen dem Einzelnen und dem öffentlichen Wohl nugbar zu machen 
— wie Roth es in der Einleitung zu feiner befannten Schrift: „Armen 
fürforge und Armenkrankenpflege“ ! richtig bezeichnet — „der Kommunal: 
und GSocialdygiene in allen Gemeindeeinrichtungen fortdauernd ihre 
Aufmerkjamkeit zuwenden, daß fie „reges und andauerndes Intereſſe für 
die Forderungen der Gefundheitspflege” haben müſſen, da „auf jocialem 
Gebiete auch nur derjenige Erfolge zeitigen wird, der dem Einzelnen nicht 
bloß mit den Almofen, jondern vor allem auch perſönlich und menjchlich 
näber tritt“. 

Wie fih nun heutigen Tages die armenärztlidhe Thätigfeit 
in ihren verjchiedenen Beziehungen zu den Berwaltungsbehörden und zu 
den Kranken gejtaltet hat, das joll an der Hand der Auskünfte der 
Eingangs genannten deutichen Städte Hier dargelegt werden. Daran 
Toll der Verſuch geknüpft werden, Einrichtungen, die fich örtlich bewährt 
haben, hervorzuheben und fie weiteren Kreifen zu empfehlen, Fragen, die 
im Vordergrund des allgemeinen Intereſſes ftehen, näherer Beiprechung 
zugänglicher zu machen. 

Der Fragebogen, deffen Anordnung ich mich im weiteren an« 
Ichließe, Tautete folgendermaßen: 


Fragebogen, 
betreffend die armenärztliche Thätigkeit. 
1. Anjtellende Behörde 


Magiftrat — Armenverwaltung. 

Dienjtaufficht — Beſchwerdeweſen — Arztlicher Ausſchuß. 
Dienſtanweiſungen. 

Armenärztliche Vereinigung. 


2. Formen der Anſtellung 


A. Beamtete Ärzte? 
Voller Beruf? 
Nebenamtliche Thätigfeit? 
Bezeichnung ber beamteten und Privatärzt 
Armens, Kommunal», Diſtrikts-, ei Stadtarzt. 
Befoldung 
jene "Gehalt? Teiperngiraiigt 
aufchquantum ? | 
Vergütung von Fall zu Fall? Höhe der Befoldung. 
Vergütung i in beſonders jchwierigen Fällen 
(Operationen, Entbindungen u. ſ. w.) 
Iſt Gehalt penfionsfähig? 


! Berlin 1893. 
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Auswahl der Perfönlichkeiten :; 
Öffentliche Ausichreibung? wiſſenſchaftliche Vorausſetzungen? 
wie lange nach Approbation? Bevorzugung jüngerer Ärzte? 
Anfäffigkeit im Bezirk? 

Dauer de3 Amts?! 

‚ Zebenslänglid? — mehrere Jahre? — Wiederwahl zuläffig? 
a vorgejchrieben ? — Ausſcheiden nad beftimmten 
urnus? 


Stellung zur Armenverwaltung; 
Mitglied der Armenverwaltung? — der örtlichen Bezirfe? — 
mit bejchließender? mit beratender Stimme? — 
Verpflichtung zur Teilnahme an den Situngen? 
B. Nicht beamtete Arzte: 
Freie Arztwahl? — beichränff freie Arztwahl? — 
nah der Kopfzahl ber Bezirk: Bevölkerung oder der 
Kranken? 
nach der Zahl der behandelten Fälle — der Beſuche — 
der Beratungen im Hauſe des Arztes. 


C. Specialärzte? 


Direkte Zuweiſung? — Zuweiſung durch die Armenärzte? — 
Befugnis zu ſelbſtändiger Verordnung — Vergütung? 


3. Ortlicher Umfang der Thätigkeit: 
Ganze Stadt — beſtimmte Bezirke — Größe des Bezirks: nach 
tadtteilen, 
nach Seelenzahl, nach erfahrungsmäßiger Krankenzahl, 
— ein oder mehrere Armenbezirke — 
— Entfernung der Grenze des Bezirks von der Wohnung, 
— jährliche Krankenzahl? 


4. Thätigkeit erſtreckt ſich auf 

a) nit ame der Kranken, — der Frauen und Sinder von Land— 
wehrmännern. 

b) Unterfuchung auf den Grad der Erwerbafähigfeit. 

c) Ausftellung von Zeugniffen über Impfungen, Scyhulverjäumniffe, 
Unfälle, Invalidität, Transportfähigfeit, — Zuweiſung an Kranken: 
häufer, Todesbejcheinigungen. 

d) Neben offener Armenpflege auch geichlofjene Pflege und Waijenpflege? 

e) Unterfuhung auf Grund polizeilicher Requifition. 

Behandlung: 

a) Konjultationen im Haufe des Arztes 

b) he in der Wohnung des Kranten — 

c) Verordnungen; Arzeneien, — mechaniſche Heilmittel (Bruch: 
bänder, Sprigen, Bandagen, Stüßapparate ze.) — Bäder — 
diätetifche Heilmittel — Mitwirkung der Armenverwaltung 
oder direfte Anweijung ? 

Formulae magistrales? Behandlung dringlicher Fälle. 


Führung von Journalen: 
Krankenftatiftit, epidemifche Meldekarten; — Monats, Viertel» 
jahr3-, Jahresberichte? — nad) befonderem Schema? an Ber: 
waltung oder an den Phyſikus? 
5. Iſt mit dem Amte des Armenarztes die Thätigkeit ala Impfarzt 
und — oder — ala Schularzt verbunden ? 
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6. Wird die Thätigkfeit von Arzten vergütet, die mit der Armen» 
verwaltung in feiner Verbindung ftehen — aber in einzelnen 
Fällen Bedürftige behandelt haben ? 

Unter welchen Vorausſetzungen? — 
Maßſtab der Vergütung. 


Zujendung gebräuchlicher Dienftanweifungen, Formulare, Krankenjournale, 
Zählfarten, Jahresberichte zc. jehr erwünſcht! 


Il. Beſonderer Beil. 


1. Anjtellende Behörde; Dienftauffiht; Dienſtanweiſungen; 
ärztlicher Ausſchuß; armenärztlihe Vereinigung. 


Die Anftellung der Armenärzte erfolgt entweder durch die (ver- 
jchtedentlih benannte) Armenverwaltung jelbjt, wie insbejondere in 
Berlin, oder — wie es meiften® der Fall ift — auf deren Vorſchlag 
durch den Magijtrat oder Stadtrat, feltener durch die Stadtverordneten- 
verfammlung, den Gemeinderat. In Colmar i. €. wählt der Bürger 
meifter auf Borjchlag des Armenrats — in Brandenburg der Magijtrat 
auf Vorſchlag des Arztevereind — in Stuttgart eine Kommiffion aus 
je 6 Mitgliedern der jtädtifchen Armendeputation und der Lokalwohl— 
thätigfeitövereine. 

Die Dienftaufficht und das Beſchwerdeweſen unterliegt der 
Zuftändigfeit der Armenverwaltung, in deren Mitte zuweilen ein ärzt- 
licher Beirat beiteht. In Berlin beruft der Vorfitende der Armen- 
direftion deren ärztliche Mitglieder zu zwanglofen Beratungen, bei denen 
die Angelegenheiten der Armenärzte die erjte Stelle einnehmen; die 
eigentliche Dienftaufficht fteht dem Vorſitzenden der Armendirektion zu. 
In ähnlicher Weile hat in Hamburg das mit der Verwaltung der 
armenärztlichen Angelegenheiten betraute Mitglied des Armenkollegiums 
fich in dem Ausschuß der Armenärzte einen ſachkundigen Beirat geichaffen, 
dem jedoch ein eigentlich beichließendes Votum nicht zufteht. 

In Braunichweig ſteht über den Armenärzten ein Oberarmenarzt, 
in Frankfurt a. M. ein Stadtarzt, der feine Privatprariß treiben darf 
und als technifcher Beirat für die gefamte -Gejundheitspflege gilt. Auch 
Stuttgart Hat einen Stadtarzt, Görli einen „Kommunal“ -Arzt. 

Dienftanweifungen für die Armenärzte find in den meiften 
Städten vorhanden, oft find fie in den allgemeinen Armenordnungen 
enthalten, zuweilen treten an ihre Stelle Verträge. Nur bei 17 der 
eingegangenen Berichte wird das BVBorhandenfein von Dienftanweilungen 
verneint. Die Dienftanweifungen regeln außer der Dauer des Dienft- 
verhältniffes den Umfang der Dienjtpflichten der Armenärzte im Ver— 
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hältnis zur Auffichtsbehörde auf der einen, zu den Armenlommiffionen und 
Hilfefuchenden jelbjt auf der andern Geite, fie treffen Bejtimmungen über 
die Zeit, während deren der Armenarzt zur Verfügung der Kranken 
ftehen muß, über Stellvertretung im Behinderungsfalle (Krankheit, 
Reifen), über die Entfcheidung bei der Auswahl der in jedem einzelnen 
Falle anzumwendenden Heilmittel, über auszuftellende Attejte und Gut- 
achten, über Führung von Kranfenjournalen, Einreichung von periodijchen 
oder ftatiftiicehen Berichten, über die Zumweifung der Kranken an Special- 
ärzte, Heilgehilfen und Kranfenanftalten, über Leichenbefichtigungen, über 
das Verhalten bei epidemifchen und fontagiöfen Krankheiten, über all- 
gemeine Hygienifche Beobachtungen. 

Trotzdem fie inhaltlich im ganzen den gleichen Kern umfafjen, mag 
es zwedmäßig erjcheinen, aus einzelnen der vorliegenden Dienftanweijungen 
bejonder3 prägnante Beitimmungen Hier wörtlich anzuführen: 

„Jeder Armenarzt ift verpflichtet, den Armenkranten und Waijen- 
pfleglingen, welche ihm von den Armenktommijfionen, bezw. den Gemeinde» 
waijenräten ſeines Medizinalbezirts überwiejen werden, unentgeltlich ärzt- 
liche Hilfe zu leiften: 

a) in feiner Wohnung täglich zu einer von ihm bejtimmten und 
von der Armendireftion genehmigten Sprechftunde denjenigen Kranken, 
welche ihre Wohnung verlaflen können, 

b) in der Wohnung der Patienten, jo oft es die Natur der Krank— 
beit erfordert. 

Auch liegt dem Armenarzt die Verpflichtung ob, auf Verfügung der 
Armendirektion oder auf Anjuchen der Polizei innerhalb oder außerhalb 
jeineg Medizinalbezirks verunglüdten oder erkrankten Perfonen, auch wenn 
jolche bisher von den Armenfommilfionen nicht unterftüßt worden find, 
in dringenden Fällen unentgeltliche erjte ärztliche Hilfe zu leijten und 
die von der Polizei in diefen Fällen geforderte Bejcheinigung unentgelt- 
lich auszuſtellen. 

Ergiebt fih nachher Zahlungsfähigkeit des Berunglüdten oder Er- 
frantten bezw. der Angehörigen, jo kann der Arzt für feine Mühewaltun 
Zahlung fordern.” [$ 2 der Dienftanweifung für die Armenärzte Berlins. 

„Die Anmeldungen der Armenfranten beim Armenarzt jollen in der 
Regel während der Sprechftunden gejchehen, jedoch ift der Armenarzt 
verpflichtet, Perjonen, welche vor oder nach der Sprechſtunde mit dem 
vorſchriftsmäßigen Krankenſcheine fich melden, in dringenden Fällen an- 
zunehmen.“ [ibid. $ 4.] 

Ahnlich jagt $ 7 der Breslauer Dienjtanweifung : 

„Jeder Bezirksarmenarzt ift verpflichtet, die Kranken jeines Bezirks 
jelbft und ohne Hilfe eines Aififtenten zu behandeln, auch die Bejuche, 
jo oft und jo lange es die Natur der Krankheit erheijcht, fortzujegen. 

Außerdem wird jeder Bezirfgarmenarzt täglich bejitimmte Stunden 
jeftfegen, in welchen er denjenigen Kranken des Bezirks, welche ohne 
Nachteil ihre Wohnungen verlafjen fönnen, feinen Rat zu erteilen Hat. 
Die Stunden, jo wie jede gewünjchte Abänderung derjelben, find der 
Armendirektion zu weiterer Bekanntmachung anzuzeigen. 

Schriften d. D. Ber. f. Wohlthätigfeit. XLVIII. 4 
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Sn dringenden Fällen wird der Bezirfgarmenarzt auch außerhalb 
jener Sprechftunden Anmeldungen von armen Kranken annehmen.” — 

„Der Armenarzt ijt nicht befugt, wegen zweifelhaft jcheinender Bes 
dürftigfeit einen ihm von der Armenkommiſſion mit Kranfenfchein über- 
wiejenen Patienten zurüdzumeifen und die Armenkommiſſion ift nicht 
berechtigt, die Verordnungen des Armenarztes zu beanjtanden. Wenn 
jedoch der Armenarzt Zweifel über die Bedürftigfeit eines ihm von der 
Armenlommiffion überwiefenen Kranken bat, oder wenn andererfeits der 
Armenktommiffion Bedenken in betreff der vom Armenarzt angeordneten 
Pflegemittel aufjtoßen, jo ift darüber zum Zwed der Prüfung und Auf- 
Härung des alles gegenjeitig Mitteilung zu machen und möglichit 
durch mündliche Rüdjprache eine Berftändigung zwifchen Vorfteher und 
Arzt herbeizuführen. 

Sollte der jeltene Fall eintreten, daß eine Einigung der Meinungs- 
verjchiedenheit nicht zu erzielen ift, jo ift darüber an die Armendirektion 
fofort Bericht zu erjtatten. Durch jolche Beichwerde darf indeflen weder 
die Ausführung der ärztlichen Anordnungen, noch die armenärztliche 
Behandlung des Kranken aufgehalten werden.“ [Aus $ 6 der Berliner 
Dienftanweifung.] 

Dem legten Abſatz fich anjchließend jei aus der Dienftanweifung 
von Zwidau erwähnt: 

„Glaubt der Armenarzt aus von ihm gemachten Wahrnehmungen 
auf Nichtbedürftigfeit des Kranken jchließen zu dürfen, jo iſt er ver- 
pflichtet, der Armenbehörde Anzeige zu machen, ohne jedoch deswegen vor 
Eingang einer Entjcheidung dieſer legteren die übernommene ärztliche 
Behandlung zu unterbrechen.“ — — 

„Wird die Bertretung eines Armenarztes, für welche er in jedem 
alle jelbft forgen muß, bei Krankheit oder jonftiger Behinderung not- 
wendig, jo bat bderjelbe bei der Armendirekftion jchriftlich Urlaub und 
Genehmigung der Vertretungsart wenigſtens eine Woche zuvor, abgejehen 
von plößlich eingetretenen Fällen, nachzufuchen. 

In beſonders dringlichen Fällen oder wenn die Vertretung des 
Armenarztes nur auf fünf Tage erforderlich ift, fann der Armenarzt fich 
durch einen in jeinem Mebdizinalbezirt oder in deffen Nähe wohnhaften 
Arzt und möglichjt durch den Armenarzt eines Nachbarbezirfs vertreten 
laffen; er Hat jedoch der Armendireftion und den Armenfommiffionen 
ſeines Medizinalbezirks jofort von der Vertretung Anzeige zu machen. 

Jeder Armenarzt ift verpflichtet, auf 14 Tage einen benachbarten 
Armenarzt unentgeltlich zu vertreten.“ [8 17 der Berliner Dienſt— 
anweijung.] 

Dagegen jagt die Frankfurter Dienjtanweifung: 

„Notwendig werdende Bertretung ift beim Stadtarzt anzumelden, 
der fie mit thunlichfter Einhaltung eine Turnus anordnen wird. Dieje 
Bertretung ift die erften 4 Wochen ohne Anſpruch auf Vergütung, 
darüber hinaus gegen eine vom Armenamt feftzujegende Honorierung 
zu übernehmen.“ 

ber Teilnahme an Verwaltungsberatungen: 
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„Den Armenarzt fteht e8 frei, an den monatlichen Konferenzen der 
feinen Medizinalbezirk bildenden Armenkommiffionen Zeil zu nehmen, 
weshalb er auch von jeder Konferenz in Kenntnis gejeßt wird. Jedoch 
ift der Armenarzt verpflichtet, in der Konferenz der Armenkommiſſion 
zu erfcheinen, wenn in der Einladung zu derjelben von der Armen- 
kommiſſion ausdrüdlich bemerkt ift, daß feine Anmwejenheit bei Beſprechung 
über die in betreff kranker Armen zu faljenden Beichlüffe bezw. über 
Gegenftände der Gefundheitspflege notwendig ſei.“ [$ 19 der Berliner 
Dienftanmweifung.] 

Und über denfelben Gegenftand: 

„Innerhalb der Diftriktsverfammlung jteht dem Armenarzt gleiches 
Recht wie allen Mitgliedern zu und er ift namentlich befugt, jelbjtändig 
Anträge auf Gewährung der in der Inſtruktion für Armenvorfteher und 
Armenpfleger vorgejehenen Unterftügungen zu ftellen.“ [Art. 2 der In— 
ftruftion für die Armenärzte in Frankfurt a. M.] 

Über allgemein fanitäre Verhältniſſe: 

„Der Armenarzt hat die ſtädtiſche Armenverwaltung unverzitglich 
über epidemijche und fontagidje Krankheiten in Kenntnis zu jeßen, um 
danach in janitätspolizeilicher Hinficht geeignete Vorkehrungen treffen zu 
fönnen, ebenfo diejenigen, die durch eigene Schuld ihre Genejung mut- 
willig verzögern oder verhindern, ſowie jolche, welche durch Trunkſucht 
wiederholt erkranken, dem Armenpfleger oder Bezirksvorfteher namhaft 
zu machen.“ [Nah $ 3 der Barmer, $ 5 der Elberfelder Dienit- 
anmweijung.] 

„Es wird erwartet, daß der Armenarzt da, wo er in Beichaffenheit 
der Wohnungen, dem Haushalt oder in anderen Berhältniffen der Armen 
etwas der Gefundheit Nachteilige® wahrnimmt, die Armenverwaltung 
darauf aufmerkjam macht.“ [Nach 8 6 der Barmer, $ 7 der Elberfelder 
Dienftanweifung.] 

„Wenn bei Behandlung von Pflegekindern, welche von der ftädtifchen 
Armenverwaltung untergebradt find, die Ernährung als ungulänglich, 
ungeeignet oder jchlecht befunden wird, ift die der Verwaltung un— 
verzüglich zu berichten.“ [S 8 der Danziger Dienftanweifung.] 

Häufig wiederfehrend findet fich eine Sparjamkeitganordnung, jo: 

„Bei feinen Verordnungen Hat der Armenarzt, ſoweit dies irgend 
mit den zu erftrebenden Heilgweden vereinbar ift, auf möglichſte Wohl- 
feilheit der bezüglichen Arznneien Hinzumirken !.“ [Art. 8 der Frankfurter 
Dienftanweifung.] — — — — 


Armenärztlihe Bereinigungen Haben ſich auffallender 
Weile nur äußerft jelten gebildet. In Elberfeld haben nach. $ 11 der 
Dienjtanmweifung die Armenärzte unter fich einen Borjtand zu wählen 
und den Gewählten der Armenverwaltung anzuzeigen. Der Borfigende 
beruft von Zeit zu Zeit die Kollegen. 


ESo klar und richtig diefe Anordnung ift, follte doc) eine Bemerkung, wie: 
Die Verordnung ift in möglichft wenig foftjpieliger Weife auszuführen”! — auf 
Rezeptblättern nicht enthalten fein. 
4* 
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In Dortmund finden in der Regel vierteljährliche Berfammlungen der 
Armenärzte ftatt, gemeinjchaftliche Konferenzen werden nötigenfalls von 
der Armenverwaltung berufen. — In Bremen wählen die Armenärzte 
aus ihrer Mitte alljährlich eine dreigliedrige Kommilfion und einen 
Rechnungsführer (befchränkte freie Arztwahl). — Bon Dresden fagt $ 22 
der Dienjtanweifung: „Behujs Erörterung von Angelegenheiten der 
Armenktranfenpflege werden die Armenärzte von Zeit zu Zeit unter 
Leitung des Vorſtandes vom Armenamt zu gemeinfchaftlichen Verſamm— 
lungen zujammentreten.“ freilich bemerkt dazu der erläuternde Bericht, 
daß diejer Fall noch nie ftattgefunden habe. Nach Bedürfnig — aber 
jehr jelten — werden die Armenärzte in Breslau zu Berfammlungen 
berufen; — in Görliß beruft der „Kommunalarzt” nah Gutdünten 
die 5 Armenärzte zu einer Beratung; — in Poſen treten mindeſtens 
einmal im Jahre die Armenbezirksärzte unter Vorſitz des Magiftrats- 
dirigenten zufammen, um über die Gejundbeitäverhältniffe der Stadt zu 
beraten. — In Berlin befteht jeit Jahrzehnten ein „Verein der 
Armenärzte”, dem jeder Kollege angehören muß. Mindeſtens zweimal 
im Jahre findet eine Situng ſtatt, zu der unter Mitteilung der Tages- 
ordnung die Mitglieder der Armendireftion eingeladen werden. Es iſt 
wohl auch noch nie vorgelommen, daß letztere unvertreten geblieben wäre 
und es Hat fich bejonders in den letzten Jahren durch dag Entgegen- 
fommen der Verwaltung, durch die Pflege des freien Meinungsaustaujches 
ein beide Zeile befriedigendes und für die Allgemeinheit erjprießliches 
Zuſammenwirken ausgebildet, dag zur Nachachtung aufs wärmijte 
empfohlen werden fann. 


2. Formen der Anftellung; Bezeihnung; Beloldung; Auswahl 
der Perjönlichfeiten; Dauer des Amts; Stellung zur Armen- 
verwaltung; freie Arztwahl; Berechnung der Vergütung; 
Specialärzte, 


Die Anftellung der Armenärzte ift durchgängig eine neben= 
amtliche, doch find mit ihr nicht felten andere ärztliche Funktionen 
verbunden. So ijt in Merjeburg der Armenarzt zugleich auch Polizei- 
und Krankenhausarzt, in Beuthen D.-Scl. ijt er Kommunal- und 
Polizeiarzt, in Straßburg i. €. zugleich Gemeinde- (Kantonal-) und 
Gerichtsarzt. 

Die Bezeichnung „Armenarzt“ iſt weitaus vorherrſchend, doch 
finden wir auch Kommunalarzt, Stadtarzt, Bezirksarmenarzt, Armen— 
bezirksarzt. 

Über die Beſoldung der Armenärzte iſt in der folgenden tabella— 
riſchen Darſtellung aus dem eingegangenen Material das Verwendbare 
benutzt worden, ſoweit die lückenhaften Angaben es ermöglichen; eine er— 
gänzende Erörterung mag ihr folgen: 
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Bemerkungen 





die ältere Hälfte bezieht dag 
höhere Gehalt. 

außerdem für einige Bezirke 
ein Adfommen mit der 
Univ.Polikl. 


je nach Zuteilung mehrerer 
Bezirke. 


bis zur Höchitzahl von 200 
Krankheitsfällen, dann für 
weitere 50 Fälle je 50 Mt. 
mehr, außerdem Bezahlung 
der Leichenſchauatteſte. 


für je einen „Armenbezirf“; 
die Armenärzte find Affiftenz⸗ 
ärzte der Univ.Polikl. 


wejentlich Eleinere Bezirke. 
1=500, 3=900, 1= 100%. 


alle 2 Jahre 150 ME. ftei- 
end bis 1400 ME. 

außerdem Vergütung für 
Entbindungen. 

auberdem Geburtöhilfe nach 
Medizinaltare. 


it die Hälfte des dem 
ee 22 gebührenden 


Geſamtgehalts. 


vergütet wird noch Leichen— 
beſichtigung. 

außerdem Semeſtralzulagen 
von 60 ME. für diejenigen, 
die in ihrem Bezirk mehr 
ala 150 eingelchriebene 
Arme haben. 


je nad) Anzahl der Diftrikte. 


je nach Umfang des Armen: 
diſtrikts. 
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Ehemnik.... 
Stuttgart... . 
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Bemerfungen 


außerdem für jeden Tages: 
befuch !/a ML —8 
ſuch 1 Mt 


außerdem 4 penfionzfähige 
Polizeiärzte, die zugleich 
als Armenärzte fungieren. 


Bezahlung für Einzelleiftun 
nad) Nindeftfähen * 
Gebührentaxe. 

der jeweilige Stadtphyſikus. 


außerdem 2 Wundärzte. 


Vergütung für Entbindun— 
gen, außerdem 1 Chirurg. 
* erungsfäh 
antonal⸗, 
ärzte. 


2. 
Kommunales 


außerdem 4 Affiftenzärzte, 


die nur im Fall der Ver: 
tretung honoriert werben. 


außerdem der Stadtphyſikus. 
vergütet ſchwierige Fälle, 
ntbindungen. 


ift zugleich Hojpitalarzt. 

außerdem Vergütung für 
GEntbindungen. — 

dazu Vergütung für polizei— 
— Funktionen. 


iſt zugleich Krankenhausarzt. 
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Ratibor ... . 
Gleiwitz .... 
Merjeburg . . . 


Münfter . . 
Bielefeld... . 
Osnabrück ... 


iſt zugleich Krankenhaus— 
RR: Voltgeiarzt — 


21 000 
24 000 
18 000 
57 000 
47 000 
45 000 
53 000 
24 000 





Bodum .... dazu 900 Mi. ala Polizeis, 
mpf- und Schulrevifions: 
arzt. 
ſerlohn . . . - 
BE „nu: „als Entichädigung für nicht 
eingegangene Dejerviten.“ 
Hanau..... ift Stadt: und Armenarzt, 
Gehalt jteigerungs: und 
penfionsfähig- 
Koblenz .. . - 4 ja 
Trier. .... 3 ja 
Remſcheid ... 7 — 
Regensburg .. 2 -- 
Bauben ... 1 — 
itiau ..... 2 — 
wickau .... 1 — 
orzheim ... 3 — 
idmar . 1 ja [Vergütung f. Entbindungen. 
Apolda .... 1 — 
Weimar .... 1 — außerdem ift ein „Stiftung3- 


arzt” vorhanden. 





Die Bejoldung der Armenärzte erfolgt in der Regel nach feſtem, 
durch Vertrag geregeltem Gehalt. Dieſes Gehalt, nach den drtlichen Vers 
hältniſſen und Anichauungen naturgemäß verjchieden, hat vielfach eine 
wejentliche Aufbefferung erfahren, wiewohl auch hier andererjeit® an Ge- 
wohnheit und Herlommen länger feitgehalten wird, ala den Forderungen 
der Neuzeit entjpricht. In einzelnen Städten ift das Gehalt ſteigerungs— 
fähig; daß es penfiongfähig ift, berichtet nur Hanau. 

Das feſtgeſetzte Gehalt bezieht fich in mehreren Gemeinden bis zu 
einer bejtimmten Krantenzahl; jo vergütet Görlit über die Höchſtzahl 
von 200 Krankheitsfällen hinaus für je 50 Kranke je 50 Mark mehr; — 
jo gewährt München eine Semeftralzulage für diejenigen, die in ihrem 
Bezirk über 150 „Eonfkribierte” (= in die Armenliften eingejchriebene) 
Arme Haben. In Karlsruhe werden außer dem fejten Gehalt für 
jede Einzelleiftung fejtgejegte Gebühren gezahlt, in Meiningen werden 
die Armenärzte für jeden einzelnen Fall ihrer Mühewaltung nach den 
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Mindejtfägen der Arztgebührentare vergütet, au Bremen hat neuer 
dings den Modus der Bezahlung der Einzelleiftung „verſuchsweiſe“ ein- 
geführt. Bejondere Vergütungen für Geburtshilfe gewähren Barmen, 
Düſſeldorf, Liegnitz, Kottbus, für Leichenfchauattefte: Köln, 
Görlitz, für Attefte zur Überführung in Anftaltspflege Barmen, für 
Attefte der Invalidenverfiherung: Kolmar. Eine jeltjame, wohl faum 
zu empfehlende Beitimmung beiteht in Fulda; e8 wird von dort be- 
richtet, das feſtgeſetzte Geftalt „bildet feine vollftändige Vergütung für die 
Behandlung, jondern eine Entichädigung für nicht eingegangene Dejerviten. 
Es fteht dem Armenarzt frei, troß dieſer Vergütung für feine ärztlichen 
— von den behandelten ärmeren Bewohnern Bezahlung zu 
ordern.“ 

In Aachen bejteht! feit dem 1. Yuli 1898 eine Neuordnung der 
armenärztlichen Honorierung. Jeder Armenarzt, dem wie bißher ein 
bejtimmter Bezirk zugeteilt ift, bezieht ein Grundgehalt und wird im 
übrigen im Berhältnis zu der Zahl der von ihm behandelten Kranken 
honoriert. Diefe Zahl wird durch Einreichung der von den Kranken 
dem Arzt überbrachten, vom Armenpfleger ausgeſtellten Krankenſcheine 
feftgejtellt und ihr Wert aus der im ftädtifchen Haushaltplan hierfür 
bejtimmten Summe (nach Abzug des Grundgehalts) berechnet. — — 

Hieran ſchließen fich nun diejenigen Gemeinden, welche auch für 
ihre Armenkranken das Syſtem der fogenannten „Freien Arztwahl“ 
eingeführt haben. Diejeg Syitet hat im letzten Jahrzehnt ſowohl die 
ärztliche Welt, wie die verjchiedenen Kafjenverwaltungen, zum Zeil in 
ehr erregten Kämpfen, bejchäjtigt, es jteht noch derartig im Vordergrund 
der Beiprechungen und Erwägungen, daß e8 wohl auch an diejer Stelle 
ein tiefere® Eingehen verdient. 

Zunächſt jei mitgeteilt, daß — ſoweit unfere Erfahrung reiht — 
nur die Stadt Rheydt für ihre Armen die volle freie Arztwahl ein- 
geführt, hat. Die Einrichtung befteht feit dem 1. Juli 1896. Gämt- 
liche Arzte der Stadt find auf unbejtimmte Zeit ala Armenärzte zu— 
gelafjen. Für die Behandlung der Armen wird eine jährlihe Summe 
bon 1800 ME. bewilligt, welche nach der Zahl der Kranfenfcheine unter 
die Armenärzte zur Berteilung fommt. Außerdem werden größere 
chirurgifche oder geburtshilfliche Operationen nach dem niedrigften Saße 
der Medizinaltare bejonders liquidiert. Nach privaten Mitteilungen eines 
Kollegen an den Berichterjtatter find nach den bisherigen Erfahrungen 
Arzte und Verwaltung mit der freien Arztwahl zufrieden. Mißſtände 
find in feiner Weije hervorgetreten. Der Wert des einzelnen — für je 
4 Wochen gültigen — Srankenjcheines berechnet fich pro 1899/1900 auf 
2 Mt., die Zahl der Einzelleiftungen und der durchichnittliche Wert der- 
felben ließ fich auch nicht ſchätzungsweiſe angeben. 

Beſchränkte freie Arztwahl befteht in Bremen. Es jteht den 
Patienten der Armenpflege frei, fi unter den Armenärzten ihres Stadt— 


ı Aus der Medizinischen Reform 1898, Nr. 42, nad einer Mitteilung der 
„Rhein. Weftf. Zeitung“. 
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bezirks (jeder der 4 Stadtbezirke hat 4 bis 5 Armenärzte) einen Arzt 
zu wählen, fie find aber nicht befugt, während der Dauer der einzelnen 
Krankheit einen Wechſel ohne Zuftimmung der Armendireftion vor- 
zunehmen. Die Armenpflege bezahlte nach einem Abkommen vom Februar 
1897 ala Gejamtvergütung an die Armenärzte, 3. H. des von ihnen zu 
wählenden Rechnungsführers eine bejtimmte Summe, die dieſer mit einer 
dreigliederigen Arztefommiffion verrechnete und verteilte. Seit dem April 
1899 ift an Stelle des Baufchquantums eine Bezahlung der Einzelleiftungen 
nach beitimmten Sätzen a) für jede Konjultation 50 Pf., b) für jeden 
Beſuch 1 ME., c) für Nachtbefuche und Konfultationen das Doppelte der 
vorſtehenden Sätze, d) für jede geburtshilfliche Operation 10 Mk., ein- 
geführt, der Modus der bejchränkten freien Arztwahl im übrigen bei— 
behalten. 

Der Jahresbericht der ſtadtbremiſchen Armenpflege für das Rechnungs- 
jahr 1898 jagt, daß dag Syſtem fich durchaus bewährt habe. Dagegen 
fei das Paufchquantum auf Wunſch der Arzte aufgehoben worden, aus 
Gründen, die vom Vorſtande der Armenpflege gebilligt werden mußten. 
„Einmal war die bisherige, aus der Zeit der firchlichen Armenpflege 
überfommene Honorierung nad dem Maßſtabe der Gegenwart überhaupt 
eine nicht mehr angemeſſene, andererjeit3 war fie nicht Hinreichend ab- 
gejtuft.” Die neue Vereinbarung ift probeweije abgejchlofjen. 

In Wormd, wo drei Armenärzte mit fejtem Gehalt angeftellt find, 
und in Meiningen, wo die gewählten fünf Armenärzte nach Einzel» 
leiftungen bezahlt werden, fteht den Armenfranfen unter den bejtellten 
Armenärzten freie Wahl zu. Aus Worms, two der Verfuch erjt jeit 
Ditober 1899 bejteht, wird berichtet, daß er eine merfliche Veränderung 
bisher nicht herbeigeführt Habe, insbejondere nicht die gehegte Befürchtung 
eines mißbräuchlichen Wechjele. „Da die Armenärzte fejte Vergütung 
beziehen, To Liegt der Lohn für etwaige Mehrleiftung des einen Armen- 
arztes gegenüber dem andern lediglich in dem Bewußtfein der größeren 
Begehrtheit.“ 

Der Bericht der Armenverwaltung zu Frankfurt a. M. jpricht ſich 
„grundfäglich gegen die Einführung” der freien Arztwahl aus; in 
Dresden ijt im November 1897 nach eingehender Beratung beichloffen 
worden, „bon der Einführung freier Arztwahl im weitereren Umfange 
abzufehen, eine Bezahlung der Armenärzte nach Einzelleiftungen nicht 
einzuführen, aber das Gehalt der feitbefoldeten Armenärzte zu erhöhen 
und neue Armenarztitellen zu begründen.” 

Sn Berlin! war im Jahre 1893 in der Stadtverordneten-Ver— 
fammlung der Antrag geftellt worden, jet endlich, nachdem mit dem 
Beitehen de8 Vereins der freigewählten Kajjenärzte die 
Möglichkeit gegeben fei, die alte Forderung der Armen, die Virchow 
in der Medizinifchen Reform des Jahres 1848 fo trefflich begründet 
babe, zu verwirklichen. Der Antragjteller Dr. Zadek erſucht den Magijtrat, 
für die nächſte Etatsaufitellung von der Bejoldung bejonderer Armen: 


1) Medizinische Reform 1893, Nr. 17. - 
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ärzte Abjtand zu nehmen, mit dem genannten Verein in Verbindung 
zu treten und der VBerfammlung über das Refultat diefer Verhandlung 
zu berichten. Die citierten Worte Virchows aus jener Zeit lauten: 
„Die Gemeindebehörden können aus ihren ftatiftiichen Tabellen die Zahl 
der Armen genau wiſſen, fie können ferner ziemlich annähernde Zahlen 
über die Erkrankungen unter den Armen gewinnen und es wird daher 
nicht jchwer jallen, die Durchſchnittsſumme der Arbeit feitzuftellen, welche 
die ärztliche Affociation zu leiften, die Größe des Lohnes zu berechnen, 
welchen dieje zu beanjpruchen hat.“ 

Dr. Zadek berechnet jodann aus dem Hahresberiht pro 1891/92 
die Arztlojten pro Kranken und Yahr auf 1,53 ME. und giebt die In— 
anfpruchnahme der Armenärzte von 167 Kranten im 19. Mebdizinal- 
bezirt bis zu 2046 im 16. und 2565 im 48. Medizinalbezirk an, in 
20 Bezirken jeien über 1000 Kranke im Jahre. Er wifle wohl, daß 
die bejonderen Verhältniffe der Armenkrankenpflege, der große MWechjel 
in Zu» und Abgang der Armenkranken, die von den Armenärzten be- 
tonte Erjchwerung der Kontrolle, für die vielleicht einzig mögliche 
Honorierung pro Kranken reſp. Krankheitsfall gewifle Schwierigkeiten 
ſchaffen. Indes diefe würden fich bei einigem guten Willen auf beiden 
Seiten überwinden laffen. — — Dem Antrag Zadek iſt jeitens bes 
Magiſtrats wicht jtattgegeben und jeitdem über dieſes Thema in der 
jtäbdtifchen Verwaltung nicht wieder verhandelt worden !. $ 

Wiewohl der Berichterftatter nun die Zulaſſung aller Arzte zur 
Behandlung Kafjenkranter auf Grund beftimmter Vereinbarungen als 
eine „berechtigte Yorderung der überwiegenden Mehrzahl der deutichen 
Arzte” anerkennt, wiewohl er zugiebt, daß „das Syitem der freien Arzt- 
wahl im Intereſſe der Verſicherten und der Arzte liegt, und daß eg 
nah nunmehr jahrelangen Erfahrungen durchführbar ift“?, jo muß er 
e8 doch nach eigener, reicher Kenntnis der einjchlägigen Berhältniffe als 
nicht geeignet binftellen zur Einführung bei den Armenkranken der 
großen Städte. Seitdem Virchow die oben citierten Worte gejchrieben 
hat, ift ein halbes Jahrhundert dahin gegangen. Wie haben fich ſeitdem 
die großftädtijchen Verhältniffe geändert! Der gewaltige Zuzug aus den 
fleinen Städten und dem platten Zande, die ungeahnte Steigerung don 
Anduftrie, Handel und Berkehr haben nicht hindern können, daß auch 
die Schattenfeiten in dem Bilde der großen Städte immer marfanter ge- 
worden find. Ein Blid auf die Entwidlung der Armenbudgets belehrt 
und darüber. 

Die Armenverwaltungen find immer mehr in die Lage gebracht 
worden, das Heer ihrer beamteten und freiwilligen Hilfskräfte zu ver- 
mehren, die Organifation in jejtgegliederte Bezirke zu feſtigen. Diefe 
Bezirke (Pflegſchaften, Armenktommilfionen) bedürfen, joll ihre Verwaltung 


ı 63 ift hinzuzufügen, daß joeben (Mai 1900) für die neugeichaffene Berliner 
ſtädt. — je freie Arztwahl eingeführt ift. 

2 Nach einer Petition des Geichäftsausschujfes der ärztl. Standesvereine vom 
17. März 1399, 
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eine überfichtliche bleiben, unbedingt eines jtändigen Vertrauensarztes, der 
mit ihnen fich immer mehr in die VBerhältniffe der eingefefjenen Bezirksarmen 
einlebt, der für die Kenntnis und die Bedürfniffe der wechjelnden und 
vagierenden Bezirksarmen ihr technifcher Beirat iſt. Bei den vielfeitigen, 
faft täglichen Anforderungen, die der Verkehr zwijchen Armenarzt und 
Armentommijfionen mit fich bringt, würde e3 für die leßteren eine un- 
überwindliche Erſchwerung der Geihäftsführung jchaffen, jollten fie für 
ihre Unterftügung auf mehrere unbejtimmte, anjtatt wie bisher auf einen 
Vertrauensarzt angemwiejen jein. Andererjeit3 würde bei Einführung der 
freien Arztwahl vom Standpunkt der Berwaltungsbehörde fich die Un- 
möglichkeit ergeben, über die fämtlichen beteiligten Arzte in jorgfältiger | 
Weile eine Aufficht zu führen und Bejchwerden der Bedürftigen ebenfo 
wie denen der Arzte gerecht zu werden. Daß dies eine das Maß des 
Zuläffigen weit überjchreitende Lockerung der Disciplin bedeuten würde, 
wird jeder Kenner derartiger fomplizierter Verhältniffe zugeben müſſen. 

Das jebige Syitem macht für die großen Städte allein eine 
eingehende Erörterung der Verhältniſſe der Bittjteller möglich und läßt 
N um jo ficherer die wahre Bebürftigfeit von der nur vorgegebenen 

eiden. — — — 

Anhangsweije jei Hier erinnert an dag in Frankreich nad dem Vor— 
gang der departements desLandes und des Vosges als Syst&me landais ou 
vosgien bezeichnete, in mannigfaltiger Weije entwidelte Syſtem der freien 
Arztwahl!. Die Befugnis der Kranken, fich den Arzt auszuwählen, ijt 
in 60 von 96 Departements eingeführt; zum Zeil ijt die Wahl ganz 
unbejchränft unter allen Arzten des Ortes oder Departements, welche fich 
den allgemeinen Bedingungen für ihre Thätigkeit unterworfen Haben, zum 
Zeil kann nur unter einer bejtimmten Zahl von Arzten gewählt werden, 
die für abgegrenzte Bezirke beitellt find. Die Remuneration der Arzte 
geichieht entweder in der Form der fejten Vergütung oder Bezahlung der 
Einzelleijtungen nach vertraggmäßigen Süßen. 

Die Auswahl der Perjönlichfeiten bei der Anjtellung der 
Armenärzte gejchieht in den meijten Fällen nach öffentlicher Ausfchreibung, 
doch wird dieſe vielfach, jelbjt in Städten wie Königsberg, Danzig 
Stettin, Pojen, Leipzig, Chemnig, Bremen und anderen für nicht ers 
forderlich erachtet, da ſtets ireimwillige Meldungen vorliegen. In Breslau 
wird eine Anwärterlijte für Balanzen geführt, in Brandenburg und 
Bremen werden diefe Meldungen durch die dort bejtehenden Arztevereine 
vermittelt. 

Als Anjtellungsbedingung bejteht jelbjtveritändlich überall die jtaat- 
liche Approbation. Bevorzugt wurden jüngere Bewerber in Hannover, 
Eſſen, Darmjtadt, Bromberg, — der älteſte im Bezirt wohnende Be- 
werber in Duisburg, — längere Anfäffigfeit am Ort in Bochum und 
Gleiwig, — frühere Affijtenzärzte der Ortskrankenanſtalten in Magde— 


1Nach ei Das ausländische Armenwejen, 1898, Schriften d. D. Der. 
für Armenpflege u. Wohlthätigfeit, Heft 35. 
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burg, — endlich Bewerber, die das Phyſikatsexamen beftanden haben in 
Straßburg. München macht mehrjährige Ausübung der Paris ala Be- 
dingung. In, Berlin wird neuerdings bejonder® darauf gehalten, den 
Zuzug don Arzten nicht ohne Not zu vermehren, ſodaß bei gleicher 
Qualififtation der Bewerber den Vorzug erhält, der bereit in dem 
Medizinalbezirfe wohnt. | 

Die Dauer des Amtes als Armenarzt iſt don den meiſten 
Städten ala „unbeftimmt mit beiderjeitiger dreimonatlicher Kündigung“ 
bezeichnet, ala lebenslänglih von Schweidnig, Osnabrück, Straßburg. 
Einjährige Amtszeit mit zuläffiger Wiederwahl haben eingeführt Eſſen, 
Tilfit, Bromberg, Sferlohn, Wismar, Erfurt, — dreijährige: Berlin, 
Leipzig, Magdeburg, Barmen, Hamburg, Dresden, doch ijt in leßterer 
Stadt eine Amtsführung über 6 Jahre Hinaus nur ausnahmaweije 
ftatthaft, — fünfjährige: Köln, Frankfurt a. M., Nürnberg, doch ift in 
Nürnberg nur einmal die Wiederwahl auf weitere 5 Jahre zuläffig, — 
für 6 Jahre mit ſechsmonatlicher beiderjeitiger Kündigung gilt die An- 
ſtellung in Breslau. 

Die Stellung der Armenärzte zur Armenverwaltung und 
zu deren Bezirkskommiſſionen iſt durch die beſtehenden Dienſt— 
anweiſungen und Armenordnungen geregelt. Sie iſt in ſo fern als eine 
lockere zu bezeichnen, als die Armenärzte wohl zumeiſt regelmäßig zu den 
periodiſchen Sitzungen eingeladen werden, ihre Anweſenheit auch als er— 
wünſcht, aber nicht als geboten hingeſtellt wird, wenn nicht in dem 
Einzelfalle das ausdrückliche Bedürfnis des Erſcheinens ausgeſprochen iſt. 
Die Verpflichtung zur Teilnahme an vierteljährlichen Konferenzen haben 
Dortmund, Offenbach, Worms, Deſſau, Köthen angeordnet; eine gleiche 
Verpflichtung in Mainz für die jährliche Reviſionsſitzung. 

Die Teilnahme an den Sitzungen geſchieht zumeiſt mit beratender 
Stimme, doch auch mit beſchließender Stimme in Poſen, Breslau, Han— 
nover, Chemnitz, Karlsruhe, Mannheim, Memel, Frankfurt a. O., Frank— 
furt a. M., Königshütte, Ratibor, Regensburg, Zwickau, Pforzheim, 
Gleiwitz, Greiz. In Gneſen find zwei der vier angeſtellten Armenärzte 
Mitglieder der Armendeputation mit bejchließender Stimme. — Der 
Berichterftatter legt auf das lektere Zugeftändnis fein großes Gewicht; 
er möchte aber bejonders betonen den Wert der Teilnahme der Armens 
ärzte an den periodifchen Beratungen überhaupt. Eines Jeden Erfahrung 
bat es wiederholt bejtätigt, um wie vieled der mündliche Meinungs- 
austaufch höher fteht, ala die knappe jchriftliche Beantwortung kurzer 
Tragen. Abgejehen von der gründlicheren Erörterung des Cinzelfalles 
entjtehen in dem perfönlichen follegialen Verkehr Anknüpfungen an Fragen, 
die dem Armenpfleger, dem Mitglied der Armenkommiſſion am Herzen 
liegen, deren mündliche Beiprehung oft erjt rechtes Verſtändnis giebt 
und ihre Wichtigkeit ins rechte Licht jeßt. 

Vreilih, die regelmäßige Teilnahme ift — zumal in den großen 
Städten — den Arzten erjchwert durch die reichlichere berufliche In— 
anjpruchnahme, durch die Notwendigkeit, fich beftimmten, oft unbequem 
gelegenen Stunden anzupaflen, aber bei beiderjeitigem Entgegentommen 
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müßte fich bier Häufig ein Weg finden lafjen, der ficherlich für alle Be— 
teiligten, in&befondere für das Gemeinweſen eriprießlich jein würde. — 

Die Bertretung der Armenärzte in Behinderungställen (Reifen, 
Krankheit) gefchieht zumeist durch die armenärztlichen Kollegen, und zwar 
bejteht hierfür innerhalb begrenzter Zeiträume zum Zeil eine durch die 
Dienjtanmweifung vorgefchriebene Berpflichtung, zum Zeil wird es dem 
Einzelnen überlafjen, für angemeffene Vertretung zu jorgen. 

In Straßburg find neben den 8 Armenärzten 4 Aififtenzärzte ers 
nannt, die jedoch nur im falle einer Vertretung Honorar erhalten. Sie 
rüden bei eintretenden Vakanzen in die ordentlichen Stellen ein. In 
Frankfurt iſt eine notwendig werdende Vertretung beim Stadtarzt, 
der auch Vorfigender und Beauffichtiger der Armenärzte ift, anzumelden, 
von dem fie mit thunlichfter Einhaltung eines Turnus angeordnet wird. 
Diefe Vertretung ift die erften 4 Wochen ohne Anfpruch auf Vergütung, 
darüber hinaus gegen eine vom Armenamt fejtzujegende Honorierung 
zu übernehmen. 

Specialärzte treten zum Zeil auf direfte Zuweiſung durch die 
Drgane der Armenverwaltung in Funktion, in den meiften Fällen durch 
Zumeifung jeiten® der Armenärzte. Biele Städte, in erjter Linie 
die Univerfitätsftädte, machen von dem Angebot unentgeltlicher Behand- 
lung der Armen jeitend der immer zahlreicher fich niederlaffenden Special- 
ärzte ergiebigen Gebrauch; doch ift anerfennend hervorzuheben, daß eine 
große Reihe von Gemeinden Specialärzte (zumeift für Augenfrankheiten, 
doch auch für Ohren», Naſen-, Halsfrankheiten, für Frauenkrankheiten) 
mit feftem Gehalt angeftellt hat, während in anderen Gemeinden die 
durch die Armenärzte an die Specialärzte überwiejenen Fälle nach ver- 
einbarten Sätzen oder nach den niedrigften Sätzen der Medizinaltare 
honoriert werden. Die Specialärzte find faſt ſtets zu jelbftändiger Be— 
handlung ermächtigt, übernehmen aljo den Kranken unter eigener Ber- 
antwortlichkeit, zum Zeil find fie auf Erjuchen des Armenarztes nur 
defien Berater Tür den Einzelfall und bleiben mit ihm in follegialer 
Verbindung. 


3. Örtlicer Umfang der Thätigkeit; jährliche Krankenzahl. 


Es ijt naturgemäß, daß in den Eleineren Gemeinden die Thätigfeit 
des (einzigen) Armenarztes fich über den ganzen Umfang der Stadt er- 
jtredt. Verwunderlicher ift e8, daß auch Städte wie Köslin und Kolberg 
mit je 18000 Einwohnern, Wismar mit 18000, Kattowig mit 22.000, 
Königshütte mit 44000 Einwohnern nur einen Armenarzt anitellen. 
In den meiften Städten find bejtimmt abgegrenzte Armen» oder Medizinal- 
bezirfe gebildet, die fich der fonjtigen VBerwaltunggeinteilung in Stadt— 
bezirfe oder Armenfommiffionen oder Armendiftrikte anjchließen und je 
nah ihrer Größe aus einem oder mehreren Bezirken beftehen. An der 
Beitimmung, daß die Armenärzte in den ihnen zugewiejenen Bezirken oder 
in deren nächjiter Nähe wohnen müſſen, ift faſt allenthalben fejtgehalten ; 
doch muß zumeilen wegen der eigentümlichen örtlichen Formation davon 
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abgejehen werden („wegen jpinnenförmiger Ausdehnung der Stadt un- 
möglich“, jagt 3. B. der Bericht aus Gleiwiß). 

Die Entfernung der Grenze des Bezirks von der Wohnung des 
Arztes variiert natürlich nach den örtlichen Verhältniffen. So wird in 
den eingegangenen Berichten dieje Entfernung angegeben: in Eſſen auf 
15 Minuten, in Barmen, Gotha, Mainz bis 20 Minuten, in Kaſſel 
bis 30 Minuten, in Zilfit bis 1'e km, in Stuttgart bis 2 km, in 
Greiz und Köslin bis 2U/e km, in Gleiwik, Zittau, Oldenburg bis 3 km, 
in Osnabrück bis 5 km. 

In den größten Städten, deren Erweiterung und Ausdehnung, um 
den alten vorhandenen Kern fich gruppierend, an der Peripherie fich ges 
ftaltet, während die centralen Bezirke immer mehr induftriellen und 
geichäftlichen Zwecken bdienftbar gemacht werden, find demzufolge Die 
inneren Armenarzt-Bezirfe räumlich jehr ausgedehnt, gegenüber den ver- 
Hleinerten, eng begrenzten, mit Armenbevölferung reich gejegneten Außen 
bezirken, deren Krankenzahlen zumeiſt in umgefehrtem Berhältnis ftehen. 
63 Liegt hierin ein gewifjer Ausgleich für die zahlenmäßig oft grell fich 
unterjheidende Thätigfeit der einzelnen Armenärzte. Es ijt leicht ein= 
zujehen, daß weder nach der Zahl der Kranken, noch nach der räumlichen 
Ausdehnung der Bezirke ein bejtimmter Maßſtab feftzuhalten iſt. In 
Berlin, wo diefe Verhältniſſe ganz beſonders ſcharf in die Augen 
fallen, ift die Behörde von jeher bemüht gewejen, die durch Kranfenzahl 
überlafteten Bezirte — wo ed immer thunlich war — zu verkleinern, 
eine Vergrößerung der mit geringer Krankenzahl arbeitenden, räumlich 
aber weit ausgedehnten Bezirke ift mit Rüdficht auf die Hilfefuchenden, 
zumeift aus jchwachen, gebrechlichen Frauen bejtehenden Armenkranken 
faum ausführbar. Im Laufe des lebten Jahres ift in bejtimmten 
Monaten auf Anordnung der Armendirektion eine ſtatiſtiſche Aufftellung 
über die einzelnen Funktionen der Armenärzte ausgeführt worden (Be— 
juche in der Wohnung des Arztes, der Kranken, jonjtige Hilfeleiftungen, 
Attefte), deren Reſultat noch nicht befannt gegeben worden ift. Die Er- 
bebung ift dazu bejtimmt, der leitenden Behörde ein genaueres Bild 
über die Belajtung der Armenärzte und Erwägungen über anderweitige 
Einteilung der Bezirke, Feititelung der Honorare u. j. w. eine fichere 
Grundlage zu geben. 

Die Berichte über die jährlihe Krankenzahl find wegen der 
DVerjchiedenartigfeit der zu Grunde gelegten Angaben nicht leicht zu 
gruppieren, doch joll das Bemerkenswerteſte aus ihnen hervorgehoben 
werden. (Diefe Angaben beziehen fich auf den legten zugänglichen Be— 
richt, nicht immer auf den des letzten VBerwaltungsjahres.) 

So entfallen auf jeden Armenarzt für das Jahr: 


in Sittau ca. . . . 50 Kranke, 
in Regensburg . . » . + 90-120 — 
I re ano 106 — 
in Elberfeld . . . 22. 414 = 
in Dresden . » 2.2. 195 - 


in Sierlobn . . © 2... 350 
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Es entiallen ferner insgefamt auf: 













alfo durch: 
ſchnittlich auf 
den Arzt 


Armenarzt: 


bezirfe | Kranfe 





in Een . . 2... 3 2000 667 
-Danzig.. 23 5 836 254 
: Magdeburg 16 4 360 272 
s Nürnberg -» » 2 2... 8 1 262 158 
: Münfter 5 2263 452 
: Bodum 4 1000 250 
« Gtuttgart 11 27172 252 
: Darmitadt 6 1380 230 
> 1 + 1 > 3 726 242 
sm =. En dr 4 | 608 152 
» Zilfit 3 1511 504 
«e Gnejen 4 750 188 
= Dortmund . » » . 2 2 0. 4 1078 270 
= Dfnabrüd . . .» .. 2 596 298 
. Rübed. 2 2 2 2 ern 3 524 262 
: Gleiwik 4 1366 341 

Glogau 3 342 114 
4 DEE. 5: ee le 2 636 318 
«e Bredlau ». » : 2 2 2 0. 21 5 500 262 
= Berlin . 2 2 2 2 ne. 80 





48 124 | 601 


Der Bericht von Berlin bezieht fich auf das Verwaltungsjahr 1898/99 
die Zahl der behandelten Fälle ſchwankte in den einzelnen Bezirken 
zwiichen 164 und 1370, über 1000 Fälle waren zu behandeln in 
4 Medizinalbezirken, im Durchfchnitt famen 601 Fälle auf einen Armen- 
arztbezirf, unter diefem Durchichnitt blieben 39 Medizinalbezirfe oder 
Taft 50 %o aller Bezirke. 





4, Die Thätigfeit der Armenärzte 


in der offenen Armenpflege erſtreckt ſich, joweit fie faſt allen Städten 
gemeinfam ift: auf die Behandlung der Kranken, — auf Zuweifung der 
Kranken in Kranken- und Srrenanftalten, Siechenhäufer, — auf Aus- 
jtellung von Todesbeſcheinigungen an Orten, wo Leichenichau obligatorijch 
iſt, — auf Zumeifung der Kranken an Heilgehilfen, Hebammen, Banda- 
giften, — auf Verordnung von Nahrungss und Stärkungsmitteln (direkt 
oder durch die Bezirkskommiſſion) — auf Feftitellung der Erwerbzfähig- 
feit, der Invalidität, der Transportfähigkeit (diesbezügliche Attefte werden 
vielfach bejonders honoriert). 

Daran fchließen fich die nicht allfeitig üblichen Funktionen, zum Zeil 
der geichloffenen Armenpflege angehörig: Belcheinigung von Schul— 
verfäumniffen, Übernahme von Entbindungen und Impfungen (meiftens 
gegen bejondere Vergütung), Zeugniffe über früher ftattgehabte Impfungen, 
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Revifion der Apotheferrechnungen (Duisburg, Efjen, Nürnberg), Kontrolle 
über die Rettungsanitalten des Bezirks (Königsberg), Gewährung ärzt- 
licher Hilfe bei Nachtzeit an Perfonen, die nicht der öffentlichen Armen- 
pflege anheimgefallen find (Stettin), Behandlung der Waijenfinder, der 
Koftpflege = Halte» oder Ziehfinder, Behandlung in Wailen- und Armen» 
bäufern (Barmen, Remjcheid, Kottbus, Apolda, Köthen) — in Verficherungs- 
anjtalten, Stiftshäufern und Aſylen für Obdachloſe (Kaffel, Nürnberg, 
Gotha), in Armenarbeitshäufern (Wiesbaden, Oldenburg) — in allen 
diejen Anftalten zumeift gegen bejondere Vergütung —, Überwachung von 
Krippenanjtalten, Anmwejenheit auf der Brandftätte feines Bezirks (!) 
(Königsberg), Anwejenheit bei Brandunglüf auf Requifition des Feuer- 
löfehtommandanten (Trier), Behandlung unbemittelter Stadtaufmwärter, 
Schugmänner, Feldwächter (Stuttgart), der ſtädtiſchen Nachtwächter, 
Feuerleute und Stadtfuhrleute (Zilfit), der ftädtifchen Kämmereiarbeiter 
(Liegnitz), der jtädtifchen Unterbeamten (Ratibor), Unterfuchung zugereifter 
eventuell in Rrankenhäuſern unterzubringender Berjonen (Lübed), Behandlung 
abonnierter Dienjtboten (Liegnig, Gleiwig), periodifche Unterfuchung der 
unter Sittentontrolle jtehenden Dirnen (Beuthen, Rudoljtadt), monatliche 
und bei Epidemien häufigere Revifion der Kleinkinderſchulen (Deflau), 
Unterfuchung der Kinder in den Volksſchulen auf Erjuchen des Ober- 
bürgermeijterd (Koblenz, Zilfit), Unterfuhung von Handwerksgeſellen, 
von denen vor Arbeitsantritt ein Gejundheitsatteft verlangt wird (Worms, 
Defiau), Injpektion von Mietswohnungen und Schlafftellen (Worms), — 
vielfach auch Hilfeleiftung und Behandlung auf polizeiliche Requifition, 
Unterfuhung in Militärreflamationg » Angelegenheiten, Befichtigung 
gefundheitsverdächtiger Wohnungen, zum Zeil den Obliegenheiten be- 
jtimmter Polizeiärzte überiwiejen. 

63 bleibt hinzuzufügen, daß mit dem Amt des Armenarztes jehr 
häufig auch gegen bejondere Entihädigung dag Amt des Jmpfarztes, 
neuerdings auch das des Schularztes verbunden ift oder zu verbinden 
geplant ift. Bon feiner Seite ift hervorgehoben worden, daß aus der 
Verbindung derartiger mehrfacher Yunktionen fi) Unzweckmäßigkeiten 
oder Störungen in der Berwaltung ergeben hätten. In der Übertragung 
diefer Funktionen wollten viele Gemeinden eine Anerkennung der im 
Gemeindedienjt thätigen und in vielfach fchwierigen und undantbaren 
Berhältniffen bewährten Armenärzte zur Geltung bringen, anderer- 
jeits hoffen fie auf dieſe Weiſe für fich zuverläffigere und in der Ber- 
waltungstechnik gejchultere Beamte zu jchaffen. 

Die Thätigkeit von Privatärzten, die mit der Armenverwaltung in 
feiner Verbindung jtehen, in einzelnen Fällen aber Bedürjtige behandelt 
haben, wird von fajt allen Gemeinden — unter der Borausjegung, daß 
ihre Inanfpruchnahme im dringenden Notfall und in Abwejenheit des 
zuftändigen Armenarztes erfolgte — nah den niedrigften Säßen der 
Gebührenordnung für Arzte vergütet. — — — 

Die Behandlung der Armenkranken umfaßt ſowohl die Beratungen 
im Haufe des Arztes, wie die Bejuche in der Wohnung der Kranken. 
Sie erfolgt entweder auf Grund der dem Armenarzte abjchriftlich über— 
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gebenen „Armenlifte“, welche jämtliche in laufender Unterftügung ftehen- 
den Perfonen enthält und durch regelmäßige Mitteilungen dev Armen 
tommiffion ſtets auf dem Laufenden erhalten wird (fonjkribierte, ein- 
gejhriebene Kranke: Nürnberg, Leipzig, Mannheim, Wiesbaden) oder 
auf Zegitimation durch ein „Armenbuch“ (Pofen), oder auf Zuweifung 
mittelft bejonderer, durch die Pfleger, Armentommiffions-Borfteher, Be- 
zirfövorfteher ausgefertigter SKrankenfcheine, Kurfreiicheine (Danzig), 
Medizinbewilligungsfcheine (Stettin). Mit der Behandlung ift faſt 
überall die Anweiſung auf freie Arznei verbunden, doch bezieht fich die 
Gewährung freier Arznei manchmal nur auf diejenigen, die in der Armen- 
lifte verzeichnet find, alfo dauernd Unterftüßte (Leipzig, Wiesbaden) — 
ein Modus, der gewiß an manchen Orten Erwägung und Nad- 
achtung verdient. | 

Die Sprechſtunden der Armenärzte werden nicht allenthalben in 
den Wohnungen derjelben abgehalten, jondern auch im Armenamt 
(Colmar), in der Armenanftalt (Hildesheim), im Rathaus (Karlsruhe), 
in beſonders gemieteten Lokalen (Straßburg). 

Außer auf Arzneien beziehen fih die Verordnungen auch auf 
Bäder, Brillen, mechanifche Heilmittel (Bruchbänder, Spriten, Jrrigatoren, 
Bandagen, Stübapparate u. ſ. w.), auf diätifche Mittel und Stärkungs— 
mittel, Milh, Wein, „Krankenkoſt“ bei bejtimmten Speijewirten 
(Dresden). Die Zuweiſung erfolgt durch die Armenärzte entweder direkt 
an die Lieferanten, mit denen die Preife verabredet find oder an die 
Organe der Armenverwaltung, die ihrerjeitS die Verabredung ausführen. 

Es hat fich in diefer Beziehung immer mehr das Beftreben ent- 
widelt, das Verhältnis des Armenarztes zur Armenkommiſſion in be- 
ftimmte und für beide Teile ebenfo wie für die Hilfefuchenden bequemere 
Formen zu bringen. Dieje Beftrebungen haben in Berlin neuerdings 
dazu geführt, das ohnehin reichliche Schreibwerf wejentlich zu vereinfachen 
und hierdurch zum Zeil die Armenärzte gegenüber dem bisherigen Ber- 
fahren jelbjtändig zu ftellen. So foll nunmehr die Verordnung von 
mechanifchen Heilmitteln gewöhnlicher Art (Brillen, Bruchbänder, Ban- 
dagen u. j. w., die den Preis von 15 ME. nicht überfteigen), ſowie die 
Anweifung von Bädern lediglich durch den Armenarzt ohne Mit- 
wirfung der Armentommiffion erfolgen, während man aus 
Rüdfichten der Kontrolle und Verrechnung hat dabei bleiben müflen, die 
Zuweilungen in die Krankenanftalten, jowie die Gewährung von Milch, 
Fleiſch und anderen Nahrungsmitteln durch die Vermittlung der Armen- 
fommijfion zu bewerfitelligen. 

Für die Bewilligung Eoftfpieligerer Bandagen und Apparate iſt die 
Zuftimmung der Armendireftion einzuholen. — 

Für die zu verordnenden Arzneien ift den Arzten völlig freie 
Hand gegeben, doch wird ihnen dringend empfohlen, feine Luxus— 
verordnungen zu treffen und Sparjamkeit zu üben, ſoweit dieje mit dem 
Heilzwed vereinbar ift. Die empfohlenen Formulae magistrales (— außer 
den am meijten verbreiteten Berliner Formulae magistrales haben Köln 
und Hamburg eigene, Augsburg gebraucht die Münchener Pharmacopoea 
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clinica von Prof. dv. Ziemffen, andere bedienen fich der Pharmacopoea 
militaris —) bieten im Intereſſe der Koſtenerſparnis eine große Reihe, 
durch praftiiche Erfahrung und Eollegiale Beratung bewährter Rezept- 
anmweifungen und Belehrungen zur billigeren Verordnung. Die Neigung 
vieler Arzte, ſofort die „neueſten“ in den Fachzeitſchriften empfohlenen 
und in ihrer Wirkung angepriejenen Heilmittel zu verjuchen, führt gewiß 
nicht jelten zu einer Überlaftung dieſes Teils der Armenkoften. Es 
müflen wohl arge Mißbräuche vorgefommen jein, wenn wir in einer 
Dienftanweifung den Satz finden: „Die Gewährung von Chofolade, 
Gewürzen, Schnupftabafen und ähnlichen Genuß- oder Nahrungsmitteln 
unter der Form arzneilicher Verordnung ift durchaus unftatthaft“. Ge- 
wiß verdient es beherzigt zu werden, was in $ 1 der „Anleitung zur 
Kojtenerjparnis bei dem Verordnen von Arzneien” der Berliner Formulae 
magistrales gejagt wird: 

„An der Wahl der Arzneien ift der Arzt nicht beſchränkt. Teuere 
Mittel find nur dann zu verordnen, wenn eine fchnelle, fichere und 
dauernde Wirkung erwartet werden kann. Noch nicht erprobte Mittel 
und „Specialitäten” find zu meiden. Geheimmittel dürfen nicht an- 
gewendet werden. Die DOrdinierungsweife muß von dem Grundjage ge 
leitet jein, daß weiſe Sparjamteit dem Wohle der Kranken niemals 
ſchaden wird.“ 

Ich glaubte, diefe Anordnung beſonders betonen zu müffen, um aud 
an diefer Stelle der nicht jelten ausgejprochenen Meinung entgegen zu 
treten, es würden für die Armenkranken nur billige und deshalb un- 
wirkffame Arzneimittel verordnet. Was wäre wohl inhumaner und — 
thörichter ? 

Die Führung von Kranfenjournalen it von den meiften 
Armenverwaltungen, — erjtaunlicherweife nicht von allen — den Arzten 
zur Pflicht gemacht. Abgejehen von dem Intereſſe, das aus dem an- 
gefammelten Material den Arzten jelbjt erwachfen muß, bilden fie doch 
die natürlichjte Unterftügung für das Gedächtnis derjelben bei Anfragen 
jeiteng der Armenbehörde. Oft wird auf der Grundlage des Kranken— 
journal3 ein monatlicher, vierteljährlicher oder jährlicher ftatiftiicher Be- 
richt durch die Arzte ſelbſt aufgejtellt oder durch die Bureaus der Ber- 
waltungen. Ein Erlaß des preußifchen Minifter® de8 Innern an die 
Regierungspräfidenten vom 13. Auguft 1884 jagt über fommunalärztliche 
Berichte: „Um den Regierungd- und Mebdizinalräten eine fernermweite 
und, wie ich annehmen darf, nicht unergiebige Quelle für die Gewinnung 
eines umfangreichen Material® zur Ermittlung der Häufigkeit von Er- 
frankungen innerhalb ihres Bezirks zu eröffnen, erjuche ih Ew. ꝛc. er- 
gebenft, thunlichft dahin zu wirken, daß überall, wo Kommunalärzte 
(Dijtriktärzte) angejtellt find, diejelben, ſoweit dies nicht bereits geſchieht, 
der ihnen vorgejegten Kommunalbehörde periodifche Berichte über Zahl 
und Art der von ihnen behandelten Krankfheitsfälle zu erjtatten ver- 
pflichtet werden, und daß die betreffenden Kommunalbehörden von dieſen 
Berichten Ew. ıc. Kenntnis geben.“ 


Indeß Roth klagt (a. a. O. ©. 70) aus feiner amtlichen Erfahrung, 
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daß „dieje Berichte, wie fie zur Zeit erjtattet werden, im allgemeinen 
ala wertlos und für eine weitere Verarbeitung nicht geeignet erachtet 
werden müflen. Wbgejehen davon, daß fie das große Gebiet der 
Kommunal» und Gocialhygiene unberührt laflen, find fie auch in ihrer 
Beichränfung auf frankheitsjtatiftiiche Daten vielfach unvollftändig und 
lüdenhaft und zwar nicht bloß die don Ländlichen Armenärzten ges 
lieferten Berichte, oder fie werden überhaupt nicht erjtattet, wie es in 
einigen der weftlichen Bezirke nicht jelten vorfommt. Es fommt Hinzu, 
daß die Srankheitöbezeichnungen und Krankheitsgruppen meiften® ganz 
willfürlich find, jo daß die Angaben der einzelnen Berichterftatter auch 
aus diefem Grunde nicht mit einander vergleichbar find und daß der 
Unterbau einer Armenftatiftif völlig fehlt.” 

Es ijt jelbjtverftändlich, daß die Armenärzte, gleichwie alle andern 
Arzte zur Ausfüllung epidemifcher Meldefarten verpflichtet find, die an 
die Polizei oder wie in Mainz, an das Kreisgeſundheitsamt gehen. 

In Worms bat der Armenarzt für jeden Krankheitsfall wöchentlich 
einen Schein auszufüllen, der den Namen des Kranken, die Krankheit, 
Zahl der Bejuche in der Wohnung des Kranken und des Arztes enthält. 

In Berlin, wo biß dahin jogenannte epidemijche Monatsberichte, 
Ipäter Vierteljahrhaberichte und ein, bejtimmte Fragen der Hygiene um- 
tafiender allgemeiner Jahresbericht beitanden, wurden, da dieje Berichte 
den an fie zu ftellenden Anforderungen bezüglich der Genauigkeit und 
Korrektheit nicht entjprachen und die aufgegebene Einreihung von unter 
ſich übereinftimmenden Tabellen den Arzten bereit eine zu umfangreiche 
ſtatiſtiſche Arbeit zumutete, jeit dem 1. Juli 1894 im Einvernehmen mit 
dem jtatiftifchen Amt und den betreffenden Arzten, neue von der Arzte- 
fommilfion entworfene Journale, unter Fortfall der BVierteljahrs- 
berichte eingeführt. 

Diefe Journale zerfallen in zwei Zeile, deren einer dem Arzt ver- 
bleibt und die für ihn wichtigen Angaben über den Kranken enthält, 
deren anderer, aus Zählkarten beitehend, die jeder Krankenreihe 
angefügt und leicht abtrennbar find, ſtets im Februar des folgenden 
Sahres der Armendireftion zur weiteren Ausnügung und Berwertung 
für die Verwaltungsberichte u. j. w. eingejendet wird. 

Die ausgefüllten Individual-Zählkarten gejtatten nunmehr ein Elares 
Bild über die jtädtifche Armenpflege und laſſen die Zahl der behandelten 
verjchiedenen Perjonen und die Krankheitsfälle fFeititellen, was 
bisher unmöglih war. Die Karten enthalten außer der Nummer des 
ärztlichen Journals und des Medizinalbezirkz, das Kalenderjahr, welches fie 
betreffen, ferner des Erkrankten Namen, Geichleht, Alter, Wohnungs» 
lage, Familienſtand, — ferner die Krankheitsdiagnofe, die Angabe, ob, 
beziehungsweife welchem Krankenhaus überwiefen, ob Almoſen- oder 
Pflegegeldempfänger, ob geftorben, ob bereit? im laufenden Kalenderjahr 
in einem anderen Medizinalbezirt behandelt. 

Da dieſes mit Zählkarten verbundene Journal nach nunmehr ſechs— 
jähriger Einführung die Zufriedenheit der Armenärzte jowohl, wie der 
Armenverwaltung fich erworben Hat, möge jein Abdruck im Intereſſe 
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— Verbreitung und Benutzung an dieſer Stelle angemeſſen er— 
einen. 

(Es ſei bemerkt, daß jede Seite des Journals für fünf Kranke ein— 
gerichtet iſt). 

Hieran ſchließe ſich das in Frankfurt a. M. übliche, in gleicher 
Weiſe ſtatiſtiſchen Zwecken dienende Formular des „Krankenregiſters 
der ſtädtiſchen Armenärzte“. Eine Anzahl Formulare ſind zu 
einem Buch geheftet, das nach Ablauf des Berichtsjahres der Armen— 
verwaltung abgeliefert wird. 

Der Vorzug des Berliner Formulars ſcheint mir in der Ver— 
bindung der Zählkarten mit dem Krankenjournal und der dadurch für 
den Armenarzt bequemeren Handhabung, für die ſtatiſtiſche Bearbeitung 
leichteren Verwertung zu liegen. 


III. Schlußbemerkungen. 


Indem ich die Reihe dieſer Erörterungen beſchließe, bin ich mir 
wohl bewußt, daß ich Für den in der Armenverwaltung ſeit Jahren 
Thätigen wenig Neues gebracht habe, indes Hoffe ih, daß in der aus 
reichen Quellen hervorgegangenen Zujammenstellung auch dem Erfahrenen 
eine willfommene Grundlage der Bergleihung und Anregung gegeben 
fein und daß aus den Berhandlungen des Vereins, die fich an dieſe 
Anregung knüpfen mögen, manche nutzbringende Folgerung fich ent- 
wideln wird. 

Ich weiß wohl, daß die bei Beſprechung der Bejoldungsverhältnifie 
gegebene tabellarijche Überficht nicht ausreichen kann zu einer be— 
jftimmten Beurteilung deffen, was Heutzutage im Durchjchnitt üblich, 
was angemefjen ift. Zu einer richtigen Würdigung diefer Zahlen müßte 
man eine ind einzelne gehende Erörterung der örtlichen Verhältniſſe 
anfnüpfen fünnen. Das verbietet fih durch Lüdenhaftigkeit des ges 
botenen Materiald, es verbietet ſich durh Zeit und Raum, wie fie 
für diefe Beiprehung zur Verfügung ftehen. Trotzdem kann ich mich 
der Empfindung nicht erwehren, daß gar vielfadh in unſeren deutjchen 
Landen, wie es das vorher citierte Urteil des jtadtbremifchen Jahres- 
bericht3 von 1898 treffend bezeichnet, „die Honorierung der Armenärzte 
dem Maßſtabe der Gegenwart nicht angemefjen ſei.“ Freilich, der Aus— 
ſpruch eines eingegangenen Berichts: „die ärztliche Mitwirkung in der 
feit 1896 organifierten Armenpflege ift jehr verbeflerungsbedürftig und 
hat nur den einen Vorzug, daß fie nicht Eoftjpielig iſt“ — ſteht glück— 
licherweije gang vereinzelt da. R 

Der Anruf der Bereitwilligfeit und der Humanität der Arzte wird 
hoffentlich zu feiner Zeit ungehört verhallen, aber er darf auch nicht er- 
folgen, ohne zugleich die Verpflichtung der engeren und weiteren Kreiſe 
zu weden, in der Fürjorge für die Armenkranken, wo es nötig ift, 
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größere Opfer zu bringen. Dazu rechne ich, um weniger wohlhabenden 
Landftrichen die Wohlthat ärztlicher Hilfe zu fichern, das Eintreten der 
Kreife und Landarmenverbände und wo dieje nicht ausreichen, die Mit- 
hilfe des Staats. In diefem Sinne haben einzelne Teile unjeres 
Baterlandes — Sachſen, Braunfchweig, Bayern, Württemberg — bereits 
größere Summen zur Verfügung geftellt, allein e8 wird notwendig fein, 
gejegliche Anordnungen für das ganze Deutichland einzuführen, wie 
fie 3. B. in Stalien beftehen, wo man in audgebreiteter Weiſe Armen- 
ärzte angeftellt hat, die mit bejcheidener aber penfiongfähiger Be» 
foldung zugleich der allgemeinen Gejundheitäpflege dienen. Freilich, 
wollte man bei uns die Wirkfamkeit der Armenärzte joweit ausdehnen, 
wie e8 Roth (a. a. D. Seite 84 ff.) wünſcht, in der Weile, daß ihnen 
auch die Überwachung der Wafferverforgung, der Entwäflerung und Bes 
feitigung der Abfallitoffe, der Ernährungsfrage, der Schlachthäufer, der 
Wohnungen, der Armen- und Kranktenhäufer, der Schulen, der Kinder- 
gärten, der Herbergen u. ſ. w. übertragen wird, jo würde man aus 
ihnen Beamte ſchaffen, deren Thätigkeit aufhören müßte, eine neben- 
amtliche zu fein. 





In Übereinftimmung mit dem SKorreferenten Herrn Stadtrat 
Münfterberg behalte ich mir vor, der Verfammlung zufammenfaffende 
Leitſätze vorzulegen. 


Julius Stern. 
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Karte HM... J 
(Zutreffendes iſt zu unterſtreichen.) 
Name —* tan! Geburtätag, --—--------- 
Dramen! niert — ihr Monat, 
dauernd unterftüßt? wei Jahr, an 
Jahr 189... J. Nr. men Med.:Bez. Nr. u Anfang d. Behdlg...-- ...... 
aus vorigem Jahr. — Stockwerk vorn, hinten. 
ledig, verh., eheverl., geich., verw.; ehel., unehel., (Pflegefind), 
noch in Behandlung? 
In welches Krankenhaus (Heimftätte) me 1 ——— 
geſtorben am -mesreressrernserereereeeren ; nur als Leiche beſichtigt. 
Diagnoſe: 


Wurde Kranker im Berichtsjahr ſchon in einem andern Med.-Bez. behandelt? 
ja$ nein? 


2222⸗⸗2222 











C TR: WENN IERURRR BER ANELEINEE : Geburtstag 
Vorname: Be as Ba aa aim ES EAU u a hs männl. Monat, 

dauernd unterftüßt? weibl, [7 
„Jahr 189 .... RE men Medi Bez Kr, nen Anfang de Behdlg. 
aus vorigem Jahr. — Stodwerk ....... born, hinten. 

ledig, verh., eheverl., geich., verw.; ehel., unehel., (Pflegekind), 

N noch in Behandlung ? 

In welches Krankenhaus (Heimftätte) nennen annnn 





geſtorben am -......m ; nur als Leiche befichtigt. 





EEE 


Diagnofe: 


Wurde Kranker im Berichtsjahr fchon in einem andern Med. Bezirk behandelt? 
ja? nein? 


Wennnnu nn ent un nn nun ELLE EEE EHRE EHER nn nn EEE EEE EEEERERERRERERSREL IE ERETEmE En nenne 
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Frankfurter „Krantenregijter der ſtädtiſchen Armenärzte“. 


AA 
Pflegſchaft: 18....... 






2. Bornamen, 





1. Familienname. 









4, Alter. 
Monate. 











BE 7. Zahl ber 





BEER 


6. Zugang: 











von vor. Jahr neu aus Diftr.........-- Befuche Kon: 

übergegangen. | zugegangen. übernommen. E fultatioren. 
Da⸗ | 
tum | 

— 8 Ausgang: 

in ins nächte 

Geheilt. |Ungebeilt. | Diftr. .... | in⸗ |. „et . 

| h gehei — J GBoſpital. Geſtorben dene a 





















9, Krankheit: 









10. Bemerkungen: 
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